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In  zwanglosen  Händen.  Jeder  Band  einzeln  kauflich. 

Wer  gegenwärtig  im  sechzigsten  Lebensjahre  steht,  ist  so  alt  wie  die 
erste  Locomotiv-Eisenbahn  der  Welt,  und  kann  sagen,  dass  das  Eisenbahnwesen 
wenigstens  eine  Zeit  lang  als  Zeitgenosse  mit  ihm  gewachsen  ist.  Des  Sechzig- 
jährigen Wachsthum  ist  freilich  längst  vorüber,  war  auf  eine  kurze  Reihe  von 
Jahren  durch  die  Natur  begrenzt.  Das  Eisenbahnwesen  hatte  dagegen  bis  jetzt 
keine  zeitliche  Grenze  im  Wachsthume,  blieb  nicht  still  stehen,  sondern  wuchs 
und  wuchs  und  entwickelte  sich  auf  eigene  Faust  in  einer  Weise,  wie  es  wohl 
von  keiner  Seite  geahnt  wurde. 

Heute  beherrscht  die  Eisenbahn  das  gesammte  moderne  Leben,  tief 
eingreifend  in  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Staates,  der  Handels-  und 
Verkehrswelt,  der  Familie  und  des  Einzelnen.  Ein  Segenspender  für  alle  Kreise, 
hat  die  Eisenbahn  den  Unterschied  zwischen  hoch  und  niedrig,  vornehm  und 
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in  Berührung  kommt,  nicht  vor  Käthscln  stehen,  sondern  das  Fi 
kennen  verwandeln  und  mit  eigenen  Augen  sehen  wfll,  wie  die  Dinge  gc 
sind,  um  den  grossen  Verkehrsfactor  auch  zu  verstehen,  wenn  es  sich  ui 
eigensten  Interessen  handelt. 

Wir  sehen  uns  demnach  veranlasst,  diesem  wahrhaft  grossen  and  in  ' 
Natur  der  Sache  begründeten  Bedürfnisse  Rechnung  zu  tragen,  und  h*»' 
entschlossen,  dem  Eisenbahnwesen  und  der  Publicistik  auf  dicsein 
eigene  Stätte  zu  gründen.  Wir  beabsichtigen  in  der  »Hiblio^' 
bahn  Wesens*  dem  Fachmanne,  sowie  allen,  die  an  den 
der  Eisenbahnen  ein  Interesse  haben,  die  Mittel  zu  biet 
zu  holen,  sobald  und  wo  sie  gebraucht  werde i 
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Vorrede. 


Die  jüngste  ErschcinuLiL;  auf  dem  Gebiete  der  modernen 
Rechtsbildung  ist  Jus  Kisenbahm  echt. 

Die  Kenntniss  dcs.scll^^cn  i^cwiiini  bei  der  I  leiTichatt  der 
Eisenbahnen  iiber  das  gesaramie  Verkehrsleben,  bei  der  mach- 
tif^en  I\)>it:(in,  welehc  die  Eisenbahnen  im  Siaatsweseii  wie 
in  der  l  irf^erlichen  Gesellschaft  sich  erobert  haben,  immer 
mehr  an  ikdeutung  und  ist  für  Kreise  ein  Bedürfniss,  welche 
über  den  Begriff  des  Eisenbahnfachmannes  weit  hinausreichen, 
tÜT  den  Eisenbahnfachmann  aber  geradezu  eine  Existenz- 
bedingung geworden,  wenn  anders  er  der  Sache,  der  er 
dient,  mehr  sein  soll,  als  ein  ziemlich  belangloses  Schräubchen 
an  der  grossen  Maschine. 

Wenn  bis  jetzt  ausser  einzelnen  Monographien,  welche 
den  jeweilig  im  Vordergrunde  stehenden  Tagesfragen  galten, 
oder  sich  über  gewisse  Schlagworte,  die  wie  Kiniagstliegen 
entstanden  und  schwanden,  verbreiteten,  eine  umfassendere 
•literarische  Leistung  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnrechtes  — 
abgesehen  von  dem  bereits  im  .Jahre  1860  erschienenen  Werke 
von  Dr.  Wilhelm  Koch:  „Dcutscliiands  Eisenbahnen"  —  nicht 

TS 

zu  ver^^eichnea  ist,  so  dürfte  diese  Thatsache  auf  zwei  Ur- 
saclien  zurückzuführen  sein,  nämlich  einmal,  dass  das  Eisen- 
bahnrecht, aus  dem  Leben  directe  entstammenil  und  in  dasselbe 
wieder  voll  eingreifend,  eine  abstr:K't  wissenschaftliche  Behand- 
lung nicht  vertragt,  der  Fachmann  aber,  dem  die  praktischen 
Kenntnisse  wohl  zur  Seite  stünden,  'zumeist  nicht  in  der  Lage 
war,  wissenschaftlichen  Studien  mit  Müsse  zu  obliegen;  —  für's 
Zweite,  dass  bei  der  rapiden  Entwicklung  des  Eisenbahn- 
wesens, bei  dem  Jagen  und  Einanderverdrängen  von  An- 
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schauungen  die  Stabilisirung  der  Erfahrungen  und  deren 
Kleidung  in  eine  rechtliche  Darstellung  auf  ganz  enorme 
Schwierigkeiten  hätte  stossen  müssen. 

Die  mit  Beginn  des  laufenden  Jahrssefants  unbestreitbar 
eingetretene  Mässigung  der  fieberhaften  Hast  In  der  Entwicklung 
des  Eisenbahnwesens  gestattet  nun  dem  Fachmanne,  den  sich 
ihm  bietenden  Verhältnissen  mit  ruhigerem  Blicke  forschend 
zu  nahen,  und  die  rechtliche  Seite  derselben  zu  erkennen  und 
zu  beleuchten. 

Allerdings  erfordert  die  darauf  abzielende  Thätigkeit  einen 
grossen  Aufwand  von  Mühe  und  Ausdauer,  wenn  in  Betracht 
gezogen  wird,  dass  eine  wirklich  auf  Erfolg  Anspruch  er* 
hebende  Darstellung  die  genaue  Kenntniss  des  umfangreichen, 
Gesetze,  Verordnungen,  Erlässe  genereller  und  specieller  Natur 
in  sich  schliessenden  Materiales  zur  Vorbedingung  hat  und 
dass  es  fast  abschreckend  wirken  muss,  die  in  dieser  Richtung 
bestehenden  grossen  Sammelwerke  einer  zielbewussten  Durch-  ^ 
sieht  zu  unterziehen. 

Gleichwohl  muss  einmal  der  Anfang  gemacht  werden^ 
wenn  das  allgemeine  Interesse  —  wie  dies  bereits  der  Fall 
ist  —  dem  Eisenbahnrechte,  als  neuer  Disciplin  der  Rechts- 
wissenschaft, sich  zuzuwenden  beginnt,  und  wenn  die  weitere 
Entwicklung  des  Eisenbahnrechtslebens  in  wissenschaftlicher 
und  praktischer  Beziehung  auf  gesicherter  Basis  angebahnt 
werden  soll. 

Der  Erkenntniss  dieser  Thatsache  verdankt  das  gegen- 
wärtige Werk,  welches  wir  hiermit  einem  grösseren  Leserkreis* 
übergeben  und  seiner  nachachtigen  Beurtheilung  empfehlen, 
seine  Entstehung. 

Dasselbe  beschränkt  sich  zunächst  auf  die  systematische 
Darstellung  der  Eisenbahnrechtsverhältnisse  unseres  Vaterlandes, 
soll  aber  nach  Massgabe  der  Aufnahme,  die  dieser  Versuch 
finden  wird,  eventuell  den  Ausgangspunkt  bilden  für  eine 
umfassende  Behandlung  der  rechtlichen  Zustände  auf  dem  Ge- 
biete des  Eisenbahnwesens  ohne  Rücksicht  auf  die  Grenzen 
Oesterreich- Ungarns, 

Wien,  im  Februar  1885. 

Der  Verfasser. 
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Rechtliche  Stellung  des  Eisenbahnwesens  im 
staatlichen  Organismus  im  Allgemeinen.  — 

Eisenbahnrecht 

Die  Eisenbahnen  gehören  zu  den  Communicationscinstalten 
und  :icliinen  iiiiU:]"  denselben  liuLUzuta^e  luibcstr.ttcii  Jen 
hcrvoriat^cndsten  b'latz  ein,  ob  sie  nun  Jeni  \\'eltverls.ehre  im 
grossen  Massstabe  oder  den  localen  Bedürfnissen  oder  selbst 
nur  einem  einzelnen  Pi oduciionszweii^c  zü  dienen  berufen  sind. 

Nach  der  continentalen  Rechtsanschauung  bildet  das  Cora- 
municationswescn  ein  Regal. 

Wenn  wir  von  Regal  sprechen,  so  hat  dieser  Begriff 
allerdings  nichts  gemein  mit  der  Auffassung  der  Regalität  vor 
dem  17.  Jahrhunderte,  wo  das  Regal  nichts  weiter  bedeutete 
als  ein  Lnternehmcn,  dessen  Erträsrniss  einzii;  und  allein  des 
Königs  Eigenthum  ist;  nocli  auch  mit  der  Anschauung,  welche 
mit  der  riesiijen  Vermehrung  der  königlichen  Privilegien  im 
17.  und  18.  Jahrhunderte  sich  entwickelte  und  die  Regalien 
als  die  einzige  Form  der  von  dem  Einflüsse  der  Stände- 
verwaltung nicht  beeinilussten,  eigentlichen  landesflirstlichen 
Regierung  und  Verwaltung  erscheinen  lUsst;  sondern  liegt  dem- 
selben die  Gestaltung  der  staatsrechtlichen  Verhältnisse  zu 
Grunde,  welche  sich  mit  dem  Eintritte  des  ig,  Jahrhunderts 
vollzog,  und  an  die  Stelle  der  ständischen  Rechte  und  Ver- 
fassungen die  Hoheit  der  staatlichen  CjescUschaft  setzte.  Durch 
diese  Wandlung  erscheint  das  Regal  nicht  mehr  als  ein  Recht 
der  Krone,  sondern  tritt  das  staatswirthschaftliche  Princip  in 
Geltung.  Die  staatliche  Wirthschaft  und  Verwaltung  werden 
Prärogative  des  Staates  kraft  eines  höheren  gesellschaftlichen 
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Kaum '  hatten  die  Staatsregierangen  es  Über  sich  gewonnen^ 
ihr  Misstrauen,  das  vorzugsweise  auf  politische  Motive  und* 
Vorurtheile  zurückzuführen  war,  zu  unterdrücken  und  die 
Vortheile  zu  erwägen,  welche  sich  aus  der  Steigerung  des 
Verkehres  direct  und  indirect  schon  für  den  Staatssäckel  ergeben 
müssten,  so  waren  sie  auch  zur  Ueberzeugung  gelangt,  dass 
das  Eisenbahnwesen  als  wirthschaftliches  Institut  mit  dem 
gesammten  Staats-  und  Volksleben  auf  das  innigste  zu- 
sammenhänge.  ^) 

Die  Entwicklung  nun  und  Gestaltung  dieses  für  den  Nutzen 
Aller  so  wichtigen,  mit  dem  Wohl  und  innersten  Leben  des 
Gemeinwesens  so  eng  verwachsenen  Institutes  konnte  der 
Staat  nicht  frei  und  unbeschränkt  der  Privatindustrie  Überlassen, 
ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  damit  die  Einwirkung  auf  ein 
höchst  bedeutsames  Mittel  zur  Erreichung  eines  der  staatlichen 
Hauptzwecke,  zu  denen  die  Förderung  der  materiellen  Inter- 
essen der  Staatsbürger  in  erster  Linie-  zählt,  aus  der  Hand 
gegeben  würde.  Gegen  ein  freies  Gewährenlassen  der  Privat- 
industrie auf  dem  Eisenbahngebietc  sprach  auch  in  Deutsch- 
land insbesondere  noch  das  ^  i  Ikiltiiiss,  welches  die  Staaten 
(im  Gegensatze  zu  dca  cn^lisclijii  un.l  auxcri/.amsk hen  Ein- 
richtungen! ZI;  Jen  früheren  Hillsniitieln  des  X  lillIucs,  den 
llecr-  und  I  kuidclsstrassen,  den  Posten  etc.  eiugenüirirn.n 
hatten,  indem  diese  überall  zu  wirklichen  staatlichen  Verkcl.rs- 
ar.stalt'-'i  .sicli  iierausgcbildet  hatten.  Es  stimmte  daher  voll- 
komiucn  zu  den  deutschen  Anschauungen  über  Befugniss  und 
Verpflichtung  der  landesherrlichen  Gewalt,  wenn  das  Institut 
der  Eisenbahnen  entweder  zu  einem  unzertrennlichen  Gliede 
im  Staatsorganismus  gemacht,  oder  die  Ausführung  der  Eisen- 
bahnen durch  Privatpersonen  der  staatlichen  Mitwirkung  und 
Obhut  unterstellt  wurde,  damit  sie  ihre  Bestimmung,  dem 
Öftenilichen  Verkehre  zu  dienen,  vollständig  erfüllten.  Man 
kam  denn  auch,  der  herrschenden  staatsrechtlichen  Auffassung 
gemäss,  nur  den  Forderungen  eines  gesunden  Staatslebens 
nach,  als  die  deutschen  Staaten  sowohl  die  Anlegung  als  aucii 
den  Betrieb  der  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Eisen- 


')  Knies,  die  Eisenbahnen  und  ihre  Wirkungen,  1853. 
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bahnen  in  der  Art  ihrem  Willen  unterordneten,  dass  sie  die- 
selben entweder  selbst  bauten  und  in  Betrieb  nahmen,  oder 
soferne  sie  dies  Privaten  übcrh'essen,  die  Berechtigungen  und 
Verpflichtungen  derselben  regulirten  und  eine  genaue  Controle 
und  Oberaufsicht  über  Bau  und  Betrieb  sich  rescrvirten,  um 
gehörig  dahin  wirken  zu  können,  dass  die  Privateisenbahnen 
nicht  rücksiclitslos  das  ihnen  gewährte  Recht  zum  Nachtheile 
des  ülfenllichen  Interesses  ausüben. 

Der  Bau  und  Betrieb  von  üffentHchen  Eisenbahnen  er- 
scheint somit  überall  in  Deutschland  als  Ausliuss  der  Staats- 
gewalt, als  Hoheitsrecht,  und  kann  dessen  Ausübung  von 
Privaten  nur  durch  besondere  Bewilligung  der  Staatsgewalt 
erlangt  werden.  Diese  Bewilligung  beruht  auf  einem  N'ertrags- 
verhältnisse  zwischen  Staat  und  Eisenbahnunternchmung  und 
hat  die  Wirkungen  eines  Privilegs,  welches  für  den  betreffen- 
den Unternehmer  die  Bedeutung  eines  wohlerworbenen,  der 
Idee  nach  aus  der  Staatsgewalt  abzuleitenden,  also  öti'entlichen 
Rechtes  hat.  Selbst  in  Ländern,  wo  man  anfangs  die  weit- 
tragenden Wirkungen  der  Eisenbahnen  für  das  ürfentliche 
Wohl  nicht  erkannte,  trat  in  Folge  der  die  Krätte  von  Privaten 
übersteigenden  Schwierigkeiten  des  Eisenbahnbaues  die  Unter- 
ordnung der  Eisenbahnen  unter  die  Staatsgewalt  ganz  von 
selbst  ein.  Wenn  niimlich  zunächst  auch  die  Privatindustrie 
aliein  den  Bau  von  Eisenbahnen  in  Angrirf  nahm,  so  ging 
doch  die  Herstellung  weit  über  den  Begriff  der  Leistungs- 
fähigkeit Einzelner  aus  hnanziellen  Gründen  hinaus  und  musste 
namentlich  die  Öffentliche  Autorität  für  den  Grunderwerb  in 
.Anspruch  genommen  werden.  Ebenso  musste  die  staatliche 
Bewilligung  eingeholt  werden  zur  Bildung  von  Vereinen  oder 
Actiengesellschaften,  lauter  Momente,  welche  der  Staatsver- 
waltung die  Gelegenheit  boten,  ihre  Bedingungen  zu  stellen.  ^) 


1)  In  den  Staaten,  iif  welchen  zuerst  Eisenbahnen  gebaut  wurden, 
in  England  und  Nordamerika,  ging  man  von  der  Ansicht  aus,  dass  durch 
die  freie  Thatigkeit  des  Einzelnen  das  Gemeinwohl  am  sichersten  und 
besten  gefördert  werde.  Darum  konnte  auch  der  Gedanke,  Bahnen  von 
Sf^^^swegen  zu  bauen  und  zu  betreiben,  dort  nicht  aufkommen  und 
fassen. 
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Was  nun  das  Verhältniss  der  Eisenbahnen  zum  Staate 
anlangt,  so  kommt,  so  weit  es  sich  um  Staatsbahnen  handelt, 
bei  denselben  der  Begriff  des  staatlichen  Hoheitsrechtes  selbst- 
verständlich nicht  zum  Ausdrucke«  Die  Staatseisenbahnen  ge- 
hören zum  Staatsvermögen,  werden  als  solches  nach  Ver- 
waltungsnormen von  Staatsorganen  verwaltet  und  sind  Staats- 
anstalten. 

Bei  den  Privateisenbahnen  dagegen  gelangt  das  staatliche 
Hoheitsrecht  in  mehrfacher  Richtung  zur  Geltung,  und  zwar 
1.  durch  das  Heimfallsrecht,  2.  durch  die  Bestimmung  der 
Rechte  und  Pflichten  der  Eisenbahnunternehmungen  in  den 
Eisenbahngesetzen  und  in  den  Concessionsurkunden  und 
3.  durch  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  über  die  Gesell- 
schaften. 

Das  Heimfallsrecht,  demzufolge  die  Eisenbahn  in  voll- 
kommen betriebsfähigem  Zustande  mit  Ablauf  eines  bestimmten 
Zeitraumes  in  das  freie  Eigenthum  des  Staates  übergeht, 
charakterisirt  das  Wesen  der  Staatshoheit  am  schärfsten,  da 
es  das  völlige  Eintreten  der  Staatsgewalt  in  den  Besitz  des 
Unternehmens  ohne  Gegenleistung  bezeichnet. 

Die  Eisenbahngesetze  präcisiren  die  Rechtsverhältnisse  für 
die  Eisenbahnunternehmungen  unter  Aufstellung  der  mass- 
gebenden Gesichtspunkte  im  Allgemeinen.  Die  Concessions- 
urkunden haben  die  gegenseitigen  Bechte  und  Pflichten  zwischen 
der  Staatsverwaltung  und  den  Eisenbahnunternehmungen  im 
Besonderen  zu  regeln. 

Hier  ist  das  Hoheitsrecht  des  Staates  nach  der  Richtung 
zur  Geltung  zu  bringen,  dass  die  den  Eisenbahnunternehmungen 
eingeräumten  Zugeständnisse  und  die  von  denselben  über- 
nommenen Verbindlichkeiten  mit  den  Interessen  der  Öffent- 
lichen Wohlfahrt  in  Einklang  stehen. 

Die  wesoitlichsten  Momente,  welche  in  dieser  Beziehung  für 
die  Stellung  der  Staatsverwaltung  in  Betracht  kommen,  beziehen 

Auch  D&nemark,  Hol  Und  und  die  Schweiz  bauten  durchwegs  Privat- 
bahnen. 

In  Frankreich  trieben  die  Wirren  und  die  Ungunst  der  tinanziellen 
Lage  die  Eisenbahnen  in  ilic  Privathnnde,  was  jedoch  bei  dem  l^atrioiis- 
mus  und  dem  praktischen  Sinne  der  Franzosen  wenig  Bedeutung  hatte. 
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sich  1.  auf  die  Stipulirung  von  Verpflichtungen  der  Eisenbahn- 
unternehmung zum  allgemeinen  Besten;  hierher  gehört  die  Auf- 
stellung der  Grundsätze  für  das  Tarif-  und  Fahrordnungswesen; 
2.  auf  die  eventuelle  Gewährung  einer  materiellen  Unterstützung 
an  die  Unternehmung,  sei  es,  dass  der  Staat  ein  gewisses  Ein- 
kommen gewährleistet  (Zinsengarantie),  sei  es,  dass  der  Staat 
sich  an  der  Capitalsbeschaffung  durch  Leistung  eines  Beitrages 
betheiligt  (Subvention)  oder  endlich,  dass  die  Unternehmungen 
von  bestimmten  Leistungen  (Steuern  und  Gebühren)  befreit 
werden;  3.  durch  das  Einlosungsrecht  des  Staates,  demzufolge 
der  Staatsverwaltung  die  Möglichkeit  gewahrt  wird,  in  den 
Besitz  der  Eisenbahn  nach  Ablauf  eines  bestimmten  Zeitraumes 
noch  vor  dem  Zeitpunkte  der  Heimfälligkeit,  selbstverständlich 
gegen  Entgelt,  zu  treten;  4.  auf  die  Fixirung  gewisser  Lei- 
stungen, welche  die  Eisenbahnunternchmungen  im  ötfcntlichen 
Interesse  zu  prästiren  verptiichtct  sein  sollen;  hierher  gehört 
die  Beförderung  der  Post  und  der  Miliiärtransporte,  die  Bei- 
stellung von  Amts-  und  Wohnlocalitäten  für  die  Organe  der 
Staats-,  insbesondere  der  Post-  und  Finanzverwaltung. 

Für  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  ist  die  Stellung 
der  Eisenbahnunternchmungen  im  Slaatsorganismus  die  Grund- 
lage; dieses  Recht  ist  bedingt  durch  die  Rolle,  welche  der 
Eisenbahnunternehmung  im  wirthschaftlichen  Leben  des  Staates 
zufällt. 

Die  Förderung  und  .\usdehnung  des  Comraunications- 
wesens,  dessen  Dienstbarmachung  und  Gestaltung  nach  den 
Bedürfnissen  des  Handels  und  der  Industrie  ist  für  die  ganze 
wirthschaftliche  Entwicklunti  des  Staates  von  der  entscheidendsten 
Bedeutung  und  bildet  eine  der  höchsten  und  schwierigsten 
Aufgaben  der  Staatsverwaltung;  deshalb  muss  sich  dieselbe 
auf  diesem  Gebiete  die  weitestgehende  Ingerenz  vorbehalten 
und  durch  die  Gesetze  sowohl  als  auch  vertragsmässig  sichern. 

Die  Unternehmung  einer  Privateisenbahn  steht  der  Staats- 
verwaltung nun  näher  als  irgend  ein  anderes  Institut;  sie  hat 
die  Aufgabe  des  Staates  im  übertragenen  Wirkungskreise  zu 
vollziehen,  ist  eine  Öffentliche  Anstalt  und  gehört  demgemäss, 
soweit  es  sich  um  den  staatlichen  Zweck  und  dessen  Erfüllung 
handelt,   zur   inneren   Verwaltung   des   Staates;  die  Privat- 
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Eisenbahnuntcrnehniung  bildet  in  dieser  Beziehung  genau  so 
einen  Theil  des  Staatsorganismus,  wie  die  Staatseisenbahn, 
trotzdem  sie  eine  eigene  Individualität  besitzt,  eventuell  auch 
ein  Verein  ist. 

Der  Staat  kann  und  darf  vermöge  seines  Berufes,  das 
allgemeine  Beste  zu  hüten,  zu  vcrfoltrcn  und  durchzusetzen, 
gar  nicht  darauf  verzichten,  seinen  Willen,  der  auf  dem  Er- 
kennen des  Bedürfnisses  der  allgemeinen  Wohlfahrt  basirt, 
auch  gegea  den  Willen  der  Privatunternehmung  auf  das  ent- 
schiedenste zur  Geltung  zu  bringen. 

Es  wäre  grundfalsch,  wenn  man  sich  auf  den  einseitigen 
Standpunkt  stellen  wollte,  dass  eine  Eisenbahnunternehmung 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Erwerbsunternehmung  ebenso  unab- 
hängig sei,  wie  ein  anderes  Unternehmen,  z.  B.  eine  Sp»odium- 
fabrik. 

Die  Eigenschaft  der  Erwerbsgenossenschaft  muss  vielmehr 
wie  jedes  andere  Privatinteresse  vor  den  Öffentlichen  Rück- 
sichten zurücktreten;  die  Privat-Etsenbahnuntemehmung  muss 
sich  dessen  bewusst  sein,  dass  der  Erwerb  zwar  aus  dem 
Eisenbahnzwecke,  aus  der  Erfüllung  der  ihr  von  der  Staats- 
verwaltung anvertrauten  Aufgabe  fliesst,  aber  überhaupt  nicht 
vorhanden  wäre,  wenn  nicht  der  Staat  die  Erfüllung  der  Aufgabe 
der  Unternehmung  anvertraut  hätte,  nachdem  eine  Entfaltung 
der  Selbstthätigkeit  in  dieser  Richtung  einfach  ausgeschlossen 
ist;  die  Privat-Eisenbahnunternehmung  muss  in  ihrem  Sein 
einen  organischen  Theil  des  organischen  Lebens  der  Staats- 
verwaltung erblicken  und  darum  sich  ah  ein  mitarbeitendes 
Organ  am  Staatszwecke  in  Zweck  und  Thätigkeit  in  Harmonie 
mit  der  Regierung  setzen,  weil  nur  diese  den  Staatszweck  kennt. 

Es  ist  nun  nur  eine  natürliche  Folge  der  so  präcisirten 
Stellung  der  Eisenbahnunternehmungen  zum  staatlichen  Orga- 
nismus, dass  die  Staatsverwaltung  gegen  alle  Momente  in  der 
Unternehmung  auftreten  muss,  welche  das  öfTentliche  Wohl 
gefährden;  und  dass  die  Einflussnahme  des  Staates  bei  den 
Eisenbahnunternehmungen  viel  weiter  reicht  als  bei  anderen 
Gesellschaften  und  Vereinen. 

Während  bei  diesen  die  Thätigkeit  der  Staatsverwaltung 
sich  lediglich  auf  die  Frage  des  Existentwerdens  der  juristischen 
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Pcrsünlichkeit  bezieht  und  die  Genehmigung  vorwiegend 
negativen  Iiilialtcs  ist,  iudcna  sie  die  Erklärung  in  sich  fasst, 
dass  der  Zweck  des  Vereines  nicht  im  Widerspruche  mit  den 
Aufgaben  des  Staates  im  Allgemeinen  steht,  dass  die  innere 
Ordnung  des  Vereines  sich  nicht  im  Widerstreitc  mit  dem 
Rechte  der  Staatsbürger  befindet,  und  dass  die  im  Vereins- 
vertrage liegenden  Thätigkeiten  nicht  den  Forderungen  einer 
gesunden  Verwaltung  zuwiderlaufen  —  übt  die  Staatsverwaltung 
bei  den  Eisenbalinen  eine  weit  grössere  Influenz,  ilier  beschränkt 
sie  sich  nicht  blos  auf  die  negative  Thätigkcit  der  Constatirung 
der  eben  genannten  Momente,  sondern  nimmt  bereits  einen 
directen  positiven  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Unternehmens 
nach  dem  Staatszwecke. 

Die  Concessionsvcrhandlungen,  die  Ertheilung  der  Con- 
cession  und  die  Genehmigung  der  Gesellschaftsstatuten  bilden 
den  Gang  und  den  Abschluss  der  ersten  Thätigkeit  der  Staats- 
verwaltung gegenüber  den  Eisenbahnunternchmungen. 

Schon  diese  Thätigkeit  ist  zum  Tlicile  ein  Ausfluss  des 
Oberaufsichtsrechtes  des  Staates.  Krait  dessen  ist  die  Staats- 
verwaltung bestrebt,  das  Interesse  der  ürfentlichen  Wohlfahrt 
bereits  von  vorneherein  sicherzustellen  und  deshalb  die  Grund- 
sätze zu  fixiren,  welche  für  die  Verwaltung  und  für  die  Stellung 
der  Unternehmung  im  Verkehrsleben  massgebend  sein  sollen. 
Die  Fixirung  des  Anlagecapitales,  die  Art  der  Finanzirung, 
die  Norniirung  von  Maxinialtarifen  im  Allgemeinen  und  von 
Tarifsätzen  für  gewisse  Falle  oder  für  bestimmte  Gattungen 
von  Artikeln,  die  Begrenzung  des  Wirkungskreises  der  Direc- 
tion  und  der  Gesellschaftsverwaltung,  die  Festsetzung  einzelner 
Verkehrsdirectiven,  sind  lauter  Dinge,  die  das  Gesagte  be- 
stätigen. 

Die  Entfaltung  des  Oberaufsichtsrechtes  des  Staates  gegen- 
über den  Eisenbahnen  hängt  nun  innig  mit  der  Eigenschatr 
des  Eisenbahnunternehmens  als  organischen  Theiles  der  staat- 
lichen Verwaltung  zusammen.  Demgemäss  muss  die  Staats- 
verwaltung, nachdem  es  ihre  Aufgabe  ist,  den  Zweck  des 
Eisenbahnwesens  als  organisches  Ganzes  im  Auge  zu  behalten 
und  seine  Verwirklichung  systematisch  und  consequent  zu 
verfolgen,  auch  das  Recht  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  den 
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Eisenbahnunternehmungen  in  Absicht  auf  den  Zweck  unmittelbar 
Befehle  zu  ertheilen,  ferner  zu  erklären,  dass  gewisse  BescblQsse 
der  Gesellschaft  ohne  Zustimmung  der  Regierung  nicht  als 
vollständig  giltig  angesehen  werden,  sowie  auch  zu  verlangen, 
dass  die  Schlussfassungen  der  Gesellschaft  im  Beisein  und 
unter  Controle  der  Organe  der  Staatsverwaltung  (Regierungs- 
commissäre,  landesfürstliche  Commissäre)  erfolgen.  In  seiner 
äussersten  Consequenz  äussert  sich  dieses  Recht  der  Staatsgewalt 
in  der  Entziehung  der  Concession  und  in  der  Sequestration. 

Im  Weiteren  ergiebt  sich  die  Uebung  des  staatlichen  Ober- 
aufsichtsrechtes  aus  dem  Wesen  des  Betriebes  der  Eisenbahn- 
Unternehmungen  und  aus  der  Verpflichtung  des  Staates,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  derselbe  continuirlich  aufrecht  erhalten 
bleibe,  der  Gesammthett  nicht  gefährlich  werde  und  die  dem 
Zwecke  des  Unternehmens  entsprechende  Einrichtung  erhalte. 

In  dieser  Beziehung  sind  drei  Formen  der  Ueberwachung 
2u  unterscheiden:  1.  die  allgemein  polizeiliche,  2.  die  technische, 
3.  die  statistische. 

Die  Ueberwachung  selbst  kennzeichnet  sich  in  allen  drei 
Formen  als  Handlung  der  Behörde,  durch  welche  sie  sich  in 
die  Kenntniss  der  Thätigkcit  des  Unternehmens  setzt,  um  die 
Gewissheit  zu  haben,  dass  die  Gebahrung  dem  staatlichen 
Zwecke  homogen  sei;  ihr  entspricht  die  Verpflichtung  der 
Unternehmung,  dasjenige  zu  thuA  und  zu  leisten,  wodurch 
die  Kenntnissnahme  möglich  wird,  nämlich  nicht  nur  die  Ein- 
sicht in  alle  Zweige  der  Verwaltung  und  Gelxihruni;  zu  ge- 
währen, sondern  auch  jedwede  Auskunft  und  Aullviarung,  die 
et wa  gefordert  w ü r v  1  e ,  z v,  c rrh e ilen. 

Die  polizeiliche  UeberwachLuii;  unilasst  zwei  weitgehende 
Rechte  der  Regierung.  Das  erste  bezieht  sich  auf  die  eiii/;^hien 
Acte  des  Lebens  der  Unternehmung  und  giebt  der  Staats- 
verwaltung das  ßcfugniss,  nicht  blos  die  ßcschli'isse  des  Ver- 
waltungsorganes  der  Ueberwachung  sich  mittheilen  zu  lassen, 
sondern  auch  die  Versammlungen  und  Sitzungen,  welche  im 
Schosse  der  Unternehmung  abgehalten  werden,.durch  besondere 
Abgeordnete  zu  beschicken.  Diese  Organe  der  Regierung  haben 
allerdings  nicht  das  Recht,  an  der  Debatte  theilzunehmen, 
allein  sie  müssen  bei  ungehörigen  oder  ungesetzlichen  Vor- 
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gängeu  Verbot  L.iiIcL;en,  und  künnen  Beschlüssen,  welche  ihnen 
bedenklich  erscheinen,  die  Genehmigung  der  älcjj,iciani;  vor- 
behalten. Ausserdem  bleibt  es  ihnen  überlassen,  den  Kisea- 
bahnunternehraungen  in  Absicht  auf  die  Erlüllung  des  staat- 
lichen Zweckes  Ralhschläge  zu  ertheilen  oder  in  sonstiger 
Weise  hilfreich  zur  Seite  zu  stehen.  —  Das  zweite  Recht  der 
Regierung  ist  gerichtet  auf  die  Aufsicht  über  die  gcsammte 
Administration  und  auf  die  Uebersvacliung  der  Befolgung  der 
gesetzlichen  Anordnungen,  sowie  der  speciellen  Verfiigungen 
der  Staatsverwaltung,  welche  im  Hinblick  auf  die  den  örleiit- 
liehen  Dienst  betreffende  Aufgabe  der  Eisenbahnunternehniungen 
getroffen  werden.  Diesem  zweiten  Rechte  der  Regierung  ent- 
spricht die  Verpflichtung  der  Gesellschaft,  zur  Leitung  des 
Betriebes  eine  eigene  Direction,  welche  der  Regierung  gei^en- 
über  für  die  ordnung.smassige  Besorgung  des  Betriebes  un- 
mittelbar verantwortlich  ist,  aufzustellen  und  die  Mitglieder 
derselben,  sowie  auch  die  Mitglieder  der  Verwaltung,  denen 
die  Vertretung  der  Gesellschaft*  als  Rechtssubject  obhegt,  der 
Regierung  bekannt  zu  geben.  Die  Verantwortlichkeit  der  Mit- 
gh'eder  der  Direction  und  der  Verwaltung  führt  in  letzter  Auf- 
lösung zu  dem  Discipli narrechte  der  Regierung. 

Die  technische  Oberaufsicht  gilt  weniger  der  Gesellschaft 
und  ihrer  Stellung  als  Verwaltungsorgan  im  staatlichen  Leben, 
als  vielmehr  der  Grösse  imd  Wichtigkeit  des  Betriebes,  den 
damit  verbundenen  Gefahren  für  die  öffentliche  Sicherheit  und 
den  Rücksichten,  welche  sich  ergeben,  wenn  die  Anlage  einer 
Eisenbahn  unter  Beachtung  der  allgemeinen  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  und  im  Hinblicke  auf  den  Eingrirf  in  die  be- 
stehenden concrcten  ökonomischen  Verhältnisse  und  Zustände 
in  Betracht  gezogen  wird.  Das  F<echt  des  Staates  zur  techni- 
schen Oberaufsicht  geht  demnach  sehr  weit  und  bezieht  sich 
naturgemäss  nicht  blos  auf  die  L'eberwachung  des  Zustandes 
der  Bahn  und  der  Betriebsmittel  und  auf  die  Controlirunii  der 

CT* 

Transportbedingungen,  sondern  auch  auf  alle  Stadien  der 
Anlage  einer  Eisenbahn  und  reicht  bis  zur  ersten  Projecls- 
verfassung  zurück;  denn  schon  im  allerersten  Momente,  wo 
ein  Eisenbahnunternehmen  greifbare  Gestalt  annimmt  und  sich 
anschickt,  eingreifend  in  bestehende  Ordnung  und  in  fremde 
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Rechcssphären  seiner  Existenz  Geltung  zu  verschaffen,  tritt  an 
die  Staatsverwaltung  die  Aufgabe  heran,  die  Grundsätze  einer 
gesunden  VolkswirthschaftspAege  im  Allgemeinen  wie  im 
Besonderen  in  entsprechender  Weise  zu  vertreten  und  den 
Forderungen  der  öffentlichen  Sicherheit  nachdrücklichsten  Aus- 
druck zu  verschaffen.  In  Folge  dessen  hat  der  Staat  unbestritten 
das  Recht,  nicht  blos  auf  die  Wahl  der  Gattung  der  Bahn 
(Hauptbahn,  Local-  oder  S&cundär-  oder  Vicinalbahn)  be- 
stimmenden Einffuss  zu  üben,  sondern  auch  die  Entscheidung 
über  die  Richtung  (Trace)  der  Bahn  sich  vorzubehalten,  das 
zur  Ausführung  bestimmte  Project  und  die  in  Aussicht  ge- 
nommenen Betriebseinrichtungen  im  Detail  zu  prüfen  und  zu 
genehmigen,  und  endlich  zu  bestimmen,  ob  die  Bedingungen 
vorhanden  sind,  dass  die  fertiggestellte  Bahn  dem  Verkehre 
übergeben  werden  kann. 

Diesem  Rechte  des  Staaten  entspricht  wieder  die  Ver- 
pflichtung der  Eisenbahnunternehmungen,  alle  Vorkehrungen 
so  zu  treffen,  dass  die  Ökonomische  Ausführung  der  Bahn 
erreicht  wird  und  eine  gesicherte  Betriebsführung  gewärtigt 
werden  kann,  alle  Projecte  der  Regierung  zur  Genehmigung 
vorzulegen  und  die  Entscheidung  der  Regierung  abzuwarten, 
sowie  deren  Bewilligung  zur  Betriebseröffnung  einzuholen,  und 
endlich  allen  Anordnungen  pünktlich  nachzukommen,  welche 
die  Staatsverwaltung  bezüglich  des  Bauprojcctes  und  der  Be- 
triebseinrichtungen  zu  treffen  findet.  —  Die  technische  Ober- 
aufsicht des  Staates  führt  bei  Eigenmächtigkeit  der  Eisenbahn- 
unternehmungen nach  dem  Ermessen  der  Staatsverwaltung  bei 
den  Eisenbahnen,  welche  im  Baue  sich  befinden,  zur  Bau- 
einstellung, Abnahme  des  Baues,  Verweigerung  des  Betriebs- 
consenses,  —  bei  Bahnen,  auf  welchen  der  Betrieb  eröffnet  ist, 
zur  Einstellung  des  Betriebes,  zur  Sequestration  des  Betriebes 
oder  der  Verwaltung,  oder  beider. 

Die  statistische  Ueberwachung  der  Eisenbahnen  beruht  auf 
der  Erkenntniss  des  Werthes,  den  die  Kenntniss  bestimmter 
Thatsachen  für  die  Beurtheilung  gewisser  Zustände  hat.  Das 
Ergebniss  dieser  Ueberwachung  soll  der  Regierung  die  Mittel 
an  die  Hand  geben,  sich  über  Ursache  und  Wirkung  einzelner 
Erscheinungen  und  Vorkommnisse  auf  dem  Gebiete  des  Eisen- 
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bahnwcscns  zu  orientiren,  und  daraufhin  zu  bestimmten 
Schlüssen  zu  gelangen  und  ihre  Anordnungen  zu  treffen.  Die 
Resultate  der  Statistik  künnen  somit  eine  höchst  wirksame 
Grundlage  für  das  Verordnungsrecht  der  Regierung,  eventuell 
auch  für  die  Geset/gcbung  werden.  Der  Umfang  der  Xer- 
priichtung  der  Eisenbahnunternehmungen,  statistische  Daten  zu 
liefern,  ist  gesetzlich  nicht  fixirt;  es  niuss  vielmehr  dem  Er- 
messen der  Regierung  vorbehalten  bleiben,  in  dieser  Richtung 
ihre  Auftrage  den  Unternehmungen  zu  ertheilen,  wo  und  wie 
oft  sie  es  im  Interesse  des  Sraatszweckes  nothig  erachtet,  da 
nur  das  Bedürfniss  der  Verwaltung  allein  massgebend  sein 
kann,  welches  weder  der  Sache  noch  der  Zeit  nach  begrenzbar 
ist.  Die  Verkehrs-  und  Einnahmenausweise,  welche  von  den 
Eisenbahnunternehmungen  geliefert  werden,  die  Unfallsstatistik, 
die  geführt  wird,  verdanken  ihre  Entstehung  solchen  An- 
ordnungen der  Staatsverwaltung  und  haben  schon  zu  mancher 
wohlthätigen  Verfügung  die  Handhabe  geboten.  Namentlich 
sind  statistiche  Aufzeichnungen  und  Nachweisungen  von  un- 
schätzbarem Werthe,  wenn  es  sich  um  neue  Erscheinungen 
auf  dem  Gebiete  der  Erfindungen  handelt,  welche  dem  Eisen- 
bahndienste  dienstbar  gemacht  werden  könnten  oder  sollen. 
(So  werden  in  neuester  Zeit  sehr  eifrige  Studien  über  das 
Verhalten  des  eisernen  Oberbaues  nach  verschiedenen  Systemen, 
über  den  Nutzen  elektrischer  Blokirapparate,  über  Beheizung 
und  Beleuchtung  von  Eisenbahnwagen  gemacht.)  Es  liefet  in 
dieser  Beziehung  auch  im  eigensten  Interesse  der  Eisenbahn* 
Unternehmungen,  die  Staatsverwaltung  durch  ihre  gesammelten 
Erfahrungen  und  gemachten  Wahrnehmungen  werkthätig  zu 
unterstützen,  damit  nicht  vorzeitig  Anordnungen  getroffen 
werden,  welche  nicht  so  sehr  das  Ansehen  der  verfügenden 
Behörde,  als  vielmehr  das  materielle  Interesse  der  Unternehmung 
schadigen  könnten.  Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  daher  auch 
die  wirksamsten  Organe,  welche  die  Aufgabe  der  Regierung  bei 
der  statistischen  lleberwachung  zu  unterstützen  berufen  sind, 
und  üben  diese  Ueberwachung  im  gewissen  Sinne  selbst  mit, 
so  dass  sich  hier  sehr  scharf  schon  die  Thatsache  ausprägt, 
dass  die  Privateisenbahnen  einen  organischen  Theil  der  Ver- 
waltung im  Staatsleben  ausmachen. 
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Nach  all  dem  bisher  Gesagten  lässt  es  sich  als  feststehend 
bezeichnen,  dass  die  Eisenbahnuncernehmungen  als  Öffentliche 
Anstalten  in  Erfüllung  der  ihnen  im  übertragenen  Wirkungs- 
kreise zufallenden  staadichen  Aufgabe  einen  Theil  der  Ver- 
waltung des  Staates  selbst  ausmachen  und  in  Folge  dessen 
völlig  dem  Staatswillen  untergeordnet  sind,  insolangc  die  Re- 
gierung nicht  vertragsmässig  eine  grossere  Freiheit  einräumt. 

Ausser  und  neben  dieser  Stellung  als  Öffentliche  Anstalten 
haben  aber  Privat-Eisenbahnunternehmungen  auch  noch  eine 
zweite  Eigenschaft,  die  sich  an  ihre  Existenz  knüpft.  Sie  sind 
nämlich  auch  wirthschaftliche  Unternehmungen  und  als  solche 
berufen  und  angewiesen,  ein  Geschäft  zu  machen,  da  die  ihnen 
zugeführten  Capitalien  Anspruch  auf  einen  Ertrag  haben.  In 
dieser  Beziehung  sind  sie  nach  der  Richtung  eigenberechtigt, 
dass  es  ihnen  als  ihre  Aufgabe  überlassen  bleibt,  sich  einen 
Erwerb  zu  schaffen,  aus  dem  Betriebe  ein  Erträgniss  zu  ge- 
winnen und  das  Erträgniss  auch  zu  verwalten. 

Die  geschäftliche  Seite  des  Unternehmens  begründet  daher 
das  Recht  zu  einer  selbstständigen  Verwaltung  der  Unter- 
nehmuni^.  Diese  Verwaltung  verfolgt  naturgeniäss  den  Zweck, 
die  finanziellen  Verhältnisse  des  Unternehmens  möglichst 
günstig  zu  ULNialten,  und  muss  deshalb  auch,  dem  Zwecke 
entsprechend,  J'l-  i  [utti^iLcir  nach  eigenem  Ermessen  bestinnncn, 
die  Orj;ane  Irci  v/iihien,  welclic  dem  Inhalte  der  Thatii; kcic 
nach  zu  functionirM i  haben  Liud  die  ()rdnuni;  tur  die  zu  voU- 
zieiiciidcn  [■  LincLiuiicn  in  der  Weise  autstellen,  wie  sie  dieselbe 
zur  Erreichung  des  Zweckes  für  i;eeignet  erachtet.  In  dieser 
Richtung  also  ist  die  Fasenbahnunteriiehmuni^  der  Natur  der 
Sache  nach  ein  selbstverwaltender  Körper  und  unabhängig  von 
der  Ingerenz  der  Staatsverwaltung,  wenn  solche  nicht  aus- 
drücklich und  vertragsmässig  eini^eraumt  wurden  ist.  Niemais 
kann  jedoch  auch  in  dem  Falle,  wo  sich  eine  Privat-Eisciibahn- 
unternchmung  des  völlig  freien  Verfügungsrechtes  begeben  hat, 
das  Abhängigkeitsverhältniss  so  weit  gedeihen,  dass  das  ge- 
sammte  Thun  und  Lassen  an  die  Genehmigung  der  Regierung 
«geknüpft  wäre;  niemals  darf  die  Staatsverwaltung  mit  der 
Bethätigung  ihres  Willens  weiter  gehen,  als  das  wirkliche 
Interesse  an  der  Beschränkung  der  Selbstverwaltung  reicht, 


16 


RecbtUehe  Stellung  des  EiienbehnweKens  et«. 


Die  dritte  Eigenschaft  endlich,  welche  den  Eisenbahn- 
Unternehmungen  zukommt,  leitet  sich  aus  dem  staatsbüiger- 
lichen  BegriiTe  des  Rechtssubjectes  ab  und  bezieht  sich  auf  das 
Verhältnisse  in  welchem  eine  Eisenbahnunternehmung  im  staat- 
lichen Rechtsleben  zu  Dritten  steht. 

Der  Erwerb  von  Rechten,  das  Eingehen  von  Verbindlich- 
keiten hat  immer  eine  wirkliche  oder  gedachte  Individualität 
zur  Voraussetzung,  welche  ihren  Willen  nach  aussen  hin  in 
rechtmässiger  Weise  bethätigt,  beziehungsweise  sich  in  recht- 
lichen Verkehr  setzt  mit  anderen  Individualitäten,  und  tn 
dieser  Richtung  als  Rechtssubject  bezeichnet  wird  und  an- 
zusehen ist.  ' 

Auch  die  Eisenbahnunternehmungen  treten,  sobald  sie  zur 
Existenz  gelangt  sind,  entweder  kraft  ihres  Selbstbestimmungs- 
rechtes  oder  auf  Grund  der  ihnen  mit  Rücksicht  auf  ihren 
Zweck  obliegenden  Aufgabe  in  rechtliche  Verhältnisse  zu  dritten 
Personen,  aus  welchen  sich  Rechte  und  Pflichten  entweder  für 
die  Eisenbahnunternehmungen  oder  für  die  dritten  Personen 
oder  für  beide  zugleich  ergeben,  und  sind  daher  in  ihrer  recht- 
lichen Stellung  nicht  blos  ÖHentliche  Anstalten,  sondern  auch 
eigentliche  Rechtssubjecte  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechtes. 

Soweit  die  rechtlichen  Bezicliuuizcn  auf  das  freie  Selbst- 
bestimmungsrechc  zuruckzutuhrcn  sind,  geniessen  die  Eisen- 
bahnunternehmungen die  Slelluiif;  im  Rechtsleben  wie  die  Staats- 
bürger, sie  können,  wie  diese.  Rechte  erwerben  und  aufgeben, 
Verträge  schliessen  und  Kisen,  sieh  selbst  vcrpliichten  oder  für 
Dritte  Verbindlichkeiten  eingehen  u.  s.  w.,  ohne  an  andere 
Bestinimuniicn  iici'Lindeu  zu  sein  als  die  all^ieuicin  für  alle 
Staatsbürger  ciltigen  und  bindenden. 

Sobald  jeiiuch  der  Eisenbahnzweck  zur  Geltung  kommt, 
tritt  mit  Rücksicht  auf  diesen  eine  Ausnahnissrellung  der 
Eisenbahnunternehmungen  ein.  welche  sich  dahin  juacisirt,  dass 
die  Eisenbahnunternehmungen  mit  ihren  W'illensäüsserungen 
in  der  Regel  überhaupt  nicht  mehr  frei  und  unabhänsjig, 
sondern  an  bestimmte,  allgemein  erkennbare  Directiven  und 
Formen  im  Verkehre  mit  Dritten  gebunden  sind,  und  dass 
auch  die  Dritten  in  der  Freiheit  ihrer  Willeusbethatigung  be- 
schrankt sind. 
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Die  Ausnuhrasbestimmun^en  gegenüber  dem  bürgerlichen 
Rechte  räumen  den  Eisenbahnunrcrnehmungen  bald  eine 
günstigere,  bald  eine  ungünstigere  Position  im  Verhältnisse  zu 
den  Dritten  ein.  Je  nachdem  die  Eisenbahnunternehmungen  oder 
die  Dritten  besonderen  Schutzes  bedürfen,  um  die  Erfüllung 
der  Aufgabe  der  Eisenbahnen  dem  Zwecke  gemäss  zu  fördern. 

Das  Kriterion,  welches  nach  der  einen  oder  anderen  Rich- 
tung entscheidet,  liegt  einerseits  in  der  Bestimmung  der  Eisen- 
bahnen zur  öffentlichen  Wohlfahrt,  welche  die  möglichste 
Unabhängigkeit  derselben  von  dem  bestimmenden  Willen  Ein- 
zelner fordert»  andererseits  in  der  Forderung,  dass  der  Einzelne 
gegenüber  der  Macht  der  Eisenbahn,  sowie  gegen  die  aus 
ihrem  Bestände  drohende  Gefahr  des  erforderhchen  Rechts- 
schutzes nicht  entbehre. 


Wenn  wir  nun  die  dreifache  eigenartige  Stellung  der 
Eisenbahnen  im  staatlichen  Leben  und  Organismus  als  Aus- 
fUiss  und  Inhalt  einer  nothwendigen,  allgemein  giltigen  Regel 
in  Betrachtung  ziehen,  gelangen  wir  zum  Begriffe  des  Eisen- 
bahnrechtes, und  stellt  sich  dasselbe  als  der  Inbegriff  der 
rechtlichen  Beziehungen  der  Elsenbahnen  im  objectxven  und 
subjectiven  Sinne  dar. 

Da  die  rechtlichen  Beziehungen  zunächst  aus  der  Existenz- 
frage der  Eisenbahnen  und  aus  ihrem  Verhältnisse  zur  Staats- 
gewalt sich  ableiten,  da  ferner  die  Freiheit  der  Handlungs- 
fähigkeit der  Eisenbahnen  im  Verkehre  mit  Dritten  mit  Rück- 
sicht auf  den  Zweck  gleich  Öffentlichen  Anstalten  begrenzt 
und  beschränkt  erscheint,  so  ist  es  klar,  dass  das  Eisenbahn- 
recht dem  öffentlichen  Rechte  im  Allgemeinen,  dem  Ver- 
waltungsrecbte  im  Besonderen  angehört 

Bei  Betrachtung  der  einzelnen  Rechtsverhältnisse  wird  sich 
zeigen,  dass  die  Grundsätze  des  Civilrechtes  im  Eisenbahn- 
rechte  vielfach  verändert  und  umgestaltet  wurden,  dass  die 
Wirkungen  der  Erweiterung  der  Grenzen,  welche  das  strenge 
bürgerliche  Recht  gesteckt  hat,  durch  eine  auf  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  basirte  Auffassung  sehr  weitgehende  sind. 

II »  b  •  r  •  r ,  Da«  <»Uirr,  BiMnbaburaeht.  2 
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Hat  das  Handelsrecht,  welches  der  Nothwendigkeit,  das 
büri^crliche  Recht  im  Hinblicke  auf  die  Bedürfnisse  des  Handels 
und  Verkehres  fortzubilden,  entsprang,  auch  die  Institutionen 
des  Civilrechies  noch  zur  Grundlage  genommen,  weil  ja  die 
Handelsverhältnisse  immer  in  den  bürgerlichen  Beziehungen 
wurzeln,  so  hat  das  Eisenbahnrecht,  trotz  mancher  Ankliinge 
an  die  civilen  Rechtsverhältnisse,  diese  Grundlage  bereits  ver- 
lassen, und  sich  auf  der  Basis  des  ütfentlichen  Nutzens, 
an  dem  die  Allgemeinheit  wie  der  Einzelne  in  gleicher 
Weise  zu  participiren  berufen  ist,  entwickelt  und  wird  sich 
auf  dieser  Basis  weiter  entwickeln,  so  sehr  man  auch  von 
Seite  der  Juristenwelt,  welche  im  Studium  des  Civilrechtes 
gross  geworden,  bestrebt  ist,  den  Eisenbahnen  den  Charakter 
rein  civiler  Rechtssubjecte  aufzuzwängen. 

Dass  der  Massstab  des  bürgerlichen  Rechtes  aus  dem 
Eisenbahnrechte  geschwunden  ist,  wird  schon  unsere  weitere 
Darstellung  ergeben,  bei  welcher  wir  grundsätzlich  das  System 
des  bürgerlichen  Rechtes  verfolgen  werden. 
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II. 


Rechtsverhältnisse  der  Eisenbahnen  im 

Besonderen. 

Die  Eisenbahiircchtsverhältnissc  gchüren  dem  materielle  n 
Rechte  an,  insoweit  es  sich  um  die  Aufstellung  jener  GruiiJ- 
sätzc  handelt,  welche  für  die  Existenz  und  die  Rcclitsbeüie- 
hungen  der  Kisenbahnunternehmungen  nach  aussen  mass- 
gebend sind,  und  haben  die  Eigenschaft  formellen  Rechtes, 
soweit  die  Geltendmachung;  der  rechtlichen  Befugnisse  und 
das  Verfahren  in  Eisenbahnangelegenheiien  in  Betraciit  l^omnit. 
Das  materielle  Recht  der  Eisenbahnen  umfasst  das  Personen- 
recht und  das  Sachenrecht. 


Rechtsqu eilen:  a)  Die  aUgemeineti  gesetzlichen  Vor* 
Schriften  für  Eisenbahnen^  und  zwar  insbesondere:  1.  Die 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16,  November  1851,  R.  G.  fil. 
Nr.  1  de  1852;  2.  das  Eisenbähn-Concessionsgesetz  vom  14.  Sep- 
tember 1854y  R.  G.  Bl.  Nr.  238;  3.  das  Gesetz  vom  18.  Februar 
1878,  R.  G.  BL  Nr.  30,  betreffend  die  Enteignung  zur  Her- 
stellung und  zum  Betriebe  von  Eisenbahnen;  dann  für  Ungarn 
der  LV.  und  LVI.  Gesetzartikel  „von  der  Expropriation*'  und 
,,aber  die  Expropriation  im  WeicHbilde  der  Städte  Ofen  und 
Pest'',  sanctionirt  und  kundgemacht  in  beiden  Häusern  des 
Reichstages  am  9.  December  1868;  4.  das  Gesetz  vom  19.  Mai 
1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  betreffend  die  Anlegung  von  Eisen- 
bahnbüchem,  die  Wirkung  der  einer  Eisenbahn  eingeräumten 
Hypothekarrechte  und  die  bücherliche  Sicherung  der  Pfand- 
rechte der  Besitzer  von  Eisenbahn-Prioritätsobligationen;  dann 
für  Ungarn  der  I.  Gesetzartikel  „Über  die  abgesonderte,  cen- ' 

2* 
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tralisirte  grundbücherliche  Eintragung  der  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  behndlichen  Eisenbahnen  und  Canäle", 
sanctionirt  und  ivundgemacht  am  7.  April  I068;  5.  das  Gesetz 
vom  25.  xMai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  respective  26.  December 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  betretfend  die  Zugeständnisse  und 
Begünstigungen  für  Localbahnen;  6.  die  Verordnung  vom 
25.  Januar  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19,  betreffend  die  Verfassung 
der  auf  Eisenbahnen  bezüglichen  Projecte  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Amtshandlungen;  7.  die  Verordnung  vom 
29.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  womit  in  theihveiser  Ab- 
änderung der  Verordnung  vom  25.  Januar  1870  Erleichterungen 
hinsichtlich  der  Verfassung  und  commissionellen  Behandlung 
der  Projecte  für  Localbahnen  und  Schleppbahnen  eingeführt 
werden;  8.  das  Gesetz  vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr.  112,  die  garantirten  Eisenbahnen  betreffend;  9.  das  Gesetz 
vom  5.  März  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  27,  betreffend  die  Haftung 
der  Eisenbahnunternehmungen  für  die  durch  Ereignungen  auf 
Eisenbahnen  herbeigeführten  körperlichen  Verletzungen  und 
Tödtungen  von  Menschen;  10.  das  Eisenbahnbetriebsreglement 
vom  10.  Juni  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  75. 

b)  Gesetze,  welche  zwar  nicht  direct  als  Eisenbahngesetze 
zu  bezeichnen  sind,  weil  sie  weitergehende  Bestimmungen 
enthalten,  aber  doch  entweder  einzelne  Anordnungen  für  die 
Eisenbahnen  treffen,  oder  in  Folge  ihres  Inhaltes  in  hervor- 
ragender Weise  auf  Eisenbahnen  auch  Anwendung  finden,  wie 
1.  das  allgemeine  Berggesetz  und  die  auf  dasselbe  bezug- 
nehmenden Verordnungen;  2.  das  Forstgesetz;  3.  die  Eisen- 
bahnzufahrcsgesetze;  4.  die  Wasserrechtsgesetze;  5.  die  Landes- 
bauordnungen; 6.  das  Gesetz  vom  24.  April,  R.  G.  Bl.  Nr.  48, 
betreffend  die  Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Pfand- 
briefen; 7.  das  Gesetz  \'om  24.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  49, 
betreffend  die  gemeinsame  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer 
von  auf  Inhaber  lautenden  oder  durch  Indossament  übertrag- 
baren Theilschuldverschrcibungen  und  die  bücherliche  Behand- 
lung der  für  solche  Theilschuldverschreibungen  eingeräumten 
Hypoihekarrechte;  8.  das  Gesetz  vom  5.  December  1877, 
R.  R.  Bl.  Nr.  III,  womit  ergänzende  Bestimmungen  zu  den 
Gesetzen  vom  24.  April  187-1,  R.  G.  Bl.  Nr.  48  und  49,  betreffend 
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diu  \  erlretung  der  Bestimmungen  von  Pfandbriefen  oder  auf 
Inhaber  lautenden  oder  durch  Indossament  ubertragbaren  Theü- 
schuldverschreibungen  erlassen  werden;  etc.  etc. 

c)  Die  für  einzelne  Eisenbahnen  erlassenen  Specialgesetze. 

d )  Die  Concessionsurkunden  und  Statuten  der  Eisenbaljii- 
unternehmungen,  sowie  Tiber  enizelne  Rechtsverhältnisse  der- 
selben errichtete  l'rkunden. 

ej  Die  hinsichtlich  der  auf  fremdes  Staatsgebiet  über- 
greifenden Eisenbahnen  geschlossenen  Staatsvertrti<je. 

/;  Die  Entscheidungen  der  Verwaltungsbehörden  und  der 
Gerichtsbehörden. 

Ein  grosser  Iheil  der  Rechtsquellen  lindet  sich  in  mehr 
oder  minder  vollständigen  Sammelwerken;  solche  wurden 
hcrausgci;cben  von 

1.  l^o Ilanetz  und  Wittek  lini  Auttrage  des  k.  k. 
Handelsministerium^),  „Sammlung  der  das  österreichische  Eisen- 
bahnwesen betretienden  Gesetze,  Verordnungen.  SiaiUsverträge 
und  Constitntivurkunden".  (Die  vollständigste,  leider  mit  1877 
abschliessende  Sammlung.) 

2.  Dr.  Victor  Röll,  Oesterreichische  1  lisenbahngesetze. 
Sammlung  der  auf  das  Eisenbahnwesen  bezughabenden  Gesetze, 
Verordnungen  und  Judicate". 

3.  Dr.  Mctor  R  511,  „Kisenbahnrechtliche  Entscheidungen 
der  österreichischen  (jcrichtc"  1879. 

4.  Dr.  M.Epstein,  „Sammlunpj  von  cisenbahnreclulichen 
Entscheidungen  des  k.  k.  Obersten  Gerichtshofes  und  der 
Wiener  Eisenbahnschiedsgerichte". 

5.  Dr.  Adam  Freih.  v.  Budwinski  (  auf  Veranlassung  des 
Verwaltungsgerichtshofes),  „Erkenntnisse  des  k.  k.  Verwaltungs» 
gerichtshofes". 

A.  Die  persönlichen  Rechtsverhältnisse  der  Elsenbahn- 

uniernehmungen. 

a)  Arten  der  Eisenbahnunternehmungen,  ihr  Ent- 
stehen und  ihr  Ende. 

Die  Eisenbahnunternehmungen  sind,  vom  rein  subjeciiven 
Standpunkte,  entweder  Staatsanstalten   oder  Privatunterneh- 
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mungen,  je  nachdem  entweder  die  Siaaisvcrwaltung  da*> 
staatliche  Hoheitsrecht  selbst  ausübt  oder  dessen  Ausübuni; 
einem  Dritten  überliisst.  Ausschlaggebend  für  diese  l'nter- 
scheidung  ist  nur  der  Umstand  der  Betriebführung,  da  nur  in 
dieser  einerseits  das  Hauptmonient  des  staatlichen  I  hiheits- 
rechtes,  andererseits  lias  Kriteriun  berufsmässiger  Wirksamkeit 
gefunden  werden  kann;  dagegen  ist  es  von  keinem  Belang, 
ob  die  Eisenbahn  auf  Staatskosten  oder  aus  Privatmitteln 
hergestellt  worden  ist,  indem  es  ebensowohl  müglicli  ist,  dass 
die  Staatsverwaltung  Privatbahnen  in  Betrieb  nimmt,  als  sie 
es  in  ihrem  Interesse  gelegen  erachten  kann,  aus  Staatsmitteln 
hergesteürc  Bahnen  durch  Private  betreiben  zu  lassen.  Ebenso 
wenig  Bedeutung  hat  der  im  Betriebe  zur  Verwendung  ge- 
langende Motor. 

In  Anbetracht  des  Objectes  der  ßetriebtührung  sind  zwei 
Gattungen  von  Eisenbahnen  zu  unterscheiden,  nämlich  Eisen- 
bahnen, welche  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  dienen 
haben,  Eisenbahnen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  und 
Eisenbahnen,  in  Ansehung  deren  der  öffentliche  Ver- 
kehr ausgeschlossen  ist. 

Bei  der  ersten  Gattung  macht  es  keinen  Unterschied,  ob 
der  Verkehr  Mos  der  Beförderung  von  Personen  (wie  gegen- 
wärtig bei  den  Pferde- Eisenbahnen  amerikanischen  Systems, 
Dampftramways,  Bergbahnen)  oder  blos  dem  Fn-^chtentrans- 
porte  (wie  gegenwartig  bei  einzelnen  Localbahnen^  gilt,  oder 
ob  auf  der  Bahn  sowohl  der  Personen-  als  auch  der  Sachen- 
transport besorgt  wird;  das  entscheidende  lüforderniss  ist, 
dass  Jedermann  unter  Beachtung  der  allgemein  aufgestellten 
und  giltigen  Bedingnisse  sich  der  auf  der  Bahn  eingeführten 
Transportart  bedienen  kann. 

Bei  der  zweiten  Gattung  von  Eisenbahnen  kommen  nach 
ihrer  Bestimmung  zwei  verschiedene  Arten  in  Betracht,  nämlich 
Bahnen,  deren  Zweck  in  Absicht  auf  wirthschaftliche  Güter- 
bewegung es  ist,  Massenguter  oder  Güter  bestimmter  Gattung 
auf  denselben  zu  befördern  und  sie  den  Productions-  oder 
Consumtionsstätten  zuzuführen  oder  zwischen  denselben  aus- 
zutauscheti,  oder  um  deren  Inverkehrsetzung  zu  fördern  und 
zu  erleichtern  durch  mittelbare  oder  unmittelbare  Verbindung 
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mit  einer  dem  öffentlichen  Verkehre  eröffneten  Eisenbahn  (die 
Schleppbabnen  z\x  Bergwerken,  Hütten  und  industriellen  Eta- 
blissements); dann  Bahnen,  welche  dem  Erbauer  lediglich  zu 
seinem  eigenen  Gebrauche  dienen  sollen,  ohne  Rücksicht  auf 
äusseren  Verkehr,  wie  Schienenverbindungen  •  innerhalb  eines 
Fabrikshofes  oder  zwischen  zwei  Fabriksetablissements'  des- 
selben Besitzers  oder  bei  ausgedehntem  Grundbesitze  zwischen 
dem  Gutshofe  und  den  Grundstücken  oder  zwischen  dem 
Inneren  eines  Bergbaues  und  den  zu  Tage  befindlichen  Sammel- 
plätzen  etc.  etc.  Diese  letzteren  Bahnen  haben,  da  ihnen  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  sie  dem  wirth schaftlichen  Verkehre 
weder  dienen  noch  Vorschub  leisten,  das  Gepräge  des  staat- 
lichen Hoheitsrechtes  daher  mangelt,  mit  den  Übrigen  Eisen- 
bahnen nichts  gemein. 


Das  Recht  zur  Existenz  erlangt  ein  Eisenbahnunternehmen 
durch  die  entsprechende  Manifestation  des  Willens  der  staat- 
lichen Gewalt. 

Bei  den  Staatseisenbahnen  besteht  diese  Willensmanifesta- 
tion 1.  in  der  durch  ein  Gesetz  erklärten  übereinstimmenden 
Absicht  der  Regierung  und  des  gesetzgebenden  Körpers,  eine 
gewisse  Eisenbahnlinie  erbauen  und  dem  Verkehre  zuführen 
zu  wollen;  2.  in  der  Verwirklichung  dieser  Absicht  durch  diQ 
Staatsverwaltuni;. 

Die  I[iitiau\c  zu  der  auf  Herstellung  einer  Eisenbahn 
gerichteten  W'illensmanifestation  kann  entweder  von  der  Re- 
gierung oder  von  dem  gesetzgebenden  Kürper  ausgehen;  die 
üebcreinstimmung  des  Willens  gelangt  dadurch  zum  Aus- 
drucke, dass  der  gesetzgebende  Körper  den  Regierungsvorschlag 
billigt,  oder  dass  die  Regierung  den  vom  gesetzgebenden 
Körper  an  der  Regierungsvorlage  vollzogenen  Aenderungen 
beitritt.  —  Die  Verwirklichung  des  Staatswillens  erfolgt  durch 
die  Vollziehung  des  Gesetzes,  als  welche  sich  die  Gesammtheit 
aller  Handlungen  und  Verfügungen  der  Staatsverwaltung  dar- 
stellen, die  zur  wirklichen  Ausführung  des  Unternehmens 
führen  und  diesem  Schritt  für  Schritt  die  Stellung;  eines  beson- 
deren  Rechtssubjectes zu  erwerben  und  zusichern  bestimmt  sind. 
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Rei  den  Privateisenbahnen,  welche  unmittelbar  oder  mittel- 
bar den  Verkehr,  welcher  vom  Einzelinteresse  losgelöst  er- 
scheint, vermitteln  sollen,  manifestirt  die  Staatsgewalt  ihren 
Willen,  durch  die  bestimmt  erklarte  Einräumung  des  Rechtes 
einer  Privatperson  (phvsische  oder  juristische  Person),  eine 
Eisenbahn  herzustellen  und  zu  betreiben. 

Diese  Erklärung  bildet,  insoweit  sie  sich  als  spontaner 
Willensact  der  Staatsgewalt  äussert  und  nur  darauf  gerichtet 
ist,  die  Ausübung  des  staatlichen  Htjheitsrechtes,  die  Ver- 
folgung der  staatlichen  Aufgabe  zum  allgemeinen  Besten  nicht 
selbst  zu  vollziehen,  sondern  einem  Dritten  zu  überlassen, 
den  Begriff  der  Concession  im  eigentlichen  oder  engeren 
Sinne;  und  in  dieser  Beziehung  können  wir  sagen,  dass  eine 
Privat-Eisenbahnunternehmung  ihre  Existenzberechtigung  durch 
die  Erlangung  der  Concession  erhält. 

Enthält  die  Urkunde  ausser  der  Einräumung  des  Befug- 
nisses  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  noch  andere 
Bestimmungen,  aus  welchen  sich  gegenseitige  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  zw^ischen  der  Staatsverwaltung  und  der 
Unternehmung  ableiten,  so  erhält  sie  auch  noch  den  Charakter 
eines  zweiseitig  verbindlichen  Vertrages  und  bildet  in  dieser 
Form  den  Begriff  der  Concession  im  weiteren  Sinne  des 
Wortes.  Die  nothwendigen  Voraussetzungen  einer  Concessions- 
ertheilung  sind  die  Vertrauenswürdigkeit  des  Bewerbers  und 
das  Vorhandensein  eines  entsprechend  befundenen  Projectes.  Die 
Concession  kann  erhalten  ein  Einzelner  oder  eine  Vereinigung 
mehrerer  Personen  oder  eine  constituirte  Gesellschaft  (auch 
offene  Gesellschaft,  Actiengesellschaft). 

Die  Concession,  welche  für  die  Existenzberechtigung 
nothwendig  ist,  ertheilt  nach  österreichischem  Rechte  die 
Regierungsgewalt,  a)  bei  den  Eisenbahnen,  welche  unmittelbar 
als  öffentliches  Transportmittel  für  Personen  oder  Waaren  zu 
dienen  haben,  oder  wodurch  eine  Landstrasse  in  eine  Eisen- 
bahn umgewandelt  werden  soll  (J<§  1  und  2  des  E.  C.  G.\ ' ) 
der  Kaiser;  b)  bei  Eisenbahnen,  welche  mittelbar  den  Verkehr 
fördern  sollen  und  dem  Bedürfnisse  des  Einzeh'nteresses  ent- 


')  Vergl.  Beilage  III,  pag.  35,  30. 
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rückt  sind  —  mit  Ausnahme  der  Bergwerkseisenbahnen  — 
das  Handelsministerium.  Diesem  Ministerium  wurde  auch  vom 
Kaiser  die  Concessionirang  der  Pferde-Eisenbahnen  amerika- 
nischen Systems  Überlassen  (Allerhöchste  Entschliessung  vom 
8.  März  1867). 

Die  erwähnte  Ausnahme  von  dem  Grundsatze,  dass  die 
Concession  ein  Verleihungsact  der  Staatsverwaltung  ist,  welche 
bei  den  Bergwerksbahnen  eintritt,  ist  in  einer  positiven  gesetz- 
lichen Anordnung  begründet,  nach  welcher  iK-reits  die  Berg- 
werksverleihung den  Besitzer  berechtigt,  zur  Zu-  und  Ablicle- 
rung  der  Bergwerkserfordcrnissc  und  1  uzcugnisse  Eisenbahnen 
anzulegen  (§  131,  lit.  d  i^Wu,.  Ikrg-Gcs. Hier  also  fiiesst  das 
Rctugniss  zur  Anlage  ein^r  Misenbahn  direct  aus  dem  Gesetze 
und  bedarf  es  hierzu  keiner  besonderen  (Concession.  Hierbei 
ist  Jedoch  ausdriicklich  zu  beUMicn,  dass  dieses  Recht  zur 
Anlage  einer  Eisenbahn  nur  dem  ßergbauberechtigten  zustellt. 
Wenn  daher  eine  Unternehmung  einer  öffentlichen  Eisenbahn 
nicht  in  ihrer  gleichzeitigen  Eigenschaft  als  Bergbaubesitzerin 
oder  als  ausgewiesene  VollmachtsträLierin  eines  Bergbau- 
berechtigten  die  Anlage  einer  Schleppbahiiverbindung  zu  einem 
Bergbau  anstrebt,  so  bedarf  sie  einer  Concession  wie  zu  einer 
anderen  Industriebahn. 

Die  Regierungsgewalt  ist  bei  der  Ertheilung  von  Eisenbnhn- 
concessionen  unabhängig  von  dem  gesetzgebenden  Körper, 
insolange  nicht  einem  Eiscnbahnunternehnien  staatliche  Be- 
günstigungen eingeräumt  werden  sollen,  welche  finanzielle 
Consecjuenzen  nach  sich  ziehen. 

Hinsichtlich  solcher  Eisenbahnen,  deren  Verkehrsgebiet 
die  Österreichischen  Grenzen  überschreitet,  ist  bei  einem  l  eber- 
greifen  der  Linien  auf  ungarisches  Gebiet  die  Zustimmung 
und  bei  Fortsetzung  der  l:>ahn  auf  diesem  Gebicie  die  Con- 
cessionirung  der  ungarischen  Staatsgewalt  erforderlich.  Bei 
Fortsetzung  österreichischer  Eisenbahnen  auf  auslandischen 
Territorien  ist  die  Concessionirung  durch  die  auslän<nsche 
Staatsverwaltung  und  ausserdem,  sowie  auch  in  dem  balle  des 
Anschlusses  österreichischer  Eisenbahnen  an  auslandische  Linien, 
gleichviel  ob  dieselben  diesseits  oder  jenseits  der  österreichischen 
Grenze  endigen,  der  Abschluss  eines  Staatsvertrages  die  noth- 


wendige  \oraxaaeaang  tCr  «üe  formale  ExiscenzbervchCEgtzog 
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Nach  ongarxscheni  Rechte  ertfaeilt  i2r  Landesancerneh- 
mangea  die  LegisIadTc,  für  alle  ubri^sa  Untsraehmoogea»  die 
Pfi^de-Elseobahoeo  mit  inb^ntfen,  der  CosnmuniiaCoasimmsnr 
die  CoQcessioa  .§  3  des  LV.  Gesetzarrrk^ls  vom  Jahre  1^6$^ 
»accfoQirt  am  9.  December  .  \ 

Die  Vemrirkückang  der  Coacessfoa  in  Absicht  aof  den 
Zweck  ihrer  Ertheiluag.  die  reale  Existenz  des  L'ntemeimiens 
wird  erreicfat  durch  die  AtistQhrc3g  der  Eisenbahnlinie  and 
deren  [nbetriebsetzong;  in  ersterer  Besehon^  btderBaoconsens» 
in  der  zweiten  Richtung  der  Betriebs-  Benutzung  conscns 
ertbrderiich.  Beide  Consense  ertheilen  Administrativbeh^^rden. 
—  Die  Ertheilung  des  Banconsenses  wird  auch  hinsichdicfa 
jener  Eisenbahnen  gefordert,  welche  eino*  Concessionirung 
nicht  bedürfen,  also  der  Bergwerkseisenbabneo  §  133  des  allg. 
Bei^-Ges.)  und  Jener  Eisenbahnen«  welche  der  Unternehmer 
lediglich  za  seinem  eigenen  Gebrauche  auf  ergenem  Grand 
und  Boden  oder  unter  Zastimaiiin^  des  Granac  .;enthQmers 
auf  fremdem  Grund  erbauen  will  $  1»  Alinea  1  d^^  El.  C.  G. j. 


Die  Eisenbahnanternf  rniun -en  -  :rcn  au:  zu  exisnren  mit 
der  Z::itoizishunz  dtr  Erildrun  -  Jcr  Sraatsvcrvilrun^.  aus 
welcher  die  Eliii:cii2cerech:U-.ia^  u^r  L'-iCcnidaiaD^  ab- 
geleitet  wird. 

iCici  itn  Stiataeisenrohaen  hjrt  de:nnj.::h  die  Ev'iCenz  d^^i" 
czrdi  d:t  In  Pom  ;i  Geserzes  aus^esT^rojhcie  W'lUens- 
tT^^d^iz^z^  i:e  \^.:^^:'j.n^  eia=r  crer'ianten  t:>cnrahniinie  üü.:- 
zuzi-.en   Q.^.r  aus^ertlhrte.    bezieh  i:n^v(,--Lse    in  Betrieb 

b'i':-:.;che  i^.r^.w  aurzuiis-ien :  bei  den  Pri-ac-Eisenbohauater- 
nthn-.un^ea  durch  Ernziehuns  der  Coacession. 

.^'-^  Con?cq jeozen,  die  sicii  iin  diese  beiden  \Videas;icte 
:3"aaL^Terv,-jl:ung  Lcnupren,  sind  verseiiieden  nach  der  Art 
der  L  r.-emchmun^  uad  nach  dem  üruade  der  Resolutiv- 
er.<liru-2- 
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Das  Aufgeben  einer  Staatseisenbahn  kann  und  darf  im 
Hinblick  auf  den  staatlichen  Beruf  nur  dann  eintreten,  wenn 

der  staatliche  Zweck  nicht  erreichbar  ist;  mit  dem  Aufgeben 
der  Staatseisenbahn  fällt  aber  selbstverständlich  nicht  blos  die 
Eisenbahnunternehmung,  sondern  auch  das  Eisenbahnunter- 
nehmen. Ob  die  Voraussctzuny;en  vorhanden  sind,  welche  die 
Uebc:  'jLi^un^  bci;ründen,  dass  eine  Eisenbahnanlai;e  nutzlos 
sei  (z.  ij.  bei  gänzlicher  Vcrki^lu  siosigkeit hat  nur  die  Staats- 
verwaltung, und  zwar  nach  freiem  i.iniessen  zu  beurthcilen, 
weil  sie  allein  die  Gesetze  der  allgemeinen  Wohllalirt  zu  er- 
lorschen  und  zur  Gcltuni;  zu  bringen  hat. 

Bei  den  Privateisenbahnen  hat  die  Einziehung  der  Con- 
cession  zunächst  keine  andere  rechtliche  Folge,  als  das  Auf- 
hören der  persönlichen  Existenz  der  Unternehmung  als  Eisen- 
bahnunternehmung; die  reale  E.>iistenz  des  Unterneb-niens 
bleibt  dadurch  unberührt,  insolange  nicht  die  gleiche  Vi  raus- 
setzung  zutrifft,  welche  die  Staatsverwaltung  bei  Staatseisen- 
bahnen veranlassen  kann,  diese  aufzulassen.  Trirt't  diese  Vor- 
aussetzung zu,  dann  muss  dieselbe  auch  ausdrücklich  als 
vorhanden  erklärt  werden.  Der  Fall,  dass  eine  ganze  Eisen- 
bahn aufgelassen  wird,  dürfte  sich  nicht  leicht  ereignen,  weil 
dieselbe  im  Momente  der  Retriebscröttnung  zum  (jcmcingut 
nach  der  Richtung  geworden  ist,  dnss  der  Allgemeinheit  das 
Recht  auf  Benutzung  derselben  gegen  Erfüllung  der  i;esetz- 
lichen  bJedingungen  erwachsen  ist,  ohne  dass  die  Ausübuni; 
dieses  Hechtes  den  Inhalt  einer  positiven  \'erpt]ichtuni;  bilden 
würde  oder  an  einen  Zeitpunkt  gebunden  wäre,  beziehungs- 
weise von  einer  bestimmten  Zahl  der  Benützenden  abhängig 
gemacht  werden  konnte. 

Hieraus  folgt  aber,  da><s  die  Staatsverwaltung  bei  Ein- 
ziehung einer  C^oncession,  wenn  die  Voraussetzung  für  die 
Auflösung  des  Unternehmens  nicht  gegeben  ist,  für  dessen 
ungestörten  Fortbestand  j)orge  tragen,  d.  h,  dafür  sorgen  miiss, 
dass  das  subjectivc  Moment,  welches  mit  ilem  Wegfall  der 
Concession  dem  Unternehmen  entzogen  wird,  in  anderer  Form 
wieder  auflebt,  sei  es,  dass  die  Staatsverwaltung  die  Eisenbahn 
selbst  übernimmt  oder  dass  sie  die  Concession  an  eine  andere 
Privatunternehmung  neu  verleiht. 
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Der  Grund  für  das  Erlöschen  einer  Concession,  beziehungs- 
weise für  das  Aufhören  der  persönÜcben  Existenz  einer  Etsen- 
bahaunternehmuDgy  kann  entweder  1*  ein  gesetzlicher»  oder 
2,  ein  vertragsrechtlicher  sein,  oder  er  ist  3.  auf  eine 
Ercignung  in  der  Person  des  Unternehmers  zurßck- 
zufahren. 

1.  Die  gesetzlichen  Erlöschungsgründe  haben  ihre  Basis 
lediglich  in  dem  staarlichen  Hoheitsrechte;  dieselben  sind 
a)  der  HeimfalJ  der  Concession,  b  i  der  Verfall  der  Concession. 

Der  Heimfall  der  Concession  ist  das  Wiedereintreten 
des  Staates  in  sein  Hoheitsrecht,  dessen  Ausübung  cncr  Privat- 
untcrnchmung  überlassen  war.  Die  Concession  wird  heinitaliig 
ipso  facto  mit  Abiauf  der  Zeit,  für  welche  sie  verliehen  worden 
is>t  11  des  K.  C.  G.).M  Nach  Anordnung  des  Concessions- 
gese:zes  wird  tlie  Concession  nur  aui  eine  bestimmte  Zeit  er- 
thciii  i;  7  des  E.  C.  G.  . d\q  Zeitdauer  ist  in  den  verschie- 
denL:n  Goncessionsurkuaden  verschieden  fixirt;  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  erstreckt  sie  sich  aut  den  durch  das  Eisenbahn- 
Concessionsgesctz  normirten  Zeitraum  von  90  Jahren.  Der 
Bctjinn  des  Termin  es  für  die  Concessionsdauer  ist  in  den 
älteren  Concessionsurkunden  in  IJcbereinstimmung  mit  der 
VorschriU  des  liisenbahn-Concessionsgesetzes  f§  7,  Alinea  *2)  auf 
den  Tag  angesetzt,  an  welchem  die  Bahn  ganz  oder  zum  Theile 
der  Benützung  des  Publicums  übergeben  wird,  während  in  den 
neueren  (concessionsurkunden  hiefür  der  Tag  der  Concessions- 
ertheilun^  gewählt  erscheint. 

Der  Verfall  der  Concession  ist  das  Erlöschen  der 
Concession  und  der  tlaraus  Iiiessenden  Rechte  wegen  Nicht- 
erfüllung des  Vertrages,  Der  Conccssionsverfall  tritt  entweder 
ipsa  lege  ein,  wenn  der  Termin  nicht  zugehalten  wird, 
welcher  für  die  Vollendung  der  Bahn  oder  einzelner  Bahn- 
strecken, sowie  für  die  Erutfnung  des  Betriebes  in  der  Con- 
cessionsurkunde  ausdrücklich  vorgeschrieben  worden  ist.  es 
wäre  tienn,  dass  in  dieser  Beziehung  aus  besonders  rücksiclirä- 
würdigen  Gründen^  z.  B*  wegen  des  Eintretens  unabwendbarer 

')  VeIg^  Bcüage  III,  pap.  42. 
2)  Vcrgl.  Beilage  III,  pag.  '66. 
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und  unvorhergesehener  Ereignisse  (widrige  BauverhSltnisse, 
Elementar-Ereignissey  Epidemien^  feindliche  Invasion,  Krisen  etc.) 
die  besondere  Nachsicht  der  Staatsverwaltung  erwirkt  worden 
wäre  (§  11,  Punkt  3  des  E.  C.  G.),  oder  er  wird  nach  dem 
der  Regierung  in  den  Coacessionsurkunden  vindicirten  Vor- 
behalte von  der  Staatsverwaltung  erklärt,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oJer 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den 
Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten. 

Lauheit  in  der  Geschäftsführung  schon  zu  Beginn  der 
Thättgkeit  der  Unternehmung  ist  nicht  geeignet,  das  Vertrauen 
zu  begründen,  welches  eine  Unternehmung  seitens  der  Staats- 
verwaltung geniessen  muss,  wenn  ihr  diese  die  Erfüllung  einer 
so  wichtigen  Aufgabe  Übertragen  hat;  —  Ungehorsam  kann 
und  darf  aber  die  Staatsverwaltung  bei  einer  öffentlichen  An- 
stalt, welcher  sie  die  Ausübung  ihrer  eigenen  Rechte  anvertraut 
hat,  nicht  dulden;  —  der  Concessionsverfall  ist  das  Remedium 
nach  beiden  Richtungen,  um  der  Autorität  des  Staates  mit 
Nachdruck  Ausdruck  zu  geben. 

2.  Vertragsrechtlich  gelangt  eine  Concession  zur  Er- 
löschung: a)  durch  die  Einlösung  der  Concession,  b)  durch  die 
Fusion  von  Eisenbahnuntemehmungen,  cj  durch  den  Verzicht 
seitens  der  Eisenbahnunternehmung. 

Die  Einlösung  der  Concession  ist  die  Uebernahme 
der  von  den  Concessionären  durch  die  Concession  erworbenen 
Rechte  und  eingegangenen  Pflichten  seitens  der  Staatsverwal- 
tung  gegen  Entgelt.  Diese  vertragsmässige  ErlÖschungsart  ist 
entweder  in  den  Concessionsurkunden  vorgesehen  oder  beruht 
auf  einer  freien  Vereinbarung  zwischen  der  Staatsverwaltung 
und  der  Eisenbahnunternehmung.  Hat  sich  die  Staatsverwal- 
tung das  Recht  der  Einlösung  schon  bei  der  Concessionirung 
einer  Bahn  vorbehalten,  so  ist  der  Termin,  mit  dem  das  Recht 
ausgeübt  werden  kann,  entweder  ein  bestimmter  oder  un- 
bestimmter, je  nachdem  der  Verlauf  eines  gewissen  längeren 
Zeitraumes  (gewöhnlich  30  Jahre)  in  Aussicht  genommen  wird 
oder  die  Regierung  das  Interesse,  jederzeit  sich  in  den  Besitz 
des  RahiRiiiternehmens  zu  setzen,  zur  Directive  genommen 
hat.  Die  freie  Vereinbarung  tritt  dann  ein,  wenn  der  Staats- 
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Verwaltung  das  Hecht  auf  Einlösung  des  Unternehmens  nicht 
eingeräumt  worden  ist,  oder  wenn  die  Staatsverwaltung  vor 
dem  concessionsmässig  bestimmten  Einlösungstermine  In  den 
Besitz  i^cUmgen  will.  In  Ansehung  garantiner  Eisenbahnen  ist 
die  Einlösung  vor  dem  concessionsmässigen  1  croune,  ins- 
besondere auch  durch  das  Gesetz,  bc^rcrfend  die  garantirten 
Eisenbahnen,  vom  14.  December  1877,  H.  G.  Bl.  Nr.  112, 
direct  in  Aussicht  genommen  worden.  —  Für  den  Fall  der 
Einlösung  nach  Ablauf  des  hiefür  concessionsmässlg  hxirten 
Zeitraumes  sind  dann  in  den  Concessionsurkunden  die  Ein- 
lÖsungsmodalitäten  ebenfalls  im  Vorhinein  vereinbart;  im  Falle 
der  Einlösung  vor  dem  Termine  oder  ohne  Termin  müssen 
sUmmtliche,  auch  die  finanziellen  und  Eigentbumsfragen  auf 
dem  Wege  der  Vereinbarung  gelöst  werden. 

Die  Fusion  zweier  oder  mehrerer  Eisenbahnunter- 
nehmungen beruht  auf  der  vertragsmässigen  Uebertragung  der 
einer- Eisenbahnunteraehmung  verliehenen  Concession  und  der 
damit  verbundenen  Rechte  an  eine  andere  Eisenbahnunter- 
nehmung. Diese  Vereinigung,  welche  die  Auflösung  der  Über- 
tragenden Unternehmung  zur  Folge  hat,  kann  nur  unter  staat- 
licher Genehmigung  erfolgen.  —  Die  nicht  aus  der  Concession 
selbst  ableitbaren  Rechte  Dritter  bleiben  durch  die  Fusion 
unberührt. 

Die  Verzichtleistung  auf  die  Concession  seitens  der 
Eisenbahnunternehmung  ist  das  freiwillige  Aufgeben  des  von 
der  Staatsgewalt  eingeräumtenBefugnisses,  das  staatliche  Hoheits* 
recht  auszuüben.  Die  Möglichkeit  des  einseitigen  Aufgebens 
des  Rechtes  liegt  in  der  Wesenheit  des  Vertrages,  den  die 
Concessionsurkunde  bildet;  derselbe  fördert  nämlich  kein  .privat- 
rechtliches Verhältniss  zu  Tage,  welches  der  Eisenbahnunter- 
nehmung die  Pflicht  auferlegen  würde,  das  staatliche  Hoheits- 
recht auszuüben.  Das  der  Etsenbahnunternehmung  eingeräumte 
Recht  ist  ein  rein  persönliches  und  es  steht  demnach  dem 
Berechtigten  jederzeit  frei,  dieses  persönliche  Recht  aufzugeben. 

3.  Als  Ereig  nung,  welche,  in  der  Person  des  Unternehmers 
eintretend,  die  Einziehung  der  Concession  nach  sich  ziehen 
muss,  sind  alle  jene  Fälle  zu  betrachten,  welche  für  den  Unter- 
nehmer den  Verlust  der  rechtlichen  Handlungsfähigkeit  im 
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Gefolge  haben,  beziehungsweise  in  letzter  AuHösuog  seinen 
physischen  oder  moralischen  Tod  (Verfügung  der  Auflösung 
durch  die  Verwaltungsbehörde,  wenn  sich  das  Grundcapital 
um  die  Hälfte  vermindert  hat  [Art.  240  H.  G.];  Concurs, 
AuflÖsungsbeschluss  der  Actionäre  [Art.  242  H.  G.])  bedeuten. 

Da  die  Concession  ein  in  Folge  Verleihung  durch  die 
Staatsgewalt  höchst  persönliches  Recht  ist,  welches  nur  auf 
einem  unmittelbareA  Vertrauensverhältniss  zwischen  der  Re- 
gierung und  dem  mit  dem  Rechte  ausgestatteten  Unternehmer 
beruht,  kann  dasselbe  auch  nicht  von  einem  Dritten  ausgeübt 
werden,  welcher  von  der  Staatsverwaltung  nicht  selbst  die 
nöthige  Autorisation  empfangen  hätte. 

Es  kann  daher  die  Ausübung  des  durch  die  Concession 
verliehenen  Rechtes  ohne  ausdrückliche  Erklärung  der  Regie- 
rung weder  auf  die  Erben  übergehen,  noch  einem  Sachwalter 
übertragen  werden.  In  dem  höchst  unwahrscheinlichen  Falle, 
als  die  Concessionsrechte  einem  Sachwalter  überlassen  würden, 
müssten  selbstverständlich  die  Rechte  des  zu  verwaltenden 
Vermögens  und  der  hieran  anspruchberechtigteu  dritten  Per« 
sonen  gleichzeitig  vertragsmässig  sichergestellt  werden. 


Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Concession  für  eine  Etsen- 
bahnunternehmung  ist  die  sogenannte  Vorconcession,  d.  i.  die 
Bewilligung  zur  Vornahme  der  technischen  Vorarbeiten.  Dieselbe 
ertheilt  über  Ansuchen  eines  um  die  Concession  für  eine  Eisen- 
bahnlinie sich  Bewerbenden  nach  österreichischem  Rechte  das 
Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  und  dem  Reichskriegsministerium  (dem  früheren  Armee- 
Obercommando)  (§  2  des  Eisenbahn  -  Concessionsgesetzes), ') 
nach  ungarischem  Rechte  der  Communicationsminister  (§  2  des 
LV.  Gesetzartikels  vom  Jahre  I.SG.^ ). Dem  Gesuche  ist  anzuf  Ligen 
der  Phu)  des  Unternehmens,  insbesondere  lait  Reze:.i;riLiii^^  der 
Rieh  Lim:;  der  beabsichtigten  l'ahn  ganz  im  AlJi4cmcKicn.  Das 
MiiiisLcnüiii  ist  nicht  verpinchiet,  die  angesuchte  Besvilhgung  zu 


1)  Verpl.  Beilage  III,  pas.  36. 
-)  Vciyl.  lieilage  Vi,  pajg,  62. 
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ertheilen;  es  bleibt  seinem  Ermessen  überlassen,  zu  beurtheilen, 
ob  auf  das  Ansuchen  einzugehen  wäre.  Die  Bewerbung  kann 
eintreten  seitens  eines  einzelnen  Individuums  oder  seitens  einer 
Mehrheit  von  Personen,  wobei  es  keinen  Unterschied  macht, 
ob  diese  Mehrheit  ein  vorschriftsmässig  gebildeter  Verein  oder 
eine  Actiengesellschaft  ist  oder  aus  Personen  gebildet  wird, 
welche  sich  erst  zu  einem  Vereine  verbinden  wollen.  Letztere 
Vereinigung,  die  oft  auch  nur  eine  zeitliche  ist,  wird  mit  dem 
technischen  Ausdrucke  Consortium  bezeichnet.  Als  Voraus- 
setzung für  die  Ertheilung  der  Vorconcession  aber  gilt  in  jedem 
Falle  einerseits  die  vollkommene  Unbescholtenheit  des  Con- 
cessionswerbers  (Cridatare  oder  solche,  welche  wegen  eines 
Verbrechens  oder  Vergehens  sich  in  Kerkerhaft  befanden  etc., 
sind  ausgeschlossen),  andererseits  die  Zulässigkeit  in  privat- 
rechtlicher Beziehung  sowohl,  als  auch  in  Bezug  auf  die  Öffent- 
lichen Rücksichten.  Wenn  daher  in  der  beantragten  Richtung 
bereits  eine  Concession  anderweitig  verliehen  worden  ist  oder 
aus  militärischen,  wirthschaftlichen  oder  politischen  Rück- 
sichten eine  Bahnlinie  der  Regierung  nicht  genehm  erscheint, 
so  wird  die  Bewilligung  zur  Vornahme  der  technischen  Vor- 
arbeiten nicht  ertheUt  werden.  Ist  die  Bewerbung  von  einem 
Consortium  ausgegangen,  so  ist  die  Bewilligung  von  der  wei- 
teren Voraussetzung  abhängig,  dass  die  Consortialmitglieder 
alle  jene  Bedingungen  erfüllen,  welche  nach  dem  Vereins- 
gesetze zur  Gründung  des  Vereines  gefordert  werden.  (Anzeige 
über  das  bestehende  Rechtsverhältniss  und  Vertretung.)  Nach 
Vorschrift  des  §  3  desEisenbahn-Concessionsgesetzes^)  hatte  der 
Concessionswerber  in  seinem  Gesuche  auch  anzugeben,  wann 
die  Vorarb^ten  beginnen  und  den  Zeitraum,  innerhalb  dessen 
dieselben  vollendet  sein  sollten.  Diese  Verfügung  ist  unprak- 
tisch geworden  durch  die  Bestimmungen  der  ^  1  der  Ver- 
ordnungen vom  25.  Januar  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19,2)  und  vom 
29.  Mai  1880,  R.  G.  ßl.  Nr.  57»),  denen  zufolge  die  Bewüligung 
zur  Vornahme  technischer  Vorarbeiten  für  Hauptbahnen  auf 


')  Vergl.  Beilage  III,  pag.  30. 
2)  Verr^l.  Beilage  IX,  pag.  110. 
^)  Vergl.  Beilage  X,  pag.  130. 
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sechs  Monate,  für  Localbahneo  höchstens  auf  ein  Jahr  er- 
theilt  wird.  Eine  erloschene  Vorconcession  kann  jedoch  unter 
den  gleichen  Bedingungen  wie  bei  dem  ersten  Ansuchen  ge- 
worben und  wieder  verliehen  werden.  Ausserdem  kann  vor 
Ablauf  des  Termines  um  die  Verlängerung  derselben  angesucht 
werden.  Verlängert  wird  dieser  Termin  hinsichtlich  der  Haupt- 
bahnen nur  unter  der  Bedingung,  dass  dem  Handelsministe- 
rium das  sogenannte  Vorproject  vorgelegt  und  vom  Mini- 
sterium entsprechend  befunden  wird ;  bei  Localbahnen  genügt 
der  Nachweis  des  thatsMchlichen  Beginnes  der  Vorarbeiten  oder 
eines  demselben  entgegenstehenden  Hindernisses.  In  beiden 
Fällen  werden  die  Nachweisungen  lediglich  zu  dem  Zwecke 
gefordert,  dass  das  Ministeriums  sich  ein  Unheil  über  den  Ernst 
und  den  Willen  der  Unternehmung  bilde.  Das  Vorproject  hat 
zu  umfassen:  1.  eine  Generalstabskarte  mit  der  Angabe  der 
ungefähren  Richtung  der  projectirten  neuen  Bahn  und  der 
genauen  Richtung  der  dieselben  umschliessenden,  im  Betriebe 
oder  im  Baue  befindlichen  Bahnen;  2.  eine  Skizze  des  Längen- 
profiles  in  demselben  Massstabe  wie  die  Karte  mit  Angabe  der 
Meereshöhe  der  Überschrittenen  Wasserscheiden  und  der  da- 
zwischen liegenden  Thalgründe,  sowie  beabsichtigten  Steigungen 
und  Gefälle;  3.  eine  Schätzung  der  muthmasslichen  Baukosten» 
Roh-  und  Reineinnahmen  und  der  darnach  zu  erwartenden 
Verzinsung  des  Anlagecapitales ;  4.  einen  Erläuterungsbericht 
über  von  der  Bahn  erhofften  volkswirthschaftUchen  oder  sonst  im 
Öffentlichen  Interesse  erwarteten  Vortheile,  dann  Über  die  bereits 
gewonnenen  und  noch  zu  hoffenden  bautechnischen  Resultate, 
die  möglichen  Varianten,  die  beabsichtigte  Einrichtung  des  Be- 
triebes, Benützung  von  Anschlussbahnhöfen  etc.  Mit  Ablauf 
des  Zeitraumes,  für  welchen  die  Bewilligung  zur  Vornahme 
der  technischen  Vorarbeiten  ertheilt  worden  ist,  verfällt  nicht 
auch  die  Berechtigung,  das  gewonnene  Resultat  der  technischen 
Studien,  das  Project,  dem  Ministerium  vorzulegen.  Denn  einer- 
seits legt  das  Gesetz  dem  Concessionär  keine  Verpflichtung 
zur  Vorlage  des  Projectes  mit  Ablauf  des  Termines  auf, 
andererseits  steht  die  Ausarbeitung  des  Projectes  und  dessen 
Ueberreichung  mit  den  Vorarbeiten  selbst  in  keinem  geneti- 
schen Zusammenhange.  Die  Vorarbeiten  werden  vorzugsweise 
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im  Felde  gep Bogen  und  liefern  erst  das  Materiale  für  die 
Projectsverfassung,  welche  dann  in  der  Stube  vollzogen  werden 
kann.  Das  Rechte  welches  mit  der  Bewilligung  zur  Vornahme 
der  technischen  Vorarbeiten,  der  Vorconcession,  verbunden  ist, 
bezieht  sich  vorzugsweise  auf  die  Thätigkeit  im  Felde.  Sie 
gewährt  nach  §  4  des  E.  C  G.  ^)  dem  damit  AusgerGsteten  die 
BefugnisSy  auf  eigene  Kosten  die  Vorerhebungen  für  die  künf- 
tige Ausführung  der  projcctirten  Eisenbahn,  mit  Beobachtung 
der  bestehenden  Gesetze  (insbesondere  der  Bau-  und 
Polizeivorschriften,  des  Berggesetzes  und  der  Wasserrechts- 
gesetze) unter  Aufsicht  der  Behörden  zu  pflegen  und  die 
nöthigen  Vermessungs-  und  Nivellirungsarbeiten,  sowie  «alle 
sonstigen  zur  Vorbereitung  des  Projectes  erforderlichen  techni- 
schen Arbeiten  vorzunehmen.  Mit  diesem  Rechte  ist  die  Be- 
günstigung verbunden,  dass  die  mit  den  technischen  Erhebungen 
betrauten  Personen  die  verschiedenen  Realitäten  betreten  und 
auf  den  Grundstücken  die  technischen  Arbeiten  durchführen 
können.  Einerseits  ist  nun  der  Concessionswerber,  in  dessen 
Auftrag  die  technischen  Aufgaben  vollzogen  werden,  für  jeden 
hieraus  den  Grundbesitzern  etwa  erwachsenden  Schaden  ver- 
antwortlich, andererseits  ist  aber  auch  der  zur  Vornahme  der 
technischen  Vorarbeiten  Berechtigte  von  den  Behörden  in 
seinem  Berufe  zu  schützen.  Nach  österreichischem  wie  nach 
ungarischem  Rechte  wird  die  Vornahme  der  technischen  Vor- 
arbeiten bereits  als  ein  Eingriff  in  das  fremde  Eigenthum  an- 
gesehen und  demgeraäss  nach  den  Enteignungsgcset/.cu  be- 
handelt (§  42  des  Gesetzes  vom  1^<.  Februar  187s,  R.  G.  Bl.''^) 
Nr.  30;  §§  10  und  11  des  LV.  GesctzartikcLs  vom  Jalii  L  18ri8K^) 
Ueber  die  Höhe  des  durch  die  Vorarbeiten  ciUsianJcncn 
Schadens  entscheidet  ndSn  dem  österreichischen  Gesetze  die 
politische  Ikzaksbehürde,  wobei  es  den  Parteien  vorbehalten 
bleibt,  den  Rcchtswei;  noch  zu  betreten;  nach  dem  ungarischen 
Gesetze  die  JunsJ  ction  im  summarischen  Wege.  Während  nun 
aber  weiter  nucii  ungarischem  Rechte  der  ßetheiligte  keinen 


1)  Vergl.  lU-iLigc  iii,  pag.  36.  . 
2|  Vcrcl.  Beilage  V,  pag.  60. 
Veral.  Beilage  VI,  pag.  63,  64. 
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anderen  Ansprach  als  den  auf  Ersatz  des  durch  die  Vor- 
arbeiten erlittenen  Schadens  hat  und  auf  Grund  der  ertheilten 
Vorconcession  verpflichtet  ist,  ohoeweiters  alle  Arten  von  Vor- 
arbeiten auf  seinem  Besitze  zu  dulden  und  hierzu  nach  ge- 
leisteter Vergütung  des  zugesprochenen  Schadenersatzes  vom 
Richter  unter  Zuhilfenahme  der  Sicherheitsorgane  gezwungen 
werden  kann,  gewährt  das  Österreichische  Recht  dem  Bethel- 
ligten  einen  weitergehenden  Schutz  nach  zweifacher  Richtung. 
Erhebt  nämlich  der  EigenthQmer  gegen  das  Betreten  von  Ge- 
bäuden oder  eingefriedeten  Räumen  oder  gegen  die  Beseitigung 
der  den  Arbeiten  entgegenstehenden  Hindernisse  (Fällung  von 
Bäumen,  Zerstörung  von  Mauern  und  Einfriedungen  etc.)  Ein- 
sprache, so  hat  die  politische  Bezirksbehörde  Über  die  Noth- 
wendigkeit  und  Zulässigkeit  der  beabsichtigten  Handlungen  zu 
entscheiden;  weiters  kann  auch  der  Betheiligte  eine  ange- 
messene Sicherheit,  welche  die  Eisenbahnuntemehmung  für 
die  durch  die  Vorarbeiten  verursachten  Schäden  zu  leisten  hat, 
verlangen;  die  Höhe  der  zu  leistenden  Sicherheit  wird  auf 
Ansuchen  des  Betheiligten  ebenfalls  von  der  politischen  Bezirks- 
behörde bestimmt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  den  politischen  Behörden  zukom- 
mende Aufgabe  verständigt  das  Handelsministerium  von  der 
Ertheilung  einer  Vorconcession  die  politischen  Landesbehörden 
(Statthalterei,  Landesregierung),  welche  die  Mittheilung  hiervon 
den  politischen  Bezirksbehörden  (Bezirkshauptmannschaft,  Magi- 
strat der  mit  eigenem  Statut  versehenen  Stadt)  zu  raachen  hat; 
in  Ungarn  ist  es  Sache  des  ünternehmers,  sich  mit  der  Vor- 
concession bei  der  betreffenden  Jurisdiction  {Comitat,  Stadt, 
District,  Stuhl  etc.)  zu  melden.  Häufig  wird  sich  auch  die 
Nothwendigkeit  ergeben,  Anschlussbahnen  von  einer  Vor- 
concession in  Kcnntniss  zu  setze::!,  lia  die  Kininiiii  'iings-  und 
Anschlussfragcn  zum  l'hciie  die  Losung  schwieriger  tech- 
nischer Probleme  erfordern  und  zu  diesem  Behufe  ott  .dir 
uiiiiaiigreiehe  technische  Erhebungen  auf  fremdem  ßahnterrito- 
rium  erheischen. 

Von  der  Ertheilung  von  Vorconcessionen  erhalten  sich 
auch  die  Regierungen  Oesterreich- Ungarns  gegenseitig  in 
Kenatniss. 

3* 
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Ein  weitergehendes  Recht  als  das  zur  Vornahme  der  Vor- 
bereitungsarbeiten fQr  das  Project  erhält  der  Concessionswerber 
nicht,  und-  zwar  weder  ein  Vorrecht  auf  die  Concession  der 
projectirten  Eisenbahn,  noch  ein  sonstiges  ausschliessliches 
Befugniss.  Es  kann  demnach  auch  die  Eewilligung  zu  den 
Vorarbeiten  rQcksichtlich  einer  und  derselben  Eisenbahnlinie 
oaehreren  verschiedenen  Personen  ertheilt  werden  und  gebührt 
keiner  der  anderen  gegenüber  das  Prioritätsrecht,  eine  Prämie, 
welche  das  öfTentUche  Recht  überhaupt  nicht  kennt. 

Die  Frage,  ob  zur  Erwirkung  der  definitiven  Conces- 
sion zum  Baue  einer  Eisenbahn  der  Nachweis  der  Bewilli- 
gung der  Vorarbeiten  thatsächlich  erforderlich  sei,  scheint 
zwar  durch  den  §  5,  Punkt  1  des  E.  C.  G.^)  in  bejahendem 
Sinne  entschieden  zu  sein,  nachdem  daselbst  als  Erforderniss 
des  behufs  Einwirkung  der  Concession  einzubringenden  Ge- 
suches angeführt  wird,  dass  dem  Bittwerber  die  Concession 
zur  Vornahme  der  Vorarbeiten  zu  Theil  geworden  ist;  allein 
mit  Rücksicht  auf  den  Zweck  der  Vorconcession  selbst  sind 
doch  Fälle  denkbar,  .in  welchen  von  der  Vorconcession  ab- 
gesehen werden  kann.  Die  Wichtigkeit  des  Concessions- 
actes  für  eine  dem  öffentlichen  Verkehre  dienende  Bahn  hat 
nämlich  zur  Voraussetzung  die  umfassende  und  genaue 
Grundlage  der  technischen  Erhebungen,  ohne  welche  die 
Tragweite  der  dem  Concessionswerber  einzuräumenden  Rechte 
gegenüber  dritten  Personen  und  gegenüber  dem  Staate  selbst 
gar  nicht  ermessen  werden  kann.  Lediglich  za  dem  Zwecke 
aber,  dass  es  möglich  gemacht  werde,  diese  Erhebungen 
zu  pflegen,  ist  die  Vorconcession  als  nothwendiges  Stadium 
anzusehen;  konnte  die  Voraussetzung  für  die  Vornahme  der 
Concessionirung  erfüllt  werden,  ohne  dass  der  Bewerber  un- 
mittelbar  mit  einer  besonderen  Bewilligung  zur  Vornahme 
der  Vorarbeiten  ausgestattet  war,  so  hat  derselbe  mit  der 
Lieferung  des  Nachweises  darüber,  dass  er  mit  den  techni- 
schen Vorerhebungen  zu  Ende  kommen  konnte,  zweifels- 
ohne ein  Surrogat  geschaffen,  welches  die  besondere  Be- 
willigung ganz  überflüssig  erscheinen  lässt,  weil  sie  dieselbe 


1)  Vergl.  Beilage  III,  pag.  87. 
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weit  überholt.  Die  Staatsverwaltung  kann  allerdings  das  vor- 
gelegte Project  zurückweisen;  allein  dies  zu  thun,  steht  ihr 
auch  frei  bei  Projecten,  denen  eine  Vorconcession  zu  Grunde 
liegt,  und  es  werden  in  einem  solchen  Falle  gewiss  weiter« 
gehende  Gründe  bestimmend  wirken,  als  der  blosse  Mangel 
einer  Vorconcession,  welche  noch  kein  von  rechtlichen  Folgen 
für  die  Staatsverwaltung  begleitetes  Verhältniss  schafft. 

Die  Entbehrlichkeit  einer  Vorconcession  wird  vornehmlich 
in  drei  Fällen  eintreten:  1.  wenn  der  Concessionswerber  für 
die  Eisenbahn  nicht  gezwungen  ist,  ein  Recht  zur  Vornahme 
der  technischen  Arbeiten  im  Felde  den  Grundbesitzern  gegen- 
über geltend  zu  machen,  wo  also  die  Grundbesitzer  von  vorne- 
herein  damit  einverstanden  sind,  dass  die  Nlvellir«  und  Ver- 
messungsarbeiten etc.  vorgenommen  werden  —  ein  Fall,  der 
sich  Übrigens  in  Wirklichkeit  nur  höchst  ausnahmsweise  er- 
eignen ^"ird;  2.  wenn  die  technische  Grundlage  für  die  definitive 
Concession  bereits  fertig  ist;  —  dieser  Fall  kann  eintreten, 
wenn  ein  Project  von  der  Staatsverwaltung  für  eine  Linie, 
deren  Zustandekommen  ihr  von  besonderem  Werthe  erscheint, 
ausgearbeitet  worden  ist,  oder  von  einem  Dritten  herrührt, 
der  nur  aus  irgend  einem  Grunde  sein  Project  nicht  ausführt 
und  die  Früchte  seiner  Thätigkcit  freiwillig  oder  gezwungen 
einem  Anderen  überlässt.  Die  erstere  Alternative,  dass  die 
Staatsverwaltung  ein  Project  anfertigen  liess,  ist  in  Oesterreich 
nicht  ^anz  selten  vorgekommen;  in  mehreren  Fällen  wurde 
ein  so  ausgearbeitetes  Project  sogar  einer  Ortertverhandlimg  zu 
Grunde  gelebt,  um  jenen  Ciificcssionar  lieranzuziehen,  der  für 
die  Ausfülirung  die  besten  Gaiaiiiien  bot.  Allerdings  war  die 
Regierung  mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  genommene  Zu- 
wendung staatlicher  Begünstigungen  an  die  Ünt^rni:raiiL:ngcn 
hierzu  durch  Specialgesctzc  ermiichrigt.  Wenn  aber  die  Legis- 
lative in  diesem  \'erfahren  eine  Gewähr  für  die  staatlichen 
Begünstigungen  hndet,  so  kann  dieses  Princip  wohl  unbedenk- 
lich auch  dort  zur  Geltung  kommen,  wo  die  Regierung  blos 
die  allgemeinen  volkswirthschafllichen  Interessen  zu  vertreten 
berufen  ist  und  es  sich  nicht  um  Unternehmungen  handelt, 
welchen  auch  eine  staatliche  tinanzicUe  Unterstützung  zu  Theil 
werden  soll;  3.  wenn  eine  bestehende  Concession  an  eine  an- 
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dere  Unternehmung  übergeht,  beziehungsweise  Übertragen  wird, 
und  zwar  entweder  im  Falle  der  Concessionsentziehung  (des 
Heimfalles  oder  Verfalles  der  Concession)  oder  im  Falle  einer 
Singular-  oder  Universal-Execution  (Versteigerung  oder  Con- 
curs)  oder  im  Falle  der  Vereinigung  von  Unternehmungen 
(Fusion). 

Ausserdem  entfällt  nach  den  bestehenden  Bestimmungen 
die  Nothwendigkeit  selbst  bei  gewissen  Gattungen  von  Eisen- 
bahnen, welche  dem  öffentlichen  Verkehre  dienen  (Tramways) 
und  bei  den  Bahnen,  welche  nicht  für  den  Öffentlichen  Ver- 
kehr bestimmt  sind  (Bergwerks-  und  Industriebahnen). 

b)  Von  den  Rechten   und  Pflichten,  welche  sich  un- 
mittelbar  an   die  Ex  i  stc  n  z  b  c  r  c  c  lu  i  g  u  rij^   einer  Eisen- 
bahn u  n  t  c  r  n  c  n  ui  u  n  g  k  n  ü  p  1  e  n. 

Die  Rechte,  welche  einer  Eisenbahnunternehmung  zustehen, 
sobald  ihre  Existenzberechtigung  documentirt  ist,  sowie  die 
Pflichten,  welche  sie  in  Rücksicht  dessen  zu  erfüllen  hat,  sind 
allgemeiner  Natur,  sofern  dieselben  allen  Eisenbahnunter- 
nehmungen überhaupt  gemeinsam  sind,  specieller  Natur,  sofern 
sie  nur  für  ein  bestimmtes  Unternehmen  oder  für  eine  gewisse 
*  Gattung  von  Unternehmungen  Geltung  haben. 

Die  allgemeinen  Rechte  und  Pflichten  leiten  sich  aus  den 
allgemein  anerkannten,  respecttve  giltigen  Rechtsgrundsätzen 
oder  aus  allgemein  verbindlichen  gesetzlichen  Bestimmungen 
ab,  während  die  speciellen  Rechte  und  Pflichten  auf  Special- 
gesetzen oder  auf  vertragsmässigen  Abmachungen  beruhen. 

Was  zunächst  die  allgemeinen  Rechte  und  Pflichten  an- 
langt, so  sind  dieselben  auf  den  Inhalt  des  staatlichen  Hoheits- 
rechtes zurückzuführen,  bei  dessen  Ausübung  das  allgemeine 
Beste  verfolgt  werden  muss,  ohne  dass  dabei  das  Wohl  des 
Einzelnen  rücksichtslos  aus  dem  Auge  gelassen  werden  darf, 
nut  einem  Worte  nach  den  Grundsätzen  der  Verwaltung  vor- 
gegangen werden  soll. 

Da  diese  allgemeine  Richtschnur,  welche  aul  alle  Hand- 
lungen der  Staatsverwaltung  Anwendung  findet,  bei  Verfolgung 
des  Eisenbahnzweckes  nur  das  diesem  Zwecke  entsprechende 
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Gepräge  zvl  erhalten  hat,  so  ist  die  gesetzliche  Regelung  der 
in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  bei  den  Staatseisenbahnen 
nicht  so  sehr  von  Wesenheit  als  bei  den  Privat-Eisenbabn- 
Unternehmungen,  welche  die  Principien,  nach  welchen  das 
Unternehmen  zu  Stande  gebracht  und  dem  öffentlichen  Nutzen 
dienstbar  werden  soll,  erst  aus  den  Händen  des  Staates 
empfangen  und  deren  Publicität  zugleich  die  Gewähr  für  ihre 
richtige  und  gewissenhafte  Anwendung  bietet. 

Thatsächlich  wurde  auch  in  Oesterreich  ein  allgemeines 
Eisenbahngesetz  aus  diesem  Gesichtspunkte  nicht  erlassen  und 
während  in  Ansehung  des  Betriebes  und  des  Verkehres  die 
gleichen  Vorschriften  für  die  Staatseisenbahnen  wie  für  die 
Privateisenbahnen  (Eisenbahnbetriebsordnung,  Betriebsreglement) 
Rechtswirksamkeit  haben,  finden  wir  in  Bezug  auf  die  Grund- 
sätze, welche  für  das  Entstehen  und  den  Bestand  einer  Eisen« 
bahn  und  hinsichtlich  der  hieraus  abzuleitenden  rechtlichen 
Consequenzen  bestehen,  keine  gesetzlichen  Bestimmungen  für 
die  Staatseisenbahnen,  sondern  solche  nur  für  die  Privateisen- 
bahnen, im  Concessionsgesetze  zusammengefasst. 

Das  staatliche  Befugniss,  eine  Eisenbahn  zu  erbauen  und 
dem  Verkehre  zuzuführen  und  die  Verpflichtung,  dem  Ein- 
zelnen hierbei  keinen  positiven  Nachtheil  zuzufügen,  hervor- 
gerufene Schäden  aber  wieder  gut  zu  machen,  bedarf  eben- 
sowenig einer  ausdrücklichen  Norm,  als  das  weitere  staatliche 
Recht,  eine  Eisenbahn  für  immerwährende  Zeiten  als  Anstalt 
des  Staates  aufrecht  zu  erhalten.  Erst  dort,  wo  die  Anstalt 
selbst  durch  den  Betrieb  und  Verkehr  actuell  in  das  Leben 
des  Volkes  eintritt,  wo  die  Sicherheit  für  Leib,  Leben  und 
Gut  eine  Rolle  zu  spielen  beginnt,  wo  auch  dem  Dritten  die 
Anstalt  als  Individuum  entgegentritt  und  wo  der  Dritte  ent- 
weder ebenfalls  seine  individuelle  Thätigkeit  mit  Rücksicht 
auf  den  Bestand  der  Eisenbahn  (Handlungen  auf  oder  in  der 
Nähe  der  Eisenbahn)  entsprechend  einrichten  muss,  oder  mit 
der  Unternehmung  ein  bestimmtes  Rechtsverhältniss  (Fracht- 
vertrag) eingeht,  muss  auch  bei  den  Staatseisenbahnen  nach 
gesetzlichen  Bestimmungen  vorgegangen  werden,  und  auf 
diesem  Gebiete  werden  sie  in  gleiche  Reihe  mit  den  Privat- 
Eisenbahnunternehmungen  gestellt. 
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Dass  Übrigens  die  Staatsverwaltung,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  allgemeinen  Verpflichtungen,  welche  als  unmittelbare 
Consequenz  der  Documentirung  der  Existenzberechtigung  einer 
Eisenbabnuntemehmung  sich  darstellen,  soweit  es  sich  um  den 
Eingriff  in  fremde  RechtssphSren  bandelt,  die  Staatsbahnen, 
beziehungsweise  die  Verbindlichkeiten  der  Staatsverwaltung  im 
Auge  hatte,  als  sie  die  Bestimmungen  fUr  die  Privateisenbahnen 
festsetzte,  und  dass  sie  demnach  in  dieser  Beziehung  beide 
Arten  von  Unternehmungen  gleichartig  behandelt  wissen  wollte, 
geht  aus  der  Anordnung  hervor,  welche  an  den  Eingang  des 
§  lO  des  E.  C.  G.  gestellt  erscheint  und  zum  Ausdruck  bringt, 
dass  die  in  diesem  Paragraphe  enthaltenen  Verpflichtungen 
„gegenüber  der  Staatsverwaltung"  zu  erfüllen  sind.  Da- 
mit ist  unzweifelhaft  ausgesprochen,  dass  die  Staatsverwaltung 
diese  Verpflichtungen,  unter  denen  einzelne  sehr  wichtigen 
Rechten  dritter  Personen  entsprechen,  auch  bei  den  Privat- 
bahnen als  ihre  eigenen  betrachtet  und  darum  von  den  Privat- 
Eisenbahnuntemehmungen  direct  verlangt,  die  Verpflichtungen 
zu  erfüllen,  welche  sie  dann  unter  ihre  besondere  directe  Controle 
stellt,  ohne  die  dritten  Betheiligten  zu  zwingen,  sich  erst  mit 
der  Bahnuntemebmung  über  ihre  Rechte  auseinanderzusetzen. 

Die  allgemeinen  Rechte  und  Pflichten  der  Privat-Eisen- 
bahnunternehmungen  sind  nun  vor  Allem  in  dem  Eisenbahn- 
Concessionsgesetze  festgesetzt,  welches  allerdings  bereits  auch, 
und  zwar  in  Ansehung  der  Rechte,  einschränkende  Ausnahmen 
durch  besondere  Vereinbarungen  zwischen  der  Staatsverwaltung 
und  der  Eisenbabnuntemehmung  zulSsst;  sie  können  aber  auch 
begründet  werden  durch  andere  gesetzliche  Anordnungen, 
welche  für  sämmtliche  Eisenbahnuntemehmungen  in  Kraft 
treten  sollen  oder  endlich  dadurch  entstehen,  dass  sie  durch 
die  Concessionsurkunden  oder  sonst  vertragsmSssig  sicher- 
gestellt werden. 

Auf  Grund  des  Concessionsgesetzes  stehen  der 
Eisenbahnuntemehmung  folgende  Rechte  zu: 

1.  Die  Eisenbahn  in  der  Richtung  zu  bauen,  welche 
in  dem  genehmigten  Projecte  vorgezetchnet  ist.*) 


1)  §  9,  lit.  a,  Beilage  III,  pag.  88. 
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In  sehr  vielen  Fällen,  und  namentlich  dann,  wenn  die 
Unternehmung  sich  rechtzeitig  von  der  Absicht  der  Regierung 
in  Kenntniss  gesetzt  hat,  ist  das  genehmigte  Project  im 
Wesentlichen  dem  Ziele  entsprechend,  welches  sich  die  Unter- 
nehmung för  die  Ausführung  des  Unternehmens  gesteckt  hat. 
(Die  Absicht  der  Regierung  und  der  Unternehmung  wird  vor- 
weg identisch  sein,  wo  der  Ausführung  ein  Regierungsproject 
seitens  der  Unternehmung,  welche  die  Concession  auf  Grund 
desselben  geworben  bat,  zum  Ausgangspunkte  dient.)  Es 
kann  aber  auch  der  Fall  eintreten,  dass  das  von  der  Unter- 
nehmung aufgestellte  Project  durch  die  Regierung  früher  schon 
oder  auch  nach  der  Genehmigung  einschneidende  Aenderungen 
erfährt. 

Diese  Aenderungen  müssen  seitens  der  Unternehmungen 
beachtet  werden  und  können,  wenn  die  Unternehmung  auf 
der  geschaffenen  Grundlage  nicht  das  Unternehmen  in*s  Leben 
zu  rufen  vermag,  zum  Verzicht  auf  die  Concession,  wenn  die 
Unternehmung  aber  dagegen  sich  auflehnt,  zum  Concessions- 
verfalle  oder  zur  Concessionsentziehung  führen. 

Dagegen  jedoch  erscheint  es  vollkommen  statthaft,  dass 
auch  die  Eisenbahnunternehmung  sachlich  begründete  Aende- 
rungen bezuglich  des  genehmigten  Projectes  in  Vorschlag  bringt 
und  dieselben  der  Genehmigung  der  Regierung  unterzogen 
werden. 

Die  Genehmigung  des  Projectes  durch  die  Regierung  stellt 
sich  demnach  nicht  als  eine  unabänderliche  Thatsache  dar, 
sondern  bildet  nur  die  Basis  für  die  Ausführung  einer  Eisen- 
bahn, unbeschadet  späterer  Modihcationen,  welche  die  Regierung 
anordnet  oder  .'ulassij^  erklärt. 

Die  weitere  Rcsrimmung  des  Eiscnbahn-Goncessions^esetzcs, 
welche  den  Eisenbai. iuinternehurüii^en  in  Jeni  Falle,  als  es 
im  Interesse  des  ]>aues  i;elegen  ist,  zwar  gestattet,  auf  die 
Dauer  desselben  Seitenbahnen  zur  Hcrbeischairung  der  Bau- 
materialien :  Materialbahncn )  anzulegen,  diese  AiihiLje  aber  von 
der  Ertheilung  eines  besonderen  Baueonsenses  und  von  dem 
Nachweise  des  Einverständnisses  der  Grundeit;enthümer,  über 
deren  Grundstücke  die  Materialbahn  geführt  werden  soll,  ab- 
hängig  macht,    erfuhr    durch    das    Enteignungsgesetz  vom 
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18.  Februar  1878  ^)  insofern  eine  Aeoderung,  als  die  HersteiluQg 
solcher  provisorischer  Bahnanlagen  in  das  Hauptproject  ein- 
bezogen und  nach  Massgabe  der  Nothwendigkeit  selbst  gegen 
den  Wüien  des  Eigenthümers  im  Wege  der  Enteignung 
möglich  gemacht  werden  kann. 

2.  Ein  ausschliessliches  Recht  (Privilegium)  zu 
dem  Bau  der  projectirten  Eisenbahn  in  der  Bedeutung, 
dass  es  während  der  ConcessionsJauer  Niemand  gestattet  ist, 
eine  andere  Eisenbahn  für  die  Benützung  des  Publicums  zu 
errichten,  welche  dieselben  Endpunkte  ohne  Berührung  neuer 
strategisch,  politisch  oder  commerciell  wichtiger  Zwischen- 
punkte in  Verbindung  bringen  würde. 2} 

Während  nun  einerseits  schon  das  Concessionsgesetz  aus« 
drücklich  Zweig-  und  Fortsetzungslinien  von  dem  Privilegium 
ausnimmt,  so  ist  es  doch  andererseits  auch  klar,  dass  das  gesetz- 
liche Vorrecht,  das  mit  der  Concessionsertheilung  verbunden 
ist,  seine  natÜrUche  Begrenzung  finden  muss,  um  dasselbe 
nicht  zu  einem  Über  den  Zweck  des  Unternehmens  hinaus- 
gehenden Monopole  ausarten  zu  lassen.  Diese  Begrenzung 
liegt  nun  darin,  dass  der  Verkehr  der  Punkte,  welche  an  der 
Linie  selbst  zwischen  dem  Ausgangs-  und  Endpunkte  der- 
selben liegen,  in  der  Weise  der  Unternehmung  gesichert 
bleiben  soll,  dass  nicht  eine  zweite  Unternehmung  genau  die* 
selben  Orte  wählt,  um  durch  eine  zweite  parallel  laufende 
Schienenverbindung  dem  bestehenden,  eventuell  mühsam  ge- 
schaffenen Verkehre  Ableitung  zu  schaffen.  Können  die  End- 
punkte einer  Vorkehrsroute  noch  in  der  Weise  verbunden 
werden^  dass  hierdurch  andere  Orte,  welche  bisher  einer  Eisen- 
bahnlinie nicht  theilhaftig  waren,  dem  Verkehr  erschlossen 
werden,  so  ist  lediglich  zu  prüfen,  ob  dieselben  eine  solche 
Bedeutung  haben,  dass  ihnen  eine  strategische,  politische  oder 
commercielle  Wichtigkeit  innewohnt.  Die  Prüfung  dieser 
Momente  obliegt  der  Staatsverwaltung,  welche  selbstverständlich 
hierbei  in  höchst  gewissenhafter  Weise  vorzugehen,  dabei 
jedoch  die  Verhältnisse  ganz  nach  freiem  Ermessen  zu  beur- 


0  §  S,  Beilage  V,  pag.  47. 

^  %  9,  Ut.  b,  Beilage  UI,  pag.  39. 
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theilen  und  zu  erwägen  hat,  ohne  dass  auf  ihre  Entscheidung 
ein  anderer  Factor,  als  das  allgemeine  Beste,  bestimmenden 
Etnfluss  zu  üben  berufen  ist.  ^) 

Das  Vorrecht  ist  also  nur  ein  bedingtes  und  dahin  zu 
verstehen,  dass  ein  und  dasselbe  Verkehrsgebiet  nach  ein  und 
derselben  Verkehrsrichtung  während  der  Concessionsdauer  nur 
von  der  eipen  Unternehmung,  welche  die  Concession  erhalten 
hat,  geschäftlich  ausgenützt  werden  darf,  dass  dieses  Befugntss 
jedoch  nicht  soweit  reicht,  um  die  Schaffung  neuer  Verkehrs- 
gebiete  zu  unterbinden. 

Das  Vorrecht  einer  Unternehmung  kann  sich  naturgemäss 
auch  erweitem,  wenn  dieselbe  das  Recht  erhält,  Fortsetzungs- 
linien oder  Zweigbahnen  zu  bauen. 

Wie  aber  nun  einerseits  das  Recht  auf  die  privilegirte 
Stellung  der  Eisenbahnunternehmung  auf  das  richtige  Mass 
zurückzuführen  ist,  so  müssen  wohl  andererseits  auch  die 
Grenzen  für  den  Schutz  des  Privilegiums  erwogen  werden; 
und  da  entsteht  in  erster  Reihe  die  Frage,  ob  eine  Parallel- 
linie  nur  dann<  gegen  das  Privilegium  einer  Eisenbahnunter- 
nehmung verstÖsst,  wenn  thatsächlich  die  Endpunkte  der  con- 
cessionirten  Eisenbahn  durch  eine  neue  Linie  miteinander  ver- 
bunden werden.  Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  mit  dem  Begriffe  „Endpunkte"  die  Grenzpunkte  eines 
Verkehrsgebietes  bezeichnet  werden  wollten.  Darauf  deutet  der 
zweite  Absatz  des  i?  [)  lit.  ^  des  lusoibahn  )iiccss"onsgesetzes 
hin,  welcher  die  l''ixirun^  beson^lcrur  \'crkchriij,cbictc  itii  _\uge 
ruu.  ist  [licht  zu  Ltbursclicii,  dass  bei  der  Ani!:i':;iuc,  aie 

.,Endpuürac"  seien  als  absoluter  Begriff  aufzufassen,  die  In- 
convenienz  cintrcUn  könnte,  dass  die  Endpunkte  einer  Bahn 
Linivjiuhrt  bleiben  miisstcn,  obgleich  ihnen  vicUeiclit  vom 
Suuidpunkte  des  Verkehres  eine  sehr  geringe  Bedeutung  inne- 
wohnt, wahrend  zwei  zwischenliegcnde  Punkte,  welche  einen 
sehr  regen  Guteraustausch  aufzuweisen  haben  können,  durch 
eine  zweite  Eisenbahnlinie  in  Verbindung  gesetzt  werden 
dürften.  Es  kann  demuacii  der  gesetzlichen  Anordnung  kein 

Knts^hcidung  des  Verwaltungsgerichtshotes  vom  'J6.  October  1877, 
Z.  1371.  (Sammlung  Budwinski,  Band  I,  Nr.  140,  pag.  464.) 
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anderer  Sinn  betgelegt  werden,  als  dass  das  Privilegiura  einer 
Bahn  überall  da  geachtet  werden  rouss,  wo  die  örtliche  Lage 
der  concurrirenden  Bahn  eine  solche  ist,  dass  sie  zwei  oder 
mehrere  von  einer  bestehenden  Eisenbahn  berührte  Orte  in 
ihre  Verkehrssphfire  einbezieht,  ohne  gleichzeitig  auch  noch 
anderen  wichtigen  Punkten  zu  dienen,  dass  somit  der  Begriff 
^Endpunkte**  ein  relativer,  mit  dem  des  jeweiligen  Verkehrs- 
bereiches zusammenhängender  istJ) 

Hieraus  folgt  aber  ferner  noch  weiter,  dass  die  Art  der 
Bahn  ohne  Einfluss  auf  die  Frage  der  gesetzwidrigen  Con- 
currenz  ist,  dass  daher  eine  Localbahn,  Secundärbahn,  Vicinal- 
bahn  und  selbst  ein  Tramway-Untemehmen  mit  dem  Privile- 
gium einer  für  den  grossen  (Transit-)  Verkehr  eingerichteten 
Eisenbahnunternehmung  in  Conflict  gerathen  kann. 

Dieser  Conflict  hat  selbstverständlich  keine  Tragweite,  wo 
ihm  seitens  der  Staatsverwaltung  vorweg  vorgebeugt  werden 
kann  durch  Versagung  der  Concessionsertheilung.  Acut  wird 
er  aber  dann,  wenn  der  Erbauer  einer  Parallelbahn  sein  Recht 
auf  eine  gesetzliche  Anordnung  zu  stützen  vermag,  wie  dies  bei 
den  Berg  Werksbahnen  der  Fall  ist  (§  131  des  allg.  Berggesetzes), 
wo  sohin  zwei  gesetzliche  Privilegien  einander  gegenüberstehen. 

Es  ist  klar,  dass  das  Berggesetz  dem  Bergbauberechtigten 
das  Recht  zur  Anlage  von  Eisenbahnen  zur  Zu-  und  Abliefe- 
rung der  Bergwerkserfordemisse  und  Erzeugnisse  in  der  Absicht 
ertheilt,  um  ihm  die  Möglichkeit  zu  schaffen,  durch  Herstellung 
von  Communicationen  den  Bergbaubetrieb  überhaupt  zu 
ermöglichen  und  zu  entfalten,  nicht  aber  um  commercielle 
Vortheile  zu  erzielen.  Dies  erhellt  aus  dem  Zusammenhange 
der  Bestimmungen  des  §  131  des  allg.  Berggesetzes  im  Allge- 
meinen und  aus  der  lit.  d  dieses  Paragraphen,  welcher  offenbar 
die  Unzugänglichkeit  eines  Bergbaues  im  Auge  hat,  insbeson- 
dere; es  erklärt  sich  aber  auch  von  selbst,  wenn  in  Betracht 
gezogen  wird,  dass  zur  Zeit  des  Erscheinens  des  Berggesetzes 
der  Bergbau  wie  die  Eisenbahnen  in  Oesterreich  in  den  Kinder- 
schuhen staken. 

*)  Ent.scheidunn  des  Vcrx».  altunpsserichtshofcs  vom  22.  Nov.  1883, 
Z.  2.386.  (Sammlung  Budwinski,  Band  VII,  Nr.  1919,  pag.  ü2*.) 


Digitized  by  Google 


ecbtsverbältnisse  der  Eisenbahnen  im  Besonderen. 


45 


Es  unterliegt  ferner  keinem  Zweifel,  dass  das  dem  Berg- 
bauberechtigten eingeräumte  ßefugniss  in  erster  Linie  im 
privaten  Interesse  desselben  gelegen  ist,  in  zweiter  Linie  von 
beschränkt  localer  Bedeutung  sein  kann  und  erst  mittelbar  in 
letzter  Reihe  das  allgemeine  Beste,  welches  ja  an  dem  Be- 
stände und  Eraporbliihen  jedes  Industriezweiges  interessirt  ist, 
tangirt. 

Das  Privilegium  einer  dem  otTentlichen  Verkehre  dienenden 
Eisenbahnunternchmuni;  da^ci^cn  ist  von  allem  Anbeginne  auf 
das  coniinciviL'iie  Krrra^niss  berechne:,  lukI  soll  ein  Unter- 
nelmiL'ii  MLlicrstcilca,  wcl^^hes  durcli  i>c;uic  1  jc^riinrnuiig  tür 
den  ahe;L-:iii:::ien  Verkehr  und  GutcraUStausca  eine  u lientli ehe, 
von  dem  iLiiizelinteresse  losgelöste  Anstalt  ist,  das  aU^enieine 
besie  zu  lürdern  hat  und  das  dadurch  das  Staatsinteresse 
unmittelbar  berührt. 

Bei  Entgegenhalt  dieser  Momente  kann  es  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  getreu  dem  Grundsatze,  wonach  das  Einzel- 
interesse gegenüber  dem  öffentlichen  Interesse  zurückzutreten 
hat,  das  Privilegium  einer  öllentlichcn  Eisenbahn  auch  höher 
zu  achten  ist  als  das  Recht  eines  Bergbau-Betriebsberechtigten, 
wenn  nach  sorgialtiger  Erwägung  der  Umstände  im  concreten 
Falle  die  Ueberzcugung  gewonnen  wird,  dass  die  Anlage  einer 
Bergwerkseisenbahn  in  die  Verkehrssphäre  einer  ötienthchen 
Eisenbahn  eingreift. 

Lediglich  zur  Unterstützunt^  dieses  Standpunktes  sei  noch 
angetührt,  dass  das  Eisenbahn- Concessionsgesetz  das  durch  das 
allgemeine  Berggesetz  eingeräumte  Recht  wohl  auch  insoferne 
alterirt  hat,  als  es  das  später  erlassene  Gesetz  ist. 

3.  Das  Recht  zur  Ausübung  des  Enteignungs rechtes 
in  dem  vollen  durch  §  365  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches zugelassenen  Umfange  unter  der  Voraussetzung,  dass 
die  Gemeinnützigkeit  des  Eisenbahnunternehmens  von  der 
hierzu  berufenen  staatlichen  Verwaltungsbehörde  anerkannt  ist; 
dieses  Recht  kann  jedoch  nur  insoweit  ausgeübt  werden,  als 
die  Herstellung  und  der  Betrieb  der  Eisenbahn  dies  noth- 
wendig  machen.^) 


1)  §  9,  Ut.  c,  Beilage  III,  pag.  39. 
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befördern,  insofeme  der  diesfäUige  Transport  durch  das 
Postregale  nicht  der  Postanstalc  ansschliesslicb  vorbehalten 
erscheint.  ^) 

Die  Bestimmung  der  VerhSltnisse  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen zum  Postregale  sollte  nach  der  Anordnung  des 
§19  des  Postgesetzes  vom  5.  November  1837  besonders  ge- 
setzlich geregelt  werden.  Ein  Specialgesetz  dieser  Art  ist  zur 
Stunde  nicht  erschienen;  es  gelten  somit  auch  für  die  Eisen^ 
bahnen  die  allgemeinen  postahschen  Bestimmungen  mit  den 
im  Wesen  des  Eisenbahntransportes  oder  durch  besondere 
VerfGgungen  begründeten  Ausnahmen.  In  Bezug  auf  diese 
Bestimmungen  nun  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  das  Recht 
der  Eisenbahnen  zur  Personenbeförderung  ein  unbedingtes  ist, 
da  mit  Art.  I  des  Gesetzes  vom  3t.  MSrz  ld65  über  den 
periodischen  Personentransport  der  Staatsvorbehait  des  Per- 
sonentransportes  zu  Wasser  und  zu  Lande  im  Principe  auf- 
gehoben wurde  und  das  dabei  aufrecht  erhaltene  Verbot  gegen 
Errichtung  und  Unterhaltung  von  Anstalten  zur  Beförderung 
von  Reisenden  mit  Pferdekraft  an  den  von  ihnen  mitgebrachten 
Wagen,  Eisenbahnen  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  berührt. 

Was  den  Sachentransport  anlangt,  so  bezieht  sich  nach 
§  7  des  Postgesetzes  vom  5.  November  I8ä7  der  Staatsvor- 
behait 1.  auf  Briefe,  zu  denen  überhaupt  alle  schriftlichen, 
an  abwesende  Personen  gerichtete  Mittheilungen  oder  Nach- 
richten gezählt  werden;  2.  auf  periodische  Schriften,  und 
zwar  Journale,  Zeitungen  in  Blättern  oder  Helten,  ohne  Unter- 
schied des  Inhaltes,  und  ist  ferner  3.  nach  ^  25  dieses  Gesetzes 
ausser  dem  Falle  einer  ausnahmsweise  gesetzlich  zui^estandenen 
Gebuhrenfreiheit  Niemandem  gestattet,  ohne  Bezahlung  der 
ta:  iiniassitjen  Gebuhren  und  übcrnaupt  ohne  Erfüllung  der 
rL.r  JiL'  ljc;ui:/:iiii-  -Icr  Postanstalten  vorgcz^iclmctcii  Hedin- 
gungcii  tiicbe  AabLaUcn  zu  Jciü  1  ransporce  einer  Sache  zu 
verwenden. 

Hiervon  geniessen  die  Li5e;ilaiiiiünternchmungen  lu.gciule 
Ausnahmen:  1.  Nach  einer  Verfügung  des  Handelsministeriums 
aus    dem   Jahre    löGo    können  Gorrespondenzen,   welche  in 


1)  §  9,  liu      Beilage  III,  pag.  41. 
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Besiehung  auf  die  Verwaltung  der  Eiseubahn  zwischen  dem 
Vorstande  und  den  untergeordneten  Organen  oder  zwischen 
diesen  unter  sicli  geführt  werden,  auf  den  bezüglichen  Bahn- 
strecken durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert 
werden.  2.  Auf  Grund  des  Art.  II,  Absatz  22  des  Gesetzes 
vom  2.  October  1865,  R.  G.  ßl.  Nr.  108,  die  Portofreiheit  in 
Ansehung  der  Correspondenzen  der  Eisenbahnen,  welche  dem 
deutschen  Eisenbahnverkehr  angehören,  über  Vereinsangelegen- 
heiten auf  die  Dauer  der  Gegenseitigkeit.  Die  gleiche  Begünsti- 
gung wurde  3.  durch  eine  Verfügung  des  Handelsministeriums 
aus  dem  Jahre  1870  den  Correspondenzen  und-  Sendungen 
von  Acten  und  Drucksachen  in  Angelegenheiten  des  deutschen 
Eisenbahnvereines  zwischen  den  Vereinsmitgliedem  unter  ein- 
ander oder  mit  der  Redaction  der  gemeinsamen  Zeitschrift 
oder  an  Staatsbehörden  eingeräumt,  insoferne  die  Sendungen 
ein  gewisses  Gewicht  nicht  übersteigen  und  als  Vereinssache 
gekennzeichnet  sind. 

Die  Tarife,  welche  das  Entgelt  für  die  Leistungen  der 
Eisenbahnunternehmungen  im  Transportwesen  bilden,  werden 
in  den  Concesstonsurkunden  sowohl  hinsichtlich  der  Personen- 
ais auch  hinsichtlich  der  Sachenbeförderung  fixirt,  und  zwar 
für  die  normalen,  sowie  für  bestimmte  abnormale  FSUe.  Die 
Tarife  selbst  sind  dann  entweder  durch  zifiermässige  Sätze 
begrenzt  oder  im  Principe  vorgesehen. 

Rechte,  welche  sonst  noch  den  Eisenbahnunternehmungen 
zukommen  und  allgemeiner  Natur  sind,  haben  sich  heraus- 
gebildet durch  die  Gleichartigkeit  der  Concessionsurkunden 
bei  Feststellung  gewisser  Bestimmungen.  —  Hierher  ist  zu 
rechnen: 

1.  Das  Recht,  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  womit  in 
der  Regel  auch  das  weitere  Befugniss  verbunden  wird,  einen 
aliquoten  Theil  der  zu  Gesellschaftszwecken  erforderlichen 
Geldmittel  durch  Aufnahme  einer  fundirten  Schuld  (Prioritäts- 
anlehen) zu  beschaffen.  Das  Verhältniss  zwischen  dem  Actien- 
capitale  und  der  Prioritätsschuld  wird  von  der  Regierung  nach 
Massgabe  des  Gesammtcapitales  und  der  voraussichtlichen 
Rentabilität  des  Unternehmens  in  der  Weise  üxirt,  dass  nach 
einer  Wahrscheinlichkeitsberechnung  ciie  Verzinsung  der  Priori- 
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tätsobligationen  gesichert  erscheint,  da  auch  die  Staatsver\^'al- 
tung  das  lebhafteste  Interesse  daran  hat,  jede  Störung  der 
Betriebsverwaltung  durch  eine  Executionsführung  auf  das  Unter- 
nehmen von  vorneherein  zu  vermeiden. 

Emissionen  von  Actien  oder  Obligationen,  welche  die 
Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  zum  Zwecke  haben,  oder 
Aufzahlungen  auf  die  früheren  Actien  können  nur  mit  beson* 
derer  Bewilligung  der  Regierung  veranstaltet  werden.^) 

2.  Das  Rechte  Agenden  im  In-  und  Auslande  zu  bestellen, 
deren  Aufgabe  eine  vorwiegend  commercielle  ist  und  darin 
besteht,  der  Entwicklung  der  Handelsverhältnisse  ein  wachsames 
Auge  zu  schenken  und  dadurch  die  Heranziehung  neuer  Pro- 
ductions-  oder  Absatzgebiete  für  die  Unternehmung,  sowie  die 
Erweiterung  bestehender  Verkehre  zu  vermitteln  und  sichern 
zu  helfen. 

B.  Das  Recht,  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten 
unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 
Hierher  gehören  die  Wagenverbindungen  zu  entfernt  liegenden 
Bahnhöfen,  Trajectanstalten  über  Seen,  Schiffverbindungen  auf 
Flüssen,  kurz  alle  Einrichtungen,  welche  den  Zweck  des 
Unternehmens  in  Absicht  auf  den  Personen-  und  Sachenverkehr 
zu  fördern  geeignet  sind.  Bei  thatsächlichem  Gebrauche  von 
diesem  Rechte  gemessen  die  Eisenbahnunternehmungen  keine 
Ausnahmsstellung;  sondern  sind  wie  jeder  andere  Unternehmer 
gehalten,  die  für  derlei  Anstalten  gegebenen  Vorschriften  zu 
erfüllen  und  zu  beobachten. 

4.  Das  Recht,  die  concessionsmSssig  fixirten  Tarife  inner- 
halb der  gesteckten  Grenzen  zu  reguliren.  Was  diese  Tarife 
(Maximaltarife)  anlangt,  so  erfolgte  die  Anordnung  einer  all- 
gemeinen Regelung  unter  Anwendung  eines  gleichmässigen 
Satzes  für  die  Personenbeförderung  mit  dem  Gesetze  vom 
15.  Juli  lö77,  R.  G.  Bl.  Nr.  64;  dieselbe  wurde  seither  voll- 
zogen. 

Das  Recht  der  Tarifrcgulirung  innerhalb  der  Maximal- 
grenzen steht  mit  dem  geschäftlichen  Interesse  der  Unternehmung 
im  innigsten  Zusammenhang  und  ist  namentlich  da  von  grosser 
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Bedeutung,  wo  die  Gewinnung  eines  Verkehres  yon  dem  Erfolge 
eines  Concurrenzkampfes  abhängt.  Eine  selbstverständliche 
Begrenzung  findet  dieses  wichtige  Recht  durch  die  in  der- Auf- 
gabe der  Eisenbahnanstait,  der  Allgemeinheit  zu  dienen,  be- 
gründete, in  den  Concessionsurkunden  aufgenommene  Forderung 
der  Staatsverwaltung,  einen  herabgesetzten  Tarif  oder  eine 
sonstige  Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunter- 
nehmern; welche  die  gleichen  Bedingungen  erfüllen,  einzu- 
räumen, wodurch  jede  persönliche  und  einseitige  Bovorzugung 
ausgeschlossen  werden  soll.  Die  Controle  hierüber  wird  dadurch 
erreicht,  dass  derartige  Begünstigungen  (Refectien)  nach  den 
Verordnungen  vom  12.  März  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  38,  und 
31.  December  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  3  de  1880,  in  der  Regel 
ireroffentlicht  werden  müssen  und  daher  die  betheiligten  Kreise 
selbst  in  der  Lage  sich  befinden,  zu  beurtheilen,  ob  die  Eisen- 
bahnuntemehmung  ihrer  Verpflichtung  gerecht  wird.  (Die 
Publicationsverpflichtung  kann  nur  bei  ausländischer  Concurrenz 
erlassen  werden.) 

Im  Concurrenzkampfe  mit  anderen  grossen  Verkehrs- 
anstalten führt  das  Tarifrecht  aus  finanziellen  Gründen  zumeist 
dahin,  dass  die  minuendo  Licitation  hinsichtlich  der  Fracht- 
preise einer  Fixirung  derselben  und  der  Theilung  des  Ver- 
kehres auf  bestimmter  Basis  (Cartelle)'  Platz  macht. 

Mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Anforderungen,  welche 
dem  Betriebe  aus  der  Gestaltung  des  Terrains  oder  aus  der 
Art  des  Betriebes  erwachsen,  ist  es  den  Eisenbahnunterneh- 
muiigcn  femer  gestattet,  für  Strecken  mit  besonderen  Steigungen 
(in  der  Regel  1:60  oder  157oo)>  sowie  bei  Führung  von 
Courier-  und  Schnellzügen  zu  dem  Fahr-,  respective  Fracht- 
preise einen  percentuellen  Zuschlag  einzuheben,  welcher  im 
ersteren  Falle  auf  die  Streckenlänge  reducirt  wird  (iVa^&che 
Berechnung  der  virtuellen  Längej,  im  zweiten  Falle  20% 
beträgt. 

Im  Hinblick  auf  die  schwankenden  Valutaverhältnisse 
Oesterreich-Ungarns  und  in  Berücksichtigung  des  Umstandes, 
dass  die  Verpflichtungen  der  Eisenbahnuniernehmungen  zu- 
meist weit  über  die  Grenzen  der  Monarchie  hinausreichen  ( z.  B. 
im  Uebergangsverkehre),  sind  die  Eisenbahnunternebmungen 
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ermächtigt,  die  Tarife  in  harter  M^nze  zu  bemessen  und  ein- 
zuhebeuy  respective  den  Curswerth  der  Landeswährung  zuzu- 
schlagen. Die  ZurQckftihrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung 
erfolgt  allmonatlich  mit  der  Giltigkeit  für  den  nächsten  Monat 
nach  dem  Durcfaschnittscurse  des  letztabgelaufenen  Monats 
durch. die  Regierung. 

Die  besonderen  Rechte,  welche  einer  einzelnen 
Eisenbahnunternehmung  seitens  der  Staatsverwal- 
tung im  Vereinbarungswege  entweder  durch  die  Gon- 
cessionsurkunde  oder  durch  besondere  Urkunden 
eingeräumt  werden,  beziehen  sich  auf  die  Begünstigung 
der  Eisenbahnunternehmung,  welche  entweder  die  Kräftigung 
der  Stellung  derselben  nach  aussenhin  bezweckt  ,  und  daher  vor- 
wiegend von  moralischem  Effecte  begleitet  ist,  oder  aber  die 
wirthschaftliche  Grundlage  des  Unternehmens  schaffen  oder 
befestigen  soll  und  daher  von  materieller  Wirkung  ist. 

Zu  den  Rechten  der  ersteren  Gattung  gehören  die  den 
einzelnen  älteren  Eisenbahnuntemehmungen  gewährten  Vor- 
rechte zum  Bau  und  Betrieb  von  Zweig-  oder  Fortsetzungs- 
linien, welche  von  anderen  Unternehmungen  in  Aussicht 
genommen  würden,  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  von 
letzteren  acceptirten  Bedingungen  von  den  bevorrechteten 
Unternehmungen  ebenfalls  eingegangen  werden.  Dieses  Vor- 
recht wurde  bald  für  bestimmte  Linien,  bald  für  ein  bestimmtes 
Gebiet  von  grösserem  oder  kleinerem  Umfange  fixirt. 

Der  Vortheil  der  Einräumung  eines  solchen  Vorrechtes 
besteht  darin,  dass  einerseits  der  bestehenden  Etsenbahnunter- 
nefamung  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  ihr  Verkehrsgebiet  aus- 
zudehnen, sobald  fremde  Untersuchungen  die  Schaffung  einer 
neuen  Verbindung  als  nothwendig  oder  wünschenswerth  er- 
scheinen lassen,  oder  ihr  Verkehrsgebiet  gegen  Concurrenz 
einer  dritten  Unternehmung  zu  schützen,  andererseits  die 
Freiheit  der  Entschliessung  der  Staatsverwaltung  in  Ansehung 
der  Verleihung  des  Befugnisses  zur  Ausübung  des  staatlichen 
Hoheitsrechtes  in  subjectiver  Hinsicht  beschränkt  wird.  Diese 
Beschränkung  der  ActionsfShigkeit  der  Regierung  äussert  sich 
darin,  dass  die  Regierung  die  bevorrechtete  Eisenbahnunter- 
nehmung befragen  und  eine  bestimmte  Frist,  innerhalb  deren 
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diese  sich  zu  erklären  hat,  ob  sie  von  ihrem  Vorrecht  Gebrauch 
macht,  abwarten  muss,  bevor  sie  mit  der  Concessionirung  der 
projectirten  Eisenbahn  an  die  dritte  Unternehmung  vorgehen 
kann.  Derartige  Vorrechte,  welche  sich  mit  der  Würde  der 
Staatsverwaltung,  namentlich  wenn  sich  dieselben  auf  grosse  Ge- 
biete beziehen,  nur  schwer  vereinbaren  lassen,  wurden  glücklicher- 
weise nur  selten  eingeräumt  und  in  einzelnen  Fällen  wurden 
sie  auch  durch  nachträgliche  Vereinbarungen,  welche  ans  be- 
sonderen Anlässen  getrotfen  werden  mussten,  wieder  beseitigt.  ^) 

• 

^)  Aehnlich  wie  die  concessionsmflssig  eingerftumten  Vorrechte  Mrurde 
jangst,  als  die  Nordbahnfrage  eine  der  bestrittensten  Tagesfragen  geworden 
war,  von  verschiedenen  Seiten  die  im  Nordbahn-Privilegiiim  vom  4*Mftrz  1886 
bezOgUch  des  Vorganges  nach  Ablauf  der  fünfzig  Privil^ialjahre  im 
Punkte  10  enthaltene  Bemerkung,  wornach  die  Staatsverwaltung  keinen 
Anstand  nehmen  wird,  sich  zu  einer  Erneuerung  des  Privilegiums  herbel- 
zulassen,  wenn  die  Unternehmung  sich  als  nQtzlich  bewAhrt  hätte,  auf- 
gefasst. 

Diese  Bemerkung  sollte  ebenso  einer  Beschränkung  der  bisherigen 
Privilegialrechte  entgegenstehen,  als  der  Verstaatlichung  der  Nordbahn; 
wir  erlauben  uns  nach  der  einen  wie  nach  der  andern  Richtung  ent- 
gegengesetzter Ansicht  zu  sein. 

Ffir  uns  ist  nftmlich  das  Nordbahn-Privilegium  keine  Goncessions- 
urkunde  gewöhnlicher  Art,  sondern  mit  Rflckstcht  auf  die  damaligen  Um- 
stände und  Verh&ltnisse  ein  von  der  absoluten  Gewalt  erlassenes 
Speeialgesetz,  welches  die  Bedingungen  fQr  die  Existenzberechtigung 
einer  bis  dahin  nicht  gekannten  Unternehmungsart  feststellt. 

Als  Specialgesetz  unterliegt  das  Privilegium  aber  zwei  Rechtsregeln, 
welche  —  wie  wir  glauben  —  von  entscheidender  Bedeutung  sind  und 
deren  eine  von  Gesetzen  im  Allgemeinen,  die  zweite  aber  für  Special- 
gesetze im  Besonderen  gilt. 

Die  alltzemeinere  Heitel,  welche  dahin  lautet,  dass  bei  dem  Auf- 
tauchen eines  Zweilcls  über  eine  gesetzliche  Bestimmung  die  allgemein 
verbindliche  Interpretation  nur  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  erfolgen 
könne,  wird  ihre  Wirksamkeit  zu  Äussern  haben,  wenn  es  sich  um  die 
Hauptfrage  bandelt^  mit  der  das  sogenannte  Vorrecht  der  Unternehmung 
steht  und  ftllt,  nAmlich  ob  die  als  Grundbedingung  bezeichnete  «Nfitzlich- 
keit  der  Unternehmung**  vorhanden  sei  oder  nicht.  Unseres  Dafürhaltens 
ist  es  nun  Sache  der  heutigen  gesetzgebenden  Gewalt,  auf  diese  Frage  die 
Antwort  zu  geben.  Und  für  die  Beantwortung  der  Frage  kommt  es  gewiss 
nicht  darauf  an,  ob  die  Unternehmung  relativ  nOtzlich  gewesen  ist,  indem 
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zieUen  Vortheile,  welche  entweder  auf  die  Concessionsdauer 
oder  fQr  einea  kürzeren  Zeitraum,  oder  auch  blos  im  Zeit- 
punkte des  Entstehens  des  Unternehmens  gewährt  werden. 

Ueber  den  Werth  der  staatlichen  Begünstigungen  finan- 
zieller Natur  ist -vielfach  gestritten  worden«  ohne  dass  der  Steg 
in  den  Händen  der  Vertreter  oder  der  Gegner  derselben  ge- 
blieben wSre. 

Thatsache  ist,  dass  in  Oesterreich  die  finanziellen  Begünsti- 
gungen fttr  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens,  dem  sich 
die  Unternehmungslust  sehr  lange  fern  hielt,  ein  wesentlich 
belebendes  Element  gebildet  haben,  und. dass  der  Österreichische 
Staat  in  jener  Zeit,  wo  er  in  grösserem  Umfange  solche  Be- 
günstigungen gewährte,  nicht  in  der  Lage  gewesen  wäre,  selbst 
und  vollständig  aus  eigenen  Mitteln  jene  grosse  Reihe  von  Bahnen 
in*s  Leben  'zu  rufen,  welche  gegenwärtig  das  Reich  bedecken. 
Wenn  heute  dieser  Art,  den  Unrernehmungs^eist  zu  fördern, 
eine  kühlere  Auffassung  entgegensteht,  so  findet  dies  seine 
Begründung  in  zwei  Umständen.  Erstlich  ist  das  Hauptbedürfniss 
nach  Bahnen  befriedigt;  für's  Zweite  scheint  der  Zug  der  Zeit, 
wenigstens  vorläufig,  dem  Staatseisenbahnsystem  zu  gehören, 

ändene  Erneuerung  des  Privilegiums  nur  dann  in  Fra^e  kommen  könnte, 
n*enn  dieselbe  ausdrücklich  zugesagt  worden  wäre.  In  diesem  Falle  mOsste 
aber  der  Satz  ganz  bestimmt  dahin  lauten,  dass  die  Regierung  keinen 
Anstand  nehmen  wird,  das  Privilegium  in  seinem  gegenwärtigen 

FjestanJe  zu  erneuern.  N;ichdem  jedoch  der  den  Gegenstand  Je<? 
Streites  bildende  Passus  die  Berciiw  liÜgkcit  der  Regierung  zum  Ausdrucke 
brinL;t,  sich  zu  einer  (nicht  der)  }'>nt.ucrung  des  Privilegiums  herbei- 
zulassen, so  ist  der  Schlus«?  i;erecliitertigt.  dass  dem  Gesetzgeber  auch 
bei  Lriassung  des  Gesetzes  schon  das  Eingehen  in  Verhandlungen  zwischen 
der  Regierung  und  der  Unternehmung  vorgeschwebt  habe  und  dass  daher 
das  Verlangen'  der  Regierung  nach  gründlicher  Revision  der  bisherigen 
Bedingungen  ein  vollkommen  berechtigtes  ist.  Auch  ist  nicht  zu  Ober- 
sehen,  dass  der  Sinn  des  ganzen  Punktes  10  dahin  weist,  dass  hier  unter 
Privilegium  nicht  der  Inhalt  des  ganzen  Speclaigesetzes  zu  verstehen  sei, 
sondern  dass  dieser  Ausdruck  sich  nur  auf  die  Bewilligung  zur  Ausübung 
des  staatlichen  Hoheitsrechtes,  d.  i.  die  Bahn  zu  betreiben,  beziehen  kann, 
da  ja  der  R'^albe-^itr  und  die  Mobilarzugeh<"riingen,  welche  ebcnfa'!-?  auf 
«Irun  i  des  Spezialgesetzes  in  den  Besitz  der  Unternehnning  gciiommen 
sind,  im  Ireien,  auch  auf  andere  Private  übertragbaren  Eigenthum  verbleiben. 
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der  selbstverständlich  gegen  den  Bestand  der  Privateisenbahnen 
gerichtet  ist  und  deshalb  schon  den  Gedanken  an  eine  Unter* 
Stützung  derselben  gewiss  nicht  zu  vertragen  vermag. 

Werden  nun  Eisenbahnunternehmungen  nut  finanziellen 
Begünstigungen  seitens  des  Staates  ausgestattet,  so  geschieht 
dies  in  der  Weise,  dass  der  Staat  entweder  direct  materielle 
Unterstützung  angcdeihen  lässt,  oder  indirect  dem  Unternehmen 
eine  festere  Basis  durch  Leistung  einer  Bürgschaft  verleiht, 
oder  indem  er  das  Unternehmen  von  Abgaben  und  Leistungen, 
die  sonst  zu  leisten  wären,  freispricht. 

Die  Begünstigung  der  ersteren  Gattung  ist  die  Subvention;, 
dieselbe  besteht  darin,  dass  der  Staat  sich  mit  einem  bestimmten 
Betrage  zum  Zwecke  des  Baues  betheiligt.  Diese  Betheiligung 
hat  entweder  den  Charakter  ei  i  s  Vorschusses,  wenn  dem 
Unternehmen  der  ikirag  verzinslich  oder  unverzinshch  gegen 
Rückzahlung  zur  N'eriugnng  gestellt  wird,  oder  eines  Titel- 
kautes,  wenn  der  Staat  einen  gewissen  d'hcil  des  Actiencapitales 
oder  der  l^rioritätsobligationen  zu  einem  bestimmten  (in  der 
Regel  ;il  l'aii-'  Curse  übernimmt,  oder  endlich  einer  Schenkung, 
wenn  die  Staatsverwaltung  eine  Summe  zu  einem  bestimmten 
Zwecke  i  \viciit;gc.N  I  )auobjCCt)  widmet  und  aut  dessen  Wieder- 
erstattung verzichtet. 

Die  Begünstigung  der  zweiten  Gattung  ist  die  sogenannte 
Zinscnga:  :i  iuie,  durch  welche  die  Staatsverwaltung  den  Con- 
cessionär  II  cnie  Verzinsung  des  zum  Bau  in  Verwendung 
kommLiJ  icn  Capitales  gewährleistet;  mit  dieser  Garantie  ist 
fast  ic  Lcrzeit  auch  die  Amortisirung  des  Gesellschaltscapitales, 
VsLkhes  waiirend  der  Concessitinsdauer  zuruckerstatui  sein 
muss,  verbunden.  Die  Garantie  ist  eine  volle,  d.  h.  sie  erstreckt 
sich  aül  den  von  den  Concessiunaren  in  Aussicht  gen  »imie  jcii 
Zinsfuss  (z.  B.  5"/^))  oder  sie  ist  eine  theilweise,  wenn  J  r 
Berechnung  nur  ein  Theil  der  zu  zahlenden  Zinsen  zu  Gruiuic 
gelegt  ist;  oder  aber  eine  Pauschalgarantie,  wenn  ohne  alle 
Ikrechnung  seitens  der  Staatsverwaltung  ein  bestimmter,  ganz 
LiuU  erschreitbarer  Betrag  zur  Deckung  der  Verzinsung  in  Aus- 
sicht gestellt  wird. 

Die  dritte  Gattung  der  staatlichen  Begünstigung  ist  die 
Befreiung   von    der    Zahlung  von   Steuern  aul  einen 
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längeren  n  kr  kürzeren  Zeitraum  (gewöhnlich  30  Jahre)  und 
von  den  Gebühren  gewöhnlich  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung. 

Alle  diese  Begünstigungen  können  mit  Rücksicht  auf  die 
für  den  Staatsschatz  verbundene  Belastung  nur  auf  Grundlage 
eines  Specialgesetzes  verliehen  werden.  Insofern  es  sich  blos 
um  die  zeitliche  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren 
für  Verträge,  bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der 
Capitalsverzinsung,  für  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationcn  und  die  bücherliche  Eintragung  der 
letzteren,  für  die  ücbertragung  aus  dem  GrnndcinlÖsiingS' 
geschäfte,  dann  um  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung 
der  Concession  und  für  die  Anfertigung  der  Concessions- 
urkunde  zu  entrichtenden  Taxen  und  Gebühren,  von  der  Er- 
werb- und  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der  Coupon- 
stempelgebühren und  von  sonstigen  ,  Steuern  handelt,  kann 
dieses  Specialgesetz  auf  eine  bestimmte  Gattung  von  Bahnen 
—  wie  dies  bei  den  Localbahnen  der  Fall  ist*)  —  Bezug  haben 
oder  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  für  alle  innerhalb  desselben 
concessionirten  Eisenbahnen  erlassen  werden,  um  die  Noth- 
wendigkeit  der  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  für  jeden  ein- 
zelnen Fall  zu  ersparen.  Sollen  aber  weitergehende  finanzielle 
Unterstützungen  seitens  der  Staatsverwaltung  durch  Gewährung 
einer  Zinsengarantie  oder  durch  Leistung  eines  Betrages  aus 
Staatsmitteln  zugestanden  werden,  so  ist  in  jedem  einzelnen 
Falle  ein  besonderes  Gesetz  für  die  «u  concessionirende  Bahn 
erforderlich;  ausserdem  bleibt  es  aber  auch  nach  dem  Ermessen 
der  Staatsverwaltung  anheimgestellt,  bei  dem  Eintritte  einer 
solchen  Eventualität  in  der  Concessionsurkunde  die  Erfüllung 
specieller  Verbindlichkeiten  (z.  B.  die  Vergebung  von  Bauten 
und  Lieferungen  nur  auf  Grund  von  Offertverhandlungen,  die 
Vorlage  von  Offerten  bei  Lieferungsvergebungen)  zur  Bedingung 
zu  machen. 

Was  die  auf  Grund  des  Concessionsgesetzes  den 
Privateisenbahnen  obliegenden  Verbindlichkeiten  betritt,  so 

1)  Art.  VII  und  VIII  des  Geseues  vom  S5.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56  (Beilage  IV,  pag.  43). 
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haben  dieselben  nach  §  10  £.  G.  G.  vor  Allem  die  schon  in  den 
allgemeinen  Gesetzen  enthaltenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen. 
Zu  den  in  den  allgemeinen  Gesetzen  begründeten  Obliegen- 
heiten gehört  insbesondere  ä)  die  Verpflichtung  zur  handels- 
gerichtlichen Protokollirung.  Dadurch,  dass  die  Eisenbahnunter- 
nehmung in  ihrer  Eigenschaft  als  Transportanstalt  unter  den 
Gesichtspunkt  jener  Vorschriften  fällt,  welche  auf  den  Fracht- 
führer und  beziehungsweise  auf  eine  für  den  Transport  von 
Personen  bestimmte  Anstalt  Anwendung  finden,  so  hat  die 
Eisenbahnunternehmungy  sei  es  dass  sie  durch  eine  einzelne 
Person  oder  durch  eine  Mehrheit  von  Personen  (offene  Gesell- 
schaft) repräsentirt  wird  oder  in  der  Form  einer  Actiengesell- 
schafc  in's  Leben  tritt,  in  gesetzmässiger  Form  ihre  Firma 
beim  Handelsgerichte  ordnungsmSssig  anzumelden  und  deren 
Protokollirung  (Eintragung  im  Handelsregister)  zu  veranlassen. 
(Art.  19  H.  G.,  §  10— IS  des  Einf.-Ges.  zum  H.  G.  vom  17.  Dc- 
cember  1862,  R.  G.  1  de  1863).  Diese  Verpflichtung  der  Eisen- 
bahnunternehmungen  tritt  auch  dann  ein,  wenn  in  Folge  einer 
gewährten  zeitlichen  Steuerfreiheit  die  Entrichtung  eines  effec- 
tiven  Steuerbetrages  entfällt,  welcher  nach  §  7  des  Gesetzes 
vom  17.  December  1862  die  Grundlage  für  die  Beurtheilung 
bildet,  ob  das  Geschäft  der  Unternehmung  als  Handelsgeschäft 
zu  betrachten  sei. 

b)  Die  Verpflichtung,  Bücher  zu  führen,  aus  welchen  die 
Handelsgeschäfte  und  die  Lage  des  Vermögensstandes  der 
Unternehmung  zu  ersehen  sind.  Bei  Führung  der  Bücher  wird 
bei  den  Eisenbahnuntemehmungen  nach  einem  einheitlichen 
Contirungsschema  vorgegangen. 

Die  aus  dem  Eisenbahn- Concessionsgesetze  selbst  fliessen- 
den Verbindlichkeiten  sind  nun  theils  solche,  welche  gegen- 
über der  Staatsverwaltung  in  Folge  des  Hoheitsrechtes  der- 
selben zu  erfüllen  sind,  theils  solche,  auf  deren  Erfüllung  aus 
anderen  Öffentlichen  Rücksichten  gedrungen  werden  muss,  theils 
endlich  auch  solche,  welche  vorzugsweise  privatrechtlicher 
Natur  sind. 

Die  Obliegenheiten  der  ersten  Gattung  sind  folgende: 
d)  Die  Bahnuntcmehmungen  haben  die  Ausführungspläne  zur 
Genehmigung  vorzulegen  und  beim  Bau  der  Bahn  selbst  und  der 
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einzelnen  Objecte  die  allgemeinen  Bau^,  sowie  die  ihnen  etwa 
ertheilten  besonderen  Vorschriften  genau  zu  erfüllen.  Unter 
den  allgemeinen  Bauvorschriften  sind  jedoch  nicht  etwa  generell 
erlassene  Bestimmungen  für  die  Eisenbahnen  zu  verstehen. 
Zur  Erlassung  solcher  positiver  Bestimmungen  kam  es  bisher 
nicht;  es  hat  sich  vielmehr  in  baulicher  Beziehung  an  Hand 
der  Erfahrung  ein  gewisser  Usus  herausgebildet,  dessen  con- 
forme  Handhabung  zu  gewissen  Regeln  geführt  hat,  deren 
Einhaltung  die  Staatsverwaltung  überwacht.  Diese  Regeln  * 
wurden  nur  hinsichtlich  der  Construction  der  eisernen  Brücken, 
in  eine  allgemeine  Verordnung  (30.  August  1870,  Nr.  114) 
zusammengefasst,  erlassen;  dagegen  finden  für  die  Ausführung 
des  Baues  und  die  Ausrüstung  des  Bahnkörpers,  sowie  für 
Nebenanlagen  sich  nur  in  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879, 
R.  G.  Bl.  Nr.  19,^)  einige  wenige  Anhaltspunkte,  deren  Be- 
achtung für  die  Anfertigung  der  Projecte.  empfohlen  wird; 
dieselben  beziehen  sich  auf  die  Dimensionen  von  Objecten, 
namentlich  Durchfahrten,  auf  die  Steigungen  und  Richtungen 
von  Niveau-Uebergängen  und  Steigungen  von  Strassen  und 
Wegverlegungen,  auf  die  Herstellungen  von  Materialgruben 
(§  13),  endlich  auf  die  Grundsätze  für  die  Projecte,  deren  Zweck 
es  ist,  bestehende  Gebäude  vor  der  aus  der  entstehenden  Bahn 
für  dieselben  erwachsenden  Feuersgefahr  zu  schützen  (§  25). 

In  Ansehung  der  Ausführung  der  Hochbauten  auf  Stations- 
plätzen (Aufnahmsgebäude,  Remisen,  Depots,  Magazine  etc.) 
und  an  der  offenen  Bahnstrecke  (Wächterhäuser,  Signal- 
hütten etc.)  gelten  im  Principe  die  Bestimmungen  der  für  die 
einzelnen  Königreiche  und  Länder  erlassenen  Landesbau- 
ordnungen;  allein  soweit  die  Bestimmung  der  Gebäude  für 
den  Eisenbahnzweck  es  erfordert  oder  zulässt,  können  Aus- 
nahmen von  diesen  Bestimmungen  zugelassen  werden.  Von 
besonderem  Einflüsse  hierbei  ist  die  Lage  der  Eisenbahn- 
gebäude anderen  Gebäuden  gegenüber. 

Die  besonderen  Vorschriften,  welche  die  Eisenbahnunter- 
nehmungen zu  beachten  haben,  beziehen  sich  ebenso  sehr  auf 
die  Bahnanlage  Im  Ganzen  als  auf  die  einzelnen  Objecte,  sowie 


Vergl.  Beilage  IX,  pag.  liy. 
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auf  alle  Stadien  der  Projectsverfassung  und  Ausführung  bis 
zur  Uebergabe  in  den  Verkehr  und  zur  CoUaudirung  (Con- 
statirung  der  tadellosen  Ausführung),  und  werden  von  der 
Regierung  im  Interesse  der  Sicherhett  des  Bahnbetriebes  nach 
innen  und  aussen,  wie  im  Interesse  der  Zweckmässigkeit  und 
der  Bequemlichkeit  der  die  Eisenbahn  benützenden  oder  der 
derselben  dienenden  Personen  ertheilt. 

Kein  Bau  darf  ohne  vorher  ertheiite  Bewilligung  begonnen 
werden  (§  19  des  V.  G.  vom  19.  Januar  1879,  R.  G.  Bl.  Nr,  19). 
Wird  diesem  Gebote  zuwidergehandelt,  so  kann  die  Staats- 
verwaltung, wenn  sie  erkennt,  dass  der  Bau  dem  zu  ver- 
folgenden Zwecke  nicht  entspricht  oder  gar  eine  Gefahr  für 
die  öffentliche  Sicherheit  in  sich  birgt,  die  theilweise  oder 
gänzliche  Beseitigung  des  vollführten  Baues  der  Eisenbahn- 
unternehmung auftragen*  Das  Gleiche  zu  verfügen  steht  der 
Staatsverwaltung  zu,  wenn  ein  Bau  nicht  nach  dem  genehmigten 
Projecte  ausgeführt  wird»  ohne  dass  die  behördliche  Genehmi- 
gung der  Aenderung  eingeholt  wurde. 

b)  Die  Eisenbahnunternehmung  ist  verpflichtet,  bei  dem 
Betrieb  der  Eisenbahn  sich  vollkommen  den  bestehenden  Vor- 
schriften über  den  Eisenbahnbetrieb,  d.  i.  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16*  November  1851  und  den  nachträglichen 
Verordnungen,  welche  die  Verkehrsvorschriften  und  das  Fahr- 
ordnungswesen  betreffen,  zu  fügen. 

Diese  Vorschriften  bezwecken  in  erster  Reihe  die  Sicher- 
stellung, dass  die  Ausübung  des  staatlichen  Hoheitsrechtes  in 
einer  dem  Wohle  der  Allgemeinheit  entsprechenden  Weise 
vor  sich  gehen  kann  und  wirklich  vor  sich  geht,  und  haben 
daher  vorwiegend  den  Charakter  der  polizeilichen  Ueberwachung. 
Sie  beziehen  sich  auf  die  Verpflichtungen  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen, schon  mit  dem  Momente  des  Baubeginnes  alle 
Einrichtungen  so  zu  treffen,  dass  ein  regelmässiger,  ungestörter 
und  sicherer  Betrieb  zu  erwarten  ist,  weiterhin  aber  noch 
dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  auch  nach  der  Betriebseröffnung 
die  Bahn,  die  dazu  gehörigen  Gebäude  und  dem  Verkehre 
dienlichen  Localitäten,  die  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel, 
Geräthschaften,  Sicherheitsvorkehrungen  und  Einrichtungsstücke 
in  entsprechender  Weise  erhalten,  ergänzt  und  erneuert  werden, 
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dann  dass  ein  wohlqualificirtes,  mit  den  Dienstesvorschriften 
und  Instructionen  versehenes  und  vertrautes  Betriebspersonale 
in  gehöriger  Anzahl  vorhanden  ist  und  den  einzelnen  Dienst- 
zweigen gewissenhaft  obliegt,  um  die  volle  Sicherheit  des 
Betriebes  zu  verbürgen,  ferner  für  die  Verhütung  von  Unglücks- 
fällen Uberhaupt  und  im  Hinblick  auf  den  Eintritt  einer  solchen 
Eventualität  im  Besonderen  dafür  Vorsorge  zu  treffen,  dass 
die  unverweilte  Rettung  und  Unterstützung  eintreten  und 
grösseren  Gefahren  vorgebeugt  werden  kann.  Treten  durch 
Elementarereignisse  oder  sonstige  ausserordentliche  Vorkomm- 
nisse Störungen  oder  Unterbrechungen  des  Betriebes  ein^  so 
sind  die  erforderlichen  Anstalten  zur  Behebung,  beziehungs- 
weise zur  Abkürzung  der  Störung  oder  Unterbrechung  zu 
treffen  und  nach  Art  der  Umstände  wenigstens  für  die  Weiter- 
beförderung der  Post  und  der  Reisenden  (Umsteigen  an  der 
Unterbrechungsstelle,  streckenweise  Beförderung  mit  Wagen  etc) 
Sorge  zu  tragen.') 

Aus  dem  Gesichtspunkte  der  Betriebssicherheit  haben  die 
Eisenbahnunternehmungen  aber  auch  den  Handlungen  Dritter 
ein  wachsames  Auge  zu  schenken  und  den  aus  denselben 
möglicherweise  zu  befürchtenden  Gefahren  in  richtiger  Weise 
zu  begegnen.-) 

Keine  Bahn  oder  Bahnstrecke  darf  ohne  ausdrückliche 
Betriebsbewilligung  dem  Verkehre  übergeben  werden.  3) 

Erleichterungen  in  Bezug  auf  die  Ausrüstung  der  Bahn 
bis  zur  Lnigangnahnie  von  den-  durch  die  EisenbalniDctriebs- 
ordnung  und  die  Naclitrag.^1  vjN'.ininnKigcn  zu  derselben  vor- 
geschriei  jacii  Sicherheitsvorkclu  aiigoi)  küimen  bei  Lucallndinen 
(Sc^uiidarbahnen,  N'icinalbahnen )  insoweit  eintreten,  als  dies 
mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs-  und  l^w'iiebs- 
verliaiLnisse  und  namcnthch  in  Folge  der  geringen  I  ahr- 
geschwindigkeit  zulässig  erscheint  (Art.  I  und  IH  des  Ges.  vom 
25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66). 

In  weiterer  Reihe  bezweckt  die  Eisenbahnbetriebsordnung 
die  Autstellung  der  Grundsätze  für  die  Verhältnisse  zwischen 

')  Vergl.  §§  3,  14,  16,  17,  Is  K   B.  O.,  Beilage  I,  pag.  4,  8,  9.  . 
2)  Vergl.  §§  93,  101  und  10-.i  E.  ß.  O.,  Beilage  I,  pag.  SO,  33. 
2)  Vergl.  §  1,  E.  B.  O.,  pag.  3. 
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der  Eisenbahnunternehmung  und  dem  Publicum  vor  und 
während  der  Benützung  der  Bahn  und  auch  ohne  Rücksicht 
auf  diese  Benützung.  \)  Die  Verkehrsvorschriften,  das  Betriebs- 
reglement, die  Verordnung  über  die  Behandlung  und  Kund- 
machung der  Fahrordnungen  vom  1.  April  1884  enthalten  die 
Ausbildung  und  Ausführung  der  grundsätzlichen  Bestimmungen 
der  Eisenbahnbetriebsordnung. 

In  dritter  Reihe  enthält  die  Eisenbahnbetriebsordnung  noch 
die  Principien,  welche  für  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen 
und  deren  Ueberwachung  zu  gelten  haben.  3) 

Die  Beachtung  aller  dieser  Vorschriften  wird  von  der  Re- 
gierung überwacht,-*) 

Endlich  werden  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  auch  die 
Leistungen  der  Eisenbahnunternehmung  gegenüber  einzelnen 
Zweigen  der  ötientlichen  Verwaltung  präcisirt.  Hier  kommen 
in  Betracht  die  Post-,  die  Finanz-  und  die  Militär- Verwaltung. 

Was  zunächst  die  Postanstalt  betrifft,  so  sind  die  Eisen- 
bahnunternehmungen nach  §  68  E.  B.  O.,  auf  dessen  Be- 
stimmungen auch  §  10,  lit.  /,  Alinea  2  des  Eisenbahn-Con- 
cessionsgesetzes  beruht,  verpflichtet,  die  Post  unentgeltlich  zu 
befördern,  ferner  über  Aufforderung  der  Postverwaltung  die 
unentgeltliche  Beförderung  der  eigenen  Postwaggons,  deren 
sich  die  Postanstalt  zu  bedienen  berechtigt  ist,  dann  der  die 
Postsendungen  begleitenden  Diener  und  Beamten  zu  über- 
nehmen und  für  die  gehörige  Verwahrung  und  Beaufsichtigung 
der  Waggons  der  Posianstalt  in  den  Räumen  der  Bahn  Sorge 
zu  tragen.  Diese  Verpflichtung  wurde  in  den  einzelnen  Con- 
cessionsurkunden  auch  auf  die  Beistellung  von  Localitaten  und 
Eisenbahnwaggons  für  Zwecke  der  Postverwaltung  ausgedehnt 
mit  der  Massgabe,  dass  für  den  Fall  des  tixirten  Mehrbedarfes 
in  letzterem  Falle  ein  Einheitssatz  fixirt,  im  ersteren  Falle 
die  Vereinbarung  eines  entsprechenden  Miethzinses  vereinbart 
wurde.  Auch  linden  sich  in  mehreren  Concessionsurkunden 

1)  Vergl. §§  8—11,  dann 93— 100,  E.  B.  O.,  Beil. I, pag.  6—7, dann 30-32. 

2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  169  u.  iT. 

3)  Vergl.  §§  59-64,  dann  71,  72  E.  B.  O.,  Beilage  I,  pag.  20—22, 
dann  23,  24. 

Vergl.  §ij  73—84,  101,  E.  B.  O.,  pag.  24—27,  dann  33. 
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noch  Bestimmungen  über  die  Modalitäten  der  Erhaltung,  Be- 
leuchtung, Reinigung  und  Beheizung  der  für  die  Post&nstalt 

zur  Verfügung  gestellten  Räume  und  Wagen. 

Die  Unternehmungen  von  Localbahnen  können  von  diesen 
in   der  Eisenbahnbetriebsordnung  ausgesprochenen  Verpflich- 
ireigesprochen   werden   (Art.   II   des  Gesetzes  vom 

25.  Mai  lS80).il 

Die  ]\CLlirs\  Liliältnisse, 2)  w  elche  zwischen  der  Postver- 
wallung  und  den  österreichischen  Kisunbalincn  bestehen,  sind 
den  Concessiüiisurkunden  zu  cntntrimLn. 

Gegenüber  der  Finanzverwallung  obliegt  den  Privat- 
Eiscnbahnunternehiuungen  1.  nach  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung der  Ersatz  des  aus  Anlass  der  Bahn  erwachsenden 
Mehraufwandes  für  die  getälisamtliche  Ueberwachung  (Mehr- 
zahl von  Beamten  und  Aufsichtsindividuen,  deren  Diäten  und 
Reisekosten  etc. ),  lerner  die  Herstellung  und  Erhaltung  der 
für  die  Aintshandlungen  der  Finanzbehörden  erforderlichen 
Amtslocalitäten  (Hevisionssäle,  Hallen,  Magazine  etc.),  sowie 
im  Erfordern iss falle  auch  der  für  die  Unterbringung  der  Beamten 
und  Diener  bestimmten  Wohnungen;  2.  nach  §  6'>,  lit.  c  die 
Entrichtung  der  Steuern  und  Abgaben  nach  den  hierüber  be- 
stehenden Vorschriften. 

Von  den  im  §  89  der  Eisenbahnbetnebsordnung  uormirien 
Verbindlichkeiten  können  die  Localbahnen  ebenfalls  enthoben 
werden  (Art.  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  l<ss()). 

Die  Leistung  von  Steuern  und  Abgaben  hat  genau  nach 
denselben  Gesiclitspunkten  platzzngreifen,  wie  bei  anderen 
Pflichtigen  Individualitaten;  die  etwa  eingeräumte  zeitliche 
Befreiung  hat  nur  J^vintluss  auf  den  Zeitpunkt  des  thatsiich- 
hchen  Eintrittes  der  Zahlungspflicht.  Bezüglich  der  Ik-niessung 
der  Vorschreibung  und  Einhebung  der  Er^verb- und  Einkommen- 
steuer wurden  mit  dem  Gesetze  vom  Ö.  Mai  1869,  R,  G.  Rl. 
Nr.  61  grundsätzhche  Bestimmungen  getrotlen^  denen  zufolge 


Vergl.  Beilage  IV*,  pag.  4-i. 

Vergleiche  Rechtsverhältnisse  der  k.  k.  Postanstalt  zu  den  Eisen- 
bahnen in  Oesterreich",  bearbeitet  im  Posi^Cursbureau  des  k.  k.  Handels- 
minisieriums. 
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für  die  Bemessung  der  Steuer  der  statutenmässige  Standort 
der  obersten  Geschäftsleitung  (bei  Gesellschaften  Verwaltungs- 
rath, Directorium  etc.),  für  die  Steuervorschreibung  (ßestira- 
raung  des  Ortes  der  Zahlungspflicht)  und  die  Steuervertheilung 
ausserdem  auch  noch  die  Ausdehnung  des  Unternehmens  in 
Betracht  kommt.  Nach  diesen  Bestimmungen  erfolgt  1.  die 
Steuerbemessung  durch  die  Steuerbehörde,  in  deren  Amts- 
bereich die  oberste  Geschäftsleitung  sich  befindet;  2.  die  Steuer- 
vorschreibung in  der  Gemeinde,  wo  sich  die  oberste  Geschäfts- 
leitung der  Unternehmung,  oder,  wenn  diese  ausserhalb  des 
Landes  sich  befindet,  wo  der  Sitz  der  Betriebsleitung  im  Lande 
ist,  und  falls  in  diesem  Lande  eine  Betriebsleitung  nicht  be- 
stände, in  der  Hauptstadt  dieses  Landes;  3.  die  Steuerver- 
theilung in  der  Weise,  dass  a)  die  Gesammtsteuer  auf  ein  Land 
entfällt,  wenn  die  Eisenbahn  dasselbe  nicht  überschreitet  und 
die  oberste  Geschäftsleitung  sich  in  demselben  befindet;  b)  bei 
der  Ausdehnung  der  Eisenbahn  über  mehrere  Länder  40"/o 
oder  lO'yy  der  Steuer  auf  das  Land  entfallen,  wo  die  oberste 
Geschäftsleitung  sich  befindet,  je  nachdem  ein  Theil  der  Bahn 
ihr  Gebiet  durchzieht  oder  nicht,  die  restlichen  GO^o  oder 
90"/„  aber  für  die  übrigen  von  der  Bahn  durchzogenen  Länder 
nach  dem  Verhältnisse  der  Länge  der  betretenden  Bahnstrecken 
in  Vorschreibung  gebracht  werden. 

Die  Vorschreibung  hat  in  dem  Zeitpunkte  des  durch  Ver- 
lauf der  steuerfreien  Zeit  ipso  facto  eintretenden  Beginnes  der 
Stcuerpflicht  der  Eisenbahnunternehmung  zu  erfolgen.  Die 
Erhebung,  ob  und  wo  eine  Betriebsleitung  einer  Eisenbahn- 
unternehmung besteht,  haben  die  Behörden  von  amtswegcn 
zu  erhebc?n.  Ebenso  sind  Fehler  in  der  Vorschreibung  von 
amtswegen  zu  berichtigen.  ^) 

Gegenüber  der  Militärverwaltung  haben  die  Eisen- 
bahnunternehmungen die  Verpflichtung,  derselben  über  An- 
ordnung zum  Zwecke  der  Beförderung  von  Truppen  oder 
MilitürelTccten  alle  dienlichen  Betriebsmittel  gegen  eine  an- 
gemessene Vergütung  zur  Verfügung  zu  stellen  und  deniMililär- 


»)  Vergl.  Erkcnntniss   des  V.  G.  H.  vom   11.  März   lb84,  Z.  468. 
(Sammlung  Budwinski,  Band  VIII,  pag.  143.) 


Digitized  by  Google 

1 


Recbtsvcrblltaisse  der  Eiseabahoen  im  Besoadereo«  65 

Transporte  vor  jedem  anderweitigen  Transporte  den  Vorzug 
einzuräumen,  in  Kriegszeiten  dagegen  oder  im  Falle  des 
Belagerungszustandes  nach  Massgabe  des  Erfordernisses  der 
militärischen  Rücksichten  den  Betrieb  ganz  der  Miütärbehörde 
zu  überlassen  oder  aber  auch  gänzlich  einzustellen.^) 

Die  Vorschriften  für  den  Militärtransport,  welche  sehr 
umfangreich  sind,  wurden  auf  Grund  Allerhöchster  Genehmi- 
gung vom  30.  November  1870  kundgemacht.  Die  Militärtarife 
beruhen  auf  einer  Vereinbarung,  welche  zunächst  zwischen  der 
Militärverwaltung  und  einer  Reihe  grösserer  Eisenbahnunter- 
nehmungen geschlossen  und  dann  nach  und  nach  auf  die  Übrigen 
Eisenbahngeseilschaften  ausgedehnt  wurde,  indem  sie  Eingang 
in  die  Concesslonsurkunden  fand.  Diese  Vereinbarung  wurde 
durch  mehrfache  Nachtrage  ergänzt,  modiücirt  und  erweitert. 

Die  Pflichten,  welche  das  Eisenbahn- Concessionsgesetz  den 
Eisenbahnunternehmungen  aus  Öffentlichen  Hüci&sichten 
auferlegt,  beruhen  auf  dem  Grundgedanken,  dass  einerseits 
der  Eisenbahnzweck  mit  den  Bedürfnissen  des  öffentlichen 
Gebrauches,  der  Sicherheit  des  Einzelnen  wie  der  Gesammtheit 
in  Harmonie  gebracht  werden  müsse  und  andererseits  dem 
Eisenbahnzwecke  die  Individualität  des  Unternehmens  in  Ab- 
sicht auf  die  Erzielung  des  allgemeinen  Nutzens  untergeordnet 
werden  müsse.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  sind  die  Eisenbahn- 
unternehmungen verpflichtet: 

1.  Oetfentliche  Wege,  Brücken,  Stege  oder  sonstige  Com- 
municationsmittel  (Canäle,  I  rajecte,  Fahren  etc.),  welche  ganz 
oder  zum  Theile  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  gestört  oder 
unfahrbar  gemacht  werden,  nach  jedesroahger  Anordnung  der 
Behörden  anderweitig  wieder  herzustellen.  Erwachsen  aus 
der  Herstellung,  respective  ümlegung  von  Communications- 
mitteln  gegenüber  dem  gestörten  Zustande  in  Ansehung 
der  Erhaltungskosten  vergrösserte  Auslagen  (z.  B.  durch 
Mehrlänge,  besondere  Erhaltungsart  etc.),  so  haben  die  Eisen- 
bahnunternehmungen den  erforderlichen  Mehraufwand  den 
Erhaltuhgspflichtigen  zu  ersetzen;  macht  die  Herstellung  der 
gestörten  Communicatton  besondere  Bauten  (Brücken,  Dämme, 


t)  VergU  §§  69»  70  E.  B.  O.,  Beilage  I,  pag.  23. 

H  »  b  •  r  •  r  t  D  w  Catm.  ElMnbaliwMbt.  5 
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Stützmauern  etc.)  nöthig,  welche  an  der  bestandenen  Com* 
munication  nicht  vorhanden  waren,  so  fällt  den  Eisenbahnunter- 
nehmungen nicht  blos  die  erste  Herstellung,  sondern  auch  die 
Erhaltung  des  neuen  Objectes  gänzlich  zur  Last.  M 

Ob  eine  Communication  nach  ihrer  Lage,  ihrer  Benützung 
und  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr  als  öffentliche 
anzusehen  sei,  ist  Thatbesiandsfrage.  ^) 

Diese  Grundsätze  haben  keine  obligatorische  Anwendung 
auf  Communicationen,  welche  nicht  der  alli;tmeinen  Benützung 
dienen,  sondern  blos  für  den  Gebrauch  eines  oder  mehrerer 
Einzelnen  mit  Ausschliessbarkeit  Dritter  bestimmt,  somit  ledig- 
lich Privatcommunicationen  (Privatwege,  Strassen  etc.)  sind. 
In  Ansehung  solcher  Communicationen  können  allerdings 
zwischen  den  Eigenthümern  derselben  und  der  Eisenbahn- 
unternehmung im  Sinne  der  für  öffentliche  Communicationen 
geltenden  Normen  Vereinbarungen  getroffen  werden.  In  Er- 
mangelung  einer  vertragsmässigen  Regelung  derartiger  An- 
gelegenheiten spitzt  sich  die  Frage  zu  einer  Entschädigungs- 
frage  zu,  welche  nach  Umständen  im  Wege  des  Enteignungs- 
verfahrens zu  lösen  ist.*) 

Die  Grundsätze  entbehren  aber  auch  dann  der  rechtlichen 
Kraft,  wenn  Öffentliche  Communicationen  blos  ideell  gestört 
werden,  d.  h.  wenn  öffentliche  Communicationen  zur  Zeit  des 
Eisenbahnbaues  thatsächlich  noch  nicht  bestanden  haben,  aber 
bereits  in  Aussicht  genommen  sind,  weil  der  Eisenbahnunter- 
nehmung in  diesem  Falle  bezüglich  der  Zeit  der  Herstellung 
der  Vorrang  gebührt,  somit  eine  Störung  in  Wirklichkeit  nicht 
imputirt  werden  kann.^) 

Aus  der  Bestimmung  des  Concessionsgesetzes  erwächst 
nun  den  Berechtigten  das  Befugniss  auf  Erhalt'  einer  Com- 
munication, welche  an  die  Stelle  der  gestörten,  beziehungsweise 


1)  Vergl.  §  10,  lit.  c  E.  C.  G.,  Beilage  III,  p;ig.  10. 

Entsch.  des  V.  G.  H.  vom  '6.  Ociober  Z.  •2212.  (^csanimluiig 

B  u  d  w  i  n  s  k  i ,  pag.  427.) 

3)  \'ergl.  §  4  £nteig.-Ges.,  Beilage  V,  pag.  48. 

*)  Entscb.  des  V.  G.  H.  vom  16.  October  1878,  Z.  1618.  (Sammlung 
Budwinski,  Nr.  832,  Bd,  II,  pag.  460.) 
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unfahrbar  gemachten  Communicatlon  tritt,  ferner  auf  Herstellung 
der  Ersatzcommunication  m  einer  solchen  Weise,  dass  sie 
wieder  vollkommen  gebraucbstauglicb  wird,  keineswegs  aber 
das  Recht  auf  eine  bestimmte  Conmiunication  oder  eine  Com- 
munication  von  bestimmter  Art  oder  an  bestimmter  Stelle,  da 
die  neue  Communication  nur  nach  dem  Resultate  der  Erwägung 
aller  massgebenden  Momente  sowohl  bezüglich  der  Bahn  als 
der  übrigen  Communications-  und  namentlich  auch  der  localen 
Verhältnisse  geschaffen  werden  kann,  wenn  die  Wechselwirkung 
beider  Communicationsmittel  eine  den  beiderseitigen  Interessen 
entsprechende  sein  soll,  —  die  Beurtheilung  der  in  Betracht  zu 
ziehenden  Factoren  aber  dem  freien  Ermessen  jener  Behörden 
Überlassen  bleiben  muss,  die  berufen  und  verpflichtet  sind, 
darüber  zu  wachen,  dass  alle  berechtigten  Ainsprüche  in, 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen,  erreichbaren  Einklang  ge- 
bracht werden.  *)  Hat  aber  die  Behörde  entschieden,  so  ist  den 
Communicationsberechtigten  ein  materieller  Rechtsanspruch 
auf  die  zuerkannte  Communication  in  ihrer  Totalität  (Gattung, 
Art  und  Ort)  erwachsen,^)  welcher  dann  nur  durch  eine  xieue 
gegentheilige  Entscheidung  behoben  werden  kann,  wenn  für 
die  letztere  zwingende  Motive  von  Öffentlicher  Bedeutung 
geltend  gemacht  zu  werden  vermögen  (z.  B.  Gefahr  für  die 
Betriebssicherheit,  Unabhängigkeit  des  Strassenverkehres  auff 
militärischen  Rücksichten).  Werden  Veränderungen  an  den 
geschaffenen  Communicationen  nothwendig^  welche  auf  eine 
erhöhte  Inanspruchnahme  der  Communication  in  Folge  einer 
Verkehrssteigerung  zurückzuführen  ist,  so  kann  darüber  wohl 
kein  Zweifel  sein,  dass  die  Neuerung  auf  Rechnung  der  Eisen- 
bahnuntemehmung  oder  der  Strassenverwaltung  zu  vollziehen 
ist,  je  nachdem  der  Eisenbahn-  oder  der  Strassenverkehr  die 
Veranlassung  hierzu  giebt. 


')  Fntsch.  des  V.  G.  H.  vom  22.  Juni  l.*<78,  Z.  blö  (Sammlung  R  vid- 
winski.  BJ.  n,  pag.  340)  und  vom  24.  December  1883,  Z.  2U5'2  fj  ul  licii t 
im  „Centralblaiie  für  Eisenbahnen  und  Dampfschififfahrt"  vom  16.  Fe- 
bruar 1884,  Nr.  21,  pai,-.  371). 

^  Enisch.  des  \'.  G.  H.  vom  13.  Dccember  1879,  Z.  1GG3.  (Sammlung 
Budwinski,  Nr.  643,  Bd.  III,  pag.  440.) 
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3.  Die  Eisenbahnunteraehmungen  haben  für  eine  der 
Sicherheit  angemessene  Einfriedung  (Absperrung)  der  Bahn 
Sorge  zu  tragen:  a)  wo  ein  öffentlicher  Weg  über  die  Bahn 
geht  oder  in  dieselbe  einästet  oder  wo  sonst,  |Wie  z.  B.  an 
Stationsplätzen»  nach  der  behördlichen  Weisung  eine  Absperrung 
der  Bahn  sich  als  nothwendig  erweist;  b)  sobald  die  Behörde 
eine  solche  Einfriedung  (Absperrung)  bei  Führung  der  Eisen- 
bahn  über  einen  Öffentlichen  Weg,  eine  Brücke  oder  Über 
einen  Damm  als  nothwendig  anordnet.  Bei  Benützung  eines 
Weges,  einer  Brücke  oder  eines  Dammes  ist  die  Eisenbahn« 
Unternehmung  ausserdem  gehalten,  sich  dieserwegen  mit  dem 
Berechtigten  abzufinden.  ^) 

Der  Frage  der  Isolirung  des  Schienenweges  wird  seitens 
der  Behörden  eine  verschiedene  Bedeumng  beigemessen,  je 
nachdem  die  Eisenbahn  ihrer  Bestimmung  nach  dem  grossen 
Verkehre  zu  dienen  hat  (Hauptbahnen)  oder  blos  zur  Be- 
friedigung eines  localen  Bedürfnisses  bestimmt  ist  (Localbahnen, 
Secundärbahnen,  Vicinalbabnen,  Schleppbahnen).  Die  Ge- 
schwindigkeit, mit  welcher  die  Züge  verkehren,  die  Dichtigkeit 
des  Verkehres,  die  Tageszeit  des  Verkehres  bilden  für  die 
entscheidende  Behörde  wichtige  Momente  bei  Beurtheilung, 
wo,  ob  und  in  welchem  Umfange  Einfriedungen  (Absperrungen) 
erforderlich  erscheinen.  Die  weitestgehenden  Erleichterungen 
werden  den  Bahnen  localen  Charakters  auf  Grund  des  Art.  I 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  ö6,  zugestanden. 

Eben  dieses  Gesetz  regelt  auch  theilweise  die  Frage  der 
Benützung  von  Strassenanlagen  durch  die  Localbahnen  durch 
Aufstellung  von  Grundsätzen,  soweit  Reichsstrassen  in  Betracht 
kommen.  Nach  Art.VP)  erscheint  die  Benützung  zulässig,  wenn 
durch  den  Bahnbetrieb  die  Sicheiiieit  des  Strassenverkehres 
nicht  gefährdet  wird  und  entscheidet  hierüber,  sowie  über  die 
Bedingungen,  unter  denen  die  Mitbenützung  gestattet  wird, 
die  Strassenverwaltung  hn  Einvernehmen  mit  den  Eisenbahn- 
Aufsichtsbehörden;  die  Benützung  der  Strasse  findet  unent- 
geltlich statt  und  bleiben  blos  die  Verbindlichkeiten  aufrecht, 

Vergl.  §  10,  lit.     E.  C.  G.,  Beilage  III,  pag.  41. 
4  Vergl.  Beilage  IV,  pag.  45. 
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\vclche  sich  aus  dein  Maiuhirefallc  ableiten;  die  Kosten  für 
die  ErhaltuiiG:  des  benützten  Strasscntheiles,  sowie  tur  besondere 
Vorkehl  Lin^L II,  welche  zur  \'ermeidun<T  einer  Storuni^  OLlor 
Gefährdung  des  Strassenverl  ehres  erforderhch  werden  i  Leit- 
schwcllen,  Ausptlastcriing  in  der  Idohe  des  Schieticukopfes, 
Radabweiser  etc.),  ferner  die  Mt.'hrauslagen,  welche  etwa  durch 
die  Benützung  der  Slrassenverwaltung  in  Ansehung  der  Er- 
haltung erwachsen,  treffen  die  Eisenbahnunternehmung. 

In  Bezug  auf  die  Frage  der  Benützung  anderer  ötfentlicher 
Strassen  (Landes-,  Bezirks-,  Geineindestrassen)  sind  die  Eisen- 
bahnunternehmungen  an  die  Zustimmung  der  Strassenverwal- 
tungen,  denen  die  Erhaltung  der  in  Benützung  zu  nehmenden 
Strassen  obliegt,  gewiesen. 

3.  Die  Eisenbahnunternehmungen  sind  verpdichtet,  den 
Uebergangsverkehr  von  einer  Bahn  auf  die  andere  zu  ermög- 
lichen und  zu  fördern.  Sie  haben  zu  diesem  Zwecke  nicht 
blos  bei  Aufstellung  der  Fahrordnungen  auf  die  Anschlüsse  im 
gegenseitigen  Einvernehmen  Rücksicht  zu  nehmen  und  ein 
Abkommen  bezüglich  der  wechselseitigen  Benützung  der  Be- 
triebsmittel zu  tretfen,  somlern  sich  auch  wegen  der  gegen- 
seitigen Benützung  der  Bahn  zu  vereinbaren.')  Diese  letztere 
Verplhchlung  bezieht  sicli  nicht  blos  auf  Bahnhofe  (  Anschluss- 
station, CjeniL-inschaltsstation^  und  die  auf  demselben  beiind- 
iichen  Geleise,  sondern  auch  auf  die  currente  Strecke,  wo 
dieselbe  das  Binde£?lied  zwischen  zwei  Punkten  zweier  ver- 
schiedener  Bahnen  bildet  i  Peagcverhiiltniss). 

Kommt  ein  i^ürliches  l'ebcrelnkonimen  nicht  zu  Stande 
oder  entsprechen  die  Vertragsbestimmungen  den  ortentlichen 
Interessen  nicht  (z.  B.  weil  der  Verkehr  der  benützenden 
Bahn  giinzlich  von  der  Willkür  der  Unternehmung  abhängig 
gemacht  wird,  welcher  die  zu  benutzende  Strecke  gehört,  oder 
weil  die  natürlichen  Verkehrsrouten  zum  Nachtheile  des 
Publiciims  verändert  werden  etc.),  so  kann  die  Regierung  die 
erforderlichen  Verfügungen  von  amtswegen  tret^cn,  denen  sich 
die  Eisenbahnunternehmungen  zu  fügen  haben.  Diese  .Anord- 
nungen beziehen  sich  jedoch  nur  auf  jene  Einrichtungen  und 


0  Vergl.  §  10,  üt.  g,  Beilage  III,  pag.  42. 
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^  «  * 

Ta'-:.>äi^s«  Tdtttj:«'  sicr.  a;ai  Ict^'Tiii.ciwx  ?.ljr£s.^irirÄ  als  Iber- 
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diesen  Beschädigungen  durch  besondere  Vorkehrungen  begegnet 
werden  kann,  sind  dieselben  von  den  Eisenbahnunternehmungen 
zu  treffen  (Wirthschaftswege,  feuersichere  Umgestaltung,  Schutz- 
pfeiler etc.).*) 

Ebenso  darf  nach  ungarischem  Rechte  zufolge  §  13  des 
LV.  Ges.- Art.  de  1868 die  Benützung  der  anliegenden  Be- 
sitzungen weder  gehindert  noch  Über  Bedarf  erschwert  werden, 
und  muss  demnach  auf  die  zum  Durchgang  und  Durchtrieb 
nöthigen  Wege  und  Brücken,  sowie  die  zur  Leitung  des 
Wassers  erforderlichen  Gräben,  Canäle  und  Schleussen  Bedacht 
genommen  werden. 

Die  Verpflichtungen  der  Eisenbahnen,  welche  das  Eisen- 
bahn-Concessionsgesetz  vom  Standpunkte  des  '  ötfentlichen 
Rechtes  fordert,  sind  nach  der  Anordnung  dieses  Gesetzes 
I  i>  10,  Schlussabsatz)  insofcs  nc  massgebend,  als  in  der  Con- 
ccssionsurkunde  nichts  Iksonderes  testgesetzt  ist;  insbesondere 
kann  die  Staatsverw aUung  nach  iic.Lni  Ermessen  die  eme  oder 
andere  Verbindlichkeit  erleichtern  oder  aber  nach  Massgabe 
der  \  crhaltin'sse  ( Zinsen^ji  antiL .  Subvention")  bei  der  b>theilung 
der  Goncession  die  Kiiüiluiig  nucii  anderweitiger  Verbindlich- 
keiten zur  Bedingung  machen.-^) 

Bereits  in  den  alteren  Concessionsurkunden  linden  sich 
Bestimmungen,  welche  auf  ganz  bestimmte  Bedürfnisse  zurück- 
geführt werden  können  und  durch  ihre  gleichmässige  Einfügung 
in  die  Urkunden  verschiedener  l^nternehmungen  den  Charakter 
gew  oh  nheitsrechtl  icher  Verbindlichkeiten  erhalten  haben. 
So  erscheint  den  Eisenbahnunternehmungen  regelmässig  die 
Pflicht  auferlegt:  a)  den  Bau  der  Bahn  binnen  bestimmter  Frist 
zu  beginnen  und  die  Bahn  innerhalb  eines  weiteren  bestimmten 
Zeitraumes  vollendet  dem  Betriebe  zu  übergeben.  Zur  Sicher- 
steliung  dieser  Verpflichtung  wird  in  den  meisten  Fallen  eine 
Caution  verlangt;  b)  keinem  Versender  oder  Frachtunternehmer 
eine  Herabsetzung  der  Fahrpreise  (Refactie)  oder  eine  andere 
Begünstigung   (^Verlängerung  der  lagerzinsfreien  Zeit,  Ver- 


t)  Vergl.  ^  10,  lit.  b  E.  C.  G.,  Beilage  III,  pag.  40. 

-)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  64. 

3)  Vergl.  Schlusssau  des  §  10  £,  C.  G.,  Beilage  III,  pag.  42. 
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mindening  der  Lieferfristen)  zuzugestehen,  die  nicht  unter 
gleichen  Bedingungen  auch  anderen  Versendern  und  Fracht- 
Unternehmern  zugestanden  würde  (vergl.  das  oben  bezüglich 
der  Tarifcontrole  Gesagte);')  c)  über  Auftrag  der  Staatsver- 
waltung in  Fällen  ausserordentlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel im  österreichischen  Kaiserstaate  die  Frachtpreise  für 
dieselben  auf  die  Hfilfte  herabzusetzen ;  d)  in  Ausdehnung  der 
im  §  88  der  Eisenbahnbetriebsordnung  getroffenen  Anordnung» 
welche  sich  auf  die  Ausstellung  von  Freikarten  für  die  Beamten 
der  Generalinspection,  sowie  der  politischen  und  Polizei- 
behörden bei  den  in  Angelegenheit  der  Eisenbahn  vorkommen- 
den Dienstreisen  bezieht,  dahin,  dass  Staatsbeamte,  Angestellte 
und  Diener  überhau pt,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden 
Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates,  in 
Folge  der  Concession  oder  aus  Gef^lsrückstchten  die  Eisenbahn 
benützen '  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  aus- 
weisen, sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert 
werden  müssen;  e)  reisenden  Militärpersonen  besondere  Be- 
günstigungen (  507,,  des  normalen  Fahrpreises)  cinzuräuraen;*) 
/)  Prioritätsobligationen  nur  in  Ansehung  einer  fixen  Quote 
(gewöhnlich  ^/^)  des  Gesammt-Anlagecapitales  auszugeben,  den 
Theilbetrag  der  einzelnen  Obligationen  bei  Ausgabe  in  fremder 
Valuta  jedenfalls  auch  in  der  österreichischen  Währung  ersicht- 
lich zu  machen  und  die  Araortisirung  der  Prioritätsobligationen 
jedenfalls  vor  jener  der  Actien  zu  vollziehen;  s")  das  Zustande- 
kommen von  Flügelbahnen  in  die  längs  der  Bahn  gelegenen 
Kohlenwerke  und  Industrie-Etablissements  kräftigst  zu  fördem. 

Die  neueren  Conccssionsiirkunden  enthalten  gegenüber 
den  älteren  namentlich  in  Bezug  auf  die  inKiiiziLllcii  Bestim- 
mungen wesentliche  Verschärfungen.  So  wird  regclnKissit:  das 
Anlagecapital  entweder  im  Vorhinein   tixirt  oder  die  cudltciic 

^)  Siehe  pag.  61. 

2)  Vergl.  Beilage  I,  pag.  29.  » 

^)  Die  gleiche  Begünstigung  geniessen  Staatsbedienstete  auf  allen 
der  k.  k.  Generatdirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  unter-rehen  Jen 
Bahnlinien,  zufolge  Decretes  des  Handelsininisters  vom  30.  Ociober  1884, 
Z.  1891,  H.  M. 
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Feststellung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten.  Femer  wird  die 
Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  entweder  ganz  ausgeschlossen 
oder  nur  zu  einem  geringeren  Betrage  als  früher  .üblich 
(Vi  des  Nominal- Anlagecapitales)  gestattet  und  von  der 
gesicherten  Verzinsung  oder  von  der  Vollendung  aller  oder 
bestimmter  Bahnstrecken  abhängig  gemacht.  Femer  wird  ein- 
zelnen Eisenbahnuntemehmungen  die  Verpflichtung  auferlegt, 
über  Aufforderang  der  Staatsverwaltung  bestimmte  Linien  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Allen  Urkunden  werden  sogenannte 
Concessionsbedingnisse  beigefügt,  welche  die  Bestimmungen 
über  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  die  Betriebs- 
einrichtung, die  Fahrbetriebsmittel  und  den  Betrieb  selbst  zum 
Gegenstande  haben. 

Ausser  den  Verpflichtungen,  welche  auf  Grund  der  An- 
ordnungen des  Eisenbahn -Concessionsgesetzes  und  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung, dann  in  Folge  der  Bestiounungen  der 
Concessionsurkunden  zu  beachten  sind,  haben  die  Eisenbahn- 
unternehmungen noch  mehrfache  Verpflichtungen  zu  er- 
füllen, welche  vorwiegend  oder  ganz  auf  öffentlichem 
Interesse  basiren  und  auf  specielle  gesetzliche  An- 
ordnungen zurückzuführen  sind. 

In  diesem  Sinne  erwächst:  1.  allen  Eisenbahnuntemeh- 
mungen, deren  Linien  dem  öffentlichen  Verkehre  dienen  und 
zu  deren  Herstellung  das  Enteignungsrecht  zugestanden  ist, 
die  Verbindlichkeit,  alle  im  Besitze  einer  Eisenbahnuntemeh- 
mung  stehenden  Grundstücke,  welche  zum  Betriebe  der 
Eisenbahn  zu  dienen  haben  (Eisenbahngrundstücke)  in  Eisen- 
baimbücher  eintragen  zu  lassen  (§§  1  und  2  des  Gesetzes  vom 
19.  Mai  1874,  R.  G.  BL  Nr.  70).') 

Diese  Obliegenheit,  welche  Öffentlich  rechtlicher  Natur 
ist,  insoweit  die  Ordnung  der  Besitzverhältnisse  der  Eisen- 
bahnen und  die  Sicherang  und  Stärkung  des  Eisenbahncredites 
in  Betracht  konomt,  in  Rücksicht  dessen  aber  auch  privat- 
rechtlichen Charakter  hat,  dass  sie  die  Fixirang  und  Kennbar- 
machung  des  Objectes  für  die  Sicherstellung  der  obligatorischen 
Verhältnisse  der  Eisenbahnunternehmuugen  nach  aussenhin  im 


Vergl.  beiiage  VII,  pag.  84. 
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Gefolge  hat,  findet  keine  Anwendung  auf  Geleise  und  Bahnen, 
welche  im  Eigeothum  einer  öfientlichen  Eisenbahnuntemebmung 
oder  ^iner  dritten  Person  stehen,  jedoch  lediglich  zu  Privat- 
2wecken  dienen,  und  für  welche  eine  Concessionsertheilung  nicht 
erfolgt,  sondern  die  Baubewilligung  entweder  nach  dem  §  1 
des  Kisenbahn-Concessionsgesetzes  ertheilt  wird  oder  aus  dmi 
Berggesetze  fliesst  und  entföllt  auch  in  Ansehung  jener  Bahnen, 
(Ür  welche  ein  Enteignungsrecht  nicht  eingeräumt  wurde 
CVergnügungs-,  Luxusbahnen).  Dagegen  können  wohl  Schlepp- 
bahnen, auf  denen  ein  Verkehr  stattändet,  welcher  mit  Rück- 
sicht auf  die  reglementarischen  und  Tarifbestimmungen,  die 
in  Anwendung  kommen,  als  ein  öffentlicher  GQtenrerkehr 
anzusehen  ist,  Gegenstand  des  Eisenbahnbuches  werden.  Ob 
das  Enteignungsrecht,  welches  eingeräumt  worden  ist,  that- 
sächlich  ausgeübt  wurde,  ist  nicht  entscheidend. 

Schleppbabnen,  welche  nicht  Gegenstand  eines  Eisenbahn- 
buches  bilden,  können  nur  in  andere  Öffentliche  Bücher,  vor- 
zugsweise Grundbücher,  ßergbücher  etc.  eingetragen  werden, 
wie  jeder  andere  *  Immobiliarbesitz  einer  Unternehmung;  diese 
Eintragung  muss  sogar  erfolgen,  wenn  sie  von  staatswegen 
im  Interesse  der  Sicherstellung  der  Ansprüche  der  Prioritäts- 
gläubiger gefordert  wird  in  dem  Falle,  als  die  Pfandver- 
Schreibungsurkunde  den  Besitzern  der  Prioritätsobligationen 
das  Pfandrecht  auf  die  Gesammtheit  der  im  Eigenthum  der 
Bahnunternehmung  stehenden  Immobilien  einräumt. 

Nach  ungarischem  Rechte  erfolgt  die  Anlegung  abgeson- 
derter, centralisirter  Grundbücher  für  die  Eisenbahnen  von 
amtswegen  und  erstreckt  sich  auf  das  gesammte  unbewegliche 
Vermögen  der  Unternehmung,  einschliesslich  der  Rechte;  das 
eingetragene  Vermögen  ist  ein  grundbücherlicher  Gutskörper 
und^n  rechtlicher  Beziehung  als  ein  Ganzes  zu  betrachten 
(§§  1,  4,  5  u.  ff.  des  I.  Ges.-Art.  vom  7.  April  1878). 

Die  Nothwendigkeit  der  Einführung  besonderer  Eisen- 
bücher lag  darin,  dass  die  Möglichkeit,  Eisenbahnen  in 
für  andere  Immobilien  bestimmten  öffentlichen  Bücher 
tragen,  ausgeschlossen  ist,  nachdem  die  Eisenbahnen  im 


J)  Vcrgl.  Beilage  VIII,  pag.  104,  105  u.  ff. 
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Verkehre  und  als  Creditobject  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden 
müssen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  in  ihrer  Ausdehnung 
sich  auf  ein  Gemeindegebiet  beschränken  oder  über  ein  oder 
mehrere  Landesgebiete  hinausgreifen,  —  die  sonstigen  öffent- 
lichen Bücher  aber  nicht  blos  nach  Gerichtssprengeln  abgegrenzt, 
sondern  auch  in  den  einzelnen  Ländern  verschiedener  Art 
(Grundbücher,  Verfachbücher)  sind  und  hinsichtlich  ihrer  An- 
fertigung und  inneren  Einrichtung  den  mannigfaltigsten  Be- 
stimmungen unterliegen y  welche  im  Wege  der  Landesgesetz- 
gebung gegeben  und  abgeändert  werden  können,  in  einzelnen 
Ländern  aber  öffentliche  Bücher  sogar  Überhaupt  erst  ein- 
zurichten, beziehungsweise  zu  ordnen  sind. 

2.  Haben  die  Eisenbahnunternehmungen  die  Verpflichtung, 
dem  Auftreten  von  Thierseuchen  und  der  Bekämpfung  der- 
selben alle  Aufmerksamkeit  zu  widmen  und  zu  diesem  Zwecke 
die  bestehenden  Seuchenvorschriften  ^)  zu  beachten. 

Diese  Vorschriften,  welche  bei  der  Bedeutung  der  Thiere 
für  die  Zwecke  der  menschlichen  Bedürfnisse  in  Hinsicht  auf 
Nahrung  und  Unterstützung  bei  der  Arbeit  von  eminent 
örfentlichrechtlicher  Bedeutung  sind  und  bei  dem  hervor- 
ragendstcn  Transportmittel  der  Neu/cir  selbstverständlich  in 
einschneidendsL.i  Weise  ihre  \\  irkung  äussern,  enthalten  die 
Bestimmungen  ulxi  dic  Miiwirkiin^^  ^icr  Eisenbahuvcrwaltungen 
bei  L'ritcrdrLUKuiig  Aci  'riiiiTscuchcn,  über  die  Verpt]:L:!tnng 
zur  Desinfeclion  der  Vitjlitransportwagcn  und  zur  iMiirhjirjing 
von  Stationen  als  Desinfectionsanstalten,  die  IkiuMuÜMi-  Ji_r 
Aus-  und  Einladestationen,  über  Se^nuirung  des  Scfilaeiilvichci 
vom  Zucht-  oder  Nutzvieh  auf  dem  TransportL  [i.  s.  w. 

3.  Sind  die  Eisenbaluiuiiterneliaiuiij^cn  naeh  Massgabe  der 
Eisenbahnzufahrtsstrassen-Gesetze  verpflichtet,  die  Herstellung 
der  Zufahrtsstrasäeii  zu  den  Eisenbahnstationen  zu  bewirken 
oder  zu  den  Kosten  der  Herstellung  beizutragen. 

Die  Entwicklung  einer  Eisenbahnlinie  ist  mehr  oder 
minder  an  die  Gestaltung  des  von  ihr  durchzogenen  Terrains 

'j  Dieselben  sind  gesammelt  in  der  verdienstvollen  Zusammenstellung 
des  Dr.  Max  Freiherr  von  Buschmann  (Handausgabe  der  Oesterreichischen 
Gesetze  und  Verordnungen,  Heft  64,  im  Verlage  der  k.  k.  Hof-  und  Staats- 
druckerci  in  Wien). 
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gebunden  und  bringt  es  in  Folge  dessen  sehr  häufig  mit  sich^ 
dass  Stationen  an  Punkte  gelegt  werden  müssen,  welche  einer 
anderen  Communication  entbehren,  beziehungsweise  von  einer 
solchen  in  ziemlich  grosser  Entfernung  liegen.  Es  ist  daher 
unbedingt  geboten,  diese  isolirten  Stationen,  wenn  sie  ihrer 
wirthschaftlichen  Bestimmung  entsprechen  sollen,  mit  der 
nächstgelegenen  Ansiedlung,  respective  mit  der  nächsten  Com- 
munication in  Verbindung  zu  setzen. 

Die  Angelegenheit  der  Zufahrtsstrassen,  welche  in  jener 
Zeit,  wo  die  Staatsverwaltung  den  Eisenbahnbau  und  die  Her- 
stellung der  Strassen  selbst  besorgte,  sehr  einfach  war,  indem 
die  Zufahrtsstrassen  in  der  Regel  durch  die  Strassendotation 
hergestellt  wurden  und  nur  dann  durch  die  Kosten  Ton  dritten 
Betheiligten,  wenn  die  Zufahrtsstrasse  lediglich  im  Privatinteresse 
ausgeführt  werden  sollte,  gestaltete  sich  zu  einer  ernsten  und 
viel  umstrittenen,  als  einerseits  der  Privateisenbahnbau  in  den 
Vordergrund  trat,  andererseits  die  Herstellung  und  Verwaltung 
der  Strassen  aus  den  Händen  des  Staates  in  jene  der  Länder, 
Bezirke  und  autonomen  Gemeinden  Überging.  Die  zu  lösenden 
Fragen  fanden  keine  Grundlage  in  den  Landesgesetzen  für  die 
Herstellung  und  Erhaltung  der  Strassen  Überhaupt,  da  die 
Zufahrtsstrassen  nicht  in  die  von  diesen  Gesetzen  behandelten 
Strassenkategorien  eingereiht  zu  werden  vermögen,  und  auch 
eine  analoge  Anwendung  fast  in  kdnem  Fidle  zutreffend 
erscheint. 

Die  Nothwendigkeit  nach  einer  gesetzlichen  Regelung 
führte  zu  den  Landesgesetzen  Über  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Eisenbahnzufahrtsstrassen.  Solche  Gesetze  bestehen  für 
Niederösterreich,  Oberösterreich,  Steiermark,  Kärnten,  Krain, 
Isbrien,  Tirol,  Vorarlberg,  Mähren,  Schlesien,  Galizien  und 
Lodomerien  sammt  dem  Grossherzogthume  Krakau  und  Salz- 
burg^), fehlen  dagegen  für  Böhmen,  Bukowina  und  Dalmatien. 

Die  rechtlichen  Grundsätze,  welche,  unbeschadet  der  Ver- 
schiedenheit in  einzelnen  Detailbestimmungen,  in  den  Eisen- 
bahnzufahrtsstrassen-Gesetzen  enthalten  sind,  können  dahin 
präcisirt  werden,  dass  1.  über  die  Nothwendigkeit  der  Her- 


1)  VergK  Röll,  Ges.  Samml.  pag.  804  ff. 
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Stellung  einer  Zttfahrtssrrasse  eine  behördliche  Entscheidung 
zu  erfliessen  hat;  2.  in  Bezug  auf  die  Art  der  Bau-Ausführung 
und  auf  die  BaudurchfUhrung  die  Bestimmungen  von  der  Be- 
hörde getroffen  werden;  3.  dass  die  Verpfliditung  zur  Her- 
stellung einer  Zufahrtsstrasse  entweder  a)  der  Eisenbahn- 
unternehmung obliegt^  wenn  die  Concessionsurkunde  oder  ein 
Specialgesetz  die  Anordnung  in  dieser  Richtung  trifit^  oder 
b)  einer  einzelnen  physischen  oder  moralischen  Person,  ins- 
besondere einer  Gemeinde,  wenn  die  Zufahrtsstrasse  lediglich 
ihr  Einzelinteresse  berührt;  oder  endlich  c)  einer  Mehrheit  von 
Factoren  im  Lande  nach  Massgabe  der  betheiligten  Interessen 
unter  Bildung  einer  Concuirenz  behufs  Tragung  der  Kosten 
nach  gesetzlich  bestimmten  oder  im  Entscheidungswege  fest- 
zustellenden Antheilen;  4.  dass  die  Erhaltung  der  Eisenbahn- 
zufahrtsstrassen  im  Principe  nach  denselben  Gesichtspunkten, 
zu  beurtheilen  ist  wie  die  Herstellung.  Der  Inhalt  des  Begriffes 
„Erhaltung*'  ist  nirgends  festgestellt,  kann  sich  aber  schon  nach 
dem  allgemeinen  Sprachgebrauche  nur  auf  den  geschaffenen 
Stand  der  Verbindung  selbst  beziehen,  wenn  nicht  eine  weitere 
Bestimmung  im  Wege  der  Vereinbarung  getrofifen  wird.  Es 
werden  daher  allgemeine  polizeiliche  und  insbesondere  Aus- 
lagen, welche  für  Vorkehrungen  zur  Erhöhung  der  Sicherheit 
(Beleuchtung  ^)  erwachsen,  unter  der  gesetzlichen  Verpßichtung 
nicht  verstanden  werden,  dagegen  in  dieselbe  alle  Kosten  ffir 
Verfügungen  und  Handlungen  einzubeziehen  sein,  welche  ge- 
eignet sind,  die  Instandhaltung  der  Zufahrtsstrasse  zu  befördern 
(Stampfen,  Reinigen  etc.). 

4.  Haben  die  Eisenbahnuntemehmungen  (allerdings  zu- 
nächst nur  die  vom  Staate  subventionirten)  nach  dem  Wehr- 
gesetze (§  38)  vom  5.  December  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  15 1,  und 
nach  dem  Gesetze  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  46,  die 
Verpflichtung,  Unterofficieren,  welche  zwölf  Jahre,  darunter 
wenigstens  acht  im  stehenden  Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder 
in  der  Landwehr  activ  gedient  haben  und  gut  conduitisirt  sind, 
ferner  ohne  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  Dienstjahre  solche. 


1)  Vcrvvaltungsgcrichtshof-Entscheidung  vom  28.  März  1877,  Z.  423« 
(Sammlung  Budwinski,  Bd.  I,  Nr.  59,  pag.  209.) 
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welche  vor  dem  Feinde  oder  in  Ausübung  des  öffentUcheo 
Sicherheitsdienstes  durch  Verletzung  für  den  Militärdienst  un- 
tauglich geworden  sind,  ohne  hierdurch  die  Verwendbarkeit  für 
Oivildienste  verloren  su  haben,  die  in  die  Kategorien  der 
Amts-  und  Kanzleidiener,  des  niederen  Aufsichts-  und  Betriebs^ 
dienstes  gehörigen  Dienstposten  im  Erledigungsfalle  mit  Aus- 
schluss anderer  Bewerber  zu  verleihen,  bei  Besetzung  von 
Beamtensteilen  im  Kanzlei-  und  Manipulationsfache  dagegen 
bei  Nachweisung  der  vollen  Befähigung  den  Vorzug  vor  dritten 
Bewerbern  einzuräumen.  Im  ersteren  Falle  dürfen  die  Posten 
anderen  Bewerbern  nur  in  dem  Falle  verliehen  werden,  wenn 
ein  anspruchsberechtigter  und  für  den  betreffenden  Posten 
geeigneter  Unterofficier  sich  nicht  gemeldet  hat. 

Hat  eine  gesetzwidrige  Verleihung  platzgegriffen,  so  kann 
die  Anstellung  ungiltig  erklärt  und  die  Entlassung  des  wider- 
rechtlich Angestellten  verfügt  werden. 

Den  Anspruchsberecbtigten  wird  über  ihren  Anspruch  von 
der  Militärbehörde  eine  Bestätigung  (Certiiicat)  ausgestellt. 

Der  Anspruch  erlischt:  a)  .durch  freiwillige  Verzicht- 
leistung; b)  durch  eine  Verurtheilung,  mit  welcher  gesetzlich 
der  Verlust  von  Staats-  oder  öffentlichen  Aemtern  verbunden 
ist;  mit  Zurücklegung  des  45.  Lebensjahres  rücksichüich 
jener  Dienstposten,  für  welche  der  Gehalt  ganz  oder  zum 
Theile  aus  Staatsmitteln  bezahlt  wird;  d)  mit  Zurücklegung 
des  37.  Lebensjahres  rücksichtlich  aller  Übrigen  nicht  vom 
Staate  bezahlten  Dienstposten. 

Ueber  die  Anspruchsberechtigten  werden  Evidenzhaltungs- 
register geführt,  in  welchen  auch  das  Erlöschen  einer  An- 
spruchsberechtigung ersichtlich  zu  machen  ist. 

Diese  Verpflichtung  der  subventionirten  Eisenbahnunter- 
Behmungen  ging  auch  in  die  Concessionsurkunden  fast  aller 
Eisenbahnuntemehmungen  Über,  welche  keine  finanzielle  staat- 
liche Begünstigung  gemessen. 

c)  Von  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Verwaltung  im  objectiven  Sinne  ist  der  Inbegriff  jener 
Handlungen,  Verfügungen  und  Anordnungen,  welche  auf  die 
planmässige,  den  gegebenen  Interessen  entsprechende  Ent- 
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Wicklung  und  Gestaltung  des  Unternehmens  abzielen;  Verwal- 
tung im  subjectiven  Sinne  die  Gesammtbett  aller  Organe,  welche 
berufen  sind,  die  Verwaltung  im  objectiven  Sinne  zu  pflegen. 

Die  Verwaltung  im  objectiven  Sinne  scheidet  sich  bei  den 
Eisenbahnen  in  die  wirthschaftliche,  welche  sich  auf  den 
finanziellen  Theil  des  Unternehmens  bezieht,  und  in  die  fach- 
liche, deren  Aufgabe  es  ist,  den  Eisenbahnbetrieb  in  der  den 
öffentlichen  Interessen  entsprechenden  Weise  zu  besorgen. 

Diese  Unterscheidung  tritt  bei  den  Staatseisenbahnen  nach 
aussen  weniger  erkennbar  hervor  als  bei  den  Privatbahnen, 
weil  bei  denselben  in  Folge  des  Mangels  eines  Interesses,  aus 
dem  Unternehmen  ein  Erträgniss  zu  ziehen,  die  Ökonomische 
Gebahrung,  die  Angelegenheiten  des  Geldbedarfes  und  der 
Bedeckung  desselben  Fragen  betreffen,  die  budgetmässig  zu 
bebandeln  sind,  die  Rechnungsführung  aber  und  Controle  genau 
in  derselben  Weise,  wenn  auch  in  anderer  Form,  erfolgt,  wie 
bei  anderen  staatlichen  Verwaltungszweigen  und  Anstalten. 
Bei  den  Privatuntemehmungen  dagegen,  welche  als  Erwerbs- 
gesellschaften ihre  Aufgabe  in  der  Gewinnung  eines  möglichst 
hohen  Erträgnisses  und  einer  möglichst  grossen  Verzinsung 
des  investirten  Capitales  und  in  der  fruchtbringenden  Anlage 
und  Verwerthung  des  gesellschaftlichen  Vermögens  und  der 
gesellschaftlichen  Fonds  finden,  tritt  das  wirthschaftliche 
Moment  der  Verwaltung  in  prägnanter  Weise  hervor  und 
erfordert  diese  Aufgabe  ein  besonderes  Organ,  welches  mit 
seiner  speciellen  Bestimmung  bei  den  Staatsbahnen  entfällt. 
Die  Bestellung  eines  besonderen  Organes  zur  Erfüllung  der 
wirtfaschaftlichen  Aufgabe  würde  auch  bei  Privateisenbahn- 
Unternehmungen  in  dem  Falle  entfallen  können,  wenn  etwa 
eine  Einzelperson  selbst  ein  Eisenbahnunternehmen  aus  eigenen 
Mitteln  in's  Leben  rufen  würde  und  die  fachliche  Verwaltung 
gleichzeitig  zu  besorgen  beföhigt  und  willens  wäre.  In  jedem 
anderen  Falle  dagegen  ist  die  Trennung  der  beiden  Factoren 
von  selbst  gegeben;  namentlich  gilt  dies  von  den  Eisenbahn- 
Unternehmungen,  welche  Actiengeselischaften  sind. 

Die  Actiengeselischaften  haben  im  Sinne  der  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzes  und  ihrer  Statuten  zur  Vollziehung  der 
wirthschafdichen  Geschäfte  ein  dreigliedriges  Organ,  bestehend 
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aus  dem  Verwaltungsrathe,  der  Generalversammlung  der  Actio- 
näre  und  dem  Aufsichtsrathe  oder  Revisionsausschusse. 

Der  Verwaltungsrathy  virelcher  aus  einer  statutarisch 
bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  besteht,  die  systematisch 
nach  einem  bestimmten  Plane  complet  erhalten  wird,  ist  der 
Vorstand  der  Gesellschaft,  vertritt  dieselbe  nach  aussen  und  ist 
mit  der  im  Gesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen 
Verfügungen  in  Gesellschaftsangelegenheiten,  insbesondere  zur 
Schliessung  von  Rechtsgeschäften  (wozu  auch  Creditoperationen 
gehören)  berechtigt;  hierbei  ist  es  für  den  Erfolg  gleichgiltig» 
ob  das  Geschäft  ausdrücklich  im  Namen  der  Gesellschaft  ge- 
schlossen wurde  oder  ob  die  Umstände  solcher  Gestalt  sind 
(Beisetzung  des  Gesellschaftssiegels),  dass  die  Annahme  gerecht- 
fertigt ist;  dass  das  Geschäft  im  Namen  der  Gesellschaft  ge- 
schlossen worden  sei. 

Der  Verwaltungsrath  hat  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft, 
nach  Massgabe  des  Erfordernisses,  nach  den  bestehenden  Sta* 
tuten  mindestens  ein-  oder  zweimal  im  Monate  zu  versammeln; 
seine  Beschlussfähigkeit  hängt  von  der  Anwesenheit  einer  be- 
stimmten Minimalzahl  von  Mitgliedern  ab;  die  Beschlüsse 
werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmen- 
gleichheit gilt  jene  Meinung  als  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist;  die  Vertretung  in  Voll- 
macht eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  durch  ein  anderes 
ist  in  der  Regel  nur  dann  gestattet,  wenn  das  zu  vertretende 
Mitglied  im  Auslande  wohnt.  Die  Voraussetzung  für  die  Mit- 
gliedschaft im  Verwaltungsrathe  ist  in  der  Regel  die  österrei- 
chische Staatsbürgerschaft;  werden  Ausländer  zu  Verwaltungs- 
rathsstellen zugelassen,  so  ist  die  Zahl  derselben  beschränkt. 

Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  nicht  sein:  Per- 
sonen, welche  in  Concurs  verfallen  sind  oder  ihre  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befiriedigt  zu  haben; 
ferner,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit 
verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  ver- 
urtheilt  worden  sind.  Ausgeschlossen  von  der  Mitgliedschaft 
des  Verwaltungsrathes  sind  in  der  Regel  auch  Personen,  welche 
zu  der  Gesellschaft  im  unmittelbaren  Vertragsverhältnisse  stehen 
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und  Beamte  der  Gesellschaft.  Beamten  der  Gesellschaft  kann 
jedoch  in  Bezog  auf  die  Geschäftsführung  die  Vertretung  der 
Gesellschaft  (Procura)  (khertragen  werden;  massgebend  für  den 
Umfang  und  die  Dauer  des  Befugnisses  ist  die  Vollmacht, 
welche  sich  im  Zweifel  auf  alle  Rechtshandlungen  erstreckt, 
welche  sich  auf  die  Führung  der  wirthschaftlichen  Geschäfte 
der  Gesellschaft  beziehen. 

Die  Firma  (Geschäftsname)  der  Gesellschaft,^)  welche  den 
Ausfertigungen,  Eingaben,  Correspondenzen,  Rechtsurkunden 
beizusetzen  ist,  wird  entweder  von  zwei  Verwaltungsräthen 
oder  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  dem  mit 
der  Procura  versehenen  Beamten  gezeichnet. 

Der  Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen,  dass 
diie  erforderlichen  Bücher  der  Gesellschaft  geführt  werden  und 
hat  den  Actionären  spätestens  in  der  ersten  Hälfte  jedes  Ge- 
Schäftsjahres  eine  Bilanz  des  verflossenen  Geschäfrsjahres  vor- 
zulegen. 

Die  Generalversammlung  ist  das  Organ,  welches  zur 
Vertretung  und  Wahrung  der  Rechte  der  Gesammtheit  der 
Actionäre  berufen  ist  und  deren  Wünsche  und  Anschauungen 
bezüglich  der  Geschäftsführung  und  der  Geschäftsergebnisse 
in  Form  von  Beschlussfassungen  zum  Ausdrucke  zu  bringen  hat. 

Nach  den  bestehenden  Statuten  ist  die  Generalversammlung 
entweder  eine  ordentliche,  welche  nach  dem  Schlüsse  eines 
Geschäftsjahres  in  dem  in  den  Statuten  bestimmten  Termine 
alljährlich  zusammentritt  und  von  dem  Verwaltungsrarhc  der 
Gesellschaft  einzuberuten  ist,  oder  eine  ausserordentliche,  welche 
einzuberufen  ist,  beziehungsweise  stattfindet,  so  oft  es  der 
Verwaltungsrath  oder  der  Aufsichtsrath  im  gesellschai [lieiien 
Interesse  als  noth wendig  erachtet,  oder  wenn  ein  oder  mehrere 
Actionäre,  deren  Actien  einen  besiiuiuiicii  M ; ninKiliheil  des 
Actiencapitales  (z.   B.  repräsentiren,    ualcr   Angabe  des 

Zweckes  darauf  antragen,  in  letzterem  Falle  muss  die  Ein- 


1)  Der  Gesellschaftsname  wird  entweder  nach  der  Richtung  der 
Bahn,  oder  nach  Punkten,  weiche  durch  dieselbe  verbunden  werden, 
gewählt  oder  aber  mit  einer  anderen  Bezeichnung  bestimmt,  aus  welcher 
nur  die  Eigenschaft  des  Unternehmens  als  Eisenbahn  ersehen  werden  kann. 

U    b  e  r  e  r,  Du  Uaterr.  EiienbabiureebU  '  6 
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bcrutung  der  GeneralversammiuDg  binnen  bestimmter  Frist 
crtoigen. 

Jede  Einberufung,  sowie  die  (jegenstände,  über  welche  Re- 
schluss  gelasst  werden  soll  i  Tagesordnung),  sind  eine  bestimmte 
Frist  vor  der  Generalversammlung  kundzumachen.  Ueber 
Gegenstände,  die  nicht  auf  der  kundgemachten  Tagesordnung 
stehen,  darf  nicht  verhandelt  werden;  Anträge,  die  von  Actio- 
nären  ausgehen,  sind  daher  von  diesen  rechtzeitig  [im  statu- 
tarischen Termine^  voriger  anzumelden  und  vom  VerwalCungs> 
rathe  in  die  Kundmachung  autzunehmen. 

Die  Gegenstände,  welche  regelmässig  der  Schlussfassung 
der  Generalversammlung  vorbehalten  werden,  sind:  a)  Die 
Genehmigung  der  Jahresrechniing  und  die  Verwendung  des 
Reingewinnes  (Bestimmung  der  Dividende,  Dotirung  von 
Reserve-  und  Neuerungsfonds,  Pensions-  und  Provisions- 
fonds, Entlohnung  des  Verwaltungsrathes  etc.);  b)  die  Geltend- 
machung der  dem  Vervvaltungsrathe  gegen  die  Gesellscliaft 
obliegenden  Verantwortlichkeil;  c)  die  Vennehrung  des  Actien- 
capitales  oder  die  theiiweise  Rückzahlung  desselben  und  die 
Aufnahme  von  das  Gesammtunternehmen  belastenden  Aniehen; 
d)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes;  e)  die  Veräusserung 
der  Eisenbahnlinien;  f)  die  Ausdehnung  des  Unternehmens  auf 
den  Bau  neuer  Eisenbahnlinien  oder  andere  Unternehmungen; 
g)  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschafien;  h)  die 
Abänderung  der  Statuten;  i)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor 
Ablauf  der  Concessions-,  beziehungsweise  der  in  den  Statuten 
hurten  Dauer;  k)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
.rathes  und  des  Aufstcbtsrathes,  respective  des  Revisionsaus* 
Schusses. 

Zur  Giltigkeit  einzelner  Beschlüsse  ist  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  (c,      e,  t)  oder  die  Anwesenheit 

einer  gewissen  Anzahl  von  Actionären  mit  einer  bestimmten 
Sdnmienzahl  erforderlich.  Hinsichtlich  des  Verwaltungsrathes 
hat  sich  die  Staatsverwaltung  bei  einzelnen  Gesellschaften  das 
Recht  der  Ernennung  eines  oder  zweier  Mitglieder  vorbehalten, 
die  nicht  Mitglieder  der  Actiengesellschaft  sein  müssen,  aber 
alle  Rechte  und  Pflichten  der  von  der  Generalversammlung 
gewählten  MitgUeder  des  Verwaltungsrathes  haben. 
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Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die  in 
den  Statuten  bestimmte  Zahl  von  Actien  im  Termine  an- 
gemeldet, respective  deponirt  wurde  und  in  der  Versammlung 
die  bestimmte  Zahl  von  Actionären  nach  Massgabe  des  zu 
vertretenden  Actiencapitales  anwesend  ist.  Hierbei  wird  kein 
Unterschied  gemacht  zwischen  den  Besitzern  der  Stanun- 
actien  und  den  Besitzern  der  sogenannten  Prioritätsactien, 
sofeme  solche  nach  den  Statuten  vorhanden  sind.  Die  Inr 
stitution  der  Prioritätsactien,  welche  in  den  neueren  Sta- 
tuten Eingang  gefunden  hat  und  eigentlich  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  nicht  entspricht,  verdankt 
ihre  Entstehung  dem  Bedürfnisse,  das  Capital  den  Eisenbahn- 
unternehmungen geneigt  zu  erhalten  und  besteht  darin,  dass 
den  Besitzern  solcher  Prioritätsactien  für  den  Fall  eines  ver- 
theilbaren  Erträgnisses  des  Unternehmens  vorweg  die  Ver- 
wendung desselben  zur  Verzinsung  des  die  Prioritätsactien 
repräsentirenden  Capitales  bis  zu  einem  bestimmten  Procent* 
satze  (3  bis  4^/^)  zugesichert  wird.  Die  PrioritStsactionäre 
unterscheiden  sich  von  den  Actionären  dadurch,  dass  sie  ent- 
weder gar  keinen  Anspruch  auf  eine  Dividende  oder  einen 
solchen.,  erst  dann  haben,  wenn  der  aus  dem  Unternehmen 
erzielte  Reinertrag  einen  Betrag  ergiebt,  welcher  die  Summe 
Übersteigt,  die  zur  Verzinsung  des  Actien-  und  des  Prioritäts- 
actiencapitales  nach  dem  den  letzteren  eingeräumten  Zinsfusse 
erforderlich  wäre;  in  diesem  letzteren  Falle  erlischt  das  Recht ' 
des  Prioritätsactionärs  auf  eine  Vorausverzinsung  und  er 
participirt  gleich  dem  Actionär  nur  an  der  Dividenden- 
vertheilung. 

Von  den  Prioritätsgläubigem  unterscheiden  sich  die  Priori- 
tätsactionäre  dadurch,  dass  sie  nur  dann  eine  Verzinsung  ihres 
Capitales  verlangen  können,  wenn  das  Unternehmen  ein  Rein- 
erträgniss  abwirft,  dagegen  keinen  Anspruch  auf  die  Zahlung 
rückständiger  Zinsen  haben,  wenn  das  Unternehmen  in  einer 
Geschäftsperiode  kein  Erträgniss  oder  ein  geringeres  liefert,  als 
zur  in  Aussicht  gestellten  Eventualverzinsung  nöthig  wäre, 
femer  dass  er  das  Recht  zur  Theilnahme  an  der  Gescllschatrs- 
verwaltung  hat,  während  die  Prioritats^laubii;^  r  letzteres  Recht 
nicht  besitzen  und  blos  den  Anä^iuch  aui  uic  Bezahlung  der 
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zugesicherten,  respective  rückständigen  Zinsen  mit  dem  £xecu- 
tionsrechte  der  Gläubiger  erheben  können. 

Die  Fassung  der  Beschlüsse  erfolgt  mit  absoluter  Majorität, 
sofernefür  einzelne  in  den  Statuten  bezeichnete  Angelegenheiten 
nicht  eine  grössere  Stimmenmehrheit  vorgeschrieben  ist. 

Der  Aufsichtsrath  ist  das  Organ,  welches  die  Controle 
Über  die  Geschäftsgebahrung  im  Allgemeinen  und  im  Beson- 
deren übt  und  hierbei  die  Rechte  der  Actionäre  nach  Mass- 
gabe der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  vertritt;  er  über- 
wacht die  Geschäftsführung  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung, 
kann  sich  von  dem  Gange  der  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft unterrichten,  die  Bücher  und  Schriften  derselben  jederzeit 
einsehen  und  den  Bestand  der  Gesellschaftscasse  prüfen;  ihm 
obliegt  die  Prüfung  der  Jahresrechnungen,  der  Bilanzen,  der 
Vorschläge  des  Verwaltungsrathes  über  die  Gewinnvertheilung 
und  die  Berichterstattung  über  seine  Thätigkeit  und  seine 
Wahrnehmungen  an  die  Generalversammlung. 

Einem  Revisionsausschusse  obliegt  blos  die  .Prüfung 
und  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Rechnungen  und  steht 
das  Recht  zu,  über  vorkommende  Anstände  und  Bedenken 
von  den  Rechnungslegern  Aufklärungen  und  Erläuterungen 
abzuverlangen. 

Das  Interesse,  welches  die  Staatsverwaltung  an  der  wirth- 
schaftlichen  Verwaltung  einer  Eisenbahnuntemehmung  an  sich 
und  in  ihrer  Wechselbeziehung  zu  der  fachlichen  Verwaltung 
nimmt,  bethätigt  sie  durch  die  Bestellung  eines  landesfürst- 
lichen (Regierungs-)  Commissärs.  Demselben  bleibt  es  vor- 
behalten, in  die  Gebahrung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen 
und  allen  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  der  General- 
versammlung beizuwohnen.  Seine  Aufgabe  ist  eine  dreifache: 
£Ir  hat  einestheils  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die 
Grenzen  der  Goncession  nicht  Überschreite  und  die  Bestim- 
mungen der  Statuten  sowie  der  allgemeinen  Vorschriften 
beachte,  und  ist  in  dieser  Beziehung  berechtigt,  gegen  jeden 
Gesellschaftsbeschluss,  durch  welchen  er  die  vorerwähnten 
Vorschriften  verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben^  in 
welchem  Falle  die  Ausführung  des  beanstandeten  Beschlusses 
bis  zur  Entscheidung  der  Regierung  aufzuschieben  ist;  — 
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andemtheils  hat  er  das  Gedeihen  des  Unternehmens  in  Rücksicht 
der  Verfolgung  des  staatlichen  Zweckes  im  Auge  zu  behalten  und 
in  dieser  Beziehung  die  Vermittlung  der  Aufträge  und  Anschau- 
ungen der  Regierung  zu  besorgen;  auch  kann  er  den  Organen 
der  Gesellschaft  entsprechende  Rathschläge  zur  Unterstützung 
und  Förderung  der  Aufgabe  der  Unternehmung  ertheilen;  — 
endlich  hat  er  drittens  darüber  zu  wachen,  dass  die  Rechte 
der  Gemein^chuldner  (Prioritätsgläubiger)  gesetzmässig  gewahrt 
werden  und  demgemSss  darauf  zu  achten^  dass  keine  den 
Gesetzen  vom  24.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  48,  ^betreffend 
die  Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Pfandbriefen",  dann 
vom  24.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  19,  „betretfend  die  gemein- 
same Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  auf  Inhaber 
lautenden  oder  durch  Indossament  übertragbaren  Theilschuld- 
verschreibungen  und  die  bücherliche  Behandlung  der  für  solche 
Theilschuldvcrschrci bunten  eingeräumten  Hvpothekarrechte", 
sowie  dem  Er£^i.inzungsgesetze  vom  .'j.  Dccciubci  iS77,  R,  Ci. 
Bl.  Nr.  Iii,  ZLiwidcrlaulenden  Vertilgungen  seitens  Jcr  l^isen- 
bahnunternehmungen  getrotlcn  werden;  dann  d.c  I.iluliung  der 
den  Eisenbahnunternchmungeu  durch  das  Gesetz  vom  19.  Mai 
1874,  R.  G.  P>l.  Nr.  70,  „betretfend  die  Anlegung  von  Eisen- 
balnibüchern,  die  Wirkung  der  an  einer  Eisenbahn  eingeräumten 
Hypothekarrechte  und  die  büclierliclie  Sicherung  der  Pfandrechte 
der  Pjesitzer  von  Eiscnbahn-Prioritätsobligationen  aulerlegten 
VerpÜichtungen"  zu  überwachen. 


In  Ansehung  der  fachlichen  Verwaltung  der  Eisenbahnen, 
weiche  zur  Aufgabe  hat,  die  Anstalt  dem  öffentlichen  Nutzen  und 
der  allgemeinen  Benützung  dienstbar  zu  machen  und  zu  erhalten 
und  zu  diesem  Zwecke  die  erforderlichen  Vorstchts-  und 
Sicherheitsmassnahmen  zu  treffen^  ist  ein  principieller  Unter- 
schied zwischen  Staatseisenbahnen  und  Privateisenbahnen  nicht 
vorhanden.  ^) 

In  beiden  FfiUen  liegt  die  gleiche  Verpflichtung  vor:  die 
Bahn  stets  im  g[uten,  fahrbaren  Zustande  zu  erhalten;  die  zur 
Bahn  gehörigen  Gebäude,  Localitäten,  Geräthschaften,  die  Fahr- 

1)  Vergl.  £.  B.      Beilage  I,  pag.  8. 
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betriebsmittel  in  eiDem  guten,  zur  Benützung  geeigneten  und 
die  volle  Sicherheit  des  Betriebes  verbürgenden  Zustande  zu 
erhalten;  die  Beförderung  von  Personen  und  Sachen  in  einer 
Weise  zu  bewerkstelligen,  dass  die  grösstmögliche  Sicherheit 
für  den  ungefährdeten  Zustand  derselben,  sowie  auch  für 
dritte  Personen  und  ausserhalb  der  Bahn  gelegene  Sachen 
erwächst;  zu  dem  Ende  die  Fahrgeschwindigkeit  entsprechend 
einzurichten,  die  nöthigen  Vorsichten  während  der  Fahrt  zu 
beobachten,  die  Bahn  mit  den  nöthigen  Signalen  auszurüsten, 
wo  erforderlich  einzufrieden,  zu  Überwachen  und  zu  unter<> 
suchen;  die  Züge  für  den  Verkehr  in  der  vorgeschriebenen 
Weise  einzurichten;  die  Benützung  der  Bahn  in  einer  den 
Bedürfnissen  des  Handels  und  der  Industrie  entsprechenden 
Weise  zu  ermöglichen  und  zu  dem  Ende  allgemein  giltige 
Aufnahmsbedingungen,  Tarife  und  Fahrordnungen  aufzustellen 
und  kundzumachen,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  das  benützende 
Publicum  nach  Recht  und  Gerechtigkeit  behandelt  und  in  keiner 
Weise  verkürzt  werde;  ein  erforderlich  qualificirtes  Beamten-, 
namentlich  Betriebspersonale  in  genügender  Anzahl  aufzustellen 
und  mit  den  Dienstvorschriften  und  Instructionen,  welchen  die 
in  Absicht  auf  den  zu  erreichenden  staatlichen  Zweck  zu  voll- 
ziehenden Functionen  anzupassen  sind,  zu  betheilen  und  bekannt 
zu  erhalten. 

Die  Besorgung  aller  dieser  Functionen  erfolgt  nach  dem 
Principe  einer  zweck-  und  sachgemässen  Theilung  der  Arbeit 
durch  einzelne  Abtheilungen.  Solche  bestehen  regelmässig: 
a)  für  den  Bahnaufsichts-  und  Bahnerhaltungsdienst;  b)  für 
den  Verkehrs-  und  Zugförderungs-  (Mascliinen-,  Werkstatten- 
und  Heizhaus-)  Dienst;  c)  für  den  commerciellcn  Dienst; 
d)  für  den  administrativen  Dienst  (Rcchtsbureau  und  Secretariat, 
Sanitätswesen,  Personalien,  Cassti,  Buchhaltuni;,  Controle).  Der 
Umfang  der  Geschäfte  gestauet  zuweilen  die  Vereini_<iung 
mehrerer  Dienstzweiiie,  erfordert  dagegen  mitunter  aber  auch 
die  Aufstellung  niclii\:rcr  ünterabtheilungen. 

Das  ( )ruan  für  die  \'oll/iehung  der  faclilichcn  \'cr\valtung 
ist  die  CjLsaim.itheit  des  im  Dienste  der  Anstalt  stehenden 
Personales.  Dasselbe  scheidet  sich  nach  dem  Umfange  oder 
nach  der  Bedeutung  der  einzelnen  ihm  obliegenden  Functionen 
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in  Beamte,  Unterbeamte  und  Diener,  nach  seiner  Eigenschaft 
uod  seinen  persönlichen  Ansprüchen  in  defimtiv  und  provisorisch 
Angestellte. 

Die  Anstellung  erfolgt  mittelst  Decretes  oder  auf  Grund 
eines  Dienstvertrages.  Den  im  Dienste  der  Staatseisenbahnen 
stehenden  Angestellten  kommt  der  Charakter  von  Staats- 
bediensteten zu,  wenn  sie  auch  solche  nicht  sind  und  daher 
nicht  alle  ij;csct/>iichcn  PräroL;ativc  derselben  j^ciKcsscii. 

Für  das  dienstliche  Verhältniss  der  Eisenbahnbcdicn^i.  tcii 
(  Auinaliiiie  und  Eintritt  in  den  Dienst,  Dieiistespllichteu,  Kc.lire 
der  Bediensteten,  Auflösung  des  Dienstverbaades,  Disciplinar- 
behandlung)  und  für  ihre  Bezüge  (Gehalt,  ()uartiergeld, 
NaturaUvohnung,  Diäten,  Zehrgelder,  Fahrkosren,  Functions- 
und  Personalzulagen,  Dienst-  oder  Reisepauschalien)  ist  die 
Dienstpragmatik  mit  einem  Gebührenregulativ  massgebend. 

Das  grosse  Interesse,  welches  sich  an  das  leibliche  Wohl- 
befinden und  die  gesicherte  Zukunft  des  Eisenbahnbediensreten 
in  Fürsorge  für  die  Sicherheit  und  Stabiiitat  des  Dienstes 
knüpft,  hat  dahin  geführt,  dass  fast  bei  allen  Eisenbaliuunter- 
nehnuuigeu  die  Bildung  von  Pensions-  (  für  Beamte  und  Unter- 
beamte) und  Provisions-  (für  Diener  und  Arbeiter)  Instituten, 
von  Kranken-  und  Unterstützungs-,  sowie  von  Unfallversiche- 
rungscassen,  dann  von  Spar-  und  Vorschusscassen  vorgenommen 
wurde,  deren  Verwaltung  unter  Mitwirkung  der  ßetheiligten 
geschieht. 

Die  Gesammtheit  des  Diensipersonales  der  Staatsbahnen 
bildet  eine  Fiehörde. 

Das  Dienstpersonale  einer  Privateisenbahnunternehmung 
untersteht  einer  Direction,  welche  die  Unternehmung  zur 
Leitung  des  Betriebes  aufzustellen  verpÜichtet  ist.*) 

Die  Direction,  deren  Mitglieder  der  Regierung  bekanntzu- 
geben sind,  ist  der  Staatsverwaltung  und  dem  I^ublicum  gegen- 
über für  alle  auf  den  Eisenbahnbetrieb  bezughabenden  Hand- 
lungen und  Unterlassungen,  sowie  für  die  ungestörte  und  ge- 
tahrlose  Aul  rech thaltung  des  Betriebes  persönlich  verantworthch, 
während  die  Gesellschaft  als  solche  blos  civilrechtiich  ver- 


t)  Vergl.  §  69  £.  b,  O.,  Beilage  I,  pag.  80. 
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pflichtet  bleibt,  und  zwar  auch  für  Nachtheile,  welche  dntten 
Personen  aus  der  Handlungsweise  der  Direction  erwachsen*^) 

Das  Interesse  und  die  Verantwortung  der  Staats vcnvaltung 
bezüglich  der  sicheren  und  ununterbrochenen  Benützbarkeit 
der  Anstalt  im  Öffentlichen  Verkehre  führt  einerseits  zu  der 
Einrichtung  '  "n  r  entsprechenden  Aufsicht  und  Controle  dar- 
über, dass  die  Einrichtungen  und  die  Organe,  welche  den  aus- 
übenden Dienst  zu  vollziehen  haben,  dem  angestrebten  Zwecke 
genügen,  andererseits  zu  der  Nothwendigkeit,  diese  Organe 
auch  mit  einem  gewissen  Masse  von  Machtvollkommenheit 
auszustatten,  welches  sie  in  die  Lage  setzt,  ihre  Functionen 
mit  Nachdruck  Drirren  gegenüber  ausüben  zu  können.  Die 
Aufsicht  und  Controle  ist  eine  unmittelbare  und  eine  höhere. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  nun  und  Controle  über 
die  Beamten  und  Diener  eines  Eisenbahnunternehmens,  dahin 
gehend,  dass  diese  Organe  ihre  Instructionen  genau  befolgen, 
ihre  Pflichten  treu  erfüllen  und  die  zur  Sicherheit  und  Ord- 
nung des  Betriebes  erlassenen  gesetzlichen  Vorschriften  genau 
erfüllt  werden,  wird  unmittelbar  von  der  Anstalt,  mittelbar 
durch  ein  besonderes  Regierungsorgan  geübt. 

Bei  den  österreichischen  Staatseisenbahnen  liegt  die  un- 
mittelbare Aufsicht  und  Controle  Über  die  Beamten  und  Diener 
in  den  Händen  der  Betnebsdirectionen  und  über  diese  in  den 
Händen  der  Generaldirection  der  österreichischen  Staatseisen- 
bahnen; bei  den  ungarischen  Staatsbahnen  wird  die  unmittel- 
bare Aufsicht  und  Controle  von  der'  Direction  der  königlich 
ungarischen  Staatsbahnen  und  über  diese  von  dem  ungarischen 
Communicationsministerium  gehandhabt. 

Hinsichtlich  der  Privatbahnen  steht  die  unmittelbare  Auf- 
sicht und  Controle  Über  die  Beamten  und  Diener  der  Bahn- 
direction  zu. 

Die  zu  der  Aufsicht  und  Controle  berufenen  Organe  der 
Anstalten  sind  berechtigt,  gegen  die  ihre  Pflicht  verletzenden 
Beamten  und  Diener  nach  Massgabe  der  Dienstesvorschriften 
und  Instructionen  Ordnungs-  und  Dlsciplinarstrafen  zu  ver- 
hängen. 


1)  Vcrgl.  §  60  E.  B.  O.,  Beilage  I,  pag.  20. 
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Die  höhere  Aufsicht  und  Controle  zur  Handhabung  der 
Sicherheit  ^nd  Ordnung  des  Betriebes  der  Eisenbahnen  wird 
auf  Österreichischem  wie  auf  ungarischem  Gebiete  von  Staats- 
behörden ausgeübt  (General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen;  königlich  ungarische  General-Inspection  und 
Bezirks-Inspectorate).  . 

In  Ansehung  der  österreichischen  Staatseisenbahnen  be- 
schränkt sich  diese  Aufsicht  und  Controle  auf  die  Wahrneh- 
mung von  Anständen^  welche  den  Betrieb  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung (Erhaltung  der  Bahnlinien  sammt  Zugehör, 
Instandhaltung  der  Fahrbetriebsmittel,  technischer  Betrieb, 
Signal-  und  Transportwesen)  betreffen,  ohne  Executive,  d,  h. 
ohne  Anordnungs-  und  Vollzugsrecht J) 

Werden  solche  Anstände  wahrgenommen,  so  hat  sich  die 
Aufsichtsbehörde  wegen  der  geeigneten  AbhHfe  mit  der  Eisen- 
bahndirection,  in  deren  Sprengel  sich  der  Anstand  ergab,  in 
das  Einvernehmen  zu  setzen  und  hiervon  gleichzeitig  die 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatseisenbahnen  in 
Kenntniss  zu  setzen.  Falls  die  Abhilfe  nicht  erfolgt,  ist  die 
Angelegenheit  dem  HanJelsminister  zur  Kenntniss  zu  bringen. 
Dieser  hat  das  Anordniiii^srecht  in  Folge  seiner  Verpflichtung 
zur  Mandhabiiiii^  iler  Hisenbalinb;:U icbsordnun^  und  das  Durch- 
führungsrecht als  oberster  Chef  des  Eisenbaii'iiweseus. 

Hinsiclitlich  der  Privateisenbahnen  ist  die  Beaufsichtigung 
durch  die  Staatsbehörde  eine  allgemeine  und  eine  besondere, 
und  erstreckt  sich  nicht  blos  auf  Wahrnehmungen  und  ver- 
mittelnde Anzeigen,  sondern  ist  mit  einem  ausgedehnten  An- 
ordnungs-  und  Vollzugsrechtc  ausgestattet. 

Im  Allgemeinen  hat  die  Behörde  die  genaue  Befolgung 
der  den  Eisenbahnbetrieb  betretenden  gesetzlichen  Anord- 
nungen, namentlich  der  Eisenbahnbetriebsordnung,  sorgfältig  zu 
überwachen,  die  entdeckten  Gebrechen  so  schnell  als  möglich 
zu  beseitigen  und  die  Veraiilassung  zu  trerfen,  dass  die  Schuld- 
tragenden der  gesetzlichen  Ahndung  unterzogen  werden.^) 

1)  Vergl.  §  8  der  Vdg.  vom  23.  Juni  1884,  R.  G.  B!.  Nr.  103,  Bei- 
lage XT,  pag.  148,  und  §  2  der  Vdg.  vom  15.  Juli  1884,  R.  C.  Bl.  Nr.  122, 
Beilage  XIII,  pag.  ir>7. 

^  Vergl.  §  74  E.  B.  O.,  Beilage  I,  pag.  24. 
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Im  Besonderen  hat  die  Behörde  a)  den  Zustand  der 
Bahn,  der  Bahngebäude  und  des  Bahnzugehörs  i^enau  zu 
überwachen  und  dafür  zu  sorgen,  dass  alle  Mangel,  UnvoU- 
kommenheiten  und  Schadhaftigkeiten,  welche  die  Sicherheit  und 
Regelmässigkeif  des  Betriebes  gefährden,  auf  das  schleunigste 
beseitigt  und  ein  ordnungsmässiger  Zustand  hergestellt  werde; 
b)  den  gesammten  Betriebsdienst  in  all  seinen  Zweigen  zu 
überwachen,  namentlich  darauf  zu  sehen,  dass  die  Betriebs- 
mittel, Signale,  Zugförderungseinrichtungen,  dann  die  Mittel 
zur  Verhrirung  von  Unglücksfällen  und  zur  Rettung  beim  Ein- 
tritte derselben  in  tadellosem  Zustande  und  genügender  Menge 
vorhanden  sind,  und  in  Fällen  von  Störungen  im  Bahn- 
betriebe oder  eingetretenen  Unglücksfällen  die  schleunigste  und 
wirksamste  Abhilfe  zu  verlangen;  c)  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
Verkehrsvorschriften  und  die  kundgemachten  Fahrordnungen 
und  Tarife  genau  befolgt  und  beobachtet,  und  dass  die  in 
dieser  Beziehung  erhobenen  gegründeten  Beschwerden  mit 
thunlichster  Beschleunigung  behoben  werden;  d)  sMmmtliche 
Beamte  und  Diener  in  ihren  Dienstesverrichtungen  zu  über- 
wachen und  alle  diejenigen,  welche  sich  eine  Ausserachtlassung 
ihrer  Instruction,  der  gesetzlichen  Vorschriften  oder  was  immer 
für  eine  Dienstesvernachlässigung  zu  Schulden  kommen  lassen, 
zur  Verantwortimg  zu  ziehen.^) 

Aus  dem  Disctplinarrechte  der  Staatsbehörde  fliesst  jedoch 
nicht  auch  die  Berechtigung,  in  ein  Disciplinarverfahren,  welches 
seitens  der  Eiseobahnanstalt  durchgeführt  wird,  einzugreifen 
oder  dasselbe  zu  Überprüfen.  3) 

Die  Machtvollkommenheit,  welche  den  Bahnbeamten 
und  Dienern  eingeräumt  wird,  besteht  in  der  Uebertragung 
eines  polizeilichen  Wirkungskreises.  Darnach  sind  die  Ange- 
stellten der  Bahn  berechtigt,  Personen,  welche  eine  den  Bestand 
oder  das  Zugehör  der  Bahn  oder  deren  regelmässige  und 
sichere  Benützung  gefährdende  Handlung  beabsichtigen,  zu 
ermahnen,  femer  Personen,  welche  den  an  sie  ergangenen 


1)  Vergl.  §§  75—82  E,  B.  O.,  Beilage  I,  pag.  24—26. 
.2)  Entsch.  des  V.  G.  H.  vom  17.  Deccmber  1880,  Z.  24y7.  (Sammlung 
Budwinski,  Bd.  IV,  Nr.  967,  pag.  482.) 
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Ermahnungen  nicht  Folge  leisten,  oder  eine  die  Sicherheit  des 
Betriebes  störende  oder  sie  gefährdende  Handlung  bereits 
verübt  haben,  in  dem  Falle,  als  die  Hilfe  der  Polizei-,  poli- 
tischen oder  richterlichen  Behörde  nicht  sogleich  bei  der 
Hand  ist,  anzuhalten  und  der  nächsten  politischen,  Staats- 
anwaltschafts* oder  richterlichen  Behörde  zur  weiteren  Amts- 
handlung  zu  Übergeben.^) 

Ausserdem  erhalten  diejenigen  Beamten  und  Diener,  welche 
den  executiven  Dienst  versehen,  d.  h.  denen  nach  den  Local- 
verhältnissen  die  Aufsicht'  über  die  Bahn,  die  dazu  gehörigen 
Anstalten  und  das  die  Bahn  benützende  Publicum  zusteht,  auch 
auf  den  Privatbahnen  hinsichtlich  ihrer  Dienstesverrichtungen 
die  Eigenschaft  öffentlicher  Verwaltungsbeamten.') 

Die  Beamten  und  Diener,  welche  als  öffentliche  Verwal- 
tungsbeamte anzusehen  und  mit  polizeilichen  Functionen  aus- 
gestattet sind,  werden  von  der  Staatsverwaltung  in  Eid  ge- 
nommen.^ 

In  ihrer  Eigenschaft  als  Öffentliche  Verwaltungsbeamte 
geniessen  die  Angestellten  einer  Eisenbahn,  welche  den  execu- 
tiven Dienst,  der  im  Interesse  der  Wahrung  der  Ordnung  und 
Regelmässigkeit  des  Betriebes  nicht  unterbrochen  werden  darf« 
zu  versehen  haben  und  bei  deren  Verhinderung  in  der  Aus- 
Übung  ihrer  Dienstespfüchten  daher  die  schleunige  Aufstellung 
eines  Stellvertreters  erfolgen  muss,  im  öffentlichen  Leben  eine 
besondere  Stellung. 

Nach  §  103,  Punkt  3,  beziehungsweise  §  2,  Punkt  6 
der  Vorschrift  über  die  Bildung  der  Geschwornenlisten  und 
§  158  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1873,  R.  G.  ßl.  Nr.  119 
(Strafprocessordnung),  sind  die  beim  Eisenbahnbetriebe  beschäf- 
tigten Personen  von  der  Verbindlichkeit,  sich  bei  Untcrsuchungs- 
handlungen  als  Gerichtszeuge  verwenden  zu  lassen,  befreit  und 
zu  dem  Amte  eines  Gcschwornen  nicht  zu  berufen,  ferner  sind 
von  N'orladun^en  in  Strafsachen  an  solche  Personen  die 
unmittelbaren    Vorgesetzten   gleichzeitig   zu  benaciuichtigcn, 


1)  Vergl.  §  102,  Alinea  1  der  E.  R.  O.,  Beilage  I,  pag.  33. 

2)  Vergl.  §  102,  Alinea  3  der  E.  Ö.  Ü.,  Beilage  I,  pag.  33. 

3)  Vergl.  §  102,  Alinea  2  der  £.  B.  O.,  Beilage  I,  pag.  83. 
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damit  die  erforderliche  Stellvertretung  rechtzeitig  eingeleitet 
werden  kann. 

Dds  Ansehen  ihrer  Person  und  ihres  Amtes,  wenn  sie  in 
Vollziehung  eines  obrigkeitlichen  Befehles  oder  in  Ausübung 
ihres  Dienstes  begriffen  sind,  erscheint  durch  eine  Reihe  von 
strafrechtlichen  Bestimmungen  gewahrt  und  bekräftigt: 

1 .  Nach  §  68  des  allgemeinen  Strafgesetzes  vom  27.  Mai  1852, 
R.  G.  Bl.  Nr.  117,  begründet  die  Theilnahme  an  einer  Zu- 
sammenrottung mehrerer  Personen,  um  einem  Etsenbahnbetriebs- 
organe  in  Ausübung  seines  Dienstes  mit  Gewalt  Widerstand  zu 
leisten,  mag  die  Absicht  eines  solchen  Widerstandes  sein,  um 
etwas  zu  erzwingen  (z.B.  Uebergang  über  den  Bahnkörper), 
sich  einer  aufliegenden  Pflicht  zu  entschlagen  (z.  B. 
Ersatzleistung,  die  ohne  behördliche  Dazwischenkunft  gefordert 
werden  kann),  eine  Anstalt  (z.  B.  Herstellung  von  Proviso- 
rien bei  drohender  oder  eingetretener  Betriebsunterbrechung) 
oder  die  Vollziehung  eines  Öffentlichen  Befehles  (z,  B. 
Desinfection  bei  Epidemien)  zu  vereiteln,  oder  auf  was 
immer  für  eine  Art  die  öffentliche  Ruhe  zu  stören,  das  Ver- 
brechen des  Aufstandes.  Die  Strafe  ist  bei  Beharrung  in 
der  Widersetzlichkeit  schwerer  Kerker  von  fünf  bis  zu  zehn 
Jahren,  für  die  Rädelsführer  und  Aufwiegler  von  zehn  bis  zu 
zwanzig  Jahren;  ausser  diesem  Falle  nach  Mass  der  Gefährlich- 
keit und  Schädlichkeit  der  Theilnahme  schwerer  Kerker  von 
einem  bis  zu  fünf,  respcctivc  von  fünf  bis  zu  zehn  Jahren; 
bei  Legung  der  Uiiiuhe  ohne  gefahrhcheii  Ausbrueii  Kirr;i.r 
zwischen  sechs  Monaten  und  einem  Jahre,  beziehungsweise 
zwischen  einem  und  fünf  Jahren. 

2.  Nacli  ij  81  1.  c.  wird  das  Verbrechen  der  öffent- 
lichen Ge  waltthätig  keit  durch  gewaltsame  Uand- 
anlegung  oder  gefährliche  Drohung  gegen  obrigkeit- 
liche Personen  in  Amtssachen  begangen,  wenn  Jemand 
für  sich  allein  oder  auch  wenn  Mehrere,  jedoch  ohne  Zu- 
sammenrottung, sich  einer  der  im  §  68  genannten  Personen 
in  Vollziehung  eines  obrigkeitlichen  Auftrages  oder 
in  Ausübung  ihres  Dienstes,  in  der  Absicht,  um  iliese 
Vollziehung  zu  vereiteln,  mit  gefährlicher  Drohung 
oder  wirklicher  gewaltsamer  Handaolegung,  obgleich 
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ohne  Waffen  und  Verwundung,  widersetzt;  oder  eine 
dieser  Handlungen  begeht,  um  eine  Amtshandlung 
oder  Dienstesverrichtung  zu  erzwingen. 

Ein  solcher  Verbrecher  ist  nach  §  82  1.  c.  mit  schwerem 
Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre,  wäre  aber 
der  Widerstand  mit  Waffen  geschehen  oder  mit  einer 
Beschädigung  oder  Verwundung  begleitet,  um  eine 
Amtshandlung  oder  Dienstesverrichtung  zu  erzwingen, 
begangen  worden,  von  einem  bis  zu  ftinf  Jahren  zu  be- 
strafen. 

3,  Nach  §  153  1.  c.  macht  sich  Derjenige  des  Ver- 
brechensderschweren körperlichen  Verletzung  schuldig, 
der  einen  ÖfFentlichen  Beamten,  während  er  in  der  Aus- 
Übung  seines  Berufes  begriffen  ist,  oder  wegen  der- 
selben vorsätzlich  an  seinem  Körper  beschädigt. 

Die  Strafe  dieses  Verbrechens  ist  nach  §  154  1.  c.  Kerker 
von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre,  bei  erschwerenden 
Umständen  (z.  B.  besonderer  Gefahr  für  einen  Zug)  bis  auf 
fünf  Jahre. 

4.  Nach  §  279  1.  c,  macht  sich  des  Vergehens  des 
Auflaufes  schuldig,  wer  gegen  eine  der  im  §  68  1.  c.  ge- 
nannten Personen,  wenn  sie  in  Vollziehung  eines  obrigkeit- 
lichen Auftrages  oder  in  Ausübung  ihres  Amtes  oder  Dienstes 
begritfen  sind^  mehrere  Menschen  zur  Mithilfe  oder 
Widersetzung  auffordert. 

Die  Strafe  ist  strenger  Arrest  von  einem  bis  zu  sechs 
Monaten.  Gleiche  Strafe  verwirkt  nach  §  280  1.  c.  Derjenige, 
der  einer  solchen  AuiforderunL;  F'olujc  leistet  und  sich  dem 
AulYurdcicr  in  Mithilfe  oder  Widcisctzuni^  zuj^esellt. 

Wer  bei  einem,  auch  aus  jeder  aiiJcren  Ursache,  als 
wodurch  eine  Zusamiuenrottung  zum  Verbreclieii  wird,  ver- 
anlassten Auflaufe  dem  Beamten  oder  der  Wache, 
wenn  diese  die  Menge  auseinandergehen  licissen, 
nicht  Folge  leistet,  macht  sich  nach  §  28:)  1.  c.  eben- 
falls des  Vergehens  des  Auflaufes  schuldig  und  ist  mit 
Arrest  von  einer  Woche  bis  zu  einem  Monate  zu  bestrafen. 
Hätte  sich  Jemand  bei  einer  solchen  Weigerung  mit  dem 
Beamten  oder  der  Wache  in  Zank  oder  Wortstreit 
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eingelassen^  so  ist  die  Strafe  nach  %  284  1.  c.  etnmonat- 
lieber  strenger  Arrest,  welcher  nach  den  eintretenden  Um- 
ständen verschärft  werden  soll. 

6.  Nach  8  312  1.  c.  ist  ;ede  wörtliche  oder  thätliche 
Beleidigung  einer  der  im  §  68  L  c.  genannten  Personen, 
wenn  diese  in  Vollziehung  eines  obrigkeitlichen  Auftrages  oder 
in  Ausübung  ihres  Amtes  oder  Dienstes  begriffen  sind,  wenn 
sich  darin  nicht  eine  schwerer  verpönte  strafbare  Handlung 
darstellt,  als  Uebertretung  zu  ahnden.^) 

Wörtliche  Beleidigungen  sind  nach  §  31$  1.  c.  mit  Arrest 
von  drei  Tagen  bis  zu  einem  Monate,  thätliche  aber  von  einem 
bis  auf  sechs  Monate  zu  bestrafen.  Wenn  jedoch  die  Be- 
leidigung Folgen  nach  sich  gezogen  und  wirklich  die 
Vollstreckung  des  obrigkeitlichen  Auftrages  oder  die 
Ausübung  des  Amtes  oder  Dienstes  verhindert  hat, 
so  ist  der  Schuldige  zu  strengem  Arrest  von  drei  bis  zu  sechs 
Monaten  zu  verurtheilen. 

6.  Nach  §  814  1.  c.  macht  sich  ein^  Uebertretung 
schuldig,  wer  sich  ohne  die  im  §  312  1.  c.  vorausgesetzte 
Beleidigung  auf  andere  Weise  einmengt,  um  die  Aus- 
Übung  des  Dienstes  oder  Amtes  oder  die  Vollziehung 
eines  obrigkeitlichen  Befehles  zu  verhindern. 

Die  Strafe  ist  Arrest  von  einem  Tage  bis  zu  einem 
Monate. 

Sehr  schwierig  gestaltete  sich  das  Verhältniss  der  Eisen- 
bahnbediensteten,  welche  ebenso  alle  Staatsbürgerpfiichten  zu 
erfüllen  haben,  wie  die  übrigen  Staatsbürger,  in  Bezug  auf  die 
Wehrpflicht,  da  einerseits  die  Continuität  des  Eisenbahndienstes 
es  ausschliesst,  die  Eisenbahnen  von  den  zum  executiven 
Dienste  berufenen  Individuen  zu  entblÖssen,  andererseits  es 
dem  staatlichen  Interesse  nicht  entsprechen  würde,  mit  der 
Aufnahme  in  den  Eisenbahndienst  die  Befreiung  vom  Wehr« 

0  Zu  der  hier  iii*s  Auge  gefksstea  Gattung  von  Beamten  gehört 
auch  ein  Eisenbahncassier;  vergl.  die  Entscheidungen  des  Ober-L.  G, 
Wien  vom  25,  Juni  1873,  Z.  12631,  und  vom  Obst.  G.  H.  vom  5.  Fe- 
bruar 1874,  Z.  i)82.  (R öt  I,  Sammlung  der  cisenbahnrechtl.  Entscb.  Nr.  101, 
pag.  ääO  und  Nr.  116,  pag.  259.) 
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dienste  zn  verbinden.  Die  Grundsätze  über  die  Regelung  dieses 
Verhältnisses  sind  nun  im  §  26  des  Webrgesetzes  vom  6.  De- 
cember  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  151  enthalten,  nach  welchem  die 
im  Verbände  des  stehenden  Heeres  (Kriegsmarine)  oder  der 
Landwehr  stehenden  Angestellten  des  Eisenbahndienstes  im 
Falle  eines  Krieges  in  ihren  Anstellungen  belassen  werden, 
insoweit  dieselben  für  die  Aufrechthaltung  des  Dienstes  unent- 
behrlich sind.  —  Zu  unterscheiden  sind  jedoch  zweierlei 
Kategorien  von  derlei  Bediensteten,  nämlich  solche,  die  im 
Mobilisirungsfalle  in  ihren  Civilanstellungen  dauernd  zu  be- 
lassen sind,  und  solche,  welche  bis  zur  Beendigung  der  Mo> 
bilisirung  (26.  Mobilisirungstag)  auf  ihren  „innehabenden'* 
Dienstposten  verbleiben^  dann  aber  zur  activen  Dienstleistung 
einzurücken  haben. 

In  Durchführung  dieser  Bestimmungen  wurde  Folgendes 
verfügt: 

Die  im  Mobilisirungsfalle  in  ihren  Civilanstellungen 
dauernd  zu  belassenden  wehrpflichtigen  Personen  sind  alljährig 
in  ein  eigens  zu  verfassendes  Verzeichniss  aufzunehmen.  Dieses 
Verzeichniss  wird  nach  gepflogenem  Einvernehmen  mit  den 
Übrigen  betheiligten  Ministerien  im  Monate  Februar  Aller- 
höchsten Ortes  unterbreitet.  Die  in  Folge  der  Allerhöchsten 
EntSchliessung  von  der  Einrückung  befreiten  wehrpflichtigen 
Personen  werden  vom  Handelsministerium  dem  Reichskriegs-, 
beziehungsweise  dem  betreffenden  Landesvertheidigungs-Mini- 
sterium  wieder  mittelst  eines  \'erzeichnisses  namhaft  gemacht. 
Unter  Einem  erfolgt  auch  die  \'erstandigung  der  Bahnanstalten 
von  dieser  Allerhöchsten  Kntschliessung.  Die  Giltigkeit  derselben 
bezüglich  iiller  Iklassung  der  bctrclfenden  wehrpflichtigen 
Personen  in  ihren  Anstellungen  dauert  bis  Ende  Marz  des 
nächsten  Jahres. 

Diejenigen  im  Eisenbahn-  und  Dam|>i.sciiiirtahrtsdienste 
angestellten  Wehrpflichtigen,  welche  nur  bis  zur  ßeendigurji; 
der  Mobilisirung  in  ihren  Anstellungen  belassen  werden  sollen, 
dann  aber  zur  Militiirdienstleistung  einzurücken  hatten,  sind 
mittels  abgcsonilerter  Verzeichnisse  dem  Handelsministerium 
namhaft  zu  machen  und  werden  von  diesem  dem  Reichskriegs- 
uud  dem  Landesvertheidigungs-Ministerium  mitgetheilt.  Die 
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Belassung  derselben  bis  zum  26«  MobUisirungsti^e  wird  vom 
Reichskriegs-,  beziehungsweise  dem  betrefTenden  Landesver- 
theidigungs-Ministerium  im  eigenen  Wirkungskreise  verfögt 
und  dem  Handelsministerium  bekanntgegeben,  welches  hiervon 
die  unterstehenden  Behörden,  Anstalten  und  Unternehmungen 
verständigt. 

Die  im  Eisenbahndienste  angestellten  (nicht  befreiten) 
Wehrpflichtigen  werden  bei  Eintritt  der  Demobilisirung  mit 
Beschleunigung  von  der  acciven  MUitärdienstleistung  enthoben. 

Die  in  ihren  Anstellungen  dauernd  oder  bis  zum  36.  Mo- 
bilisirungstagc  zu  belassenden  wehrpflichtigen  Personen  werden 
vom  Reichskriegs-,  beziehungsweise  von  dem  betreffenden 
Landesvertheidig  11! lg s  Ministerium  den  k.  k.  Ergänzungsbezirks- 
behörden, Landwehr-(LandesschÜtzen-)Evidenthaltungen  und 
beziehungsweise  Honv^d-Districtscommandos  bekanntgegeben 
und  diese  militärischen  Unterbehörden  sind  verpflichtet,  ihrer- 
seits die  politischen  Behörden,  beziehungsweise  Gemeindevor- 
Steher  entsprechend  zu  verständigen.^) 

B.  Von  dem  Sachenrechte. 

a)  Sachliche  Eigenschaft  der  Eisenbahnen. 

Die  Auffassung  der  älteren  Gesetzgebung  ging  dahin,  dass 
der  zu  Eisenbahnzwecken  eingelöste  Grund  ein  allgemeines. 
Öffentliches  Gut  werde,  alle  privatrechtlichen  Eigenschaften 
verliere  und  daher  auch  kein  Object  eines  öffentlichen  Buches 
(Landtafel,  Grundbuch)  bilden  könne. 

Man  dachte  sich  also  die  Eisenbahnen  als  eine  andere 
Form  der  Strassen,  welche  thatsächlich  Öffentliches  Gut,  d.  h. 
allen  im  Staate  befindlichen  Personen  zum  Gebrauche,  den  die 
Sache  bietet  und  naturgemäss  zulässt,  überlassen  sind. 

Dass  der  Begriff  „öffentliches  Gut''  bezüglich  der  Eisen- 
bahnen nicht  zutrifft,  geht  jedoch  schon  daraus  hervor,  dass 
die  Eisenbahnen  einer  freien  Benützung,  wie  die  Strassen, 

')  Ueber  die  weiteren  Btistimmungcn  A'crgl,:  „Die  \*or.schriften  der 
Staatsverwaltung,  betrciTcnd  das  Eisenbahnpcrsonalc",  zusamraengestelU 
von  Dr.  Max  Freih.  v.  Buschmann,  1879. 
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nicht  zugänglich  erscheinen^  dass  der  Verkehr  auf  denselben 
im  Allgemeinen  und  die  Gebrauchnahme  seitens  Einzelner 
im  Besonderen  an  streng  gegliederte  Nonnen  und  Formen 
gebunden  ist. 

Die  Unrichtigkeit  der  ür&heren  rechtlichen  Anschauung 
wird  auch  dadurch  dargethan,  dass  die  Eisenbahnen  jederzeit 
zu  Creditoperationen  (Aufnahme  von  Prioritätsanlehen),  und 
zwar  ohne  dass  dagegen  rechtliche  Bedenken  erhoben  worden 
wSren^  benutzt  wurden.  Daraus  folgt,  dass  die  Eisenbahnen, 
trotzdem  dass  sie  als  Öffentliches  Gut  von  gesetzeswegen  zu 
gelten  hatten,  im  Rechtsleben  als  Verkehrsobject  angesehen 
wurden,  was  bezüglich  solcher  Sachen,  welche  wirkliches 
Öffentliches  Gut  sind,  nicht  möglich  wäre.  Als  Verkehrsobject 
werden  die  Eisenbahnen  auch  von  der  neueren  Gesetzi^ebung 
behandelt,  wie  aus  den  Motiven  zu  den  Gesetzen  über  die 
Anlegung  von  Eisenbahnbuchcrn  in  Oesterreich  (vom  19.  Mai 
1874)  »und  in  Ungarn  (vom  7.  April  1868,  Ges.-Art.  I)  zu 
ciiUichincn  ist. 

Aber  auch  die  Eigenschaft  der  Eisenbahn  als  Verkehrs- 
object ist  keine  solche,  wie  sie  anderen  Sachen  zukonamt,  die 
Gegenstand  des  rechtlichen  Verkehres  sind.  Der  Besitzubergang 
von  einem  Unternehmer  an  den  andern  kann  nämlich  im 
Hinblicke  auf  die  Regalität  nur  dann  eintreten,  wenn  dem 
Uebernehnier  die  Concession  für  die  Bahn  crtheilt  oder  die 
Ertheilung  der  Concession  von  der  Regierung  zugesichert 
worden  ist.  DerBcgritV  des  Eigenthunisrechtes,  wie  es  an  anderen 
körperlichen  oder  unkörperlichen  Sachen  erworben  wird,  trifft 
bei  Eisenbahnen  ebenfalls  nicht  zu,  denn  sie  sind  der  Unter- 
nehmung im  Sinne  des  biirgerhchen  Rechtes  nicht  zugcliörig, 
es  fehlt  das  wesentlichste  Befugniss  des  Eigenthümers,  mit  der 
Substanz  einer  Sache  nach  Willkür  zu  schalten.  Die  Substanz 
selbst  ist  nicht  eine  körperliche  Sache  (der  Bahnkörper)  allein, 
sondern  urafasst  untrennbar  von  dieser  auch  das  Betriebsrecht, 
da  dieses  ohne  erstere  und  umgekehrt  gar  nicht  gedacht 
werden  kann. 

Der  eisenbahnrechtliche  Begrill"  der  Substanz  bestimmt 
sich  also  durch  die  sachlichen  Momente  des  Unternehmens, 
welches  auf  Grund  des  staatlichen  Hoheitsrechtes  geschaffen 

H  a  b  e  r  «  r,  Dm  Baterr.  Eiteabtlinreclit.  7 
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wird.  Daraus  folgt,  dass  diese  Substanz  dem  Bedürfnisse  des 
Staates,  das  Communicattonswesen  nach  dem  öffentlichen 
Zwecke  zu  gestalten,  unter  allen  Umständen  unterworfen 
bleiben  muss,  gleichviel  ob  der  Staat  das  Hoheitsrecht  selbst 
ausübt  oder  dessen  Ausübung  einer  Privatunternehmung 
Überlässt. 

Diese  Thatsache  der  unveränderlichen  Bestimmung,  einem 
Staatszwecke  zu  dienen,  gestattet  uns,  die  Eisenbahnen  als  einen 
Theil  des  „Staats  Vermögens** zu  bezeichnen,  dessen  Nutzui^en 
auf  Zeit  (während  der  Concessionsdauer)  einer  Privatunter- 
nehmung  überlassen  werden  können. 

Was  von  der  Substanz  gesagt  wurde,  gilt  auch  von  dem 
£isenbahnzugchör,  d.  i.  allen  jenen  Dingen,  welche  für  die 
physische  Erfüllung  des  Zweckes  der  Bahn  erforderlich  sind 
und  daher  im  wirthschaftlichen  Sinne  von  der  Bahn  trennbar 
nicht  gedacht  werden  können.  Das,  was  unter  Eisenbahn- 
zugehör  zu  verstehen  ist,  geht  daher  Über  die  Vortfellungy 
welche  das.  bürgerliche  Recht  an  den  Begriff  des  ZugehÖrs 
einer  beweglichen  Sache  knüpft,  hinaus,  da  es  sich  hierbei 
nicht  um  das  Zugehör  einer  unbeweglichen  Sache  allein,  son- 
dern um  das  Zugehör  eines  ganzen  Unternehmens  handelt, 
dessen  sichtbares  Substrat  allerdings  eine  unbewegliche  Sache, 
der  Bahnkörper,  ist. 

Das  Bahnzugchör  umfasst  demnach  nicht  blos  die  auf  den 
Stationen  errichteten  Gebäude  und  die  an  der  currenten  Strecke 
erbauten  Wächterhäuser,  Signalhütten  und  sonstigen  Baulich- 
keiten, sondern  auch  das  ganze  im  Besitze  einer  Unternehmung 
befindliche  Materiale,  welches  1.  zur  Herstellung  oder  Instand- 
haltung der  Hahn  bestimmt  ist  (Schienen,  Schienenhefcstigun^s- 
mittel,  Schwellen,  Schotter,  Werkzeuge,  Maschiacn  i,  selbst- 
verständlich jedoch  erst  dann,  wunn  es  bereits  in  den  örtlichen 
ikreich  der  Hahn  gebracht  ist;  2.  zum  Betriebe  der  Bahn 
gehört,  und  zwar  von  diesem  sowohl  cij  das  in  feste  Ver- 
bindung mit  der  Bahn  gesetzte  (liegende  Obtrbaumatcrialien, 
Signalvorrichtungen,  Stationsglocken  etc.),  als  auch  b)  das  zum 
dauernden  Gebrauche  an  Ort  und  Stelle  bestimmte  (Bureau-, 
Magazins-,  Werkstätten-Einrichtungsstücke,  Krahne,  bewegliche 
Ladevorrichtungen,  Sanitätseinrichtungen  etc.),  als  auch  das 


Digitized  by  Google 


Rectitsverbältnisse  der  Elsenbahnen  im  Besonderen.  99 

Übrige  zum  Fahrbetriebe  oder  in  anderer  Weise  zum  Betriebe 
der  Bahn  gehörige  Materiale  (Wagen  aller  Art,  Locomotiven, 
Zugssignale  etc.);  ferner  Anlagen  und  Gebäude,  welche  im 
Interesse  des  Betriebes  nothwendig  oder  zu  dessen  Förderung 
dienlich  sind,  wenngleich  sie  ausserhalb  des  Bahnkörpers  sich 
befinden  (BeamtenwohnhSuser,  Kasernen  fOr  das  Zugbegleitungs- 
personale,  Arhciterwohnungen  etc.j.  Der  Eiscnbahnkörpcr  sammt 
dem  Eisciibahir/Aigchör  bilden  eine  rechtliche  Einheit,  welche 
nicht  willkürlich  zerstört  werden  kann  und  nach  ansscnhin  als 
uiithciibares  Ganzes  zu  gelten  hat  (i?  des  Gesetzes  vom 
29.  Mai  1874,     §  4  des  I.  Ges.-Art.  vom  7.  April  1868). -^j 

b)  Vom  Eigenthumsrechte. 

Die  Vorstellung,  welche  sich  an  den  Begriff  des  blkger- 
liehen  Rechtes  vom  Eigendiume')  knüpft,  wornach  der  Eigen- 
tbümer  seine  Sache  nach  WillkOr  benQtzen  oder  unbenQtzt 
lassen,  sie  vertilgen»  ganz  oder  zum  Theile  auf  andere  Über- 
tragen oder  unbedingt  sich  derselben  begeben  kann,  findet  im 
Eisenbahnrechte  keine  Begründung. 

Massgebend  für  das  Recht  des  EigenthÜmers  ist  nämlich 
vor  Allem  nicht  sein  Wille,  sondern  die  Bestimmung  des 
Objectes  für  den  öffentlichen  Zweck,  und  zwar  so  lange  als 
dieser  Zweck  vorhanden  .ist.  Ueber  die  Bahn  selbst  kann, 
sofeme  die  Voraussetzung  der  Existenz  des  Unternehmens 
nicht  hinweggefallen,  beziehungsweise  die  Auflassung  der  Eisen- 
bahn rechtlich  nicht  begründet  ist,  bei  dem  Umstände,  als  das 
öffentliche  Interesse  es  fordert,  dass  eine  als  nothwendig  aner- 
kannte Bahn  unausgesetzt  betrieben  werde,  nur  in  einer  Weise 
verfügt  werden,  welche  die  Fortsetzung  des  Betriebes  als 
gesichert  erscheinen  lässt. 

Die  Eisenbahnunternehmung  ist  daher  nur  befugt,  solche 
Handlungen  vorzunehmen,  welche  mit  dem  fortgesetzten  Betriebe 
vereinbarlich  sind;  sie  darf  femer  weder  den  Betrieb  eigen- 
mSchtig  einstellen,  noch  den  Bahnkörper  oder  das  Zugehör 

»)  Vergl.  Beilage  VIl,  pag.  84. 
2)  Verg!.  Beilage  VIII,  pag.  106. 
*)  Vergl.  §  362  a.  b.  G.  B. 

7* 
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zerstören,  oder  in  einer  den  Betrieb  beeinträchtigenden  Weise 
selbst  benützen  oder  Dritten  zur  Benützung  Überlassen,  noch^ 
wenn  es  sich  um  eine  Privatbahn  handelt,  die  Eisenbahn 
selbstständig  im  Ganzen  oder  in  Ansehung  des  Betriebes  an 

einen  anderen  Unternehmer  übertragen,  da  jeder  Erwerber  der 
Bahn  der  Staatsverwaltung  die  von  ihr  zu  beurtheilenden 
Garantien  für  die  gesicherte  Fortsetzung  des  Betriebes  bieten 
muss,  um  die  Disposition  über  die  Rahn  erlangen  zu  können; 
noch  einzelne  i  i.eile  der  i>ahn,  welche  zur  Kiscnhahncinheit 
geboren,  veraussern.  In  den  beiJcn  letzteren  iallcn,  sowie 
auch  in  dein  weiteren  1  alk,  dass  Verraögensobjecte,  welche 
md^'t  in  die  Eisenbahneinheit  gehören,  mit  dieser  gemeinsam 
die  Deckung  einer  GenieinschuKi  ( Prioritatenschuld)  zu  bilden 
haben,  bs;uar;  die  Kisenbahnunternchmung  einer  bcson».icicn 
Zustimmung,  und  zwar  zur  Uebertragung  der  Bahn  oder  des 
Bahnbetriebes,  wobei  die  Verpflichtungen  gegenüber  den  Gc- 
meinscliuldnern  aufrecht  bleiben,  der  Zustimmung  der  Regierung, 
ferner  zur  Uebertragung  eines  Theiles  der  Einheit,  welche  nur 
dann  zulassig  erscheint,  wenn  der  zu  übertragende  Theil  für 
den  Betrieb  entbehrlich  erscheint,  (z.  B.  bei  Tracenverschiebung, 
Einschränkung  des  Betriebes,  Verkleinerung  der  Stationen  etc.) 
ausser  der  Genehmigung  der  Regierung,  zur  lastenfreien  Ab- 
trennung auch  noch  der  Zustimmung  der  Gemeingläubiger 
durch  einen  gemeinsamen  Vertreter  (Gurator),  welche  durch 
eine  Bestätigung  des  der  Gesellschaft  beigegebenen  Regierungs- 
commissärs,  dass  the  Sicherheit  der  Schuld  durch  die  Abtrennung 
nicht  gefährdet  werde,  ersetzbar  ist;  endlich  dieser  letzteren 
Zustimmung,  beziehungsweise  Erklärung  dann,  wenn  ein  Ver- 
m<igensobject,  welches  ausserhalb  der  Eisenbahneinheit  steht, 
jedoch  gemeinschattlich  mit  dieser  zur  Deckung  einer  Gemein- 
schuld  bestimmt  ist,  aus  diesem  Bande  gelost  und  veräussert 
werden  soll, 


<)  %  14  des  Gesetzes  vom  S4.  April  1874»  R.  G.  Bl.  Nr.  49,  „betreffend 
die  gemeinsame  Vertretung  der  Rechte  der  auf  Inhaber  lautenden  oder 

durch  Indossament  Qberiragbaren  Theilschuldverschreibungen  und  die 
bücherliche  Behandlung  der  für  solche  Theilschuldverschreibungen  ein« 
geräumte  Hypothekarrechte.*' 
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Ein  von  dem  Willen  der  Staatsverwaltung  unabhängiges 
Verfügungsrecht  erlangt  eine  Privat-Eisenbahnuntemehmung : 
1.  gesetzlich,  in  Ansehung  der  gesammten  vorhan- 
denen körperlichen  Vermögensobjecte,  alsQ  auch  solcher, 
welche  in  die  Eisenbahneinheit  gehören  würden,  nur  bei  dem 
Erlöschen  der  Concession  durch  den  Verfall  derselben,  wenn 
der  Termin  nicht  zugehalten  wird,  welcher  für  die  Vollendung 
und  für  die  Inbetriebsetzung  der  Bahn  in  der  Concessions- 
Urkunde  ausdrücklich  vorgeschrieben  worden  ist.  In  diesem 
Falle  bleibt  der  Unternehmung  das  erworbene  Eigenthum  an 
Grundstücken,  Gebäuden  etc.,  jedoch  vorbehaltlich  einer  gesetz- 
lichen Expropriation,  welche  selbstverständlich  in  der  Regel 
dann  eintreten  wird,  wenn  der  von  der  Unternehmung  unvoll- 
endete Bau  auf  Staatskosten  vollführt  oder  die  Concession  hierzu 
einer  anderen  Unternehmung  ertheilt  wird  und  die  Ausführung 
nach  dem  früheren  Plane  erfolgt;^)  2.  vertragsmässig,  in 
Ansehung  einzelner  VermÖgensobjecte,  selbst  wenn  sie 
Gegenstände  der  Eisenbahneinheit  sind,  in  Folge  der  Bestim- 
mungen der  Concessionsurkunde  in  den  Fällen  des  Erlöschens 
der  Concession  durch  Heimfall  oder  Entziehung  bei  Nicht- 
erfüllung einer  concessionsmässigen  oder  gesetzlichen  Ver- 
pflichtungtrotz vorausgegangener  Warnung,  dann  bei  Einlösung 
der  Bahn*  Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession  als  auch 
bei  Einlösung  der  Bahn  behält  die  Unternehmung  das  Eigen- 
thum des  aus  eigenem  Erträgnisse  des  Unternehmens 
gebildeten  Reservefonds  (ein  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeter 
und  ganz  oder  theilweise  noch  vorhandener  Reservefond  geht 
bei  dem  Erlöschen  der  Concession  ohne  Entgelt,  bei  Ein- 
lösung der  Bahn  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
in  das  Eigenthum  des  Staates  über)  und  der  ausstehenden 
Activen,  dann  jener  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  des 
Unternehmens  errichteten  oder  erworbenen  besonderen  An- 
lagen und  Gebäude  (Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien, 
Fabriken  von  Maschinen  und  anderen  Geräthen,  Speicher, 
Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots),  zu  deren  Erbauung  oder 
Erwerbung  sie  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 


1)  Vergl.  §  11,  Iii.  h,  Alinea  2  E.  C.  G.,  Beilage  III,  pag.  43. 
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Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisen' 
bahn  bilden. 

Nach  den  älteren  Concessionsurkunden  verbleibt  der  Unter- 
nehmung bei  dem  Erlöschen  der  Concession  die  Disposition 
Ober  die  als  beweglich  bezeichneten  Sachen:  LocomotiTen^  Wägen, 
bewegliche  Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  zur  Fortsetzung 
des  Betriebes  erforderlichen  und  geeigneten  Einrichtungen  und 
Materialien,  nach  Abzug  einer  solchen  Quantität,  welche  der 
im  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  ent- 
spricht;^) nach  den  neueren  Concessionsurkunden  dagegen  geht 
das  gesammte  bewegliche  und  unbewegliche  Zugehör,  ein- 
schliesslich des  Fahrparkes  und  der  Materialvorrädie,  in  das 
lastenfreie  Eigenthum  der  Staatsverwaltung  Ober.  Im  Falle  der 
Einlösung  der  Bahn  kommt  es  bei  diesen  Gegenständen  auf 
den  Willen  der  Paciscenten  bei  Bestinunung  des  Einlösung^- 
preises  an;  wird  auf  die  vollständige  oder  nur  theüwetse 
Uebemahme  derselben  seitens  der  Staatsverwaltung  Gewicht 
gelegt  und  demnach  der  Preis  entsprechend  ermittelt,  so  geht 
das  Eigenthum  an  allen  Gegenständen,  beziehungsweise  an  dem 
der  Preisbestimmung  zu  Grunde  gelegten  Theile  derselben 
gegen  Entrichtung  des  KaufechiUings  an  die  Staatsverwal- 
tung über. 

In  allen  Fällen  jedoch,  wo  eine  Eisenbahnunternehmung 
ein  Dispoationsrecht  bezüglich  aller  oder  einzelner  Gegenstände 
erlangt^  gilt  dies  nur  gegenüber  der  Staatsverwaltung,  während 
die  übrigen  (privatrechtlichen)  Verhältnisse  unberührt  bleiben. 

Was  die  noch  sonst  in  Betracht  kommenden  Falle  des 
Hinwegfallens  einer  Eisenbahnunternehmung  anlangt,  so  findet 
sich  darüber  weder  in  den  Eisenbahngesetzen  noch  in  den 
Concessionsurkunden  eine  Anordnung;  es  1  Joch  keinem 

Zweite!  unterliegen,  dass,  soweit  ütientlichc  I  ragcn  ^1^:11  lucran 
knüpfen,  hierbei  entweder  die  Analogie  des  Erlöschens  der 


^)  Zufolge  Anordnung  des  §  5  des  EisenbahnbQchergesctzes  vergl. 
Beilage  VII,  pag.  84)  gehören  auch  diese  Gegenstände  zur  bQcherlichen 

Einheit  und  dürfen  daher  nicht  eigenmächtig  von  der  Unternehmung  aus 
dem  Bereiche  der  Bahn  gebracht  werden;  dagegen  ist  es  zweifellos,  da&s 
der  Unternehmung  das  Recht  auf  volle  Entschädigung  zusteht. 
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Coocession  oder  der  Einlösung  der  Bahn  in  Anwendung 
gezogen  werden  kann.  Die  erstere  Analogie  wird  eintreten, 
wenn  die  Eisenbahnuntemehmung  auf  die  Concession  Verzicht 
geleistet  hat^  die  zweite  wird  dann  am  Platze  sein,  wenn  die 
Concession  durch  das  Ableben  des  Einzeluntemehmers  oder 
dadurch,  dass  dieser  oder  eine  Gesellschaft  in  Concurs  ver- 
fallen ist,  eines  zur  Ausübung  Berechtigten  entbehrt.  Die 
rechtliche  Auseinandersetzung  in  Bezug  auf  die  Eigenthums- 
verhältnisse  hat  im  ersteren  Falle  mit  der  Verlassenschafts- 
masse, im  zweiten  Falle  mit  der  Concursmasse  zu  geschehen; 
die  Gesichtspunkte,  nach  welchen  diese  Auseinandersetzung 
erfolgen  soll,  werden  auch  dann  massgebend  bleiben,  wenn 
die  Concession  von  der  Staatsverwaltung  etwa  weiter  verliehen 
wird,  und  bleibt  es  dem  neuen  Unternehmer  Überlassen,  auch 
bezüglich  jener  Gegenstände,  welche  der  früheren  Unterneh- 
mung zur  Disposition  stehen,  mit  dieser,  beziehungsweise  mit 
der  Verlassenschaftsmasse  oder  mit  der  Concursmasse  ein 
Uebereinkommen  zu  treffen. 

Erlischt  eine  Concession  durch  Fusion  zweier  Eisenbahn- 
untemehmungen,  so  ist  für  die  Uebertragung  des  Vermögens 
der  aufzulösenden  Unternehmung  an  die  andere  verbleibende 
der  Vertrag  entscheidend;  in  diesem  werden  für  die  Verein- 
barungen im  Princip  dieselben  Grundsätze  wie  bei  Auflösung 
des  Unternehmens  durch  Tod  oder  Concurs  massgebend  sein. 
Zu  dem  Vertrage  wird  jedoch  ausser  der  Zustimmung  der 
Regierung,  in  dem  Falle,  als  Veränderungen  an  den  Eisenbahn- 
einheiten beider  Unternehmungen,  welche  in  Wechselwirkung 
stehen,  beabsichtigt  sein  würden,  auch  noch  jene  der  Gemein- 
(PrioritätS'jGlaubiger  crtürderlich  sein.  Zur  Wahrung  der  Rechte 
der  Letzteren  ist  ausser  den  im,  Art.  247  des  Handelsgesetz- 
buches*) enthaltenen  Bedingungen  insbesondere  nothwendig, 

Art,  247  H.  G.  B.  lautet:  ftÜ'ie  Auflösung  einer  Aetiengeseltschaft 
kann  nur  unter  staatlicher  Genehmigung  erfolgen. 

£s  Jcommen  bei  dieser  Auflösung  folgende  Bestimmungen  zur  An- 
wendung: 

1.  Das  Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist  solange  ge- 
trennt zu  verwalten,  bis  die  Befriedigung  oder  Sicbersteilung  ihrer  Gläu- 
biger erfolgt  ist. 
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dass  die  Eisenbahneinheiten  insolange  getrennt  behandelt  werden 
als  Gemein-(Prioritäts-)Glaubiger  vorlianden  sind,  weiche  die 
Deckung  ihrer  Ansprüche  in  der  einen  oder  anderen  Einheit 
zu  finden  haben,  es  wäre  denn,  dass  ein  rechtsgiltig  gefasster 
Beschluss  der  Gemeiogläubiger  des  einen  und  des  anderen 
Unternehmens  auf  Vereinigung  der  Einheiten  vorliegen  würde. 

Aus  der  vorangehenden  Schilderung  der  Eigenthumsrechts- 
verhältnisse der  Eisenbahn  Unternehmungen  erhellt,  dass  in  An- 
sehung der  Substanz  und  des  eigentlichen  Eisenbahnzugehörs 
von  einem  Eigenthumsrechte  im  civilrechtiichen  Sinne  des 
Wortes  gar  nicht  gesprochen  werden  kann,  und  dass  auch 
bei  dem  übrigen  Vermögen  einer  Etsenbahnunternehmungy 
welches  aus  dem  Unternehmen  stammt  oder  demselben  dienst- 
bar ist,  das  staatliche  Hoheitsrecht  imd  der  staatliche  Eisen- 
bahnzweck von  entscheidender  Bedeutung  ist;  dass  somit  das 
Eigenthumsrecht  ein  nach  jeder  Richtung  unvollständiges  ist. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  Alles,  was  für  die  Herstel- 
lung, Erhaltung  und  den  fortgesetzten  Betrieb  des  Unter- 
nehmens erworben  wird,  von  einer  Privatuntemehmung  nur 
in  Absicht  auf  die  aus  dem  Unternehmen  zu  ziehenden 
Nutzungen  in  Besitz  genommen  wird,  während  das  Eigen- 

2.  Der  bisherige  Gerichtsstand  der  Gesellschaft  bleibt  für  die  Dauer 
der  getrennten  Vermögensverwaltung  bestehen;  dagegen  wird  die  Ver- 
waUuiig  \ou  Uer  anderen  Gesellschaft  geführt. 

3.  Der  Vorstand  der  letzteren  Gesellschaft  ist  den  Gläubigern  für  . 
die  Ausführung  der  getrennten  Verwaltung  persdnltcb  und  Mlidarisdi  ver- 
antwortlich. 

4.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung  in  das  Handels- 
register bei  Ordnungsstrafe  anzumelden. 

5.  Die  öffentliche  Aufforderung  der  Glftubiger  der  aufgelösten  Ge- 
sellschaft (sich  bei  der  Gesellschaft  zu  melden  [Art.  234  H.  G.  B.])  kann 
unterlassen  oder  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  verschoben  werden.  Jedoch 
ist  die  Vereinigung  des  Vermögens  der  beiden  Gesellschaften  erst  in  dem 
Zeitpunkte  zulässig,  in  welchem  eine  Verthellung  des  Vermögens  einer 
autgelösten  Actiengesellschaft  unter  die  Actioniirc  erfolgen  darf  (d.  i.  in 
Gemässheit  der  Anordnung  des  Art.  '2Aö  H.  ü.  B.  nach  Tilgung  der 
Schulden  und  nicht  eher,  als  nach  Ablauf  eines  Janres  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Bekanntmachung  In  den  hierzu 
bestimmten  öffentlichen  Blftttem  zum  dritten  male  erfolgt  ist. 
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thumsrecht  während  der  Concessionsdauer  kraft  des  staat- 
lichen 'Heimfallsrechtes  gar  nicht  ausgeübt  werden  kann, 
nach  dem  Erlöschen  der  Concession  aber  an  den  Staat  tiber- 
geht, die  Wirkung  des  Eigenthumsrechtes  des  Staates  also 
gewisscrraassen  sich  nicht  Mos  bei  dem  Erlöschen  der  Con- 
cession, sondern  während  der  ganzen  Concessionsdauer  äussert, 
ist  das  \'erhältniss  ein  ähnliches,  wie  es  nach  bürgerlichem 
Rechte  zwischen  dem  Obereigenthümcr  und  dem  Nutzungs- 
eigenthümer  (z.  B.  beim  Fideicommisse,  Erbpacht,  Erbzias- 
verhiiltnissj  l  Lstulii. 

Verseil ;c Jen  \i)n  diesem  Verhältnisse,  \vc!c;)es  dem  Eigen- 
thumsi C'^hic  im  Eisenbalinweseti  sein  eigenartiges  Gepriige 
giebt,  ist  das  sogenannte  Miteigenthum  oder  gemeinschaft- 
liche Eigenthum,  welclics  dadurch  begründet  wird,  dass  zwei 
oder  mehrere  Eisenbahnen  7.ur  Abwicklung  des  \'erkehres 
einen  gemeinschaftlichen  Bahnhof  oder  eine  gemeinschaft- 
liche Bahnstrecke  besitzen.  Geschaffen  wird  dieses  Miteigen- 
thum vertragsmassig  oder  auf  Grund  dir  Entscheidung  der 
Regierung,  wenn  die  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  in 
Folge  der  Verschiedenheit  ihrer  Standpunkte  zu  einer  Ver- 
einbarung nicht  gelangen  können.  Als  Grundsatz  für  die 
Regelung  des  Rechtsverhältnisses  gilt,  dass  für  die  Grosse  des 
Antheiles  an  dem  geraeinschaitlichen  Eigenthum  die  factische 
Benützung  und  Benützbarkeit  durch  die  eine  und  die  andere 
Unternehmung  entscheidend  ist,  und  dass  die  Kosten  neuer 
Herstellungen  nach  Massgabe  des  Vortheiles,  welcher  für  jede 
der  Unternehmungen  erwächst,  getheilt  werden  sollen. 

Erworben  wird  das  Eigenthum  für  Eisenbahnzwecke,  d.  i. 
für  Anlagen  und  Anstallen,  welche  zur  Herstellung  der  Bahn 
(Bahnkörper,  Stationsplateaux,  Stationsvorpliitze  etc,^  oder  zur 
völligen  Sicherstellung  eines  (^rdnungsmassigen  Betriebes  (Kohren- 
leitungen und  Wasserreservoirs  für  Wasserstationen,  Wasser- 
ableitungen etc.)  oder  zur  Beseitigung  der  Störungen,  die  Dritten 
durch  den  Eisenbahnbau  erwachsen  (Herstellung  von  Wegen, 
Wasserlaufen  etc.)  bestimmt  sind,  entweder  durch  ^'"ert^ag 
(Schenkung,  Kauf,  Tausch  etc.  )  oder  durch  Enteignung. 

Das  Vertragsrecht  der  Parteien  ist  nach  dem  Stande  der 
ungarischen  Gesetzgebung  ein  vollkommen  freies  und  wird 
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selbst  im  Enteignungsverfahren  den  Commissionen  die  Bewir- 
kung  eines  Ausgleiches  zur  Pflicht  gemacht.*)  Nach  österrei- 
chischem Rechte  gilt  die  gleiche  Vertragsfreiheit  bios  hinsicht- 
lich der  unter  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  Berggesetzes 
fallenden  Eisenbahnen; 2)  dagegen  ist  in  Ansehung  aller  anderen 
Eisenbahnen  die  Schliessung  eines  Uebereinkommens,  insoferne 
es  sich  um  die  in  F'olgc  einer  Enteignung  zu  leistende  Ent- 
schädigung handelt,  in  der  Regel  ausgeschlossen,  indem  ein 
solches  l^ebereinkommen  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  a)  dritte 
Personen,  Lienen  ein  Anspruch  aut  Iklnediguiig  aus  der  Ent- 
schädigung iür  das  enteignete  Reale  aut  Grund  ihrer  dinglichen 
Rechte  zusteht  ( Ptandglaubiger,  Wohnungsberechtigte,  Aus- 
gedinger  etc. ),  nicht  vorhanden  sind,  oder  b)  wenn  diese  dritten 
Personen  in  rechtsgiltiger  Form  ihre  Zustimmung  zu  dem 
L'ebereinkommen  crtheilt  haben ;  oder  c)  wenn,  im  Falle  einer 
blos  theilweisen  Abtrennung  eines  Grundbuchskörpers,  das 
Grundbuchsgericht  auf  Grund  der  durch  eine  vorgenommene 
Untersuchung  gewonnenen  Ueberzeugung  eine  Bestätigung 
darüber  ertheilt,  dass  ungeachtet  der  Abtrennung  eine  Hypo- 
thek die  dem  §  1371  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches^) entsprechende  gesetzliche  Sicherheit  behält,  andere 
dingliche  Rechte  aber  eine  Gefährdung  ihrer  Sicherheit  otfenbar 
nicht  erleiden  können,  oder  d)  wenn  der  vereinbarte  Ent- 
schädigungsbetrag mindestens  die  Höhe  der  von  den  Sach- 
verständigen im  Entschädigungsverfahren  angegebenen  Summe 
erreicht  oder  im  Falle  der  Verschiedenheit  der  Gutachten  der 
Sachverständigen  den  Durchschnitt  der  angegebenen  Be- 
träge bildet.^) 

1)  Vergl.        27,  41,  44  des  ungar.  Exprop.- Gesetzes  (Beilage  VI, 
pag.  69,  73,  74), 

2j  Vergl.§  101  des  allg.  Berggesetzes  vom  23.  Mai  1804,  R.  G.Bl.Nr.l46. 
Die  bezügliche  Geseuesstelle  lautet:  „Niemand  ist  schuldig,  dne  * 
Sache,  die  zur  Sicherstellung  dienen  soll,  in  einem  höheren  als  dem  bei 
Hausem  auf  die  Hftlfte,  bei  GrandstQcken  aber  und  bei  beweglichen 
GQtern  auf  zwei  Dritttheile  der  Schätzung  bestimmten  Wcrthe  zum  P&nde 
anzunehmen/* 

^'ergl.       22  und  29  des  Osterr.  Enteig.-Ge8etzes  (Beilage  V, 
pag.  &3,  öo). 
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Es  soll  also  nach  Österreichischem  Rechte  die  Enteignung 
die  Regel  für  die  Erwerbung  von  Eigenthum  für  Eisenbahn- 
zwecke bilden. 

Müssig  wäre  es,  in  die  Theorien,  welche  sich  auf 
den  juristischen  Chanikter  der  Enteignung  beziehen,  ein- 
zugehen. Nach  dem  Stande  unserer  Gesetzgebung  bildet  die 
Enteignung  ein  besonderes  Rechtsinstitut,  und  ist  die 
Entsetzung  des  Eigenthümers  seines  Eigentliumsrechtes  an  einer 
Sache  kraft  der  staatlichen  Souveränetät  zu  Gunsten  eines  dem 
ütfentlichen  Nutzen  dienlichen  Unternehmens,  welches  eine 
Unternehmung  (Staat,  Gesellschaft)  durchzuführen  hat,  gegen 
Ersatz  des  vollen  Werthes  der  Sache. 

Die  enteignete  Sache  geht  durch  die  unter  der  Autorität 
der  Staatsverwaltung  in  gesctzmässiger  Weise  zu  vollziehende 
Inbesitznahme  seitens  der  Unternehmung  an  das  Unternehmen 
über,  und  zwar  frei  von  Lasten,  welche  solcher  Natur  sind, 
dass  zur  Befriedung  derselhcii  das  Object  zwangsweise  ver- 
änssert  werden  könnte  (Forderungen)  (§  34,  Art.  2  und  3  des 
Enteignungsgesetzes).  M 

Voraussetzung  für  die  Inanspruchnahme  einer  Sache  für 
Eisenbahnzwecke  ist  die  nachgewiesene  und  behördlich  consta- 
tirte  Nothwendigkeit  des  Gegenstandes  und  des  beanspruchten 
Umfanges  der  Enteignung  zum  Zwecke  der  Herstellung  der 
Bahn  und  jener  Anlagen,  welche  in  Folge  derselben  oder  zur 
Erreichung  des  Betriebszweckes  erforderlich  sind.  Bezüglich 
des  Umfanges  namentlich,  in  welchem  die  Enteignung  in  An- 
spruch genommen  werden  kann,  ist  ein  besonders  strenger 
Massstab  anzulegen,  für  den  der  Zweck  des  Bedarfes,  das 
Interesse  der  Oekonoraie  im  Eisenbahnbaue  und  die  in  der 
Aufgabe  des  Rechtsstaates  gelegene  Verpflichtung  zur  möglich- 
sten Schonung  des  Eigenthums  die  Grundlagen  zu  bilden  haben.  2) 

Voraussetzung  für  die  Inbesitznahme  der  enteigneten  Sache 
ist  die  Leistung  der  Entschädigung  an  den  seines  £igen- 


()  VergU  auch  die  §§  20,  29  des  EisenbahnbQcfaergesetzes  (Beilage  VII, 
pag.  00,  98). 

^  Vergl.  §§  2,  11,  16,  17  des  Oscerr.  Enteig.-Gesetzea  (Beilage  V, 
pag.  47,  49,  51). 
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thuin$  entsetzten  Kigenthümer.  ^)  Die  Enteignung  ist  unter  Fest- 
hultung  «n  dem  Grundsatze,  dass  das  Eigenthum  nur  nach  dem 
Mas««  des  unbedingten  Bedarfes  enrziehbar  ist,  entweder  eine 
voUsti(ndige  oder  nach  demUmf:inge  des  erworbenen  Rechtes 
selbst  oder  in  Ikzug  auf  das  Object,  oder  nach  der  Dauer 
des  erworbenen  Hechtes  eine  begrenzt e.^> 

Ks  wird  nSmlich  ti)  nach  Umständen  die  gänzliche  Ent-* 
«ichutig  des  Kigcnthumsrechtes  über  den  Bedarf  hinausgehen 
und  vias  Auknlcgcn  einer  rechtlichen  Beschränkung  des  Eigen- 
thume$  ii\r  den  zu  erreichenden  Zweck  genügen;  ist  z.  B.  die 
KK^ftnimg  eines  \\\\i;cs,  der  in  Fo!i;c  des  Bahnbaues  noth- 
xvcu.ii;;  i;c\Yv>rvicn  ist.  vlurch  die  l>s:stclluni;  einer  Servitut  auf 
tinem  iKHchN»rl!vhct\  üriuuistücke  möglich,  so  wird  die  Ent- 
C'.iiuua;;  einer  i.>runsltl,Ache  'u  viiescm  Zwecke  nicht  erforderlich 
svv.r.  vhe  KitU'iiinutii;  eu\es  g.in.:cn  Reales  nicht  zulässig 
se-.;\»  \Ncm\  vlcux  .'wvCnc,  vier  cns.^w/.:  werJca  solL  ein  Theil 
>.iv»er;\'n  ^msretcht,  »  vier  FMign:V  in  J  e  F-cenr: i^sphäre 
viovu  wv^  Jer  t*;üen>\ih:u\\ecs.  n;ch:  ^^^.r:ij.w  Knr^z  e- 

hu;".;;  sles   v.iegei\stHtules  ocr   Kn:etgau:"ii;  ;:rhe:schr,  au;  eiae 
^vSy  tuuuv  /c'siaavu'r  ivsch'".i:Txrar  sc:'.i-    D  e  vori:beri;ehende 
ii^u'ir»;»  in  iulcu  Fa^  c;"i  ^'s  a;:>rc  chcnJ  erkanrit 

\\v^.-.e  ^  v.'.;:ss»  v\v*  es  s  eh         ::e  :'^^e    .:e  vV'.er  ru.::e-?^ire  Ver- 
^.Vj;   e  :*es   tvsr '^^;^\:e^'s»  v"  e    :te:>:e--u-:^.  irezienurijis- 

xNv  Ne  l  ^v;v  e^^ei  u:^^  ^ie:  F  >e  iX? "  ooer  juf  v::e  Erijllung 
e  vr  c<.-s  O  sse't  1"  ul;'  tvsu":  e:*-\e.i  \  e"--^:-:cj:::u  '^.  j.r;:clenicn 
/^■^ewe-*  ^jk'oe^;  ^i;k*nt;e"u:^^        Necc  ':-  -.vi  Izieniuswigen. 

F  '  •v  '^^v  "4 \\\.  x.'\K  te  '  ;  o  V  ?e.:e:--"- rr^r'."  eirc^-  G^^riudc 
«o  ^^      ' jt., 'te   s--'-s^  4»>^%:sc,v^^'^  sia  sc^c>C 

r--.*^  -Hl*       i».%    k    v^V%'  .  ^•>^Jk       i  *    '  «--^      ■    w    ~  ^j^i^     j^^r^  V\ 

ii-v  .v:  :'ev^  ^;vÄ  e<C  '  ivr'i-.^e    ^      -^'cscv':  erevj': 

c'ie  v■'.>.-^'e^;ö^^^.v.:  \  .\  xe  "iv  rs;^':  a...  !  j.  •_L::'-^i:: 

^^vT-siv:'*     nj  ^►^vt  '■»r  siiv^  a  Fr:ü:c 
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können.  In  die  vorübergehende  Enteignung  können  auch  Grund* 
flächen  in  dem  Falle  nicht  einbezogen  werden»  wenn  die 
beabsichtigte  Benützung  zur  Ausnutzung  und  bleibenden  wesent- 
lichen Veränderungen  der  Substanz  des  Grundstückes  (z.  B.  bei 
Anlegung  eines  Steinbruches  oder  einer  Schottergrube)  ffihren 
würde,  weil  die  Voraussetzung  der  vorübergehenden  Enteignung 
ist,  dass  die  Benutzbarkeit  des  enteigneten  Gegenstandes  nach 
dem  Aufhören  der  Enteignung  die  gleiche  sei  wie  vor  dem 
Eintreten  derselben.*) 

Die  Hauptfragen  bei  dem  Enteignungsrechte  beziehen  sich 
1.  auf  die  Subjecte  der  Enteignung  und  die  sonstigen 
Entschädigungsberechtigten;  3.  auf  das  Object  der  Ent- 
eignung; 3.  auf  die  Entschädigung. 

Als  Subject  der  Enteignung  kommt  im  activen  Sinne 
der  Enteignende  (Enteigner),  im  passiven  Sinne  der  Enteignete 
in  Betracht. 

Enteigner  oder  Enteignender  ist  die  üntcrnelimüng 
(Staat,  Privatgesellschaft),  welche  das  Enteignungsrecht  im 
Interesse  des  Eiscnbahnunternchmcns  ausübt. 

Enteigneter  ist  Jener,  gegen  den  das  l'ntcignungsrecht 
ausgeübt  wird  unJ  der  hierdurch  seines  an  das  Eigenthums- 
recht geknüpften  Dispüsitionsrechtes  verlustig  wird.  Die  Ent- 
schadigungsberechtigung  reicht  jedoch  über  die  Enteigneten 
hinaus  und  steht  allen  .Tenen  zu,  welchen  durch  die  Enteignung 
ein  unmittelbarer  Nachtheil  zugeht,  indem  die  Benützung  des 
enteigneten  Gegensianiies  aufgehoben  oder  eingeschränkt  wird. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  bezeichnet  das  österreichische 
Enteignungsgesetz  vom  18.  Februar  1878  als  Enteigneten: 
a)  denjenigen,  welchem  der  Gegenstand  der  Enteignung  ge- 
hört TEigenthümer),  bj  denjenigen,  welchem  ein  dem  Eigen- 
thumsrechte analoges,  in  die  fremde  Rechtssphare  in  Fort- 
setzung des  eigenen  Eigenthumsrechtes  hineinragendes  Recht, 
d,  i.  ein  dingliches  Recht  an  einem  Gegenstande  der  Ent- 
eignung zusteht,  welches  mit  dem  Eigentliume  eines  anderen 


'j  Vergl.  §  3,  Alinea  2  des  österr.  Enteig.-Gesetzes  (Beilage  V, 
pag.  47)  j  §§  16,  17  des  ungar.  Exprop.-Gesctzes  (Beilage  VI,  pag.  66). 
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Gegenstandes  verbunden  ist  (Realservitutsberechtigter)  (§  4, 
Absatz  2).  ^)  Entschädigungsberechtigte  sind  die  Nutzungs- 
berechtigten^ Gebrauchsberechtigten,  Bestandnehmer  (Miether 
und  Pächter),  deren  specielle  Ansprüche  neben  jenen  der  Ent- 
eigneten geltend  zu  machen  sind  (§  5).  2)  Diese  Entschädigungs- 
berechtigten können  aber  auch,  und  zwar  zu  voUkotnmen 
selbstständigen  Enteigneten  werden,  wenn  die  Frwerhunj;  des 
ihnen  zustehenden  Nutzungs-,  Gebrauchs-  oder  Bestandrechtes 
der  Unternehmung  für  das  Unternehmen  nothwendig  ist  (z.  B. 
zur  Gewinnung  von  Stein-  oder  Schottermateriale,  einer 
Wasserkraft,  einer  Fähre  etc.).  Hypothekarrechte  dagegen  und 
andere  Lasten  (Giebigkeiten,  Renten  etc.),  für  welche  der 
Gegenstand  der  Enteignung  zur  Befriedigung  zu  dienen  hat, 
kommen  ausser  Eetracht;  denn  die  Entschädigungssumme, 
welche  der  Eigenthümer  erhält,  bildet  das  Aequivalent  des 
entzogenen  Gegenstandes,  und  das  Pfandrecht  an  diesem  geht 
in  ein  Vorzugsrecht  bezüglich  der  Befriedigung  aus  der  Ent- 
schädigungssumme über  (§  34).  3) 

Die  ungarische  Gesetzgebung  hat  von  diesem  «Grundsatze 
abweichend  dem  Realservitutsberechtigten  nicht  die  gleiche  Stel- 
lung wie  dem  EigenthQmer  eingeräumt,  sondern  den  gleichen 
Platz  wie  den  Miethem,  Pächtern  und  Nutzungsberechtigten 
angewiesen  (§§  38  und  42  des  LV.  Gesetzartikels  de  1868).  4) 
Die  Ansprüche  aller  dieser  Berechtigten  können  sich  nur  auf 
die  Nutzniessung  der  Entschädigungssumme,  gegen  deren  Fest- 
stellung sie  allerdings  Einwendungen  zu  erheben  befugt  sind, 
erstrecken.  Die  Pächter  allein  haben  ausserdem  noch  das  Recht, 
wegen  Pachtaufhebung  oder  Pachtschillingsnachlass  oder  Ab- 
änderung der  Pachtverhältnisse  Klage  zu  führen,  wenn  in  Folge 
der  Expropriirung  eines  Theiles  des  Pachtobjectes  entweder 
die  Bedingungen  des  Vertrages  nicht  erfüllt  werden  können 
oder  das  gepachtete  Object  eine  solche  Aenderung  erleidet, 
dass  .es  seiner  früheren  Bestimmung  nicht  mehr  entspricht  (bei 


Vergl.  Beilage  V,  pag.  48. 

2)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  48. 

3)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  57. 
*)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  78. 
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Enteignung  des  ganzen  Pachcobjects  erlischt  der  Pachtvertrag 
ipsa  lege). 

Der  £o teigner  hat  nach  dem  Österreichischen  Ent- 
eignungsgesetze das  Recht:  1.  im  Interesse  der  Herabmin- 
derung der  Entschädigungsleistung  für  wirthschaftliche  Nach- 
theile, welche  dem  Enteigneten  durch  die  Anlage  der  Bahn^ 
beziehungsweise  durch  die  Enteignung  eines  Theiles  seines 
Besitzthumes  erwachsen,  zum  Gebrauche  des  Enteigneten  die 
Ausführung  einer  Anlage,  beziehungsweise,  wenn  dieselbe  in 
mehrfacher  Weise  erfolgen  kann,  die  Wahl  unter  diesen  Arten 
sich  vorzubehalten  (Herstellung  eines  Weges,  einer  Durchfahrt, 
einer  Brücke,  eines  Steges,  einer  Rampe  etc).  Die  Voraussetzung 
für  dieses  Recht  ist,  dass  die  Eisenbahnunternehmung  nicht 
schon  von  gesetzeswegen  (§  10,  ht.  b  des  E.  G.  G.)  *)  verpflichtet 
ist,^)  eine  solche  Anlage  im  öffentlichen  Interesse  herzustellen; 
2,  den  Vollzug  der  Enteignung,  d.  i.  die  Uebergabe  des  Gegen- 
standes der  Enteignung  in  den  Besitz,  nÖthigenfalls  im  Zwangs- 
wege zu  verlangen.  Der  zwangsweise  Vollzug  kann  nur  dann 
eintreten,  wenn  die  Eisenbahnunternehmung  nachweist,  dass 
sie  ihren  Verpflichtungen  in  Ansehung  der  Entschädigung 
nachgekommen  sei;')  3.  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Ein- 
tritte der  Rechtskraft  eines  Enteignungserkenntnisses  von  der 
Enteignung  zurückzutreten  und  die  Aufhebung  des  Enteignungs- 
erkenntnisses zu  begehren,  insolange  die  Enteignung  nicht  voll- 
zogen oder  die  Feststelltmg  der  Entschädigung  nicht  erfolgt 
ist,  beziehungsweise  zur  Ermittlung  der  Entschädigung  seitens 
der  Eisenbahnunternehmung  noch  kein  Schritt  unternommen 
worden  ist.^) 

Das  ungarische  Enteignungsgesetz  räumt  dem  Enteigner  die 
.  sub  1  und  3  genannten  Rechte  nicht  ein,  dagegen  erweitert 
es  das  sub  2  erwähnte  Recht  dahin,  in  von  der  Regierung 
als  dringlich  erkannten  Fällen  mit  den  Bauarbeiten  (Verände- 
rungen an  Gebäuden  ausgenommen)  auch  vor  Beendigung  des 


')  Vergl,  Beilage  III,  pag,  40. 

2)  Vergl.  §  27  des  ösicrr.  Enicig. -Gesetzes  (Beilage  V,  pag.  55). 

»)  Vergl.  §  35  des  flsterr.  Enteig.-Geseues  (Beilage  V,  pag.  58). 

*)  Vergl.  §  37  des  Österr.  Enteig.-Geseues  (Beilage  V,  pag.  58). 
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Enteigoungsverfahrens  und  Yor  FeststelluDg  der  Entschädigung^ 
nach  gerichtlicher  Hinterlegung  des  drdssigfachen  Betrages 
des  im  Steuerbuche  von  dem  in  Bearbeitung  zu  nehmenden 
Terrain  angenommenen  Reinerträgnisse  ^)  zu  beginnen;  und 
berechtigt  den  Enteigner  weiter,  die  Entschädigung  statt  in 
Baargeld  durch  Abtretung  einer  Realität  anzubieten.  Die 
Verpflichtungen  des  Enteigners  beziehen  sich  sowohl 
nach  Österreichischem,  wie  nach  ungarischem  Rechte  auf  die 
Leistung  der  Entschädigung  oder  Sicherstellung  derselben^ 
und  auf  die  Zahlung  von  Zinsen  vom  Fälligkeitstage  der 
Leistung  an. 

Dem  Enteigneten  steht  sowohl  nach  dem  Österreich!- 
scheuy  als  auch  nach  dem  ungarischen  Enteignungsgesetze 
1.  das  Recht  auf  Vertheidigung  seines  Eigenthumsrechtes  und 
Geltendmachung  von  Thatsachen  zu,  welche  gegen  die  Abtre- 
tungspflicht sprechen;^)  2.dasRecht  auf  volle  Entschädigung  der 
durch  die  Enteignung  bewirkten  vermögensrechtlichen  Nach- 
theile, sowie  auf  Leistung  einer  Sicherstellung  für  die  Wertfa- 
vennindening,  in  Ansehung  welcher  nach  dem  Aufhören  einer 
vorübergehenden  Enteignung  Ersatz  zu  leisten  ist;-^)  3.  Sicher- 
stellung für  alle  Entschädigungen  zu  fordern,  welche  nicht  sofort 
ermittelt  werden  können,  beziehungsweise  nicht  sofort  zu  leisten 
sind;  dieses  Recht  kann  jedoch  nur  gegenüber  den  Privatunter- 
nehmungen geltend  gemacht  werden;  dem  Staate  kommt  sein 
natürhcher  Credit  zu  statten.  ^) 

Nach  ösrcrrcichischem  Rechte  hat  der  luitcignete 
weiter  das  Rcdu;  -i.  dir  I jsenbahnunternehmung  zur  Leistung 
der  Entschädigung  vicizciia  1  ag_  nach  Ermittlung  derselben 
nebst  Verzugszinsen,  beziehungsweise  zur  Leistung  der  Sicher- 

•)  Vergl.  §  30,  Üt.  e  des  Ungar.  Exprop.-Gescttes  (Beilage  VI,  pag.  71). 

3)  Vergl.  §§  14,  16,  18  des  österr.  Eoteig.-Gesetzes  (Beilage  V, 
pag.  61);  §§  25,  S7,  28  des  ungar.  Exprop.-Gesetzes  (Beilage  VI,  pag.  68, 
69,  70). 

Vergl  §§  4,  6,  9,  10  des  österr.  Enteig.-Gesetzes  (Beilage  V, 
pag.  48,  49);  §§  31,  S3,  81,  82  des  ungar.  Exprop.-Gesetzes  (Beilage  VI, 
pag.  71,  82). 

*)  Vergl.  §  10  des  österr.  Kntcig. -Gesetzes  (Beilage  V,  pag.  49) j 
§  82  des  ungar.  Exprop.-Gesetzes  (Beilage  VI,  pag.  82). 
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heit  auf  dem  Wege  der  Execution  zu  verhalten;^)  5.  nach 
Ablauf  eines  Jahres  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  des  Ent- 
eignungserkenntnissesy  wenn  die  Enteignung  nicht  vollzogen 
ist,  die  Aufhebung  desselben  zu  verlangen  oder  um  die  ge- 
richtliche'  Feststellung  der  Entschädigung  einzuschreiten; 2) 
6.  die  Einlösung  eines  zur  vorübergehenden  Benützung  Über- 
lassenen  Grundstückes  zu  begehren,  wenn  die  Benützung 
länger  als  sechs  Monate  nach  dem  Zeitpunkte  der  Betriebs^ 
eröffhung  oder,  falls  die  Abtretung  zur  Benützung  erst  nach  der 
Betriebseröffnung  stattfand,  langer  als  zwei  Jahre  dauert.^ 
Dagegen  kann  die  Enteignung  auf  Objecte,  welche  nicht 
den  Gegenstand  eines  Enteignungserkenntnisses,  somit  für  das 
Unternehmen  nicht  als  nothwendig  erkannt  worden  sind,  nur 
im  gegenseitigen  Einvernehmen  des  Entcigners  und  des  Ent- 
eigneten ausgedehnt  werden.  •*) 

Nach  ungarischem  Rechte  hat  der  Enteignete  ausser 
den  oben  bezciciuictcii  Rechten  folgende  v.ciure  ivc^litc: 
4.  bei  thcilweiser  h^nteignung  die  Einlösung  des  Restes  des 
Grundstückes  oder  des  ganzen  Besitzes  zu  verlangen,  wenn 
durch  die  Enteignung  blos  ein  Viertel  erübrigt,  oder  ein 
Cicbdudc  und  dessen  Zugehör  nicht  mehr  dem  früheren 
Zwecke  gemliss  verwendet  werden  kann,  oder  der  Betrieb  des 
früheren  Geschäftes  unmtigHch  wird,  oder  der  übrigbleibende 
Thcil  nicht  mehr  seiner  früheren  Bestimmung  gemiiss  benutzbar 
ist,  oder  ein  Tntravillangrund  mit  Servituten  belastet  werden 
soll,  oder  eines  mit  denselben  verbundenen  Rechtes  oder  eines 
mit  denselben  verbundenen  industriellen  Betriebes  entweder 
ganz  berauht  oder  dessen  Fortsetzung  doch  bedeutend  kost- 
spieliger gemacht  würde; ^)  5.  die  expropriirte  Realität  gegen 
Rückgabe  der  Entschädigungssumme  zurückzufordern  und  zu- 
gleich für  etwa  verursachte  Deteriorationen  Schadenersatz  zu 
fordern,  wenn  das  Unternehmen  innerhalb  der  zum  Baue  ge- 

')  Verg].  §  36  des  Osterr.  Enteig.-Gesetze8  (Beilage  V,  pag.  58). 
3)  Vergl.  §  87  des  österr.  Enteig.-Gesetzes  (Beilage  V,  pag.  68). 
^)  Vergl.  §  3,  Alinea  B  des  österr.  Enteig.-Gesetzes  (Beilage  V, 
pag.  47). 

■•)  Vergl.  §  2ß  des  ösierr.  Enteig.-Gesetzes  (Beilage  V.  pag.  55). 
■)  Vergl.  §§  15.  IT  des  ungar.  Exprop.-Gesetzes  (Beilage  VI,  pag.  66). 
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Statteten  Frist  nicht  in  Angriff  genommen  worden  ist;  6.  das 
Rückkaufsrecht  bezüglich  der  von  dem  expropriirten  Compleie 
nach  Beendigung  des  Unternehmens  Übrigbleibenden  Theile, 
welche  die  Unternehmung  zur  Veräusserung  gelangen  lässt. 
Der  Enteignete  kann  im  Falle  der  Ausübung  seines  V orkaufs- 
rechtes  für  die  mittlerweilige  Oeteriorirung  des  Objectes  eine 
Entschädigung,  beziehungsweise  einen  Preisnachlass  bei  Rück- 
erstanung  des  Entscbädigungspreises  fordern,  während  der  Ent- 
eigner für  Meliorationen  oder  Wertherhöhung  keinen  höheren 
Preis  zu  verlangen,  sondern  blos  berechtigt  ist,  eigene  Pfian- 
Zungen  oder  anderweitige  Gegenstände,  welche,  ohne  der  Rea- 
lität Schaden  zuzufügen,  entfernt  werden  können,  binnen 
90  Tagen  wegräumen  zu  lassen.^) 

Die  Verpflichtungen  des  Enteigneten  bestehen  sowohl 
nach  Österreichischem  als  auch  nach  ungarischem  Rechte 
darin,  dass  1.  der  Enteignete  das  Object  der  Enteignung 
nach  dem  Eintreten  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  fUr  das 
Unternehmen  abzutreten  hat,  beziehungsweise  die  als  noth- 
wendig  erkannten  Einschränkungen  seines  Eigenthumsrechtes 
sich  gefallen  lassen  muss;  '^)  2,  der  Enteignete  sich  jeder  Über 
die  Fortsetzung  des  ordentlichen  Wtrthschaftsbetriebes  hinaus- 
gehenden Veränderung  an  dem  Gc^.astande  der  Enteignung 
zu  enthalten  hat,  soweit  nicht  etwa  eine  gegentheilige  Ver- 
einbarung getroffen  wurde,  oder  soweit  es  sich  nicht  um 
Verfügungen  handelt,  welche  zur  Erhaltung  des  Gegenstandes 
der  Enteignung  nothwendig  und  unaufschieblich  erscheinen, 
sobald  die  formale  Grundlage  der  Enteignung  Hxirt  ist.') 

Was  das  Object  der  Enteignung  anbelangt,  so  folgt 
zunächst  aus  dem  allgemeinen  Satze,  dass  die  Erbauung  und 
Inbetriebsetzung,  respective  Inbetrieberhaltung  einer  Eisenbahn, 

*)  Vergl.  §S  64—70  des  ungar.  Exprop.-Gesetxes  (BeiUge  VI,  pag.  78 

und  70  . 

^>  Vergl.  §  35  des  ösierr.  Knteig.-Gesetzes  (Beilage  V,  pag.  68); 
§  61  des  Ungar.  Exprop.-Gesetzes  (Rc'lriqe  VI,  pag.  77). 

3)  Vergl.  §  19  des  östcrr.  tnteijz. -Gesetzes  (Beilage  V,  pag.  62); 
§  37  des  Ungar.  Cxprop.- Gesetzes  (Beilage  V^,  pag.  72). 
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welche  von  der  Staatsverwaltung  als  gemeinnützig,  respective 
im  öffentlichen  Interesse  als  nothwendig  erkannt  wurde,  dem 
EinzeKvillen  gegenüber  unbedingt  ermöglicht  werden  muss, 
dass  sich  die  l^nteignung  auf  jedes  wie  immer  geartete  Privat- 

reclit  bezieht,  welches  etwa  der  Schaffung  des  Eisenbahn- 
iinternehmcns  ciii^c^cnstände.  Hieraus  können  folgende  Grund- 
sätze abgeleitet  werden:  1.  Nicht  nur  das  Eigenthumsrecht  an 
Grund  und  Boden  sammt  Allem,  was  damit  in  Verbindung 
steht,  sondern  Jedes  aiulcrc  JingHciic  Kcclit,  welches  als  Aus- 
fluss  des  Ei^cnthumsrcchtes  zu  betrachten  ist  (Activservitut), 
ist  der  Enteignung  unterworfen.  Ebenso  können  aiulcre  Rechte 
an  Sachen,  wie  Nutzungs-,  Gebrauchs-  und  Besiaiuirechie, 
von  der  Enteignung  erreiclit  werden,  wenn  deren  Erwerbung 
selbstständig  und  ohne  Rücksicht  auf  das  Object,  an  dem  sie 
zustehen,  im  Interesse  des  Unternehmens  angestrebt  werden 
muss.  Persönliche  Rechte  werden  dagegen  in  der  Regel  keinen 
Gegenstand  einer  Enteignung  zu  bilden  haben,  da  sie  der 
sachlichen  Unterlage  entbehren.  Ist  jedoch  das  persönliche 
Recht  ein  auf  einem  aiisnahmsweisen  Verhältnisse  beruhendes, 
ein  Privilegium,  welches  als  |->csrandtheil  des  Vermögens  auf- 
zufassen ist,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  auch  dieses 
Recht  im  Collisionsfalle  den  Gegenstand  einer  Enteignung 
bilden  miisste.  2.  Es  begründet  keinen  Unterschied,  ob  das 
für  das  Eisenbahnunternehmen  erforderliche  Gut  Staats-,  Ge- 
meinde- oder  Privateigentluim  ist.  :5.  Die  Eigenschaft  der 
Unveriiusserlichkeit  eines  Gutes,  welche  auch  nur  auf  der 
AeusserunL!;  eines  Einzelwillens  beruht  und  blos  die  Dispo- 
sitionstähigkeit  des  Besitzers  des  (lUtcs  beschränkt,  ohne  dass 
die  übrigen  privatrechtlichen  Eigenschaften  des  Gutes  verloren 
gingen,  muss  ebenfalls  dem  Enteignungsrechte  weichen,  gleich- 
viel, ob  die  Unveniusserlichkeit  auf  einer  gesetzlichen  Anord- 
nung, aut  einer  Vertragshcstinimung  oder  auf  eii^er  Ictztwil- 
ligen  Verfügung  beruht;  Fideicommisse  sind  trotz  ihrer  durch 
das  Gesetz  als  unveräusserliches  Gut  einer  Familie  bezeichneten 
Eigenschaft  exprc^priirbar;  res  sacrae  (z.  B.  hViedhöfe)  können, 
den  rituellen  h\)rmen,  welche  zu  der  Entheil'i^Min<r  nÖthig  sind, 
unpräjudicirlich,  in  die  Enteignung  ganz  oder  theiiweisc  ein- 
bezogen werden. 

8* 
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Aus  dem  weiteren  Satze,  dass  für  die  Enteignung  einer 
Sache  die  anerkannte^  im  öffentlichen  Interesse  gelegene  Noth- 
wendigkeit  entscheidend  ist,  folgt  weiter,  dass  die  Enteignung 
selbst  solcher  Gegenstände  eintreten  kann,  welche  bereits  für 
ein  anderes  Unternehmen  im  Wege  der  Enteignung  erworben 
worden  sind,  wenn  dem  nachfolgenden  Unternehmen  eine 
anerkannte  erhöhte  öffentliche  Nützlichkeit  innewohnt.  Local* 
bahnen,  Schleppbahnen,  Bergwerksbahnen  (die  Übrigens  ohnehin 
nur  Theile  des  Bergwerkseigenthumes  und  vorwiegend  privat- 
rechtlichen Charakters  sind)  können,  wenn  ihre  Linien  in  die 
Trace  einer  Hauptbahn  fallen,  zweifelsohne  enteignet  werden; 
ebenso  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  selbst  einzelne 
zwischenliegende  Theile  einer  Hauptbahn  zur  Verbindung  zweier 
getrennter  Linien  eines  dritten  Unternehmens  bei  vorwaltendem 
öffentlichen  Interesse  der  Enteignung  zu  Gunsten  des  letzteren 
unterzogen  werden  können. 

Diese  Grundsätze  wird  sich  die  Erkenntnissbehörde  in 
jedem  concreten  Falle  vor  Augen  zu  halten  haben.  Bestimmte 
Normen,  wie  sich  zu  benehmen  sei,  ist  bei  der  Mannigfaltigkeit 
der  Momente,  die  bei  der  Beurtheilung  des  Falles  an  sich  und 
in  ihrem  Verhältnisse  zu  dem  zu  erreichenden  Zwecke  in 
Betracht  zu  ziehen  sind,  nicht  möglich  und  fordert  der  Öffent- 
liche Nutzen  das  freieste  Ermessen  der  entscheidenden  Behörde. 

Ebenso  wenig  lassen  sich  die  Gegenstände  erschöpfend 
aut/ählen,  welche  der  Enteignung  im  gegebenen  Falle  zu 
unterziehen  sind;  ausschlaggebend  kann  nur  die  unabweisliche 
Nothwendi^keit  ihrer  Erwerbung  für  Eisenbahnzwecke  sein. 

Wenn  das  iini^arische  Expropriationsgesetz*)  verfügt,  dass 
Gegenstand  einer  Kxpropriation  nur  eine  unbewegliche  Sache 
sein  kann,  und  dass  die  Concession  tür  das  Unternehmen 
nicht  blos  das  Expropriationsreeht  auf  den  unbedingt  erforder- 
lichen Grund  und  Boden,  sondern  aucli  auf  die  /ur  Herstellung 
der  nöthigen  Materialien,  als:  Steine,  Schotter,  Sand,  Erde, 
Ziegel  und  zur  Ableitung  des  Wassers  eriorderlichen  Plätze^ 
sowie  auf  die  dahin  führenden  Wege  giebt,  so  unterliegt  es 
gleichwohl  keinem  Zweifel,  dass  auch  diese  Objecte  nur  exem- 


»j  Vcrgl.  §  ü  des  ungar.  Exprop.- Gesetzes  (Beilage  VI,  pag.  ü3). 


Digitized  by  Google 


Rcchtsvcrbiltnitie  der  EiRtababneo  im  Besonderen. 


117 


piiEcativ  aufgezählt  erscheinen^  und  dass  im  Bedarfsfalle  auch 
andere  Gegenstände  der  Enteignung  unterworfen  sind,  ebenso 
wie  nach  österreichischem  Rechte,*)  welches  gesetzlich  nur  jene 
Gegenstände  bezeichnet,  welche  ,,insbesondere"  der  Ent- 
eignung unterliegen,  und  bei  weichen  es  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Wichtigkeit  für  Eisenbahnzwecke  und  auf  die  Regel- 
mässigkeit des  Bedarfes  oder  auf  die  Collision  mit  Bestim- 
mungen anderer  Specialgesetze  erforderlich  erscheint,  die 
Exproprürbarkeit  ausser  alle  Anfechtung  zu  stellen. 

In  dieser  Beziehung  fQhrt  das  Enteignungsgesetz  vom 
18,  Februar  187Ö  an: 

1.  Die  Inanspruchnahme  von  Grundstücken.  Das  Ent- 
eignungsrecht wird  im  Falle  dauernden  Bedarfes  der  Grund* 
stücke  für  die  Herstellung  der  Bahn  und  die  Erfordernisse  des 
seinerzeitigen  Betriebes  und  Verkehres  eintreten:  a)  zum  Zwecke 
der  Herstellung  des  Bahnkörpers  und  dessen  Sicherung  (Stütz- 
mauern, Böschungen,  Uferschutz,  Murschlitzen,  Schneedämme), 
zur  Herstellung  der  Wächterhäuser  und  Signalhütten,  des  Bahn- 
hofplanums  und  der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Ge- 
bäude (Personenaufnahm8gebäude,Waarenmagazine,  Locomotiv- 
und  Wagenremisen,  Wasserstationsgebäude,  Kasernen  für  die 
Unterbringung  des  zum  executtven  Betriebsdienste  bestimmten 
'  Personales);  b)  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Nebenanlagen, 
als:  Parallel-  und  Ersatzwege,  Ueber-,  Unt^r-  und  Zufahrten, 
Einfriedungen  und  andere  Anlagen,  welche  im  5ff(^ntlichen 
Interesse  von  der  Unternehmung  aus  Anlass  der  Ausführung 
der  Bahn  herzustellen  sind  und  daher  unmittelbar  mit  dem 
Bahnbaue  im  Zusammenhange  stehen;  c)  zum  Behuf e  der 
Ablagerung  des  bei  der  Aushebung  von  Einschnitten  oder 
Bohrung  von  Tunnels  nicht  fortschaff  baren  und  verwendbaren 
Materiales;  in  Absicht  auf  die  Materialgewinnung  (Schüt- 
tungsmaterial  für  Dämme,  Rohmaterial  für  Kunstbauten, 
Schottermaterial  für  die  Oberbaubettung). 

3.  Die  Inanspruchnahme  von  Quellen  und  anderen  Privat- 
gewässern, da  die  Erwerbung  von  nicht  öffentlichen  Wässern- 
zur  Lösung  der  Frage  der  Wasserbeschaffung,  welche  für  die 


Vergl.  §  2  des  östcrr.  Enteig^-Gesetzes  (Beilage  V,  pag.  47 j. 
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Leistungsfähigkeit  einer  Eisenbahn  von  hervorragendster  Be- 
deutung ist,  in  den  allermeisten  Fällen  sich  als  das  einzige 
Mittel  ergiebty  und  die  Wasserrechtsgesetze  mit  ihren  Bestim- 
mungen  in  dieser  Beziehung  nicht  ausreichen,  nachdem  sie 
eine  Enteignung  blos  an  fliessenden  Privatgewässern  und  nur 
insoweit  gestatten,  als  sie  der  Eigenthümer  nicht  selbst 
benörhigt  und  innerhalb  einer  von  der  Behörde  zu  bestimmen- 
den Frist  auch  nicht  benützt. 

3.  Das  Recht  auf  Beschränkung  des  Eigenthumsrechtes, 
wenn  damit  das  Auslangen  gefunden  werden  kann. 

Diese  Beschränkung  kann  geschehen,  indem  a)  dem  Eigen- 
thümer die  Einräumung  von  Servituten  und  anderen  dinglichen 
Rechten  an  unbeweglichen  Sachen  (Recht,  Steine  zu  brechen, 
Wasserleitung  zu  bentitzen),  sowie  die  Abtretung,  Einschränkung 
oder  Aufhebung  derartiger  und  solcher  Rechte,  deren  Aus- 
übung an  einen  bestimmten  Ort  gebunden  ist  (locale  Privi- 
legien, z.  B.  das  ausschliessliche  Recht  einer  Unternehmung, 
einen  Fluss  in  einer  bestimmten  Strecke  zu  überbrücken  oder 
vor  jeder  UeberbrDckung  gewahrt  zu  haben),  oder  b)  die 
Duldung  von  Vorkehrungen  an  einem  Grundstücke  (feuer- 
sichere Eindeckung,  Bannlegung  der  Wälder)  oder,  sofern  es 
sich  um  das  Bergwerkseigenthum  handelt,  an  einem  Bergbaue 
(Belgbaubetriebsbeschränkungen,  z.  B.  Stehenlassen  von  Schutz- 
pfeileruy  Einhaltung  von  Schutzstreifen  etc.)  auferlegt  werden. 
Bei  solchen  Vorkehrungen  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die 
neu  hinzutretende  Eisenbahnanlage  thatsächlich  die  Ursache 
ist,  dass  sie  getroffen  werden  müssen,  und  dass  der  Eigenthümer 
nicht  schon  eine  allgemeine  Verpflichtung  zur  entsprechenden 
Einrichtung  hat,  welche  in  den  Polizeivorschriften  begründet 
ist,  in  welchem  Falle  dem  Eigenthümer  keinerlei  Anspruch 
auf  Entschädigung  zusteht,  derselbe  hierzu  vielmehr  durch  die 
Staatsverwaltung  zwangsweise  verhalten  werden  kann. 

Die  ungarische  Gesetzgebung  widmet  im  Enteignungs- 
gesetze den  feuersicheren  Herstellungen  detatllirte  Bestimmungen, 
welche  die  Sicherung  sowohl  der  im  Öffentlichen  Interesse  zu 
errichtenden  Bahngebäude  als  auch  der  Interessen  der  Privaten 
gegen  Feuersgefahr  durch  die  Verkehrsmittel  bezwecken.  Nach 
denselben  ist  der  Expropriationsentwurf  derart  zu  verfasse n. 
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dass  die  Entfernung  der  Eisenbahnlinien  oder  des  Umfanges 
des  Ballterrains  a)  von  den  mit  feuersicherem  Materiale  ge- 
deckten Gebäuden  wenigstens  6  Klafter,  b)  von  den  mit 
Schindeln  oder  Brettern  gedeckten  Gebäuden  wenigstens 
15  Klafter,  c)  von  den  mit  Rohr  und  Stroh  gedeckten  min- 
destens 40  Klafter,  d)  von  Scheuertennen  und  den  zur  Be- 
reitung oder  Verwahrung  leicht  entzündbarer  Stoffe  dienenden 
Gebäuden  wenigstens  50  Klafter  betrügt.  Sprcclicn  gegen  die 
Anfertigung  des  Expropriationsplanes  in  dieser  Weise  Terrain- 
schwierigkeiten oder  allzu  grosse  finanzielle  Opfer,  so  sind  die 
in  die  angegebenen  Radienentfernungen  hineinfallenden  Gebäude 
diesen  Principien  gemäss,  wenn  dies  ohne  Beschädigung  der- 
selben zu  bewerkstelligen  ist,  mit  feuersicheren  Dächern  zu 
versehen,  oder  wenn  die  Umgestaltung  nicht  möglich  ist,  ein- 
zulösen, beziehungsweise  als  Enteignungsobjecte  anzusehen 
(§§  18  bis  20).i) 

Das  Österreichische  Enteignungsgesetz  dagegen  enthält  in 
Ansehung  der  Vorkehrungen,  welche  in  Folge  der  Herstellung 
einer  neuen  Eisenbahnanlage  an  den  bestehenden  Privatgebäuden 
nothwendig  werden  und  die  Verbesserung  des  Zustandes  der- 
selben, beziehungsweise  deren  Sicherung  gegen  die  aus  dem 
Betriebe  erwachsende  Feuersgefahr  bezwecken,  keine  Anord- 
nungen. Die  hierauf  bezugnehmenden  Bestimmungen  wurden 
im  Verordnungswege  (§  25  der  Verordnung  vom  25.  Januar 
1879,  R.  0.  Bl.  Nr.  19)2)  getroffen,  beschränken  sich  jedoch 
auch  nur  auf  die  Aufstellung  einiger  Grundsätze,  und  zwar: 

1.  Als  Feuerrayön  gilt  der  Raum,  den  ein  fictives  Dach 
darstellt,  welches  in  einem  Verhältnisse  von  1:S  geneigt  ist, 
eine  Breite  von  30  Meter  von  der  Geleisemitte  an  auf  jeder 
der  beiden  Bahnseiten  hat  und  dessen  First  10  Meter  über  die 
Schienenoberkante  in  der  Geleisemitte  hinläuft.  2.  Innerhalb 
des  Feuerrayons  sind  an  Gebäuden  Holz-  und  Strohdächer 
ausgeschlossen,  Bretter-  und  Blockwände  nur  dann  zulässig, 
wenn  sie  mit  einem  Mörtelanwurfe  versehen  sind.  3.  Fällt  bei 
kleinen  Gebäuden  nur  ein  Theil  der  Dach-  oder  Wandflächen 


1)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  06. 
2;  Vergl.  Beilage  IX,  pag.  131. 
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in  den  Feucrravon,  so  ist  je  nach  Jera  Flachcnverhalrnisse 
und  den  localcn  ümständen  die  ganze  Dach-  oder  W  anddache 
teuersicher  herzusteilen  ovicr  unverändert  zu  belassen.  4.  Handelt 
es  sich  um  grossere  Dachdächen,  so  sind  die  Grenzlinien  der 
neuen  Eindeckung  entweder  mit  dem  First  oder  mit  dem 
Giebel  parallel  zu  ziehen.  5.  HiCLiclwandbauien  mit  aus- 
gemauerten Feldern  sind  als  teucrsichere  Herstellune  anzu- 
sehen; Dachpappe  gilt  zwar  als  feuersicheres  Eindeckungs- 
niaterial,  ist  jedoch  zur  Verwendung  bei  Wohn-  und  solchen 
Gebäuden,  welche  zur  Aulbcwahrimg  von  Lebensmitteln  und 
Futtervorrätlieu  dienen,  nur  bei  vorliandener  Zustimmung  des 
Ik'sitzers  gestattet.  G.  Innerhalb  des  Feuerrayons  sind  Erleichte- 
rungen (z.  B.  die  Anwendung  von  Schindeldächern  statt  harter 
Bedachung  I  zulässig,  wenn  dieselben  mit  Rücksicht  ain  die 
herrschende  Windrichtung  und  die  sonstigen  iocaien  \  erhalt- 
nisse  starthat:  erscheinen. 

In  Ansehung  des  Objectes  der  Enteignung  divergirt  die 
ungarische  Gesetzgebung  von  der  Österreichischen  noch  nach 
der  Richtung,  dass  nach  dem  ungarischen  Expropriationsgesetze 
Ciebaude,  \\"assei  werke  oder  andere  auf  den  zu  expropriiren- 
den  Gründen  liegende  unbewegliche  Ap pertinenzien  nie  theil- 
weise,  sondern  nur  im  Ganzen  der  Exproprianon  unterzogen 
werden  k'rinen, ')  während  nach  dem  österreichischen  Ent- 
eignungsgesetze die  Ausübung  des  Enteignungsrecnies  in 
dieser  Hinsicht  nicht  beschränkt  ist  und  namentlich  auch  in 
Beziehung  auf  das  Zugehör  eines  Gegenstandes  der  Enteigniini: 
stattfinden  kann,  die  wie  immer  gearteten  Nachtheile  arcr, 
welche  aus  der  theilweisen  Enteignung  rur  den  Eigenthümer 
entstellen,  lediglich  wie  andere  Schäden,  welche  durch  die 
Enteignung  hervorgerufen  werden,  durch  die  EatschadigUDg 
auszugleichen  sind.-i 

Die  Entschädigungspflicht  der  Eisenbahnunterneh- 
mung  ist  auf  den  Grundsatz,  dass  die  Staatsverwaltung  zum 
Schutze  des  Eigenthumsrechtes  verpdichtet  ist,  —  und  auf 
den  weiteren  Grandsatz  zurückzutühren,  dass  die  im  Interesse 


VergU  I  16  des  uogar*  Eiprop.-Gesettes  (Beilage  VI,  pag.  65 1. 
\,  Vergl  §§  2, 4,  6  des  österr.  £otcig.*Ge$eues  •  Bei  lag«  V,  pag,  47,  4h  . 
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der  Allgemeinheit  DÖthige  Beeinträchtigung  des  Eigenthums- 
rechtes  für  den  von  der  Enteignung  betroffenen  Einzelaen 
keinen  materiellen  Verlust  im  Gefolge  haben  soll. 

Principiell  stehen  die  österreichische  wie  die  ungarische 
Gesetzgebung  auf  demselben  Standpunkte,  Unterschiede  er- 
geben sich  jedoch  bei  der  juristischen  Durchführung  des  Prin- 
cipes  in  den  besonderen  Bestimmungen. 

Das  österreichische  Enteignungsgesetz  fordert,  dass  im 
Falle  der  Nothwendigkeit  der  Entziehung  oder  Einschränkung 
des  Eigenthums  der  Eigenthümer  den  vollen  Ersatz  dessen,  was 
ihm  entzogen  wurde^  erhalte,  d.  h.  dass  ihm  die  vollständige, 
dem  §  365  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  ^)  ent- 
sprechende Schadioshaitung,  welche  ihn  den  abgetretenen 
Gegenstand  yermissen  oder  die  auferlegte  Einschränkung  ver- 
schmerzen lässt,  zu  Theü  werde  (§  4).  2)  « 

Die  Schadloshaltung  muss  sich  demnach  auf  jeden  wirk- 
lichen Nachtheil  beziehen,  der  durch  die  Entziehung  oder  Be- 
schränkung des  Eigcnthumsre^htes  am  Vermögen  zugefügt 
worden  ist*  Damit  ist  einerseits  der  Begriff  der  vollen  Genug- 
thuung,  welche  eine  böse  Absicht  oder  eine  auffallende  Sorg- 
losigkeit voraussetzt,  ausgeschlossen,  andererseits  aber  auch 
ausgesprochen,  dass  die  Eisenbahnunternehmung  nicht  ersatz- 
pflichtig ist  für  Verhältnisse  und  Anlagen,  welche  der 
Enteignete  erst  zu  einer  Zeit,  wo  ihm  die  bevorstehende 
Enteignung  bereits  bekannt  war,  in  der  Absicht  geschaffen  hat, 
um  sie  als  Grundlage  für  die  Erhöhung  der  Entschädigungs- 
ansprüche zu  benützen,  ferner  dass  für  die  Höhe  der  zu  leistenden 
Entschädigung  ohne  Einfluss  bleiben:  der  Werth  der  beson- 
deren Vorliebe,  weil  derselbe  einer  allgemeinen  Werthmessung 
(Schätzung)  nicht  unterliegt,  dann  eine  Wertherhöhung,  welche 
der  Gegenstand  der  Enteignung  aus  der  Anlage  der  Eisen^ 
bahn  erfährt  (Erstehung  von  Baugründen,  Depotplätzen  u.  s.  w. 
an  Stelle  von  Wiesen,  Aecker  u.  dgl.),  weil  eine  solche  nicht 
Ausfluss  eines  positiven  Rechtes  und  blos  darauf  zu  sehen  ist, 

')  Die   (jesctzcssteilc   lautet:  „Wenn   es   das   allgemeine   Beste  er- 
heischt, muss  ein  Mitglied  des  Staates  gegen  eine  angemessene  Schad- 
loshaltung selbst  das  vollständige  Eigenthum  abtreten." 
■  ^)  Vcrgl.  Beilage  V,  pag.  48. 
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dass  der  Enteignete  an  seinem  Vermögen,  d.  i.  an  dem  wirth- 
tchaftlichen  Zustande  im  Zeitpunkte,  wo  die  Enteignung  ein- 
tritt, keinen  Schaden  leide,  etwaige  in  der  Zukunft  liegende 
Vortheile  aber  mit  dem  wahren  Vermögensstande  nichts  gemein 
haben  (§  7jJj 

Es  ist  ferner  Über  jeden  Zweifel  gestellt,  dass  die  Ent- 
schSdiguiigspflicht  der  Eisenbahnuntemehmung  keine  Anwen- 
dung linden  kann  auf  Verhältnisse,  welche  nicht  direct  durch 
die  Enteignung  berührt,  sondern  durch  die  Concessio- 
nirung  des  Unternehmens  oder  durch  den  Bau  der  Eisen- 
bahn, beziehungsweise  durch  den  Bestand  der  Bahn  selbst 
schon  in  schädigender  Weise  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden 
(Wirths-  oder  Schankgeschäfte,  Gewerbe  an  frequenten  Heer- 
strassen, Transportunternehmungen  etc.)  und  durch  die  ent- 
stehende Eisenbahn,  sowie  durch  die  Veränderungen,  die  deren 
Inbetriebsetzung  im  Gefolge  hat,  leiden. 

Die  einzelnen  Arten  der  Nachtheile,  welche  in  Betracht 
kommen  können,  taxativ  aufzuzählen,  wQrde  kaum  bezwing- 
baren Hindernissen  begegnen;  ebenso  wenig  könnte  ein  Ent- 
schädigungsschema, beziehungsweise  eine  vollständig  zutref- 
fende Uebersicht  der  zu  beachtenden  Grundsätze  aufgestellt 
werden.  —  Oertltche  Verhältnisse,  besondere  Anlagen,  eigene 
Art  der  Bewirthschaftung  oder  Benützung,  Verwendung  des 
Gegenstandes  zum  wirthschafilichen  oder  industriellen  Betriebe, 
der  gestörte  Örtliche  und  ökonomische  Zusammenhang  des 
Besitzes,  die  Entwcrthung  des  bei  theilweiser  Enteignung  zu- 
rückbleibenden Theiles  des  Grundbesitzes,  die  Folgen  der  Be- 
schränkung des  Eigenlhumsrcchtcs  aul  die  Werthverhältnisse 
im  Allgemeinen,  aul  den  RcaLrcdit  im  Besonderen,  die  Nach- 
theile aus  dem  I'jiti^ange  der  cii^cncn  Bewirthschaftung  bei 
vorübergehender  Kinräumun*;  zur  Benüt/.uni^,  die  Mitentschä- 
digung persönlicher  ikiLvliUi^tci  werden  im  cuncreten  Falle 
den  siii;onannten  gemeinen  oder  üblielien  Werth  des  Gegen- 
standes mehr  oder  minder  zu  muditicircn  geeignet  sein. 

Das  Kntcii;nuni;si;esctz  hat  sich  daher  auch  begnügt, 
specieU  blos  die  iheilweise  Enteignung  emes  Grundbesitzes  iu's 


')  Vcrgl.  Beilage  \',  pag.  4Ö. 
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Auge  zu  fassen  und  anzuordnen,  dass  bei  der  Ermittlung  der 
Entschädigung  nicht  nur  auf  den  Werth  des  abzutretenden 
Grundstückes,  sondern  auch  auf  die  Verminderung  des  Werthes, 
welche  der  ztu'tickbleibende  Theil  des  Grundbesitzes  erleidet, 
Rücksicht  zu  nehmen  ist.^) 

Aber  naturgemäss  lassen  sich  gewisse  allgemeine  materiell 
rechtliche  Gesichtspunkte  für  gewisse  Formen,  welche  die 
Enteignungsfragen  in  Folge  regelmässig  wiederkehrender  That- 
Sachen  annehmen,  erkennen.  Solche  Gesichtspunkte  ergeben 
sich  allerdings  in  hervorragender  Weise  nur  bei  der  Entziehung 
des  Eigenthums  an  Grund  und  Boden,  wo  es  sich  blos  um 
Verhältnisse  handelt,  die  mehr  oder  weniger  in  die  Augen 
fallen.  Beim  Grundeigenthümer  kann  nämlich  —  wie  bereits 
erönert  —  die  Inanspruchnahme  seiner  Rechtssphäre  eigentlich 
nur  in  zweifacher  Weise  erfolgen.  Besteht  das  Opfer,  das  der 
Grundeigenthümer  zu  Gunsten  eines  Eisenbahnuntemehmens 
zu  bringen  hat,  in  der  Belastung  des  Eigenthums  mit  einer 
Servitut,  so  wird  die  Entschädigung  zunächst  durch  die  Diffe- 
renz des  Werthes  des  Objectes  vor  der  Enteignung  und  des 
Werthes,  der  sich  nach  Auflastung  der  Servitut  herausstellt, 
bestimmt  werden.  Die  Natur  und  der  Umfang  der  Servitut 
bilden  bei  der  Werthbestimmung,  beziehungsweise  bei  der 
Untersuchung,  um  wie  viel  eine  Werthverminderung  eingetreten 
ist,  den  Hauptfactor.  —  Tritt  dagegen  eine  vollständige  Ent- 
eignung ein,  so  bezieht  sich  dieselbe  entweder  auf  einen  ganzen 
Grundbesitz  oder  eine  Parcelle  desselben.  Im  ersteren  Falle 
wird  dem  Eigenthümer  zu  ersetzen  sein:  1.  der  Werth  des 
enteigneten  Bodens  nach  Massgabe  der  Grösse,  Beschaffenheit 
und  Lage  des  Grundstückes  zur  Zeit  der  Durchführung  der  Ent- 
eignung. Ueber  denselben  werden  die  in  einer  gewissen.  Durch- 
schnittsperiode  (etwa  6  bis  10  Jahre)  in  Ansehung  gleichardger 
Realitäten  erzielten  Preise  bei  Kaufcontracten  oder  executiven 
Versteigerungen  die  nöthigen  Anhaltspunkte  bieten;  2.  der 
Werth  der  auf  dem  expropriirtcn  Grunde  befindlichen  Anlagen; 
hierher  gehören:  a)  die  Gebäude,  und  zwar  nach  der  Lage 
und  Ertragsfähigkeit  im  Allgemeinen,  nach  ihrer  Widmung  (z.  B. 


*)  Vergl.  g  6  des  österr.  Enteig. -Gesetzes  \_Beilage  V,  pag.  48). 
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ZU  einem  bestimmten  Geschäfte)  insbesondere;  b)  alle  hiersu  ge- 
hörigen Pertinenzen,  als:  Steinbrüche, Wasserleitungen  etc.; der 
Werth  der  Anpflanzungen,  sowie  der  hängenden  und  stehenden 
Früchte,  welche  in  Folge  der  eintretenden  Enteignung  nicht 
mehr  bezogen  werden  können.  (Nach  dem  ungarischen  Ent- 
eignungsgesetze sind  jedoch  die  auf  dem  zu  enteignenden 
Grunde  vorfindlichen  hängenden  FrQchte,  Anpflanzungen, 
sowie  andere  bewegliche  Gegenstände  bei  Bestinunung  der 
Ejtpropriationssuqiuie  nicht  .einzurechnen  [§  33],*)  sondern 
Gegenstand  einer  besonderen  Schadloshaltung);  d)  die  mit 
dem  expropriirten  Grundstücke  verbundenen  Realberechtigungen 
(Propinationsrecht,  radicirte  Gewerbe  etc.)  und  Activservituten, 
welche  selbstverständlich  auf  den  Exproprianten  übergehen; 
dabei  macht  es  natürlich  keinen  Unterschied,  ob  die  fiahn- 
Unternehmung  in  die  Lage  kommt,  hiervon  Gebrauch  zu  machen 
oder  nicht;  3.  der  ausserordentliche  besondere  Werth,  welchen 
der  Gegenstand  für  den  Expropriaten  hatte,  sofern  nicht  der 
Werth  als  Affectionswerth,  Werth  der  reinen  Vorliebe  erscheint. 
Es  wird  demnach  in  Betracht  kommen  können:  a)  der  Werth 
der  besonderen.  Annehmlichkeit  (Villa  in  ruhiger  Lage  mit 
schöner  Aussicht)  und  Bequemlichkeit  (Holzlegestätten  in  der 
Nähe  bewohnter  Ortschaft  oder  am  Flusse);  b)  der  Werth,  den 
das  Grundstück  durch  seine  Verbindung  mit  den  übrigen 
Grundstücken  hat  (Arrondirung) ;  c)  der  Werth,  der  sich  aus 
der  besonderen  Eigenschaft  der  Realität  für  eigengeartete 
Zwecke  crgiebt  ( ßenützbarkeit  zu  Curzwecken);  ä)  der  Gewinn, 
welcher  aus  bereits  getroffenen  Anstalten  und  Vorkehrungen^ 
oder  nach  der  Natur  des  Gegenstandes  zur  Zeit  der  Expropria- 
tion bereits  erwartet  werden  kann  (z.  B.  Abholzung  zur  Frucht- 
anlagc,,  Abtrieb  und  Neuanlage  anderer  Holzgattungen,  ge- 
fundenes KohlenflÖtz).  Selbstverständlich  hätte  eine  durch  nichts 
erwiesene  Behauptung  des  Grundcigenthümers  keinen  Anspruch 
auf  Berücksichtigung.  —  Werden  nur  einzelne  Theile  von 
Grundstücken,  Parcellen,  in  die  Enteignung  einbezogen,  so 
fallen  in  Beachtung  des  Grundsatzes,  dass  voller  Werthersatz 
eintreten  muss,  regelmässig  noch  folgende  Momente  für  die 


)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  71. 
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Enntttlung  der  Entschädigung  in's  Gewicht:  a)  die  Nachtheile, 
welche  der  EigenthQmer  durch  Umwege  und  sonst  erschwerte 
Bewirthschaitung,  durch  die  Isolirung  eines  Theiles  oder  des 
ganzen  übrigbleibenden  Besitzes,  durch  erhöhte  oder  schwieriger 
gemachte  Aufeicht  etc.  thatsächlich  erleidet;  b)  der  Schade  in 
Folge  der  Behinderung  der  Ausübung  von  Gerechtsamen  für 
die  Übrigbleibenden  Parcellen  (Beschränkung  in  der  Forschung 
nach  nicht  dem  Bergregal  unterworfenen  Mineralien);,  c)  die 
Kosten  der  Anlagen  (Wege,  Wasserleitungen,  neue  Mauern  etc.), 
ohne  welche  der  Etgenthümer  die  übrigbleibenden  Bestandtheile 
in  der  bisherigen  Weise  gar  nicht  oder  nicht  entsprechend 
benutzen  kann.  Uebernimmt  die  Bahnanstalt  die  Herstellung 
solcher  zu  ersetzender  Anlagen,  so  entfällt  selbstverständlich 
deren  Berücksichtigung  bei  der  Ermittlung  der  Entschädigung. 

Das  ungarische  Expropriationsgesetz  hat  seinerseits  einen 
Theil  der  Gesichtspunkte  in  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Rechts- 
regeln gefasst,  die  Übrigens  weitaus  nicht  als  erschöpfend  an- 
zusehen sind  (§§  SS  u.  35). Hiernach  muss  bei  der  Bestimmung 
des  Entschädigungspreises  ausser  dem  Werthe  der  expropriirten 
Realität  a)  die  Werthverminderung,  welche  die  Realität  durch 
Zerstückelung)  Zerreissung  oder  Belastung  mit  Servituten  er- 
leidet; b)  der  Aufwand,  welcher  erforderlich  ist,  um  den  Grund- 
besitz, aus  welchem  ein  Theil  expropriirt  wurde,  in  derselben 
Weise  wie  vor  der  Expropriation  verwendbar  zu  machen; 
c)  jener  Kostenmehrbetrag,  welchen  die  Benützung  des  ver- 
bliebenen Besitztheiles  nach  der  Expropriation  im  Vergleiche 
zu  dem  Zustande  vor  derselben  erfordert,  in  Anschlag  gebracht 
werden.  Der  Werth  des  zu  expropriirenden  Objectes  ist  nach 
den  zur  Zeit  der  Schätzung  bestehenden  Preisen  (Grundlage: 
Reinertrag,  Localpreis,  Pachtzins  und  andere  bei  gewöhnlichen 
Kaufs-  und  Verkaufsgeschäften  in  Anschlag  kommende  Um- 
stände) zu  bestimmen;  wenn  der  Zustand  des  zu  expropriiren- 
den Grundes  durch  die  Bauarbeiten  eine  wesentliche  Verände- 
rung erlitten  hat,  so  wird  die  der  Werthbestimmung  zu  Grunde 
zu  legende  ßeschaffenhcir,  unbeschadet  des  beiden  Parteien  * 
vorbehaltenen  Gegenbeweises,  nach  den  dem  Eigenthümer  ver- 


J)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  71—72. 
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bleibenden  und  in  gleicher  Culturart  verwendeten  Grfinden 
und  Ermanglung  solcher  nach  Beschaffenheit  der  Nacbbargrfinde 
vorgenommen.  —  Nach  ungarischem  Rechte  bleibt  der  Werth 
der  besonderen  Vorliebe,  die  WercherbÖhung  durch  die  Bahn- 
anlage unbedingt,  die  Meliorationen  nach  Feststellung  des 
Expropriationsplanes  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung  von 
der  Entschädigung  ausgeschlossen,  dass  dieselben  nicht  auch 
dem  Expropriationswerber  offenbar  zum  Nutzen  gereichen. 

Bei  dem  Servitutsberechtigten  kann  sich  die  Ent- 
schädigungsfrage zu  einer  Lebensfrage  und  Existenzfrage  fUr 
ein  ganzes  Unternehmen  gestalten  und  ist  der  Werth  des  zu 
enteignenden  Objectes  von  ganz  nebensächlicher  Bedeutung. 
Die  Zerstörung  einer  Wasserleitung,  welche  kraft  Servituts- 
rechtes  öber  ein  enteignetes  Grundstück  führt,  kann  die  Ein- 
stellung eines  oder  mehrerer  Fabriksetablisseraents  zur  Folge 
haben.  Hier  allgemeine  Gesichtspunkte  aufzustellen,  ist  bei  der 
Mannigfaltigkeit  der  Gestalt,  in  der  sich  die  Fälle  bieten,  ganz 
unmöglich;  so  wird  bei  der  Enteignung  eventuell  der  Capitals- 
Werth  des  Etablissements  selbst  in  erster  Linie  in  Betracht 
kommen  müssen,  wenn  es  nicht  möirlich  ist,  die  Erwerbung 
eines  neuen  Scrvitulsrechtes  in's  Au^c  zu  fassen,  in  welchem 
Falle  dann  die  Entschäditrungssumme  die  Kosten  der  neuen 
Krwerbuni;  samml  Lieni  A  ufwände  der  nÖthigen  l.inrichtung 
in  sich  scIiHessen  würde;  untLi  L'mstiinden  können  soi^^ar  die 
Kf)sreii  einer  Uebersiedlung  ni  eine  andere  Gegend  mit  zu 
ersetzen  sein. 

Nicht  miiuiLi  iiiaiini^ialLi^  als  beim  Servitutsrechte  sind 
die  l'^ille,  die  sich  ans  dem  Nutzungs-,  Gebrauchs-,  Mieth- 
und l>estaiuirecht  ergeben.  L)a.s  österrcicoische  Fnteignungsgesetz 
fordert  d:ther,  dass  bei  der  Ermittlung  uci  hntschadiguni;  aus 
iler  iMTteii^nung  der  aut  die  Vergütung  der  Nachtheile,  welche 
tiiese  Personen  crkuicn,  entfallende  Ijetrai;  insbesondere  an- 
gegeben werde  (vjsj  :'>  und  25).  M  Das  ungarische  Recht  ilagegen 
räumt  ihnen  blos  ein  Einwendungsrecht  gegen  die  Feststellung 
*  der  Entschädigungssumme  ein  38).^) 


Vergl.  Mcilaije  V,  png.  48  und  o4. 
2)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  73. 
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Eine  dem  ungarischen  Rechte  fremde  Bestimmung  hat 
das  österreichische  Enteignuogsgesetz  in  Rücksicht  der  That- 
Sache  getroffeoy  dass  bei  der  Enteignung  sich  der  Fall  ereignen 
kann,  dass  der  Eintritt  eines  Nachtheiles  zwar  mit  Sicherheit 
zu  erwarten  ist  (z.  B.  Trockenlegung  eines  Grundstückes  oder 
Brunnens,  Eintritt  von  Bergbaubetriebsbeschränkungen  bei  fort- 
schreitendem Bergbaue  etc.),  dagegen  die  Grösse  desselben  im 
Zeitpunkte  der  Enteignung  nicht  bestimmbar  erscheint.  Im 
Interesse  beider  Tbeile  berechtigt  das  genannte  Gesetz  sowohl 
den  Enteigner  wie  den  Enteigneten,  in  angemessenen  Zeit- 
abschnitten von  mindestens  einem  Jahre  —  bei  dauernder 
Enteignung  innerhalb  der  Maximalfrist  von  drei  Jahren  nach 
dem  Vollzuge  der  Enteignung  —  die  Feststellung  der  für  die 
in  der  Zwischenzeit  erkennbar  gewordenen  Nachtheile  gebüh- 
renden Entschädigung  zu  begehren  (§  9).\) 

Die  Entschädigung  ist  in  baarem  Gelde  zu  leisten 
(§  8  Österr.  Ges.,^)  §  36  des  ungar.  Ges.).  3)  Bei  dauernder 
Enteignung,  ferner  für  eine  nicht  berücksichtigte  Werthvermin- 
derung bei  vorübergehender  Enteignung,  erfolgt  nach  deren 
Beendigung  die  Entschädigung  durch  Zahlung  eines  Capitals- 
betrages,  bei  vorübergehender  Enteignung  selbst  durch  Zah- 
lung einer  Rente  (§  8  österr.  Ges.,«)  §§  36,  37  und  80 
Ungar.  Ges.).  ^)  Eine  Naturalleistung  gestattet  das  österreichische 
Gesetz  nur  zum  Zwecke  der  Verminderung  der  Nachtheile  des 
Enteigneten  und  dadurch  mittelbar  im  Interesse  der  Herab-  , 
minderung  der  Entschädigungsansprüche  desselben  (§  27)/')  Das 
ungarische  Expropriationsgesetz  dagegen  gestattet  die  Natural- 
leistung an  Stelle  der  Zahlung  der  Entschädigung  in  baarem 
Oelde:  a)  wenn  zwischen  den  Parteien  ein  Vergleich  in  dieser 
Beziehung  geschlossen  wird,  wobei  in  Ansehung  der  Leistung 
folgende  Grundsätze  gelten:  der  Werth  des  Ersatzobjcctes  wird 
in  gleicher  Weise  bestimmt,  wie  der  des  zu  expropriirenden; 

1)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  49. 
»)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  4«. 
')  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  72. 
*)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  48. 
5)  Verül.  Beilage  VI,  pag.  72,  82. 
^)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  öö. 


Digitized  by  Google 


128 


Rccht»vcrhi1tDi<se  der  Eiteabahnen  im  Bctoaderco. 


bei  Qberwiegendem  Werdie  des  zu  expropriirenden  Objectes. 
ist  die  Differenz  in  Baarem  zu  begleichen;  der  Entschädi- 
gnngsberechtigte  dagegen  kann  die  Naturalentschädigung  ab- 
lehnen,  wenn  er  eine  Herauszablung  leisten  mQsste  (§  37);^) 
b)  wenn  der  Expropriationswerber  in  den  Fällen,  in  welchen 
der  EigenthÜmer  bei  geplanter  theilweiser  Expropriation  die 
Expropriation  des  ganzen  Besitzes  verlangen  kann,  sich  erbietet, 
den  Grund  aus  einem  diesem  angrenzenden  Grunde  derart  zu 
ergänzen,  dass  derselbe  auch  nach  der  Expropriation  eines 
Theiles  desselben  seinem  früheren  Zwecke  nachweisbar  ent- 
sprechen wird  (§  17).  2) 

Die  in  einem  Capitalsbetrage  bestehende  Entschädigung 
ist  vor  dem  Vollzuge  der  Enteignung  zu  leisten  (§  33,  Alinea  1 
des  österr.  Ges.,  3)  §  61  des  ungar.  Ges.).^)  Die  Leistung  erfolgt 
durch  unmittelbare  Zahlung  oder  durch  gerichtlichen  Erlag 
(§  84  des  österr.  Ges.^^}  §  30  6  und  c  des  ungar.  Ges.).^)  Der 
gerichtliche  Erlag  hat  nach  dem  österreichischen  Enteignungs- 
gesetze nicht  nur  dann  zu  erfolgen,  wenn  die  Zahlung  aus 
dem  Grunde,  weil  der  Enteignete  unbekannt^  abwesend  oder 
mit  dem  Angebotenen  unzufrieden  ist,  oder  aus  anderen 
wichtigen  Gründen  (z.  B.  Zweifel  in  die  Eigenthufns-  oder 
Empfangsberechtigung)  nicht  bezahlt  werden  kann  (§  1425 
a.  b.  G.  B.),  sondern  auch  dann,  wenn  und  insoweit  der 
Entschädigungsbetrag  zur  Befriedigung  der  dritten  Personen 
auf  Grund  ihrer  dinglichen  Rechte  zustehenden  Rechte  zu 
dienen  hat,  es  wäre  denn,  dass  die  Sicherheit  der  Rechte 
ungcfahiJct  bleibt  (§  o4i.  Das  ungarische  Enteignungsgesetz 
ordnet  die  gerichthche  Hinterlegung  in  dem  Falle  an,  als: 
aj  diu  zu  expropriirende  Realität  mit  angcmeikien  Ansprüchen 
oder  einverleibten  Forderungen  belastet  ist,  oder  b)  der  Voll- 
zug  der  Enteignung  vor  der  gerichtlichen  Feststellung  der 


0  VergL  Beilage  VI,  pag.  72. 

2)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  6ö. 

3)  Vergl.  Beilat^e  V,  pag.  57. 
*)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  77. 

Vergl.  Beilage  V,  pag  57. 
«)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  70. 
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Entschädigung  gegen  Erlag  des  SOfacfaen  Betrages  des  im 
Steuerbuche  vorgeschriebenen  Reinerträgnisses  erfolgt  (§  80c). 

Vom  Zeitpunkte  der  recbtsgiltigen  Feststellung  der  Ent* 
Schädigung  (Vergleich,  gerichtliche  Entscheidung)  sind  gesetz- 
liche Verzugszinsen,  d.  i.  nach  österreichischem  Rechte  6% 
(Gesetz  vom  14.  Juni  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  2),  nach  ungarischem 
Rechte  5%,  zu  bezahlen  (§  33,  Alinea  2  5sterr.  Ges.,<)  §  40 
uogar.  Ges.).  ^)  Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Verzugszinsen 
tritt  nach  ungarischem  Rechte  unmittelbar  mit  dem  Tage,  an 
welchem  die  Entschädigung  rechtsgiltig  festgestellt  erscheint, 
nach  Österreichischem  Rechte  erst  vierzehn  Tage  nach  Abschluss 
des  Vergleiches,  respective  nach  Zustellung  der  die  Entschädi- 
gung feststellenden  oder  der  Eisenbahnunternehmung  die  Aus- 
wahl unter  mehreren  EntschSdigungsarten  vorbehaltenden  ge- 
richtlichen Entscheidung,  ein. 


Das  eisenbahnrechtliche  Eigenthum  genicsst  mit  Rücksicht 
auf  seine  hervorragende  Bedeutung  für  das  öffentliche  Wohl 
den  besonderen  rechtlichen  Schutz  des  Staates  Hnrch  die  Aus- 
nahmsstellung, die  ihm  durch  Bestimmungen  des  Strafgesetzes 
vom  27.  Mai  1852,  R.  G.  Bl.  Nr.  117,  zai  Theil  geworden  ist. 

Nach  §  85  lit.  c  dieses  Gesetzes  ist  als  Verbrechen  der 
öffentlichen  Gewaltthätigkcit  anzusehen  die  boshafte 
Beschädigung  an  Eisenbahnen,  diese  mögen  mit  oder  ohne 
Dampfkraft  betrieben  werden,  oder  an  den  dazu  gehörigen 
Anlagen,  Beförderungsmitteln,  Maschinen,  Geräthschaftcn  oder 
anderen  zum  Betriebe  derselben  dienenden  Gegenständen.  Die 
Strafe  dieses  Verbrechens  ist  schwerer  Kerker  von  einem  bis 
ZU  fünf,  und  nach  Grösse  der  Bosheit  und  Gefahr  auch  bis 
zu  zehn  Jahren. 

Nach  §  175  1.  c.  wird  der  Diebstahl  aus  der  Eigen- 
schaft der  gestohlenen  Sache  ohne  Rücksicht  auf  den 
Betrag,  wenn  solcher  an  den  im  §  85  lit.  c  1,  c.  genannten 
Gegenständen  begangen  wird,  beurthetlt.  Dieses  Verbrechen 

Vergl.  Beilage  V,  pag.  57. 
2)  Vergl.  Beilage  VI,  pag.  73. 

Haber  er,  !>•■  8«tenr.  EisenbkhnrecUt.  9 
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wJi.l  luii  ftilivNLicii)  Kerker  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem 
iici  Li&i  liv\crcii>lcn  l  IniilUiiilcn  aber  zwischen  einem  und 


r)  Vi)M  i!cn  Servituten. 

•*]   A  I  I  |)    i\)  I)  I  n  c  i.1  I  II  n  d  s  ä  t  z  e. 

lU(   .(vi    iMa^f,   t>^    luui    inwictcrn  Eisenbahnunterneh- 
\»n>ilul\ui  ai%in  ki^nncn,  in  Rücksicht  ihres  Grund- 
i\.>,»-.>  .sww  \»Mih»ilc  cincx  Anderen  clwas  zu  dulden  oder  zu 
\uo»»l.*>>.o  ^v M V tlur»  »iann  ob  und  inwiciern  eine  Eisen- 

b.»lMVu«M»  lu^UMN*;  \\\  %\\%'-  \  A^c  9\\  kommen  vcniiai:,  von  einem 
t  I  y\\  \»«Uu\*;%n^        ihrem  Voriheile  in  Rücksicht 

^^,  h»   »»N\,»^  fru  dtj'.dert  *vier  ?u  unterlassen  l  Activ- 
k.Nt\\«\H«i>  \» hi,sie;>e  \ e: >.^'.:n:$«  in  Fvctrachi. 
^    N,vN\»  <     ,  i  \,  i"»eh:v..:.":4:  L>cr  ciatn  Besitz 

>>   ,   .  > "  .     *     %  *  Sc:^.  K  ."-.r.r.::  fTch:,  erscheint 

,A  \\,\'..  .. , : ,         ,         *^».vN  X,'  t  .V  F'c'^ririf.'servirjt 

,  .-m;,^  W  .n".",..-^  „  il<  Auch 


>  » • 


.N. 


1 1 


■  - 


.1. 


-  •  'IT 


.  y  Google 


RechtiTerhillniue  der  EiMDbahDcn  Im  Bcsonderea. 


131 


weise  des  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Inhaber  der  Theil- 
schuldverschreibungen  (Prioritatsgläubiger)  bestellten  Curators 
versichern  (§  1  des  Gesetzes  vom  24.  April  1874,  R.  G.  Bl. 
Nr.  48;  §§  1  und  6  des  Gesetzes  vom  24.  April  1874,  R.  G. 
Bl.  Nr.  49). 

3.  Handelt  es  sich  um  ein  Object,  welches  Gegenstand 
der  Eisenbahneinheit  ist,  also  um  ein  Eisenbahngrundstück, 
so  tritt  bei  dem  Werthverhäitnisse  zwischen  dem  einzelnen 
Grundstücke  und  dem  ganzen  die  Einheit  bildenden  Compleze 
die  Werthverminderung  in  den  Hintergrund,  und  bedarf  es  der 
Zustimmung  des  Regierungscommissärs,  beziehungsweise  des 
die  Gesammtheit  der  Prioritätsgläubiger  vertretenden  Curators 
zur  Belastung  mit  einer  Servitut  nur  dann,  wenn  aus  der 
Beurtheilung  des  Falles  sich  ergiebt,  dass  die  Sicherheit  der 
Prioritätsgläubiger  thatsächlich  eine  Gefährdung  erleiden  würde. 
—  Dagegen  wird  sich  die  Bestimmung  des  Grundstückes  in 
erhöhtem  Masse  geltend  machen.  Im  Hinblicke  auf  den  Eisen- 
bahnzweck und  die  Forderungen  der  öffentlichen  Sicherheit 
können  Servituten  nicht  bestellt  werden,  deren  Ausübung  mit 
der  Aufgabe  und  Bestimmung  des  Unternehmens  nicht  in 
Einklang  gebracht  werden  könnte  (z.  B.  das  Recht,  Steine  zu 
brechen,  Sand  zu  graben,  Kalk  zu  brennen,  den  Eisenbahn- 
körper als  Weg,  respective  Coramunication  zu  benützen  etc.); 
im  Hinblicke  auf  das  Abhiingigkeitsverhältniss  der  Eiscnbahn- 
uiitcrnchmung  von  der  Staatsverwaltung  bczüglicli  Jcs  Ver- 
fügunqsrechtcs  sind  aber  anch  mit  dem  Kiscnbahn/svcckc 
vereinbare  Servituten  nur  niii:  au.sLi:  Lkkiicher  Zustimmung  der 
Regierung  bestellbar  ■  z.  B,  das  Recln  der  Wasser/u-  oder 
Ableitung  über  das  Jjalinterritorium;  das  Recht,  .uil  demselben 
Wasser  zu  schöpfen,  das  Vieli  zu  tranken,  das  Recht  des 
Durchganges  etc.).  Jedv.eiie  Zustimmung  zur  Belastung  eines 
Grundstückes  mit  einer  Servitut,  welche  dem  Eisenbahnzwecke 
nicht  widerstrebt,  cnttalk,  wenn  dieselbe  zur  Zeit  der  Ent- 
eignung erfolgt  (z.,B-  um  die  Herabmiuilerung  der  Entschädi- 
gung zu  erzielen).  Bestehen  derartige  Servituten  bereits  auf 
Grundstückci],  welche  der  Enteii,Mumg  unterzogen  werden, 
so  erscheint  deren  P'ürtbestand  auch  nach  der  Aufnahme  der 
Grundstücke  zulässig;  dieselben  werden  auch  unbeschadet  der 
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Rechte,  welche  auf  die  bücherliche  Eiobeit  sich  beziehen  und 
daher  auch  das  mit  der  Servitut  belastete  Grundstück,  betreffen, 
so  lange  fortbestehen,  als  nicht  die  Eisenbahnunternehmung 
deren  Beseitigung  anstrebt.  Die  Beseitigung  kann  im  Verein- 
barungswege jederzeit,  ausserdem  aber  im  Zeitpunkte  der 
Bildung  der  Eisenbahneinheit  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
19.  xMai  1874,  R.  G.  Bl,  Nr.  70,  im  Wege  des  Aufforderungs- 
verfahrens,  beziehungsweise  der  behördlichen  Entscheidung 
erfolgen. 

3.  Die  Erwerbung  von  Activservituten  jeder  Gattung  bleibt 
den  Eisen bahnunternehmungen  kraft  ihres  Befugnisses  und  ihrer 
Fälugkeity  dritte  Personen  rechtlich  zu  verpflichten,  unbenommen. 
Werden  der  Eisenbahnuntemehmung  solche  Servituten  im 
Interesse  des  Unternehmens  (z.  B.  die  Führung  einer  Wasser- 
leitung zu  einer  Station  oder  einem  Wächterhause,  das  Weg- 
recht für  einen  Wächterposten)  eingeräumt,  so  gehören  die- 
selben zum  Bestände  der  Bahn  und  sind  in  die  Eisenbahn- 
einheit einzubeziehen  (§  5  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874).^) 

ß)  Besondere  Servitutsverhftltnisse  bei  Eisenbahnen. 

Die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens,  die  Ausdehnung 
des  Eisenbahnnetzes  und  die  Neuerungen  in  den  Einrichtungei> 
der  Bahnen  einerseits,  die  Entwicklung  des  Vcrkelirswesens 
und  die  Umgestaltung:  der  Zustande  in  drr  L^nl^ebung  der 
Eisenbahnen  haben  \  erhaltnisse  geschallen,  wclclie  den  Charakter 
von  Servituten  besitzen  und  daher  diesen  gleich  zu  achten 
sind,  wenngleich  nicht  alle  Momente  zutretten,  welche  mit  dem 
civilrechtlichcn  Ik'^rille  einer  Servitut  verbunden  sind. 

1.  Das  wichtigste  der  Eiscnbahnservitutsrechte  ist  das 
Peageverh ä  Itn iss,  welches  darin  besteht,  dass  eine  Eisen- 
bahnunternehniung  verbunden  ist,  zum  Vortheile  eines  andern 
Eisenbahnunternehmens  die  Rcnützuni;  der  Bahn  zu  gestatten. 

Die  Rechtsbilduni;  gelangte  zu  diesem  histitute  durch  die 
Krkenntniss,  dass  es  eine  Vergeudung  de%  Volksvermögcns 
bedeuten  würde,  Grund  und  Boden  durch  die  Anlage  einer 

0  Vergl.  Beilage  VII,  §  20,  pag.  90. 
Verg!.  Beilage  VII,  pag.  84. 
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grösseren  Anzahl  von  Schienensträngen  zu  zerstören,  als  un- 
bedingt erforderlich  ist,  um  dem  öffentlichen  Bedürfnisse  des 
Verkehres  nach  Verkehrslinien  zu  entsprechen,  und  dass  die 
Herstellung  eines  besonderen  Weges  nicht  das  einzige  Mittel 
sei,  um  einer  Eisenbahnanstalt  die  Unabhängigkeit  ihres  Ver- 
kehrsweges zu  wahren* 

Das  Peageverhältniss  kann  sich  auf  die  ganze  Linie  aus- 
dehnen, wenn  dieselbe  als  ein  Mittelglied  einer  anderen  Eisen- 
bahn erscheint,  welche  sich  als  Fortsetzung  der  ersteren  nach 
beiden  Richtungen  darstellt,  oder  es  beschränkt  sich  auf  diie 
Benützung  einer  Theilstrecke,  wenn  nur  diese  für  eine  im 
Wesentlichen  dieselbe  Richtung  verfolgende  oder  für  eine 
durchquerende  Bahn  erforderlich  wird. 

Geschaffen  wird  das  Peageverhältniss  entweder  a)  durch 
Vertrag,  wenn  die  Eisenbahnuntemehmungen  im  Wege  der 
Verhandlungen  zu  einer  Vereinbarung  über  das  Benützungs- 
recht und  die  Bedingungen  desselben  gelangen,  oder  b)  durch 
Enteignung,  wenn  die  Beschränkung  des  Dispositionsrechtes 
einer  bestehenden  Eisenbahnunternehmung  von  einer  nach* 
folgenden  Eisenbahnunternehmung  auf  Grund  des  Enteignungs- 
gesetzes vom  18.  Februar  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  begehrt  und 
von  der  Behörde  auf  Grund  der  Prüfung  aller  Umstände  im 
Hinblicke  auf  den  überwiegenden  öffentlichen  Nutzen  zulässig 
erkannt  wird«  oder  c)  durch  behördliche  Entscheidung, 
wenn  in  Ermanglung  eines  Einverständnisses  der  Eisenbahn- 
unternehmungen, beziehungsweise  der  Voraussetzungen  einer 
zulässigen  Enteignung,  durch  die  Regierung  auf  Grund  der 
Bestimmung  des  §  lu  lit.  ^  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes 
vom  H.September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  die.  erforderlichen 

Anordnungen  in  Ansehung  der  Benützuni;  der  Bahn  von  amts- 
wegcn  getrotfen  ^veI■den,  denen  sich  sodann  die  Eiseiibalm- 
unternehmungen  zu  lügen  haben.  Die  Anordnung  der  Rei^ie- 
rung  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Regelung  cier  linan- 
ziellen  Fragen,  welche  sich  aus  dem  neu  geschatlenen  \'er- 
hältnisse  ergeben;  die  Austragung  dieser  Fragen  bleibt  der 
Eisenbahnunternehmung   im    Wege   der   Vereinbarung  oder 


1)  Vergl.  Beilage  III,  pag.  42. 
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Wird  das  Peagerccht  auf  unbestimmte  Zeit  eingeräumt^ 
so  gilt  bei  Privateisenbahnen  die  Verpflichtung  der  peage- 
ptiichtigen  Eisenbahnunternehniung  zur  Gestattung  der  Be- 
nützung doch  nur  auf  die  Zeit  ihrer  Concessionsdauer  und 
hört  damit  das  Recht  der  peageberechtigten  Unternehmung 
auf»  welche  sich  wegen  Erneuerung  ihres  Rechtes  dann  ent- 
weder mit  der  Staatsverwaltung  oder  mit  der  Unternehmung, 
welcher  die  Concession  neu  verliehen  wird,  in's  Einvernehmen 
setsen  oJcr  die  anderen,  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  des 
Peagorcchtcs  bezeichneten  Mittel  in  Anwendung  ziehen  müsste» 

Die  Lösung  eines  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossenen 
Pcagc Verhältnisses  wird  jedoch  jedenfalls  -  über  Auftrag  der 
Regierung  oder  mit  Zustimmimg  derselben  einzutreten  haben, 
wenn  diese  des  Krachten«  ist,  dass  der  staatUci.e  Zweck^  dem 
die  beiden  I  nternehmen  zu  dienen  haben,  durch  deren  völlige 
locale  Unabhängigkeit  entweder  nur  oder  wenigstens  in  besserer 
Weise  erreichbar  sei. 

Bei  Lösung,  respective  Nichtemeuerung  des  Peageverhält- 
nisses  wird  die  bisher  peageberechtigte  Unternehmung  selbst- 
verständlich die  Verbindung  ihrer  Strecken,  die  durch  die 
Peagesirecke  vermittelt  wurde,  durch  den  Bau  einer  eigenen 
Strecke  ^u  bewerkstelligen  haben.  Solange  das  Peageverfaältniss 
besteht,  bildet  es  einen  BestanJtheÜ  der  Eisenbabneinheit. 

Eine  zweite  hochwichtige  eisenbahnrechtUche  Servitut 
ist  das  Recht  einer  Eisenbahnunternehmung  zur  Be- 
nütxung  von  öffentlichen  Strassen«  mit  der  Wirkung« 
dass  dieselbe  befugt  wird«  anstatt  einen  eigenen  Eisenbahn- 
kdrper  su  schalen«  den  Schienenstrang  auf  die  Strasse  zu 
iegea,  so  dass  der  Strassenverkehr  und  der  Eisenbahnverkehr 
gkichtettig  und  nebeneinander  sratinnJen. 

Diese  E:nrlchn:ng  —  bei  Tiamways  von  Anbeginn  in 
ücbung  —  verdankt  ihre  Einführung  f^lr  Locomoriveisenhahnen 
den  Loc««bahawesen,  welches  bei  seiner  Besnminun^  dem 
laoileD  Bedünaisse  nach  r&scher  und  billiger  Massenbeförderung 
9m  dfeoen  und  xu  enr^prechen,  erst  dann  £ur  vcUen  Entwick- 
4ia(  gelaRg^n  kann,  w^.^n  es  an  Stelle  des  gew::hnl:chen 
SlMKttv««i.chres  ccrror-sn  sein  wird.  D'.e  LocsIrvah::en  soUeo 
4riber  mStctich^t  die  besschcadea  Strtssenzu^  renVIi^e^,  ab- 
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gesehen  davon^  dass  die  möglichst  billige  Herstellung  der 
Bahnen  eine  wesentliche  Vorbedingung  für  das  Gedeihen  des 
Verkehrsmittels  in  seiner  neuen  Gestalt  und  für  die  Möglich- 
keit wohlfeiler  Verfrachtung  bildet,  ein  ganz  besonders  geeig- 
netes Mittel  hierzu  aber  die  Benützung  bereits  consolidirter 
Unterlagen  ist. 

Die  Ausbildung  dieses  Servitutsrechtes  ist  allerdings  noch 
der  Zukunft  vorbehalten,  da  die  gesetzliche  Zulässigkeit  der 
Strassenbenützung  durdi  Locomotiy-(LocaI-)Bahnen  bisher 
nur  bezüglich  der  Reichsstrassen  ausgesprochen  erscheint,  die 
Inanspruchnahme  andeier  Öffentlicher  Strassen  dagegen  von  der 
Zustimmung  der  zur  Erhaltung  Verpflichteten  ebenso  abhängig 
ist,  wie  bei  den  Tramways  (Art.  VI  des  Gesetzes  vom  25.  Mai 
1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  betreffend  die  Zugeständnisse  und 
Begünstigungen  für  Localbahnen)J)  Die  Rechtsbildung  kann 
hierbei  ernstlichen  Schwierigkelten  nicht  begegnen,  wenn  in 
Betracht  gezogen  wird,  dass  öffentliche  Strassen,  welcher 
Kategorie  immer  sie  angehören  mögen;  in  Niemandes  Eigen^ 
thum  stehen,  sondern  allgemeines  oder  öffentliches  Gut  sind, 
welches  zu  Jedermanns  Gebrauch  zu  dienen  hat,  und  daher 
keiner  das  Gebrauchsrecht  in  einer  das  Wesen  des  Strassen- 
verkehres nicht  zuwider  laufenden  Weise  ausübenden 
Individualität  im  Staate  willkürlich  vorenthalten  oder  entzogen 
werden  kann.  Thatsächlich  haben  die  Strassengesetze  auch 
keinen  anderen  Zweck  verfolgt,  als  die  Bedingungen  der  Her- 
stellung und  Erhaltung  der  Strassen  festzustellen,  und  jene 
Factoren,  in  deren  nächstem  Verkehrsbedürfnisse  die  Schaffung 
und  der  Bestand  einer  Communication  liegt,  mit  der  Verwal- 
tung des  Sirassenzweckes,  d.  h.  mit  der  Obsorge  zu  betrauen, 
dass  der  Verkehr  in  regelrechter  und  gesicherter  Weise  auf  der 
Communication  platzgreifen  könne. 

Nach  dem  Grundsatze,  dass  bei  der  Concurrenz  zweier 
öffentlicher  Zwecke  jenem  der  Vorrang  gebührt,  welchem  der 
grössere  allgemeine  Nutzen  innewohnt,  kann  es  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  gegenüber  dem  Eisenbahnwesen,  welches  die 
Schaffung  und  Bewältigung  des  Verkehres  im  grossen  Mass- 


1}  Vergl.  Beilage  IV,  pag.  46. 


Stabe  verfolgt,  das  einfache  Strassen wescn,  welches  dem  Ver- 
kehrsbeJurfnisse  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  nur 
mehr  in  unvollkommener  Weise  und  als  secundares  Verkehrs- 
mittel dienen  wird,  zurückzutreten  hat. 

Da  nun,  wie  gesagt,  den  Strassenbehordeo,  respective  den 
zur  Verwaltung  der  Strassen  berufenen  Körpern  ein  Eigen- 
ihumsrecht  nicht  zusteht,  so  kann  ihr  Beruf  bei  Wahrung 
der  Strassen-Interessen  auch  nicht  dahin  gehen,  die  Strassen- 
benutzung  einzuschränken  oder  ein  Transportmittel  von  der 
Strassenbenutzung  auszuschliessen,  insolange  es  nicht  den 
Strassenverkehr  selbst  beeinträchtigt  oder  dessen  Sicherheil 
direct  bedroht.  Dagegen  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
die  Sicherheit  des  Strassenverkehres  durch  den  Eisenbahn- 
betrieb nicht  gefährdet  werden  darf,  und  demtieraäss  über  die 
Zulä'ssigkeit  nach  dieser  Richtung,  sowie  über  die  beson- 
deren Bedingungen,  für  die  Gemeinsamkeit  des  Eisenbahn- 
und  Strassenverkehres  auf  derselben  Communication  zu  ent- 
scheiden ist. 

Es  liegt  nun  selbstverständlich  weiter  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  jene  Factoren  im  staatlichen  Organismus,  welchen 
die  Verwaltung  der  einzelnen  Strassengattungen  zufällt,  in  Hin- 
blick auf  ihre  Kenntniss  der  localen  Verhältnisse  und  Bedürf- 
nisse zunächst  in  objectiver  Weise  zu  beurtheilen  berufen  sind, 
ob  und  in  welcher  Weise  die  Regelung  des  Nebeneinander- 
bestandes der  beiden  Verkehrsarten  vollzogen  zu  werden  ver- 
mag. Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  diese  Factoren  auch  berechtigt 
sind,  die  Entscheidung  zu  tretfen.  Nach  dem  Tenor  des  heu- 
tigen Standes  der  Gesetzgebung  kann  es  gar  nicht  fraglich 
sein,  dass  in  Eisenbahnangelegenheiten  allgemein  rechtlicher 
Natur  nur  die  Regierung  berufen  ist,  Anordnungen  und  Ent- 
scheidungen zu  tretfen,  wenn  von  Seite  der  Slrassenverwaltung 
etwa  ein  dem  Eisenbahnunicrnehmcn  ungünstiger  Standpunkt 
eingenommen  werden  sollte;  —  ferner  dass  bei  dem  Umstände, 
als  die  specielle  gesetzliche  Regelung  dieses  Verhältnisses  nur 
Frage  der  Zeit  ist,  die  Reichsgesetzgebung  ohne  Rücksicht  auf 
besondere  Landes-,  Bezirks-,  Gemeinde- Interessen  berechtigt 
erscheint,  der  neuen  Institution  der  Strassenbenützung  durch 
Eisenbahnen,  welche  nur  von  dem  segensreichsten  Erfolge  für 
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das  allgemeiDe  Beste  begleitet  sein  wird^  eine  priacipielle, 
gesetzliche  Grundlage  zu  yerleihea. 

Wenn  die  Berechtigung  zur  Benützung  yon  Strassen  durch 
die  Eisenbahnuntemehmung  grundsätzlich  anerkannt  ist^  so  er- 
geben sich  aus  der  rechtlichen  Natur  des  Verhältnisses  folgende 
Gesichtspunkte,  die  sich  in  gewisser  Beziehung  eben&lls  an 
die  Regeln  des  bürgerlichen  Rechtes  anlehnen: 

a)  Der  Verwaltung  der  Strassen  darf  aus  der  Ursache  der 
StrassenbenÜtzung  durch  die  Eisenbahn  keinerlei  Aufwand 
verursacht  werden.  Die  Eisenbahnunternehmung  hat  daher  die 
entsprechende  Einrichtung  des  zu  benützenden  Strassentheiles 
2U  besorgen  und  die  Kosten  der  ordnungsmässigen  Erhaltung 
dieses  Strassentheiles,  sowie  aller  besonderen  Vorkehrungen, 
welche  zur  Hintanhaltung  einer  Störung  oder  Geföhrdung  des 
Strassenverkehres  erforderlich  erscheinen  (Pflasterung,  Leit- 
schwellen, Radabweiser,  Aufsichtspersonen  etc.),  desgleichen 
die  durch  die  fragliche  Benützung  veranlassten  Mehrkosten  der 
Strassenerhaltung  (z.  B.  für  vermehrte  Schotterung  auf  dem 
nicht  von  der  Eisenbahn  benützten  TheiJe  in  Folge  erhöhter 
Inanspruchnahme  durch  das  Strassenfuhrwerk)  zu  tragen. 

b)  Die  Eisenbahnuhternehmung  nimmt  in  Ansehung  der 
StrassenbenÜtzung  selbst  keine  Sonderstellung  ein  und  hat 
daher  alle  den  übrigen  die  Strasse  Benützenden  obliegenden 
Lasten  und  Pflichten  zu  tragen  und  insbesondere  das  Entgelt 
aus  dem  MauthgefäUe  zu  entrichten. 

c)  Durch  den  Untergang  des  benützten  Strassentheiles 
geht  das  Mitbenützungsrecht  der  KisenbahnuntornehinLin-  ni:r 
Jana  und  insoweit  vcrlurcn,  als  der  zerstörte  SrrasseiKlicil 
nicht  wieder  hergesiellt  wird;  erfolgt  die  Hcr.stcUung  auf  C^rund 
einer  Concurrenz  i  Kostcnautthcauni^'  unter  den  Interessenton), 
so  ist  die  Fisenbahnuntei  nehniung  verpflichtet,  in  entsprechender 
Weise  hieran  theilzunehnien. 

Das  Recht  der  StrassenbenÜtzung  ist,  den  Bestand  der 
Strasse,  beziehungsweise  des  benützten  Strassentheiles  voraus- 
gesetzt, in  der  Zeitdauer  von  vorneherein  nicht  beschriinkbar; 
dagegen  können  die  Bedingungen  der  StrassenbenÜtzung  nach 
Massgabe  des  ßedürtnisses  der  Sicherheit  des  Strassenverlvehres 
jederzeit  verschärft  werden  und  bleibt  es  der  Staatsverwaltung 
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in  Handhabung  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vorbehalten.  In 
jedem  Zeitpunkte,  wo  sie  die  weitere  Benützung  einer  Strasse 
mit  dem  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  nicht  mehr  ver- 
einbarlich  erachtet,  der  Eisenbahnunternehmung  die  Herstellung 
eines  eigenen  Bahnkörpers  und  die  Abstandnahme  von  dem 
Rechte  der  Strassenbenützung  aufzutragen. 

Auf  die  Dauer  des  Rechtes  der  Strassenbenützung  bildet 
dasselbe  einen  Bestandtheil  der  Eisenbahneinheit. 

3.  So  wie  zu  Gunsten  einer  Eisenbahnunternehmuog  ein 
servitutsrechtliches  Verhältniss  durch  die  Einräumung  des 
Rechtes  zur  Strassenbenützung  geschaffen  werden  kann,  ist  es 
umgekehrt  auch  nicht  ausgeschlossen,  dem  Strassenverkehre 
ein  ähnliches  Recht  zu  gewähren,  wenn  die  Bedürfnisse  des 
Strassenverkehres  es  erheischen.  Durch  das  Recht,  eine 
Eisenbahn,  sei  es  im  Niveau,  sei  es  durch  Ueber- 
Setzung,  sei  es  mittelst  Unterführung  zu  durchqueren^ 
wird  die  Eisenbahnunternehmung  verbunden,  der  Strassen- 
Verwaltung  die  Benützung  des  Bahnkörpers  oder  des  über 
demselben  befindlichen  Luftraumes  in  bestimmter  Weise  zur 
Herstellung  einer  Strassenverbindung  zu  gestatten.  Die  Ver- 
pflichtung besteht  auf  die  Dauer  des  Bestandes  der  Strasse 
und  bildet  eine  dem  entsprechende  Last  des  Unternehmens, 
beziehungsweise  der  Eisenbahneinheit.  Es  macht  hierbei  keinen 
Unterschied,  ob  die  Nothwendigkeit  der  Bestellung  der  Servitut 
dadurch  hervorgerufen  wird,  dass  der  Zug  der  Bahn  der  un- 
unterbrochenen Herstellung  einer  ganz  neuen  Strassenverbin- 
dung in  den  Weg  tritt,  oder  ob  es  sich  blos  darum  handelt, 
an  einer  bestehenden  Durchquerung  mit  Rücksicht  auf  die 
Neugestaltung  eines  bestehenden  Strassenzuges  (Umwandlung 
eines  Gemeindeweges  in  eine  Bezirksstrasse,  einer  Bezirksstrasse 
in  eine  Landesstrasse  etc.  etc.)  die  erforderliche  Aenderung  zu 
vollziehen. 

Die  Voraussetzung  jedoch  einer  solchen  Belastung  des 
Eisenbahnunternehmens  ist  die  ausser  Zweifel  gestellte  Sicher- 
heit des  Eisenbahnbetriebes.  In  Rücksicht  dieser,  sowie  im 
Hinblicke  auf  das  Abharnji^keitsverhaltniss  der  Eisenbahn- 
uiitcrnehniungen  gegenüber  der  Staatsverwaltung  hinsichtlich 
der  Vertügungeii  an  dem  Bahnicrritorium  ist  lerner  einerseits 
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die  Zustimmung  der  Regierung  zur  Bestellung  der  Servitut 
erforderlich,  andererseits  der  Regierung  vorbehalten,  der  Eisen- 
bahnunternehmung selbst  gegen  ihren  Willen  die  Duldung  der 
Bahndurchquerung  aufzutragen. 

Selbstredend  fallen  die  Kosten  der  neuen  Herstellung, 
beziehungsweise  der  nothwendigen  Veränderungen  auf  dem 
Bahnterritorium,  sowie  die  erhöhten  Auslagen,  welche  der 
Etsenbahnuntemehmung  für  die  Erhaltung  durch  die  Benützung 
des  Bahnbesitzes  seitens  des  Strassenverkehres  erwachsen, 
wie  nicht  minder  der  Aufwand,  welcher  der  Eisenbahnunter- 
nehmung für  alle  zur  Hintanhaltung  einer  Störung  oder  Ge- 
fährdung des  Eisenbahnbetriebes  nach  Anordnung  der  zur 
Aufoicht  über  die  Eisenbahnen  berufenen  Behörden  erforderlichen 
besonderen  Vorkehrungen  (Wächter,  Schranken,  Signale  etc.) 
verursacht  wird,  der  Strassenverwaltung,  zu  deren  Gunsten  die 
Servitut  bestellt  wird,  zur  Last. 

Von  rechtlich  nebensächlicher  Bedeutung  ist  es,  dass  die 
Österreichische  Regierung  den  Vollzug  von  Herstellungen  inner- 
halb des  Bahnterritoriums  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicher- 
heit durch  die  Eisenbahnunternehmungen  gegen  Ersatz  der 
Kosten  seitens  der  Strassenverwaltungen  fordert. 

• 

C.  Von  dem  Obligationenrechte  der  Eisenbahnen. 

a)  Verbindlichkeiten  aus  dem  Vertragsverhältnisse« 

Die  einseitig  verbindlichen  Verträge  spielen  im  Eisenbahn- 
wesen keine  Rolle  und  nehmen,  abgesehen  davon,  dass  in 
dem  Falle,  als  es  sich  um  eine  Verfügung  über  ein  Object 
der  Eisenbahneinheit  handelt  (z.  B.  Schenkung  eines  der  Eisen- 
bahn gehörigen  Grundes  zu  Strassen-  oder  Regulirungszwecken), 
die  Zustimmung  der  Regierang  und  in  dem  weiteren  Falle, 
dass  das  Object  auch  noch  den  Gemein-(Prioritäts-)Gläubigern 
zur  Deckung  ihrer  Ansprüche  zu  dienen  hat,  das  Einverständ- 
niss  des'  Regierungscommtssärs  oder  des  gemeinsamen  Ver- 
treters (Gurators)  erforderlich  ist,  im  Eisenbahnrechtsleben  keine 
eigenartige  Gestalt  an. 

Nur  eines  einseidg  verbindlichen  Vertrages  muss  gedacht 
Wörden,  welcher  vorzugsweise  bei  Eisenbahnuntemehmungen 
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eintreten  kann.  Es  ist  jener  Vertrag,  wodurch  die  Actien- 
gesellschaft  dem  Besitzer  einer  verlosten  und  getilgten  Actie 
den  Anspruch  auf  Antheilnahme  an  dem  Erträgnisse  des 
Unternehmens  einräumt.  Dieser  Vertrag  ist  bei  dem  Umstände, 
als  der  Berechtigte  gegenüber  der  Gesellschaft  keinerlei  Ver- 
pflichtung bat  «und  den  Anspruch  unentgeltlich  erhält,  eine 
Schenkung.  Begründet  wird  das  Verhältniss  entweder  durch 
eine  Bestimmung  des  allgemeinen  Gesellschaftsvertrages  (Sta- 
tuten) oder  durch  einen  ordnungsmässig  gefassten  Bescbluss 
der  Mitglieder  der  Gesellschaft  (Generalversammlung  der  Actio- 
näre)  und  durch  die  Ausfertigung  einer  schriftlichen  Urkunde 
(Genussschein)  an  den  Berechtigten.  Massgebend  für  den  Um- 
fang des  durch  den  Genussschein  dem  gewesenen  Actionär 
zustehenden  Rechtes  ist  der  Inhalt  der  statutarischen  Bestim- 
mung oder  des  Beschlusses  der  Generalversammlung. 

Hiernach  bezieht  sich  das  Genussrecht  auf  die  mit  den 
wirklichen  Actionären  gleiche  Antheilnahme  an  dem  Erträgnisse 
des  Unternehmens,  indem  der  Inhaber  eines  Genussscheines 
die  Dividende  in  gleicher  Höhe  erhält  wie  der  Actionär;  oder 
auf  die  Antheilnahme  an  dem  Erträgnisse,  welches  nach  Abzug 
eines  Betrages,  der  einer  bestimmten  Verzinsung  (z.  B.  57o) 
des  Actiencapitales  entspricht  und  den  Actionären  zugewendet 
wird,  noch  erübrigt  und  als  Superdividende  zur  gleichmässigcn 
Vertheiiu ng  unter  die  Actionäre  und  Inhaber  der  Genussscheine 
gelangt. 

Dagegen  bilden  die  zweiseitig  verbindlichen  Verträge 
selbstverständlich  von  dem  Momente  an,  wo  Eisenbahnunter- 
nehmungen als  selbstthätige  Rechtssubjecte  in  das  Rechtsleben 
eintreten  und  sich  die  Beziehungen  zu  anderen  Rechtssubjecten 
im  Verkehre  mit  denselben  entwickeln,  einen  hochwichtigen 
Factor  in  dem  Berufe  und  in  der  Rechtssphäre  der  Eisenbahn- 
unternehmungen. Dieser  Seite  des  Vertragsrechtes  wohnt  fast 
in  allen  Beziehungen  eine  ganz  besondere  Charakteristik  inne, 
welche  tlem  Rechtsverkehre  ein  völlig  neues  Cieprai^e  )^;cl >t 
und  daher  für  tlie  Rechtsbilduni;  überhaupt  von  grosser  J^e- 
deulung  ist.  Dieses  Gepräge  i;iebt  sicli  vorzugsweise  in  der 
Loslösung  des  Vertragsrechtes  von  der  Bestimmung  und  Wir- 
kung des  Einzelwiliens  und  in  der  Verallgemeinerung  des 
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Eitizelwillens  oder  in  der  Unterordnung  des  Einzelwillens 
unter  den  in  irgend  einer  Form  sich  manifestirenden  Willen 
der  Gesammtheit  oder  unter  ein  bestimmtes  Bedürfhiss  der 
Gesammtheit  kund. 

Die  wichtigsten,  zweiseitig  verbindlichen  Verträge,  bei 
welchen  die  besondere  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse  sich 
vorzugsweise  geltend  macht,  sind:  der  Darlchensvertrag,  der 
Bestandvertrag  und  der  Vertrag  über  entgeltliche  Dienst- 
leistungen. 

Der  Darlehensvertrag,  welchen  Eisenbahnunterneh- 
miingen  schliessen,  wird  entweder  mit  der  Staatsverwaltung 
oder  mit  einer  anderen  bestimmten  dritten  Person  oder  aber 
mit  einem  Personcniril  ci^ritf  eingegangen. 

Dem  Vcrt  ra  gs  V  e  r  h  a  1  tu  Ks.^  c  uiit  der  Staatsverwal- 
tung liegt  jederzeit  ein  ganz  concretcs  Bedüriniss  zu  Grunde, 
das  zumeist  auch  schon  bei  der  Concessionirung  der  Bahn  in's 
Auge  gelasst  wird. 

Das  Bcdürfniss  richtet  sich  in  erster  Linie  auf  die  Her- 
Stellung  der  Bahn  und  deren  hibetriebsetzung  und  führt  zu 
der  Vorschussgewährung  seitens  der  Staatsverwaltung  zu  diesem 
Zwecke  oder  zur  Erleichterung  der  Erreichung  desselben.  Ob 
nun  die  Leistung  eines  solchen  Vorschusses  bereits  im  Stadium 
der  Concessionirung  oder  zur  Zeit  erfolgt,  wo  die  finanziellen 
Kräfte  einer  Unternehmung  in's  Gedränge  gekommen  sind, 
ändert  an  der  Sachlage  nichts.  Die  Eisenbahnuntcrnchmung 
übernimmt  aus  dem  Darlehensvertrage,  welcher  durch  die  Con- 
cess  tnisurkunde  oder  durch  ein  aul  Grund  derselben  oder 
ohne  Rücksicht  auf  dieselbe  zwischen  der  Staatsverwaltung 
und  der  Eisenbahnunternehmung  vereinbartes  besonderes 
Uebereinkommen  geschlossen  wird,  die  Verpflichtung,  binnen 
einer  bestimmten  Frist  die  Schuldpost  entweder  durch  ein- 
malige Zahlung  im  Ganzen  oder  in  den  vertragsmässig  vor- 
gesehenen Theiizahlungen  abzutragen.  Ob  und  in  welchem 
Masse  Zinsen  zu  bezahieu  sind,  richtet  sich  ebenfzdls  nach 
dem  Vertrage. 

Die  Sicherstellung  der  Ansprüche  der  Staatsverwaltung 
aus  dem  Vertragsverliältnisse  dieser  Art  kann  bewerkstelligt 
werden  durch  die  Einräumung  des  Pfandrechtes  an  allen 
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beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  die  der  Eisenbahn- 
unternehmung gehören  und  nicht  Gegenstand  des  Heimfalls- 
rechtes des  Staates  sind,  oder  durch  Uebergabe  von  gesell- 
schaftlichen Titres  oder  durch  Leistung  einer  Sicherheit  seitens 
einer  dritten  Person  (Geldinstitut). 

Ein  weiteres  concretes  Bcdürfniss  einer  Eisenbahnunter- 
nehmung liegt  in  der  Aufrechthaltung  seiner  finanziellen  Kraft, 
indem  entweder  dem  Unternehmen  die  Möglichkeit  geboten 
wird,  den  Anforderungen  des  Betriebes  ohne  die  in  solchem 
Falle  todbringende  Inanspruchnahme  fremden  Credites  gerecht 
zu  werden,  oder  dem  in  dem  Unternehmen  stehenden  Capilale 
und  jenen  Personen,  die  dasselbe  repräsentiren  (Actionäre),  ein 
bestimmter  Ertrag  gewahrt  wird.  Diesem  Bedürfnisse  wird  in 
Oesterreich  in  erster  Beziehung  durchGewiihrung  von  Vorschüssen 
zur  Bedeckung  von  Betriebskostenabgängen  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  14.  December  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 12,  Rechnung  ge- 
tragen, in  der  zweiten  Richtung  durch  Gewährung  der  Garantie 
eines  Reinerträgnisses  im  Zeitpunkte  der  Concessionsertheilung. 
Insoweit  das  Erträgniss  zur  Verzinsung  und  Amortisirung  des 
Actiencapitalcs  zu  dienen  hat,  involvirt  die  Conccssionsurkunde 
den  Darlchensvertrag,  der  in  Kraft  tritt  in  dem  Momente, 
wo  die  Eisenbahnunternehmung  sich  genöthigt  sieht,  das  ihr 
eingeräumte  Recht  in  Anspruch  zu  nehmen.  In  eben  diesem 
Momente  erwächst  der  Unternehmung  auch  die  Verpflichtung, 
die  Rückzahlung  des  von  der  Staatsverwaltung  geleisteten 
Garantie  Vorschusses  und  dessen  eventuelle  Verzinsung  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  der  Conccssionsurkunde  zu  be- 
wirken. Die  Verpflichtung  zur  Rückzahlung  der  Vorschüsse 
zur  Bedeckung  der  Betriebskostenabgänge,  welche  übrigens 
ebenfalls  nur  garantirten  Eisenbahnen  gewährt  werden  können, 
richtet  sich  nach  den  Modalitäten  des  im  besonderen  Falle  zu 
schliessenden  Vertrages,  insoferne  nicht  etwa  schon  der  Wort- 
laut der  Bestimmungen  der  Conccssionsurkunde  über  die 
Tilgung  eventueller  Garantievorschüssc  eine  analoge  Anwendung 
dieser  Bestimmungen  gestattet. 

Für  den  Fall,  als  die  Garantieschuld  zur  Zeit  der  Ein- 
lösung durch  den  Staat  nicht  getilgt  erscheint,  bietet  sie  ein 
(^orapensationsobject  bei  Ermittlung  des  Einlösungspreises. 
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Zur  Sicherstellung  der  Ansprüche  der  Staatsverwaltung 
aus  diesem  Verhältnisse  kann  allerdings  auch  das  Pfandrecht 
an  den  der  Unternehmung  gehörigen  und  ausserhalb  der  Eisen^ 
bahneinheit  stehenden  Sachen  erworben  werden;  von  wirklich 
praktischem  Werthe  ist  dasselbe  jedoch  nicht,  wenn  die  Garantie- 
schulden eine  bedeutende  Höhe  erreichen,  da  der  Freibesitz  bei 
garantirten  Bahnen  in  der  Regel  verschwindend  klein  ist. 

Ein  Mittel  zur  Einbringlichmachung  der  Garantievor- 
schüsse' hat  die  Staatsverwaltung  nicht,  da  die  Garantiepflicht 
sich  auf  die  Concessionsdauer  erstreckt  und  daher  bis  zum 
Ablaufe  derselben  eine  gerichtliche  Geltendmachung,  welche 
die  Versteigerung  einer  Bahn  und  die  Befriedigung  der  An- 
sprüche des  Fiscus  aus  dem  Feilbietungserlöse  im  Gefolge 
haben  könnte,  ausgeschlossen  erscheint. 

Dagegen  besitzt  die  Staatsverwaltung  die  Machte  dem 
Anwachsen  der  Betriebsvorschüsse,  beasiehungsweise  der  Garantie- 
schuld entgegenzutreten,  indem  sie  entweder:  1.  auf  Grund  der 
Thatsache,  dass  das  Grundcapital  der  Gesellschaft  durch  die 
Schuldenlast  unter  Zurechnung  der  bereits  aufgelaufenen  Ga- 
rantieschuld zur  Hälfte  erschöpft  ist,  das  durch  Art.  240  des 
Handelsgesetzes  normirte  Recht,  die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft zu  verfügen,  ausübt;  oder  2.  von  der  durch  das  Gesetz 
vom  14.  December  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  112  (§§  2  und  4), 
eingeräumten  Ermächtigung  Gebrauch  macht,  den  Betrieb  der 
Eisenbahn  selbst  zu  führen  oder  durch  Andere  führen  zu 
lassen,  insolange  nicht  angenommen  werden  kann,  dass  weitere 
Ansprüche  an  die  Staatsverwaltung  wegen  Vorschussleistung 
nicht  mehr  würden  gestellt  werden.  Die  Berechtigung  der 
Regierung  ersteht  in  dem  Falle  der  Gewährung  der  Vorschüsse 
zur  Bedeckung  der  Betriebskostenabgänge  in  dem  Momente 
der  ersten  Vorschussleistung,  in  dem  Falle  der  Leistung  von 
Garantievorschüssen  dann,  wenn  die  Eisenbahnuntemehmung 
für  die  letzten  fünf  Jahre  mehr  als  die  Hälfte  des  ganntirten 
Reinertriigiiisses  jährlich  in  Anspruch  genommen  hat;  sie 
erlischt  nn  erst  ii  1  alle,  wenn  die  Unternehmung  durch  drei 
aufeinanderfolgende  Jahre  keinen  Betriebskostehvorschuss  mehr 
in  Anspruch  gcnoimuen  hat,  im  zweiten  Falle,  wenn  die 
UuLcmchmung  durch  drei  aufeinanderfolgende  Jahre  nicht  die 
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Hälfte  des  garantirten  Reiaeitrfignisses  jährlich  in  Anspruch 
genommen,  oder  endlich  3.  unter  Ergreifung  der  ihr  geeignet 
erscheinenden  Mittel  vor  dem  für  die  Einlösung  der  Bahn  in 
der  Concessionsurkunde  fixirten  Termine  vertragsmässig  sich 
in  den  Besitz  der  Bahn  setzt. 

Der  Darlehensvertrag  mit  einerbestimmten  dritten 
Person,  ob  Einzelperson  oder  Gesellschaft,  hat  keine  specifisch 
eisenbahnrechtliche  Bedeutung;  er  verdankt  seine  Entstehung 
dem  Creditbedürfnisse  einer  Eisenbahnuntemehmung  zu  einer 
Zeit,  wo  sie  Über  die  erforderlichen  Baarmittel  nicht  verfügt 
und  der  Creditfähigkeit  des  Unternehmens,  welche  der  Geld- 
markt demselben  entgegenbringt.  Als  schwebende  Schuld,  d.  h. 
als  Schuld,  die  ohne  reale  Bedeckung  ihre  Sicherung  zunächst, 
und  im  Weiteren  ihre  Tilgung,  aus  den  Ergebnissen  des  Be- 
triebes des  Unternehmens  zu  finden  ha^  geniesst  die  aus  dem 
Darlehensvertrage  der  Unternehmung  erwachsende  finanzielle 
Verpflichtung  keinerlei  besondere  gesetzliche  Fürsorge.  Ihre 
reale  Sicherstellung  kann  nur  erreicht  werden  durch  Einräu- 
mung eines  Pfandrechtes,  und  zwar  vertragsmässig  nach  Vor- 
schrift der  §§  309  bis  312  des  H.  G.  oder  auf  Grund  eines 
richterlichen  Spruches.  Letzterer  kann  insbesondere  den  Im- 
mobilien gelten,  ohne  Unterschied,  ob  der  Besitz  der  Eisen- 
bahnunternehmung, der  zur  Deckung  der  Schuld  der  Unter- 
nehmung herangezogen  werden  soll,  lIic  P.isL'ubahneinheit 
selbst  ist  oder  ausserhalb  der  Kisenbalineinlicit  stehr.  An 
einem  einzelnen  Gcf^i-n^tifulc  der  Eisenbahneinheit  kann  nicnt 
das  Pfandrecht  erworben  werden,  noch  auch  kann  aut  das- 
selbe Execuiion  gefuhrt  werden.  (Ein  Waggonlieferant  kann 
wegen  Nichtzahlung  der  Lieferuagssumme  die  abgelieferten 
und  in  Betrieb  gesetzten  Wagen  nicht  mehr  mit  Pfandrecht 
bedecken  und  das  Gericht  kann  nicht  mehr  die  Versteigerung 
bewilligen;  dagegen  ist  die  Erwerbung  des  executiven  Pfand- 
rechtes an  dem  Gesammtbesitz  der  Eisenbahnuntemehmung, 
einscnliesslich  der  Eisenbahneinheit,  aus  einer  solchen  Forde- 
rung, allerdings  in  beschränktem  Masse,  rechtlich  statthaft.)*) 


Verg).  §  5  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70; 
%  2  des  Geseues  vom  21.  April  1874»  R.  G.  Bl.  Nr.  48. 
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Ein  besonderes,  dem  Darlehensvertrage  ähnliches  VerhSlt- 
niss  entsteht  bei  Privat-Eisenbahnunteraehmungen  dadurch, 
dass  jede  einzelne  Unternehmung  mit  ihrem  Verkehre  in  den 
Gesammtverkehr  eintritt  und  jede  einzelne  Bahn,  bei  der  das 
,2U  verfrachtende  Gut  zur  Aufgabe  gelangt,  oder  auf  welcher 
bei  einer  Reihe  von  Reiserouten  der  Reisende  seine  Reise 
beginnt,  für  sich  und  die  übrigen  Unternehmungen  die  zu 
bezahlenden  Gebühren  einhebt,  sowie  die  etwa  erforderlichen 
Auslagen  bestreitet,  während  die  Repartition  und  Feststellung 
der  Antheile  der  einzelnen  Unternehmungen  erst  nach  längerer 
Zeit,  gewöhnlich  nach  Ablauf  einer  Geschäftsperiode,  erfolgt  und 
die  Forderungen  und  Schuldigkeiten  im  Wege  der  Abrechnung 
festgesetzt,  beziehungsweise  ausgeglichen  und  die  Differenzen, 
die  sich  zu  Gunstän  der  einen  oder  der  anderen  Unternehmung 
ergeben,  eingehoben  werden.  Stehen  Privat- Eisenbahnunter- 
nehmungen in  gegenseitiger  Abrechnung,  so  ist  jene  Unter- 
nehmung, welcher  beim  Rechnungsabschlüsse  ein  Uebcischuss 
gebührt,  nach  der  Bestimmung  des  Handelsgesetzes  (Art.  291) 
berechtigt,  von  dem  ganzen  Betrage  dcssclljen,  wenngleich 
ciariintcr  Zinsen  bcgritfen  sind,  seit  dem  Tae;e  des  Abschlusses 
Zinsen  zu  lordern,  da  sie  als  Kaulicute  uiul  die  Geschäfte,  auf 
die  sich  die  Abrechüuijg  bezieht,  als  Handelsgeschäfte  aulzu- 
fassen sind;  stehen  Privat-Kisenbalmünternehmuagen  mit  Staats- 
Eisenbahnunternehraungcn  im  Abrechnungsverhältniss,  so  tritt, 
da  letztere  im  Sinne  des  Handelsgesetzes  nicht  als  Kaufleute 
betrachtet  werden  können,  auch  nicht  ein  Geschäft  als  Gewerbe 
zu  betreiben  berufen  sind,  soinli  auch  den  1  ransportgeschäfteti 
nicht  der  Charakter  von  Handelsgeschäften  (  Art  272  des  H. 
G.  B.  1  innewohnt,  die  Berechtigung  zur  Zinsen forderung,  so- 
ferne  niclu  vertragsraassig  etwas  Anderes  festgesetzt  worden 
ist,  aus  dem  Gesetze  gemäss  Art.  288  des  H.  G.  B.  und  §  1334 
des  a.  b.  G.  ß.  nach  dem  Tage,  an  welchem  die  Schuldigkeit 
fällig  war,  oder  in  dem  Falle,  als  die  Zahlungszeit  nicht 
bestimmt  ist,  nach  dem  Tage  der  gerichtlichen  oder  ausser- 
gerichtlichen  Einmahnung,  ein. 

Die  Forderungen,  welche  aus  solchen  Abrechnungs- 
schuldigkeiten gegenüber  einer  Privat- Eisenbahnunternehmung 
entstehen,  geniessen  bei  Verwendung  des  Einkommens  im 
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Falle  der  Sequestration  oder  bei  Vertheilung  des  Erlöses  im 
Falle  einer  zwangsweisen  Veräusserung  oder  des  Concurses 
ein  gesetzliches  Vorzugsrecht. 

Die  wichtigste  Art  des  Darlchensvertrages  ist  die,  welche 
wir  als  Vertrag  bezeichnet  haben,  welcher  mit  einem  Personen-  . 
Inbegriff  geschlossen  wird  und  dadurch  entsteht,  dass  einer- 
seits die  Unternehmung  erklart,  ein  durch  Verpfändung  des 
Besitzes  der  Gesellschaft  fundirtes  Darlehen  in  einer  bestimmten 
Höhe  aufzunehmen,  und  über  dasselbe  eine  bestimmte  Anzahl, 
auf  eine  bestimmte  Theilsumme  der  Darlehensforderung  lautende 
Theilschuldverschreibungen  ausgiebt,  welche  auf  Inhaber  und 
nicht  auf  eine  bestimmte  Person  lauten;  andererseits  eine  oder 
mehrere  oder  ebenso  viele  Personen,  als  Theilschuldverschrei- 
bungen ausgegeben  worden  sind,  gegen  Erlag  der  Summe, 
aufweiche  die  Theilschuldverschreibung  ausgestellt  ist  (Nominal- 
betrag), oder  welche  —  bei  dem  Verkehre  auf  dem  Geld- 
markte —  dem  Verkehrswerthe  entspricht  (börse-  oder  curs- 
mässiger  Betrag )  die  Theilschuldverschreibungen  in  entsprechen- 
dem Masse  erwerben.  Die  Gesammtheit  der  Besitzer  der  Theil- 
schuldverschreibungen (Prioritätsobligationen  genannt),  welche 
persönlich  der  Gesellschaft  unbekannt  bleiben,  bilden  eine 
Gläubigerschaft  der  Gesellschaft,  welche  mit  Rucksicht  auf  die 
ursprüngliche  Erklärung  der  Gesellschaft  die  Gesammtforde- 
rung  als  untheilbares  Ganzes  erwirbt  und  die  aus  derselben 
fliessenden  Rechte  ebenso  untheilbar  der  Gesellschaft  gegenüber 
geltend  zu  machen  befugt  ist,  insolange  nicht  durch  eine 
Handlung  der  Gesellschaft  ein  besonderer  Rechtszustand  ge- 
schaffen wird  (z.  B.  Vollzahlung  der  Zinsen  eines  Theiles  der 
Obligationen,  Nichtzahlung  oder  Theilzahluug  der  Zinsen  eines 
anderen  Theiles).  Nur  in  dem  letzteren  Falle  erwächst  dem 
Besitzer  einer  Theilschuldverschreibung  das  Befugniss,  selbst- 
ständig sein  Recht  gegenüber  der  Gesellschaft  zu  verfolgen, 
in  allen  anderen  Fällen  kann  nur  die  Gesammtheit  der  Priori- 
tätsgläubiger Rechtshandlungen  unternehmen. 

Die  Ausgabe  von  Eisenbahn -Prioritätsobligationen  hat 
zur  gesetzlichen  Voraussetzung:  1.  die  besondere  Bewilligung 

*)  Vergl.  §  47  des  österr.  EisenbahnbOchergesetzes  (Beilage  VII, 
pag.  100). 
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der  Staatsverwaltung  (§  10  iit.  i  des  Eisenbahn- Concessions- 
gesetzes) ;  •)  2.  seit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
vom  19.  Mai  1874,  R.  ü.  Bl.  Nr.  70,  die  vorausgegangene  Ein- 
verleibung des  PFli II dr echtes  auf  die  zur  Hypothek  bestimmte, 
den  Gegenstand  einer  Eisenbahneinlage  bildende  bücherliche 
Einheit  im  Eisenbahnbuche  und  soferne  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  ausserdem  noch  andere  unbewegliche 
Güter  bestimmt  sind,  auf  welche  ein  bücherliches  Pfandrecht 
erworben  werden  kann,  auch  die  Eintragung  des  Pfandrechtes 
in  Ansehung  dieser  Güter  in  i^leicher  Weise  in  dem  betreffenden 
öffentlichen  Buche  (Landtafei,  Grundbuch,  Bergbuch,  Wasser- 
rechtsbuch etc.). 

Die  Rechte  der  Prioritätsgläubiger  sind:  1.  Das  Recht, 
die  Verzinsung  der  geleisteten  Summe  nach  dem  in  der 
Prioritätsobligation  zugesicherten  Zinsfusse  auf  die  Dauer  des 
rechtlichen  Bestandes  der  Prioritätsobligation  mit  der  im 
§  1460  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches')  gegebenen 
Einschränkung  in  Anspruch  zu  nehmen. 

2.  Das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  RQckzahlungsmodali- 
täten  erfüllt  werden.  Es  kann  von  keinem  Prioritätsgläubiger 
begehrt  werden,  dass  der  ihm  gebührende  Antheil  der  Dar- 
lehensfc^rderung  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  ausbezahlt 
werde,  sondern  muss  sich  derselbe  damit  begnügen,  die  Zah- 
lung dann  zu  erhalten,  wenn  das  Los  innerhalb  des  Zeit- 
raumes auf  ihn  fällt,  der  durch  den  Tilgungsplan,  welcher  für 
die  Rückzahlung  vorgesehen  ist,  festgestellt  erscheint.  Dagegen 
muss  sich  jeder  Prioritätsgläubiger  ohne  Recht  auf  Entschädi*. 
gung  wegen  des  durch  die  für  ihn  in  unbequemer  Zeit  er- 
folgte Zahlung  etwa  erwachsenden  Nachtheiles  gefallen  lassen, 
zu  jedem  beliebigen  Zeitpunkte  die  Rückzahlung  seines'  An- 
theiles  anzunehmen,  wenn  die  Eisenbahnunternehmung  sich 
im  Texte  der  Prioritätsobligation  die  Tilgung  des  gesammten 

1)  Vergl.  Beilage  III,  pag.  42. 

^  Vergl.  §  50,  Beilage  VII,  pa^,'.  10-2. 

^}  Die  Gesetzesstelle  lautet:  „Forderungen  von  rückständigen 
jährlichen  Abgaben,  Zinsen,  Renten  ydcr  Dienstleistungen  erlöschen  in 
drei  Jahren;  das  Recht  selbst  wird  durch  einen  Nichtgebrauch  von 
dreissig  Jahren  verjährt" 
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Darlebens  oder  eines  grösseren  Theües  desselben  ohne  Rück» 
sieht  auf  den  Tilgungsplan  vorbehalten  hat. 

3.  Das  Pfandrecht  an  den  nach  Inhalt  der  Prioritätsobligation 
zur  Sicherstellung  der  Befriedigung  der  Ansprüche  der  Priori- 
tätsgUubiger  bestimmten  VennÖgensobjecten  der  Eisenbahn- 
unternehmung, und  zwar  an  der  Eisenbahneinheit,  den  ausser- 
halb der  Elisenbahneinheit  stehenden  Immobilien  und  sonstigen 
Gütern. 

Erworben  wird  das  Pfandrecht  hinsichtlich  aller  Immo- 
bilien, auf  welche  sich  die  seiiens  der  Eisenbahnunteraehmung 
ertheilte  Zusicherung  bezieht,  von  dem  Prioritätsgläubiger  mit 
der  Erwerbung  der  Prioritätsobligation,  und  zwar  wenn  mehrere 
Prioritätsanlehen  gemacht  worden  sind,  mit  der  Rangordnung, 
welche  sich  aus  der  bücherlichen  Eiiuragung  der  Gesammt- 
forJerung,  aus  der  die  Theilschuldverschreibung  entstammt, 
bezicliLingsweisc  nach  dem  Zeitpunkte  der  erthcilt^n  Zusiche- 
rung ergiebt,  insolcrnc  nicht  zur  Zeit  des  i.ntstehens  der 
Schuld  ein  anderes  Verhaltniss  der  Rangordnung  dadurch  be- 
gründet wurde,  dass  die  Prioritatsglaubiger  aus  früherer  Zeit 
ihren  rechtlichen  Vorrang  den  Prioritätsgläubigern,  deren  An- 
sprüche sich  auf  eine  spätere  Aufnahme  einer  Prioritätsschuld 
gründen,  durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  abgetreten 
haben.')  Wird  die  Prioritätsobligation  auf  einen  anderen 
Besitzer  übertragen,  so  erwirbt  der  Besitznachfolger  alle  Rechte 
des  Besitzvorgängers,  also  auch  das  Pfandrecht,  ohne  dass 
hierzu  die  Ausstellung  einer  Cessionsurkunde  erforderlich 
wäre.  Das  Pfandrecht  zur  Sicherstellung  sowohl  der  Gesammt- 
fordcrung,  als  auch  der  einzelnen  Prioritätsobligation  erlischt 
mit  der  Zahlung  in  dem  für  ihre  Einlösung  bestimmten  Zeit- 
punkte, bezüglich  einer  einzelnen  Prioritätsobligation  auch  noch 
dadurch,  dass  dieselbe  nach  dem  für  ihre  Einlösung  bestimmten 
Zeitpunkte  ohne  Ausgabe  eines  Duplicates  für  amortisirt  er- 
klärt wurde. 

Eint^etragen  wird  das  Pfandrecht  sowohl  hinsichtlich  der 
Eisen bahiieinheit  im  Eisenbahnbuchc,  als  auch  rucksichtlich 


^)  VergL  §  48  des  österr.  EisenbahnbOcbergecetzes  (Beilage  VII, 
pag.  101). 
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der  Übrigen  verpfÜadeteD  Immobilien  in  den  nach  den  beste-* 
henden  Gesetzen  hierzu  bestimmten  Öffentlichen  Büchern  (Land- 
tafely  Grundbuch,  Bergbuch  etc.)  auf  Grund  einer  von  der 
Eisenbahnunternehmung  ausgestellten,  allgemeinen^  d.  i.  die 
Gesammtschuld  umfassenden  Pfandbestellungsurkundey  deren 
Inhalt  mit  den  Bestimmungen  der  Theilschuldverschreibungeii 
Über  deren  Ausgabe,  Zahl  und  Höhe  in  vollem  Einklänge  stehen 
muss;  die  Benennung  eines  Forderungsberechtigten  entfällt,  die 
Forderung  als  solche  wird  personalisirt. 

Die  bücherliche  Löschung  des  Pfandrechtes  kann  nach 
dem  Masse  der  erfolgten  Tilgung  der  Schuld  auf  Grund  des 
hierüber  gelieferten  Nachw^ses  erfolgen.  Zur  Lieferung  des 
Nachweises  genügt  die  Vorlage  der  eingelösten  und  für  den 
Verkehr  unbrauchbar  gemachten  Prioritätsobligationen  oder  aber 
einer  Bestätigung  des  RegterungscommissMrs  darüber,  dass  die 
Einlösung  der  Prioritätsobligationen  in  Gemässheit  der  hiefür 
geltenden  Bestimmungen  erfolgte  und  dass  die  eingelösten 
Prioritätsobligationen  unbrauchbar  gemacht  wurden;  die  Bei- 
bringung einer  Quittung  über  eine  geleistete  Zahlung  ist  nur 
in  dem  Falle  erlorderlich,  wenn  es  sich  um  eine  araortisirte 
Prioritiitsobligation  handelt,  die  Löschung  des  Pfandrechtes 
bedinL;t  aber  in  diesem  Falle  weiter  noch  die  iMkiarunL:  des 
Rci^ici  iinn-icommissärs,  dass  die  Ausgabe  eines  Dupiicatcs  nicht 
statlgciuiiden  hat. 

Das  Pfandrecht  an  der  Eisenbahneinheit,  welches  die  Prio- 
ritätsgläubiger besitzen,  sichert  ihnen  den  Vorrang  vor  allen 
anderen  Anspruchberechtigten,  deren  Rechten  eine  bücherliche 
Sicherstellung  eingeräumt  ist,  mit  Ausnahme  jener  Lasten  und 
Rechte,  welche  sich  auf  einzelne  Hisenbahngrundstücke  beziehen 
(getheiltes  Eigenthum;  Miteigenthum  an  Bahnhöfen,  Bahn- 
strecken; Peageverhältniss;  Grunddienstbarkeiten,  welche  Weg- 
verbindung, Zu-  oder  Ableitung  von  Wasser  u.  dgl.  zum  Gegen- 
stande haben  etc.)  und  ihrer  Bestimmung  gemäss  entweder  dem 
unabweislichen  Bedürfnisse  des  Eisenbahnbetriebes  (namentlich 
aus  gegenseitigen  Beziehungen  von  Anschlussbahnen)  ent- 
sprechen oder  der  Nothwendigkeit  entspringen,  die  Bedürfnisse 
des  Eisenbahnbetriebes  mit  der  Erhaltung  anderer  wirthschaft- 
Ucber  Interessen  in  Einklang  zu  bringen,  somit  zu  dem  Zwecke 
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begründet  werden,  um  während  des  Eisenbahnbetriebes  fort- 
zudauern und  sachgemäss  gar  nicht  zur  Veräusserung  des 
Objectes  führen  können.*) 

4.  Das  Recht  auf  vorzugsweise  Befriedigung  ihrer  An- 
sprüche aus  dem  Vermögen  im  Falle  einer  Execution  oder 
eines  Concurses  vor  den  Forderungen  anderer  Gläubiger,  wenn- 
gleich die  bücherliche  Eintragung  etwa  den  Vorrang  dieser 
nach  den  sonst  geltenden  Regeln  begründen  würde  (z.  B.  wenn 
zwischen  zwei  Prioritäten-Emissionen  eine  schwebende  Schuld 
contrahirt  und  hieTür  das  Pfandrecht  auf  die  bücherliche  Ein- 
heit erwirkt  worden  wäre).  Eine  Executionsführung  dritter 
Gläubiger  würde  nur  unbeschadet  dieses  Vorzugsrechtes  der 
Prioritätsgläubiger  platzgreifen  können;  erstreckt  sich  das  Pfand- 
recht der  Prioritätsglaubiger  auch  auf  unbewegliche  Vermögens- 
objecte,  welche  ausserhalb  der  Eisenbahneinheit  stehen,  so 
hätten  im  Goncursfalle  diese  VermÖgensobjecte  eine  besondere 
Masse  zu  bilden,  aus  welcher  die  Prioritätsgläubiger  ebenfalls 
vor  den  übrigen  Concursgläubigern  befriedigt  werden  müssten 
(§  2  des  Gesetzes  vom  21.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  48).  Der 
gleiche  Vorrang  gebührt  den  Prioritätsgläubigern  bei  Verwen- 
dung des  Erträgnisses  eines  Eisenbahnunternehniens,  wenn 
über  die  Unternehmung  vom  Gerichte  oder  von  der  Verwal- 
tungsbehörde die  Sequestration  verhängt  worden  ist. 

Alle  Hypothekargläubiger  jedoch,  mit  Einschluss  der  Prio- 
ritätsgläubiger, stehen  mit  ihren  Ansprüchen  in  dem  Falle  der 
executiven  Versteigerung,  des  Concurses  oder  der  Sequestra- 
tion jenen  Verbindlichkeiten  einer  Eisenbahnunternehmung 
nach,  welchen  in  Ansehung  der  Vertheilung  des  gelösten 
Preises  oder  der  Verwendung  des  Erträgnisses  ein  gesetzliches 
Vorzugsrecht  eingeräumt  ist,  nämlich:  ^t)  den  Betriebsauslagen, 
d.  h.  jenem  Aufwände,  welcher  durch  die  für  den  ordent- 
lichen Betrieb  erforderlichen  Leistungen  entstanden  ist,  b)  den 
Abrechnungsschuldigkeiten,  d.  h.  Beträgen,  welche  in  Folge 
des   gegenseitigen   (Uebergangs-)   Verkehres  der  öffentlichen 


»)  Vergl.  §§  11,  12,  13,  15  des  Gesetzes  vom  24.  April  1874,  R.  G.  BI. 
Nr.  49,  §§  8,  6,  48,  50  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70, 
Beilage  VII,  pag.  85,  101,  102. 
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Verkehrsanstalten  von  einer  Unternehmung  für  die  andere 
eingehoben,  an  diese  aber  noch  nicht  abgeföhrt  wurden.  Das 
gleiche  Vorzugsrecht  gemessen  c)  Forderungen  aus  Lasten, 
welche  auf  dnem  Grundstücke,  welches,  von  der  Eisenbahn- 
untemehmung  nicht  im  Enteignungswege,  sondern  durch  Ver- 
trag erworben  wurde,  gehaftet  haben,  jedoch  bei  Bildung  der 
Eisenbahneinheit  zur  Aufnahme  in  dieselbe  nicht  gelangen 
konnten,  sondern  ihres  dinglichen  Charakters  entkleidet  wurden 
und  als  einfache  Entscfafidigungsforderungen  im  Processwege 
geltend  gemacht  werden  müssen. 

Den  aus  diesen  drei  Rechtstiteln  entspringenden  Vorzugs- 
forderungen  kommt  im  gegenseitigen  Verhältnisse  der  gleiche 
Rang  zuJ) 

Die  Betriebsauslagen  und  die  Abrechnungsschuldigkeiten 
verdanken  das  gesetzliche  Vorzugsrecht  dem  Umstände,  dass 
einerseits  auf  jedem  Eisenbahnunternehmen  die  im  Öffentlichen 
Interesse  auferlegte  Verpflichtung  haftet,  die  Bahii  unausgesetzt 
zn  betreiben,  und  andererseits  das  Bedürfntss  des  öffentlichen 
Verkehres  es  erheischt,  dass  die  Einfügung  jeder  einzelnen 
Eisenbahn  in  das  grosse  Verkehrsnetz  nicht  von  den  persön- 
lichen Creditverhältnissen  der  einzelnen  Unternehmung  ab- 
hängig sei;  das  Vorzugsrecht  der  dritten  Gattung  ist  dadurch 
begründet,  dass  die  Wirkungen  des  nicht  vernaeidbaren  Ver- 
lustes der  Dinglichkeit  der  von  dem  Eisenbahngrundstücke 
beseitigten  Lasten,  welche  sich  darin  äussern  würden,  dass  die 
Mittel  zur  Befriedigung  der  Forderungen  durch  die  AnspriiLiie 
aus  einem  an  der  ganzen  Einheit  (jini^^craiiniten  Piaiuircchte 
absorbirt  werden,  beseitigt  wcrJcn  müssen,  um  nicht  die 
Forderungsberechtigten,  welche  gar  nicht  in  der  Luge  waren, 
ihre  Rechte  zur  Geltung  zu  bringen,  zu  schadigen. 

Das  Vorzugsrecht  der  Betriebsauslagen  und  der  Abrech- 
nungsschuldigkeiten hat  zur  Voraussetzung,  dass  die  Berechtigten 
mit  der  Geltendmachung  ihrer  Rechte  nicht  im  Verzuge  sich 
befinden  und  ist  in  seiner  Wirkung  auf  ein  Jahr,  zurück- 
gerechnet von  der  Verhängung  der  Sequestration  oder  des 


^)  Vergl.  §§  39,  46,  47  des  österr.  EisenbabnbQchergesetzes  (Bei> 
läge  VII,  pag.  97,  100). 
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Vollzuges  der  zwangsweiseo  Versteigerung  oder  der  Er5ffbung 
des  CoDcurseSy  beschränkt;  das  Vorzugsrecht  der  des  düiglichen 
Charakters  entkleideten  Forderungen  tritt  nur  dann  in  Kraft» 
wenn  dieselben  nicht  bereits  in  anderer  Weise  (z.  B.  durch 
Einräumung  einer  anderen  Hypothek)  sichergestellt  wurden 
(§  47  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70.)«) 

5«  Das  Recht  auf  gesetzlichen  Schutz  ihrer  Interessen  in 
allen  Fällen,  wo  der  einzelne  Prioritätsgiäubiger  wegen  der  Ge* 
meinsamkeit  der  Rechte  aller  Prioritätsgläubiger  nicht  für  sich 
allein  sone  Ansprüche  verfolgen  kann,  wo  die  Individualität 
der  Gesammtforderung  als  solche  tangirt  erscheint,  und  sich 
ergiebt,  dass  die  Rechte  der  Besitzer  der  Prioritätsobligationen 
wegen  des  Mangels  einer  gemeinsamen  Vertretung  gefährdet, 
oder  die  Rechte  eines.  Anderen  in  ihrem  Gange  gehemmt 
Wörden;  insbesondere  also  im  Falle  der  Nothwendigkeit  der 
Geltendmachung  des  Pfandrechtes  der  Prioritätsgiäubiger  an  den 
zur  Sicherstellung  ihrer  Ansprüche  verpfändeten  Vermögens- 
objecten,  oder  der  Executionsführung  auf  das  Pfandobject 
seitens  dritter  Gläubiger,  oder  der  Vereinigung  von  bücher- 
lichen Einheiten,  oder  der  Einräumung  des  Vorranges  bei  Prio- 
ritätsschulden verschiedener  Emissionen,  oder  der  Auflösung 
der  GeseUschaft,  oder  des  Concurses  der  Gesellschaft  oder  der 
Löschung  des  Pfandrechtes  etc. 

Der  gesetzliche  Schutz  besteht  nun  nach  den  Vorschriften 
der  Gesetze  vom  24.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  49,  und  vom 
5.  December  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  Iii,  darin,  dass  in  allen 
solchen  Fällen  vom  Gerichte  ein  gemeinsamer  Curator  be- 
stellt wird,  welcher  die  Interessen  der  Prioritätsgiäubiger  im 
Rahmen  der  Aufgabe,  für  welche  er  bestellt  wurde,  zu  ver- 
treten hat  und  hiefür  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über 
die  Curatel  verantwortlich  ist;  ferner,  dass  in  dem  Falle,  als 
der  Anlass  zur  Bestellung  des  Curators  ein  solcher  ist,  welcher 
erkennen  lasst,  dass  der  Curator  eine  Rechtshandlung  werde 
vornelnn  ■[!  müssen,  welche  wegen  ihrer  Wichtii^keit  einer 
curutcl.Nt;erichtlichen  Genehmigung  bedarf  (z.  B.  Gewährung 
eines  Moratoriums,  ganÄÜcher  oder  theilweiser  Verzicht  auf 


»)  Vergl,  Beilage  Vil,  pag.  100. 
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die  Bezahlung  eines  Coupons,  Einräumung  eines  Vorranges 
an  einen  dritten  GlSubiger  oder  für  eine  andere  Prioritäts* 
schuld  etc.),  einer  Versammlung  der  Yom  gemeinsamen  Curator 
vertretenen  Besitzer  der  Prioritätsobligationen  die  Gelegenheit 
geboten  werden  muss,  ihre  Ansicht  auszusprechen  und  (3)  Ver- 
trauensmlnner  nebst  (3)  ErsatzroSnnem  zu  wählen,  welchen 
die  Verpflichtung  obliegt,  sich  in  fortlaufender  Kenntniss  der 
'  von  dem  gemeinsamen  Curator  zu  besorgenden  Geschäfte  zu 
erhalten  und  denselben  vor  Einholung  der  curatelsgerichtlichen 
Genehmigung  eines  von  ihm  beabsichtigten  Antrages  mit  ihrem 
Rathe  zu  unterstützen,  ihre  Aeusserung  zu  erstatten  und  ihre 
Uebereinstimmung  mit  den  Ansichten  des  Curators  durch  Mit- 
fertigung seiner  Eingabe  bei  dem  Curatelsgerichte  zu  erkennen 
zu  geben;  endlich  dass  die  in  erster  und  zweiter  Instanz  ge- 
fällten Entscheidungen,  weiche  eine  theilwetse  oder  vollständige 
Genehmigung  des  Antrages  des  Curators  enthalten,  durch  ein 
Edict  kundzumachen  sind  und  von  jedem  der  durch  den 
gemeinsamen  Vertreter  vertretenen  Besitzer  mittelst  der  gesetz- 
lich zulässigen  Rechtsmittel  (Nullitätsbeschwerde,  Recurs)  an- 
gefochten werden  können. 

Bestellt  wird  der  Curator  ausser  dem  Falle  des  Concurses 
der  EisenbaliiuiiucrnLhmung,  wo  das  Gericht  von  amtswegen 
die  Bestellung  vurzuiieiuiicM  har,  über  Ansucheii  des  Regie- 
rungscommissars,  oder  eines  oder  mehrerer  Pripritätsglaubigjer, 
oder  des  Dritten,  dessen  Rechte  in  ihrem  Gange  wegen  des 
Mangels  einer  gemeinsamen  Vertretung  der  Prioritätsgläuhli^er 
gehemmt  würden.  Der  Name  des  gemeinsamen  Curators, 
sowie  der  Anlass  und  Zweck  seiner  Bestellung  ist  durch  ein 
Edict  mittelst  Anschlags  und  Einschaltung  in  die  für  solche 
Zwecke  bestimmte  Landeszeitung  mit  der  Rechtswirkung  der 
persönlichen  Verständigung  der  Betheiligten  von  der  erlolgten 
Bestellung  kundzumachen.  Die  Versammlung  der  Prioritäts- 
gläubiger wird  durch  das  Curatclsgericht  und  in  dem  Falle,  als 
nicht  der  gemeinsame  Curator  darum  ansucht,  von  amtswegen 
einberufen,  und  zwar  im  Falle  grosser  Dringlichkeit  gleich- 
zeitig mit  der  Bestellung  des  Curators.  Die  Einberufung  erfolgt 
mittels  EdicteSy  weiches  die  persönliche  Ladung  ersetzt. 
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Die  Rechte  der  Prioritätsgläubiger,  welche  bereits  durch 
das  gesetzliche  Pfand-  und  beziehungsweise  Vorzugsrecht  in 
hervorragender  Weise  sichergestellt  erscheinen,  können  noch 
weiter  dadurch  befestigt  werden,  dass  sich  ein  Dritter 
für  die  Befriedigung  der  Prioritätsglfiubtger  auf  den 
Fall  verbindet,  dass  die  Eisenbahnunternehmung  ihre 
Verbindlichkeit  nicht  erfüllt  (§  52  des  Gesetzes  vom 
19.  Mai  1874,  R.  G.  BL  Nr.  70).^)  Dieser  Dritte  ist  ausnahms- 
weise ein  Geldinstitut  oder  eine  andere  Eisenbahnunternehmung, 
in  der  Regel  der  Staat,  der  die  Verzinsung  und  Rückzahlung 
(Amordsirung)  des  Capitals  gewährleistet  Die  Staatsverwaltung 
schiiesst  also  einen  Bürgschaftsvertrag  mit  der  Eisenbahnunter- 
nehmung,  aus  welchem  ihr  die  Verbindlichkeit  erwächst,  die 
Zahlungen  an  die  Prioritätsgläubiger  nach  Massgabe  der  ein- 
gegangenen Verpflichtung  in  dem  Masse  zu  leisten,  als  die 
Erträgnisse  des  Unternehmens  zu  deren  Befriedigung  nicht 
hinreichen.  Die  Bürgschaftsleistung  erstreckt  sich  entweder 
auf  die  Concessionsdauer  oder  einen  kürzeren  Zeitraum. 
Die  aus  derselben  abgeleiteten  Rechte  der  Prioritätsgläabiger 
werden  nur  durch  die  obgedachten  Voizugsforderungen  ein- 
geschränkt.^) 

In  ein  den  Prioritätsgläubigem  ähnliches  Verhältniss  treten 
bei  den  vom  Staate  vor  Eintritt  der  in  d^n  Concessions- 
Urkunden  vorgesehenen  Frist  eingelösten  Eisenbahnen  die 
Actionäre,  indem  ihnen  als  Kaufschilling  Staatseisenbahn- 
Schuldverschreibungen  erfolgt  werden,  mit  dem  Rechte 
auf  einen  bestimmten  Zinsengenuss  und  unter  Einräumung  d^ 
Pfandrechtes,  dessen  Eintragung  gleichzeitig  mit  der  Einver- 
leibung des  Eigenthumsrechtes  für  den  Staat  im  Eisenbafan- 
buche  geschieht.  Auch  die  Staatseisenbahn-Schuldverschrei- 
bungen bilden  eine  Gesammtforderung  der  Actionäre.  Sie 
stehen  im  Range  hinter  den  bestehenden,  beziehungsweise  vom 
Staate  bei  der  Eigenthumserwerbung  Übernommenen  Prioritäts- 
schulden, ohne  dass  ihnen  die  Vorzugsrechte,  welche  sonst 
den  letzteren  innewohnen,  zukommen. 


»)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  102. 

^)  Vergl.  das  oben  sub  4,  Absatz  2,  pag.  152,  Gesagte. 
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Es  kann  aber  auch  eine  Umänderung  der  Forderung  der 
Prioritätsgläubiger  platzgreifen;  dieselbe  erfolgt  nach  Öster* 
reichischem  Rechte  durch  einen  Wechsel  im  Hauptgegenstande 
der  Forderung  oder  durch  eine  Aender ung  in  der  Person  des  . 
Schuldners. 

Die  erste  Art  der  Umänderung  entsteht  dadurch,  dass 
eine  bestehende  Prioritätsschuld  in  eine  andere  Prioritätsschuld 
verwandelt  wird  und  in  ihrer  früheren  Form  zu  eztstiren  auf- 
hört; sie  wird  Convertirung  genannt.  Dieselbe  wird  entweder 
imter  Zustimmung  der  Prioritätsgläubiger  durch  ihren  legalen 
Vertreter  in's  Werk  gesetzt  und  dann  ist  sie  ein  Neuerungs- 
▼ertrag  (Novation)  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  oder 
sie  wird  selbst  gegen  den  Willen  der  Prioritätsgläubiger  durch- 
geführt, wenn  ach  die  Etsenbahnuntemehmung  die  Rückzahlung 
der  Schuld  vor  dem  planmässigen  Termine  in  den  Schuld- 
urkunden vorbehalten  hat  und  von  dem  Vorbehalte  unter 
Contrahirung  einer  neuen  Prioritätsschuld  Gebrauch  macht; 
dann  ist  sie  eine  einseitige  Neuerung,  welche  sich  die 
Prioritätsgläubiger  gefallen  lassen  müssen,  insoweit  sie  es  nicht 
vorziehen,  den  Rückzahlun[;sbetrag  zu  empfangen. 

In  beiden  Fallen  erlöschen  die  mit  der  früheren  Prioritäts- 
schuld verbundenen  bcsDiidcrLii  K echte  (bücherlicher  Rang, 
eventuell  aueii  staatliche  Zi nseni;ara[uic,j,  wenn  nicht  die  Haupt- 
bethcilii^teii  J;c  im  Rani^^c  vt  ni  ückcnden  PrioritatsgUiubiger 
.spaterer  Ernis>i<>ii,  der  Staat,  eventuell  der  gesetzi;ebciide 
Körper)  zum  Fortbestände  derselben  auch  nach  der  Cuavcrti- 
rung  ihre  Zustimmung  gegeben  haben. 

Die  zweite  Art  der  Umänderung  entsteht  dann,  wenn  an 
die  Stelle  der  aus  der  Prioritätsschuld  verpflichteten  Eisenbahn- 
unternehraung  eine  andere  Eisenbahnunternehmung  tritt,  sei 
es  in  Folge  einer  Fusion  zweier  Gesellschaften,  sei  es  in  Folge 
des  Verkaufes  einer  mit  einer  Prioritätsschuld  belasteten  Linie 
an  eine  andere  Unternehmung,  sei  es  in  Folge  der  Einlösung 
einer  Bahn  durch  den  Staat;  im  ersten  Falle  ist  die  fusionirte 
Gesellschaft,  im  zweiten  die  Ivuulendc  Unternehmung,  im  dritten 
der  Staat  der  neue  Schuldner.  Ist  der  Staat  der  neue  Schuldner, 
so  triift  ihn  immer  die  Verpflichtung  als  Alleinzahler  und 
macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  Verhältoiss  der  Staats- 
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garantie  bestand  oder  nicht;  tritt  eine  Privatuntemebmung  in 
die  VerpHicbtung  der  froheren  Unternehmung  ein,  so  wird 
diese  zwar  auch  in  erster  Linie  die  Zahlungsverbindlichkeit 
treffen;  allein  die  sonstigen^  Rechte  befestigenden  Verhfiltnisse, 
namentlich  Bürgschaftsverträge  und  Garantiezusicherungeo, 
bleiben  aufrecht,  da  die  hieraus  erworbenen  Rechte  der  Priori- 
tätsglfiubiger  diesen  ohne  ihre  Zustunmung  nicht  entzogen 
werden  können. 

Was  das  Mieth-  und  PachtverhMltniss  bei  Eisen- 
bahnen anlangt,  so  bezieht  sich  dasselbe  entweder  auf  ein- 
zelne Bahn-EntitUtea  oder  das  rollende  Zugehör,  oder  auf  den 
Betrieb  der  Bahn. 

Soferne  es  sich  um  einzelne  Bahntheile  oder  Bahn- 
gebäude handelt,  können  sowohl  fremde  Eisenbahnuntemeh- 
mungen  als  auch  Privatpersonen  mit  einer  Eisenbahnunter- 
ncninung  in  ein  Bestand-  (  Mieih-,  respective  Pacht-)  Verhältniss 
treten  und  das  Recht  des  Gebrauches  der  Sache  gegen  einen 
bestunnitea  Preis  aut  eine  gewisse  Zeit  erhalten. 

Während  nun  die  Schhcssung  eines  Bestandvertrages 
zwischen  einer  Lisenbahnunteriieiiniung  und  einer  i'nvalperson 
überhaupt  und  nur  insoferne  zulässig  erscheint,  als  das  Pacht- 
object  für  die  Eisenbalmzwecke  zeitweilig  entbehrlieh  ist  und 
die  Rucksichten  des  Betriebes  es  gestatten,  der  Vertrag  daher 
in  dem  Momente  hinfällig  wird,  wo  das  Object  für  Eisenbahn- 
zwecke nothwendig  geworden  ist,  oder  die  Interessen  des 
Betriebes  die  Entziehung  des  Objectes  aus  der  Privatdisposition 
erheischen,  findet  die  Miethe  oder  Pachtung  einzelner  im  Be- 
sitze einer  Eisenbahnunternehmung  befindlichen  Objecte  durch 
eine  andere  Eisenbahnunternchniung  ihre  Begründung  in  dem 
Bedürfnisse  der  letzteren  zum  Zwecke  der  Erleichterung  des 
Verkehres  und  wird  dieselbe  in  der  Regel  aul  die  Dauer  der 
Concession  der  ersteren  Unternehmung  oder,  wenn  auf  Zeit, 
doch  mit  der  Absicht  auf  Fortsetzung  des  Verhältnisses  ge- 
schlossen, solerne  nicht  ganz  geänderte  Umstände  dessen  ganz- 
liche Lösung  im  ötTentlichen  Interesse  nach  dem  Ermessen  der 
Staatsverwaltung  gebieten  würden,  in  welchem  Falle  aber  dann 
der  bisherige  Zustand  bis  zu  dem  Zeitpunkte  aufrecht  erhalten 
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werden  xnüsste^  wo  f(ir  die  des  Bestandrechtes  verlustige  Eisen- 
bahn in  anderer,  den  Verkehr  sicherstellenden  Weise  Vorsorge 
getroffen  ist.  Die  Regelung  der  speciellen  Fragen,  welche  sich 
aus  diesem  Verhältnisse  ergeben,  und  die  sich  zumeist  natur- 
gemässauch  auf  gewisse  Herstellungen  undBetriebsdisposidonen 
beziehen,  jfindet  in  der  Regel  schon  in  den  sogenannten  Bau- 
und  Betriebsverträgen  statt. 

Die  Verschiedenartigkeit  des  Verhältnisses,  je  nachdem  eine 
Privatperson  oder  eine  Eisenbahnunternehmung  in  Ansehung 
^es  Eisenbahngegenstandes  Bestandnehmer  ist,  äussert  seine 
Rechtswirkung  dahin,  dass  die  erstere  nur  ein  persönliches 
Recht  erhält,  in  Ansehung  dessen  die  Eintragung  in  das  für 
Eisenbahnen  bestimmte  öffentliche  Buch  (Eisenbabnbuch,  cen- 
tralisirte  Grundbücher  für  Eisenbahnen  und  Canäle)  nicht 
zulässig  ist,  die  letztere  dagegei\  durch  Eintragung  in  ein 
solches  Buch  ein  dingliches  Recht  erwirbt,  das  nur  durch  den 
Untergang  der  Sache  verloren  geht  und  nur  durch  widerrecht- 
lichen Gebrauch  Über  Entscheidung  der  Staatsverwaltung  ver- 
wirkt werden  kann. 

Im  Uebrigen  gelten  in  beiden  Fällen  hinsichtlich  der 
Instandhaltung,  üebergabe  und  Rückgabe  des  Bestandobjectes, 
sowie  bezüglich  der  Zahlung  des  Bestandzinses  —  soferne 
nicht  vertragsmassi^  besondere  Bestimmungen  getroffen  werden 
—  die  einschlägigen  Anordnungen  des  25.  Hauj  lsLückes  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches.  Als  Schlüssel  wird  für 
die  Erhaltuagskosten  bei  BciiiiLzung  von  GeluLscn  in  der  Kegel 
die  Anzahl  der  Züge  oder  der  Achsen,  oder  der  bewegte 
Tonnengehalt  zu  Grunde  gelegt. 

Das  Bestandverhältnisü  an  dem  rollenden  Zugehör  einer 
Bahn  richtet  sich  darnach,  ob  das  Bedürfniss  einer  einzelnen 
Unternehmung  oder  Person  oder  ob  das  Bedürfniss  des  Ver- 
kehres selbst  die  NothwenJigkeit  des  Gebrauches  fremder  Fahr- 
betriebsmittel bedingt.  Nur  im  crsteren  Falle  haben  wir  es 
mit  einem  Miethverhältnisse  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
zu  thun,  welches  einer  vertragsmiissigeii  Regelung  fähig  ist, 
im  zweiten  Falle  dagegen  ist  der  Uebergang  der  Wagen 
wenigstens  von  Bahn  zu  Bahn  längst  als  eine  Forderung  des 
Verkehres  zur  unabänderlichen  Thatsache  geworden,  die  Special- 
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Verträge  gar  nicht  mehr  gestattet  und  es  dahin  gebracht  hat, 
dass  ein  allgemein  gütiges  Regulativ  gewissennassen  als  Ge^ 
sammtvertn^y  geschlossen  zuerst  durch  ausdrückliche  Erklärung, 
später  durch  stillschweigende  Zustimmung,  für  die  gegenseitige 
Wagenbenützung  die  noch  durch  das  Eisenbahn- Concessions- 
gesetz  (§  10  lit.  g)  ^)  zur  Pflicht  gemachten  Einzelverträge  unter 
den  Bahnen  ersetzt,  und  dass  sich  eine  einzelne  Eisenbahn 
den  Bestimmungen  dieses  Gesammtvertrages  nimmermehr  ent- 
ziehen kann,  wenn  ihr  Schienenweg  einmal  dem  an  keinen 
mathematisch  bestimmbaren  Punkte  zu  unterbindenden  Ver- 
kehre eröffnet  ist. 

Das  Bedürfniss  einer  einzelnen  Bahn  nach  einer  grösseren 
Anzahl  ,  von  Wagen  oder  nach  Maschinen  Über  den  eigenen 
verfügbaren  Besitz  hinaus  kann  begründet  sein  in  localen 
Momenten  (Truppenbewegung,  Ausstellungen,  Örtliche  Kata- 
strophen etc.)  oder  durch  Anlässe  zeitlicher  Natur  (Bedarf 
grösserer  Kohlenzufuhr  im  Winter  oder  zur  Zeit  einer  in- 
dustriellen Arbeitsperiode,  Getreideausfuhr,  Zufuhr  der  Roh- 
producte  in  die  Fabriksetablissements  etc.)  und  hat  demnach 
keinen  stabilen  Charakter.  Das  Miethverhältniss  wird  daher 
nur  auf  bestimmte  Zeit  oder  auf  die  Zeit  des  voraussichtUchen 
oder  erfahrungsgemässen  Bedarfes  eingegangen,  und  zwar  von 
'  Fall  zu  Fall;  ebenso  wird  das  Entgelt  in  Ansehung  seiner 
Höhe  und  der  Zahlungstermin  nach  Massgabe  der  Verfügbar- 
keit und  des  speciellen  Bedarfes  durch  specielle  Vertrags- 
bestimmungen festgesetzt. 

Das  Bedürfniss  einer  dritten  Person,  welcher  nicht  die 
Eigenschaft  einer  Eisenbahnunternehmung  zukommt,  nach 
Fahrbetriebsmitteln  einer  Eisenbahnuntemehmung  tritt  in  der 
Regel  da  zu  Tage,  wo  dieser  Person  (Individuum  oder  juri- 
stische Person,  Gesellschaft)  zur  Vermittlung  der  Bedeckung 
ihres  Bedarfes  an  gewissen  Gütern  bdes  des  Absatzes  ihrer 
Producte  eine  an  eine  Eisenbahn  anschliessende  Schienenver- 
bindung (Schlepp bahn)  zur  Verfügung  steht.  Die  Herstellung 
des  richtigen  Verhältnisses  zwischen  diesem  Bedürfnisse  und 
dem  Interesse  der  Eisenbahnuntemehmung  an  der  Verfügbar- 
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keit  ihrer  Fahrbetriebsmittel  ist  Aufgabe  des  Betriebsüberein- 
kommens,  in  welchem  die  Bestimmungen  über  das  Zustreifen 
und  Abholen  der  Wagen,  über  die  Fristen, welche  dem  Inter- 
essenten zur  Entladung  und  Beladung  der  Wagen  oftcn  stehen, 
über  die  Ersätze  bei  Ueberschreituiii^^  dieser  Fristen,  L'cbcrliiduiig 
der  Wagen,  Beschädigung  der  Wagen  u.  dgl.,  sowie  über  die 
LeiligcLiLiliren  überhaupt  getroffen  werden. 

Dieses  Vcrhaltniss  kann  aber  auch  dann  eintreten,  wenn 
eine  Partei  Wagen  bestellt,  um  die  Auflieferung  der  Güter 
aui  dem  Stationsplatze  selbst  zu  besorgen.^) 

Das  Bedürfniss  des  Verkehres  nach  umfassender  Benützung 
fremder  Wagen  findet  seine  Begründung  darin,  dass  die  Be- 
förderung der  Personen  sowohl  als  der  Güter  nur  dann  den 
fortschreitenden  Ideen  und  dem  Begriffe  über  entwickelte 
Freiheit  der  Bewegung  entsprechend  bezeichnet  werden  kann, 
wenn  dieselbe  ohne  Rücksicht  auf  Landesgrenzen  in  einer 
Weise  vollzogen  wird,  dass  für  die  Personen  wie  für  Güter 
die  Bewegung  von  der  Ausgangsstation  bis  zur  Bestimmungs- 
station fEndziel  der  Reise,  Adressstation  der  Ladung)  mit 
den  möglich  geringsten  Belästigungen,  Verzögerungen  und 
Kosten  verbunden  ist.  Das  Wagenregulativ,  welches  nach 
dem  Gesagten,  obwohl  es  durchwegs  rechtliche  Consequenzen 
mit  vertragsmässigen  Wirkungen  enthält,  nicht  so  sehr  ein 
Rechtsinstitut,  als  eine  Verwaltungsmassregel,  deren  Vor- 
iheiJe  direct  dem  Verkehre  und  damit  indirect  den  Eisen- 
bahnunternehmungen zu  Gute  kommen,  verdankt  seine  Ent- 
stehung dem  deutschen  Eisenbahnvereine  und  den  Eisen- 
bahnverbänden. -)  In  einzelnen  Detailbestimniungen  nach 
Massgabe  localer  Verhältnisse  oder  nach  den  Eii^enthüm- 
lichkeircn  einzelner  Verbände  in  abweichcnticr  Form  gestaltet 
und  durciigebildet,  können  doch  namentlich  m  Ansehung  der 
Benützung  der  Güterwagen  gewisse  Principien  als  erkennbar 
und  als  Vertragsfundamente  bezeichnet  werden.  Hierher  ge- 
hören folgende  Bestimmungen:  l.  Das  Durchlaufen  der  Güter- 
wagen von  der  Ausgaagsstation  bis  zur  Bestimtaungsstation 

1)  VcrgU  §  60  des  Betriebsreglements,  Beilage  XIV;  pag.  203. 

^  Vergl.  Hab  er  er,  Geschichte  des  Eisenbahawesena,  pag.  40^41, 

dann  67 — 69. 
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ist  im  Falle  der  räumlich  yoUstfindigen  oder  einer  Beladung 
bis  zu  einem  Minimalprocentverhfiltnisse  zur  Tragfifthigkeit 
gestattet^  insoferne  die  Bestimmungsstation  *  im  Bereiche  der 
Verwaltungen  des  deutschen  Eisenbahnvereines  oder  derjenigen 
Bahnverwaltungen  liegt,  mit  denen  jene  Verwaltungen  im 
<ürecten  G&terverkehre  stehen  oder  sonstige  Verabredungen  in 
dieser  Richtung  getroffen  haben;  Über  diese  Grenze  hinaus  ist 
<ler  Weiterlauf  der  Wagen  ohne  weiteres  Entgelt,  lediglich 
gegen  Zahlung  der  Wagenmiethe  unter  der  Beschränkung 
gestattet,  dass  die  Frist,  welche  für  die  Wagenbenützung  bis 
zur  Austrittsstation  und  zurück  festgesetzt,  nicht  überschritten 
wird,  es  wäre  denn,  dass  der  Steuerverschluss  oder  die  Be- 
schaffenheit des  Gutes  die  Umladung  unthunlich  machen,  in 
welchem  Falle  dann  der  Weiterlauf  von  der  Austrittsstation 
bis  zur  Bestimmungsstation  zulässig  erachtet  wird.  2.  Die 
fremden  Wagen  sollen  so  rasch  als  möglich  entladen  und  wo- 
möglich beladen  zurückgesendet  werden;  die  RÜckdirigirung 
beladener  Wagen  soll  vorzugsweise  nach  einer  der  Bahnen, 
welche  der  Heimat  zunächst  liegt,  erfolgen ;  die  Wagen  können 
daher  auch  auf  dem  Rückwege  dne  andere  Richtung  nehmen, 
dürfen  aber  auf  diesem  Wege  nicht  wieder  zu  einer  fremden 
Rückladung  verwendet  werden.  3.  Werden  Wagen  von  der 
Route  abgelenkt,  so  ist  bezüglich  der  dadurch  für  die  trans- 
portirenden  Verwaltungen  entstehenden  Nachtheile  und  der 
ihnen  dafür  gebührenden  Entschädigungen  diejenige  Bahn  ver- 
antwortlich, welche  die  Ablenkung  verschuldet  hat;   die  Be- 
nützung eines  rückkehrenden  fremden  Wagens  im  Binnenver- 
kehre darf  zwar  eintreten,  hat  dieselbe  jedoch  eine  Ueber- 
schreitung  der  ßenützungsfrist  im  Gefolge,   so  ist  diese  von 
der  benützenden  Unternehmung  zu  vertreten.  4.  Die  ßenützungs- 
fristen  bestehen  aus  Laut-  uud  aus  LaJelristcn;  die  Lautfristen 
richten  sich  thcils  nacii  der  durchlaufenen  Strecke,  theils  nach 
den  Fahrpläncu  innerhalb  der  Verbände,   beim  Uebertritt  von 
einem  Verbände  zum  anderen  nur  nach  der  durchlaufenen 
Strecke  unter  Hinzurechnung  der  Ent-  und  Beladefrist,  und 
sind  nach  der  kilometrischen  Entfernung  in  der  Weise  fest- 
setzt, dass  sie  bei   dem   Steigen    der   zu  durchlaufenden 
kenlänge  im  Verhältnisse  kürzer  werden;  die  Ladefristen 
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betragen  zwei  Tage,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Wagen 
beladen  oder  leer  zurückgeht.  5.  In  besonderen  Fällen  kann 
der  Uebergang  fremder  Wagen  und  Ablenkung  der  eigenen 
Wagen  oder  deren  Beladung  über  die  eigene  ßahn  hinaus  bei 
der  Rücktour  von  eiaer  Verwaltung  untersagt  werden,  dagegen 
besteht  die  Zusicherung  ^alter  Verwaltungen,  in  dringenden 
Fällen  einander  mit  ihren  Wagen  auszuhelfen.  6.  Für  eine 
reglementswidrige  Benützung  der  Wagen  ist  eine  ConTentional- 
strafe  (Pönale),  welche  pro  Wagen  und  Tag  bestimmt  ist, 
und  die  Verzögerungsgebühr  zu  bezahlen,  eventuell  auch  der 
Ersatz  des  nachgewiesenen  höheren  Schadens  zu  leisten.  7.  Die 
Wagenmiethen  haben  die  Eisenbahnverwaltungen,  auf  deren 
Linien  der  fremde  Wagen  läuft,  zu  entrichten,  dieselben  beziehen 
sich  sowohl  auf  die  Hin-  als  auch  auf  die  Rückfahrt  und  wird 
der  Satz  entweder  pro  Achse  und  Kilometer  oder  nach  der 
Benützungsdauer  und   nach  der  vom  Wagen  durchlaufenen 
Strecke  berechnet.  Die  Verz5gerung$gebühr  wird  fijr  jeden  Tag 
(der  angefangene  wird  als  ganz  gezählt),  d.  i.  von  Mitternacht 
zu  Mitternacht  und  pro  Achse  oder  pro  Wagen  eingehoben. 
Fehlen  Begleitpapiere  und  wird  deshalb  der  Wagen  angehalten, 
so  trifft  die  Verzögerungsgebühr  jene  Verwaltung,  welcher  das 
Zurückbleiben  zur  Last  fällt.  Dagegen  werden  für  Verzöge- 
rungen, deren  Ursache  in  Ereignungen  liegt,  welche  unabhängig 
von  dei  Geschäftstbätigkeit  der  Eisenbahnverwaltungen  ein- 
treten (Aufenthalt  durch  Amtshandlungen  der  Finanzverwaltung, 
Unfahrbarkeit  einer  Bahnstrecke  in  Folge  von  Naturereignissen 
oder  Unglücksfällen,  Beschädigungen  der  Wagen,  polizeiliches 
Verbot  der  Entladung,  z.  B.  bei  Epidemien),  keine  Verzöge- 
rungsgebühren eingehoben.  8.  In  Ansehung  des  Wagenüber- 
ganges sind  besondere  Bedingungen  vorgeschrieben,  hinsicht- 
lich der  Beschaffenheit  der  Wagen  als  solcher  im  Allgemeinen 
und  zur  Zeit  des  Ueberganges  im  Besonderen;  die  Construction 
der  Wagen  darf  kein  Hinderniss  bilden  für  die  Bewegung  von 
Bahn  zu  Bahn,  und  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  die 
Uebergangswagen  zur  Zeit  des  Ueberganges  in  unbeschädigtem, 
vollkommen  brauchbarem  und  die  Sicherheit  des  Verkehres  in 
keiner  Weise  gefährdendem  Zustande  sich  befinden.  Die  Wagen 
sind  mit  den  Bezeichnungen  ihres  eigenen  Gewichtes,  ihrer 
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Tragfähigkeit  und  der  Verwaltung,  welcher  sie  angehören,  zu 
bezeichueti.  Werden  beim  Uebergange  Ausstellungen  gemacht, 
so  kann  entweder  die  Zurückweisung  der  Wagen  platzgreifen 
oder  bezüglich  der  Bedingungen  des  Weiterlaufes  eine  Ver- 
ständigung herbeigeführt  werden;  Wagenüberlastungen  sind 
straffällig.  9.  Rücksicbtlich  der  Beaufsichtigung  und  Behand- 
lung von  Wagen,  die  sich  auf  fremden  Bahnen  befinden, 
ferner  bezüglich  der  sachlichen  Constatirung  und  der  Haft- 
pflicht der  schuldtragenden  Bahnen  bei  Beschädigung  der 
Wagen  auf  fremder  Bahn  und  hinsichtlich  der  Reparatur  der- 
selben gelten  besondere  Anordnungen. 

Dieses  Wagenmiethverhältniss  ist  demnach  ein  höchst  aus- 
gebildetes und  sind  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des 
Mietbers  sowohl  wie  des  Vermiethers  durch  den  Gemeinschafts- 
vertrag  (Regulativ)  unabhängig  von  dem  Einzelwillen  einer 
Unternehmung  nach  den  Forderungen  des  Verkehres  geordnet^ 
und  unterscheidet  sich  von  den  Miethverhältnissen  des  bürger- 
lichen Rechtes  noch  dadurch,  dass  die  Frage,  ob  der  Gegen- 
stand in  Miethe  gegeben  und  in  Miethe  genommen  werden 
soll,  nur  durch  das  Bedürfniss  des  Verkehres,  nicht  aber 
durch  den  Willen,  beziehungsweise  eine  Willenserklärung  der 
Paciscenten  gelöst  wird. 

Der  Bestand-  (Pacht-)  Vertrag,  welcher  den  Gesammt- 
betrieb  einer  Eisenbahn  zum  Gegenstande  hat,  ist  immer  auf 
ein  wirthschaftliches  Moment  zurückzuführen,  das  1.  entweder 
darin,  liegt,  dass  die  zum  Selbstbetriebe  berechtigte  Unter- 
nehmung erkennt,  dass  die  Kosten  einer  besonderen  Betriebs- 
verwaltung das  Erträgniss  des  Unternehmens  ganz  oder  in 
einem  solchen  Masse  erschöpfen  würden,  dass  für  die  Unter- 
nehmung ein  materieller  Vortheil  gar  nicht  oder  nur  in  sehr 
geringem  Masse  zu  erzielen  wäre,  wie  dies  bei  kurzen,  an 
Hauptbahnen  anschliessenden  Seitenbahneh  der  Fall  ist,  oder 
dass  ein  den  materiellen  Vortheil  besser  wahrendes  Erträgniss 
dann  zu  erwarten  sei,  wenn  dne  kräftige  Unternehmung 
an  dem  Unternehmen  mitinteressirt  wird,  wie  dies  der  Fall 
ist,  wenn  ein  kleines  Unternehmen,  welches  sich  bei  selbst- 
ständiger Betriebsführung  als  Concurrenzunternehmen  eines 
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grossen  Unternehmens  darstellt  und  daher  bekämpft  wQrde, 
durch  die  Betriebsübernahme  seitens  der  grossen  Unternehmung 
dazu  dienen  kann,  das  letztere  Unternehmen  ohne  Gefahr  für 
sein  Erträgniss  dauernd  oder  zeitweise  zu  entlasten,  so  dass 
es  dann  aus  einem  Concurrenz-  ein  Hilfsunternehmen  wird 
und  darum  sich  einer  besonderen  FQrsorge  erfreut  —  oder 
2.  sich  nach  der  Richtung  äussert,  dass  ein  Unternehnien  seine 
Verkehrssphäre  und  dadurch  seine  Machtsphäre  auszudehnen 
unternimmt,  insbesondere  um  einen  materiellen  EinHuss  im 
Verkehrsleben  zu  übert  und  zur  Geltung  zu  bringen. 

Die  zweite  Alternative  tritt  in  der  Regel  dort  ein,  wo 
der  Staat  Bahnbetrieb  treibt  und  ein  Interesse  daran  hat,  in 
den  Ik'sitz  solcher  Linien,  die  im  l^rivatbetriebe  srehcii,  zu 
gelangen,  und  sein  Netz  zu  ergänzen  oder  zu  erweitern,  da 
nur  ihm  die  Mittel  zu  Gebote  stehen,  seinen  Willen  nach 
dieser  Richtung  diirchziisctzen;  erst  in  zweiter  Linie  kann  der 
Fall  gedacht  werden,  dass  eine  Privatuniernehmung  aus  eigenem 
Antriebe  ihren  Betrieb  der  Staats  .  erwaltung  übertragt,  weil  sie 
damit  sich  auch  des  für  sie  von  wirthschaltlichem  Standpunkte 
wichtigen  Interesses  am  materiellen  Vortheil  und  dessen  Ver- 
besserung entschlagt. 

Die  Pachtverträge,  die  die  Staatsvcrvsaltung  eingeht,  um 
Privateisenbahnen  in  den  Staatsbetrieb  zu  nehmen,  gipfeln 
dalier  darin,  dass  ihr  die  volle  Disposition  über  das  Unter- 
nehmen, namentlich  in  commercieller  Beziehung,  und  zwar 
ohne  Beschränkung  auf  eine  Zeitdauer,  eingeräumt  und  der 
Eisenbahnunternehmung  dafür  ein  bestimmtes  Entgelt  geleistet 
wird,  in  welchem  auch  die  Mittel  zur  Erfüllung  der  finan- 
ziellen Verbindlichkeiten  der  Unternehmung  (Verzinsung  der 
Prioritätsschulden,  Leistung  von  Stenern  und  Abgaben  etc.)  zu 
finden  sind.  Die  Eigenartigkeit  des  X  crhaltnisses  bringt  es  mit 
sich,  dass  die  gewöhnlichen  Rechtsregeln,  welche  über  den 
Pachtvertrag  gelten,  gar  nicht  zur  Anwendung  gelangen. 

Bei  der  ersten  Alternative  kann  sowohl  der  Staat  als  auch 
eine  Privatunternehmung  in  der  Lage  sich  befinden,  die  eigene 
Bahn  von  einer  anderen  Eisenbahnimtt  rnehmung  betreiben 
zu  lassen.  Dort  nun,  wo  dies  aus  dem  Grunde  geschieht,  weil 
der  £igenbetrieb  ein  ungunstiges  finanzielles  Ergebniss  erwarten 
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lässt,  gelangt  der  stricte  Begriff  des  Pachtvertrages  ebenfall» 
nicht  zur  Geltung,  da  die  betriebführende  Unternehmung 
keinen  Anspruch  auf  Selbstbestimmung  über  die  Nutzungen 
erlangt;  es  nähert  sich  vielmehr  das  RechtsverhSltniss  dem 

BevoUmächtigungsvertrage^  wenn  ausser  dem  Ersätze  der 
ordentlichen  und  aussergewöhnUchen  Auslagen,  die  der  Betrieb 
mit  sich  «bringt  (Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  mit  Ein- 
schluss  aller  Dienstzweige,  der  Bahnaufsicht  und  Bahnerhaltung,, 
des  Verkehrs-  und  commerciellen  Dienstes,  des  ZugfÖrderungs- 
und  Werkstättendienstes,  der  Wagenmiethe  etc  ),  der  betrieb- 
führenden Unternehnuing  keine  weitere  bestimmte  Entlohnung 
iiifer  Dienstleistung  in  Aussicht  gestellt  wird;  dagegen  gewinnt 
es  mehr  die  Eigenschaft  eines  Vertrages  über  entgeltliche 
DieustlLis'iin^en,  wenn  entweder  eine  bestimnirc  Vergütung 
oder  eine  jvuTielle  Antheilrialnnc  an  dem  Ertragnisse  mit  der 
Betriebsüber nähme  vcrbuiuien  ist.  Es  komnien  daher  in  diesen 
Fällen  nun  neben  den  pachtrechtlichen  Bestimmungen  über  die 
Uebergabe  der  Bahn,  Aufstellung  eines  Inventars,  nützlichen 
und  nothwendigen  Aufwand  auf  das  Pachtobject,  Sicherstellung 
des  Verpächters,  Rückgabe  der  Bahn,  Benützung  derselben^ 
Autlüsung  des  Vertrages  (durch  Verlauf  der  Zeit,  Aufkündi- 
gung, gericlitliche  Veräusserung  der  betriebenen  Bahn,  Auf- 
lösung der  betriebführenden  Unternehmung)  auch  noch  die 
allgemeinen  Vorschriften  über  den  ßevoilmächtigungsverlrag 
(Hauptstück  22  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches), 
beziehungsweise  über  die  entgeltlichen  Dienstleistungsvertriige 
(Hauptstück  26  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches) 
zur  Anwendung.  In  den  Verträgen  zwischen  der  betriebs- 
berechtigten und  befricbtührenden  Unternehmung  wird  selbst- 
verständlich eine  besondere  Sorgfalt  den  Ikstimmungen  über 
eine  regelmässige  Aufstellung  der  Betriebsrechnung  und  Durch- 
führung, der  Abrechnuni;,  sowie  über  die  hieraus  sich  ab- 
leitenden Ansprüche  auf  Ersatz  oder  Zinsen,  beziehungsweise 
Abgabe  der  Betriebscrträü;nisse  zugewendet. 

Ein  eigentliches  1 'a  hrverhäliniss  tritt  erst  in  dem  Pralle 
ein,  wo  eine  Eisenbaiuuinternchmung  auf  Grund  freiwillig  ge- 
schlossenen Vertrages  einer  anderen  Eisenbahrmnternehmung 
den  Betrieb  der  Bahn  und  den  vollen  Genuss  des  Erträgnisses 
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derselben  gegen  Leistung  eines  bestimmten  Preises  (Bestand- 
mns)  auf  eine  bestimmte  Zeit  (begrenzt  entweder  durch  die 
Concessionsdauer^  oder  durch  einen  Termin,  oder  durch  eine 
Kündigungsfrist)  tiberlässt.  Es  kommen  daher  in  diesem  Falle 
auch  die  allgemeinen  Gesichtspunkte,  welche  für  die  Beurtbei- 
lung  eines  Pachtverhältnisses  von  Wesenheit  sind,  sinngemäss 
und  mit  Berücksichtigung  der  eigenthümlichen  rechtlichen 
Eigenschaft  des  Bestandobjectes  zur  Anwendung. 

So  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Benützung  der  Eisen- 
bahn und  die  Gewinnung  der  Nutzungen  nur  in  einer  Weise 
erfolgen  kann,  welche  der  Bestimmung  der  Eisenbahn  und 
dem  Begriffe  eines  ordnungsmässigen  Eisenbahnbetriebes  ent- 
spricht, dass  dagegen  Alles  ausgeschlossen  ist,  was  diesen 
Anforderungen  entgegen  ist,  wenngleich  es  für  den  Pächter 
vielleicht  von  grösserem  Vortheile  wäre  und  seinem  Auf* 
wände  von  Fleiss  und  Mühe  ein  besseres  Ziel  gewähren  würde. 

Was  das  Pachtobject  anlangt,  so  kommt  es  darauf  an, 
ob  der  betriebführenden  Unternehmung  blos  die  erbaute  und 
für  den  Betrieb  ausgerüstete  Eisenbahn  Übergeben  oder  ob 
ihr  damit  auch  der  Fahrpark  zur  Verfügung  gestellt  wird. 
Die  rechtlichen  Wirkungen  dieser  Unterscheidung  bestehen 
darin,  dass  in  dem  Falle,  als  die  Bahn  ohne  Fahrpark  dem 
Pächter  Übergeben  wird,  derselbe  durch  Beistellung  des  Betriebs- 
materials einen  nothwendigen  Aufwand  gemacht  und  in  dieser 
Beziehung  unter  dieselben  rechtlichen  Bestimmungen  fällt, 
wie  der  Pächter  einer  anderen  Sache,  d.  h.  er  ist  als  Geschäfts- 
führer ohne  Auftrag  zu  betrachten;  er  kann  demnach  nach 
Beendigung  des  Pachtverhältnisses  den  gesammten  Wagenpark,  * 
sowie  Alles,  was  er  zur  Instruirung  der  Bahn  aufgewendet 
hat,  soferne  nicht  im  Pachtvertrage  das  Gegenthetl  ausdrück- 
lich stipulirt  worden  ist,  zurücknehmen,  oder  er  hat,  wenn 
die  den  Betrieb  zurücknehmende  Staatsverwaltung  mit  dem 
vorhandenen  Materiale  den  Betrieb  weiterführen  wollte,  An- 
spruch auf  den  Ersatz  des  hothwendigen  und  zweckmässigen 
Aufwandes.  Uebcrgiebt  dagegen  die  Unternehmung  die  Bahn 
voUstäriviiy  instruirt,  so  sind  alle  übergebenen  Gegenstände  und 
Materialien  als  Zugehor  der  Bahn  zu  behandeln  und  regel- 
massig mit  Inventar  dem  Pächter  zu  überantworten. 
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Nach  geendigtem  Pachtverhältnisse  ist  daher  nicht  nur 
die  currente  Bahn,  sondern  auch  der  Wagenpark  und  die 
sonstigen  Einrichtungsstücke  dem  etwa  errichteten  Inventarium 
gemäss  oder  in  dem  Zustande,  in  dem  der  Pächter  sie  über- 
nommen hat,  zurückzuerstatten.  Vor  dieser  Zurückstellung  kann 
den  Pächter  weder  die  Einwendung  des  Corapensationsrechtes 
für  etwa  aufgewendete  Leistungen,  noch  selbst  des  früheren 
Eigenthums  schützen. 

Haften  auf  der  Eisenbahn  gewisse  Lasten,  z.  B.  Ser- 
vituten, periodische  Leistungen,  Rentenzahlungen  u.  dgl., 
so  fallen  diese  während  des  Pachtverhältnisses  dem  Pächter 
zur  Last. 

Wird  die  Benützung  der  Bahn  wegen  ausserordentlicher 
Zufälle  (z.  B.  Krieg,  Ueberschwemraung,  Erderschütterung, 
Erdbewegung  etc.)  oder  überhaupt  durch  solche  Ereignisse, 
welche  der  Pächter  nicht  vorhersehen  und  abwehren  konnte, 
unmöglich  gemacht,  so  entfällt  für  den  Pächter  die  Ver- 
pflichtung des  Pachtzinses;  wird  die  Benützung  nur  zum 
Theile  entzogen,  so  entfällt  ein  verhältnissmässiger  Theil 
des  Pachtzinses.  Ist  die'  ruhige  Benützung  des  Bahnkörpers 
durch  Verschulden  der  verpachtenden  Unternehmung  nicht 
möglich,  der  Betrieb  wegen  mangelhafter  Beschaffenheit  der 
Bahn  nicht  zu  sichern,  so  steht  es  dem  Pächter  frei,  vom 
Pachtverhältnisse  abzustehen  oder  den  Ersatz  geltend  zu 
machen.  Zur  Leistung  einer  angemessenen  Entschädigung  ist 
die  verpachtende  Verwaltung  ferner  dann  verpflichtet,  wenn 
die  Ausbesserungen  an  dem  Bahnkörper  dem  Pächter  nicht 
in  Folge  ausdrücklicher  Stipulation  zur  Last  fallen  und  die 
verpachtende  Verwaltung  es  unterlassen  hat,  die  kleineren 
Ausbesserungen  zu  besorgen,  so  dass  aus  dieser  Vernachlässi- 
gung die  Nothwendigkeit  zur  längeren  Fortsetzung  der  Aus- 
besserungen und  Vornahme  derselben  in  ausgedehnterem  Mass- 
stabe resullirt  und  hierdurch  der  Gebrauch  selbst  eine  Ein- 
schränkung erlitt. 

Wird  dagegen  die  Benützung  der  Bahn  durch  Verschulden 
des  Pächters  gestört  oder  tritt  die  Störung  nicht  in  Folge  der 
Beschädigung  oder  Unbrauchbarkeit  der  Bahn,  sondern  in 
Folge  eines  dem  Pächter  persönlich  zugestossenen  Hindernisses 
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oder  UDglQcksfalles  ein,  so  fallen  diese  Umstände  dem  Pächter 
allein  zur  Last;  er  rauss  den  Zins  gleichwohl  entrichten. 

Das  Pachtverhältniss  endet:  1.  mit  dem  Verlaufe  der 
Zeit,  für  welche  es  geschlossen  worden  ist;  2.  durch  das  Zu- 
gnindegehen  des  Pachtobjectes ;  3.  wenn  der  mangelhafte 
Zustand  der  Bahn  den  Betrieb  nkht  gestattet,  oder  wenn  ein 
beträchtlicher  Theil  derselben  durch  Zufall  (Verheerung  durch 
Ueberschwemmungy  Unterbrechung  durch  Rutschungen  etc.)  auf 
längere  Zeit  der  Benfttzung  entzogen  ist,  oder  wenn  die  Bahn 
nicht  mehr  in  brauchbarem  Zustande  erhalten  wirdy  über  freien 
Beschluss  des  Bestandnehmers;  4.  durch  gerichtlichen  Spruch 
Über  Einschreiten  der  verpachtenden  Verwaltung»  wenn  der 
Pächter  einen  erheblich  nachtheiligen  Gebrauch  der  Bahn 
macht  (z,  B.  Pflanzungen,  welche  den  Unterbau  ruiniren), 
oder  wenn  der  Pächter  mit  der  Einzahlung  des  Zinses  nach 
geschehener  Einmahnung  im  Rückstände  verblieben  ist;  5.  durch 
eine  nothwendige  gerichtliche  Veräusserung;  6.  durch  die  Ver- 
äusserung  der  verpachteten  Bahn  an  eine  dritte  Person;  in 
diesem  Falle  jedoch  kiönnte  der  Pächter  in  Rücksicht  auf  den 
erlittenen  Schaden  als  auch  den  entgangenen  Nutzen  volle 
Genugthuung  fordern. 

Bezüglich  der  Verträge  über  entgeltliche  Dienst- 
leistungen ist  im  Allgemeinen  zu  bemerken^  dass  Eisenbahn- 
untemehmungen,  insofeme  sich  ihnen  gegenüber  Jemand  zur 
Leistung  einer  Arbeit,  Verfertigung  und  Lieferung  eines  Werkes 
gegen  einen  gewissen  Lohn  im  Gelde  verpflichtet,  im  bürger- 
lichen Rechtsleben  keine  andere  Stellung  einnehmen  als  jedes 
andere  eigenberechtigte  Rechtssubject  im  Staate.  Die  Bau-  und 
Ueferungsverträge,  wdche  zum  Zwecke  det  Herstellung  und 
Inbetriebsetzung  einer  Eisenbahn  und  später  zur  Herbeischaffung 
jener  Sachen,  welche  ein  ordnungsmässiger  Betrieb  erheischt, 
geschlossen  werden,  zeichnen  sich  nur  durch  eine  weitgehende 
Detaillirung  der  zu  vollziehenden  Leistungen,  sowie  der  Haf- 
tungs-,  Sicherstellungs-  und  Ersatzverbindlichkeiten  aus  und 
bieten  sonst  nur  in  concreten  Fällen  noch  die  Besonderheit, 
dass  bezüglich  der  Entlohnung  anstatt  eines  fixen  Preises  für 
eine  fixe  Leistung  die  Bildung  des  Preises  auf  Grund  einer 
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Einlieit  und  der  coiistatirten  Leistung  vereiobait  wird  (Vertrag 
nach  Einheitspreisen)  oder  umgekehrt,  dass  zwar  der  Preis  für 
die  Leistung  durch  eine  bestinunte  Summe  ausgedrackt,  die 
Leistung  selbst  dagegen  trotz  weitgehender  Specificirung  doch 
nur  in  ein  allgemeines  Bild  gekleidet  erscheint  (Pauschalver- 
trag). Im  letzteren  Falle  erhält  der  Vertrag  fQr  beide  vertrag- 
schliessende  Theiie  den  Charakter  eines  GlGcksvertrages  mit 
allen  aus  dieser  Eigenschaft  sich  ergebenden  rechtlichen  Con- 
Sequenzen. 

Ein  eigenartiges  Geprüge  erhalten  dagegen  die  Dienst- 
leistungen« welche  die  Eisenbahnunternehmungen  in  Ausübung 
ihres  Berufes  Dritten  gegen  Entgelt  ssu  leisten  haben.  In  An- 
sehung dieser  Dienstleistungen  haben  sich  jene  Grundsätze 
und  Rechtsrtgeln  entwickelt,  deren  Gesammdieit  das  Eisen- 
bahntransportrecht bildet. 

Soweit  es  sich  um  die  Beförderung  von  Gütern  handelt^  hat 
bereits  das  Handelsgesetz  im  V.  Titel,  Abschnitt  2  ^von  dem 
Frachtgeschäfte  der  Elsenbahnen  insbesondere"  eine  eigene  ge- 
setaliche  Grundlage  gegeben.  Diese  Grundlage  beschränkt  sich 
iedoch  darauf,  das  Transportgeschäft  der  Eisenbahnen  von  dem 
gewv^hnlichen  Frachtgeschäfte  zu  sondern,  und  die  juristischen 
Schärfen  des  lerxteren  sowohl  för  Frachtnehmer  wie  Fracht- 
geber im  Eisenbahnverkehre  zu  benehmen.  Es  weht  in  den 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  bereits  ein  verwaltaiigs- 
rtchllicher  Hauch,  der  auf  die  Erkennmiss  zurückzuführeo  ist, 
^kss  die  vien  Eisenbahnen  im  vüdfentlicheiilatertesse  eingeräumten 
$t^4itlichen  Vorrechte  und  Befu^isse  ebenes  zum  allgemeinen 
Nots^  ein  Ctcgcng^wicht  erhdtlten  müssen  in  der  gesetzlidien 
u;vi  stMtlichcn  B^^nruni:  der  freien  \V:Ueosthitigkeit  der 
Fwabahnuntemeha>;:ni;cn  bei  Vo^iiehung  ihiw  Geschifte»  und 
das*  *uch  der  F:nii',:>.e,  welcher  voa  oera  Tmasrortmittel 
kWbrÄixch  nvichcn  w  tiur  ^r.  crrjslb  Sf>:  ni--::er  Schränken 
seinen  \V'">!X  hc:-^:  Cv.'j         u\  .:ä:v..:  Tri.r.>>.^r:r:i:r:el 


Digitized  by  Google 


* 


Rechtsverbältoisse  der  Qsenbabnea  im  Beaonderea.  171 

hungs weise  ErgSnzungsverordnang  zum  Handelsgesetze  und  zur 
Eisenbahnbetriebsordnung  aufzufassen  ist,  und  geht  dahin,  dass 
eine  Eisenbahnunternehmung  in  Ansehung  der  Uebernahme  des 
Geschäftes  (der  Beförderung  von  Personen  und  Gütern)  auf 
der  der  Benützung  des  Publicums  Übergebenen  Eisenbahn  der 
Willensfreiheit  entbehrt  und  die  Verpflichtung  hat,  alle  Per- 
sonen, welche  vorschriftsmSssig  die  Aufnabmsbedingnngen  er- 
füllen, und  alle  Güter,  welche  unter  den  festgesetzten  Bedin- 
gungen der  Bahn  übergeben  werden,  wirklich  und  ordnungs- 
massig  zu  befördern,  soferne  nicht  gesetzliche  Gründe  für  die 
Ablehnung  der  Beförderung  geltend  gemacht  werden  können 
TArt.  422  des  Handelsgesetzes,  §  8  der  Kisenbahnbetriebs- 
ordnung,  §§  6  und  55  des  Iktncbsrcglerncius) ; ')  ebenso  sind 
die  Bestimmungen  über  die  Einleituni;,  Diu  i  litLihrung  und 
Vollendung  der  Beförderung  und  über  die  li;crbci  sich  ergeben- 
den Rechte  und  Pflichten  der  Willcnssphare  der  Eisenbahn- 
unternehmungen wie  derjenigen,  welche  die  Eisenbahn  benützen 
wollen,  entrückt  und  gelten  in  dieser  Richtung  reglemen- 
tarische Normen,  denen  beide  Theile  sich  zu  unterwerfen 
haben. 

Wenn  daher  von  einem  Beförderungsvertrage,  speciell  im 
Güterverkehre  von  einem  Fracht  vertrage  gesprochen  wird,  so 
kann  dieser  Begritt'  nur  im  uneigentlichen  Sinne  des  Wortes 
angewendet  werden,  da  alle  Momente  eines  wirklichen  Ver- 
trages fehlen,  das  Reglement  vollständig  an  die  Stelle  der 
Willensausserungen  in  allen  Beziehungen  tritt.  Das  Vertrags- 
recht kommt  hier  in  keiner  anderen  Bedeutung  zum  Ausdrucke, 
als  bei  den  staatlichen  Anstalten  überhaupt,  bei  welchen  die 
Handlungen  nicht  erst  kraft  eines  besonderen  Vertrages,  son- 
dern kraft  des  Amtes  und  seiner  organischen  Bestimmung 
seitens  der  vollziehenden  Organe  vorgenommen  werden.  Bei 
den  Staatseisenbahnen  fallt  dies  auch  gar  nicht  auf,  da  es  ja 
auch  andere  staatliche  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphen) 
giebt,  deren  der  Einzelne  sich  bedient,  ohne  einen  Vertrag  im 
Auge  zu  haben.  Bei  den  Privateisenbahnen  liegt  aber  die  Sache, 
was  ihre  Benützung  anlangt,  genau  so  wie  bei  den  Staats- 


1)  Vergl.  Beilage  I,  pag.  6,  und  Beilage  XIV,  pag.  171  uod  197. 
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eisenbahoen;  auch  hier  vollziehen  die  Organe  der  Anstalt 
gewisse,  der  organischen  Bestimmung  entsprechende  Leistungen 
und  auch  hier  hat  Derjenige,  der  die  Anstalt  ben&tzt»  für  die 
Leistung  eine  VergQtungy  d.  i.  eine  Gebühr  im .  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes  zu  leisten;  der  Unterschied  ist  nur  der, 
dass  die  Privat-Eisenbahnuntemehmungen  in  Ansehung  des 
Entgeltes  für  ihre  Leistungen  selbst  ein  GescWt  machen^ 
einen  Verdienst  zu  erzielen  haben,  weil  sie  auf  einen  Erwerb  an- 
gewiesen sind,  was  eben  bei  den  Staats-Eisenbahnunterneh- 
mungen  nicht  der  Fall  ist. 

Von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  ein  Eisenbahnunter- 
nehmen eine  Anstalt  ist  und  als  solche  ihre  staatliche  Aufgabe 
vollzieht,  kommen  nicht  nur  die  Bedingungen,  unter  denen 
die  Annahme  zur  Beförderung  und  die  Normen,  welche  f&r 
die  Durchführung  der  Beförderung  gelten,  sondern  auch  die 
Bestimmungen  über  persönliche  und  sachliche  Haftung  und 
Ersatzleistung  in  Betracht  und  kann  in  erster  Reihe  blos  von 
den  Pflichten,  erst  in  zweiter  Reihe  von  Rechten  der  Eisen« 
bahnunternebmungen  gesprochen  werden,  denen  dann  die 
Rechte  und  Pflichten  Derer  entsprechen,  welche  die  Eisenbahn 
benützen. 

Das  Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1874,  R.  G.  Bl. 
Nr.  75,  ist  nun  die  von  der  Staatsverwaltung  aufgestellte  Norm, 
nach  welcher  die  Eisenbahnanstalten  ihre  Beförderungsaufgabe 
zu  vollziehen,  ihre  Dienste  Denen  gegenüber  zu  leisten  haben, 
welche  diese  Dienste  in  der  Absteht  in  Anspruch  nehmen,  die 
Eisenbahn  zur  eigenen  oder  zur  Beförderung  von  Sachen, 
beziehungsweise  Gütern  zu  benützen;  dasselbe  enthält  aber 
ausserdem  auch  noch  eine  Reihe  von  theils  rein,  theils  vorwie- 
gend polizeilichen  Bestimmungen,  welche  die  Wahrung  der  im 
Eisenbahnverkehre  erforderlichen  strengen  Ordnung  im  All- 
gemeinen, die  Sicherheit  und  das  Wohlbefinden  des  die  Eisen- 
balm benützenden  Publicums,  die  Hmtanhaltnng  \nn  Gciaiiren 
für  beförderte  Sachen  oder  durch  deren  iklürdcrung,  die  Sicher- 
stcllung  der  Kiscnbahnunternehmung  gegen  die  Folgen  in- 
correcter  Handlungsweise  der  Reisenden  und  das  Verhalten 
der  Reisenden  untereinander  im  Besonderen  im  Auge  haben. 
Hierher  gehören  die  Anordnungen  über  die  Pflichten  und 
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Rechte  des  Dienstpenonales  (§§  1,  2  und  12,  Alinea  2),^)  über 
die  Beschränkung  des  Befugnisses  der  nicht  zum  Bahnpersonale 
gehörigen  Personen  hinsichtlich  des  Betretens  der  Bahnhöfe 
und  der  Bahn  auf  die  dem  Publicum  geöfi&ieten  Räume  (§  5),  ^) 
Ober  das  Oefihen  der  Wartesäle^  Billet-  und  Gepäcksexpedi- 
tionen (§  14,  Alinea  l),^)  Ober  das  Einsteigen  in  die  Wagen 
(§  15,  Alinea  1)  *)  und  den  Ausschluss  von  der  Mitreise  bei 
Versfiumniss  des  Einsteigens  yor  Abgabe  des  Abfahrtszeichens 
(g  16,  Ahnea  1),  Qber  das  Verbot  des  Verbleibens  von  Rei> 
senden  in  zur  Beförderung  Übernommenen  Equipagen  (§  35, 
Alinea  3),  über  das  Ausrufen  der  Stationen,  die  Dauer  des 
Aufenthaltes  und  des  allffilligen  Wagenwechsels,  das  Volialten 
beim  Verlassen  des  Zuges  in  den  Stationen  und  im  Falle  des 
Anhaltens  ausserhalb  einer  Station,  dann  während  der  Fahrt 
im  eigenen  Interesse,  die  Mitn.ilime  von  Gegenständen  in  die 
Wagen  f§  17,  Aluica  1,  §  18,  Alinea  2  bis  4^  §§  22,  27),  über 
die  Belüiderung,  Begleitung,  Dcclaration  und  Abholung  von 
Leichen  (§  34),  über  die  Besorgung  des  Aus-  und  Kinladens, 
der  Befestigung  und  Begleitung  von  Thieren,  die  Ausschliessung 
von  kranken  und  die  Berechtigung  zur  Zurückweisung  von 
wilden  Thieren  (§  40),  über  die  absolute  Ausschliessung  oder 
bedingte  Zulassung  von  für  Leben  und  Gesundheit  von  Menschen 
oder  für  den  Bestand  von  Sachen  gefährlichen  oder  schädlichen 
Gegenständen  (§§  48  und  49),  über  die  Billetcontrolc  (§  14, 
Alinea  2),  über  das  Verbot,  auf  die  Sitze  zu  treten  (§  19, 
Alinea  1)  und  Wagen  oder  deren  Einrichtung  zu  beschädigen 
(§  20),  über  die  Conventionalstrafe  und  den  Schadenersatz- 
anspruch der  Unternehmungen  bei  falscher  oder  ungenauer 
Declaration  von  Gegenständen,  welche  vom  Transporte  gänz- 
lich ausgeschlossen  sind  oder  nur  bedingt  zum  Transporte 
zugelassen  werden  (§  48),  über  das  Erforderniss  der  Zustim- 
mung der  Mitreisenden  zum  Oeffnen  von  Fenstern  an  der 
Windseite  (§  19,  Alinea  2),  zur  Mitnahme  kleiner  Hunde  in 


Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  166,  167  und  173. 

2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  170. 

3)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  174. 
*)  Vergl.  Beilage  XiV,  pag.  174. 
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das  Coup^  (§  22,  Alinea  1),  zum  Tabakraucben  in  der  ersten 
Wagendasse,  wenn  keine  eigenen  Rauchcoup^s  vorhanden 
sind  (§  22,  Alinea  2).^) 

Die  für  den  eigentlichen  Verkehr  berechneten  Bestim- 
mungen, welche  die  Rechte  und  Pflichten  des  Publicums 
gegenüber  der  Bahnanstalt  und  umgekehrt  begrenzen,  scheiden 
zwar  die  Beförderung  von  Personen,  Reisegepäck,  Leichen, 
Fahrzeugen  und  lebenden  Thieren  und  den  Transport  von 
Gütern  strenge  voneinander,  weil  die  hervorragende  wirth- 
schaftliche  Bedeutung  des  Güterverkehres  eine  sehr  weitgehende 
Durchbildung  der  rechtlichen  Verhältnisse  erheischt;  allein  die 
Hauptgesichtspunkte  sind  für  alle  Arten  der  Beförderung  im 
Wesentlichen  dieselben.  Diese  Gesichtspunkte  beziehen  sich 
auf  das  Eingehen,  die  Durchführung  und  die  Beendi- 
gung des  Transportverhältnisses  und  die  aus  demselben 
resultirende  Haftpflicht. 

Eingegangen  wird  das  Transportverhältniss  durch  die 
Erklärung  der  Transportanstalt,  dem  Begehren  einer  Person, 
gerichtet  auf  die  Beförderung  ihrer  selbsr  oder  anderer  Per- 
sonen und  eventuell  d  er  zviijc  Intrigen  Sachen,  oder  auf  die 
Beförderung  von  Thicren  odc:  (mtcrn,  entsprechen  zu  wollen. 
Die  Erklärung  erfolgt  rcgchuassig  stillschvvcii^cnd,  symbolisch, 
durch  Climen  Act  des  hierzu  berufenen  Organes  der  Eisenbalin- 
Unternehmung,  welcher  die  Absicht  der  Anstalt,  die  Beförderung 
zu  vollziehen,  deutlich  erkennen  liisst,  und  zwar  in  Ansehung 
der  Beförderung  von  Personen  durch  Ausgabe  der  Fahrbillets 
(§  ^''^^  «^cr  Beförderung  von  Reisegepäck,  Thieren  und 

Equipagen  durch  Ausstellung  und  Einhändigung  des  Gepäck- 
scheines oder  Befördcrungsscheiaes,  respective  Quittung  (§§  28, 
36,  41), 3)  bei  der  Beförderung  von  Gütern  durch  die  Auf- 
drüekung  des  Expeditionsstempels  auf  dem  von  dem  Versender 
auszustellenden  Frachtbriefe  i§  49)^)  und  hat  zur  Folge,  dass 
die  Beförderung  genau  nach  den  Bestimmungen  des  Betriebs- 


1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  170,  173,  174,  17ö,  177, 17S,  182, 186,  190. 

Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  171. 
3)  Vcrgl.  Beilage  XI \",  pag.  179,  183,  186. 
*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  191. 
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reglements  durchzufahren  ist;  nur  in  Bezug  auf  solche  Gegen- 
stände, deren  Verladung  oder  Transport  nach  dem  Ermessen 
der  Ühernebmenden  Verwaltung  besondere  Schwierigkeit  ver- 
ursacht» kann  die  Beförderung  von  ausdrücklich  und  speciell 
zu  vereinbarenden  besonderen  Bedingungen,  also  von  dem 
Zustandekommen  eines  wirklichen  Frachtvertrages  abhängig 
gemacht  werden  (§  48,  C). ')  Ein  Aehnliches  gilt  bezüglich  der 
Gewährung  von  Extrafahrten  für  Personen  (§  7),  ^)  welche  von 
dem  Ermessen  der  Eisenbahnunternehmung  abhängt. 

Die  Eingehung  des  die  BefÖrderungspfiicht  der  Eisenbahn- 
anstalt im  Gefolge  habenden  Verhältnisses  kann  im  Allgemein 
nen  nur  verweigert  werden,  wenn  aussergewÖhnliche  Hinder- 
nisse (z.  B.  Verkehrsunterbrechung  durch  Ueberscbwemmung) 
oder  höhere  Gewalt  (z.  B.  Zerstörung  durch  feindliche  Gewalt) 
entgegenstehen  oder  die  regelmässigen  Transportmittel  nicht 
ausreichen  (g  6),  3)  im  Besonderen  aber  auch  noch  in  fol- 
genden Fällen:  1.  Im  Personenverkehre  hinsichtlich  solcher 
Personen,  welche  wegen  einer  sichtlichen  Krankheit  oder  aus 
anderen  Gründen  den  Mitreisenden  lästig  fallen  können;  es 
wäre  denn,  dass  dieselben  ein  besonderes  Coup6  bezahlen 
(§  13) 2.  bezüglich  des  Reisegepäckes,  welches  nicht 
sicher  und  nicht  dauerhaft  verpackt  (§  25)  oder  nicht  recht- 
zeitig aufgegeben  worden  ist  (§  26);  5)  3.  in  Ansehung 
lebender  wilder  Thicre  überhaupt  (§  -40);^)  4.  im  Güter- 
verkehrc  a)  insolange  d:c  Bclürdcruns^  nicht  ;L:cs^hcliLMi  kann; 
die  zuL^cU'ilirtcn  Cjütcr  riiüssen  jedoch  irn  Iünvcr:itLuKii'iisse 
mit  dem  Aut^eber  bis  zum  Zeitpunkte  der  Möglichkeit  des 
Transportes  iii  den  Räumlichkeiten,  soweit  solche  disponibel 
sind,  Llcponirt  werden  f§  55);"}  ^  in  Ansehung  eines  Gutes, 
'A'elclic.N,  ungeachtet  seiner  Natur  eine  Verpackung  zum 
Schulze  gegen  Verlust  oder  Beschädigung  auf  dem  Trans- 

t)  VergU  Beilage  XIV,  pag.  191. 
.    S)  Vergl.  Beilage  XtV»  pag.  171. 
»>  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  171. 

*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  178. 
«>)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  178. 

Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  185. 
1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  187. 
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porte  erfordert,  nicfat  ordoungsnüissig  oder  gar  nicht  verpackt 
ist;  es  steht  jedoch  in  diesem  Falle  der  Eisenbahnunterneh- 
mung  das  weitere  Recht  zu,  sich  zu  entscheiden^  ob  sie  das 
Gut  ausnahmsweise  befördern  will,  wenn  der  Absender  das 
Fehlen  oder  den  Mangel  der  Verpackung  auf  dem  Frachtbriefe 
durch  seine  Unterschrift  anerkennt  (§  47,  Alinea  1);^)  c)  wenn 
Stückgüter,  deren  Beschaffenheit  es  ohne  Schwierigkeit  gestattet, 
nicht  seitens  des  Versenders  mit  der  Bezeichnung  der  Be- 
stimmungsstation dauernd  versehen  sind  (§  47,  Alinea  4).^) 
Die  Nothwendigkeit  einer  ablehnenden  Erklärung 
einer  Eisenbahnuntemehmung  und  die  Transportpflicht  der 
letzteren  entfSllt  ganz:  1.  in  Ansehung  der  vom  Eisenbahn- 
transporte überhaupt  ausgeschlossenen  Gegenstände,  das  sind: 
a)  Güter,  welche  wegen  ihres  Gewichtes  oder  Umfonges,  ihrer 
Form  oder  soQstigen  Eigenschaft  nach  den  Einrichtungen  und 
der  Benfitzungsweise  der  Bahn  sich  zum  Transporte  nicht 
eignen;  b)  alle  postzwangspflichtigen  Gegenstände,  dann  Do- 
cumente,  Edelsteine,  echte  Perlen  und  Pretiosen,  c)  alle  der 
Selbstentzündung  oder  Explosion  unterworfenen  Gegenstände, 
welche  von  der  Staatsverwaltung  als  nicht  eisenbahntransport- 
fähig bezeichnet  werden  (§  48,  A)','^)  2.  in  Ansehung  bedingt 
zum  Transporte  zui^classener  Güter,  bei  welchen  die  regle- 
raentarisch  vorgeschriebenen  Vcrpackungs-,  Verwahrungs-  und 
Aufgabsvorschriften  nicht  erlulk  sind  (§  48,  B)\')  3.  in  An- 
sehung kranker  oder  solcher  Fhiere,  welche  nacli  den  Sani- 
tätsvorschritien  wegen  der  Gefahr  einer  Verschleppung  von 
Seuchen  vom  Transporte  ausgeschlossen  siiid;  4.  in  Ansehung 
von  Equipagen  und  anderen  Fahrzeugen,  lebenden,  nicht  in 
die  sub  3  bezeichnete  Kategorie  gehörigen  Thieren,  wenn  sie 
in  anderen  als  den  zur  Annahme  bestimmten  Stationen  auf- 
gegeben werden  wollten  (§  35,  Alinea  1,  §  40,  Alinea  1);') 
ausserdem  ist  die  Eisenbahnunternehmung  berechtigt,  die  Züge, 
mit  welchen  sie  die  Beförderung  vollziehen  will  und  bei 
lebenden  Thieren  auch^  in  weicher  Anzahl  dieselben  gleich- 


1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  189. 
^  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  100. 
^  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  183,  186. 
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zeitig  sollen  befördert  werden  können,  zu  bestimmen  (§  35, 
Alinea  3,  §  42,  Alinea  1,  §  43,  Alinea  l).') 

Die  Annahme  zur  Beförderung  setzt  bezüglich  des 
Thier-  und  Sachentransportes  in  allen  Fällen  die  rechtzeitige 
und  ordnungsmSssige  Ein-,  respective  Auflieferung  in  die  zur 
Expedition  bestimmten  Räume  nach  den  im  Betriebsreglement 
vorgeschriebenen  Vorschriften  voraus  (§§  26,  35,  42,  43,  56).^) 
Im  Güterverkehre  ist  ausserdem  noch  die  Ausstellung  eines 
in  der  durch  das  Betriebsreglement  vorgeschriebenen  Weise 
ausgestellten,  vorgedruckten,  die  Sendung  an  den  Bestimmungs- 
ort begleitenden  Frachtbriefes,  und  in  dem  Falle,  als  es  sich 
um  eine  gleichzeitige  Beförderung  bedingt  zum  Transporte 
zugelassener  Gegenstände  verschiedener  Gattung  oder  solcher 
Gegenstände  mit  anderen  Gütern,  oder  von  Gütern,  welche 
unter  Zoll-  oder  Steuercontrole  stehen,  oder  vom  Versender 
und  Empfänger  auf-  und  abzuladen  sind,  mit  anderen  Gütern, 
oder  von  verschiedenen  Gütern,  welche  nach  ihrer  Beschaffen« 
heit  ein  Zusammenladen  nicht  gestatten,  handelt,  oder  endlich 
bei  Gütern  in  Wagenladungen,  wenn  mehrere  Wagen  der- 
selben Sendung  laufen,  über  Verlangen  der  Eisenbahnunter- 
nehmung die  Ausstellung  entsprechend  mehrerer  Frachtbriefe 
(ii?  oO);'*)  dann  bei  Gütern,  welche  vor  der  Ablieferung  an  den 
Empfänger  einer  zoll-  oder  steueramtlichen  Behandlung  uiucr- 
liegen,  die  Ijci^abe  der  nothwcndii^en  Bci^leitpapicrc  und  deren 
Verzeichnung  im  Fruchtbricfc  erforderlich  {§  Frachtbriefe 
iedoch,  welche  als  Fk-^^leitung  eines  Gutes  auf  dem  von  einem 
anderen  FrachtfCihrcr  vor  der  Aufliefcruni;  auf  eme  l\isenbahn 
Aülitührten  Transport  gedient  haben,  verlieren  für  den  Eisen- 
bahntransport ihre  rechtliche  Bedeutung  und  können  daher 
als  Beilagen  zum  Eisenbahn fraclitbriefe  nicht  verwendet  werden 
(§  50,  Punkt  2,  Alinea  4).-'j  Die  Ausstellung  eines  Frachtbriefes 
kann  im  internen  österreichisch-ungarischen  Verkehre  auch  bei 


1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  183,  186. 

-)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  178,  183,  186,  195. 

^)  Vergl.  Reilnge  XIV,  pag.  191. 

*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  194. 

■)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  192. 
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der  Aufgabe  lebender  Thiere  (Hunde  und  Pferde  ausgenommen) 
zur  Beförderung  eintreten. 

Der  Frachtbrief  hat  zu  enthalten:  a)  Ort  und  Datum  der 
Ausstellung;  b)  die  Angabe  der  Güter  nach  Zeichen,  Nummern, 
Anzahl,  Verpackungsart,  Inhalt  und  Bruttogewicht  der  Fracht- 
stücke (Colli),  beziehungsweise  nach  jener  Bezeichnung,  welche 
den  seitens  einer  Eisen bahnunternehmung  für  Güter,  die  nicht 
nach  Gewicht  angenommen  werden,  aufgestellten  besonderen 
Vorschriften  entsprechen;  c)  die  Unterschrift  des  Absenders 
oder  eine  gedruckte,  beziehungsweise  gestempelte  Zeichnung 
seines  Namens;  d)  (Üe  deutliche  und  genaue  Bezeichnung  des 
Empfängers  und  des  Bestimmungsortes,  unter  eventueller  An- 
gabe des  einzuschlagenden  Transportweges,  wenn  verschiedene 
Wege  vom  Absendongs-  nach  dem  Bestimmungsorte  ftthren 
(§  50,  P.  3).') 

Der  Versender  hat  alle  Folgen  zu  tragen,  welche  aus 
unrichtigen,  undeutlichen  oder  ungenauen  Angaben  im  Fracht- 
briefe  entspringen.  Es  kann  nun  einerseits  die  Uebereinstim- 
mung  des  Frachtbriefes  mit  den  Gütern  nach  Gewicht  oder 
Inhalt  seitens  der  GepScksexpedition  geprüft  und  verificirt 
werden,  es  ist  jedoch  dieser  Act  in  Gegenwart  des  Absenders 
oder  Empfängers  oder  der  Bevollmächtigten  dieser  Personen, 
oder  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen  zu  vollziehen, 
andererseits  aber  auch  von  den  Parteien  die  Feststellung  der 
Stückzahl  oder  des  Gewichtes  der  Güter  in  Wagenladungen 
durch  die  Bahnanstalt  gefordert  werden,  und  muss  die  Unter- 
nehmung diesem  Begehren  nachkommen,  soferne  die  Güter 
vermöge  ihrer  Beschaffenheit  eine  derartige  Feststellung  ohne 
erheblichen  Aufenthalt  ermöglichen,  und  die  auf  dem  Bahnhofe 
vorhandenen  Wägevorrichtungen  dazu  ausreichen. 

Der  Versender  ist  berechtigt,  ein  „Duplicat"  des  Fracht- 
briefes zu  verlangen.  Dasselbe  hat  aber  nur  die  Eigenschaft 
einer  einfachen  Bescheinigung  der  erfolgten  Uebergabe. 

Der  Frachtbrief,  welcher  von  der  Eisenbahnanstalt  ab- 
gestempelt ist,  gilt  als  Beweis  über  das  zwischen  Ver- 
sender und  Eisenbahnunternehmung  abgeschlossene 


')  Vergl.  Beilage  XiV,  pag.  iy3. 
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Transportverhältniss;  bei  GQtern,  yrelche  vom  Absender^ 
beziehungsweise  Empfänger  auf-,  respective  abgeladea  werden, 
in  Ansehung  der  Stückzahl  und  des  Gewichtes  jedoch  nur  dann, 
wenn  die  Menge  und  das  Gewicht  durch  den  Stempel  der  Aus- 
gangsstation ausdrücklich  bescheinigt  ist. 

Bei  Aufgabe  gewisser  Gegenstände  haben  die  Versender, 
respective  Aufgeber  entweder  obligatorisch  oder  über  Verlangen 
der  Eisenhahnuntemehmung  noch  besondere  Bedingungen  zu 
erfüllen,  von  denen  die  Beförderung  abhängt.  So  muss  1.  behufs 
Beförderung  von  Leichen  der  vorschriftsmässige  Leichenpass 
beigebracht  und  ein  mitreisender  Begleiter  beigegeben  werden 
(§  34);'}  2.  in  Ansehung  lebender  Thiere  der  Absender  das 
Einladen  in  die  Wagen,  die  zur  Befestigung  erforderlichen 
Mittel  und  das  Anbinden  selbst  besorgen  oder  besorgen  lassen 
und  sich  von  der  sicheren  Anlegung  selbst  überzeugen  (§  40);  2) 
dann  kann  3.  bei  lebenden  Thieren  die  Beigabe  einer  Aulsichts-, 
respective  Begleitperson  —  im  W  aiden  oder  anderwärts  unter- 
bringbar —  (§  40i;  und  kann  4.  die  Ikii^aljL'  der  Bedeckung  für 
solche  Artikel,  welche  iniN  erjnicki:  m  ortenen  Wagen  zur  Ver- 
ladung gelangen  und  einen  besonderen  Schutz  gegen  äussere 
Einflüsse  erheischen,  verlangt  werden       48,  C).^) 

Für  die  Uehernahme  der  Befürderungspflicht  seitens  der 
Eisen bahnunternehmung  hat  Derjenige,  der  die  Eisenbahn  zur 
Beförderung  benützt,  die  tarilraassige  Gebühr  zu  leisten  (§§  8 
und  52).^)  Die  Bezahlung  hat  —  den  Güterverkehr  austrenoninien 
—  sofort  zu  geschehen  (§§  y,  26,  34,  41,  42),^)  und  kann  auch 
im  Güterverkehre,  wo  ebenso  wie  bei  der  Beförderung  lebender 
Thiere,  die  im  internen  österreichisch- ungarischen  Verkehre 
mit  Frachtbrief  zur  Aufgabe  gelangen,  die  Anweisung  der 
Frachtgelder  auf  den  Empfänger  statthaft  erscheint  (§  53),^) 
in  dem  Falle  ebenfalls  hei  der  Aufgabe  gefordert  werden, 
wenn  die  Güter  nach  der  annehmenden  Bahn  Ermessen  dem 

1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  182. 

2j  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  186. 

9)  Vergl  Beilage  XIV,  pag.  191. 

*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  171,  195. 

»)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  171,  178,  182,  186,  186. 

•)'  Vergl  Beilage  XLV,  pag.  197. 
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schnellen  \'crdL'rbcii  uritLrlici;cn  oder  die  l'Vaclit  iiiclu  sicher 
decken.  Fehler  bei  der  Berechnung  der  Beförderungsgebühren 
sind  sowohl  zu  Ciunsten  der  Unternehmung  als  zu  jener  des 
die  Eisenbahn  Benützenden  zu  rectitkiren  (ij  öH). 

Ausser  den  tarifmässigen  Gebühren  für  die  l^eforderung 
selbst  und  im  Güterverkehre  auch  für  das  Auf-  und  Abladen 
des  Gutes  hat  eine  Eisenbuhnunternehmung  selbstverständlich 
das  Recht,  den  Ersatz  baarer  Auslagen,  als  Transit-,  Ein-  und 
Ausgangsabgaben,  Kosten  für  Ueberführung,  Reparaturskosten, 
welche  durch  die  Güter  selbst  hervorgerufen  werden  und  zu  ihrer 
Erhaltung  notliwendlg  sind,  zu  fordern.  Ferner  erwächst  einer 
Eisenbahnunternehmung  eventuell  noch  ein  ebenfalls  tarifmässig 
geregelter  Anspruch  für  besondere  active  oder  passive  Leistungen, 
und  zwar:  1.  auf  ein  Wägegeld:  a)  wenn  der  Absender  das 
Gewicht  des  zu  bei öriicrnden  Gute?  im  Frachtbriefe  anzusetzen 
unterlassen  und  die  Erganzunc  ilcs  bVachtbriefes  nach  dieser 
Richtung  der  Eisenbahnunternchmung  überlasst;  b)  wenn  der 
Absender,  in  dessen  Abwesenheit  die  Feststellung  des  Gewichtes 
des  aufgelieferten  Gutes  erfolgte,  eine  neuerliche  lüniitrlung  in 
seiner  oder  seines  Beauftragten  Gegenwart  vor  der  \'erladung 
verlangt  (§  S'S-'J)  auf  eine  Provision:  a)  bei  Anwe'sung 
der  Zahlung  der  Frachtgebührcn  und  der  auf  den  Gütern  bei 
ihrer  Aufgabe  zur  Bahn  haftenden  Spesen  auf  den  Empfanger 
(Nachnahme)  in  allen  Fällen,  wo  nicht  die  Nachnahme  in 
Folge  des  Ueberganges  des  Gutes  von  einer  Eisenbahn  an 
die  andere  durch  die  Eisenbahnunternehmungen  selbst  im 
Verkehre  untereinander  entsteht;  bj  für  Vorschüsse,  welche 
auf  den  Werth  des  Gutes  von  der  *  Eisenbahnunternehmung 
gegeben  werden,  c)  für  baare  Auslagen,  die  auf  das  Gut 
gemacht  wurden  (§  Ö4);2)  3.  auf  ein  Lagergeld;  a)  wenn  die 
aufgelieferten  Güter  vor  der  Abfahrt  zurückgenommen  werden, 
ohne  dass  die  Ursache  hierzu  in  einem  die  Bahn  betre(fenden, 
ausserhalb  der  Verantwortlichkeit  der  Anstalt  stehenden  Um^ 
Stande  (Verhinderung  des  Antrittes  oder  der  Fortsetzung  des 
Transportes  durch  Naturereignisse)  gelegen  wäre;  b)  wenn  bei 


>)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  195—196 
3)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  197. 
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einer  successive  erfolgenden  Auflieferung  der  in  demselben 
Frachtbriefe  declarirten  Sendungen  eine  Verzögerung  des  Auf- 
lieferungsgeschäftes ersichtlich  ist;  c)  wenn  Güter  mit  unvoll- 
ständigen oder  unrichtigen  Frachtbriefen  aufgeliefert  sind  und 
deshalb  bis  zur  Vervollständigung  oder  Berichtigung  der 
Frachtbriefe  liegen  bleiben  müssen,  diese  Vervollständigung 
oder  Berichtigung  aber  binnen  24  Stunden  nicht  erfolgt  ist; 
d)  wenn  der  Versender  die  zum  Beladien  eines  von  ihm  zu 
diesem  Zwecke  bestellten  Wagens  bestimmte  Frist  (welche 
eine  allgemein  geltende  und  daher  zu  publicirende  ist)  nicht 
einhält  und  die  Eisenbahnunternehmung  sich  bestimmt  findet, 
das  bereits  Geladene  unter  Entziehung  des  Wagens  zu  ent- 
fernen und  zu  lagern;  e)  wenn  die  G&ter  nicht  innerhalb  der 
vorgeschriebenen  Frist  abgenommen  werden  (§  60);')  bei  Equi- 
pagen, Pferden  und  sonstigen  Thieren  (§§  36,  42,  43)^  tritt 
an  die  Stelle  des  Lagergeldes  das  Standgeld ;  4.  auf  eine  Con- 
ventionalstrafe,  welche  entweder,  gleich'  dem  Lagcrgdde,  den 
Charakter  einer  Interessenvergütung  oder  aber  die  Natur  einer 
Strafe  für  ein  incorrectes  Handeln  besitzt.  Das  erstere  ist  der  Fall 
bei  der  Gonventionalstrafe,  welche  die  Eisenbahnanstalt  von 
dem  Versender,  welcher  Eisenbahnwagen  zur  eigenen  Verladung 
mit  Gütern  Bestellt  hat,  in  dem  Falle  einzieht,  wenn  er  die 
Verladung  und  Abfertigung  der  Güter  nicht  binnen  der  be- 
stimmten Frist  bewirkt;  zur  Sicherstellung  dieser  Gonventional- 
strafe kann  die  Bcstelluiit;  einer  Caution  im  Vorhinein  ver- 
langt werden.  Als  Strafe  ist  die  Conventionalstrate  aufzufassen 
in  allen  andciLii  Fallen,  wo  das  Bctriebsreglement  der  Eisen- 
bahiumtcrnciimunt;  i.las  Recht  auf  dieselbe  zuerkennt,  d.  i. 
a)  wenn  ein  Reisender  ohne  i^iitiges  I-^iiirbillet  betruiien  wird 
(§  14,  Alinea  2); 3)  die  Mitnahme  eines  Reisenden,  der  ausser 
Stande  war,  noch  ein  Billet  zu  erlangen  und  dies  gleich  beim 
Einsteigen  der  dienstthuendeii  Person  bekanntgiebt,  hat  dagegen 
keine  Gonventionalstrafe,  sondern  blos  eine  Erhöhung  des 
Fahrpreises  im  Gefolge;  b)  bei  Mitnahme  feuergefährlicher 


»)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  203. 
2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  183,  186. 
V«rgl.  Beilage  XIV,  pag.  17-i. 
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Gcgaiistaiuic,  sowie  von  Gepäck,  welches  Flüssigkeiten  und 
andere  Gcgc:;srandc  ciitlialr,  die  auf  irgend  eine  Weise 
Schaden  verursaciicn  KÜuiUcn,  gegen  das  bestelicn;ic  \\:rbot  in 
die  Personenwagen  (§  22,  Alinea  3);')  cj  \\cn:i  imrer  ials^her 
Declaration  Leichen  zur  Beförderung  gebracht  werden  34, 
AHnea  5);^)  d)  wenn  unter  falscher  oder  ungenauer  Declaration 
die  vom  Transport  ausgeschlossenen  oder  nur  unter  Beob- 
achtung gewisser  Bedingungen  zugelassenen  Gegenstände  zur 
Beförderung  gelangen  (§  48).  Die  Conventionalstral"e  kann 
vom  Versender  oder  Empfänger  nach  Wahl  der  Eisenbahn- 
unternehraung  eingezogen  werden  (§  48);  e)  mit  dem  gleichen 
Rechte  der  Eisenbahnunternehmung  gegenüber  denselben  Per- 
sonen bei  unrichtiger  Angabe  des  Gewichtes  oder  Inhaltes 
einer  Sendung  (§  50,  Punkt  4V,-*)  f)  für  Ueberladung,  d.  i. 
Ladung  der  Wagen  über  das  Mass  der  auf  denselben  vermerkten 
Tragfähigkeit  hinaus  (§  52).  5) 

In  Bezug  auf  den  (nitervcrkehr  kann  unigekehrt  auch  die 
Eisenbahnunternehmung  m  die  Lage  kommen,  durch  Zahlung 
einer  Conventionalstrafe  Entschädigung  zu  leisten,  wenn  sie  dem 
Besteller  von  Wagen  die  zugesicherten  Wagen  nicht  recht- 
zeitig stellt. 

Die  Durchführung  des  eingegangenen  Transportver- 
hältnisses bezieht  sich  auf  jene  Thatigkeit  der  Eisenbahnanstalt, 
welche  die  Erfüllung  der  Absicht  dessen,  der  die  Eisenbahn 
benützt,  zum  Zwecke  hat,  d.  i.  der  Antritt  der  Beförderung 
der  Person  oder  der  Sachen,  beziehungsweise  Güter  nach  dem 
Zeitpunkte  der  Uebernahme  am  Aufnahmsorte  und  die  Voll- 
ziehung der  Beförderung  bis  zum  Bestimmungsorte. 

Für  den  Antritt  und  die  Art  der  Beförderung  ist  in 
Ansehung  der  Personen  das  gelöste  Fahrbillet  entscheidend. 
Dasselbe  bezeichnet  das  Ziel  der  Reise  (Endstation,  nach  welcher 
der  Reisende  auf  der  Bahn  befördert  zu  werden  verlangt),  die 
Zeit  und  den  Zug^  wofür  das  Billet  gelöst  ist,  und  die  Wagen- 

»)  Vcrgl.  Beilage  XIV,  pag.  177. 
3)  Vergt.  Beilage  XIV,  pag.  182. 
»)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  191. 
«)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  193. 
^  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  196. 
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classe,  in  welcher  der  Reisende  befördert  zu  werden  wünscht 
(§§  9  und  10 1;')  mit  dem  Fahrbillet  ist  auch  das  Recht  ver- 
bunden, die  Mitnahme  von  Reisegepäck  (Gegenstande  zur 
Befriedigung  der  Betlurfnisse  auf  der  Reise)  zu  beanspruchen, 
wenn  es  rechtzeitig  eingeliefert  ist  (§  26  ;^)  durch  das  Fahr- 
billet erlangt  der  Reisende  desgleichen  auch  das  Recht  zur 
Mitnahme  von  Handgepäck  (kleine,  leicht  tragbare  Gegenstände"! 
in  den  Wagen,  soferne  nicht  Zoll-  oder  Steuervorschritten  dies 
verbieten  (i<  27).-) 

Aus  dem  Fahrbillet  erwächst  dagegen  dem  Reisenden 
kein  Recht  auf  einen  bestimmten  Platz  (§  12),^)  sondern  blos 
durch  den  Besitz  eines  durchgehenden  Billets  der  Vorrang  vor 
neu  hinzutretenden  Reisenden;  ferner  kein  Recht  auf  das 
Einhalten  der  fahrplanmassigen  Abfahrts-  oder  Ankunftszeit 
der  Züge  (§  21,  Alinea  1);^)  hat  jedoch  die  eingetretene  Ver- 
spätung das  Versäumen  eines  Anschlusses  im  Gefolge  gehabt, 
und  ist  die  Verspottung  nicht  durch  höhere  Gewalt,  d*  u  eine 
Ereignung,  welche  die  Eisenbahnunternehmung  weder  voraus- 
sehen noch  vermeiden  konnte  (heftiges  Gewitter,  Blitzschlag, 
Erdbeben,  Dammrutsch ung  in  Folge  Wolkenbruches,  Be- 
schädigung einer  Brücke  durch  ein  durchfahrendes  Fahr- 
zeug etc.  etc.),  eingetreten,  so  kann  der  Reisende  die  Rück- 
erstattung des  Preises  für  die  Hinfahrt  und  für  die  Rückfahrt 
verlangen,  wenn  er  seinen  Anspruch  spfort  nach  Ankunft  des 
verspäteten  Zuges  dem  Stationsvorsteher  gemeldet  und  mit 
dem  nächsten  rückfahrenden  Zuge  die  Rückreise  ununter- 
brochen bis  zur  Ausgangsstation  vollführt  hat.  lieber  diese 
Thatsachen  haben  die  Stationsvorstände  der  in  Betracht 
kommenden  Stationen  Bescheinigungen  zu  ertheilen.  Hat 
dagegen  der  Reisende  selbst  auf  der  Ausgangs-  oder  auf  einer 
Zwischenstatton  versäumt,  rechtzeitig  in  dem  Zuge  platzzu- 
nehmen, so  hat  er  lediglich  das  Recht,  sich  die  Giltigkeit  des 
Billets  (ausgeschlossen  Retour-,  Rundreise-,  Vergnügungszugs> 


»)  Vcrgi.  Beilage  XIV,  pag.  171,  172. 

2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  178. 

^  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  178. 

V«rgl.  Betlage  XIV,  pag.  176. 
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biilets)  verlängern  zu  lassen  und  mit  einem  an  demselben 
oder  am  nachfolgenden  Tage  an  die  Bestimmungsstation  ab- 
gehenden Zuge  gleicher  oder  niedererer  Ordnung  zu  reisen; 
ein  Anspruch  auf  Rückerstattung  des  Fahrgeldes  oder  Ent- 
schädigung steht  ihm  nicht  zu  (§  16).^)  —  Endlich  hat  der 
Reisende^  ausser  dem  Falle  eines  ordnungsmässig  eingerich- 
teten Durchgangsverkehres,  auf  Grund  des  fiillets  nicht  das 
Recht,  zu  begehren,  die  Reise  von  Bahn  zu  Bahn  in  einem 
und  demselben  Wagen  zurücklegen  zu  können.  Besteht  ein 
Durchgangsverkehr,  so  ist  ein  solcher  Anspruch  zwar  vor- 
banden,  jedoch  durch  die  Anzahl  der  hierzu  bestimmten 
Wagen,  beziehungsweise  durch  die  in  denselben  verfügbaren 
Plätze  begrenzt. 

Für  den  Antritt  der  Beförderung  von  Gütern  ist  die 
von  der  Eisenbahnverwaltung  pubücirte  Expedittonsfrist  und 
die  Reihenfolge  der  Auflieferung  der  Güter  (§§  56  und  57)^) 
massgebend.  Eine  Ausnahme  in  letzterer  Beziehung  ist  nur 
insofeme  gestattet,  als  die  frühere  Beförderung  eines  später 
aufgelieferten  Gutes  in  den  Einrichtungen  der  Bahn  (z.  B. 
Mangel  an  gedeckten  Lastwagen,  während  offene  vorhanden 
sind),  in  den  Transportverhältnissen  (z.  B.  Abwicklung  einer 
Gampagne)  oder  im  öffentlichen  Interesse  (z.  B.  Sendung  von 
Hilfsmaterialc  an  Unglücksstätten)  bci;rLiiuiel  ist.  Der  eingeleitete 
Transport  erfolgt  ohne  Rlicksiclu  aul  *iie  Anzahl  der  Bahnen, 
welche  den  Weg  \cnnittchi,  von  und  nach  allen  für  den 
(jüterverkehr  eingerichteten  Stationen  und  ist  für  den  üeber- 
gang  von  einer  Bahn  auf  die  andere  nichts  weiter  erforderlich, 
als  die  Uebergabe  des  Frachtbriefes  und  der  sonstigen  Begleit- 
papiere {§  46).')  Für  die  Vollziehung  und  Dauer  des  Trans- 
portes ist  der  Frachtbrief  und  die  ebenfalls  Öffentlich  kund- 
zumachenden Transportfristen  entscheidend.  Die  Transport frist 
berechnet  sich  aus  der  Gcsammtentfernung  zwischen  der  Aul- 
gabs-  und  Bestimmungsstation  ohne  Rücksicht  auf  Anzahl 
der  Eisenbahnen,  welche  das  Gut  durchläuft.  Kann  an  die 

ic  

Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  174. 
0  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  19«,  199. 
>)  Vergl.  Beilage  \IV,  pag.  189. 
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▼om  Gute,  erreichende  Bestimmungsstation  auf  verschiedenen 
Wegen  über  die  Linien  concürrirender  Bahnen  gelangt  werden 
und  hat  der  Versender  den  einzuschlagenden  Weg  nicht  aus- 
drücklich bezeichnet,  so  ist  die  Annahmeuntemehmung  zwar 
berechtigt,  auf  Gefahr  des  Absenders  denjenigen  Weg  fQr  die 
Beförderung  des  Gutes  zu  wählen,  den  sie  im  Interesse  des 
Absenders  als  den  zweckmässigsten  erkennt  (§  50,  Punkt  3, 
Alinea  3)^),  der  Berechnung  der  Transportfrist  jedoch  ist 
die  kürzeste  Route  selbst  dann  zu  Grunde  zu  legen, 
wenn  das  Gut  auf  Grund  getroffener  Verabredung  Über 
perennirende  oder  periodische  Verkehrstheilung  (Cartell)  auf 
eine  längere  Route  geleitet  wird.  Die  Transportfrist  und  die 
Expeditionsfrist,  welche  auch,  wenn  das  Gut  auf  mehrere 
Bahnen  übergeht,  immer  nur  einmal  zu  rechnen  ist,  bilden 
zusammen  die  von  den  Unternehmungen  einzuhaltende  Liefer- 
frist. Dieselbe  betragt  bei  Kilgiitern  die  Hälfte  der  für  gewöhn- 
h'chc  Frachtgüter  bcstimiulcn  Zeit,  uiul  beginnt  mit  der  auf 
die  Abstempelung  des  Frachtbriefes  lulgciKlcii  Mittcniaciit; 
sie  kann  nur  dann  erweitert  werden,  wenn  besondere  Um- 
stände dies  rechtfertigen,  die  behördlich  anerkannt  werden, 
d.  i.  für  Messen  und  andere  aussergewühnliche  Verkehrsver- 
hältnissc  fz.  B.  Andrang  der  Producte  nach  der  Ernte),  dann 
bei  Passirung  einer  Verbindungsbahn  für  mehrere  an  einem 
Orte  einmündende  Bahnen  (Wien,  Prag),  und  wenn  das  Gut 
einen  nicht  überbrückten  Flussübergang  (Trajectanstalt)  zu 
übersetzen  hat;  letztere  Bestimmung  hat  übrigens  zweifellos 
auch  analoge  Anwendun^^  :mf  den  Fall  einer  Seetalire,  welche 
den  Zweck  hat,  die  Güter  von  einer  üferseite  zur  anderen 
behufs  Weiterbeförderung  von  Bahn  zu  Bahn  oder  an  den 
am  anderen  Ufer  gelegenen  Bestimmungsort  zu  befördern 
(.§  57).  2) 

Eine  Lösung  oder  Abänderung  des  ßeforderungs- 
verhältnisses,  wie  es  der  im  Zeitpunkte  der  Eingehung 
geäusserten  Absicht  dessen,  der  die  Eisenbahn  benützt,  ent- 
spricht,  kann  vor  der  Beendigung  desselben  1.  jederzeit  im 


«)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  193. 
3)  Vergl.  Beilege  XIV,  pag.  199. 
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beiderseitigen  Einveraehmen.  der  Anstalt  und  des  BenQtsenden 
und  2.  ausserhalb  dieses  Einvernehmens  aber  auch  einseitig 
in  den  nach  dem  Betriebsreglement  zugelassenen  Fällen  ein- 
treten,  welche  entweder  in  spontanen  WillensSusserungen  oder 
in  ausserhalb  der  Willenssphäre  der  Betheiligten  liegenden 
Ereignungen  begründet  sind. 

Die  Fälle,  wo  im  Personenverkehre  aus  der  Willens- 
äusseruii^  des  Reisenden  die  genannten  rechtlichen  Folgen 
sich  ergeben,  sind  iolgcndc:  a)  Dem  Reisenden  sieht  es  trci, 
die  Fahrt  zu  unterlassen  und  das  bezahlte  Fahrgeld  zurück- 
zuverlangen, wenn  ihm  der  seinem  Rillet  entsprechende  Platz 
nicht  angewiesen,  beziehungsweise  zeitweilig  ein  Platz  in  einer 
höheren  Wagenclasse  nicht  eingeräumt  werden  kann,  und  er 
nicht  willens  ist,  sein  Billet  gegen  ein  solches  niedrigerer 
Classe  unter  Rückvergütung  der  Preisdifferenz  umzutauschen 
(§  9,  Alinea  3);')  b)  dem  Reisenden  steht  es  frei,  gegen  Be- 
zahlung des  entsprechenden  Differcnzbctrages  sowohl  vor  Ab- 
gang des  Zuges  als  auch  unterwegs  semen  Platz  mit  eiOLm 
solchen  in  der  höheren  Wagenclasse  zu  vertauschen;  dagegen 
hat  er  bei  freiwilliger  Benützung  einer  niedereren  als  der  nach 
dem  gelösten  Rillete  gebührenden  Wagenclasse  keinen  An- 
spruch auf  Frsatz  einer  Preisdifferenz  (§  11);*)  c)  dem  Rei- 
senden steht  das  Recht  zu,  die  Fahrt  auf  einer  Zwischen- 
station zu  unterbrechen  und  dieselbe  mit  einem  am  nämlichen 
oder  nächstfolgenden  Tage  nach  der  Bestimmungsstation  ab- 
gehenden, zu  keinem  höheren  Tarifsatze  fahrenden  Zuge  wieder 
aufzunehmen  (§  10,  Alinea  2).  3) 

Der  Fall,  dass  die  Eisenbahnunternehmung  berechtigt  er- 
scheinty  der  Reise  einer  auf  dem  Zuge  befindlichen  Person  ein 
vorzeitiges  Ende  zu  setzen,  tritt  ein:  a)  wenn  der  Reisende 
die  vorgeschriebene  Ordnung  nicht  beobachtet,  sich  den  An- 
ordnungen des  Dienstes  nicht  fügt,  trunken  ist  oder  sieb  un- 
anständig benimmt;  b)  wenn  erst  unterwegs  wahrgenommen 
wirdy  dass  der  Reisende  wegen  einer  sichtlichen  Krankheit 


«)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  172. 
»)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  178. 
>)  Vergl.  Beilsge  XIV,  pag.  178. 
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oder  aus  anderen  Gründen  durch  seine  Nachbarschaft  den 
Mitreisenden  lästig  fällt  und  es  wegen  Nichtleistung  der  er- 
forderlichen Zahlung  oder  aus  anderen  Gründen  nicht  möglich 
ist,  ihm  ein  eigenes  Coupe  anzuweisen.  Bei  ersterer  Eventua- 
lität hat  der  Reisende  keinen  Anspruch  auf  den  Ersatz  des 
Fahrgeldes  für  die  nicht  durchfahrene  Strecke  und  keinen 
Anspruch  auf  Ausfolgung  des  etwa  aufgct^ebencn  Reisegepäckes 
vor  der  Bestimmungsstation;  bei  der  zweiten  Eventualität 
dagegen  muss  das  Reisegepäck  aiisfrcfolgt  und  das  Fahrgeld, 
sowie  die  Gepäck fracht  für  die  nichtdurchl'ahrene  Strecke  er- 
setzt werden  (§§  23,  13).') 

Im  Güterverkehre  hat  jedoch  die  Eisenbahnunter- 
nehmung bis  zur  Beendigung  der  Beförderung  keinerlei  Dis- 
position über  das  in  Beförderung  befindliche  Gut  aus  eigener 
freier  Initiative.  Dagegen  hat  sie,  solange  der  Frachtbrief  noch 
in  ihrer  Gewalt  ist,  nachträglichen  Anweisungen  des  Absenders 
wegen  Zurückgabe  des  Gutes  oder  Auslieferung  desselben  an 
einen  anderen  als  den  im  Frachtbriefe  verzeichneten  Empfänger 
Folge  zu  leisten;  sie  ist  aber  einerseits  nicht  verpflichtet, 
Anwdsungen,  welche  nicht  von  der  Aufgabsstation  erfolgen, 
zu  beachten,  andererseits  kann  sie  die  Rückgabe  des  etwa 
ausgestellten  Frachtbriefduplicates  oder  des  Aufnahmsscheines 
fordern  (g  59,  Alinea  1);>)  ausserdem  hat  der  Versender  in  dem 
Falle,  als  er  die  Zurückgabe  des  Gutes  verlangt,  neben  der 
tarifmässigen  Fracht  für  die  vom  Gute  zurückgelegte  Strecke 
das  tarifmässige  Reugeld  zu  zahlen  (§  60,  Alinea  2).  3) 

Treten  ausserhalb  der  Willenssphäre  der  im  Beförderungs- 
verhältnisse stehenden  Eisenbahn  Ereignungen  (Naturereig- 
nisse, Zufall)  ein,  welche  im  Personenverkehre  das  Ausfallen 
oder  die  Unterbrechung  einer  Fahrt,  im  Güterverkehre  die  Ver- 
hinderung des  Antrittes  oder  der  Forsetzung  des  Bahntransportes 
im  Gefolge  haben,  so  ist  die  sich  der  Eisenbahn  bedienende 
Person  im  ersten  Falle  nur  zur  Rückforderung  des  für  cüe  nicht 
durchfahrene  Strecke  gezahlten  Fahrgeldes  (§  21,  Alinea  2),*) 

1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  177,  173. 

2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  201. 

3)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  208. 
*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  176. 
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im  zweiten  Falle  dagegen  berechtigt,  anstatt  die  Aufhebung 
des  Hindernisses  abzuwarten,  gegen  Ersatz  der  Kosten  der 
Vorbereitung  des  Transportes  und  der  Wiederausladung  und 
gegen  Berichtigung  der  Fracht  für  die  von  dem  Gute  zurück- 
gelegte Transportstrecke  an  die  schuldlose  Eisenbahnimter- 
nehmung.  das  Gut  zurückzunehmen  (§  58,  Alinea  1).*)  — 
Beschränken  sich  die  Folgen  eines  Elementar^Ereignisses  oder 
anderer  Hindernisse  blos  auf  eine  Strecke  einer  Bahn,  so  hat . 
die  Eisenbahnunternehmung  einerseits  den  Personenverkehr 
durch  Vorsorge  für  die  Weiterbeförderung  bis  zur  fahrbaren 
Strecke  mittelst  anderer  Fahrgelegenheiten  bis  zu  dem  Zeit- 
punkte, wo  eine  aiuLic  MassiialiiiiL'  i^etroHen  sein  wird,  auf- 
recht zu  crhuiLeii,  isi  aber  andererseiis  nicht  verpflichtet,  diese 
Weiterbcfürderung  um  die  für  die  Fahrt  auf  der  Eisenbahn 
erlegten  Gebühren  zu  leisten  (§21,  Alinea  5\2)  ist  die  Fort- 
setzung des  Transportes  eines  Gutes  wegen  einer  Betriebs- 
störung auf  dem  vom  Versender  angegebenen  oder  von  der 
Eisenbahnunternehmung  gewählten  Wege  unthunlich,  dagegen 
auf  einem  anderen  Wege  möglich,  so  ist  es,  soferne  der  \  ei  - 
sender nicht  aus  eigenem  Antriebe  das  Transportverhaltniss 
auiuicbt,  der  EnlscheiiUing  der  Eisenbahnunternehmung  uber- 
lassen, ob  es  dem  Interesse  der  Retheiligten  mehr  cntspriclit, 
die  Beseitigung  tler  Störung  abzuwarten  oder  gegen  Ersatz  der 
Kosten  die  Sendung  über  eine  Hilfsroute  dem  Bestmimungs- 
orte  zuzuführen  oder  die  Disposition  des  Absenders  über  die 
Güter  einzuholen  (§  58,  AUnea 

Nach  Beendigung  der  Beförderung  erwächst  aus 
dem«  Transportverhfiltnisse  auf  dem  Gebiete  des  Personen-, 
Verkehres  weder  der  Eisenbahnunternehmung  noch  dem 
Reisenden  ein  weiteres  Recht.  Letzterer  hat  die  Pflicht,  den 
Bahnhof  in  der  angewiesenen  Richtung  zu  verlassen;  hat 
er  Reisegepäck  aufgegeben,  so  kann  er  auf  der  Bestim- 
mungsstation gegen  Rückgabe  des  Gepäckscheines  und  in 


*)  VergU  Beilage  XIV,  pag.  200. 
^  VergU  Beilage  XIV,  pag.  176. 
^  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  20Ö. 
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Ermanglung  desselben  unter  Nachweis  der  Emptangsberechti- 
gung  gegen  Ausstellung  eines  Reverses  und  eventuell  auch 
Leistung  einer  Sicherheit  die  sofortige  Auslieferung  verlangen 
oder  das  Gepäck  später  abfordern  oder  abholen  lassen;  erfolgt 
die  Abholung  iiach  Ablauf  von  24  Stunden  nach  Ankunft  des 
Gepäckes,  so  ist  die  Eisenbahnuntcrnchniung  berechtigt,  Lager- 
geld AU  erheben.  Auf  früheren  Stationen  kann  das  Reisegepäck 
nur  insoweit  gelordcrt  werden,  als  dies  Zeit,  Lmstände,  Zoll- 
und  Steuervorschriften  gestatten,  und  muss  bei  der  Auslieferung 
niciit  nur  der  Gepäckschein  zurückgestellt,  sondern  auch  das 
ßillct  vorgezeigt  werdea.  In  allen  Fällen  aber  hat  der  Reisende 
die  zur  ordimngsmässigen  Ausladung  und  Ausgabe,  sowie  zur 
etwaigen  steueramtlichen  Behandlung  erforderliche  Zeit  abzu> 
warten  (§  28). 

Zur  Aufgabe  gebrachte  Hunde  werden  gegen  Zurückgabe 
des  Aufgabescheines  ausgefolgt  und  tnüssen  sofort  in  Empfang 
genommen  werden  (§  4-2 ).  2) 

In  Ansehung  des  Sachentransportes  hat  die  Eisenbahn- 
Unternehmung  die  Pflicht,  dem  zur  Empfangnahme  Legitimirten 
(dem  Berechtigten)  den  Bezug,  respective  die  Ucbernahme  der 
beförderten  Sache  zu  ermöglichen;  der  Berechtigte  dagegen  hat 
das  Recht,  gegen  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Bedingungen 
die  rechtzeitige  Auslieferung  der  Sache  zu  verlangen.  Für  die 
einzelnen  Arten  des  Sachentransportes  gelten  in  dieser  Richtung 
im  Wesen  folgende  Bestimmungen: 

1.  Equipagen,  Pferde  und  andere  nicht  im  Frachtbrief 
aufgegebene  lebende  Thiere  sind  gegen  Rückgabe  der  Quittung 
oder  des  Beförderungsscheines  auszufolgen;  die  Entfernung 
muss  binnen  bestimmter  Frist  (für  Pferde  eine  Stunde,  für 
andere  Thiere  und  Equipagen  zwei  Stunden)  erfolgen,  widrigens 
die  Eisenbahnunternehmung  berechtigt  ist,  ein  Standgeld  zu 
erheben  oder  bei  den  Thieren  letzterer  Gattung  die  Verpflegung 
derselben  ausserhalb  des  Bahnhofterritoriums  auf  Gefkhr  und 
Kosten  des  Versenders  zu  verfügen  (§§  36,  42,  43).  3) 


')  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  179. 

2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  186. 

3)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag,  1»3,  186. 
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2.  Im  Gfiterverkehre  ist  die  Eiseobahnunteroehmung  ver- 
pAichtety  dem  durch  den  Frachtbrief  bezeichneten  Empfänger 
den  Frachtbrief  und  das  Gut  am  Bestimmungsorte  auszuliefern. 

Die  Eisenbahnanstalt  kann  die  Güter  entweder  selbst  dem 
Empfänger  an  seine  Behausung  oder  an  sein  Geschäftslocal 
zuführen  lassen  oder  aber  die  Abholung  den  Empfängern, 
sofeme  dieses  Befugniss  nicht  im  allgemeinen  Verkehrsinteresse 
mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  beschränkt  oder  ganz 
aufgehoben  ist,  überlassen,  muss  aber  im  letzteren  Falle,  ausser 
wenn  das  Gut  ^Bahnhof  restante"  gestellt  ist,  dem  Adressaten 
von  der  Ankunft  und  Bereitstellung  des  Gutes  schriftlich  Nach- 
richt (Aviso*  bcn  und  diese  durch  die  Post,  einen  Boten 
oder  in  sonst  üblicher  Weise  zukommen  lai^scii.  Ausgeschlossen 
ist  die  Selbstabholung  jedoch  unter  alleh  Umstaiuicn  in  An- 
sehung jener  Güter,  welche  nach  den  Gebäuden  iiir  die  AaiLs- 
handlungen  der  Finanzverwaltung  gefahren  werden  müssen. 

Behufs  Zustellung  der  Güter  im  Stationsorte  oder  nach 
seitlich  crcle^encn  Ortschaften  kann  sich  die  Eisenbahnunier- 
nehmung  unter  Einhebung  bestimmter  Taxen  eigens  bestellter 
Koilfuhren  bedienen  und  £:ilt  das  Gut  erst  dann  als  abi^elietert, 
wenn  das  Gut  von  dem  Kuhrmanne  dem  Berechtigten  aus- 
gehündigt  ist  i§  59).')  Die  Eisenbahnunternehmung  ist  aber 
auch  berechtigt,  Güter,  deren  Bestimmungsort  nicht  an  der 
Eisenbahn  gelegen  oder  eine  nicht  für  den  Güterverkehr  ein- 
gerichtete Eisenbahnstation  ist,  in  dem  Falle  als  bezüglich  der 
Weiterbeförderung  weder  vom  Absender  noch  vom  Empfänger 
eine  Verfügung  getroffen  wird,  durch  einen  Spediteur  oder 
eine  andere  Gelegenheit  auf  Kosten  und  Gefahr  des  Versenders 
nach  dem  Bestimmungsorte  weiter  befördern  zu  lassen  (§  61);^) 
in  diesem  Falle  sind  mit  der  erfolgten  Uebergabe  an  Denjenigen, 
der  die  \\'eiterbefÖrderung  übernimmt,  die  aus  dem  Transport- 
verhältnisse entspringenden  Verbindlichkeiten  der  Eisenbahn- 
unteraehmung  als  erfüllt  anzusehen. 

Nach  geschehener  Zahlung  der  etwa  noch  nicht  berich- 
tigten Fracht  und  der  auf  den  Gütern  haftenden  Auslagen  und 


»)  Vergl.  Bellige  XIV,  pag.  801. 
>)  Vergl.  Beilige  XIV,  pag.  S09. 
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Gebühren  erfoJgt  gegen  Einlieferung  der  Empfangsbescheinigung 
und  Vorzeigung  des  quittirten  Frachtbriefes  die  Auslieferung 
des  Gutes  oder  die  Stellung  der  Wagen  zur  Entladung.  Die 
Eisenbahnuntemehmung  ist  jedoch  zur  Ausfolgung  des  Gutes 
ohne  Zahlung  der  auf  demselben  haftenden  Nachnahme  ins- 
besondere auch  dann  nicht  verpflichtetf  wenn  dte  Nachnahme 
von  dem  Verfrachter  nicht  dem  Auftrage  des  Aufgebers  gemäss 
genommen  wurde.  ^) 

Hat  die  Eisenbahnunternehmung  das  angekommene  Gut 
dem  Adressaten  avisirt,  so  ist  sie  berechtigt,  dasselbe  Dem- 
jenigen auszufolgen,  welcher  den  vom  Adressaten  unterfertigten 
Aviso-  und  Bezugsschein  Überbringt.  Der  unterfertigte  Aviso- 
schein für  sich  allein  liefert  im  Processfalle  keinen  Beweis 
für  die  Ausfolgung  des  Gutes  an  den  Adressaten.')  Der 
Adressat  erwirbt  durch  die  Uebemahme  des  Frachtbriefes  das 
Eigenthum  des  Frachtgutes.'^)  Es  ist  daher  einerseits  die  Eisen - 
bahnunternehmung  verpflichtet,  nur  den  Anweisungen  des  im 
Besitze  des  Frachtbriefes  befindlichen  Adressaten  wegen  Aus- 
lieferung des  Gutes  an  einen  anderen  als  den  im  Frachtbriefe 
bezeichneten  Empfänger  Folge  zu  leisten,  und  hat  auch  der 
ihr  vom  Adressaten  ertheilten,  der  Handelsusance  am  Abliefe- 
rungsoric  uiusprechendcn  svmbolischeii  Anweisung  zur  Aiisfol- 
gung  des  Frachtgutes  an  eine  andere  l-crson  nachzukcjinrnen ; 
andererseits  ist  der  Atlressat  nicht  verbunden,  das  ihm  aus- 
gehändigte h^rachtgut,  welches  in  Folge  einer  von  dem  Ver- 
sender an  die  Kisenbahnanstalt  gelangten,  dem  Abgabsarate 
jedoch  unbekannt  gebliebenen  Ordre  an  eine  andere  Person 
hätte  ausgefolgt  werden  sollen,  der  Eisenbahnunternehmung 
zurückzustellen. 

^)  Vcr«;!  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  23.  August  1850,  Z.  45iö. 
(Sammlunc;  K  pst  ein,  Nr.  ß.) 

2;  Vergl.  Enisch.  des  Wiener   Ober-L.  G.  vom  9.  November  lb71, 
Z.  16089.  (Sammlung  Röli,  Nr.  82,  pag.  184.) 

3)  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  9.  Mai  1871,  Z.  14836. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  <ö,  pag.  1G4.) 

*)  Vergl.  Entsdh.  des  Obersten  G.  H.  vom  8.  Nov.  1871,  Z.  Ö760.  - 
(SBinmlung  Röll,  Nr.  81,  pag.  182.) 

")  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-L.  G.  vom  16.  Juli  1872,  Z.  10481. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  92,  pag.  206.) 
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Der  Emptant;er  ist  berechtigt,  bei  der  Auslieteruiii;  von 
Gütern  an  ihn  deren  Nachwagung  in  seiner  Gegenwart  auf 
dem  Bahnhofe  zu  verlangen.  Diesem  Verlangen  muss  die  Eisen- 
bahnverwaltung bei  Collogütern  stets,  bei  Wagcnladungsgütern 
insoweit,  als  die  auf  dem  Bahnhofe  vorhandenen  Wagevor- 
richtungen dazu  ausreichen,  nachkommen.  Gestatten  die  \\'age- 
vorrichtungen  der  Eisenbahn  eine  Verwiegung  von  Wagcn- 
ladungsgütern auf  dem  Bahnhofe  nicht,  so  bleibt  dem  Empfanger 
überlassen,  die  Verwiegung  da,  wo  derartige  W'iigevorrich- 
tungcn  am  nächsten  zur  Verfügung  stehen,  in  Gegenwart 
eines  dazu  von  der  Eisenhahnvcrwaltung  zu  bestellenden  Be- 
vollmächtigten vornehmen  zu  lassen      59,  Punkt  1,  Alinea  3). ') 

Ergiebt  die  Nachwägung  kein  von  der  Eisenbahnverwal- 
tung zu  vertretendes  Gewichts manco,  so  hat  der  Empfänger  • 
die  durch  die  Verwiegung  entstandenen  Kosten,  beziehungs- 
weise tarifmfissigen  Gebühren,  sowie  die  Entschädigung  für  den 
etwa  abgeordneten  Bevollmächtigten  zu  tragen  (§  59,  Punkt  4, 
Alinea  4).*) 

Dagegen  hat  die  Eisenbahnverwaltung,  falls  ein  von  ihr 
zu  vertretendes  und  nicht  bereits  anerkanntes  Gewichtsmanco 
festgestellt  wird,  dem  Empfänger  die  ihm  durch  die  Nach« 
wägung  verursachten  Kosten  zu  erstatten  (§  59,  Punkt  4, 
Alinea  5).^) 

Langt  eine  in  demselben  Frachtbriefe  verzeichnete  Sen- 
dung, welche  jedoch  aus  Theilen  besteht,  deren  jeder  fQr  sich 
ohne  Zusammenhang  mit  dem  Ganzen  einen  gemeinen  Werth 
hat,  nur  theilweise  ein,  so  kann  der  Adressat  die  Annahme 
des  angekommenen  Theiles  und  die  Zahlung  des  verhältniss- 
mässigen  Frachtbetrages  nicht  verweigern,  es  bleiben  ihm  jedoch 
seine  allfälligen  Entschädigungsansprüche  vorbehalten.  Ebenso 
wenig  rechtfertigt  die  Beschädigung  eines  Theiles  des  Fracht- 
gutes die  Ablehnung  des  Bezuges  des  letzteren  seitens  des 
Adressaten.^) 

\  In  Ansehung  der  Verbindlichkeit  des  Empfängers  oder 
des  von  ihm  Angewiesenen  zum  Bezüge  des  Gutes  gelten 

»)  Vergl.  Beilage  XIV^  pag.  203. 

Vcrgl.  Entsch.   des  Wiener  Ober.-l..  G.   vom   24.  April  1877, 
(Sammlung  Röll,  Nr.  209,  pag.  500.) 
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besondere  Bestimmungen,  welche  durch  eigene  Vorschriften 
von  jeder  EUenbahnverwaltung  festgeseta^  werden  und  zu 
publiciren  sind  (§  59). ')  Hierbei  ist  zu  beachten,  dass  bei  den 
Fristen  zwischenfaUende  Sonn-  oder  Feiertage  nicht  mitzu- 
rechnen sind.  Wenn  die  Güter  innerhalb  der  vorgeschriebenen 
Frist  nicht  abgenorameo,  beziehungsweise  nicht  ausgeladen  und 
abgeholt  werden,  so  entsteht  für  den  Adressaten  die  Ver- 
pflichtung zur  Bezahlung  eines  Lagergeldes,  beziehungsweise 
einer  Strafmiethe  nach  dem  raritc,  iler  in  gleicher  Weise  einer 
Erhöhung  unteriiLgcü  ruinn,  wie  Jic  Zuscliiagsfrisicii.  ünigckchrc 
ist  die  Eisenbahnunteriielimun^  crsatzpHichtig,  wenn  ein 
avisirtes  Gut  nicht  innerhalb  einer  Stunde  nach  FZintretfen  des 
Abholenden  zur  Abgabe  oder  Entladung  bereit  gestellt  ist 


Wird  die  Ab-  oder  Annahme  von  Gütern  verweigert  oder 
nicht  rechtzeitig^  bewirkt,  oder  unthunlich,  oder  lagern  Güter, 
welche  unter  der  Adresse  „B^ihnliof  restante"  eingelangt  sind, 
länger  als  die  vorschrittsmassige  Zeit,  ohne  dass  sich  der 
Empfänger  gemeldet  hat,  so  lagern  die  Güter  auf  Gefahr  und 
Kosten  des  Versenders,  welcher  hiervon  mit  aller  Beschleuni- 
gung zu  verständigen  ist.  Die  Eisenbahnunternehmung  ist  aber 
auch  berechtigt,  solche  Güter  unter  Nachnahme  ihrer  diirauf 
haftenden  Kosten  und  Auslagen  in  ein  öffentliches  Lagerhaus 
oder  einem  ihr  als  bewährt  bekannten  Spediteur  aut  Lager 
iuT  Rechnung  und  Gefahr  dessen,  den  es  angeht  (d.  i.  des 
Auslösenden,  und  zwar  entweder  des  Versenders  oder  des 
Adressaten  oder  des  von  dem  Einen  oder  dem  Anderen  ange- 
wiesenen Dritten),  zu  übergeben  und  hiervon  den  Versender 
wegen  etwaiger  Disposition  zu  benachrichtigen  (§ 

Hat  eine  Anschlussbahn  die  Uebernahme  eines  Gutes  zum 
Weitertransporte  abgelehnt,  so  ist  in  gleicher  Weise  vorzu- 
gehen wie  im  Falle  der  Ablehnung  der  Uebernahme  seitens 
des  Adressaten.^) 

»)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  201. 

^  Vergl.  Betlage  XIV,  pag.  201,  202. 

<)  VergU  Beilage  XIV,  pag.  205. 

*)  Vergl.  Entscb.  des  Obersten  G.  H.  vom  1.  October  1870,  Z.  6321. 
(Sammlung  Roll,  Nr.  60,  pag.  134.) 
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Güter,  deren  An-  und  Abnahme  verweigert  oder  nicht  recht- 
zeitig bewirkt  wird  oder  deren  Abgabe  nicht  thunlich  ist,  oder 
deren  angebotene  Zurücknahme  durch  den  Versender  bei  ver- 
weigerter Abnahme  seitens  des  Adressaten  oder  in  dem  Falle 
unterbleibt,  dass  der  Adressat  nicht  zu  ermitteln  ist,  oder 
endlich  welche  dem  Versender  nicht  zur  Disposition  gestellt 
werden  können,  weil  derselbe  nicht  zu  Ermitteln  ist,  dürfen 
ohne  weitere  Förmlichkeiten  bestmöglich  verkauft  werden; 
und  zwar  Güter,  die  dem  schnellen  Verderben  ausgesetzt  sind, 
sofort  (ohne  Verzug),  alle  anderen  dagegen  frühestens  vier 
Wochen  nach  Ablaut  der  lagerzinsfreien  Zeit  (§  60).*)  Handelt 
es  sich  um  „lUihiihüf  restante"  gestellte  Guter,  so  ist  die  Eisen- 
bahnuntcraclnnuri^  mein  vcrpti.chicl,  nach  dem  Adressaten 
zu  forschen,  bevor  zum  Verkaufe  geschriucn  werden  kann.  -) 
Die  gleiche  an  keine  Förmlichkeit  gebundene  Verkaufsberechti- 
gung der  Eisenbahnunternehmungen  tritt  auch  bei  einer  im 
Verderben  begriffenen  Sendung  ein,  welin  die  ordnungs- 
massige Beförderung  vor  der  Ankunft  auf  der  Bestimmungs- 
station wegen  Unterbrechung  des  Bahuverkchres  in  Folge  von 
Elementarereignissen  unterbrochen  wird  und  ist  in  einem 
solchen  Falle  die  Eisenbahnunternehmung  nicht  verpflichtet, 
vor  einem  solchen  Verkaufe  den  Aufgeber  zu  avisiren,  respective 
ihm  das  Gut  zur  Disposition  zu  stellen.-') 

Der  öffentliche  Verkauf  der  bei  einer  Eisenbahn  unbezogen 
lagernden  Güter  ist  ohne  weiteres  Anmelden  nach  den  Be- 
stimmungen des  Artikels  1)10  II.  G.  B.  und  §  47  des  Ein- 
fuhrungsgesetzes zum  Handelsgesetzbuche  vorzunehmen  und 
ist  hierbei  weder  die  Vornahme  einer  Schätzung  noch  die  Be- 
stimmung eines  Ausrufspreises  erforderlich. 

Die  Haftpflicht,  welche  aus  dem  Transportverhaltnisse 
der  EisenbahnunterncliniLing  ohne  Rücksicht  auf  den  Umstand, 
dass  etwa  ein  Frachtgut  vom  Versender  anderweitig  gegen  die 

i)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  201,  202. 

3;  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  25.  Nov.  1873,  Z.  9856. 
(Sammlung  RdU,  Nr«  109,  pag,  2il.) 

*)  Vergl.  Enucb.  des  Obersten  G.  H.  vom  29.  Nov.  1877,  Z.  6081. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  232,  pag.  559.) 
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Gebühren  des  Transportes  versichert  war,')  erwächst,  ist  eine 
subjective  und  eine  objective. 

In  subjectiver  Beziehung  liaftet  die  Eisenbahnuntcriieh- 
mung  für  ihre  Leute  und  für  andere  Personen^  deren  sie  sich  bei 
Ausführung  des  von  ihr  übernommenen  Transportes  bedient 
():>), 2)  dagegen  obliegt  ihr  keine  Verantwortlichkeit  lür  jene 
Individuen,  deren  sich  das  Publicum  gegen  taxniassiges  Ent- 
gelt zu  seiner  Bequemlichkeit  bedienen  kann,  das  sind  Gepäcks- 
träger, welche  das  Uebcrtragcn  des  Reisegepäcks  von  und  nach 
den  Localen  der  GepakscKpeditionen  besorgen  und  Hahn- 
bedicnstctc  i  Portiere),  welche  in  Gemiissheit  der  auf  gr()sseren 
Stationen  /u  tretrenden  Einrichtungen  Gepäck  zur  vorüber- 
gehenden Aufbewahrung  übernehmen  (§  32).  ^) 

Im  Uebergans verkehre  über  mehrere,  sich  aneinander 
anschliessende  Eisenbahnen  sind  haftpflichtig  zunächst  nur  die 
erste  und  diejenige  An sta  1 1 ,  welche  das  Gut  mit  dem  Fracht- 
briefe zuletzt  übernommen  hat;  eine  der  inzwischen  liegenden 
Eisenbahnanstalten  dagegen  erst  in  dem  Falle,  als  ihr  nach- 
gewiesen wird,  dass  der  Schade,  dessen  Ersatz  gefordert  wird, 
auf  ihrer  Bahn  sich  ereignet  hat.  Das  Regressrecht  der  Eisen- 
bahnunternehmungen untereinander  wird  hierdurch  nicht 
beröhrt  (§  62).  ^) 

In  ob  je  ctiver  Beziehung  ist  die  Eisenbahnunternehmung 
aus  dem  Transportverhältnisse  verantwortlich:  1.  nach  der 
Analogie  der  für  Frachtführer  geltenden  Bestimmungen:  2.  nach 
der  Analogie  der  gesetzlichen  Bestimmungen  für  den  Spediteur. 
Ausserhalb  des  eigentlichen  Transportverhältnisses'  kann  die 
Eisetibahnunternehmung  noch:  3.  die  Verantwortlichkeit  des 
Verwahrers  treffen. 

Die  Haftung  in  der  Eigenschaft  eines  Frachtführers  tritft 
die  Eisenbahnanstalt  für  den  Schaden,  welcher  durch  den  Ver- 
lust oder  die  Beschädigung  des  Gutes  seit  der  Eingehung  des 


1)  Vergl.  Kntsch.  des  Wiener  Obcr-L.  G.  vom  U.  Juli  1Ö83,  Z.  1311):^. 
(Sammlung  Röll,  iNr.  108,  pap.  '228.) 

2)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  200. 

3)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  181,  182. 
*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  206. 
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Transpoitverhältnisses  bis  zur  Ablieferung  (d.  i.  Uebergabe 
an  den  Adressaten;  Zuführung  mittelst  Rollfiihren;  Abgabe  des 
Gutes  in  Folge  der  Zoll-  und  Steuervorschriften  an  Zoll-  und 
Revisionsschuppen,  oder  auf  Grund  der  Bestimmungen  des 

Betriebsregleraents  an  Lagerhäuser  oder  an  einen  Spediteur, 
beziehungsweise  bei  Thieren  an  geeignete  dritte  Personen  in 
Verpflegung;  Bereitstellung  der  Güter,  welche  Bahnliof  restante 
gestclli,  —  daselbst  — ,  solcher,  welche  zur  Ablieferung  an 
einen  nicht  an  einer  anschliessenden  Kisenbahn  gelegenen  Ort 
bestimmt  sind,  au  dem  Orte,  wo  der  Transport  uiittelst  Eisen- 
bahn zu  geschehen  hat,  —  endlich  solcher,  welche  nach  dem 
Frachtbriefe  nicht  allein  einen  Bestimmungsort  haben,  sondern 
ausserdem  au  einem  anderen  an  der  Eisenbahn  gelegenen  Orte 
abgegeben  oder  liegen  bleiben  sollen,  an  eben  dem  letzteren 
Orte)  entstanden  ist  ß'i)»*)  dann  für  den  Schaden,  welcher 
durch  Versäuniung  der  Lieferzeit  sich  ergeben  hat  69). 

Die  Lieferungszeit  beginnt  mit  der  auf  die  Abstempe- 
lung des  Frachtbriefes  foli;enden  Mitternacht  und  ist 
gewahrt,  wenn  innerhalb  derselben  das  Gut  dem  Empfänger 
oder  der  Person,  an  welche  die  Ablieferung  gillig  geschehen 
kann,  an  die  Behausung  oder  an  das  Geschaftslocal  zugeführt 
ist,  oder,  falls  eine  solche  Zuführung  nicht  zugesagt  oder  aus- 
drückhch  verbeten  ist,  wenn  innerhalb  der  gedachten  Frist 
schriftliche  Nachricht  von  der  erfolgten  Ankunft  für  den 
Empfänger  zur  Post  gegeben  oder  solche  ihm  auf  andere  Weise 
wirklich  zugestellt  ist. 

Für  Güter,  welche  Bahnhof  restante  gestellt  sind,  ist  die 
Lieferzeit  gewahrt,  wenn  das  Gut  innerhalb  derselben  auf  der 
Bestimmungsstation  zur  Abnahme  bereit  gestellt  ist. 

Der  Lauf  der  Lieferfristen  ruht  für  die  Dauer  steuer- 
anitlicher  Abfertigung,  sowie  für .  die  Dauer  einer  ohne  Ver- 
schulden der  ßahnverwaltung  eingetretenen  Betriebsstörung, 
durch  welche  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  des  Bahntrans- 
portes zeitweilig  verhindert  wird  (§  57).  3) 


0  Verg].  BeilBgc  XIV,  pag.  206-808. 
«)'Vergl.  BeiUge  XIV,  pag.  211— 2J2. 
^  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  199. 
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Nur  die  uhsolutc  Unmöglichkeit  der  Fortsetzung  des 
Transportes  betreit  die  Eiscnbahniinternchmung  von  der  Haf- 
tung für  die  Unterbrechung  desselben;  sie  hattet  aber  trotzdem 
tur  die  Nichteinhaltung  der  zugesicherten  Uiefcrzeit,  wenn  sie 
beim  Abschlüsse  des  Frachtvertrages  den  Eintritt  der  Un- 
möglichkeit zur  Fortsetzung  und  daher  zur  rechtzeitigen  Voll- 
endung des  Transportes  voraussehen  konnte,  ^)  Wenn  ein  Fraclit- 
gut  wegen  verspäteten  Einlangens  am  Bestimmiini^sorte  daselbst 
dem  Adressaten  nicht  mehr  zugestellt  werden  ki\nn  und  aus 
diesem  Grunde  wieder  an  den  Aufgabsort  zurückgeleitet  und 
dort  vom  Absender  anstandslos  übernommen  wird,  so  hat 
Letzterer  gegen  die  Etsenbahnunternehmung  nur  einen  Schaden- 
ersatzanspruch wegen  verspäteter  Ablieferung.'^) 

Eine  Beschränkung  der  Haftpflicht  gestattet  das 
ßetriebsregleraent  in  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Han- 
delsgesetzbuches in  mehrfacher  Richtung.  Hiernach  hat  die 
Eisenbahnunternehmung  ausser  dem  Falle  des  eigenen  oder 
des  Verschuldens  ihrer  Leute: 

a)  in  Ansehung  der  Güter,  welche  vermöge  ihrer  eigen- 
thümlichen  natürlichen  Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr 
ausgesetzt  sind,  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlust  oder  Be- 
schädigung, namentlich  Bruch,  Rost,  inneren  Verderb,  ausser- 
gewÖhnliche  Leckage,  Selbstentzündung  etc.,  zu  erleiden,  nicht 
für  den  Schaden  aufzukommen,  welcher  aus  dieser  Gefahr  ent- 
standen ist  (§  67,  Punkt  1);'^)  bei  Thiertransporten  insbeson- 
dere keinen  Ersatz  zu  leisten,  wenn  der  Verlust  oder  die  Be- 
schädigung durch  Entspringen,  Fallen,  Stossen,  Ersticken  oder 
aus  sonstigen  Ursachen  beim  Einladen,  Ausladen,  während  des 
Transportes  oder  beim  Aufenthalte  auf  dem  Bahnhofe  ent- 
standen ist  (g  44).^)  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein 
Frachtgut  während  des  Transportes  vermöge  seiner  natürlichen 
Beschaffenheit  der  besonderen  Gefahr  des  Verderbens  oder  der 

')  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  21.  Mä«  1«78,  Z.  6847. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  242,  pag  583.) 

2)  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  10.  Dec.  l«7ö,  Z.  9631. 

(Sammlung  Röll,  Nr.         pag.  408.) 

3)  Verpl.  Beilage  XIV,  pag.  208. 
Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  187. 
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Beschädigung  ausgesetzt  ist,  erfolgt  im  Streitfalle  durch  Sach* 
verständige; 

^)  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  in  unbedeckten 
Wagen  transportirt  werden,  nicht  für  den  Schaden  zu  haften, 
welcher  aus  der  mit  dieser  Transportart  verbundenen  eigen* 
thOmiichen  Gefahr  entstanden  ist.  Die  Eisenbahnuntemeh- 
mung  haftet  daher  für  Entwendung  oder  Herabfallen  von 
Frachtgütern  aus  unbedeckten  Wagen  ;^)  und  ist  im  Falle  der 
Unterbrechung  des  Transportes  die  Eisenbahnunternehmung 
verpflichtet,  die  Frachtgüter  gegen  Witterungseinfiüsse  ent- 
sprechend zu  verwahren.  2)  —  Wenn  in  Folge  besonderer 
Vereinbarung  die  Beförtierung  von  Gutern,  die  sonst  in  ge- 
deckten Watten  verladen  werden,  in  ungedeckten  Wa  .cn  er- 
folgt, so  kann  unter  der  mit  dieser  Transportart  verbuiKienen 
Gefahr  der  gänzliche  Verlust  des  Frachtgutes^)  oder  der 
Abgang  ganzer  Colli  oder  autlallender  Gewichtsabgang  nicht 
verstanden  werden; 

c)  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche,  obgleich  ihre 
Natur  eine  Verpackung  zum  Schutze  gegen  Verlust  oder 
Ik'schädigung  auf  dem  IVansporte  erfordert,  nach  Erklärung 
des  Absenders  auf  dem  Frachtbriefe  jedoch  unverpackt  oder 
mit  mangelhafter  Verpackung  aufgegeben  sind,  nicht  für  den 
Schaden  yai  haften,  welcher  aus  der  mit  dem  Mangel  der 
Verpackung  oder  mit  der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Ver- 
packung verbundenen  Gefahr  entstanden  ist; 

d)  nicht  den  Schaden  zu  vertreten,  welcher  aus  der  mit 
tiem  Auf-  und  Abladen  oder  mit  mangelhafter  Verladung 
verbundenen  Gefahr  für  Güter  entstanden  ist,  deren  Auf-  und 
Abladen  von  dem  Absender,  beziehungsweise  von  dem  Em- 
pfänger besorgt  wird; 

e)  in  Ansehung  begleiteter  Güter  (auch  Thiere,  Equipagen 
und  andere  Fahrzeuge,  Reisegepäck)  nicht  für  den  Schaden  zu 

')  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-L.  G.  vom  25.  November  1868, 
Z.  17150.  (Sammlung  Roll,  Nr.  49,  pag.  III.) 

-)  VergU  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  10.  Dec.  1875,  Z.  9631. 
(Sammlung  Rdll,  Nr.  168,  pag.  408.) 

VergL  Entsch.  des  Wiener  Ober-L*  G.  vom  11.  Januar  1876, 
Z,  31277.  (Sammlung  Röll,  Nr.  17S,  pag.  418.) 
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haften,  dessen  Abwendung  durch  die  Begleitung  bezweckt  wird, 
oder  selbstverständlich  ist.  Bei  Thieren  sind  dahin  insbesondere 
alle  Gefahren  zu  rechnen,  welche  nicht  aus  einer  von  der 
Eisenbahn  zu  VL-rtretenden  Beschädigung  des  zum  Transporte 
benutzten  Fahrzeuges  euuiehcn,  namentlich  auch  diejenigen, 
welche  durch  gehörige  HeaufsieliUgung,  Wartung  und  Fütte- 
rung der  rhiere  während  des  r,rausportes  abgewendet  werden 
können  (§  67);») 

f)  bei  Verschleppung  von  Reisegepäck,  welche  dadurch 
entstanden  ist,  dass  die  älteren  Post-  und  Eisenbahnzeichen 
nicht  beseitigt  worden  sind,  nicht  für  den  daraus  resultirenden 
Schaden  autzukoranien  (§  25); 2) 

e;)  in  Ansehung  zoll-  und  steuerpflichtiger  Güter  nicht 
för  die  Nachtlieile  zu  haften,  welche  aus  dem  Mangel  oder 
aus  der  Unvollständigkcit  oder  aus  der  Unrichtigkeit  der 
FjcL;lcir}Kipicre  entstehen;  insbesondere  ist  sie  auch  nicht  ver- 
antwortlich für  Begleitpapiere,  welche  im  Frachtbriefe  nicht 
verzeichntet  sind  i§  51). 

Befreien  kann  sich  die  Unternehmung: 

a)  von  der  Haftung  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Verlust  oder  Beschädigung  des  Gutes  entstanden  ist,  wenn  sie 
beweist,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  höhere 
Gewalt  (vis  major)  oder  durch  die  natürliche  Beschaffenheit 
des  Gutes,  namentlich  durch  inneren  Verderb,  Schwinden, 
gewöhnliche  Leckage  etc.  oder  durch  äusserlich  nicht  erkennbare 
Mängel  der  Verpackung  entstanden  ist;  sie  haftet  jedoch,  wenn 
sie  ein  Frachtgut  zum  Transporte  über  eine  Anschlussbahn 
übernommen  hat,  dem  Aufgeber  unbedingt  für  den  Schaden, 
welcher  diesem  aus  der  wegen  mangelhafter  Verpackung  er- 
folgten Ablehnung  der  Uebemahme  des  Weitertransportes 
seitens  der  Anschlussbahn  erwächst.^) 

Brand  fällt  nur  dann  unter  den  Begriff  der  vis  major, 
wenn  vorliegt,  dass  derselbe  ausserhalb  irgend  eines  menschlichen 

ij  Ver£?I.  Beilage  XIV,  pag.  210. 

2)  Vergi.  Beilage  XIV,  pag.  178. 

3)  Vergl.  Beilage  XIV.  pag.  194. 

Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  4,  April  1872,  Z.  11987. 
(Sammlttog  Reil,  Nr.  87,  pag.  193.) 
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Verschuldens  und  blos  durch  elementare  Einwirkung  entstanden 
ist,  und  haftet  die  Eisenbahnuaternehmung  auch  für  jeue 
Frachtgüter,  welche  durch  einen  Brand  in  einem  ihr  gehörigen, 
dem  Zollamte  zur  Benützung  überlassenen  Magazine  zu  Grunde 
gehen;*) 

b)  von  der  Haftung  für  den  Schaden  aus  der  Ver- 
säumung der  Lieferfrist  durch  Lieferung  des  Nachweises^ 
dass  sie  die  Verspätung  durch  Anwendung  eines  ordent- 
lichen Frachtführers  nicht  habe  abwenden  können  (§  69);^) 
jedoch  hat  eine  Eisenbahnanstalt,  welche  den  Weitertransport 
eines  ihr  von  einer  Anschlussbahn  Übergebenen  Frachtgutes 
verzögert  hat,  der  Aufgabsbahn,  welche  wegen  des  durch  die 
Verzögerung  veranlassten  verspäteten  Eintreffens  des  Fracht- 
gutes geklagt  worden  ist,  in  dem  bezüglichen  Processe  ohne 
Rücksicht  darauf  Vertretung  zu  leisten,  ob  ihr  an  jener  Ver- 
zögerung ein  Verschulden  zur  Last  fallt  oder  nicht.  ^)  —  Ist  in 
der  Ablieferung  des  Gutes  an  den  Bezugsberechtigten  dadurch 
eine  Verzögeruni;  eingetreten,  dass  seitens  des  Absenders  nach- 
trägliche Weisungen  gegeben  worden,  so  kann  die  Eisenbahn- 
unternehmung hieraus  keineswegs  die  Berechtigung  ableiten, 
die  Verpflichtung  zur  Vergütung  der  \'erluste  und  Schaden 
abzulehnen,  welche  sich  an  dem  Frachtgute  seit  der  LJebernahnie 
bis  zur  Ablieferung  ergeben  haben;  ^)  dagegen  wird  die  Eisen- 
bahnunternehmung aus  der  unterlassenen  rechtzeitigen  Avisirung 
für  den  eingetretenen  Untergang  des  Frachtgutes  nur  dann 
haftbar,  weini  erwiesen  wird,  dass  der  Schaden  im  Falle  früherer 
Avisirung  unterblieben  wäre.  ^) 

Als  in  Verlust  gerathen  ist  das  Gut  erst  vier  Wochen 
nach  Ablauf  der  Lieferungsfrist  zu  betrachten  (§  64;;^^  Gepäck.- 

*)  Vergl.  Enisch.  des  W  encr  Ober-L.  G.  vom  9.  November  1871, 
Z.  1G0S9.  (Sammlung  Roll,  Nr.  6:1,  pag.  184.) 
h  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  211. 

3}  Vergt.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  25.  Mai  1877,  Z.  1326. 
(Sammlung  ROll»  Nr.  214,  pag.  612.) 

*)  Entacbeidung  des  Obersten .  G.  H.  vom  28.  Januar  1884,  Z.  307, 

»)  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  23.  Dec.  1862,  Z.  7669. 
(Sammlung  RöU,  Nr.  4,  pag.  12) 

«)  VergK  Beilage  XiV,  pag.  206. 
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Stücke  dagegen,  wenn  sie  fehlen,  werden  nach  Ablauf  von 
drei  Tagen  nach  Ankunft  des  Zuges,  zu  welchem  sie  aufge- 
geben waren,  auf  der  Bestimmungsstation  des  Reisenden  als 
in  Verlust  gerathen  angesehen  (§  30)  J) 

Wenn  die  Eisenbahnunternehmung  auf  Schadenersatz 
wegen  Verlust  des  Frachtgutes  belangt  wird,  so  hat  nicht  der 
Aufgeber  den  Verlust,  sondern  die  Bahn  zu  erweisen,  dass 
das  Frachtgut  an  den  Adressaten  abgeliefert  wurde.  Aus  dem 
Umstände,  dass  von  zwei  ausschliesslich  in  einem  \Va|^cii  ver- 
ladenen Frachtseudungen  eine  Sendung  dem  Adressaten  ab- 
geliefert wurde,  kann  eine  gcsetzhchc  Vermuthung,  dass  ihm 
auch  die  zweite  Sendung  zugekommen  sei,  nicht  abgeleitet 
werden. 2)  Wird  ein  Frachtgut  an  eine  andere  als  die  im 
Frachtbriefe  bezeichnete  Person  ausgefolgt,  so  gilt  dasselbe  in 
Ruci^sicht  auf  die  KrsatzpHicht  der  Eisenbahnunternehmung 
als  in  Verlust  gerathen  und  der  Aufgeber  braucht  sich  nicht 
an  den  unberechtigten  Empfänger  des  Gutes  wegen  Riick- 
stellung  oder  Werthersatz  zu  halten,  sondern  ist  vielmehr  be- 
rechtii^t,  unmittelbar  die  Haftung  der  ßahnanstalt  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Die  unrichtige  Bezeichnung  des  Wohnortes  des 
Adressaten  im  Frachtbriefe  entschuldigt  nicht  die  Ausfolgung 
an  eine  andere  als  die  im  Frachtbriefe  bezeichnete  Person.^)  — 
Die  Thatsache,  dass  die  einem  Adressaten  zum  Bezüge  avisirte 
Sendung  mit  dem  der  Eisenbahn  zum  Transporte  an  ihn 
übergebenen  Frachtgute  nicht  identisch  ist,  involvirt  einen 
lür  den  Adressaten  äusserlich  erkennbaren  Verlust  der  für  ihn 
bestimmten  Sendung  und  muss  daher  sofort  beim  Befuge  und 
beziehungsweise  anlässlich  der  Verweigerung  des  Bezuges  con- 
Statirt  werden. 

Gewichtsmängel  werden  nicht  vergütet,  soweit  für  die 
ganze  durchlaufene  Strecke  das  Fehlende  bei  trockenen  Gütern 

•)  Versl.  Bei?3!Te  XIV,  pae.  180. 

-)  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  ü.  H.  vom  28.  Sept.  1876,  Z.  7785, 
(Sammlung  Kpstein,  Nr.  1.38.) 

5»)  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  5.  Juli  1871,  Z.  4a59. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  78,  pag.  173.) 

*)  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-L.  G.  vom  6.  Juni  1877,  Z.  9202. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  215,  pag.  516) 
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nicht  mehr  als  ein  Procent»  bei  nassen  GQtern,  denen  gewisse 
im  §  67,  Punkt  8  ^)  genannte  Artikel  gleich  behandelt  werden 
sollen,  nicht  mehr  als  .zwei  Procent  des  im  Frachtbriefe  an- 
gegebenen^  beziehungsweise  durch  die  Absendestation  festge- 
stallten  Gewichtes  beträgt.  Dieser  Procentsatz  wird,  im  Falle 
mehrere  StCkcke  zusammen  auf  einem  Frachtbriefe  transportirt 
worden  sind,  ffir  jedes  Stück  besonders  berechnet,  wenn  das 
Gewicht  oder  das  Mass  der  einzelnen  Stücke  im  Frachtbriefe 
verzeichnet  oder  sonst  erweislich  ist.  Diese  Befreiung  von  der 
Haftpflicht  tritt  nicht  ein,  wenn  und  soweit  nachgewiesen  wird, 
dass  der  Verlust  nach  Jen  Umstanden  des  Falles  nicht  in 
Folge  der  natürlichen  ßeschatfcnheit  des  Gutes  entstanden  ist, 
oder  dass  der  angenommene  Procentsatz  dieser  Beschaffenheit 
oder  den  sonstigen  Umstanden  des  Falles  nicht  entspricht.  Es 
bleibt  jedoch  den  einzelnen  Verwaltungen  vorbehalten,  bei 
solchen  Gütern,  welche  vom  Versender  selbst  verladen  oder 
vom  Empfänger  abgeladen  werden,  mit  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde höhere  Procentsätze  als  zwei  Procent,  nach  Mass- 
gabe der  Bcschart'enheit  der  einzelnen  Artikel  festzusetzen,  bis 
zu  welchen  eine  Vergütung  für  Gewichtsmängel  nicht  statt- 
finden soll.  Bei  ganzlichem  Verlnstc  Jcs  Gutes  ist  ein  Abzug 
für  Gewichtsverlust  überhaupt  unstatthaft  (§  67). 

Durch  die  Annahme  des  Gutes  seitens  des  im  Fracht- 
briefe bezeichneten  Empfängers  oder  seiner  Leute  oder  der- 
jenigen Personen,  an  welche  die  Ablieferung  giltig  geschehen 
kann  (Assignat,  Bevollmächtigter)  und  durch  Bezahlung  der 
Fracht  erlischt  jeder  Anspruch  gegen  die  Eisen bahnunter- 
nehmung  wegen  äusserlich  erkennbarem  Verluste  oder  äusser- 
lich  erkennbarer  Beschädigung  (§  64),  dann  alle  Ansprüche 
aus  der  Versäumung  der  Lieferungszeit,  tnsofeme  sie  nicht 
binnen  acht  Tagen  nach  der  Ablieferung,  beziehungsweise 
nach  Bezahlung  der  Fracht  erhoben  worden  sind  (J^  69). 2) 

Eine  Klage  wegen  Abganges  an  einem  Frachtgute  ist 
auch  nach  erfolgter  anstandsloser  Uebernahme  des  Gutes  zu- 
lässig, Wenn  der  Empfänger  in  der  Lage  ist,  zu  beweisen,  dass 

1)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  810. 
^  Vergl.  BeUage  XIV,  pag.  811. 
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er  sich  bei  der  Bestätigung  des  Empfanges  des  Fracht- 
gutes in  einem  entschuldbaren  Inthume  befunden  habe;^) 
ausserdem  kann  aber  der  Adressat  auch  zum  Gegenbeweise 
gegen  den  von  ihm  bestätigten  Empfang  der  zu  einer  Sendung 
gehörigen  Frachtstücke  zugelassen  werden.^) 

Wegen  des  Verlustes  oder  wegen  Beschädigungen,  welche 
bei  der  Ablieferung  äusserlich  nicht  erkennbar  sind,  kann  die 
Eisenbahnunternehmung  auch  nach  Annahme  und  nach  Be- 
zahhini;  der  Fracht  in  Anspruch  genommen  werden,  jedoch 
nur,  wenn  die  Feststellung  des  Verlustes  oder  der  Beschädi- 
gung ohne  Verzug  nach^^esucht  und  der  Anspruch  innerhalb 
vier  Wochen  (Sonn-  und  F^eiertage  eingerechnet)  bei  der  Eisen- 
bahnverwaltung schriftlich  angemeldet  wurden  ist  und  wenn 
bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  oder  Beschädigung  des  Gutes 
während  der  Zeit  seit  der  Empfangnahme  bis  zur  Ablieferung 
entstunden  ist       64,  Alinea  4).  3) 

Die  Klagsberechtigung  in  Ansehung  der  Ansprüche  wegen 
gänzlichen  Verlustes  des  Gutes  —  ferner  in  dem  Falle  als  das  Gut 
angenommen,  die  Fracht  aber  nicht  bezahlt  ist,  in  Ansehung  der 
Ansprüche  wegen  Verminderung  oder  Beschädigung  der  Giiter,  — 
dann  in  dem  Falle,  als  das  Gut  nicht  an^^enomnu::!  oder  die 
Fracht  nicht  bezahlt  worden  ist,  in  Ansehung  der  Ansprüche 
aus  der  Versäumung  der  Lieferungsfrist  geht  verloren  (Klage- 
verjährung) nach  einem  Jahre.  Im  ersteren  Falle  beginnt  die 
Frist  mit  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Ablieferung  hätte 
ordnungsmässig  geschehen  sollen,  im  letzteren  Falle  mit  Ab- 
lauf des  Tages,  an  welchem  die  Ablieferung  geschehen  ist, 
und,  wenn  sie  überhaupt  nicht  erfolgt  ist»  mit  dem  Ablaufe 
der  Lieferungszeit  (§§  64,  69).  4) 

In  allen  Verlust-  und  Beschädigungsfällen  haben  die 
Ejsenbahnverwaltungen  die  eingehendsten  Recherchen  zu  pflegen 
und  über  Begehren  des  Berechtigten  actenmässige  und  genaue 

<)  Vergl.  Kntsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  8.  Juni  1875,  Z.  yU75. 
(Sammlung  Roll,  Nr.  löiJ,  pag.  at»5.) 

2)  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-1..  G.  vom  0.  Oct.  1870,  Z.  16283. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  62,  pag.  140.) 

*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  207. 

*)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  807,  212. 
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Mittheiiungen  über  das  Resultat  der  Nachforschungea  zu 

pflegen  64).') 

Durch  die  bahnämtltchen  Erhebungen,  welche  anlässlich 
einer  .wegen  Verlustes  oder  Beschädigung  von  Frachtgütern 

eingebrachten  Reclamation  eingeleitet  werden  und  durch  das 
sohin  erfolgte  Anerbieten  der  Eiscnbahnunrcrnchmung  zur 
Leistung  des  reglenicni massigen  Ersatzbetrages  wird  die  \'cr- 
jahrun^  tles  ErUbcliadigLiiigsanspruches  des  Reclainanicii  Linici- 
brochea;  die  neue  Verjährungslrist  fangt  erst  mit  dem  Zeit- 
punkte an,  in  welchem  dem  Ueciamaiiten  über  das  Resultat 
der  Reclamation  die  Verständigung  zukommt.-) 

Bei  Empfangnahme  der  luitscliädigung  kann  der  Ent- 
scluidigungsbercchtigte  beanspruchen,  dass  er,  falls  das  in  Ver- 
lust gcrathene  Gut  spater  gctuiidcn  wird,  hiervon  benachrichtigt 
werde.  Ueber  den  erhobenen  Anspruch  ist  ihm  eine  Beschei- 
nigung zu  ertheilen  (v^  64).'  ) 

Geht  ein  Gepäckstück  verloren,  so  ist  in  dem  balle,  als 
es  getunden  wird,  der  Reisende,  sofcrne  sein  Aufenthalt  zu 
ermitteln  ist,  hiervon  ungeachtet  der  Empfangnahme  der  Ent- 
schädigung zu  benachrichtigen  i§  30) 

Innerhalb  acht  Tagen  nach  erhaltener  Nachricht  kann 
der  Berechtigte  gegen  Rückerstattung  der  erhaltenen,  um  den 
Betrag  der  ihm  für  versäumte  Lieferfrist  gebührenden  Ent- 
schädigung zu  kürzenden  Summe  verlangen,  dass  das  wieder- 
gefundene Gut  von  dem  Orte,  wo  dasselbe  gefunden  wurde, 
bis  zu  dem  im  Frachtbriefe  angegebenen  ursprünglichen  Be- 
stimmungsorte kostenfrei  geliefert  werde  (§  64).  M 

In  Ansehung  von  in  Verlust  gerathenem  Reisegepäcke 
kann  der  Reisende  innerhalb  vier  Wochen  nach  erhaltener 
Nachricht  verlangen,  dass  ihm  das  Gepäckstück  gegen  [Rück- 
erstattung des  für  den  Verlust  erhaltenen  Schadenersatzes,  und 
zwar  nach  seiner  Wahl  entweder  am  Bestimmungsorte  oder 
frachtfrei  am  Aufgabeorte  verabfolgt  werde  (§  30).^) 


»)  Vergl.  Beilage  XVI,  pag.  207,  212. 

^  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-L.  G.  vom  12.  Sept.  1866,  Z.  1&S38. 
(Sammlung  ROll,  Nr.  34,  pag.  83.) 

Vergl.  Beilage  XfV,  pag.  180. 
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Ist  an  einem  Gute  eine  Verminderung  oder  eine  Beschädi- 
gung eingetreten,  so  hat  die  Eisenbahnuntemchmung  in  Gegen- 
wart von  unparteiischen  Zeugen  und  womöglich  in  Gegenwart 
des  Reclamatinnsberechtigten  das  Gewicht  und  den  sonstigen 
Thatbesraiid  und  iiLuri  Lj lusiauvluu  uiUci  Beizicliuni^  von  Sach- 
VLiäUuidigen  den  an  dem  Gute  eingetretenen  Scliudcu  leststellen 
zu  lassen  (§  64  ).  V) 

Die  Eigenschaft  der  Eisenbahnunternehmungen  als  utient- 
liche  Anstalten  hat  7Air  Folge,  dass  die  Eisenbahnbeamten 
nicht  als  im  t.oimverhältnisse  der  Eisenbaim Unternehmung 
stehend,  sondern  nur  als  örteniliche  Beamte  angesehen  werden 
können.  Aus  diesem  Grunde  sind  auch  I^eamte  einer  Eisen- 
bahngesellschait  lu^zuglich  ihrer  Aussagen  in  Sachen  der  Ge- 
sellschaft keine  bedenklichen  Zeugen. - 

Die  Feststellung  des  Gewichtes,  beziehungsweise  That- 
bestandes  ist  auch  nach  (^ebernahme  des  Tjutes  seitens  des 
Adressaten  zulässig,  wenn  mit  dem  Frachtgute  inzwischen  er- 
wiescncrmasscn  keine  Veränderung  vorgenommen  wurde. 

Die  von  einem  Staiionsvorstande  veranlasste  Vornahme 
eines  Augenscheines  zur  Constatirung  des  Zustandes  eines 
beschädigten  Gutes,  sowie  der  Schadensziffer,  involvirt  noch 
keine  Anerkennung  des  Schadenersatzanspruches  des  Recla- 
manten;  der  Stationsvorstand,  als  solcher  gilt  ohne  ausdrück- 
liche Vollmacht  der  nach  der  Organisation,  beziehungsweise 
statutenmSssig  berufenen  Repräsentanten  einer  Unternehmung 
nicht  für  ermächtigt,  im  Namen  der  letzteren  die  Verpflichtung 
zur  Leistung  eines  Ersatzes  zu  übernehmen. ^)  Das  von  einer 
Eisen  bahn  Unternehmung  zur  Constatirung  der  Beschädigung 
eines  Frachtgutes  oder  eines  Abganges  an  demselben  unter 
Zuziehung  von  Sachverständigen  aufgenommene  Thatbestands- 
Protokoll  liefert  —  insbesondere  in  Ansehung  der  von  den 

')  Vergl.  Bcihii^'c  .XTV,  paq.  207,  212. 

-)  Verpl.  Ent.sch.  des  Obersten  G.  H.  vom  8.  Nov.  1871,  Z.  ö7öü. 
(.Sammlung  R611,  Nr.  81,  pag.  1H2.) 

^)  Vergl.  Kniscli.  des  Obersten  G.  H.  vom  10.  Sept.  1873,  Z.  7021. 
(Samititung  RöU,  Nr.  105,  pag.  221),) 

*)  Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  1$.  Juni  1876,  Z.  1082. 
(Sammlung  Röll,  Nr,  185,  pag.  443.) 
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auch  die  im  Bewusstsein  der  Gefahr  betbätigte  pflichtwidrige 
Handlung  oder  Unterlassung  (lata  culpa).')  —  Wenn  daher 
die  Eisenbahnorgane  ein  Frachtgut  ohne  specielle  Anweisung 
des  Aufgebers  an  eine  von  dem  im  Frachtbriefe  bezeichneten 
Adressaten  verschiedene  Person  ausfolgen^  so  erscheint»  wenn- 
gleich letztere  Person  sich  über  den  Ankauf  der  Waare  und 
Bezahlung  des  Kaufpreises  der  Bahnanstalt  gegenüber  legitimirt» 
der  durch  den  Verlust  des  Frachtgutes  eintretende  Schade 
geradezu  als  in  böser  Absicht  herbeigeführt;-')  ist  in  Folge 
einer  durch  Fahrlässigkeit  der  Bediensteten  der  Eisenbahn- 
anstalt verschuldeten  Verwechslung  mit  einem  anderen  Fracht- 
gute  das  Fracljtgat  an  eine  uhL  Li  cchtigte  Person  ausL^etolgt 
worden,  so  hat  die  Eisenbahnunternehmung  ebenfalls  den 
vollen  FactLirawerih  zu  ersetzen;^)  ein  wahrend  des  Transportes 
vorgekommener  Umtausch  der  zur  Aufgabe  gebrachten,  in 
einem  Collo  verpackten  Waaren  rechtfertigt  die  Annahme 
einer  böslichen  Handlungsweise  auf  Seite  der  Eisenbahn- 
anstalt.'*) Ebenso  macht  sich  die  Eisenbahnanstalt,  welche  die 
auf  ihren  Stationen  lagernden  Frachtguter  gegen  die  Einflüsse 
der  Witterung  nicht  entsprechend  verwahrt,  einer  groben 
Fah''l;issigkeit  schuldig,  welche  der  bösen  Absicht  gleich  zu 
achicn  ist.  Dagegen  berechtigt  die  blosse  Thatsacbe  der 
Entwendung  eines  Frachtgutes  aus  den  Magazinen  einer  Eisen- 
bahnanstalt nicht  zur  Annahme  einer  der  böslichen  Handlungs- 
weise gleichzuachtendcn  groben  Fahrlässigkeit  seitens  der 
Eisenbahubediensteten.  ^) 

1)  Vergt.  Entsch.  des  Ober»ten  G.  H.  vom  80.  August  1866,  Z.  6928. 

(Sammlung  Röll,  Nr.  33,  pag.  80.) 

Vergl.  Entsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  9.  Mai  1877,  Z.  1824. 

(Sammitin!:  Röll,  Nr.  213,  509.) 

3)  Verpl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-I..  H.  vom  10.  Januar  1872, 
Z.  349.  (Sammlung  RöU,  Nr.  S5,  pac.  l'.Mj.) 

*)  Vergl.  tntsch.  des  Obersten  G.  H.  vom  10.  Sept.  1873,  Z.  7021. 
^Sammlung  Röll,  Nr.  105,  pac.  229.) 

^)  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-l..  G.  vom  8.  Februar  1875, 
Z.  24607.  (Sammlung  Röll,  Nr.  145,  pag.  33G)  und  Entsch.  des  Obersten 
G.  H.  vom  2.  Mirz  1875,  Z.  2597  (Sammlung  Röll,  Nr.  147,  pag.  340.) 

Vergl.  Entscb.  des  Obersten  G.  H.  vom  26.  Januar  1871,  Z.  12807. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  69.  pag.  168.) 
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Die  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  für  den  Spe- 
diteur (Art.  380  — 38«;  H.  G.)  zai  bcuiLiicilcnden  Rcciire  und 
Verpflichtungen  einer  Kusenbahnuntei iiehumiig  treten  in  Bezug 
auf  die  W  eucrbetorderung  in  Ansehung  jener  Güter  ein,  welche 
laut  Frachtbrieles  an  einen  nicht  an  einer  Eisenbahn  liegenden 
Ort  bestiainit  sind,  nach  welchem  keine  Roiltuhr  eingerichtet 
ist  (§  65). 

Die  Bestimmungen  des  Verwah rungs Vertrages  (§957 
bis  970  a.  b.  Ci.  B. )  kommen  zur  Anwendung:  a)  in  Ansehung 
der  Gegenstände,  welche  der  Reisende  aus  Versehen  im  Hlisen- 
bahnwagcn  zurückgelassen  hat;'^)  b)  in  Anschnng  des  l^cise- 
gepackes,  welches  unter  Vorbehalt  späterer  ExpedirLuiL;  un- 
expedirt  mitgenommen  wird,  bis  zum  Zeitpunkte  der  ordnungs- 
mässigen  Expedirung  (§  26);^)  c)  in  Ansehung  aller  Güter, 
während  der  Zeit  der  Aullieferung  bis  zur  Abstempelung  des 
Frachtbriefes  (§  55);-*)  d)  m  Ansehung  des  nach  Auslösung  des 
Frachtbriefes  seitens  des  Adressaten  gegen  Lagerzins  in  den 
Räumen  der  Eisen  bah  nanstalt  in  Aufbewahrung  belassenen 
Gutes.  ^)  Das  Bahnhof  restante  gestellte  Gut,  auf  welchem 
Nachnahmen  haften,  gilt,  wenn  es  innerhalb  der  bestimmten 
Frist  nicht  abgeholt  wird,  als  im  Besitze  des  Aufgebers  be- 
findlich. 

Bei  Ersatzleistungen,  welche  die  Eisenbahnunternehmung 
nicht  in  Folge  der  Verbindlichkeiten  in  der  Eigenschaft  als 
Frachtführer  treffen^  gelten  die  von  ihr  aufgestellten  Normal- 
Sätze  nicht. 

Dem  Absender  erwachsen  besondere  Ersatzver- 
bindlichkeiten: a)  in  dem  Falle  falscher  oder  ungenauer 
D^claration  solcher  Gegenstände,  welche   vom  Transporte 

»)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag.  208, 

2)  Vergl  Entsch.  des  Obersten  ü.  H.  vom  Ib.  Febr.  187-4,  Z.  1320. 
(Sammluns^  Röll,  Nr.  118,  pag.  201) 

3)  \'er^l.  Beilage  XIV,  pag.  178. 
*)  Vergl.  Beilage  .\1V,  pag.  lUU. 

*j  Vergl.  Entsch.  des  Wiener  Ober-L.  G.  vom  20.  Mai,  Z.  7744. 
(Sammlung  Röll,  Nr.  126,  pag.  281.) 

HAb«rtri  t>M  S«t«rr.  ]Sli«iibBlin«Mlit.  14 
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gänzlich  ausgeschlossen  oder  nur  unter  Beobachtung  gewisser 
Bedingungen  zugelassen  werden,  für  allen  etwa  entstehenden 
Schaden  ohne  Rack^ichi  auf  die  verwirkte  Cunventiooalstrafe 
(§  48);')  b)  für  den  Schaden,  welcher  durch  das  Auflaien 
oder  bei  Gelegenheit  desselben  den  Fahrzeugen  der  Eisenbahn 
zugefügt  worden  ist.  —  Das  letztere  gilt  auch  von  dem  Em- 
pfänger rücksichtlich  des  Entladens  der  Wagen. 

bj  Verbindlichkeiten  ausserhalb  des  Vertragsverhält- 
nisses. 

Die  Eisenbahnunternehmungen  nehmen  im  Rechtsleben 
nicht  nur  eine  ganz  besondere  Stellung  ein^  soweit  es  sich  um 
ihre  Edstentwerdung  und  Existenzberechtigung,  dann  die  natur- 
gemässe  Erfüllung  ihres  Berufes,  somit  um  Verhältnisse  handelt, 
welche  dem  Vertragsrechte  entstammen,  wenngleich  dieses  in 
Folge  der  Eigenartigkeit  des  Eisenbahnwesens  von  den  Be- 
gri£Pen  des  bürgerlichen  Rechtes  wesentlich  abweicht,  sondern 
sie  haben  ihr  eigenes  Recht  entwickelt  und  erhalten  auch  auf 
Gebieten,  welche  die  Berührung  der  Eisenbahnen  mit  der 
Aussenwelt  betreffen,  dem  Vertragsrechte  jedoch  ferne  stehen. 
Hierher  gehört  das  Nachbarrecht  der  Eisenbahnen  und  die 
Haftpflicht  der  Eisenbahnunternehmungen  für  die 
beim  Bahnbetriebe  fÜrMenschen  ervyachsenden  körper- 
lichen Nachtheile. 

1.  Das  Nachba ;  rc  cht  der  Eisenbahnen  beruht  au' 
der  (.Jeherzeui;ung,  dass  die  licnluzung  des  KigeoLhunies  an 
bestimmte  Grandsatze  gebunden  werden  niuss,  welche  der 
Eisenbahnuntcrnehmun''  wie  ihrem  Nachbar  die  Schranken 
der  Berechtigung  zeigen  sollen,  um  ein  gedeihliches  Zusaninien- 
und  Nebcneinanderlebcn  zu  sichern. 

Die  dürftigen  Besiimraungen  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  fanden  ihre  theilweise  Fortbildung  und  Ergänzung 
bereits  in  Specialgesetzen,  welche  den  Zu  eck  verfolgen,  con- 
crcte  Rechtsverhältnisse  auch  vom  Standpunkte  der  politischen 
Verwaltung  zu  regeln. 

>)  Vergl.  Beilage  XIV,  pag,  190. 
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In  solchen  Specialgesetzen  findet  die  Aufgabe  der  Staats- 
vervvakung,  den  Anforderungen  der  Interessen  des  allgemeinen 
Wohles  auch  den  Privatrecliten  gegenüber  Geltung,  ber.iehungs- 
\\  eise  Eingang  zu  verschärfen,  in  der  RiciUung  Ausdruck,  dass 
Demjenigen,  der  den  erwähnten  Interessen  naher  steht,  beson- 
derer Schutz  zu  Theil  wird,  welcher  ihm  das  rechtliche  Uebcr- 
gewicht  über  den  privatberechtigten  Nachbar  verleiht. 

Das  Mittel  zum  Zwecke  ist  hier  einerseits  die  iiateig- 
nung,  andererseits  die  Legalservitut. 

Beiden  Kechtsinstituten  rauss  der  Grundgedanke  inne- 
wohnen, dass  bei  der  Dienstbarmachung  der  Privatrechte,  diese 
in  möglichst  weitgehender  Weise  zu  schonen  und  nicht  in 
grösserem  Masse  zu  beschränken  sind,  als  es  die  ötfentUche 
Wohlfahrt*  und  der  angestrebte  Zweck  eriieischt. 

Was  die  Enteignung  betrifft,  so  war  davon  bereits  die 
Sprache  und  sei  blos  beigefügt,  dass  dieselbe  das  Xachbarrecht 
nur  indircct  berührt,  da  durch  dieselbe  in  der  Hegel  erst  der 
nachbarliche  Zustand  geschaffen  wird. 

Die  Legalservitut  dagegen  setzt  voraus,  dass  das  nachbar- 
liche Verhältniss  bereits  besteht  und  bezeichnet  die  Norm, 
welche  für  das  nachbarliche  Verhalten  massgebend  ist. 

Die  Specialgesetze,  welche  in  der  gedachten  Richtung  zu- 
nächst in  Betracht  kommen,  beziehen  sich  auf  das  Forstwesen, 
das  Bergwesen  und  die  wasserrechtlichen  Verhältnisse  (§§  19, 
24,  25,  39  des  Forstgesetzes  vom  3.  December  1852;  §§  17, 
98,  104,  105  des  Berggesetzes  vom  2:4.  Mai  1854;  §  tO, 
Alinea  3,  §  11  des  Wasserrechtsgesetzes  vom  30.  Mai  1869). 
Nicht  minder  sind  auch  noch  die  Bau-  und  Aenderungsverbote 
der  Bauordnungen  zu  nennen,  obgleich  sie  vorzugsweise  von 
polizeilichem  Standpunkte  in  präventiver  Absicht  erlassen  sind. 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  wird  aber  das  Nachbar- 
recht mit  dem  Zeitpunkte,  wo  sich  die  Eisenbahn  als  neuer 
Factor  in  bestehende  Verbältnisse  eingeschoben  hat. 

Da  entsteht  nun  die  Frage,  ob  einerseits  die  Eisen- 
bahn bei  Erfüllung  ihres  Berufes  ohne  Rücksicht 
auf  den  einzelnen  Privatberechtigten  schalten  und 
walten  darf,  andererseits  ob  der  Einzelne,  der  an 
oder  in  der  Nähe  der  Balm  lebt,  der  eigcnth ümlichen 
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Existenz  derselben  keine  Beachtung  zu  schenken  hat; 
—  und  wenn  nicht,  welches  die  Grenze  ist,  bis  zu 
welcher  die  genannten  Subjecte  mit  ihrer  Handlungs- 
weise ohne  Verantwortung  der  Folgen  gehen  kunnen. 

Die  österreichische  Gesetzi^cbung  hat  die  erste  Frage  ver- 
neint und  die  leitenden  Grundsätze  für  das  nachbarhche  Ver- 
halten im  Concessionsge<5etze  und  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung niedergelegt;  dem  Verordnungsrechte  der  Staatsver- 
waltung wurde  es  überlassen,  dort,  wo  ein  Eingreifen  der 
Adniinistrativbehörden  statthalt  erscheint,  dem  praktischen 
Bedürfnisse  gerecht  zu  werden,  ohne  dem  Civilrecbte  zu  prä- 
judiciren. 

Das  erstgenannte  Gesetz,  das  Concessionsgesetz,  beantwortet 
die  Frage,  welche  Verptiichtungen  den  Eisenbahnunter- 
nehmungen den  Anrainern  gegenüber  obliegen,  im 
§  10  lit  wornach  die  Eisenbahnuntemehmungen  ver- 
pflichtet sind: 

1.  allen  Schaden  an  Öffentlichen  oder  Privatgute 
zu  vergüten,  weicher  durch  den  fraglichen  Eisen- 
bahnbau veranlasst  worden  ist; 

2.  ferner  solche  Vorkehrungen  zu  treffen^  dass 
die  angrenzenden  Grundstücke,  Gebäude  etc.  durch 
die  Bahn  weder  während  des  Baues  derselben  noch 
in  der  Folge  Schaden  leiden,  und  für  derlei  Beschä- 
digungen zu  haften. 

Der  erste  Satz  enthält  eine  wichtige  und  nothwendige  Er- 
gänzung, beziehungsweise  Erweiterung  der  Bestimmungen  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  die  Verpflichtung 
zur  Ersatzleistung, 

Nothwendig  darum,  weil  ohne  diese  Bestimmung  eine 
Eisenbahnuntemehmung  Überhaupt  nicht  zur  Ersatzleistung 
herangezogen  werden  könnte,  da  sie  selbst  bezüglich  der  ein- 
schneidendsten Veränderungen  in  den  bestehenden  Verhältnissen, 
soferne  dieselben  eine  unmittelbare  Consequenz  des  nach  den 
Regeln  der  Eisenbahntechnik  ausgeführten  Efsenbahnbaues 
sind,  als  eine  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbaues  concessionirte 
Unternehmung  für  ihre  Handlungsweise  jene  volle  Indemnität 
in  Anspruch  nehmen  könnte,  welche  im  §  1306  a.  b.  G.  B. 
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ausgesprochen  Ist,  und  daher  als  von  ihrem  Rechte  innerhalb 
der  rechtlichen  Schranken  Gebrauch  machend,  f&r  den  Anderen 
daraus  entspringenden  Nachtheil  nicht  verantwortlich  wäre. 

Wichtig  ist  die  Bestimmung,  weil  sie  die  Anerkennung 
des  Principes  enthält,  dass  der  Eisenbahnbau  als  solcher 
eine  die  I^ivatrecbte  schädigende  Handlung  sei. 

Hieraus  folgt  dann  naturgemäss^  dass  die  Eisenbahnunter- 
nehmung allen  Schaden  zu  verguten  hat. 

Der  Umfang  der  Ersatzpflicht  hängt  innig  mit  der  Tendenz 
der  getroffenen  gesetzlichen  Bestimmung  selbst  zusammen. 
Die  Teiuienz  kann  aber  nur  dahin  gehen,  das  bürgerliche 
Kjcht  nacli  der  Richtuni^  hin  zu  vervollständigen,  welche  die 
in  der  statlichen  Rcclusouhunig  begründete  Ret^el  bildet.  Es 
kann  daher  kein  Zweifel  bestehen,  dass  die  Gesetz-cl  ung 
die  Ersatzpflicht,  welche  aus  böser  Absicht  (dulusj  entspringt, 
nicht  im  Auge  gehabt  haben  kann,  da  sie  zwar  die  Aufgabe 
und  Verpflichtung  hat,  diese  verwerfliche  Gesinnung  des  Handeln- 
den besonders  zu  treffen,  keineswegs  aber  berufen  sein  kann, 
dieselbe  rechtlich  in  eine  Linie  zu  stellen  mit  der  redlichen 
Absicht,  dem  ötlentlichen  Interesse  dienlich  zu  wirken. 

Das  Gleiche  gilt  von  der  dem  dolus  verwandten  groben 
Fahrlässigkeit  ilata  culpa). 

Unterstützt  wird  diese  Auffassung,  dass  der  dolus  mit 
dem  Eisenbahnbaue  nichts  zu  thun  hat,  durch  den  gewiss  un- 
bestreitbaren Satz,  dass  der  Eisenbahnbau  nicht  zum  Zwecke 
der  Schädigung  der  Privatrechte  unternommen  wird,  sondern 
dass  geschädigt  werden  muss,  weil  gebaut  werden  soll. 

Dadurch  ist  selbstverständlich  der  Fall  nicht  ausgeschlossen, 
dass  eine  Eisenbahnunternehmung  oder  ein  Organ,  dessen  sie 
sich  zur  Bauausführung  bedient,  beim  Eisenbahnbaue  und 
nicht  durch  den  Eisenbahnbau  einem  bestimmten  Dritten 
gegenüber  in  der  bösen  Absicht,  ihm  Schaden  zuzufügen, 
vorgeht. 

Wenn  nun  also  einerseits  der  Eisenbahnbau  an  sich  als  eine 
schädigende  Handlung  der  Eisenbahnunternehmung  gegenüber 
den  Privatberechtigten  anzusehen,  andererseits  der  durch  den 
Eisenbahnbau  zugefügte  Schade  blos  nach  den  über  die  culpa 
bestehenden  Normen  zu  behandeln  ist,  so  ergiebt  als  natürliche 
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Folge^  dass  die  Eisenbahnunternehmung  schuldig  ist,  den  in 
ihren  Privatrechten  Geschädigten  im  Sinne  der  §§  1323  und 
1324  a.  b.  G.  B.  Schadloshaltung,  d.  i.  Ersatz  des  erlitte- 
nen Schadens,  nicht  auch  des  entgangenen  Gewinnes,^ 
zu  leisten.  Der  erlittene  Schade  ist  Gegenstand  des  Beweises 
durch  den,  der  sich  beschädigt  erachtet. 

Ausser  der  oben  erörterten  objectiven  Bedeutung  haben 
die  Worte  „allen  Schaden**  auch  eine  subjective,  und  zwar 
in  dem  Sinne,  dass  Jeder,  dem  die  Erbauung  einer  Eisenbahn 
Schaden  gebracht  hat,  befugt  ist,  den  Ersatz  anzusprechen. 
Keinen  Unterschied  kann  es  in  dieser  Beziehung  begründen, 
in  welchem  Stadium  des  Werdens  einer  Eisenbahn  der  Schade 
entsprungen  ist. 

Festzuhalten  ist  femer,  dass  sich  aus  der  Gegenüber- 
stellung und  Vergleichung  der  beiden  oben  angeführten  Grund- 
sätze des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  crgiebt,  dass  der  erste 
Absatz  des  §  10  lit  ^>  des  Concessionsgesetzes  sich  lediglich' 
auf  Schäden  beziehr,  welche  aus  dem  Eisen  bahn  baue  ent- 
springen und  dass  die  Nachtheile,  welche  der  lictrieb  den 
Privatbcrcchtiyten  zufügr,  in  Ansehung  der  Krsatzptliclit  der 
Eisenbahn  Unternehmung  nicht  gleich  den  ci  itereu  zu  beur- 
theilen  sind. 

Erst  der  zweite  Absatz  des  §  l<>  lit  b  des  Cocessions- 
gesetzes  geht  in  der  Statuirung  der  Verpflichtungen  einer 
Eisenbahnunrernehmnng  gegenüber  den  Nachbarn  um  einen 
Schritt  weiter,  indem  hiur  von  Schäden  ^durch  die  Bahn'* 
gesprochen  wird.  Es  ist  hiermit  khir  gesagt,  dass  da  nicht  nur 
der  Bahnbau,  sondern  auch  der  Bahnbetrieb,  mit  Einem  Worte 
der  ßahnbestand  in  .seiner  iotalität  als  Factor  in  Betracht 
Icommt. 

In  Bezug  auf  die  schädlichen  Consequenzen  aber  ist 
streng  zu  unterscheiden,  ob  sich  dieselben  als  Folge  des  Bahn- 
baues ergeben,  oder  ob  sie  aus  dem  Eisenbahnbetriebe  ent- 
springen. 

In  der  ersteren  Bczieiiung  geht  die  gesetzliche  Bestimmung 
dahin,  dass  positiv  erkennbaren  und  zu  gewärtigen- 
den Schäden  in  natura  zu  begegnen  sei  und  ist  im 
Grunde  genommen  nur  eine  Zerlegung  des  ersten  Satzes  des 
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§  1323  a.  b.G.ß.  ( ^  Um  den  Ersatz  eines  verursachten  Schadens  zu 
leisten,  muss  Alles  in  den  vorigen  Stand  zurückversetzt^  oder, 
wenn  dies  nicht  ihunlich  ist,  der  Schätzungswerth  vergütet 
werden*'),  mit  dem  Unterschiede,  dass  der  „restitutio  in  integrum'*  . 
zur  Behebung  des  durch  die  Voraussicht  bereits  definirbaren 
Schadens  anticipirt  werden  soll. 

Insoweit  der  Eisenbahnbetrieb  unter  den  Gesichtspunkt 
des  zweiten  Satzes  des  g  10  lit  b  fällt,  ist  die  besprochene 
Bestimmung  eine  Erweiterung  der  Anordnung  des  ersten 
Satzes;  im  üebrigen  gilt  das  über  die  „in  integrum  restitutio*' 
auch  hier. 

Das  Wesentliche  der  Bestimmung  zielt  dahin,  dass  dem 
Nachbar  („angrenzende  Grundstücke'*,  „Gebäude"),  aber  auch 
nur  diesem,  nicht  auch  dem  entfernt  Liegenden,  eine  ganz  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zu  widmen*  ist,  und  dass  daher  die 
Eisenbahnunternehmung  vermeidbaren  Schäden  wirksam  durch 
Vorkehrungen,  d.  i.  durch  effective  Herstellung  zu  begegnen 
hat  (z.  B.  Verstärkung  der  Gebäude,  Uferschutz  bei  Verengung 
des  Flussprofiles). ') 

Hat  die  EiseiibalinuntoriiLliinung  es  unterlassen,  im  rechten 
Zeitpunkte  die  als  noth wendig  erkennbar  gewesenen 
Vorkehrungen  zu  trellcn,  so  hat  sie  „für  derlei  Beschädi- 
gungen" zu  haften.  In  diesem  Falle  fallt  ihr  aber  eine  Ueber- 
tretung  einer  gesetzlichen  I'jestimmung  aus  Vorsatz  (dolus) 
oder  aus  grober  Nacliliissigkcit  (lata  culpa)  zur  Last,  indem 
sie  den  voraussichtlichen  Schaden  dem  Nachbar  mit  Wissen 
und  Willen  oder  in  Folge  auffallender  Sorglosigkeit  erwachsen 
liess;  und  hat  sie  daher  dann  nicht  mehr  blos  den  erlittenen 
Schaden,  sondern  auch  den  entgangenen  Gewinn  zu  ersetzen. 

*)  Vergl.  übrigens  in  Ansehung  des  wciicr  aufgefassten  BegrilVes 
, Anrainer"  (Nachbar)  die  Entscheidung  des  Verwallungsgerichishofes 
vom  1.  Februar  1884|  Z.  142  (Sammlung  Budwinski,  ßd.  VIII,  pag.  73), 
wornacb  a)  hierunter  alle  Besitzer  von  Liegenschaften  zn  begreifen  sind, 
welche  nach  der  örtlichen  Situation  von  den  Einflössen  einer  Betriebs- 
anläge  in  einer  solchen  Weise  betroffen  werden,  dass  sie  daraus  Ein- 
wendungea  gegen  die  Anlage  ableiten  können;  b)  die  Beurtheilung  dessen, 
wer  gesetzlich  als  . Anrainer'*  bezeichnet  werden  Itann,  nicht  eine  Frage 
des  freien  Ermessens  der  Behörden,  sondern  eine  Thatb^standsfrage  ist. 
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Ausserdem  folgt  aber  noch  aus  der  Bestimmung  des  eben  in 
Rede  stehenden  Absatzes,  dass  die  Eisenbahnunternehmung, 
wenn  sie  voraussehbarem  Schaden  (was  zu  beweisen 
ist)  Rechnung  getragen  hat,  bei  Betreibung  der  Eisenbahn 
von  ihrem  Rechte  Gebrauch  macht  und  daher  für  die  den 
Nachbarn  aus  den  natürlichen  Folgen  des  Betriebes  (Rauch, 
Geräusch,  Erzittern  der  Gebäude  etc.)  entstehenden  Schäden 
nicht  mehr  verant\vortii>:li  gemacht  werden  kann. 

Die  weiter  im  §  10  Vit.  d  des  Eisenbahn-Conccssionsgesetzes 
enthaltene  Verpflichtung,  für  eine  der  Sicherheit  angemessene 
Einfriedung  (Absperrung)  Sorge  zu  tragen,  wo  eine  solche 
nnch  der  Weisung  der  competenten  Behörden  sich  als  nothwendig 
zeigt,  ist  zwar  vorwiegend  polizeilichen  Charakters,  hat  aber 
doch  auch  dem  Nachbar  gegenl'iber  eine  gewisse  Bedeutung, 
indem  der  im  §  858,  Alinea  '2  a.  b.  G.  B.  ausgesprochene 
Grundsatz,  wornach  jeder  Eigenthümer  verbunden  ist,  „auf 
der  rechten  Seite  seines  Haupteinganges  für  die  nöthige  Ein- 
schliessung  seines  Raumes  und  für  die  Abtheilung  von  dem 
fremden  Räume  zu  sorgen",  eine  wesentliche  Einschränkung 
dadurch  erfahrt,  dass  für  die  Einschliessungspflicht  einer  Eisen- 
bahnunternehmung erst  der  Ausspruch  der  competenten  Be- 
hörden erforderlich  und  entscheidend  ist. 

Das  nachbarliche  Verhaltniss  der  Eisenbahnen  unterein- 
ander (§10  lit.  g  des  Concessionsgesetzes)  wurde  bereits  am 
gehörigen  Orte  besprochen. 

Bei  Betrachtung  der  Verpflichtungen,  welche  den  Anrai- 
nern (Nachbarn)  einer  Eisenbahn  für  ihr  Verhalten 
gegenüber  der  letzteren  obliegen,  kommt  vor  Allem  zu 
erwähnen,  dass  die  Eisenbahnunteraehmung  in  gewisser  Ber 
Ziehung  schon  Nachbar  in  dem  Momente  wird,  wo  es  sich  um 
die  im  Hinblicke  auf  die  definitive  Ausführung  der  Eisenbahn 
auszumittelnde  Trace  handeh,  weil  mit  der  Fixirung  dieser 
die  Consequenzen  für  die  in  der  Umgebtmg  der  künftigen  Bahn 
befindlichen  Verhältnisse  sich  von  selbst  ergeben.  * 

Sobald  also  die  Organe  der  Eisenbahnverwaltung  daran 
gehen,  die  Grundlage  für  den  Bau  zu  schaffen,  kommen  sie 
bereits  mit  den  Grundbesitzern  in  eine  Berührung,  welche 
einen  mehr  oder  minder  bleibenden  Charakter,  eine  mehr  oder 
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minder  nachhaltige  Wirkung  und  darum  mit  dem  wirklich 
nachbarlichen  Verhältnisse  eine  grössere  oder  geringere  Aehn- 
lichkeit  hat. 

Wirklicher  und  effectiver  Nachbar  wird  die  Eisenbahn- 
unternehmung allerdings  erst  durch  die  Ausführung  der  Bahn 
selbst  und  nach  dem  Zeitpunkte  der  AusfOhrung  tritt  die 
Nothvvendigkeit  der  Achtung  ihrer  Existenz  durch  die  in  ihrer 

Nähe  Lebenden  gebieterisch  an  diese  heran;  allein  rechtlich 

i:st  sie  wirklicher  Nachbar  mit  dem  gleichen  Ansprüche 
auf  Kxistenzaclituiig  .^clion  m  Lincm  früheren  Zeitpunkte,  und 
zwar  dann,  wenn  die  Ausfuhrunt;  der  ijaiiu  gesichert,  d.  i.  wenn 
der  ßauconsens  ertheilt  und  Grund  und  Boden  erworben,  be- 
ziehungsweise die  Anmerkung  der  Enteignung  in  den  ütient- 
lichcn  Büchern  eingetragen  ist.  Die  Berechtigung  für  diese 
juristische  Fiction  liegt  darin,  dass  die  Bahn  in  dem  genannten 
Zeitpunkte  für  Jedermann  nicht  nur  durch  die  Publicität  des 
Verfahrens,  sondern  auch  durch  die  Absteckung  und  Aufstellung 
der  Profile  erkennbar  ist. 

Die  Principien  für  das  nachbarliche  Verhalten  der  Anrainer 
der  Bahn  enthält  der  erste  Satz  des  §  90  der  Eisenbahn- 
betriebsordnUHLT!  der  Umgebung  der   Bahn  dürfen 

von  den  Anrainern  Anstalten  nicht  getroffen  oder 
Herstellungen  nicht  ausgeführt  werden,  welche  den 
Bestand  der  Bahn,  ihres  Zugehörs,  oder  die  regel- 
mässige und  sichere  Benützung  derselben  gefähr- 
den, oder  welche  eine  Feuersgefahr  herbeiführen 
könnten."') 

Diese  Bestimmung,  eine  ausgesprochene  Legalservitut, 
legt  dem  Anrainer  einer  Eisenbahn  die  weitestgehende  Ein- 
schränkung in  der  Ausübung  seines  Eigenthumsrechtes  auf, 
welche  der  gesicherte  Bestand  der  Bahn,  sowie  der  Betrieb 
derselben  erfordert. 

Begründet  ist  dieselbe  durch  die  Nothwendigkeii,  den 
unberechenbaren  Gefahren  für  Gut  und  Leben,  welche  durch 
scheinbar  geringfügige  Störungen  in  dem  geordneten  Betriebe 
einer  Eisenbahn  hervorgerufen  werdea  können,  durch  die  aus- 
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giebigsten  Präventivmassregeln  zu  begegnen,  da  es  im  Falle 
einer  Katastrophe  von  sehr  illusorischem  Werthe  uüre,  die 
Frage  zu  erörtern,  ob  die  Handlung  des  Nachbars,  welche  für 
die  Eisenbahn  mit  nachtheiligen  Folgen  verbunden  war,  auf 
einen  von  ihm  innerhalb  der  rechtlichen  Schranken  gemachten 
Gebrauch  seines  Rechtes  zurückzuführen  oder  ob  er  für 
die  Consequenzen  seiner  Handlungsweise  verantwortlich  zu 
machen  ist. 

Ein  weiterer  Ausfluss  des  Principes,  dass  die  Handlungs- 
berechtigung  der  Anrainer  auf  das  Mass  zurückzuführen  ist, 
welches  im  Interesse  der  Eisenbahnen  eingehalten  werden 
muss,  ist  dann  die  Zulassung  einer  bestimmten  Gattung  von 
Handlungen,  deren  Vornahme  aber  an  gewisse  Voraussetzungen 
geknüpft  wird.  In  dieser  Beziehung  verfügt  der  zweite  Satz 
des  ersten  Absatzes  des  §  99  der  Eisenbahnbetriebsordnung: 
„Zu  Terrainveränderungen,  wodurch  die  Stelle,  wo 
die  Veränderung  vorgenommen  werden  soll,  dem 
Bahneigenthum  nSher  gerückt  würde,  dann  zu  Bau- 
führungen, welche  in  dem  als  feuergefährlich  erklärten 
Bereiche  vorgenommen  werden  wollen,  muss  immer 
vorläufig  die  Bewilligung  der  zur  Oberaufsicht  über 
"den  Betrieb  Berufenen,  sowie  von  der  betreffenden 
politischen  Behörde  eingeliolt  werden."^) 

In  Ausführung  des  Principes  hat  zunächst  die  Fisenbahn- 
betricbsordnuiig  eine  Reihe  von  Bestimmungen  getrorten,  w  eiche 
nur  cxcmplicativen  Werth  haben  und  sich  eigentlich  aus 
dem  Principe  von  selbst  ableiten;  diese  Bestimmungen  sind 
folgende: 

1,  Thiere  dürfen  in  nächster  Nähe  der  Baiin  blos  unter 
sorgfältiger  Aufsicht  weiden  gelassen  werden  und  es  ist  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  sie  die  Bahn  und  tias  Zugchör  nicht 
betreten,  oder  die  Einfriedungen  überschreiten  i*7V,  ^)  *2.  die 
freie  Lagerung  von  leicht  feuertangenden  Storfen  im  Bereiche 
der  Feuersgefahr  der  Bahn  ist  zu  vermeiden,  für  den  gehörigen 
Verschluss  der  an  und  für  sich  zwar  feuersicheren,  aber  zur 
Aufbewahrung  feuergefährlicher  Gegenstände  gewidmeten  Räume 
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stets  zu  sorgen  (§  99,  Alinea  2);  3.  die  zur  Einfuhr  bereit 
liegenden  Feldfrüchte  sind  in  thunlichste  Entfernung  von  der 
Bahn  zu  bringen,  dann  ist  bei  Waldanlagen  und  überhaupt 
bei  Baum  Pflanzungen  auf  die  Beseitigung  der  Möglichkeit,  dass 
durch  Windbrüche  die  Bahn  verlegt  würde,  Rücksicht  zu 
nehmen  (§  99,  Alinea  3);  4.  das  Abtreiben  der  Waldungen, 
Gebüsche  oder  Sträuche,  das  Fällen  oder  Herablassen  einzelner 
Bäume,  das  Graben  von  Lehm,  (Üe  Gewinnung  von  Schotter 
und  überhaupt  jede  Handlung,  durch  welche  das  Erdreich 
aufgelockert  wird,  Gegenstände  auf  die  Bahn  fallen,  Erd- 
rutschungen  oder  Steinabldsungen  hervorgebracht  werden 
können,  ist  nur  auf  denjenigen  Strecken  und  Punkten  der 
Grundstücke  gestattet,  welche  von  der  dazu  berufenen  Behörde 
nicht  ausdrücklich  aus  diesem  Anlasse  ausgenommen  worden 
sind  (§  100;^)  ähnliche  Bestimmungen  enthält  §  19  des  Forst- 
gesetzes in  Ansehung  der  Bannlegung  der  Wälder). 

Die  Frage,  ob  und  inwieferne  den  Anrainern  der  Eisen- 
bahn aus  Anlass  der  Beschränkung  ihres  Eigenthumsrechtes 
ein  Anspruch  auf  Schadenersatz  zusteht,  ist  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung nicht  berührt;  allein  die  Beantwortung  kann 
nicht  zweifelhaft  sein. 

Es  wird  zu  dem  Ende  vorerst  zu  unterscheiden  sein,  ob  * 
der  in  seiner  Rechtssphare  beschränkte  Nachbar  der  Eisenbahn 
schon  vor  dem  Inslebentreten  der  Eisenbahn  berechtigt  wnr, 
die  durch  die  Fxistciiz  der  Kiscnbahn  inhibiric  Handlung  zu 
vollziehen  und  auch  scüicii  Willen  in  dieser  RicliUuig  thut- 
saciiiicli  bethiiiigt  hat,  dann  ob  diese  Handlung  für  ihn  einen 
wirthschafthchen  Werth  haben  kann  oder  nicht.  War  er  zur 
Vornahme  einer  solchen  Fiandlung  vorher  nicht  berechtigt, 
weil  die  Eisenbahnunternehmung  für  sich  die  Priorität  der 
Existenz  in  Anspruch  nehmen  kann,  so  entfällt  selbstver- 
stäntilich  jeder  Anspruch  auf  Ersatz,  weil  die  Eisenbahnunter- 
nehmung in  diesem  Falle  einen  Eingriil  in  eine  bestehende 
Rechtssphare  gar  nicht  gemacht  hat  und  nicht  machen  konnte. 
War  der  Nachbar  zwar  kraft  seiner  Priorität  zu  handeln  befugt, 
hat  aber  die  Handlung  für  ihn  keinen  wirthschaltlichen  Werth, 
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dann  kann  «r  nicht  entschädigt  werden;  denn  für  das,  was 
keinen  positiven  Nutzen  abwirft,  was  keinen  Gebrauchswerth 
hat,  giebt  es  keinen  wirthschaftlichen  Massstab  und  daher  auch 
keine  Grundlage  ftkr  eine  Ersatzleistung.  War  endlich  der 
Nachbar  der  Eisenbahn  vor  der  Errichtung  derselben  zur  Vor« 
nähme  einer  Handlung  berechtigt,  welche  für  ihn  einen  wirth- 
schaftlichen Werth  hat,  so  ist  die  Eisenbahnuntemehniung 
rhatsfichlich  als  Störenfried  zu  betrachten  und  daher  schon 
nach  der  Bestimmung  des  §  10  lit.  Alinea  1,  des  Concessions- 
gesetzes  ersatzpflichtig,  es  wäre  denn,  dass  die  Voraussetzungen 
des  §  1459  a.  b.  G.  B.  vorhanden  sind  und  dadurch  der 
Verlust  des  Handlungsrechtes  in  Folge  beachteter  Untersagung 
der  Ausübung  desselben  durch  Verlauf  der  Zeit  (Verjährung) 
eingetreten  ist. 

Weitere  besondere  Verpflichtungen  im  Hinblicke  auf  die 
Existenz  der  Eisenbahnen  erwachsen  den  Nachbarn  derselben 
in  dem  Falle,  als  es  sich  um  die  Herstellung  von  Neu-,  Zu- 
und  Umbauten  handelt,  welche  in  der  Nähe  der  Bahn  aus- 
geführt werden  sollen.  In  dieser  Richtung  wurden  schon  mit 
dem  Hofkanzleidecret  vom  '28.  December  1843,  Pol.-Ges. -Samml. 
Bd.  71,  Nr.  137,  für  den  Ijcrcich  der  Lnndesstellen  in  Steier- 
mark, lllvrien,  KüstciiIunJ,  Niedcrckstcrreicli,  Mahren  und 
Böiimen  die  Gesichtspunkte  autgesteilt,  welche  von  Denjenigen, 
welche  den  Hau  zu  führen  beabsichtigen,  bei  der  Aufstellung 
ihres  Pjauprojectes  zu  beachten  sind.  Nach  denselben  erscheint 
1.  eine  Zone  flO  bis  30  Klafter  =  19  bis  57  Meter  von  der 
Bahnkrone)  bestininit,  innerhalb  welcher  die  Nachbarschaft  der 
Eisenbahn  überhaupt  ihre  Wirkung  äussert  und  eine  feuer- 
sichere Ausführung  des  Ohjectes  oder  sonstiger  Schutz  gegen 
Feuersgefahr,  insbesondere  noch  die  Vermeidung  otler  feste 
Verwahrung  von  bahnseitigen  Oeflnungen  in  der  Bedachung 
zur  Bedingung  der  Herstellung  gemacht  wird;  2.  eine  weitere 
Zone  (5  bis  10  Klafter  —  bis  19  Meter  von  der  Ikihn- 
krone)  tixirt,  innerhalb  welcher  ausser  den  eben  gen:in:uen 
Bedingungen  noch  gefordert  wird,  dass  in  der  Richtung  der 
Bahn  Ausgänge  ausnahmslos  nur  dann  zugelassen  werden 
sollen,  wenn  durch  Schranken  und  weitere  Vorsichtsmass- 
regeln den  zu  besorgenden  Gefahren  wirksam  begegnet  werden 
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kann;  3*  eine  dritte  Zone  (Entfernung  unter  5  Klafter 
=  9*5  Meter  von  der  Bahnkrone)  aufgestellt,  innerhalb  welcher 
die  Errichtung  neuer  Bauobjecte  in  der  Regel  unzulässig  und 
unter  besondererZustimmung  der  Eisenbahnaufsichts- 
behörde nur  in  dem  Falle  gestattet  werden  kann,  dass  die  eigen- 
thümlichen  örtlichen  Verhältnisse  oder  jene  des  Bahnbetriebes 
CS  zulassig  machen;  4.  die  Vermeidung  der  Errichtung:  von  Ge- 
bäuden angeordnet,  wenn  Jaiuit  die  Notlnvendigkeit  zur  Anlage 
eines  neuen  Ueberganges  im  Niveau  der  Bahn  verbunden  wäre. 

Diese  Gesichtspunkte  sind  sehr  häufig  unverändert  oder 
mit  wenigen  Modificationen  in  die  meisten  Landesbauord- 
nungen übergegangen. 

Die  Frage,  in  welchem  Zeitpunkte  die  Verpflichtung  an 
den  Nachbar  herantritt,  bei  BaufLihrungen  die  Bahn  als  bereits 
bestehend  zu  respectiren,  beantwortet  sich  - —  wie  bereits  oben 
bemerkt  —  dahin,  dass  niclit  allein  die  wirklich  ausgeführte, 
iertiggestelltc  l>ahn  als  bestehend  anzusehen  ist,  sondern  dass 
die  Bahn  schon  in  dem  Momente  ideal  existirt,  wo  ihr  Project 
festgestellt,  d.  i.  der  Baueonsens  ertheilt  ist,  weil  in  diesem 
Zeitpunkte  bereits  die  äussere  Gestalt  der  Bahn  und  der  damit 
verbundenen  Anlagen  für  Jedermann  deutlich  erkennbar  ist, 
und  daher  schon  in  diesem  Zeitpunkte  alle  jene  Bestimmungen 
in  Kraft  treten^  welche  auf  „die  Nähe  der  Eisenbahn''  Bezug 
haben. 

Eine  besondere  Regelung  der  nachbarlichen  Verhältnisse 
trat  endlich  noch  ein  in  Rücksicht  auf  den  gegenseitigen 
Bestand  von  Bergbau-  und  Eisenbahnunternehmungen. 
Zur  Vermeidung  und  Beseitigung  von  Collisionen  zwischen  Unter- 
nehmungen dieser  Gattungen  und  zur  Verhütung  der  hieraus 
entspringenden  Gefahren  für  die  Sicherheit  des  Lebens  und 
Etgenthums  und  des  Eisenbahnbetriebes  wurde  nämlich  mit 
der  Verordnung  vom  2,  Januar  1859,  R.  G.  Bl.  Nr.  25,  an- 
geordnet: 

1.  Schürfungen  und  oberirdische  Bergbaue  (Einbaue), 
sowie  die  davon  herrührenden  Halden  müssen  von  Eisen- 
bahnen und  deren  Zugehör  in  solcher  Entfernung  gehalten 
werden,  dass  Haldenstürze  den  Eisenbahnbetrieb  in  keiner 
Weise  stören  oder  hindern,  Schächte,  Stollen  oder  andere 
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oberirdische  Bergbaue  aber  mindestens  20  Klafter  (=  38  Meter) 
von  Gebäuden,  15  Klafter  (=  29  Meter)  von  Stationsplätzen, 
3  Klafter  (=  6  Meter)  vom  Sohlenrande  des  Dammkörpers 
und  6  Klafter  (=12  Meter)  von  dem  Grundmauerwerk  der 
Viaducte  und  Brücken  der  Eisenbahnen  entfernt  bleiben.  Die 
gleichen  Entfernungen  sind  auch  bei  der  Anlage  von  Eisen- 
bahnen in  der  Nähe  schon  bestehender  Schächte,  Stollen  und 
anderer  oberirdischer  Bergbaue  und  deren  Halden  zu  beobachten. 

2.  Unterirdische  Bergbaue  dürfen  nur  in  solcher  Ent- 
fernung von  Eisenbahnen  geführt  werden,  dass  dadurch  weder 
die  Sicherheit  des  Eisenbahnverkehrs,  noch  jene  des  Bergbau- 
betriebes eine  Beeinträchtigung  oder  Gefahr  erleidet.  Die  dabei 
einzuhaltende  Entfernung  ist  fallweise  von  den  Behörden  fest- 
zusetzen. 

3.  In  paralleler  Richtung  unterhalb  einer  Eisenbahn  soll 
die  Führung  von  Stollen  und  Strecken  nicht  stattfinden.  Wenn 
jedoch  solche  Bergbaue  in  anderen  Richtungen  unter  Eisen- 
bahnen geführt  werden,  müssen  sie  den  zur  Sicherheit  sowohl 
des  Bergbaues  als  der  Eisenbahn  erforderlichen  festen  Ausbau 
mittelst  gewölbter  Mauerung  erhalten.  Suii  eine  projectirte 
Eisenbahn  über  bereits  verliehene  Grubenfeldcr  geführt  werden, 
so  werden  die  I^edingungen  behördlich  festgesetzt,  unter 
welchen  der  Fortbetrieb  des  Bergbaues  unterhalb  der  Eisenbahn 
stattfinden  darf. 

4.  Entstehen  zwischen  bereits  bestehenden  Bergbauen  und 
schon  angelegten  Eisenbahnen  Collisionen,  so  muss  der  Berg- 
baubesitzer in  seinem  Bergbaue  diejenigen  Sicherheitsvor- 
kehrungen treffen  oder  sich  diejenigen  Beschrankungen  gefallen 
lassen,  welche  die  ungestörte  Erhaltung  und  Benützung  der 
Eisenbahn  nach  dem  Ermessen  der  Behörden  unumgänglich 
erheischt. 

Was  die  Frage  der  Entschädigungsberechtigung  des  Berg- 
bauunternehmers anlangt,  so  ist  dieselbe  sowohl  in  Hinsicht 
dessen,  ob  überhaupt  e'm  Anspruch  auf  Entschädigung  gestellt 
werden  kann,  als  auch  in  Bezug  auf  den  Umfang  der  Ent- 
schädigung in  dem  Falle^  als  es  sich  um  eine  Collision  bereits 
bestehender  Unternehmungen  handelt,  ausschliesslich  Gegen- 
stand richterlicher  Judicatur;  dagegen  in  dem  Falle^  als  eine 


Digitized  by  Google 


Rechtsverhältnis»«  der  Ei»etibahii(.n  im  Besonderen. 


223 


der  Uoternehmungen  später  als  die  andere  zur  Existenz  gelangt 
ist^  nach  Massgabe  der  Priorität  zu  lösen.   GebQhrt  nämlich 

der  Eisenbahnunternehraung  die  Priorität  vor  der  Bergbau- 

unternehniun«;,  so  hat  die  letztere  aus  dem  Umstände,  dass 
der  Betrieb  des  Bergbaues  Bcschrani^un^en  unterworfen  wird, 
keinen  luitschadigungsanspruch  gegen  die  erstere ;  niuss  sich 
daL;jgen  die  Bergbauunternehmung,  welche  ihre  Berechtigung 
irüiier  erlangt  hat  als  die  Eisenbahnunternehmung,  eine  Be- 
schränkung ihres  1  Betriebes  zu  Gunsten  der  Eisenbahn  gefallen 
lassen,  so  ist  die  letztere  Ersatz  zu  leisten  schuldig. 

2.  Die  HaUuni^  der  Eisenbahn  Unternehmungen 
f  LI  r  die  durch  F  r  e  i  g  n  li  n  g  e  n  auf  Eisenbahnen  herbei- 
geführten körperli eilen  Nachtheile  fand  in  den  Bestim- 
mungen des  §  19  der  Kisenbahnbctriebsordnunp '  i  nur  eine 
ungenijgende  gesetzliche  Grundlage.  Denn  die  Beschävligten 
wurden  in  erster  Linie  auf  die  eingegangene  Vcrbindliclikeit 
und  auf  die  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften,  in  zweiter 
Linie,  in  Ermanglung  solcher,  auf  die  Bestimmungen  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  Schadener>atz  ver- 
wiegen. Da  nun  die  Eisenbahnunternehmungen  in  Ansehung 
der  Beschädigung  besondere  Verbindlichkeiten  mit  den  Reisenden 
nicht  eingingen  eine  Unfallversicherung  fehlt  ebenfalls),  so 
blieb  es  selbstverständlich  bei  den  Bestimmungen  des  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches,  nach  welchen  vor  Allem  den  Be- 
schädigten der  Beweis  über  das  in  den  seltensten  Fällen 
mit  absoluter  Sicherheit  festzustellende  Verschulden  der  Be- 
amten und  Diener  der  Betriebsunternehmung  obliegt.  Die  Be- 
schädigten waren  somit  bezüglich  der  Verfolgung  ihrer  selbst 
völlig  begründeten  Ansprüche  zumeist  in  eine  äusserst  schwierige 
Position  versetzt,  ,die  nicht  selten  den  Verlust  oder  Verzicht 
der  Ersatzforderung  im  Gefolge  haben  musste.  Zudem  war  es 
immerhin  auch  nicht  ausser  Zweifel  gestellt,  wie  weit  die 
Haftung  der  Unternehmung  aus  körperlichen  Beschädigungen 
gegenüber  den  eigenen  Bediensteten  und  solchen  Personen 
«reiche,  welche  nicht  als  Reisende  angesehen  werden  können. 


1)  VcTgl  Beilage  I,  pag.  9. 
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Das  allgemeine  Interesse  verlangte  daher  nach  einem  aus- 
giebigen Schutze  aller  Jener,  welche  durch  den  Betrieb  einer 

Eisenbahn  zu  Schaden  kommen  und  eine  Verschärfung  der 

Ersatzpflicht  der  Eisenbahnunlernehmungcn. 

Mit  dem  Gesetze  vom  5.  März  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  27, 
^benciicnd  die  Ilaluing  der  l.iseiibahnuiitci ncl imiingen  für 
die  durch  Ereignungcn  auf  Eisenbahnen  hcrbcit^cl  ulirica  körper- 
lichen Verletzungen  oder  Tüdtungen  von  Menschen",^)  wurde 
der  Forderung  des  allgemeinen  Interesses  Rechnung  getragen 
und  erfolgte  die  Regelung  der  in  Betracht  kommenden  recht- 
lichen Momente  in  folgender  Weise: 

1,  Wenn  durch  eine  Ereignung  im  Verkehre  einer  mit 
Anwendung  von  Dampfkraft  betriebenen  Eisenbahn  die  körper- 
liche Verletzung  oder  die  Tödtung  eines  Menschen  herbeigetührt 
wird,  so  wird  stets  vermuthet,  dass  die  Ereignung  durch 
ein  Verschulden  der  Unternehmung  oder  derjenigen 
Personen  eingetreten  sei,  deren  sie  sich  zur  Aus- 
übung des  Betriebes  bedient. 

An  die  Stelle  des  Beweises  durch  den  Beschädigten  ^Ver- 
letzten oder  dessen,  der  aus  der  Tödtung  eines  Anderen  zu 
Schaden  kommt)  ist  in  Ansehung  des  Verschuldens,  der 
Unternehmung  oder  ihrer  Leute  die  gesetzliche  Annahme  der 
sonst  zu  erweisenden  Thatsache  getreten;  dagegen  hat  Der- 
jenige,  welcher  den  Entschädigungsanspruch  stellt,  den  Nach- 
weis der  Thatsache  der  Kr)rpcrverletzung,  sowie  dass  die 
letztere  wirklich  Folge  des  Unfalles  ist,  zu  erbringen. 

Ausser  diesem  Momente  ist  aus  der  gesetzlichen  Anordnung 
ein  zweites  mit  Bestimmtheit  zu  erkennen,  nämlich  dass  die 
Eisenbahn,  ohne  Rücksicht  darauf»  ob  dieselbe  dem  allge- 
meinen Verkehre  oder  Privatzwecken  (Bergwerksbahn,  Fabriks- 
bahn etc.)  dient,  mit  Dampfkraft  betrieben  werden  muss,  um 
die  gesetzliche  Vermuthung  zu  rechtfertigen;  dass  also  auch 
zweifellos  Dampftramways  überhaupt  und  Tramways,  welche 
zeitweilig  oder  in  gewissen  Strecken  maschinellen  Betrieb  in 
Anwendung  bringen,  dann,  wenn  in  der  Zeit  dieses  Betriebes 
ein  Unfall  sich  ereignet,  unter  den  Gesichtspunkt  des  Gesetz^ 


1)  Vergl.  Beilage  II,  pag.  34-36. 
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fallen;  —  ferner  ein  drittes,  nämlich  dass  der  allgemeine 
Begriff  „Mensch"  die  Beschränkung  der  Anwendung  des  Ge- 
setzes auf  Reisende  ausschliesst,  vielmehr  selbstverständlich 
dessen  Anwendunq  auf  Bedienstete,  die  im  Dienste  verun- 
glücken, und  auf  dritte  Personen,  welche  .sonst  durch  den 
Eisenball nbctiicb  Schaden  ncluuen  (darunter  ebenfalls  auch 
Eisen  bah  nbedicnstete,  welche  nicht  im  Dienste  während  des 
Unfalles  sich  befinden),  gestattet. 

Dagegen  ist  aus  dem  Gesetze  nicht  zu  entnehmen,  was 
•unter  „im  Verkehre",  respectivc  „Ausübung  des  Betriebes", 
dann  was  unter  „Ereignung  im  Verkehre"  zu  verstehen  sei. 

Die  sich  hieraus  ergebenden  Fragen  werden  daher  nach  den 
besonderen  Umständen  des  einzelnen  Falles  zu  bcurtheiien  sein 
und  rauss  die  Entscheidung  hierüber,  soferue  em  Anspruch  im 
Proccsswcgc  geltend  gemacht  wird,  dem  Ermessen  des  Richters 
überlassen  bleiben. 

Aber  der  Natur  der  Sache  nach  muss  der  l>etrieb  begritllich 
in  seiner  Totalität  erfasst  werden,  da  die  Gefahren,  die  aus 
der  in  Thätigkeit  gesetzten  Naturkratt  erwachsen,  schon  in 
dem  Zeitpunkte  entstehen  können,  welche  diese  Thätigkeit 
vorbereiten  und  einleiten,  und  sich  immer  bcdrohücher  ent- 
wickeln, je  mehr  die  Thätigkeit  entfaltet  wird. 

Hieraus  ergieht  sich  in  Bezug  auf  die  Anwendung  des 
Haftpflichtgesetzes  einerseits,  dass  unter  „Betrieb"  im  objec- 
tiven  Sinne  der  Inbegriff  aller  jener  Verhältnisse,  und  im  sub» 
jectiven  Sinne  die  Gesammtheit  aller  Handlungen  zu  verstehen 
sei,  welche  sich  während  der  Bewegung  der  Fahrbetriebsmittel 
oder  zu  dem  Zwecke  äussern,  um  diese  Bewegung  in  Absicht 
auf  den  Verkehr  hervorzurufen  oder  zu  hemmen,  andererseits 
dass  unter  „Ereignung**  nicht  nur  ausserordentliche  Ereignisse 
im  Betriebe  (Zusammenstösse,  Entgleisungen  etc.),  welche  in 
die  Regelmässigkeit  des  Betriebes  störend  eingreifen,  sondern 
Überhaupt  alle  Vorkommnisse  beim  Betriebe  zu  subsumiren 
seien,  welche  die  körperliche  Verletzung  oder  TÖdtung  eines 
Menschen  im  Gefolge  haben.  (Ueberfahren  bei  Ueberschreiten 
der  Geleise,  Veninglückungin  Folge  Explodirens  des  Kessels  etc.) 

Was  den  Begriff  der  körperlichen  Verletzung  anlangt,  so 
erstreckt  sich  derselbe  nicht  blos  auf  äussere  Verletzungen  des 
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Digitized  by  Google 


226 


Rechtsverliiltai6«e  der  EUenbahnon  im  Besoadcren. 


Körpers,  Verwundungen  und  Verstümmlungen,  sondern  auch 
auf  Krankheiten  der  inneren  Organe  und  ist  namentlich  in 
Ansehung  der  letzteren  nicht  erforderlich,  dass  sie  sofort 
erkennbar  sind;  es  genügt  vielmehr,  wenn  die  ConnexitSt 
späterer  Krankheitserscheinungen  mit  dem  Unfälle  hergestellt 
erscheint,  was  allerdings  Gegenstand  eines  nicht  leichten  Be- 
weises ist.  Ebenso  beasieht  sich  der  Begriff  „TÖdtung^  nicht 
allein  auf  die  FfiUe,  wo  der  Tod  sofort  eingetreten  ist, 
sondern  auch  auf  jene  Fälle,  wo  derselbe  erst  später  eintrat, 
wenn  er  nachweisbar  auf  eine  im  Betriebe  erlittene  Verletzung 
zurückzuführen  ist. 

2.  Die  Unternehmung  hat  ihr  eigenes  Verschulden  (be- 
gründet z.  B.  durch  Anschatfung  und  V'^erwendung  nicht  ent- 
sprechenden Materiales,  mL-ht  s'orgfaltige  Instandhaltung  der 
\)dhn  und  ihrer  Ausrusiungs^sj^cii^tände,  ungenügende  Lcbcr- 
wachung,  Verwendung  ungeübter  Leute  im  Dienste,  Ueber- 
bürdungder  mit  dem  executiven  Diente  betrauten  Personen  etc.), 
sowie  das  Verscliulden  der  Personen,  deren  sie  sich  zur  Aus- 
übung des  Betriebes  bedient,  zu  vertreten. 

Die  Haftung  iritlt  immer  die  Betriebsunternehmung, 
gleichviel  ob  dieselbe  gleichzeitig  auch  Besitzerin  des  Unter- 
nehmens ist  oder  nicht;  wenn  daher  die  Betrieblührung  einer 
Bahn  einer  fremden  Unternehmung  verpachtet  ist,  so  ist  die 
Pachtnehmerin  ersatzpüiclitig.  Bei  gemcmsamcm  Betriebe 
mehrerer  Bahnunternehmungen  auf  einem  Bahnhofe  haften, 
wenn  nicht  klargestellt  ist,  welcher  von  ihnen  der  Unfall  zur 
Last  fällt,  alle  Unternehmungen,  unbeschadet  des  Regressrechtes 
untereinander,  solidarisch. 

3.  Die  Leistung  des  Ersatzes  hat  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  §§  1325  bis  1327  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  zu  erfolgen. 

Nach  diesen  Bestimmungen  gebührt: 

a)  Im  Falle  einer  Verletzung  dem  Verletzten  der  Ersatz 
der  Heilungskosten,  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der 
angestrebte  Zweck  der  Heilung  erreicht  wurde  oder  nicht,  und 
ob  sie  als  cininalige  oder  fortgesetzte  Auslage  sich  darstellen, 
femer  der  Ersatz  des  entgangenen,  oder  wenn  der  Verletzte 
zum  Erwerbe  für  die  Folge  unfähig  wird,  auch  des  künftig 
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entgehenden  Verdienstes  (Capital,  welches  zuzüglich  der  Zinsen 
den  Fortbezug  des  bisherigen  Einkommens  bis  zu  jenem 
Alter  ermöghcht,  welches  der  Verletzte  bei  nicht  erlittener 
Verletzung  nach  den  Regeln  der  Wahrscheinlichkeit  erreicht 
hätte),  endlich  ein  den  Umständen  fphysische  Beschatfenheit 
des  Individuums  und  Sensibilität  desselben  sind  dabei  sehr 
wichtig)  angemessenes  Schmerzensgeld,  sowie  im  Falle  einer 
dem  Verletzten  für  sein  künftiges  Fortkommen  hinderlichen 
Verunstaltung  (z.  ß.  durch  Verlust  eines  Auges,  der  Nase, 
der  Gesichtsform  etc.),  Verstümmlung  des  Körpers  (Verlust 
der  rechten  Hand,  eiaes  oder  beider  Füsse)  auch  eine  dies- 
fällige  Entschädigung. 

b)  Im  Falle  der  Tödtung  einer  Person  den  £rben  der 
Ersatz  der  Krankheits-  und  Begräbnisskosten,  den  etwa  hinter- 
lassenen  Mitgliedern  der  eigenen  Familie  (Frau  und  Kindern) 
der  Ersatz  dessen,  was  ihnen  durch  den  Tod  des  Familien- 
oberhauptes entgangen  ist. 

Die  ziffermässtge  Feststellung  des  Ersatzbetrages  setzt  den 
Nachweis  seitens  des  Ersatzberechtigten  in  Ansehung  der  ein- 
zelnen Ersatzposten  voraus,  welcher  entweder  durch  Urkunden, 
oder  Zeugenaussagen  oder  in  anderer  Weise  (z.  B.  bei  Schmer- 
zensgeld durch  den  Schätzungseid)  zu  erbringen  ist. 

4.  Eine  von  der  Unternehmung  im  Vorhinein  angekündigte 
oder  mit  ihr  vereinbarte  Ablehnung  oder  Einschränkung  der 
Ersatzpflicht  ist  ohne  rechtliche  Wirkung.  Hierdurch  ist  ins- 
besondere auch  der  Versuch  einer  Eisenbahnimternehmung 
ausgeschlossen,  den  Bediensteten  gegenüber  in  den  Dienst- 
reglements und  Dienstverträgen,  den  Passagieren  gegenüber  — 
etwa  durch  allgemeine  Ankündigungen  oder  durch  Bemer- 
kungen auf  den  Fahrbillets  —  sich  eine  Grenze  der  Haftung 
auszubedingen, 

5.  Von  der  Ersatzleistung  wird  die  'Unternehmung  nur 
dann  und  in  dem  Masse  befreit;  als  sie  beweist,  dass  die 
Ereignung  durch  einen  unabwendbaren  Zufall  (höhere  Gewalt, 
vis  major,  z.  B.  Springen  einer  Schiene  unmittelbar  vor  Pas- 
sirung  des  Zuges,  plötzlicher  Tod  eines  Weichenstellers  oder 
der  beiden  den  Locomotivdienst  versehenden  Personen,  Lawinen- 
sturz etc.),  oder  durch  eine  unabwendbare  Handlung  einer 
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dritten  Person,  deren  Verschulden  sie  nicht  zu  vertreten  hat 
(z.  B.  Zerstörung  der  Fahrbahn  durch  feindliches  Heer  oder 
Aufständische,  durcli  Bereitung  von  Hinaernissen,  nachdem 
die  pflichtmässige  Revision  seitens  der  Bahnorgane  erfolgt 
ist  etc.),  oder  durch  ein  mit  der  Verletzung  in  wirklichem 
Causainexus  stehendes  Verschulden  des  Beschädigten  verursacht 
wurde.  In  allen  diesen  Fallen  kommt  es  auf  die  ßeurtheilung 
des  Falles  an.  Die  reiche  Gasuistik  namentlich  der  deutschen 
Spruchpraxis  zeigt  deutlich,  dass  die  Mannigfaltigkeit  der  Fälle 
die  Aufstellung  bestimmter  Cirundsatze  ausschliesst. 

Der  Anspruch  auf  Ersatz  wegen  körperlicher  Verletzung 
oder  Tödtung  bei  einem  Unfälle,  welcher  im  Betriebe  einer 
Eisenbahn  sich  ereignet,  gegen  die  Eisenbahnunternehmung 
geht  wie  jede  andere  Enlschädigungsforderung  durch  Verjährung, 
d.  u  durch  NichtanbringUQg  der  Entschädigungsklage  durch 
drei  Jahre  von  der  Zeit  an,  zu  welcher  der  Schade  dem  Be- 
schädigten bekannt  wurde^  verloren. 

D.  Von  den  Eisenbahnbüchern. 

Die  Anomalie,  dass  der  unbewegliche  Besitz  der  Eisen- 
bahnen im  Gegensatze  zu  allem  anderen  in  Privathänden 
befindlichen  Grundbesitze  in  Oesterreich-Ungarn  einer  grund- 
bücherlichen  Behandlung  nicht  unterzogen  wurde»  während  die 
,  zahlreichen  Rechtsverhältnisse  der  Eisenbahnen  und  die  sich  an 
denselben  vollziehenden  ^Veränderungen  für  die  Dauer  einer 
solchen  bücherlichen  Unterlage  gar  nicht  entbehren  kdnnen, 
errdchte  mit  der  Errichtung  besonderer  öffentlicher  Bücher 
für  solche  Communicationsanstalten  ihr  Ende. 

Ungarn  ging  auf  diesem  Gebiete  mit  dem  Gesetze  vom 
7.  April  1868,  Ges.- Art.  I,  voran,  Oesterreich  folgte  mit  dem 
Gesetze  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70. 

Während  nun  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  die 
Grundbücher  für  Eisenbahnen  centralisirt  in  Budapest  a;ii;elegt 
und  geführt  werden/)  ging  die  österreichische  Gesetzgebung  von 


1)  Vergl.  §  2  des  ungar.  Eisenbahnbüchergesetzes  (Beilage  Vill^ 
pag.  104). 
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der  Erwägung  aus,  dass  das  Hauptgewicht  darauf  zu  legen 
sei,  dass  das  Tabulargericbt  der  Bahn  so  nahe  sei,  als  es  die 
Berücksichtigung  anderer  Öffentlicher  Interessen  gestattet.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  fand  man  die  in  Ungarn  ein- 
geführte Concentration  als  nicht  entsprechend  und  erachtete 
es  mit  Rücksicht  auf  die  Ausübung  der  staatlichen  Aufsicht 
über  die  Eisenbahnen  als  genügend»  dass  die  Eisenbahnbücher 
am  Sitze  der  politischen  Landesbehörden  geführt  werden.  ^)  Der 
Schwierigkeit,  welche  das  Österreichische  Gesetz  durch  Decen^ 
tralisation  des  Eisenbahnbuchwesens  beseitigt»,  sucht  das  unga- 
rische Gesetz  durch  die  Anordnung  zu  begegnen,  dass  in 
Budapest  ein  die  Unternehmung  in  Rechtsangelegenheiten  ver- 
tretender Bevollmächtigter  in  dem  Falle  zu  bestellen  sei»  als 
der  Amtssitz  der  Direction  der  Unternehmung  ausserhalb  der 
genannten  Stadt  wäre.^) 

Nach  dem  Österreichischen  Gesetze  für  die  Anlegung 
von  Eisenbahnbüchern  sind  in  das  Eisenbahnbuch  alle  Eisen- 
bahngrundstücke, das  sind  alle  im  Besitze  einer  Eisenbahn 
stehenden  Grundstücke,  einzutragen,  welche  zum  Betriebe  der 
Eisenbahn  zu  dienen  liaben.'*) 

In  dieser  Beziehung  sind  nicht  nur  die  Grundstücke  in's 
Auge  zu  fassen,  welche  unmittelbar  für  Zwecke  des  Betriebes 
verwendet  werden  (z.  B.  für  den  Bahnkörper,  die  Bahnhöfe, 
l^ackiiötc,  DepotpUitzc),  sondern  auch  jene,  welche  mittelbar 
den  Betrieb  zu  fördern  bestimmt  sind  (z.  B.  für  Zugänge, 
Vorplätze  etc.). 

Das  Vorbild  für  die  Anlage  des  Eisenbahnbuches  sind  die 
Bestimmungen  über  das  Grundbuch  für  sonsrii^e  Liegenschaften, 
Nur  besteht  das  Eisenbahnbuch  nicht  ans  einem  Hauptbuche, 
sondern  Mos  aus  einzehien  Kiscnbahncinlagen,  welche  jenes 
vertreten.  Den  Einlagen  zur  Seite  steht  eine  Urkundensamm- 


1)  Vergl.  §  10  des  österr.  EisenbahnbOchergeseues  (Beilage  VII, 
pag.  86). 

^  VergL  §  8  des  ,  ungar.  Eisenbabnbflchergeaetzes  (Beilage  VIIT, 
pag.  106). 

^  Vergl.  9  2  dea  daterr.  EiaenbahnbOchergeaetzea  (Beilage  VII, 
pag.  84). 
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Die  Eisenbahneinlage  besteht  a)  aus  dem  B  ahn  best  ands- 
biatte,  b)  dem  Eigenthumsblatte  und  c)  dem  Lasten* 
blatte. 

a)  Das  Bahnbestandsblatt  hat  in  der  Aufschrift  den 
Namen  und  die  Richtung  der  Bahn  anzugeben  und  zerfSUt  in 
zwei  Abtheilungen.  In  der  ersten  Abtfaeilung  sind  die  ein- 
zelnen Eisenbahngrundstücke,  mit  Einschluss  derjenigen,  in 
Ansehung  welcher  ein  getfaeiltes  Eigenthum  oder  ein  Miteigen* 
thum  (Gemeinschaftsbahnhöfe,  Gemeinschaftsstrecken)  besteht, 
und  in  der  zweiten  Abtheilung  diejenigen  mit  dem  Besitze 
der  Bahn  oder  einzelner  EisenbahngrundstDcke  verbundenen 
dinglichen  Rechte  (Wasser-^  Wegrecht,  StrassenbenQtzung) 
anzugeben,  welche  der  Unternehmung  an  fremden  Grund- 
stücken zustehen. 

b)  Das  Eigenthumsblatt  hat  Firma  und  Sitz  der  Unter- 
nehmung und  die  derselben  auf  die  ganze  bQcheiiiche  Einheit 
zustehenden  Rechte  (eingeräumte  Vorzugsrechte  auf  Bau  und 
Betrieb  anderer  Strecken),  sowie  die  Beschränkungen  dieser 
Rechte,  zu  welchen  insbesondere  ein  EinlÖsungs-  oder  ein 
Heimfallsrecht  des  Staates  zu  rechnen  ist,  zu  enthalten. 

c)  Das  Lastenblatt  zerfallt  in  zwei  Abtheilun^en.  In  die 
er:ite  Abtheiluni;  sind  die  Lasten,  welche  Jic  ^aiizc  bücherliche 
Einheit  bctrcflcn  ^Prioritätsschulden"),  in  die  zweite  Abtheijung 
die  Lasten,  welche  sich  auf  einzelne  Eisenbahngrundslücke 
bezichen  (Servituten;  Niveaukreuzungen,  Durchfahrten,  Ueber- 
fahrten  für  Strasscnzüj^el,  ferner  die  in  Ansehung  solcher  Grund- 
stücke dritten  Persqnen  aus  dem  getheilren  Eigcnthume  oder 
Mitei^enthume  zustehenden  Rechte  einzutragen,  (^^'as  bei  der 
einen  Bahn  als  Recht  im  Bahnbestandsbiatte  erscheint,  ist  bei 
der  anderen  als  Last  in  das  Lastenblatt  einzutragen.)') 

So  lange  nicht  die  eine  bücherliche  Einheit  bildenden 
Eisenbahugrundstücke  ermittelt  und  in  der  ersten  Abtheilung 
des  Bahnbestandsblattes  angegeben  sind,  ist  die  Einlage  als 
eine  vorläufige  anzusehen  und  als  solche  in  einer  in  die  Augen 
fallenden  Weise  zu  bezeichnen. 


<)  Vergl.  §  8  des  Österr.  EisenbshnbOchergeseues  (Beilage  VII, 
pag.  86). 
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Dingliche  Rechte,  welche  in  einer  solchen  vorläufigen 
Einlage  eingetragen  werden^  erstrecken  ihre  Wirkung  auf  den 
ganzen  Umfang  der  Einheit.') 

Die  Vereinigung  mehrerer  bücherlichen  Einheiten  in  eine 
Einlage  durch  Zuschreibang  ist  nicht  ausgeschlossen;  dieselbe 
kann  jedoch  nur  dann  eintreten,  wenn  in  der  Verschiedenheit 
der  im  Eigenthumsblatte  und  in  der  ersten  Abtheiiung  des 
Lastenblattes  enthaltenen  Eintragungen  ein  rechtliches  Hin- 
derniss  nicht  besteht,  oder  dasselbe  gleichzeitig  mit  der  Ver- 
einigung beseitigt  werden  soll  (z.  B.  wenn  die  Trennung  der 
Haftungsobjecte  möglich  geworden  ist  durch  ein  Einverständniss 
der  Prioritätsgläubiger).  2) 

Die  Abschreibung  eines  Theiles  einer  eine  bücherliche 
Einheit  bildenden  Bahn  und  die  Eröffnung  einer  selbststän- 
digen Einlage  für  denselben  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn 
dies  schon  nach  der  Concessioii  zuIusm^^  erscnciiit  oder  eine 
besondere  Jicwilligung  des  Handelsministeriums  hierzu  vor- 
liegt. In  die  neu  eröffnete  Einlage  sind  die  auf  die  Rechte 
Dritter  sich  beziehenden  Eintragungen  zu  übertragen. 2) 

Wird  die  eine  bücherliche  Einheit  bildende  Bahn  auf- 
gelassen, so  ist  diese  Verfügung  an  der  Spitze  der  Einlage 
klar  erkenntlich  anzumerken. 

Diese  Anmerkung  hat  zur  Folge,  dass  die  Eintragung 
einer  die  ganze  bücherliche  Einheit  hetrefl'enden  Last  nicht 
mehr,  wohl  aber  die  Belastung  einzelner  Grundstücke  erwirkt 
werden  kann. 

Ist  die  Einlage  erloschen,  was  dann  der  Fall  ist,  wenn 
die  Löschung  der  im  Eigenihumsblatte  eingetragenen  Beschrän- 
kungen, sowie  der  in  der  ersten  Abtheilung  des  Lastenbiattes 
eingetragenen  Lasten  erfolgt  ist,  so  sind  die  Liegenschaften 
in  Grundbücher,  beziehungsweise  Verfachbücher  zu  über- 
tragen. 3) 

1)  Vergl.  §§  12,  17,  4t  ff.  des  österr.  Eisenbahnbüchergesetzes  (Bei- 
lage VII,  pag.  87,  89  und  97  ff.). 

Vergl.  §  44  des  österr.  EisenbahnbQchergesetzes  (Beilage  VII, 
pag-  98). 

')  Vergl.  §  46  des  Asterr.  EisenbshnbQchergesetzes  (Beilage  VII, 
pag,  99). 
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Schifffahrtsinspection  in  Rregenz  den  Betrieb  der  Trajectanstait 
und  Dampfschiff  fahrt  auf  dem  Bodensee.  M 

Zur  consnhativen  Mitwirkung;  bei  Fragen,  welche  die 
Interessen  des  Handels,  der  Industrie,  der  Land-  und  Forst- 
wirthschaft  berühren,  ist  der  Staatsei senbahnrath  berufen;  der- 
selbe ist  auch  verpflichtet,  in  besonderen  Angelegenheiten  über 
Aufforderung  des  Handeisministers  sein  Gutachten  abzugeben, 
kann  aber  auch  selbst  Fragen  und  Anträge  stellen;^) 

%  die  General-Inspection  der  österreichischen 
£  1 8  e  n  b  a  h  n  e  n  als  eine  dem  Handelsministerium  unterstehende 
technisch-administrative  Behörde  in  Ansehung  der  Privateisen- 
bahnen:  a)  die  der  Staatsverwaltung  Vorbehaltene  Oberaufsicht 
und  Gontrole  Uber  den  Bau  und  den  Betrieb  zur  Wahrung  der 
Sicherheit  und  Ordnung,  sowie  auch  Über  die  Ökonomische 
Gebahrung  bei  garantirten  Bahnen,  insbesondere  zur  Wahrung 
der  Interessen  des  garantirenden  Staatsschatzes,  dann  Über  die 
Beamten  und  Diener  der  Eisenbahnunternehmungen  nach 
Massgabe  der  bestehenden  Vorschriften  (Gesetze,  Vmrdnungen, 
besondere  Anordnungen  des  Handelsministeriums)  auszuüben; 
in  Folge  dessen  die  Abstellung  wahrgenommener  Mängel  in 
der  Regel  im  directen  Verkehre  mit  den  Dienstvorständen  oder 
Directionen  der  Eisellbahnunternehmungen,  in  besonderen  Fallen 
aber  durch  eigene  Vcrtugungen  zu  veranlassen  oder  beim 
Handelsministerium  in  Antrag  zu  bringen;  b)  als  technisches 
Fachorgan  die  vom  Handelsministerium  zugewiesenen  Gegen- 
stande zu  begutachten  und  bei  den  Gomniissionen,  welche 
solche  Gegenstande  technischer  Natur  betreffen,  zu  interveniren; 
c)  in  Angelegenheiten,  welche  ihr  vom  Handelsministerium  über- 
lassen sind  (Ertheilung  des  Renützungsconsenses  für  Erweite- 
rungs-  oder  Erneuerungsbauten  auf  im  Betriebe  stehenden 
Eisenbahnen,  Tariffragen,  Fahrordnungsangelegenheiten),  Ent- 
scheidungen nicht  principieller  Natur  zu  trefTen. 


*)  Vergl.  §1  1  und  2  des  Statuts  der  Organisation  der  Staaiseiaen- 
bahnver waltung  (Beilage  XI,  pag.  146). 

Vergl.  §  19  des  Statuts  der  Organisation  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung (Beilage  XI,  pag.  154). 

>)  Vergl.  Beilage  XII,  pag.  162  u.  ff. 
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In Änsehu ng  der  der  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatseisenbahnen  unterstehenden  Bahnen  beschränkt  sich  die 
Ingerenz  der  General-Inspection  der  Österreichischen  Eisenbahnen 
auf  die  Aufsicht  Über  die  Erhaltung  der  Bahnlinien  sammt 
ZugehÖr  und  über  die  Instandhaltung  der  Fahrbetriebsmittel, 
auf  die  Ueberwachung  des  technischen  Betriebes,  des  Signal- 
und  des  Transpurtwesens  und  die  Auislcht  über  die  Beamten 
und  Diener  im  Sinne  der  Kiscuüahnbctncb.surdnung,  die  Inter- 
vention bei  den  Commissioncn,  die  Einsichtnahme  in  die 
Acten  und  Pläne  vur  der  Abhaltung  der  Commissionen,  die 
Begutachtung  der  FMiine  von  Herstellungen,  welchen  eine  neue 
Constructionsart  oder  ein  neues  System  zu  Grunde  gelegt  ist, 
und  aut  die  Evidenzhaltung  der  Bahneinrichiungen. ') 

Ferner  hat  die  General-Inspection  die  Autgabe,  zu  prüfen, 
ob  und  unter  welchen  Bedingungen  die  Ausführung  eines 
Neu-,  Zu-  oder  Umbaues  in  der  Nahe  von  Eisenbahnen  zu- 
lässig sei;  ihr  Ausspruch  ist  für  die  zur  Ertheiluiig  des  ßau- 
consenses  berufene  Behörde  bindend.-^) 

In  Uni^arn  ist  die  oberste  Aufsicht  und  die  Entscheidung 
iiinsichtlich  aller  Eisenbahnen  in  die  Hände  des  Ministeriums 
für  örtentliche  Arbeiten  und  Communicationen  gelegt.  Die 
Oberaufsicht  übt  die  königlich  ungarisdie  General-Inspection 
für  Eisenbahnen^  und  ist  diese  Behörde  mit  einem  ähnlichen 
Wirkungsiireise  wie  die  österreichische  General- fns])ection  aus- 
gestattet; zur  localen  Ueberwachung  sind  die  Bezirks'lnspectorate 
berufen,  denen  jedoch  nicht  blos  die  Eisenbahnen,  sondern  alle 
Communicationen  unterstehen.  Im  Schosse  des  Ministeriums 
befindet  sich  zur  Unterstützung  des  Ministeriums  für  principielle 
Tariiirungs-,  Verkehrseintheilungs-  und  sonstige  damit  ver- 
wandten Angelegenheiten  die  Tarifcommission,  dann  für  all- 
gemein administrative  Angelegenheiten  ein  Conununications- 
rath,  dessen  Aufgabe  sich  auf  alle  in  den  Wirkungskreis  des 
Ministeriums  fallenden  Verkehrsssweige  erstreckt;  derselbe  gibt 
seine  Meinung  ab  in  allen  jenen  Angelegenheiten,  welche  ihm 
der  Minister  zu  diesem  Zwecke  zuweist;  er  nimmt  theil  an 


Vergl.  Beilige  XIII,  pag.  166  u.  ft. 

Vergl.  §  99  der  Eisenbahnbetriebsordnung  (Beilage  I,  pag.  32). 
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jenen  Agenden,  bei  denen  der  Minister,  sei  es  aus  Rucksicht 
auf  das  allgemeine  Interesse  oder  vom  Gesichtspiiuktc  der 
Controle,  seine  Mitwirkung  wünscht  und  kann  \ Orsclilagc  von 
allgemeinem  Interesse  aus  eigener  Initiative  machen.  Die  Ver- 
waltung der  im  Betriebe  des  Staates  befindlichen  eigenen  und 
Privatbahnen  obliegt  der  Direction  der  königlich  ungarischen 
Staatseisenbahnen  mit  den  ihr  unterstehenden  Betriebsieitungea. 

Ausser  den  eigentlichen  Eisenbahnbehürden  sind  berufen, 
in  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  Eisenbahnen  beziehen, 
Ingerenz  zu  üben: 

1.  das  Ministerium  des  Innern  zur  Wahrung  der 
allgemeinen  Interessen,  und  zwar:  a)  als  oberste  Instanz  bei 
Entscheidungen,  in  wichtigen  Frnjren,  welche  Aerarial Strassen 
berühren,  dann  über  Recurse  gegen  Enteignunsserkenntnisse 
zu  Eisenbahnzwecken,  über  Recurse  bei  Bautührungen  der 
Eisenbahnanrainer,  über  Recurse  in  Fragen  der  Nothvvendigkeit 
von  Eisen bahnzufahrtsstrassen  oder  Erganzungsbauten  an  den- 
selben, über  Recurse  in  Sachen  der  Gestattung  des  Fortbetriebes 
des  Bergbaues  unterhalb  der  £isenbahn  im  Einvernehmen  mit 
etwa  betheiligten  anderen  Ministerien  (Handelsministerium, 
Ackerbauministerium);  b)  als  mitwirkende  Behörde  bei  der 
Bewilligung  zur  Vornahme  der  technischen  Vorarbeiten,  bei 
Fassung  des  auf  die  Ausführung  einer  Staatseisenbahn  abzie- 
lenden Regierungsbeschlusses  und  bei  der  Concessionsertheilung 
für  Privateisenbahnen,  bei  der  Bewilligung  zur  Gründung  einer 
Eisenbahngesellschaft  und  bei  der  Genehmigung  der  Gesell- 
schaftsstatuten in  der  Vereinscammission,  bei  der  Zuerkennung 
des  Enteignungsrecbtes  an  Eisenbahnuntemehmungen; 

2.  das  Justizministerium  behufs  Mitwirkung  bei  jenen 
Massnahmen,  welche  in  Ansehung  des  Eisenbahnbuchwesens 
erforderlich  erscheinen; 

3.  das  Ackerbau  min  ister  tum  als  mitwirkende  Behörde 
bei  besonders  wichtigen  Fragen  des  Wasserrechtes,  welche 
durch  den  Bau  der  Eisenbahnen  hervorgerufen  werden,  dann 
bei  Ertheilung  der  Concession  für  in  öffentliche  Bahnen  ein- 
mündende Schleppbahnen  zu  Bergwerkszwecken; 

4.  das  Reichskriegsministerium  zur  Wahrung  der 
militärischen  Interessen:  a)  als  mitwirkende  Behörde  bei  der 
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Bewilligung  zur  Vornahme  der  technischen  Vorarbeiten,  bei 
Fassung  des  auf  die  Ausl Liiii  ung  einer  Staatseisenbahn  ah- 
zielenden  Regierungtibeschiusses,  sowie  bei  Ertheilung  der 
Concession  und  Feststellung  der  Goncessionsbedingnissc  hin- 
sichtlich der  Privateisenbahnen,"  bei  den  Commissionen,  welche 
der  definitiven  Feststellung  der  Trace,  der  Stationsanlagen  und 
des  ßauprojectes  einer  auszuführenden  Eisenbahn  vorauszu- 
gehen haben  (der  Vertreter  dieses  Ministeriums  ist  Comraissions- 
mitglied),  bei  Feststellung  der  Fahrordnungen;  b)  als  ver- 
fügendes staatliches  Organ  bei  Regelung  des  Militärtransport- 
wesens und  bei  Ausstellung  und  Evidenzhaltung  von  Cerdficaten 
an  anspruchsbercchtigtc  Unterofficiere; 

5.  das  Fmanzm  hnstenum  zur  Wahrung  der  tiscalischen 
Interessen:  a)  als  mitwirkende  Behörde  bei  der  Schlussfassung 
der  Regierung,  betreifend  die  Ausführung  einer  Eisenbahn  auf 
Staatskosten,  und  bei  der  finanziellen  Ueberwachung  der  mit 
Staatsgarantie  oder  Subvention  ausgestatteten  Fisenbahnunter- 
nehmungen;  b)  als  verfügende  Behörde  bei  BescbaiFuDg  der 
für  Eisenbabnzwecke  erforderlichen  Geldmittel. 
Ganz  concrete  Amtshandlungen  fallen  zu: 
1.  Den  politischen  Landesbehörden.  Dieselben  sind 
nfinüich  berufen:  a)  zur  Prüfung  in  Fragen  politischer,  localer 
und  persönlicher  Natur,  deren  Beantwortung  dem  Handels- 
ministerium bei  Erledigung  von  Concessionsgesuchen  v^richtig 
erscheint;  b)  zur  Erhebung  der  Momente,  weiche  für  die  An- 
erkennung der  Gemeinnützigkeit  eines  Eisenbahnunternehmens 
und  Zuerkennung  des  Enteignungsrechtes  massgebend  sind; 
c)  zur  Vornahme  und  Leitung  der  commissionellen  Verband* 
lungen,  welche  der  endgiltigen  Feststellung  der  Trace  einer 
Eisenhahn,  der  Zahl  und  Lage  der  Stationen  und  des  Bau- 
projectes  (Tracenrevision,  Stationscommissiony  politische  Be- 
gehung) vorangehen  müssen,  sowie  zur  Untersuchung,  ob 
das  Project  den  Anforderungen,  welche  den  Schutz  der 
Anrainer  bezwecken  (insbesondere  feuersichere  Herstellung) 
entspricht;  d)  das  Enteignungsverfahren  für  Eisenbahnzwecke, 
msoferne  dasselbe  mit  einer  politischen  Begehung  verbunden 
werden  soll,  in  Bezug  auf  die  Feststellung  des  Gegen- 
standes und  Umfanges  der  Enteignung  zu  vollziehen;  e)  die 
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Enteignungserkcnntnisse  zu  fällen  (im  Falle  der  Nothwendig- 
keit  einer  Enteignung  in  Folge  oder  zur  Vermeidung  einer 
Betriebsstörung  hat  der  von  der  politischen  Landesbehörde 
bestimmte  Commissionsleiter  unmittelbar  nach  der  Verhand- 
lung das  Enteignungserkenntniss  su  fällen);  f)  nach  Durch- 
führung einer  poütischen  Begehung  entweder  zu  constatiren, 
dass  eine  besondere  Baubewilligung  nicht  mehr  erforderlich 
ist,  oder  in  Bezug  auf  durch  das  Handelsministerium  zu  ent- 
scheidende Diiferenzen  Antrag  zu  stellen;  in  Ansehung  der 
Zufahrtsstrassen  zu  Eisenbahnen  nach  Massgabe  der  Landes- 
zufahrtsstrassengesetze  die  Entscheidung  über  die  Nothwendig- 
keit  zu  treffen  oder  bei  der  Entscheidung  mitzuwirken,  dann 
die  commissionelie  Uebergabe  der  Weg*  und  Wasserläufe, 
welche  anlässlich  des  3aues  einer  Eisenbahn  hergestellt  wurden» 
in  die  Erhaltung  der  Interessenten,  vorzunehmen  und  im  Falle, 
als  sich  Anstände  ergeben,  die  der  Sachlage^  entsprechenden 
Anträge  an  das  Handelsministerium  zu  stellen;  h)  zur  Ertheilung 
des  Baueonsenses  für  Bergwerksbahnen  und  Industrieschlepp- 
bahnen, welche  nicht  in  Öffentliche  Bahnen  einmünden;  i)  bei 
Strassenbahnen  in  Ansehung  der  Concessiontrung  mitzuwirken 
und  für  dieselben  nach  vorausgegangener  politischer  Bege- 
hung den  Baueonsens  zu  ertfaeilen,  und  die  bei  Anlage  der- 
selben zu  beachtenden  besonderen  Bedingungen  vorzuschreiben; 
k)  bei  der  vor  Inbetriebsetzung  einer  vollendeten  Eisen- 
bahnlinie vorzunehmenden  technisch  -  polizeilichen  Prüfung 
durch  einen  Vertreter  als  Commissionsmitglied  mitzuwirken; 
l)  für  die  Beobachtung  der  allgemeinen  polizeilichen  und 
Sicherheitsvorschriften  nach  Massgabe  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung Sorge  zu  tragen  (in  dieser  Beziehung  theilen  die 
poIiLiscliun  LcUidcsbehörJcn  ^ien  Wirkungskreis  mit  den  poli- 
tischen ßezirkshehurden,  welche  insbesoiulcrc  aucli  mii  der 
Durchtührung  von  Commissionen,  welche  in  ihrem  Anits- 
sprengel  statthaben,  also  vollkommen  localer  Natur  sind,  ferner 
mit  der  Aufrechthaltung  der  Sicherheit  und  Ordnung  innerhalb 
der  Grenzen  ihres  Amtsbezirkes  betraut  sind).  Insbesondere 
haben  die  politischen  Lundesbehörden  hiemach  darauf  zu 
achten,  dass  nur  commissionell  geprüfte  und  zulässig  be- 
fundene Locomotiven  in  Betrieb  gelangen  (§  21  E.  B.  O.), 
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die  Beamten  und  Diener  einer  Eisenbahn  bezüglich  des  Krön- 
kndes,  in  welchem  dieselbe,  beziehungsweise  eine  Strecke, 
liegt,  in  Evidenz  zu  halten  (§  61);  alle  Anordnungen  zu  treffen^ 
weldhe  nach  den  allgemeinen  Polizetvorschriften  in  technisch- 
administrativer  Beziehung  zu  erlassen  sind  (§  90);  über  die 
genaue  Befolgung  jenes  Theiles  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
zu  wachen,  welche  die  Verpflichtungen  derjenigen  Personen, 
die  Eisenbahnen  benutzen  oder  sonst  mit  denselben  in  Be> 
Führung  treten,  normiren;  ferner  dem  mit  der  Aufsicht  betrauten 
Bahnpersonale  wirksame  Assistenz  zu  leisten,  <tie  Uebertreter 
nach  Umständen  in  Gewahrsam  zu  nehmen,  und  eventuell 
der  competenten  Gerichtsbehörde  zur  Bestrafung  zu  Übergeben 
(§  101);  auch  haben  die  politischen  Landesbehörden  das 
Recht,  Über  einen  im  Collegialwege  gefassten  Beschluss  eine 
Privat-Eisenbahnunternehmung  durch  Geldbussen  von  100  bis 
2000  fl.  CM.  oder  durch  sonstige  gesetzliche  Mittel  anzuhalten, 
die  in  Betreff  der  Sicherheit  und  Ordnung  obliegenden  Verbind- 
lichkeiten (z.  B,  Einfriedungsherstellung)  zu  erfüllen  (§  85); 
endlich  m)  zur  Ueberwachung  der  Beobachtung  der  Seuchen- 
vorschriiten  bei  Eisenbahntransporten,  sowie  zur  Intervention 
bei  Durchführung  der  Desinfection  bei  Eisenbahnwagen  bei 
Viehtransporten  und  zur  Verfügung  der  Desinfection  der 
Rampen  und  Vieheinlade-  und  Ausladeplätze; 

2.  den  politischen  Bezirksbehörden.  Denselben  ob- 
liegt: a)  die  Durchführung  von  Cuoimissionen  und  Erhebungen, 
welche  vom  Handelsministerium  oder  von  der  politischen 
Landesbehörde  aufgetragen  oder  in  Bezug  auf  die  Handhabung 
der  Sicherheitspolizei,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Verkehrs- 
störungen und  Eiscnbahnunfälle  nothwendig  werden;  b)  die 
Durchführung  der  commissioneilen  Verhandlungen,  wenn  ein 
Enteignungsantrag  seitens  einer  Eisenbahnunternehmung  vor- 
liegt, welcher  ausser  dem  Falle  einer  politischen  Begehung  zu 
erledigen  ist;  c)  die  Auflegung  der  Eisenbahnprojecte  und 
Verständigung  der  Gemeinden  von  dem  Aufliegen  der  Pläne, 
die  Verlautbarung  des  Verzeichnisses  über  die  zu  enteignenden 
Grundstücke  und  Rechte,  die  Aufnahme  der  Einwendungen 
gegen  das  Project  oder  die  begehrte  Enteignung,  die  zwangs- 
weise Vollstreckung  des  Enteignungserkenntnisses  (Besitzein- 
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führung);  d)  die  CoUaudirung  der  seitens  der  Eisenbahnunter- 
nehmung durchgeführten  feuersicheren  Ilerstellungen;  e)  die 
Eintreibung  der  liquidLii  1  .jibiuiii^cn  der  Concurrenten  in 
Sachen  der  Herstellung  von  Eisenbaiiii/iit;uirtsstrassen;  fj  die 
Uebervvachung  der  Einhaltung  der  Besuiniuuni^eii  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung seitens  derjenigen  Personen,  welche  die 
Eisenbahn  benützen  oder  sonst  mit  derselben  in  Beziehung 
kommen;  ^)  die  Vidirung  der  Frachtbriefe  für  Transporte  von 
Sprengmittehi;  /;)  tlie  \'ornahrae  der  in  Folge  der  Gesetze, 
betreffend  die  Abwehr  und  Tilgung  ansteckender  Thierkrank- 
heiten, Abwehr  und  Tilgung  der  Rinderpest,  \'erp(lichtung 
zur  Desinfecüon  bei  \  ichtransportcn  inif  Eisenbahnen  eriorder- 
lichen  behördlichen  Handlungen,  Erhebungen  und  Controlen. 
In  Galizien,  Lodoraerien  und  Krakau  ist  die  politische  Be- 
zirksbehorde  ausserdem  i)  noch  die  zur  Ertheilunq;  des  Bau- 
consenscs  l  ür  Bauführungen,  welche  in  der  Nähe  einer  Eisenbahn 
vorgenommen  werden  sollen,  competente  Behörde; 

3.  den  Finanzbehörden  erster  und  zweiter  Instanz, 
welche  die  gefällsämtliche  Ueberwachung  des  Eisenbahnverkehres 
in  Gemässheit  der  Eisenbahnbetriebsordnung,  sowie  der  ZoU- 
und  Monopolsordnung  zu  vollziehen  haben; 

4.  den  Bergbehörden.  Denselben  obliegt:  a)  die  Er« 
hebung  in  Ansehung  der  zu  Gunsten  eines  Eisenbahnunter» 
nehmens  einzuhaltenden  Bergbaubetriebsbeschränkungen  und 
im  Falle  des  früheren  Bestandes  der  Eisenbahn  auch  die  £nt* 
Scheidung  Uber  die  Bedingungen  der  Bergwerksverleihung; 
b)  in  Ansehung  von  Bergwerksbahnen,  welche  nicht  in  Öflfent- 
liche  Bahnen  einmünden,  die  Abgabe  ihres  Gutachtens;  c)  die 
kitervention  bei  politischen  Begehungen,  welche  in  Ansehung 
von  über  Bergbaureviere  führenden,  für  den  öffentlichen  Ver- 
kehr bestimmten  Eisenbahnen  oder  in  Ansehung  von  Berg- 
Werksbahnen,  die  in  Öffentliche  Bahnen  einmünden,  abgehalten 
werden^ 

5.  dem  Lande  saus  schusse.  Derselbe  intervenirt  bei 
den  Commissionen,  welche  wegen  der  Feststellung  der  Trace 
und  der  Stationen  abgehalten  werden,  durch  einen  Vertreter, 
welcher  Commissionsmitglied  ist,  bei  der  Commission  2ur 
Feststellung  des  Bauprojectes  als  Vertreter  der  Landesinteressen 
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im  Allgemeinen,  der  Strassenintcrcssen  im  Besonderen,  ohne 
Comniissionsmitglied  zu  sein;  er  hat  nach  Massgabe  der 
Landesgesetze,  bctreliend  die  Eisenbahnzufahrlssirassen,  cnt- 
\veder  die  Entscheidung  über  die  Nothwendigkeit  der  Her- 
bicllunt:  einer  Eisenbahnzutahrtsstrasse  zu  treffen  oder  bei 
einer  sulchen  Entscheidung  mitzuwirken,  endUch  über  die 
Zulässigkeit  und  die  Bedingungen  der  Mitbenützung  einer 
Strasse  durch  eine  Eisenbahnunternchmung  sich  auszusprechen; 

6.  die  Gemeindebehörden.  Denselben  steht  zu:  die 
Publication  des  Auüiegens  der  Eisenbahnprojecte  und  des 
Hintrerlens  der  politischen  Begehungscommission ;  b)  die  Ver- 
tretung der  Interessen  der  Gemeinde  in  Bezu^^  auf  Weg-  und 
Wasserlaufe  bei  den  (Kommissionen,  c)  die  Ueberwachung  der 
Befolgung  der  für  das  Publicum  bindenden  Vorschriften  der 
Eisenbahnbetriebsordnutig,  die  Unterstützung  des  Bahnaufsichts- 
personales und  Amtshandlung  gegen  Uebertreter  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung;  ä)  die  Mitwirkung  bei  DurchführiXng  des 
Viehseuchengesetzes  und  der  Desinfeccion  der  Viehwaggons; 
e)  in  allen  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern,  mit  Ausnahme  Galiziens,  die  Ertheilung  des  Bau- 
eonsenses zu  Bauführungen  in  der  Nähe  von  Eisenbahnen 
unter  Beachtung  des  Ausspruches  der  Generai-Inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen.  Bei  incorrectem  Vorgange  der 
Gemeindebehörden  hat  die  politische  Landesbehörde  das  Recht 
der  Sisttrung  des  Bauconsenses,  beziehungsweise  die  Verfügung 
der  Abtragung  des  aufgeführten  Baues;  f)  endlich  haben  sie 
bei  Inanspruchnahme  einer  Strasse  durch  eine  Unternehmung 
die  Zulässigkeit  und  die  Bedingungen  der  Benützung  auf- 
zustellen; 

7.  die  Gerichtsbehörden.  Dieselben  sind  berufen: 
a)  zur  Feststellung  der  Entschädigung  im  Enteignungsver- 
fahren; b)  zur  Vollziehung  der  Anlegung  der  Eisenbahnbücher; 
c)  zur  Entscheidung  aller  Ersatzfragen. 

Die  Cqmpetenz  der  administrativen  Behörden  in  allen 
Angelegenheiten,  welche  sich  auf  den  Bau  der  Eisenbahnen^ 
die  Wirkungen  desselben  für  die  Umgebung  und  andere  gleich- 
artige Anstalten,  sowie  auf  das  Verhältniss  zur  Regierung 
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beziehen,  ist  im  §  13  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes 
begründet.  ^) 

b)  Das  Verfahren. 

Den  Eisenbahnunternchmungen  ist,  soweit  es  sich  um 
die  Verfolgung  des  Rechtes  im  gewöhnhchcn  bürgerlichen 
Verkehre  handelt,  eine  besondere  Stellung  nicht  eingeräumt 
und  finden  auf  sie  daher  die  über  das  gerichtliche  Verfahren 
und  über  die  Gompetenz  der  Gerichte  bestehenden  gesetzlichen 
Anordnungen  ebenso  AnwenJung  wie  auf  jedes  andere  Rechts- 
subject  im  Staate.  £s  kann  daher  in  dem  Rahmen  des  Eisen- 
bahnrechtes  von  einer  besonderen  Darstellung  abgesehen 
werden.  Nicht  minder  erscheint  es  nicht  geboten^  auf  das 
Specialverfahren  des  näheren  einzugehen,  welches  nach  einem 
von  den  Transport  Unternehmungen  geschafifenen  Statute  aus 
dem  Transportgeschäfte  vor  einem  eigens  zu  diesem  Zwecke 
aufgestellten  Schiedsgerichte  abgeführt  werden  kann,  weil  dieses 
Verfahren  nur  ein  den  Transportverhältntssen  entsprechendes 
Surrogat  des  gerichtlichen  Verfahrens  bildet.  Das  Detail 
über  das  schiedsrichterliche  Verfahren  ist  aus  Beilage  XV, 
Seite  226  u.  ff.  zu  entnehmen. 

Von  erhöhter  Bedeutung  dagegen  ist  die  Kenntniss  des 
administrativen  Verfahrens,  welches  in  objectlver  Beziehung 
die  Gestaltung  des  Unternehmens  in  Absicht  auf  seinen  Zweck 
verfolgt,  in  subjectiver  Beziehung  die  Manifestirung  des 
staatlichen  WHlens  gegenüber  den  Eisenbahnuntemehmungen 
zum  Zweche  der  Aufrechthaltung  der  Autorität  der  Regierung 
oder  der  durch  die  Aufgabe  des  Unternehmens  gebotenen 
Ordnung  bedeutet. 

l.  Das  Verfahren  in  'objectiver  Beziehung. 
aj  BezOglich  neuer  Bahnlinien. 

In  dem  Augenblicke,  wo  die  Herstellung  einer  Eisenbahn 
greifbare  Gestalt  annimmt,  tritt  an  die  Staatsverwaltung  die 
gebietensche  Pflicht  heran^  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  das 
Bauwerk  selbst  und  dessen  Einzelheiten  mit  den  Öffentlichen 

1)  Vergl.  Beilage  III,  pag.  43. 
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Rücksichten,  den  bestehenden  Gesetzen  und  den  bereits  erwor- 
benen Privatrechten  in  Einklang  stehe,  dass  aber,  soweit  eine 
CoUission  mit  anderen  Interessen  eintritt,  die  möglichste 
Schonung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse  erzielt  und  nament- 
lich die  Beschädigung  der  angrenzen  den  Grundstücke,  Ge- 
bäude etc.  vermieden  werde  (§  9  des  £.  C.  G.);  sie  hat  dann 
weiter  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  das  Unternehmen  seinem 
Zwecke  gemäss  ausgerüstet  werde,  um  dasselbe  dem  Betriebe 
und  Verkehre  zuführen  zu  können,  und  hat  endlich  auch  die 
Stabilisirung  des  Besitzes  der  Unternehmung  nach  aussen  hin 
im  Auge  zu  behalten. 

Diese  Aufgaben  bilden  die  Grundlage  der  einzelnen  Ab* 
schnitte  des  administrativen  Verfahrens  im  objectiven  Sinne, 
welche  das  Stadium  bis  zur  Inangriffnahme  des  Baues  einer 
Eisenbahn,  das  Stadium  der  Vollendung  des  Baues  und  der 
Inbetriebsetzung  einer  Eisenbahn  und  das  Stadium  bis  ^ur 
vollzogenen  Anlegung  des  Eisenbahnbuches  umfassen. 

a)  Das  Verfahren  bis  zur  Bau-Inangriffoahme. 

Die  Inangriffnahme  des  Eisenbahnbaues  setzt  voraus,  dass 
die  Eisenbahnuntemehmung  bereits  existent  geworden,  das 
technische  Eleborat  vom  Standpunkte  der  Öffentlichen  und  der 
Privatinteressen  sorgfältig  geprüft  und  behördlich  festgestellt, 
und  der  für  den  Bau  erforderliche  Grund  erworben  worden 
ist,  beziehungsweise  auch  dass  die  dem  Baue  etwa  entgegen- 
stehenden Privatrechte  in  gcsetzmässiger  Weise  beseitigt  oder 
befriedigt  worden  sind.  Zum  Zwecke  der  Erfüllung  dieser 
Voraussetzungen  wird  schon,  bevor  ein  Bahnproject  zur  Aul- 
Stellung;  gelangt,  für  dasselbe  ein  allgemcifici  Plan  des  Unter- 
nehmens entworfen,  welcher  Aic  üattLuig  der  zu  ei buLLciKieii 
Hahn  (  Hauptbahn  oder  LüLaU  alm  die  einzuschlagende  Richtung 
unter  Angabe  des  Anfangs-  und  Endpunktes,  eventuell  auch 
eines  oder  mehrerer  Zwischenpunkte  (Trace),  allfällige  An- 
schlüsse, die  Art  des  Unterbaues  inclusive  der  in  Anwendung 
zu  bringenden  Steigungen  und  Gurven,  das  zu  wahlende 
Oberbausystem,  die  Art  der  Ausführung  der  Hochbauten  (iestes 
Material,  Riegelbau,  Holzbau),  die  Betriebseinrichtungen,  die 
Zahl,  Gattung  und  Art  der  Fahrbetriebsmittei  und  sonstigen 
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Betriebseinrichtungen  unischliesst  (dieser  allgemeine  Plan  wird 
in  neuerer  Zeit  bei  Privatbahnen  schon  bei  den  Goncessions- 
Verhandlungen  durch  die  Concessionsbedingnisse  festgestellt),  — 
dann  aber  das  nach  den  Gesichtspunkten  des  siUgemeinen 
Planes  successive  zur  Aufstellung  gelangende  technische  Elaborat 
einer  Reihe  von  Amtshandlungen  in  folgender  Weise  unter- 
zogen: 

I.  Hauptbahnen. 

Zunächst  ist  die  Trace,  d.  i.  die  Mittellinie  der 
herzustellenden  Eisenbahnen  auf  Grund  einer  com- 
missionellen  Amtshandlung  (Tracenrevision)  durch 
Entscheidung  festzustellen. 

Die  Grundlage  hiefür  bildet  das  von  der  Eisenbahn- 
Unternehmung  (Staatsverwaltung,  Privateisenbahngesellschafc) 
auszuarbeitende  Generalproject,  welches  in  Ansehung  der  Staats- 
elsänbahnen  der  Generaldirection  der  Österreichischen  Staats- 
bahnen, in  Ansehung  der  Privateisenbahnen  dem  Handels- 
ministerium vorzulegen  ist. 

Das  Generalproject  umfasst  folgende,  über  die  beabsich- 
tigte Anlage  der  Bahn  Aufsschluss  gebende  Projectstücke:') 

1.  Eine  Generalkarte  des  militSr-geographischen  Institutes 
im  Massstabe  von  1 :  75.000,  oder  1 : 144.000  oder  1 : 288.000 
mit  genauer  Angabe  der  beabsichtigten  Linie; 

2.  eine  topographische  Detailkarte  im  Massstabe  vor 
1 : 25.000  oder  1 : 28.800,  mit  Angabe  jener  Strecken,  welche 
öber  verliehene  Grubenmasse  oder  im  Abbau  begriffene  Berg- 
virerke  führen; 

3.  ein  General-Längenproiil  im  Massstabe  von  1 :  lOO.OOO 
für  die  Längen  und  1 : 2000  für  die  Höhen; 

4.  ein  SpeciaULängenprofil  im  Massstabe  von  1 :  lO.OOO 
für  die  Längen  und  1 : 1000  für  die  Höhen; 

5.  eine  Sammlung  von  Querprofilen  (etwa  1  oder  2  auf 
das  Kilometer)  im  Massstabe  von  1 : 200  auf  diejenigen  Punkte 
der  Bahn  bezüglich,  wo  die  Berglehnen  sehr  abschüssig  sind, 
wo  Fluss-  oder  Stnissenverlegungen  vorkommen,   oder  wo 

I)  VergU  §  2  der  Projectsverfassungs* Verordnung  (Beilage  IX, 
pag,  120). 
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überhaupt  die  Führung  der  Bahn  auf  besondere  Schwierig« 
keiten  stösst; 

6.  ein  summarisclicr,  möglichst  auf  Erfahrungsrcsultate 
gestützter  und  sowohl  für  die  ganze  Bahn,  als  auf  das  Durch- 
schnittskilometer  berechneter  Kostenvoranschlag  mit  folgenden 
Rubriken: 

a)  Vorarbeiten  und  Bauaufsicht; 

b)  GrandeiniÖsung  und  sonstige  Grundentscbädigungen  sammt 
feuersicheren  Herstellungen; 

c)  Erdarbeiten  (aller  Art); 

ä)  Nebenarbeiten  (Sicherung  der  Böschungen  durch  Be- 
pflanzung,  Drainirung,  Pflasterung,  Steinwürfe,  Stütz-  oder 
Wandmauern,  Beschotterung  der  Wege  u.  s.  w.); 

e)  kleine  Kunstbauten  unter  20  Meter  lichter  Oelfnung; 
J)  grosse  Kunstbauten,  Viaducte  und  Tunnel  (meist  auf  die 
Currentlängeneinheit  zu  veranschlagen); 

g)  Beschotterung  der  Geleise  (incL  Oberbaulegen) ;^ 

h)  Oberbau  (incl.  Drehscheiben,  Brückenwagen,  Ladekrähne, 
Signale); 

i)  Hochbau  (ind.  der  mechanischen  Einrichtung  der  Wasser- 
stationen und  Werkstätten); 

k)  Verschiedenes  (Einfriedung,  Zeiger,  Telegraph,  Mobilien, 
Werkstättenausrüstung,  Vorräthe,  Betriebsvorauslagen 
u.  s.  w.); 

l)  Fahrpark ; 

7.  ein  technischer  Bericht  zar  Begründung  und  Erläute- 
rung der  ganzen  Vorlage,  insbesondere  der  gewählten  Ueber- 
gangspunkte  Über  die  Wasserscheiden  der  geologischen  Boden- 
beschafTenheit,  der  angenommenen  Steigungen  und  Minimal- 
curven,  der  zu  Grunde  gelegten  Normalien,  der  unvermeidlichen 
grossen  Kunstbauten,  der  Zahl  und  Lage  der  Bahnhöfe  und 
Stationen  u.  s.  w. 

Die  Entfernung  der  Stationen,  die  Richtungs-  und  Steigungs- 
Verhältnisse  der  Bahn,  die  Zahl  und  Dimensionen  der  Kunst- 
bauten sind   überdies   Iii   tabellarischen  Beilagen  zu  bezitrern. 

Falls  Varianten  in  Frage  stehen,  sind  dieselben  in  Paral- 
lele zu  bringen  und  ihre  betreffenden  Vorzüge  und  NachtheiJe 
her\'orzuheben. 
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Bei  Privateisenbahnen  bleibt  es  der  General- Inspektion 
der  Österreichischen  Eisenbahnen  vorbehalten,  nöthigenfalls 
im  kurzen  Wege  auch  von  dem  Situationsplanc  Einsicht  zu 
nehmen,  aus  dem  das  Special-Längenprotii  (^Nr.  4J  abgeleitet 
worden.  ^) 

Findet  die  Generaldlrection  der  österreichisciien  Siaats- 
bahnen,  beziehiinf^sweise  das  Handelsministerium  das  aufgestellte 
Generaiproject  entsprechend,  so  erfolgt  die  Schlussfassung,  ob 
das  Elaborat  der  Tracen revision  unterzogen  werden  soll. 
Wird  die  I  racenrevision  thatsächlich  angeordner.  so  sind  den 
betheiligten  politischen  Landesbehürden  Copien  von  der  Ge- 
neralkarte, dem  General- Längenprotile  und  dem  technischen 
Berichte  in  der  von  jeder  Landesbehörde  zu  bezeichnenden 
Anzahl  vorzulegen. 

Diese  Copien  werden  am  Sitze  der  betheiligten  polilischeu 
Behörden  erster  Instanz  acht  Tage  lang  zu  Jedermanns  Ein- 
sicht aufgelegt. 

Die  Gemeiden  sind  von  dem  Auflegen  der  Pläne  ange- 
messen zu  verstandigen,  und  die  Vorstehungen  derselben  ver- 
pflichtet, die  Verlautbarung  hinsichtlich  des  Ortes  und  der 
Zeit  für  die  Einsichtnahme  zu  veranlassen. 

Allfällige  Bemerkungen  darüber  werden  in  eigens  dazu 
aufgelegten  Vernehmungsbögen  entgegengenommen^  oder 
denselben  beigelegt  und  nach  Ablauf  der  Frist  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  ihrem  Gutachten  der 
Landesbehörde  übersendet 

Hierauf  tritt  unter  der  Leitung  der  politischen 
Landesbehörde  und  —  soferne  nicht  vom  Handelsminister 
eine  andere  Verfugung  getroffen  wird  —  an  deren  Sitz  eine 
von  Fall  zu  Fall  aus  Vertretern  der  Landesbehörde,  der 
GeneraUInspection  der  österreichischen  Eisenbahnen^ 
des  Reichskriegsministeriums,  der  Handelskammern» 
des  Landesausschusses  und  nach  Umständen  der  Berg* 
behörde  und  sonstiger  Behörden  und  Körperschaften  zu  beru- 
fende Commission  zusammen.  Diese  hat  die  besondere  Auf- 


•)  Vergl.   §   2   der  Projectsverfassungs- Verordnung   (Beilage  IX, 
pag.  120). 
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gäbe:  die  auf  die  neue  Bahn  und  die  Lage  der  Stationen 
bezüglichen  militärischen^  administrativen,  commer- 
zteilen und  ökonomischen  Rücksichten,  wie  auch  die 
Interessen  und  etwaigen  erworbenen  Rechte  bestehender 
Transportanstalten  zu  prQfen  und  zu  erörtern,  sich  Über  die 
Zulässigkeit  der  projectirten  Bahn  überhaupt  auszusprechen, 
die  zwischen  den  vorliegen  Varianten  zu  treffende  Wahl  zu 
befürworten^  oder  anderweitige  Abänderungen  in  der  Bahn^ 
richtung  in  Vorschlag  zu  bringen. 

Dem  Ermessen  des  Reichskriegsministeriuras,  sowie  der 
politischen  Landesbehörde  und  der  General- Inspcction  der 
österreichischen  Eiseiibalincn  bleibt  es  anheimgestellt,  vor 
Zusammentritt  der  Commission  Vertreter  zur  Besichtigung  der 
Tracc  an  Ort  und  Stelle  zu  entsenden. 

Als  Material  der  Berathung  dienen  der  Comniission  die 
eingelaufenen  Vernehmungsbögen,  die  allfälligen  Anträge  ihrer 
Mitglieder,  sowie  die  ihr  überwiesenen  oder  direct  bei  ihr 
einlaufenden  Petitionen, 

Ein  Vertreter  der  Behörde,  welche  das  Projcct  verfasst 
hat,  bei  Staatsbahnen,  beziehungsweise  cier  Concessionswerber 
oder  ein  Vertreter  desselben  bei  l^rivateisenbahnen  ist  den 
Sitzungen  mit  berathender  Stmimc  beizuziehen. 

Die  Commission  hat  das  Recht,  auch  andere  Personen 
zu  vernehmen.  ^) 

Hinsichtlich  der  Privateisenbahnen  wird  in  der  Regel  erst 
auf  Grund  des  dem  Handelsministerium  vorzulegenden  Com- 
missionsprotok olles  und  der  sonstigen  Ergebnisse  der  Tracen- 
revision  über  die  Zulässigkeit  und  Bauwürdigkeit  und  die  zu 
befolgende  allgemeine  Richtung  der  Bahn,  sowie  —  vor- 
behaltlich der  scinerzeitigen  definitiven  Entscheidung  nach 
Massgabe  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  —  über  die  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Concession  erworben  werden  kann, 
entschieden;  bezüglich  der  Staatseisenbahnen  dagegen  erfolgt 
auf  dieser  Grundlage  die  Schlussfassung  des  Handelsministers 
über  die  Modalitäten,  unter  denen  der  Staat  an  die  Aus- 


1)  Vergl.  §  3  der  Projectsverfiissungs -Verordnung  (Beilage  IX, 
pag.  181). 
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Führung  schreiten  kann,  und  welche  daher  dem  gesetzgebenden 
Kdrper  im  Gesetzentwurfe  vorgeschlagen  werden  sollen. 

Das  Project  kann  übrigens  auch  zur  Umarbeitung  zurDck- 
gestelit  werden,  wenn  die  Tracenrevision  zur  wesentlichen 
Aenderung  in  der  Richtung  der  Bahn  die  Anregung  giebt. 

Nach  erfolgter  Concessionserth eilung,  beziehungsweise  nach 
erfolgtem  Beschlüsse,  die  Linie  auf  Staatskosten  zu  bauen,  ist 
das  Project  durch  einen  Situationsplan  im  Massstabe  von 
mindestens  1:2880  (kleiner  Situationsplan)  mit  Schichten« 
curven  oder  wenigstens  mit  Höhencoten  rechts  und  links  der 
Bahn  zu  ergänzen.  In  demselben  sind  die  Tunnel^  Viaducte, 
Brücken,  Durchlässe,  Wegübergänge  und  Weg-  und  Fluss- 
verlegungen wenigstens  annäherungsweise  einzuzeichnen. 

Hierauf  erfolgt  die  Genehmigung  der  definitiven  Trace, 
jedoch  stets  nur  unter  Vorbehalt  der  etwa  bei  der  politischen 
Begehung  sich  noch  ergebenden  Abänderungen. 

Falls  jedoch  vor  dieser  Gcneluriigung  noch  neue  I  [a^cii 
von  oilciitlicheni  Interesse  berührt  werden,  so  kann  die  An- 
ordnung einer  neuen  vollständigen  oder  theilweisen  Tracen- 
revision erfolgen.*) 

Nach  Genehmigung  der  definitiven  Trace  wird 
die  Feststellung  der  Anzahl  und  der  Lage  der  Bahn- 
höfe^ Stationen  und  Haltestellen  voll  zogen.  Zu  diesem 
Hehufe  sind  dem  Handelsministerium  folgende  Projectstücke 
vorzulegen : 

1.  eine  Generalkarte  des  niilitar-geographischen  Institutes 
(wie  oben)  mit  roth  eingetragener  Linie  und  Angabc  der 
vorgeschlagenen  Stationsplatze,  sowie  der  auf  den  im  Be- 
triebe stehenden  Linien  vorhandenen  Stationen; 

2.  das  richtiggestellte  General- Längenpro til; 

'i.  eine  Sammlung  der  Situationspläne  der  beantragten 
Bahnhöfe,  Stationen  und  Haltestellen  mit  Angabe  der  Gebäude 
und  Zufahrtsstrassen,  womöglich  in  solcher  Ausdehnung,  dass 
die  Ortschaft  darauf  sichtbar  ist; 


*)  Vergl.  §1  6  und  7.der  Proj«ctsverfossung8*Verordnung  (Betlage  IX, 
pag.  122,  123). 
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4.  ein  erläuternder  Bericht,  in  welchem  —  soferne  die 
'Stationen  oder  Haltestellen  nicht  an  bestehenden  öffentlichen 
Strassen  oder  Wegen  projectirt  werden  —  über  die  Herstellung 
der  Zufahrtsstrassen  in  technischer  und  finanzieller  Beziehung 
bestimmte  Vorschlüge  zu  machen  sind. 

Für  die  Anlage  der  Stationen  gelten  folgende  wesentliche 
Bestimmungen: 

1.  Falls  keine  besonderen  örtlichen  Hindernisse  obwalten, 
sind  die  Bahnhöfe»  Stationen  und  Haltestellen  horizontal  zu 
projectiren. 

2.  Bei  der  Abzweigung  von  verschiedenen  Verwaltungen 
angehörigen  Bahnen  ist  das  Augenmerk  dahin  zu  richten,  dass 
der  Personendienst  und  womöglich  auch  der  Gtiterdienst  in 
denselben  Räumen  eines  einzigen  gemeinschaftlichen,  unter 
eine  einheitliche  Leitung  zu  stellenden  Zweigbahnhofes  ver- 
einigt werde.  —  Um  die  Erreichung,  dieses  Zieles  zu  erleichtern, 
hat  sich  die  neue  Unternehmung,  falls  es  nicht  schon  vor  der 
Concessionsertheilung  geschehen,  jedenfalls  vor  Einreichung 
ihrer  Stationsvorlage  mit  den  betreffenden  älteren  Bahnen  in's 
Benehmen  zu  setzen  (§  10  lit.  g  des  E.  C.  G.). 

3.  Bei  der  Wahl  der  Benennung  der  neuen  Stationen 
sind  Doppelnamen  nur  dann  vorzuschlagen,  wenn  sie  zur 
Unterscheidung  von  bereits  bestehenden  Stationsnamen  un- 
vermeidlich sind,  oder  sonst  besonders  wichtige  Gründe  für 
eine  Doppelbezeichnung  sprechen.  2) 

Ueber  das  Stationsproject  wirJ  die  Stationscommis- 
»ion  in  derselben  Weise  wie  die  1  racenrevision  angeordnet 
und  durchgeführt. 

Die  Stationscommission  hat  sich  nicht  nur  über  die  Zahl 
und  Lage  der  auszuführenden  Stationen,  sondern  auch  über 
deren  Benennung,  sowie  üher  die  Zufahrten  und  deren  Richtung 
auszusprechen. 

Rücksichtlich  der  Kostenbestreitung,  des  Voüendungs- 
termines  und  der  künftigen  Erhaltung  der  Zufahrtsstrassen  ist 
eine  Vereinbarung  anzustreben. 

1^  Vergl.  §  8  der  Projectsverfassungs- Verordnung  (Beilage  IX,  pag.  123). 
^)  Vergl.  §  9  der  Projectsverfassungs- Verordnung  (Beilage  IX,  pag.183). 
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In  Betreff  der  in  Ländern,  für  welche  Eisenbahn-Zufahrts-  ^ 
strassengesetze  bestehen,  durch  eine  Concurrenz  zu  bewirkenden 
Zufiahrtsstrassen  ist  in  Gemässhett  der  Bestimmungen  dieser 
Gesetze  vorzugehen,  und  demgemäss  —  wenn  zulässig  die 
Frage  der  Nothwendigkeit  einer  Zufahrtsstrasse  schon  bei  der 
Stationscommission  zu  erörtern. 

Auf  Grund  des  Ergebnisses  der  Stationscommission  trifft 
das  Handelsministerium,  respectlve  die  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  .die  Entscheidung.  Hierbei  ist 
das  Recht  vorbehalten,  die  Anlage  einer  Station  erst  dann  zu 
bewilligen,  wenn  die  Frage  der  zugehörigen  Zufahrtsstrasse 
ausgetragen  ist.') 

Wenn  sich  bei  der  fiber  die  Lage  der  Stationen  zu 
treffenden  Entscheidung  die  Nothwendigkeit  ergiebt,  die  ge-  ^ 
nehmigte  Trace  zu  modificiren,  so  kann  je  nach  der  Wichtigkeit 
der  vorzunehmenden  Aenderung  gleichzeitig  verfügt  werden, 
ob  dieselbe  den  Gegenstand  einer  weiteren  besonderen  Vorlage 
bilden,  oder  nur  bei  der  Aufstellung  des  Detailprojectes  durch- 
geführt werden  solle. 

Nach  Feststellung  der  Stationen  kann  ilie  Linie  im  Detail 
ausgesteckt  und  zur  Ausarbeitung  der  Detailprojecte  ge- 
schritten werden;  hierbei  sind,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  unwesentliche  Abweichungen  von  der  genehmigten  Trace 
gestattet.  (Verlegungen  in  andere  Thälcr  oder  nach  der  ent- 
gegengesetzten Thalseite  sind  selbstverständlich  hierbei  aus- 
geschlossen.)^) 

Das  Detailproject,  bestimmt,  der  Bauansführung  zur  Grund- 
lage zu  dienen,  wenn  es  endgiitig  festgestellt  ist,  ist  das  Sub- 
strat für  die  1^)611  rtheilung  der  Eisenbahnlinie  als  solcher  und 
ihrer  Conscqiictizen  für  die  Umgebung,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  Enteignung,  und  hat  zu  enthalten: 

1)  Vergl.  §  10  der  ProjectsverfassungA-Verordnung  (Beilage  IX» 
pag.  124). 

^  Vergl.  §  11  der  Projectsverfassungs -Verordnung  (Beilage  IX, 
ptg.  124). 

^  Vergl.  §  18  der  Projectsverfassungs -Verordnung  (Beilage  IX^ 
pag,  125). 
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1.  Die  richtiggestellte  topographische  Detailkarte; 

2.  einen  Situations-y  beziehungsweise  Grundeinlösungsplan 
im  Massstabe  yon  1 : 1000  (grosser  Situationsplan)  mit  den 
Stationen  und  Wlchterbäusern,  den  Böschungen,  den  Weg- 
und  Flussverlegungen,  den  Unter-  und  Oberfahrte%  sowie  den 
Niveau-Uebergängen  und  den  Kunstbauten  im  Allgemeinen, 
mit  Angabe  deren  lichten  Oeffnungen  und  Höhen,  endlich 
mit  Angabe  der  beabsichtigten  Einlösungsgrenzen  und  der 
Katastralnummem  der  von  der  Bahn  berührten  und  der  be- 
nachbarten Grundparcellen. 

Die  Trennung  des  GrundeinlÖsungsplanes  vom  eigent- 
lichen Situationsplane,  d.  h.  die  Vorlage  zweier  PlSne  statt 
des  hier  angenommenen  einzigen  ist,  wenn  die  Bahnunter- 
nehmung es  vorzieht,  gestattet; 

3.  ein  Detail-Längcnprofii  im  Massstab  von  1:2000  fCir 
die  Längen  und  1:200  für  die  Höhen; 

4.  eine  Sammlung  massgebender  Querprofile,  eventuell 
mit  Angabc  der  Sondirungsresullatc; 

5.  die  Langen-  und  Nornialquerproliic  alier  weienliidi 
verlegten  Wege  und  Wasserlaufe; 

6.  eine  Tabelle  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse 
der  Bahn; 

7.  eine  Tabelle  der  Wege  und  Wasseriäufe  saramt  Haupt- 
dimensionen der  betreffenden  Kunstbauten  und  Niveau-Ueber- 
gänge  mit  Angabe  der  Korperscliaften  oder  Parteien,  von  denen 
jeder  umzulegende  oder  neuherzustellende  Weg  oder  Wasser- 
lauf zur  Erhaltung  übernommen  werden  soll; 

8.  ein  Verzeichniss  der  in  Anspruch  genommenen  Grund- 
stücke und  Rechte,  fn  diesen  Verzeichnissen  sind  die  Bezirks- 
gerichte, in  deren  Sprengel  die  Gemeinden  gelegen  sind,  und 
alle  Katastralnummem  und  Flächenniasse  der  Parcellen,  in 
Bezug  auf  welche  eine  Enteignung  stattlinden  soll,  sowie  die 
beanspruchten  Flächen  anzugeben  (§  12  des  Enteig.-Ges.);^) 

9.  ein  nach  §  14  des  Enteignungsgesetzes  verfasstes 
Verzeichniss  der  Namen  und  Wohnorte  der  Enteigneten. 


1)  VergU  Beilage  V,  pag.  49. 
*)  Vergl.  Betlage  V,  pag.  50. 
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Letzteres  Stück  kann  jedoch,  und  zwar  in  einfacher  Aus- 
fertigung auch  direct  der  politischen  Landesbehörde  überschickt 
werden. 

(8  und  9  kann  sanimt  Grundeinlosungsplan  entfallen,  wenn 
eine  Enteignung  nicht  in  Anspruch  genommen  wird.) 

Soll  mit  der  politischen  Begehung  auch  die  Angelegenheit 
der  feuersicheren  Herätellungen  erledigt  werden,  so  ist  das 
Project  noch  mit  einem  Verzeichnisse  der  im  Feuerravon  ge- 
legenen Gebäude  unter  Angabe  des  bestehenden  Bauzustandes 
und  der  vorgeschlagenen  Herstellungen,  mit  dem  grossen 
Situalionsplanc  (in  Gopie  oder  auszugsweise  und  den  nöthigen 
(luerprofilen  unter  Angabe  der  in  Frage  stehenden  Gebäude 
zu  versehen.  ^) 

Der  GrunJeinlüsungsplan,  das  Verzeichniss  der  in  Anspruch 
genommenen  Grundstücke  und  Rechte,  sowie  das  Verzeichniss 
der  Namen  und  Wohnorte  der  Enteigneten,  dann  die  Tabelle 
der  Wege  und  WasserUiufe  ist  nach  Katastralgemeinden  ge- 
trennt aufzustellen  und  dann  im  Sinne  der  durch  §  14  des 
Enteignungsgesetzes  2)  normirten  Bestimmungen  durch  14  Tage 
vor  dem  Eintreffen  der  Begehungscommission  in  den  Orts- 
gemeinden zur  allgemeinen  Einsicht  aufzulegen.  Dasselbe  gilt 
in  Galizien  und  der  Bukowina  auch  für  die  Gutsgebiete. 
Zugleich  Ist  durch  eine  in  der  Gemeinde  anzuschlagende  und 
in  ortsüblicher  Weise  kundzumachende  Verlautbarung  der  Ort 
der  Einsichtnahme,  sowie  der  Tag,  von  welchem  an  die  Ein- 
sichtnahme stattfinden  und  die  Frist,  innerhalb  welcher  jeder 
Betheiligte  bei  der  politischen  Bezirksbehörde  Einwendungen 


1)  In  der  Regel  bilden  die  feuersicheren  Herstellungen  den  Gegen* 
stand  einer  besonderen,  nach  der  politischen  Begehung  durchzufahrenden 
commissionellen  (beziehungsweise  Enteignfings-)  Verhandlung.  Die  Prüfung 

des  Projectes  obliegt  bei  Privatbahnen  der  GeneraMnspection  der  öster» 
reichischen  Eisenbahnen.  Die  Anordnung  der  Commission  ist  Sache  der 
politischen  LandesbehOrde;  die  Commission  besteht  aus  einem  Vertreter 
dieser  Behörde  als  Leiter,  einem  Vertreter  der  General-inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  und  einem  technischen  Vertreter  der  poli- 
tischen Landesbehörde.  Im  Falle  eines  Anstandes  entscheidet  das  Handels- 
ministerium, resp.  die  General  iirection  der  österreichischen  Staatsbahnen. 
Vergl.  Beilage  V,  ^ag.  50. 
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gegen  die  begehrte  Enteignung  oder  gegen  die  Bahn  selbst 
mßndlich  oder  schriftlich  vorbringen  kann^  bekanntzugeben. 

L'eber  diese  Verlautbarungen  ist  ein  Edict  in  die  amtliche 

Landeszeitung  einzuschalten. 

Das  Hau Jelsministciium,  beziehungsweise  die  General- 
JirectiDn  der  österreichischen  Staatsi>alinen  unterzieiit  das  ein- 
gereichte Detailproject  einer  vorläufigen  Prüfung  und  ordnet, 
wenn  es  dasselbe  zur  Ausführung  geeignet  erachtet,  die  j^oli- 
tische  Begehung  unter  Uebersendung  des  ganzen  Elaborates 
an  die  politische  Landesbehörde  an  (§12  des  Enteig.-Ges.).  M 
Es  kann  hierbei  das  Project  principiell  oder  auch  bedingungs- 
weise, d.  i.  mit  Vorbehalten  zu  einzelnen  Theilen  genehmigt 
oder  auch  die  definitive  Genehmigung  von  dem  Ergebnisse  der 
politischen  Begehung  abhängig  gemacht  werden. 

Die  mit  der  politischen  Begehung  betraute  Commissi on 
besteht: 

a)  auf  Grund  des  §  13  des  Enteignungsgesetzes  aus  einem 
Vertreter  der  {politischen  Lindesbehörde  als  Commissionsleiter, 
einem  Vertreter  der  General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  und  jeweilig  dem  Vertreter  der  pohtischen  Bezirks- 
behörde, in  deren  Sprengel  der  Gegenstand  der  Amtshandlung 
gelegen  ist; 

b)  ferner  aus  einem  Vertreter  des  Reichskriegsministeriums; 

c)  eventuell  auch  der  Bergbehörde  und  sonstigen  vom 
Handelsministerium  von  Fall  zu  Fall  zu  bezeichnenden  Mit- 
gliedern. 

Dem  Landeschef  bleibt  es  vorbehalten,  je  einen  mit  den 
Local Verhaltnissen  vertrauten  technischen  Beamten  der  poli- 
tischen Landes-  und  Bezirksbehörde  von  Fall  zu  Fall  als  Beirath 
den  obbezeichneten  Vertretern  dieser  Behörden  beizugeben. 

Zur  Betheiligung  an  der  Commission  ist  auch  der  Landes- 
ausschuss  vtregen  der  von  ihm  zu  vertretenden  Interessen 
(namentlich  Strassen-  und  Culturfragen)  einzuladen. 

Die  Aufgabe  der  Begehungscommission  ist  eine 
zweifache,  nämlich:  einestheilsdie  Erhebungen,  betreffend 


»)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  49. 
Vergl.  Beilage  V,  pag.  60. 
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die  Feststeilung  des  Gegenstandes  und  Umfanges  der  durch 
den  Bahnbau  veranlassten  Enteignung,  beziehungsweise  die 
Begutachtung  der  dagegen  erhobenen  Einwendungen;  andern- 
theils  die  Begutachtung  des  Bauplanes  vom  Standpunkte  des 
Öffentlichen  Interesses,  beziehungsweise  der  gegen  denselben 
erhobenen  Einwendungen,  insbesondere  in '  Bezug  auf  die 
berührten  Strassen,  Wege  und  Wasserläufe,  die  Lage  und  die 
Dimennonen  der  Kunstbauten,  Wegschranken  u.  s.  w.;  hierbei 
sind  die  materiellen  Bestimmungen  der  Gesetze,  welche  für 
einzelne  Handlungen  der  Eisenbahnunternehmungen  in  Betracht 
kommen  (namentlich  Wasserrechts-,  Strassengesetze  und  das 
Berggesetz)  strenge  zu  beobachten.*) 

In  beiden  Richtungen  kann  die  Commission  nöthigtiilalls 
Aendciun^^cn  m  den  Richtungs-  und  Steigungsvci lialuiissen 
der  Bahn  beantragen,  falls  solclie  Aeiuicrungcn  trotz  der  vor- 
ausgegangenen sorgfältigen  Ermittlung  der  1  race  noch  gerecht- 
fertigt erscheinen  sollten. 

Sie  kann  auch  die  Anlage  der  Bahnhöfe  und  Stationen 
behandeln,  ohne  jedoch  die  bereits  entschiedene  allgemeine 
Lage  derselben  wieder  in  Frage  zu  stellen. 

Der  Tag,  an  welchem  die  Erhebungen  in  einer  Gemeinde 
voraussichtlich  beginnen,  ist  von  dem  Leiter  der  Commission 
zu  bestimmen  und  in  der  Gemeinde  im  Hinblicke  auf  die 
bevorstehende  Enteignung  in  ortsüblicher  Weise  bekannt- 
zugeben und  dabei  zu  beachten,  dass  zwischen  der  Bekannt- 
machung und  dem  Beginne  der  Erhebungen  ein  Zeitraum  von 
mindestens  acht  Tagen  liegt. 

Eine  persönliche  Ladung  von  Parteien  findet  nur  in  An- 
sehung derjenigen  statt,  welche  bei  der  politischen  Bezirks- 
behörde rechtzeitig  gegen  die  Enteignung  Einwendungen  er- 
hoben haben. 

Jedem  Betheiiigten  steht  es  frei,  nicht  nur  gegen  die  be- 
gehrte Enteignung  (§15  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1 878)^2) 
sondern  auch  gegen  den  Bauplan  als  solchen  Einwendungen 
vor  der  Commission  vorzubringen.  Einwendungen^  welche 


1)  VergU  Piojectsverfassungs -Verordnung  (BeiUge  XI,  pag.  127). 
^  Vergl.  BeiUge  V,  pag.  61. 
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gegen  die  Enteignung  erhoben  werden,  nachdem  die  Erhebungen 
in  der  Gemeinde  abgeschlossen  sind,  bleiben  unberücksichtigt. 

Der  Commissionsleiter  hat  nach  Thunlichkeit  dahin  zu 
wirken,  dass  ein  Einverständniss  unter  den  Parteien  erzielt 
werde.  Die  von  den  Enteigneten  erhobenen  privatrecbtlichen 
Ansprüche,  welche  kein  Öffentliches  Interesse  berühren  und 
durch  die  ihnen  zu  gewährende  Entschädigung  ausgetragen 
werden  können^  sind  von  der  Verhandlung  der  Begehungscom* 
mission  auszuscbliessen  und  der  gerichdichen  Feststellung  dieser 
Entschädigung  vorbehalten  (§§  24  und  27  des  Enteignungs* 
gesetzes).')  Auch  ist  in  eine  Erörterung  der  in  Folge  der 
Enteignung  zu  leistenden  Entschädigung  nicht  einzugehen. 

FQr  jede  Katastralgemeinde  ist  ein  besonderes  Begehungs- 
protokoll aufzunehmen.  In  demselben  sind  immer  nur  die  von 
den  Interessenten  begehrten  Abänderungen  der  Projectsvorlagen 
zu  erwähnen,  da  es  selbstverständlich  ist^  dass  Überall»  wo 
seitens  der  Commission  keine  Aenderung  beantragt  oder 
seitens  der  Betheiligten  eine  solche  nicht  einmal  verlangt  wird, 
die  Bestimmungen,  welche  aus  dem  Situations-  (Grundein- 
lÖsungs-)  Plane,  aus  der  Tabelle  der  Weg-  und  Wasserläufe 
und  aus  dem  Verzeichnisse  der  in  Anspruch  genommenen 
Grundstücke  und  Rechte  sich  ergeben,  als  angenommen  und 
sohin  als  massgebend  und  iüi  alle  Theile  bindend  zu  feiten 
haben. 

Beantragt  die  Comniissi(;ii  luitci  ausdrücklicher  Zubtunniung 
der  Vertreter  der  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen, des  Reichskries^sministeriums  und  eventuell  auch  der 
Bergbehörde,  sowie  des  V  ertreters  der  Bahnuuternehmung  eine 
Aenderung  des  ßauprojcctes,  beziehungsweise  der  Einlusungs- 
i^renzen,  so  sind  vor  Schluss  des  Protokolles  womöglich  die 
neuen  Grenzen  in  den  Situationsplan  einzutragen  und  eventuell 
auch  die  Tabellen  richtigzustellen 

Ist  dies  nicht  möglich  fz.  B.  weil  über  die  Herstellung 
von  Wegen  neben,  über,  unter  der  Bahn,  wasser-,  berg-,  forst- 
rechtlicher I"Vageu  die  Verschiebung  der  Trace  entschieden 
werden  muss),  so  ist  der  Abschluss  des  Verfahrens  iur  die 


1)  Vergl.  Beilage  V,  pag.  6«,  69. 
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in  Frage  steheade  Strecke  oder  die  in  Frage  stehenden  Par> 
ceilen  bis  nach  Aufstellung  der  neuen  Gren2sen  und  Flächen 
durch  die  Bauleitung  und  bis  nach  deren  Vidirung  durch  die 
General*lnspection  der  österreichischen  Eisenbahnen,  eventuell 
bis  nach  erfolgter  Entscheidung  des  Handelsministers  und  je 
nach  Umständen  bis  nach  Abhaltung  einer  nachträglichen  Ver- 
handlung (§  21  des  Enteig.-Gesetzes)  ^)  zu  verschieben.  2) 

Zu  allen  auf  Eisenbahnanlagen  bezugnehmenden  Bauten 
ist  dann  der  Baueonsens  erforderlich,^)  welcher  die  endgilrige 
Feststellung  des  Bauplanes  in  dch  schliesst. 

Bei  Ertheilung  des  Baueonsenses,  rcspective  bei  Erledigung 
des  Begehungsactes  ist  in  dem  Falle,  als  ein  privatrechtliches 
Uebereinkommen  über  administrative  Angelegenheiten  vorliegt, 
von  dem  das  Handelsnr iiisteriuni  einmal  Keiinrniss  genommen 
hat,  aut  dieses  Uebcrcmkommcn  selbst  dann  Kücksichr  zu 
nehmen,  wenn  die  sonstige  Sachlage,  welcher  eine  administrative 
Entscheidung  zu  Grunde  zu  legen  ist,  dies  nicht  erheischen 
würde.  ^ ) 

Durch  die  Entschciduni?  des  Handclsniinistcriums  erwaclisen 
den  Interessenten  positive  Rechte,  und  kann  von  dieser  Eut- 
scheiduni^  nur  dann  abge<?an^en  werden,  wenn  nachweisbar 
die  N'oraiissetzuiigen  der  Entscheidung  irrig  waren  oder  that- 
sächhcli  eine  völlige  Veränderung  der  Sachlage  eingetreten  ist, 
weiche  die  frühere  Entscheidung  i^erechtici tigt  hat.''') 

Ist  der  l>:uiconsL,ns  vom  Handel^niinisierium,  beziehungs- 
weise von  der  üeneraldirection  der  Maatsbahnen  nicht  spcciell 
vorbehalten  worden,  in  welchem  balle  er  besonders  ertheilt 
werden  muss,  so  ergiebt  er  sich  lür  die  verschiedenen  Arbeiten 
in  verschiedener  Weise,  uud  zwar: 

')  Verql.  Beilage  V,  pag.  66. 

2)  Vergl.  §§  16,  17  der  Projecisverfassungs-Vcrordnung  (Beilage  IX, 
pag.  127,  128). 

3}  V'ergl.  §  10  u.  ff.  der  Projecisvcrfassungs- Verordnung  (Beilage  IX, 
pag.  129  u.  ff.). 

*)  VergU  Entsch.  des  V.  G.  H.  vom  24.  Mai  1878,  Z.  238.  (Sammlung 
Budwinski,  Band  II,  pag.  287). 

>)  VergL  Entsch.  des  V.  G.  H.  vom  13.  December  1876,  Z.  1663. 
(Sammlung  Budwinski,  Band  III,  pag.  440). 
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a)  Der  Bauconsens  für  die  Erd-  und  Nebenarbeiten 
folgt  aus  der  principiellen  Genehmigung  des  Detailprojectes  in 
Verbindung  mit  dem  anstandslosen  Ergebnisse  der  politischen 
Begehung,  eventuell  mit  der  Entscheidung  des  Handelsmini- 
steriums oder  der  Generaldirection  der  Österreichischen  Staats- 
bahnen,  beziehungsweise  des  Handelsministers  Über  dieselbe. 

b)  Der  Bauconsens  für  die  Kunstbauten  ergiebt  sich 
aus  der  politischen  Begehung  wie  bei  den  Erdarbeiten  und 
aus  der  Genehmigung  der  betreffenden  Normalien,  beziehungs- 
webe  der  abweichend  davon  für  bestimmte  Ücrtlichkeiten  ent- 
worfenen Kunstbamcn. 

c)  Die  Ilochbauprojecic  werden  bezüglich  der  Privatbahnun 
vorerst  von  der  General-Iiispectioii  der  österreichischen  Kisen- 
bahnen  vom  lacblichen,  dann  bezüglich  der  Privat-  wie  der 
Staatsbahnen  in  der  Kegel  von  der  politischen  Landesbehörde 
vom  Standpunkte  der  LaiKicsiniuürdnung  und  der  Localinter- 
essen  begutaciitet  und  schliesshch  vom  ilaiidclsministeriuni. 
beziehiini^sweise  von  der  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsciscnbahnen  genehmigt.  Diese  Genehmigung  kann  auch 
durch  die  politische  LandesbcbörJe  ertolgen,  wenn  dieselbe  im 
Interesse  der  Beschleunigung  hierzu  die  Ermächtigung  erhalt: 
dagegen  kann  bei  ganz  einlacher  Sachlage,  wenn  die  Inter- 
essen ötfentlicher  Natur  oder  Dritter  nicht  berührt  erscheinen, 
von  der  Begutachtung  durch  die  politische  Landesbehörde 
abgesehen  werden. 

äj  Die  Geleisepläne  (speciellen  Situationspläne)  der 
Stationen  (im  Massstabe  von  1 :  lüUO)  werden  vom  Handels- 
ministerium, beziehungsweise  von  der  Generaldirection  der 
Österreichischen  Staatseisenbahnen  genehmigt. 

e)  Die  Normalien  für  Oberbau,  Signale,  mechanische 
Einrichtungen,  Einfriedungen,  Wegschranken  u.  s.  w.  unter- 
liegen ebenfalls  dieser  Genehmigung. 

/)  Die  Genehmigung  der  Entwürfe  für  Locomotiven 
und  Wägen  erfolgt,  und  zwar  bei  Pfivatbahnen  nur  im  Falle 
einer  finanziellen  Betheiligung  des  Staates,  nach  Massgabe 
der  betreffenden  Abmachungen,  im  Uebrigen  aber  im  Falle 
der  beabsichtigten  Einführung  neuer  oder  ungewöhnlicher,  die 
Sicherheit  berührender  Erfindungen  und  Einrichtungen. 

17» 
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Die  Voraussetzung  der  thatsächlichen  Bau-inan* 
griff  nähme  ist  der  Besitz  «des  erforderlichen  Grundes. 

Insoweit  derselbe  nicht  durch  ein  nach  dem  Enteignungs- 
gesetze  zulässiges  Uebereinkommen  erworben  worden  ist,  muss 
zu  diesem  Zwecke  das  Enteignungsverfahren  durchgeführt 
werden.  Dasselbe  zerfällt  in  drei  Theile:  Feststellung  des 
Gegenstandes  und  Umfanges  der  Enteignung,  Ermitt- 
lung der  Entschädigung,  Vollzug  der  Enteignung. 

Die  Feststellung  des  Gegenstandes  und  Umfanges 
der  Enteignung  ist  vom Civilrecbtswege  ausgeschlossen*)  und 
geschieht  durch  das  Enteignungserfcenntniss,  welches  die 
politbche  Landesbehörde  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  poli« 
tischen  Begehung  nach  Prüfung  der  vorgelegten  Acten,  be* 
ziehungsweise  nach  Einlangen  der  Entscheidung  des  Handels- 
ministeriums, respective  der  Generaldirection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  bei  offengebliebenen  Fragen,  welche  die  Ein- 
lösungsgrenzen  und  damit  die .  Enteigneten  tangiren,  zu 
ßOlen  hat.^) 

Das  Enteignungserkenntniss  kann  binnen  acht  Tagen  nach 
erfolgter  Behändigung  mittelst  Recurses,  jedoch  nur  von 
Demjenigen,  der  rechtzeitig  Einwendungen  gegen  die  Ent- 
eignung erhoben  hat,  oder  von  seinen  Rechtsnachfolgern  und 
von  der  Eisenbahnunternehmung  angefochten  werden.  Ueber 
den  Recurs  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern  im  Ein- 
vernehmen mit  den  betheihgten  Ministerien  f  Handelsministerium, 
eventuell  Ackerbau ministerium).  Der  Recurs  hat  autschie- 
bende W  i  r  k  11  n  g.  3) 

Nach  Einrriri:  der  Rechtskraft  eines  F^nleignungserkennt- 
iiibses  hat  die  pohiische  Landesbehörde,  welche  das  Enteignungs- 
erkenntniss gefällt  hat,  die  Anmerkung  der  Enteignung  im 
Grundbuche  durch  das  ürundbuchsgericht  mit  der  Rcchtstolgc 
zu  veranlassen,  dass  die  Enteignung  auch  für  die  ßesitznach- 
lolger  wirksam  ist,  zu  veranlassen.^) 


n  Vergl.  Beilage  V  (§  18,  Alinea  6),  pag.  62. 

2)  Vergl.  Beilage  V  (§  17),  pag.  61. 

3)  Vergl.  Beilage  V  (§  18,  Alinea  1-4),  pag.  62. 
*)  Vergl.  Beilage  V  (§  19),  pag.  62. 
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Solange  die  Enteignung  nicht  vollzogen  oder  die  Fest- 
Stellung  der  EntschSdigung  nicht  erfolgt  ist,  kann  diejenige 
Partei,  welche  um  die  gerichtliche  Feststellung  der  EntschSdi- 
gung  nicht  angesucht  hat,  und  zwar  die  Eisenbahnunternehmung 
innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Eintritte  der  Rechtskraft  des 
Enteignungserkenntntsses,  der  Enteignete  aber  nach  Ablauf 
dieser  Frist  bei  der  politischen  Landesbehörde  die  Aufhebung 
des  von  ihr  gefällten  Enteignungserkenntnisses  begehren.') 

Ist  das  hierüber  erflossene  bewilligende  Erkenntniss  der 
politischen  Landcshehorde  in  Folge  Nichtanfechtung  oder  Be- 
stätigung durch  die  zweite  Instanz  (Ministerium  des  Innern 
im  Kinvernehüien  mit  den  anderen  betheiligten  Ministerien) 
in  Rechtskraft  erwachsen,  so  hat  die  politische  Landesbcliürde 
die  Löschung  der  bewirkten  grundbücherlichen  Amuerkung 
des  Enteignungserkenntnisses  durch  das  Grundbuchsgencht  zu 
veranlassen. 

Die  Eisenbahnunternchmung  haftet  für  den  Schaden, 
welcher  durch  den  ihrerseits  unterlassenen  Vollzu"  der  Ent- 
eignung  dem  Enteigneten  erwachst  und  kann  auf  den  Ersatz 
dieses  Schadens  auf  dem  ordentlichen  Hechtswege  belangt 
werden.  -  ) 

Die  Feststellung  der  Entschädigung-')  erfolgt  über 
Ansuchen  der  Eisenbahnunternehraung,  beziehungsweise  in 
dem  Falle,  als  die  Eisenbahnunternehmung  dieses  Ansuchen 
nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  Rechtskraft  des  Ent- 
eignungserkenntnisses  stellt,  wenn  von  dem  Enteigneten  das 
Ansuchen  ausgeht,  durch  Entscheidung  des  Bezirksgerichtes^ 
in  dessen  Sprengel  die  Enteignung  zu  vollziehen  ist. 

Dem  Gesuche  um  diese  Feststellung  ist  das  Enteignungs- 
erkenntniss  nebst  den  zur  Identificirung  des  Gegenstandes  der 
Enteignung  erforderlichen  Behelfen  beizulegen. 

Das  Gesuch  kann  hinsichtlich  aller  in  dem  Sprengel  einer 
Katastralgemeinde  gelegenen  Gegenstände  der  Enteignung  in 
einer  einzigen  Eingabe  gestellt  werden. 


0  Vergl.  Beilage  V  (§  37},  pag.  68. 

Vergl.  Beilage  V  (§  38),  peg.  69. 
*)  Vergl  Beilage  V  (§  22—84),  pag  öS -58. 
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Die  Entscheidung  wird  vom  Richter  auf  Grund  von  Er- 
hebungen an  Ort  und  Stelle,  und  zwar  nach  Anhörung  dreier 
Sachverständiger  gefällt.  Die  Sachverständigen,  welche  den  jährlich 
für  jeden  Oberlandesgerichtssprengel  eigens  für  .Enteignungen 
zu  Eisenbahnzwecken  aufzustellenden  Listen  zu  entnehmen 
sind,  haben  die  Verpflichtung: 

a)  ihr  Gutachten  zu  begründen; 

b)  in  den  Fällen,  in  denen  nur  ein  Theil  eines  Grund- 
besitzes enteignet  wird,  die  Berechnung  des  Betrages,  welcher 
als  Ersatz  für  die  Verminderung  des  Werthes  des  zurück- 
bleibenden Theiles  des  Grundbesitzes  zu  leisten  ist,  abgesondert 
vorzunehmen ; 

c)  in  dem  Falle  als  sich  die  an  die  Enteigneten  zu  leistende 
Entschädigung  auch  auf  die  Vergütung  5olcher  Nachtheile  er- 
streckt, welche  dritte  Personen  erleiden,  deren  Ansprüche  nicht 
aus  dem  für  ein  enteignetes  Grundstück  zu  leistenden  Ersätze 
zu  befriedigen  sind  (Nutzungs-,  Gebrauchsberechtigte,  Bestand« 
nehmer),  den  auf  die  Vergütung  dieser  Nachtheile  entfallenden 
Betrag  ebenfalls  abgesondert  anzugeben; 

d)  wenn  hinsichtlich  der  thatsMchlichen  Voraussetzungen 
ein  Streit  entsteht  —  falls  es  von  einer  Partei  begehrt  wird  — 
auf  Grundlage  jeder  der  streitig  gewordenen  Annahmen  ein 
besonderes  Gutachten  Über  die  zu  leistende  Entschädigung  ab- 
zugeben; 

e)  wenn  die  Eisenbahnunternehraung  erachtet,  dass  durch 

Ausführung  einer  oder  der  anderen  Anlage,  zu  deren  Her- 
stellung   sie   nicht  verpflichtet   ist,   der  Anspruch  auf  Ent- 

schädi£4Uiu  ciliLblich  herabgemindert  würde,  die  Knrschädigung 
mit  Rucksicht  aut  jede  der  von  der  lusenbahn Unternehmung 
bezeichnten  Arten  der  Ausführung  anzugeben. 

Der  Leiter  der  Erhebungen  hat  zu  Protokoll  zu  bringen: 
die  von  Seite  der  Knteigneten  gestellten  Forderungen,  die  von 
Seite  der  Eisenbahnunternehmung  gemachten  Anerbietungen, 
ferner  das  Gutachten  der  Sachverständigen,  die  thatsächlichen 
Voraussetzungen  und  die  Grundhii;cn,  auf  denen  dasselbe 
beruht,  und  die  alUäUigen  Erinnerungen  und  Finwendnngen 
der  Parteien,  dann  die  alltälhge  N'ereinbarung  zwischen  Fiscn- 
bahnunternehmung  und  Enteigneten  über  die   zu  leistende 
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Entschädigung,  wenn  in  Ansehung  dieser  Vereinbarung  die 
Voraussetzungen  eines  zulässigen  Uebereinkommens  eintreten, 
oder  wenn  der  vereinbarte  Betrag  nicht  hinter  demjenigen 
zurückbleibt,  welcher  von  den  Sachverständigen  angegeben 
wird,  oder  welcher  im  Falle  einer  Verschiedenheit  der  Gut- 
achten den  Durchschnitt  der  angegebenen  Beträge  bildet. 
(Eine  mit  Beobachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  pro- 
tokollirte  Vereinbarung  hat  die  Wirkung  eines  gerichtlichen 
Vergleiches.) 

Kommt  ein  Vergleich  nicht  zu  Stande,  so  hat  das  Gericht, 
ohne  an  Beweisregeln  oder  an  das  Gutachten  der  Sachver- 
ständigen gebunden  zu  sein,  über  die  zu  leistende  Entschädigung 
nach  freiem  Ermessen  zu  entscheiden,  und  dabei  den  eventuell 
auf  die  Vergütung  der  Nachiheile  dritter  Personen  eiUlaUcnden 
Betrag  insbesondere  zu  bestimmen. 

Diese  EntscheiJum;  kann  nur  niittebt  des  Recurses  an- 
gefochten werden,  wcklier  jedoch  keine  autschiebende 
Wirkung  hat. 

Die  Recursliiit  betrügt  vierzehn  Tage. 

Der  Recurs  ist  in  doppelter  Ausfertigung  zu  überreichen. 
Eine  Ausfertigung  ist  dem  Gegner  des  Beschwerde! ührers  zu- 
zustellen, welchem  es  gestattet  ist,  seine  Aeusseriini^  binnen 
vierzehn  Tagen  zu  überreichen.  Nach  dem  Finlant^cn  dieser 
Aensserung,  beziehungsweise  nach  dem  fruchtlosen  Ablaufen 
der  lür  dieselbe  beslimniten  vierzehntagii^en  Frist  sind  die 
Acten  dem  Oberlandesgerichte  von  anits wegen  vorzulegen. 

Nach  den  gleichen  llcstinimungen  kann  auch  die  An- 
lechtung  der  Entscheidung  des  Oberlandesgerichtes  erfolgen. 

Das  Betreten  des  ordentlichen  Rechtsweges  zur  Geltend- 
machung von  Ansprüchen,  über  welche  in  dem  durch  das 
Enteignungsgesetz  geregelten  Verfahren  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung der  Entschädigung  entschieden  wurde,  ist  unzulässig; 
dagegen  ist  eine  Partei,  wenn  sie  dafür  hält,  dass  die  für  die 
Feststellung  der  Entschädigung  massgebenden  tbatsächlichen 
Verhältnisse  bei  den  gcrichtHchen  Erhebungen  nicht  vollständig 
oder  nicht  richtig  dargestellt  wurden,  befugt,  vor  Ablauf  der 
für  den  Recurs  gegen  die  gerichtliche  Entscheidung  über  die 
Entschädigung  bestimmten  Frist  (14  Tage)  bei  dem  Gerichte, 


Digitized  by  Google 


S64 


Rechtsverbaltoisse  der  Eitenbahoen  im  Besonderen. 


welches  diese  Erhebungen  angeordnet  hat»  um  die  Vornahme 
dnes  Augenscheines  anzusuchen. 

Dem  Gesuche  ist,  wenn  in  demselben  die  festzu- 
stellenden Thatsachen  oder  Zustände  genau  angegeben 

sind,  stattzugeben. 

Bei  der  Anordnung  und  Vornahme  des  Augenscheines 
ist  nach  den  ikstimni Linien  über  die  Beweisaufnahme  zum 
ewigen  Gedächtnisse  vui/.ugchen. 

Wird  das  Ansuchen  vor  dem  Ablaufe  von  acht  Tagen 
nach  der  Zustellung  der  die  Entschädigung  feststellenden  Ent- 
scheidung angebracht,  so  kann  das  Gericht  auf  Ansuchen  dem 
Besitzer  des  in  Augenschein  zu  nehmenden  Gegenstandes  aut- 
tragen, sich  jeder  die  Vornahme  des  Augenscheines  erschwe- 
renden Veränderung  bis  zur  Beendigung  desselben  zu  enthalten. 

Ein  gegen  die  Anordnung  des  Augenscheines  oder  gegen 
die  Ertheilung  des  oben  erwähnten  Auftrages  ergriöener  Recurs 
hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Macht  die  Eisenbahnunternehmung  von  dem  ihr  vor- 
behaltenen Rechte,  die  Ausfuhrung  einer  Anlage  auf  verschie- 
dene Weise  zu  begehren,  Gebrauch,  so  hat  das  Gericht  über 
die  Entschädigung  mit  Rücksicht  auf  jede  der  vorgeschlagenen 
Arten  der  Ausführung  zu  entscheiden,  und  der  Eisenbahn- 
Unternehmung  die  Auswahl  vorzubehalten.  Wenn  die  Eisen* 
bahnunternehmung  nicht  binnen  drei  Monaten  nach  der  Zu- 
stellung dieser  Entscheidung  bei  Gericht  die  Erklärung  abgiebt, 
für  welche  Art  der  Ausführung  sie  sich  entscheidet,  so  kann 
der  Enteignete  begehren,  dass  der  Eisenbahnuntemehmung 
gegenüber  die  Annahme  gelte,  dass  sie  sich  für  diejenige 
Art  der  Ausführung  entschieden  habe,  hinsichtlich  welcher 
der  höchste  Entschädigungsbetrag  ermittelt  wurde. 

Das  Gericht  hat  auf  Ansuchen  einer  Partei  das  Ergebniss 
.  der  Auswahl  unter  Angabe  des  zu  leistenden  Entschädigungs- 
betrages mittelst  Bescheides  auszusprechen. 

Die  gerichtlich  festgestellte  Entschädigung  ist,  wenn  sie 
in  einem  Capitalbetnige  besteht,  vor  dem  Vollzuge  der  Ent- 
eignung zu  leisten. 

Die  Befriedigung  der  Ansprüche  dritter  Personen  aus  dem 
Entschädigungsbetrage  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  über 
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die  Vertheilung  des  bei  euicr  zwangsweisen  Versteigerung  er- 
zielten Kaui})ieises. 

Der  erfolgte  Erlag  der  Entschädigung  ist,  wenn  es  sich  um 
den  Gegenstand  eines  öffenthchen  Buches  handelt,  von  amts- 
wegen  bücherlich  anzumerken.  Dieser  Annaerkung  kommen 
die  mit  der  Anmerkung  einer  vollzogenen  zwangsweisen  Ver- 
steigerung verbundenen  Wirkungen  i  Befreiung  des  Gegenstandes 
der  Enteignung  von  allen  Lasten,  welche  eine  Execiitions- 
fuhrung  auf  das  Ohject  im  Falle  der  Nichtbelriedigung  im 
Geioige  haben  könnten)  zu. 

Der  zwangsweise  \'ollzug  der  durch  eine  rechtskräfiige 
Entscheidung  oder  durch  eine  \'ereinbarung  festgestellten  Ent- 
eignung erfolgt  auf  Ansuchen  der  Eisenbahnunternehmung; 
derselbe  steht  der  politischen  Bezirksbehörde  zu,  und  ist  zu 
bewilligen,  wenn  die  Eisenbahnunternehmung  nachweist,  dass 
sie  den  ihr  hinsichtlich  der  Leistung  oder  der  Sichersteliung 
der  Entschädigung  obliegenden  und  vor  der  Enteignung  zu 
erfüllenden  Verbindlichkeiten  nachgekommen  sei. 

Der  Vollzug  der  Enteignung  wird  dadurch  nicht  gehindert» 
dass  deren  Gegenstand  von  Demjenigen,  gegen  den  die  Ent- 
eignung eingeleitet  wurde,  an  einen  Dritten  übergangen  ist, 
oder  dass  sich  andere  rechtliche  Veränderungen  hinsichtlich 
dieses  Gegenstandes  ergeben  haben* 

Der  zwangsweise  Vollzug  kann  auch  dadurch  nicht  auf- 
gehalten werden,  dass  die  Entscheidung,  welche  die  Entschä- 
digung feststellt  oder  eine  zu  leistende  Sicherheit  bestimmt, 
mittelst  des  Recurses  angefochten  wurde. 

Wenn  die  Eisenbahnunternehmung  die  durch  Vergleich 
oder  gerichtliche  Entscheidung  festgestellte  Entschädigung 
oder  die  gerichtlich  bestimmte  Sicherheit  nicht  binnen  vierzehn 
Tagen  nach  Abschluss  des  Vergleiches,  beziehungsweise  nach 
Eintritt  der  Rechtskraft  der  gerichtlichen  Entscheidung  leistet, 
so  kann  der  Enteignete  die  Eisenbahnunternehmung  zur 
Leistui^g  der  Entschädigung  und  der  Verzugszinsen,  beziehungs- 
weise zur  Leistung  der  Sicherheit  auf  dem  Wege  der  Execu- 
tion  nach  den  Vorschriften  des  Verfahrens  in  Streitsachen 
verhalten. 


Digitized  by  Google 


266 


Bechtsverhlltnisse  der  Eisenbabnen  im  Besonderen. 


IL  LocalbahnenJ) 

Hinsichtlich  der  Localbahnen  ist  ein  abgekürztes  Ver- 
fahren    nach  zweifacher  Richtung  stattliaft.  Es  kann  nämlich 

a)  in  dem  Falle,  als  in  Folge  der  geriiii^cieo  PieJciiiuiig  der 
Bahn  und  deren  Fänge  oder  auf  Grund  der  Vereinbarung 
mit  den  Bethciligten  die  Trace,  sowie  die  Lage  und  Zahl 
der  Stationen  durch  die  localen  und  l^errainverhahnissc 
gegeben  erscheint,  sofort  das  Detailproject  vorgelegt  unci 
wenn  die  Localbahn  von  der  Regierung  als  genieinnülzig  an- 
erkannt wird,   die  politische  Begehung  angeordnet  werden; 

b)  soferne  die  Voraussetzungen  dieses  abgekürzten  Verfahrens 
nach  dem  Erachten  des  HandcLsrainistcriums  nicht  zutreffen, 
oder  der  Anwendung  dieses  \'erfahrens  ein  besonderes  Begehren 
des  Concessionswerbers  entgegensteht,  zwar  eine  Traccnrevision 
abgehalten,  mit  derselben  aber  in  deni  Falle,  als  bezüglich 
der  festzustellenden  Trace  keine  die  Stationsanlagen  alteriren- 
den  Varianten  in  Frage  stehen,  die  Scationscommission  ver- 
einigt werden. 


^)  Der  Begriff  „Localbahn**  ist  weder  im  Localbahngesetze  noch  in 
der  Localbahnverordnung  definirt.  Es  wOrde  auch  thatsftchlich  kaum 
gelingen,  dem  Begriffe  eine  richtige  Fassung  zu  geben,  da  er  dem  prtk> 

tischen  Leben  entstammt  und  alle  derartigen  Erscheinungen  (wie  z.  B. 
Wechsel)  einer  den  Forderungen  der  Wissenschaft  entsprechenden  Deter- 
minirung  Widerstand  leisten.  Weder  die  Länge  und  Art  der  Anlage  der 
Bahn,  noch  die  culturelkn  Verhältnisse  an  derselben,  noch  der  Umstand, 
ob  sie  isolirt  oder  als  Bindeglied  zweier  anderer  Linien  anzusehen  ist, 
sind  Momente,  welche  jedes  für  sich  allein  oder  in  weiterer  oder  in 
engerer  Verbindung  untereinander  auschlaizgebend  erscheinen.  Allein  es 
ist  wohl  nicht  zweifelhaft,  dass  unter  l.ocalbahnen  solche  Balinen  zu  be- 
greifen sind,  deren  Bcsiimmung  es  ist,  zunächst  cincivi  durch  örtliche 
Verhältnisse  begrenzten  Verkehrsgebiete  dienstbar  zu  werden.  Es 
kann  aber  weiter  auch  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  solche  Bahnen 
minderen  Ranges  auch  einem  höheren,  weitergehenden  Bedürfnisse  des 
Verkehres  mittelbar  dienen  können  und  werden,  wenn  sich  ein  solches 
BedOrfniss  später  thatsftchlich  entwickelt,  und  dass  es  dann  nur  darauf 
ankommen  wird,  ob  die  Anlagen  der  Bahn  seihst  hieffir  ausreichen. 
3)  Vergl.  die  Localhahn -Verordnung  (Beilage  X,  pag*  189  u.  ff.). 
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Im  ersteren  Falle  bleibt  die  Fällung  der  Enteignungs* 
erkenntnisse,  beziehungsweise  die  Constatining  oder  besondere 
Ertheilung  des  Bauconsenses  bis  zu  dem  Zeitpunkte  vorbe- 
halten, wo  bei  Staatsbabnen  die  Schlussfassung  über  die  Bau* 
ausführung  selbst  oder  bei  Privateisenbahnen  die  Concessions- 
ertheilung  erfolgt  ist. 

Bei  Vorlage  des  Detailprojectes  treten  folgende  Erleich- 
terungen ein: 

Es  kann:  1.  Der  Situations-  (Grundeinlosungs- ,  Plan  auf 
den  Katastralmassstah  1:2880  besclnaiiki  \sci  Jcn;  2.  die  \  or- 
lagc  des  üi undeinlösLingsplanes  sowie  die  Verzeichnisse  der 
Enteigneten  und  einzulösenden  Gruiulstückc,  wenn  die  Aus- 
übung der  Enteignung  nicht  in  Anspruch  genommen  wird, 
entfallen;  3.  von  der  Sammlung  massgebender  Querprofile 
Umgang  genommen  werden;  Jage^en  müssen  Querprotile  vor- 
gelegt werden,  wenn  Strassen  milbenützt  werden,  bezüglich 
jener  Punkte,  wo  ein  Wechsel  der  Strassen  breite  statttindet, 
oder  luigsteüen  bestehen. 

Bei  Autst(jJiung  eines  Generalprojectes  können  aus  dem- 
selben entfallen: 

a)  das  General-Längen]>rolil,  in  der  \'üraussetzung,  dass die 
Bahnlange  nicht  mehr  als  30  Kilometer  beträgt; 

bj  die  Sammlung  von  Querprotilen,  an  deren  Stelle  im 
Falle  der  Mitbenützung  von  Strassen  die  oben  erwähnten 
Strassenprofile  zu  treten  haben. 

Dem  Projecie  sind  aber  ebenso  viele  Copien  der  Special- 
karte (Massstab  1:76.000)  oder  in  deren  Ermanglung  der 
Generalkarte,  und  eines  die  beantragte  Trace,  die  Stationen 
und  deren  Zufahrten  erläuternden  Auszuges  des  technischen 
Berichtes  beizuschliessen,  als  Sprengel  politischer  Bezisksbehör- 
den  von  der  projectirten  Localbahn  berührt  werden. 

Insoweit  es  für  die  Projectsprüfung  nothwendig  ist, 
bleibt  es  der  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen vorbehalten,  bezüglich  jener  Punkte  der  Bahn,  wo 
sich  Schwierigkeiten  ergeben,  Querprofile  (Massstab  1 : 200) 
und  falls  das  Längenprofil  aus  einem  Goten-  oder  Schichteo- 
plane  abgeleitet  wurde,  auch  die  letzteren  zur  Einsicht  ab- 
zuverlangen. 
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Falls  die  Vereinigung  der  Stationscommission  mit  der 
Tracenrevision  begehrt  wird,  sind  dem  Generalpro jecte  die 
Situationspläne  der  Stationen  und  Haltestellen  beizufügen. 

Im  Uebrigcn  Liehen  für  die  Tracenrevision  und  Stations- 
coniiuission,  unter  Aulrccluhahunt;  der  hinsiciitlicli  der  Haupt-' 
bahnen  bezeichneten  Aufgaben  dieser  Commissionen,  für  die 
Localbahncn  folgende  abweichende  Bestimmungen: 

Das  Handelsministerium,  respective  die  Generaldu ccnou 
der  österreichischen  Staatsbahnen  ordnet  über  das  entsprechend 
befundene  Project  im  Wege  der  politischen  Landesbehörde 
die  commissionellc  Amtshandlung  an  und  leitet  gleichzeitig 
die  Copien  der  Generalkarte  oder  Specialkarte,  dann  des  Aus- 
/iif^^'s,  welcher  die  Trace,  Stationen  und  Zufahrten  zu 
eriauteru  bestimmt  ist,  behufs  Auflage  derselben  zu  Jeder- 
manns Einsicht  unmittelbar  an  die  politischen  Bezirks- 
behorden. 

Die  commissionelle  Amtshandlung  kann  an  der  Trace 
oder  an  einem  geeigneten  Orte  in  der  Nähe  derselben  statt- 
finden und  ist  binnen  längstens  vier  Wochen  «nach  Einlangen 
des  Auftruges  an  die  Statthalterei  durchzuführen. 

Die  Gommission  besteht  aus  einem  Vertreter  der  politischen 
Landesbehörde  als  Commissionslelter,  dem  Vertreter  des  Reichs- 
kriegsministeriums, sofern  dasselbe  auf  die  Entsendung  eines 
solchen  nicht  verzichtet  hat,  einem  Vertreter  der  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  und  dem  Vertreter 
der  politischen  Bezirksbehörde  für  seinen  Sprengel.  Falls  die 
Trace  einen  fortißcatorischen  Rayon  berührt,  bleibt  es  dem 
Reichsknegsministerium  vorbehalten,  für  diesen  Rayon  einen 
besonderen  Vertreter  zu  entsenden. 

Der  Landesbehörde  ist  anheimgestellt,  einen  mit  den 
Localverhfiltnissen  vertrauten  technischen  Beamten  von  Fall 
zu  Fall  als  Beirath  der  Gommission  beizugeben. 

Dem  Landesausschusse,  den  Handelskammern,  sowie  nach 
Umständen  der  Bergbehörde  und  anderen  betheiligten  Behörden 
und  Körperschaften,  desgleichen  den  Verwaltungen  jener 
bestehenden  Bahnen,  an  welche  die  projectirte  Localbahn 
anscbliesst,  ist  es,  insoferne  die  dieselben  berührenden  Fragen 
nicht  bereits  im  schriftlichen  Wege  ausgetragen  erscheinen. 
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anheinusustellen,  an  der  commissionellen  Verhandlung  theil- 
zunebmen.  Dieselben  sind  daher  lücht  Commissionsmitglieder. 

Der  Concessionswerber  oder  ein  Vertreter  desselben  ist 
der  Commission  beizuzieben. 

Jedem  Betheiligten  steht  es  frei,  bei  der  Commission  zu 
erscheinen,  und  in  Ansehung  der  Bahnrichtung  und  der  Stations- 
anlagen, sowie  auch  in  Ansehung  der  Interessen  und  etwaigen 
erworbenen  Hechte  bestehender  Traasportanstaiten  seine  Eni- 
wendungen  oder  Erinneruageu  mündlich  oder  schriftlich  vor- 
zubringen. 

Der  Gomraissiuiisleiter  bestimmt  innerhalb  der  bezeichneten 
Frist  von  %'ier  Wochen  den  Tag  und  Ort  des  Beginnes  der 
commissionellen  Verhandlung  und  hat  hiervon  die  zur  Theil- 
nahme  an  der  Commission  berufenen  Vertreter,  Behörden  und 
Körperschaften,  den  Concessionswerber  und  die  politischen 
Bezirksbehorden,  deren  Sprengel  von  der  projectirtcu  Localbahn 
berührt  werden,  zu  verständigen,  sowie  gleichzeitig  über  das 
Stattfinden  der  ('(  nmiission  in  der  amtlichen  Landeszeitung 
eine  Verlautbarung  zu  veranlassen,  welche  für  die  nicht  speciell 
verständigten  Interessenten  als  Fjnladung  zu  gelten  hat. 

Die  politischen  Bezirksbehorden  haben  sofort  nach  Kin- 
langen  der  erwähnten  Behelfe,  deren  Auflage  unter  Verständi- 
gung der  Yon  der  projectirten  Localbahn  berührten  Gemeinden 
zu  veranlassen,  ferner  binnen  24  Stunden  nach  Einlangen  der 
Verständigung  seitens  des  Commissionsleiters  Zeit  und  Ort 
des  Commissionsbeginnes  den  Gemeinden  mit  dem  Beifügen 
bekanntzugeben,  dass  es  jedem  Betheiiigten-  freisteht,  seine 
allfälligen  Einwendungen  oder  Erinnerungen  bei  der  Com- 
mission mündlich  oder  schriftlich  vorzubringen. 

Die  Vorstehungen  der  Gemeinden  sind  diesbezüglich  zur 
sofortigen  ortsüblichen  Verlautbarung  verpflichtet. 

Nach  dem  Ermessen  des  Commissionsleiters  können  die 
Mitglieder  der  Commission  die  Trace  und  die  Stationsanlagen 
an  Ort  und  Stelle  besichtigen  und  daselbst  Aeusserungen  der 
Interessenten  protokollarisch  en^egennehmen. 

Ueber  das  Commissionsergebniss  ist  ein  Protokoll  aufzu- 
nehmen, welches  von  dem  Commissionsleiter,  den  anwesenden 
Commissionsmitgliedem  und  dem  Schriftführer  zu  unterfertigen 
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ist.  Die  Unterfertigung  seitens  der  Parteien  kann  ohne  irgend 
welche  Rechtswirkung  unterbleiben. 

Das  Commissionsprotokoll  hat  der  Commisstonsleiter 
binnen  acht  Tagen  nach  Schiuss  der  commissionellen  Ver- 
handlungen  an  das  Handelsministerium  vorzulegen. 

Auf  Grund  des  CommissionsprotokoUes  entscheidet  die 
Regierung  über  die  für  die  allfällige  Ausführung  der  Localbahn 
massgebende  Trace,  bei  Privateisenbahnen  ausserdem  noch 
orbchaltlich  der  seinerzeitigen  definitiven  Entscheidung  iiadi 
Müssgabe  des  Eisenbahn  Conccssionsgesetzes  über  die  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Concession  erworben  werden  kann. 

Bei  Anordnung  der  politischen  Begehung  kann  in  dringend 
erachteten  Fällen  die  politische  Landesbehorde  ermächtigt 
werden,  Entscheidungen,  die  sonst  dem  Handelsministerium  vor- 
behalten wären  (Wegherstellungen  neben,  unter,  über  der  Bahn, 
Angelegenheiten  des  Wasser-,  Berg-,  Forstrechtes,  Verlegunt* 
der  Trace  [Fabrik,  Nebenraume|\  in  dem  Falle  zu  trerten, 
wenn  ein  mit  Stimmeneinhelligkeit  gestellter  Commissions- 
antrag  vorliegt. 

III.  Schleppbahnen. 

In  Ansehung  der  Behandlung  von  Schleppbahnen  wurden 
in  den  §§  'M\  bis  38  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879'  \ 
sehr  eingehende  Vorschritten  erlassen,  welche  durch  die  Ver- 
ordnung vom  29,  Mai  1880,  R.  ßl.  Nn  57,  aufgehoben 
erscheinen. 

An  Stelle  der  autgehobenen  Bestimmungen  traten  fol- 
gende:*^) * 

1.  Der  dem  Handelsministerium  vorbehaltenen  Baubewilii- 
gung  für  die  ganze  Bah  nun  läge  unterliegen  nur  diejenigen 
Schleppbahnen  und  Bahnen,  die  der  Bringung  der  Forstproducte 
dienen  sollen,  welche  mit  gleicher  Spurweite  in  öffentliche 
Bahnen  derart  einmünden,  dass  ein  üebergang  von  Fahr* 
betriebsmitteln  stattfinden  kann,  und  zwar  hinsichtlich  der 
Bergwerkseisenbahnen  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbau« 
ministerium. 

*)  Vergl.  Beilage  IX,  pag.  186—186 
^  Vergl.  Beilage  X,  pag.  144—146. 
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2.  Bei  Ankii,'c  derartiger  Schleppbahnen,  wenn  sie  aut 
dem  Territürium  üit'enüicher  EisL-nbahnen  ausmünden,  unter- 
liegen der  Genehmigung  des  Hanvlelsministeriums  nur  die 
durch  die  Ausmündung  der  Schleppbahn  an  der  oricnrlichen 
ßahn  hervorgerufenen  baulichen  Veränderungen  (Geleisver- 
schieb,  Rampen,  I.adcplatze,  Magazine,  Heizhäuser  etc/K 

3.  Bei  Schleppbahneii,  welche  einer  IkiubewiHii^ung  des 
Hand  e!<;mi  nisten  ums  bedürfen,  ist  in  der  Weise  vorzugehen, 
dass,  wenn 

a)  We^e  und  Wasserleitungen  berührt  werden,  eine  poli- 
tische Begehung  abzuhalten  ist;  die  Rehellc  sind: 

wenn  eine  Enteignung  notiiwendtg  ist,  durch  vier- 
zehn Tage; 

'•>)  wenn  keine  Enteignung  durchzuführen  ist,  durch 
acht  Tage  zur  Auflage  zu  bringen; 

bj  Weg-  und  W^asserläufe  nicht  berührt  werden,  aber  eine 
Enteignung  erforderlich  wird,  die  Bau-Inangritfnahme  von  der 
Durchführung  der  letzteren  abhangig  zu  machen  ist;  endlich 
c)  keine  Weg-  und  Wasserläufe  und  keine  Enteignung 
in  Frage  stehen,  die  Genehmigung  vom  Handelsministerium 
direct  erfolgt. 

IV.  Pferdebahnen  amerlkaniscben  Systems  (Tramways, 

Hipposidirbahnen). 

Nachdem  die  Concessionsertheilung  erfolgt  ist,  hat  die 
UnteraehmuDg  das  Project  der  politischen  Landesbehörde  vor- 
zulegen. 

Diese  leitet  hierüber  unter  Zuziehung  der  Vertreter  der 
LocalbehÖrden  und  insbesondere  der  Strassenverwaltung  eine 
der  politischen  Begehung  analoge  Verhandlung  und  Erhebung 
ein,  bei  welcher  die  bestehenden  Localverhältnisse  insbesondere 
vom  allgemein  polizeilichen  und  vom  Sicherhettsstandpunkte 
zu  prüfen  sind. 

Die  Unternehmung  hat  sich  mit  der  Verwaltung  der 
Strasse  in's  Einvernehmen  zu  setzen  und  das  eventuell  zum 
Abschlüsse  gelangende  Uebereinkonmien  der  politischen  Be- 
hörde vorzulegen. 
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Nach  dem  Ergebnisse  der  poUtiscben  Begehung  ertheilt 
die  politische  Landesbehörde  im  Übertragenen  Wirkungskreise 
des  Handelsministeriums  die  Ausführungsbewilligung  (Bau- 
consens)  und  entscheidet  Über  die  Berechtigung  der  etwa  von 
der  Strassenverwaltung  gegen  die  ZulSssigkeit  der  Strassen- 
benützung  erhobenen  Bedenken  und  Einwendungen. 


Das  ungarische  Enteignungsverfahren  ist  in  den  Principien 
dem  österreichischen  ähnlich;  es  scheiden  sich  hier  ebenfalls 
die  drei  Theile  des  Verfahrens:  a)  Feststellung  des  Gegen- 
standes der  Expropriation,*)  b)  Feststellung  der  Entschädi- 
gung, 2)  c)  Vollzug  der  Expropriation.  5) 

a)  Die  Projectskizze  und  die  Expropriationsconscription, 
enthaltend  die  Ordnungszahl,  den  Namen  des  Besitzers,  die 
Localisirungs-,  topographische  und  Grundbuchsprotokollszahl, 
Hotter  und  Culturart,  Flächeninhalt  des  ganzen  GnindstQckes, 
EtnlÖsungsgrenzen  und  Flächeninhalt  der  dnzulösenden  Theile 
wird  vom  Communicationsminister  nach  erfolgter  Prüfung 
unter  Anberaumung  eines  Verhandlungstermines  an  die  Juris- 
diction (vergleichbar  mit  Bezirkshauptmannschaft)  gesendet. 

Das  Expropriationsobject  wird  acht  Tage  lang  zur  Ein- 
sicht aufgelegt. 

Die  Commission  besteht  aus  einem  vom  Communications- 
minister entsendeten  DcauiLcn  als  Präses  und  zwei  ikainten 
der  Jurisdiction  oder  drei  Beamten  der  Jurisdiction,  deren 
einer  als  Präses  fungirt,  wenn  der  Communicationsminister 
dies  der  Jurisdiction  überlassen  hat. 

Die  Kundmachungen  erfolgen  in  ortsüblicher  Weise  und 
durch  Einschaltunf^  im  Amtsblatte. 

Einwendungen  können  bei  der  Jurisdiction  oder  vor  der 
Commission  gemacht  werden.  Die  Commission  hat  dann  einen 
Ausgleich  zu  vermitteln,  und  wenn  derselbe  nicht  gelingt, 
meritorischen  Beschiuss  zu  fassen;  hierbei  ist  festzustellen,  in- 

»)  Vergl.  §§  25—30  des  ungar.  Exprop.-Ges.  (Beilage  VI,  pag.  68—71). 

Vergl.  §§  41—60  des  ungar.  Exprop.-Ges.  (Beilage  Vf,  pag.  73—77). 
3)  Vergl.  §§  61  und  80  des  ungar.  Exprop.-Gesetzes  (Beilage  VI, 
pag.  77  und  70). 
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wieweit  der  Expropriationsplan  bettätigt  und  inwieweit  er 
Aenderungen  erleideL 

Der  unbefriedigten  Partei  steht  das  Recht  zu,  binnen  drei 
Tagen  den  Recurs  zu  ergreifen,  über  welchen  der  Communi- 
cationsminister  entscheidet,  eventuell  das  Verfahren  annuUirt, 
EigSnzung  oder  Beischaffung  neuer  Daten  anordnet. 

Der  festgestellte  Expropriationsplan,  welcher  in  dringenden 
Fällen  bereits  den  Baueonsens  in  sich  schliessen  kann  (§  30), 
wird  von  der  Gommission  dem  competenten  Gerichtshofe 
(Realinstanz)  fibersendet. 

b)  Der  Gerichtshof  ordnet  zur  Entschädigungsverhandlung 
unter  Exmittining  eines  Richters  eine  Tagsatzung  an;  das 
Nichterscheinen  eines  vorgeladenen  Interessenten  vermag  die 
meritorische  Entscheidung  nicht  aufzuhalten.  Zunächst  ist  ein 
Ausgleich  zu  versuchen,  dann  im  Falle  des  Misslingens  des- 
selben durch  die  Parteien  und  im  Weigerungsfalle  derselben 
durch  den  Richter  je  ein  Sachverständiger  zu  bestellen;  einen 
dritten  Sii'^hvcrständigcn  als  Vorsitzenden  ernennt  immer  der 
Richter.  Auf  Grund  der  Vergleiche  oder  tier  Schätzung  fällt 
der  Gerichtshof  meritorische  Entscheidung  über  die  zu  leistende 
Entschädigung;  sind  Mängel  vorhanden,  welche  eine  Ent- 
scheidung ausschliessen,  so  kann  er  das  Verfahren  ganz  oder 
theilweise  annulliren  *und  ein  neues  anordnen.  (}egen  den 
meritorischen  Beschluss  des  Gerichtshofes  kann  jede  interessirtc 
Partei,  jedoch  nur  wegen  Verletzung  der  Form  des  Expropria- 
tionsverfahrens oder  wegen  Ausserachtlassung  der  Vorschriften 
der  Gerichtsordnung  bei  Fällung  der  Entscheidung  binnen  drei 
Tagen  die  Nullitätsbeschwerde  beim  CassatioTT^hofe  anbringen, 

c)  Nach  eingetretener  Rechtskraft  des  Fntschadigungs- 
erkenntnisscs  und  Ausbezahlung  der  Kntschädigungssumrae 
kann  der  Expropriationswerber  das  expropriirte  übject  sogleich 
factisch  in  Besitz  nehmen,  und  zwangsweise  Abwehr  der  den 
Besitz  Störenden  von  der  politischen  Behörde  verlangen. 

^)  Das  Verfahren  bei  Vollendung  des  Bahnbaues  und  bei 
Inbetriebsetzung  der  Eisenbahn. 

.  Sobald  eine  Eisenbahn  vollendet  ist,  wird  dieselbe  einer 
zweifachen  Untersuchung  unterzogen.  Die  eine  Untersuchung 
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bezieht  sich  auf  die  vollzogene  Ausführung  als  solcher  (Gol- 
laudirung),  die  zweite  auf  die  Ausführung  im  Hinblicke  auf 
den  Betrieb  (technisch-polizeiliche  Prüfung). 

Collauäirung» 

Die  Collaudirung  der  Staatseisenbahnen  besorgt  die 
Generaldirection  der  Österreichischen  Staatsbahnen. 

In  Ansehung  der  Collaudirung  der  Privateisenbahnen  ist  zu 
unterscheiden  zwischen  der  staatlichen  Collaudirung,  welche 
zwischen  den  Organen  der  Regierung  und  der  Eisenbahn- 
untemehmung  platzgreift  und  der  Collaudirung  der  Bau- 
arbelten, welche  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  als 
Bauherrn,  und  dem  Bauunternehmer  zu  vollziehen  ist. 

Im  ersten  Falle  ist  Gegenstand  der  Untersuchung,  ob  die 
Ausführung  der  Bahn  in  der  dem  genehmigten  Projecte,  der 
Concessionsurliunde  und  den  besonderen  Bedingnissen  ent- 
sprechenden Weise  erfolgt,  im  zweiten  Falle,  ob  allen  Be- 
stimmungen des  Bauvertrages  Genüge  geleistet  ist. 

Beide  Collaudirungen  können  und  werden  nach  Umständen 
gleichzeitig  abgeheilten  werden,  behalten  aber  deshalb  doch 
beiderseits  ihren  besonderen  Ciliar. ikter. 

Bei  garaiilirten  Lalmen  soll  die  staatliche  CuUauJirung 
niemals  spater  als  die  Privatcollaudirung  vorgenommen  werden. 

Die  staatliche  Collaudirung  wird  bei  Staatsbahnen  durch 
Organe  der  (lencraldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen, 
bei  Privatbahnen  durch  die  General-lnspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  vorgenommen  und  sind  hierbei  in 
letzterem  Falle  zwei  Richtungen  zu  unterscheiden: 

a)  Eine  allgemeine,  welche  bei  allen  Bahnen  ohne  Aus- 
nahme in  Frage  kommt,  mögen  dieselben  garantirt  oder  nicht 
garantirt  sein; 

b)  eine  speciell  fiscalische,  welche  nur  bei  garantirten  oder 
anderweitig  subveiitionirtcn  Hahnen  hervortritt. 

Bei  der  von  dem  Bauherrn  vorzunehmenden  Collaudirung 
der  von  einer  Bauunternehmung  hergestellten  Arbeiten  haben 
sich  die  Organe  der  General-lnspection  nur  insoweit  zu  be- 
theiligen, als  dieselbe  mit  der  Staatsgarantie  zusammenhängt. 
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SiaatUche  CoUauäirung  für  alle  Bahnen. 

Die  aiUcmeine  staatliche  Collaudirun^  ist  sofort  nach 
Vollendung  der  Rauten  durchzuführen  und  kann  nach  dem 
Ermessen  der  Gencral-inspeclion  auch  streckenweise  vor- 
genommen werden. 

Der  Collaudirungscommissär  hat  sich  zu  überzeugen,  io- 
soferne  dies  nicht  schon  während  des  Baues  geschehen  ist, 

a)  ob  alle  in  den  gcnchniirrten  Prajecten,  insbesondere  in 
der  Erledigung  des  Bcgehungsprotokolles  in  Aussiclit  genom- 
menen, beziehungsweise  vorgeschriebenen  Herstellungen  zur 
Ausführung  gelangt  sind.  In  dieser  Beziehung  hat  er  insbesondere 
den  Uebergabsa(5t  rikksichtlich  der  hergestellten  Gommunica- 
tionen,  Wasserläufe  und  feuersicheren  Herstellungen  an  die 
betretenden  hiteressenten  von  der  Gesellschaft  abzuverlangen, 
und  im  Falle  eine  solche  Uebergabe  nicht  stattgefunden  hätte, 
dieselbe  durch  die  politische  Localbehörde  zu  veranlassen  und 
dafür  zu  sorgen,  dass  dieser  Behörde  die  nothwendigen  Behelfe 
von  Seite  der  Gesellschaft  unverweilt  übergeben  werden; 

bj  ob  die  für  das  Unternehmen  bestimmten  GrundÜächen 
demselben  auch  thatsächlich  übergeben  wurden,  und  ob  die 
entsprechenden  Vorkehrungen  zur  Vermarkung  derselben  und 
für  die  Steuerumschreibung  eingeleitet  sind; 

c)  ob  die  ausgeführten  Bauten  in  Rücksicht  auf  die 
öffentliche  Sicherheit  (nicht  in  Rücksicht  auf  ihre  Ökonomische 
Erhaltung)  die  nöthige  Gewähr  bieten; 

d)  ob  im  Interesse  der  Sicherheit  etwa  noch  weitere 
Herstellungen  geboten  wären  (z.  B.  Entwässerung  oder  Ab- 
fiachung  von  Dammböschungen,  Herstellung  von  Futtermauern, 
Uferschutzbauten  u.  s.  w. 

Staatliche  Collaudirung  bei  garantirten  Bahnen. 

Bei  garantirten  oder  subventionirten  Bahnen  ist  die  staat- 
liche Collaudirung  noch  auszudehnen  auf  die  Erwägung,  ob  die 
Aufhebung  der  bei  der  Betriebseröffnung  etwa  ausgesprochenen 
Aussciiliessung  einzelner  Bauwerke  aus  dem  Genüsse  der 
Zinsengarantie,  oder  aus  der  Hetriebsrechnung,  oder  aus  beiden 
zulässig  ist,  und  ob  die  Rückerstattung  der  Caution  oder  die 
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Auszahlung  der  BaurÜcklSsse  an  den  Bauunternehmer  statt- 
finden könne.  Selbstverständlich  hat  sich  die  staatliche  CoUau- 
dirung  damit  zu  befassen,  ob  die  Bahn  in  allen  Theilen  mit 
möglichster  Rücksicht  auf  Schonung  des  Bahnerhaltungs-  und  • 
Betriebsconto  hergestellt  sei. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  können  je  nach  Umst&nden 
nachstehende  Mittel  in  Anwendung  kommen: 

a)  Behebung  der  Mängel,  wobei  es  sich  jedoch  zur  Ver- 
meidung einer  zeitraubenden  und  auch  kostspieligen  Super- 
collaudirung  in  vielen  Fällen  empfehlen  wird,  die  HauptcoUau- 
dirung  erst  vorzunehmen,  nachdem  man  sich  vorläufig  Über- 
zeugt)  dass  derselben  keine  ernsten  Bedenken  im  Wege 
stehen. 

b)  Bewerthung  des  Mangels  und  Einzahlung  des  betreffen- 
den Betrages  durch  den  Bauunternehmer  in  einen  Reservefonds, 

behufs  späterer  Bauherstellungen  oder  Anschaffungen,  welcher 
Vorgang  insbesondere  dann  einzutreten  haben  wird,  wenn 
gewisse  in  einem  Paiischalvertrag  vorgesehene  Herstellungen 
gar  nicht  zur  Ausfuhrung  gelangten  und  deren  Ausliihrung  in 
der  That  nicht  als  dringlich  erscheint. 

c)  Bewerthung  des  Mangels  und  Einzahlung  des  betreffen- 
den Betrages  durch  den  Bauunternehmer  oder  aus  dem  gesell- 
schaftlichen Baucapital  zu  Gunsten  der  ßetriebsrechnung,  sei 
es  als  Betriebseinnahme  oder  als  Herabminderung  der  Betriebs- 
auslagen, wobei  bemerkt  wird,  dass  dieser  Vorgang  insbesondere 
dann  geboten  ist,  wenn  der  Mangel,  falls   er  belassen  wird, 

•  lediglich  früher  oder  spiiter  eine  Mehrbelastung  der  Betriebs- 
unterneimiung  nach  sich  ziehen  würde.  (Ein  Beispiel  dieser 
Art  bietet  ein  aus  undauerhaftem  Holze  hergestellter,  jedoch 
vorderhand  dienstfähiger  Fussboden.  Es  ist  offenbar  ökonomisch 
richtiger,  denselben  nicht  vorzeitig  aufzureisscn,  sondern  seine 
naturgemässe  Auswechslung  abzuwarten,  die  Betriebsrechnung 
aber  durch  eine  Einzahlung  schadlos  zu  halten.  Allerdings 
kann  der  Umstand  eintreten,  dass  die  Entschädigung  ein 
anderes  Betriebsjahr  trifft,  als  die  Mehrbelastung.) 

In  den  CoUaudirungs-  und  Supercollaudirungsberichten 
sind  selbstverständlich  nur  diejenigen  Mängel  aufzuführen, 
bestinunten  Anträgen  Anlass  geben,  als: 
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a)  Behebung  in  natura; 

b)  Geldabzüge; 

c)  Nichtauszahlung  einer  Caution  oder  eines  Rücktasses; 
ä)  weiterer  Ausschluss  der  Erhaltungskosten  aus  der  Be- 

tnebsrechnung. 

An  das  Handelsministerium  sind  die  betreffenden  Collau- 
dirungsacten  erst  dann  zu  leiten,  wenn  alle  im  eigenen  Wir- 
kungskreise der  Gcneral-Inspection  zu  behebenden  Mängel 
wirklich  behoben  sinJ,  und  wenn  als*)  der  Anrrai;  auf  ganze 
oder  thcuweise  Rückzaluuni;  der  Cau;iun  uuJ  auf  rückhalts- 
lose  Anwendung  der  Staatsgarantie  gestellt  werden  kann;  — 
oder  wenn  liie  l^chcbung  der  Mängel  nur  durch  die  Ingerenz 
des  Handelsministeriums  erreichbar  erscheint. 


Eine  beson d e re  Vorschritt  besteht: 

a)  Hinsichtlich  der  Collaudirung  der  feuersicheren 
Herstellungen.  Diese  Collaudirung  erfolgt  in  der  Regel  durch 
einen  Vertreter  der  pohtischen  liczirksbeh(')rde  und  falls  sich 
ein  Anstand  ergiebt,  durch  einen  Vertreter  der  Gencral-Inspcction 
und  einen  technischen  Vertreter  der  politisclien  I .anticsbehorde. 
Der  Colhuidirungsbefund  wird  der  pjahnuntcrnchmung  im 
ersteren  Falle  unmittelbar,  im  letzteren  Kalle  eventuell  nach 
eingeholter  Entscheidung  des  Handelsministeriums  von  der 
politischen  Landesbehörde  ausgefolgt. 

b)  Hinsichtlich  derColiaudirungderBrückcn  (Brücken- 
probe). Die  Erprobung  der  eisernen  und  hölzernen  Bahnbrücken 
erfolgt  auf  Grund  der  Verordnung  vom  30.  August  1870,  ^ 
falls  nicht  die  besonderen  Genehniigungsbedingungen,  insbe- 
sondere bei  Secundärbahnen,  ein  theilweises  Abgehen  davon 
bedingen. 

Die  Vornahme  der  Brückenproben  geschieht  durch  die 
General-Inspection  über  Einschreiten  der  Bahnunternehmung. 

Ueber  das  Resultat  der  Erprobungen  wird  ein  Protokoll 
in  zweifacher  Ausfertigung  aufgenommen,  deren  eine  der  Bahn- 
unternehmung ausgefolgt  wird. 

Inwieferne  die  erbauten  Weg-  und  StrassenbrQcken  (Ober« 
fahrten)  zu  erproben  sind,  wird  nach  Massgabe  der  Genehmi- 
gUQgserlässe  von  der  General-Inspection  entschieden. 
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Mit  Ausnahme  ckr  Collaudirungen  der  feuersicheren  Her- 
stellungen und  der  ]>ahiibrückcn,  welche  der  Betriebserötfnung, 
beziehungsweise  soweit  es  sich  um  die  feuersicheren  Herstel- 
lungen handelt,  auch  schon  der  Einführung  des  provisorischen 
Locomotivbctriebes  zum  Zwecke  der  Einleitung  von  Material- 
und  Arbeitertransporten,  oder  der  Dienstziige  vor  der  Bahn- 
erötfnung,  voranzugehen  haben,  kann  die  Coilaudiruug  auch 
nach  der  Betriebserötfnung  erfolgen. ') 

Zur  Ertheilung  der  Bewilligung  der  Einfüi7rung  des  provi- 
sorischen Locomotivbetriebes  ist  die  General- Inspectioa  der 
österreichischen  Eisenbahnen  berufen. 

Zu  diesem  Behüte  hat  die  Bahnunternehmung 

a)  das  für  die  Durchführung  dieses  Betriebes  bestellte 
verantwortliche  Organ  namhaft  zu  machen; 

b)  den  Nachweis  der  Collaudirung  der  feuersicheren 
Herstellungen  in  der  fraglichen  Strecke  beizubringen; 

c)  falls  die  Brückenproben  noch  nicht  vorgenommen 
sind,  das  Gewicht  der  provisorisch  zu  verwendenden  Locomo- 
tiven  bekanntzugeben. 

Genehmigt  die  General- Inspection  den  provisorischen 
Locomotivbetrieby  so  hat  sie  gleichzeitig  die  politische  Landes- 
behörde von  den  vorgeschriebenen  Bedingungen  in  Kenntniss^) 
zu  setzen. 

Technisch-poli:^eiliche  Prüfung,  ^) 

Nach  Vollendung  einer  neuen  Bahnhnie  oder  Strecke  hat 
die  Eiscnbahnunternehmung  um  die  Vornahme  der  technisch- 
polizeilichen Prüfung  anzusuchen  und  dem  Gesuche  das  General- 
Liingenprofil,  das  Special- Langenprofil,  die  Detailkarte  und  die 
Geleisplane  in  vollkommener  Übereinstimmung  mit  der  Aus- 
führung beizuschliessen. 


1)  Vergl.  §  27  der  Projectsverfassungs-Verordnung  (Beilage  IX, 
pag.  132  j. 

Vergl.  §  2ö  der   Projectsverfassuugs- Verordnung  (Beilage  IX, 
pag.  132). 

')  Vergl.  §  80,  31  der  Projectsverfassungs -Verordnung  (Beilage  IXt 
pag.  133). 
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Die  technisch-polizeiliche  PrÖfunt:  muss,  besonders  drin- 
gende und  zu  rechltertii;cnde  Falle  ausgcnürameiij  niinJebicns 
fünf  Tage  vor  der  beabsichtigten  Erurfnung  des  Betriebes  vor- 
genonimen  werden. 

Die  Commission  besteht  aus  zwei  Vertretern  der  General- 
Inspection  der  üsterreichischen  Eisenbahnen  und  einem  Ver- 
treter der  politischen  Lundebbeliürde.  Die  Leitung  der  Com- 
mission steht  einem  der  beiden  Vertreter  der  General- 
Inspection  zu. 

Die  Prüruni^scommission  hat  sich  auf  Grund  des  §  2  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  10.  November  1  "<51,  R,  G. 
ßl.  Nr,  1  ex  185"2,  zu  ülierzeugcn,  ob  auf  der  zu  erörtnenden 
Bahn  ein  regelmassiger,  ungestörter  und  sicherer  Betrieb  mit 
vollem  Grunde  erwartet  werden  kann. 

Sie  hat  daher  insbesondere  zu  constatiren: 

a)  dass  die  Bahn,  und  die  dazu  gehörigen  Gebäude 
den  diesfälligen  Sicherheits-  und  Sanitätsgesetzen  und  Vor- 
schriften entsprechend  gebaut  erscheinen,  und  dass  die  Bahn 
mit  den  vorschriftsmüssigen  Signalmitteln  ausgerüstet  sei; 

b)  dass  die  Bahn  mit  den  nöthigen  Fahrbetriebsmittela 
ia  gehöriger  Beschaffenheit  und  Menge  versehen  sei; 

c)  dass  für  die  Erfordernisse  zur  Verhütung  von 
Unglücksfällen  die  nöthige  Vorsorge  getroffen  sei; 

ä)  dass  die  bei  etwa  eintretenden  Unglücksfällen  zur 
Unterstützung,  Rettung  und  Abwendung  grösserer  Ge- 
fahren  dienlichen  Mittel  in  hinreichender  Menge  und  gehöriger 
Beschaffenheit  vorbanden  seien; 

e)  dass  die  Bahn  mit  den  zu  einem  geordneten  Betriebe 
nöthigen  gehörig  qualificirten  Angestellten  (Beamten  und 
Dienern)  versehen  sei  und  dass  dieselben  bereits  die  nöthigen 
Dienstesvorschriften  und  Instructionen  erhalten  haben;  sie  hat 
sich  weiterhin  durch  Acteneinsicht  zu  Überzeugen,  dass  die 
feuersicheren  Herstellungen,  sowie  etwaige  Sicherungsbauten 
in  Bergwerken  vollendet  sind  und  dass  die  vorschriftsmässigen 
Brückenproben  ein  befriedigendes  Resultat  geliefert  haben. 
Der  Bauzustand  der  einzelnen  für  die  Militärverwaltung  zu 
leistenden  Herstellungen  ist  in  dem  CommissionsprotokoUe 
ausdrücklich  zu  erwähnen. 
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Ausserdem,  jedoch  nur  bei  garantirten  Eisenbahnen,  treten 
CoUaudirungsfragen  in  2sweifacfaer  Richtung  auch  an  die  tech- 
nisch-polizeiliche PrQhingscommission  heran.  Letztere  hat 
nSmlich,  womöglich  im  Einvernehmen  mit  dem  gesellscbaft-* 
liehen  Vertreter:  * 

1.  einen  besonderen  Antrag  zu  stellen  über  den  Betrag, 
welcher  nach  Massgalc  der  i  uckstiindigen  Leistungen  von  der 
mit  dem  Eruiliuingstage  in's  Leben  tretenden  Reinertragsgarantie 
bis  zum  Zeitpunkte  der  concessionsmassigen  Vollendung  des 
Baues  und  der  Betriebsausrüstung  in  Abzug  zu  bringen  wäre; 

2.  diejenigen  Strecken  oder  Bauwerke  zu  bezeichnen, 
deren  Erhaltungskosten  vorläufig  und  bis  zu  ihrer  Vollendung, 
beziehungsweise  Collaudirung  aus  dem  Baufonds  zu  bestreiten 
sind  und  die  Betriebsrechnong  nicht  belasten  dürfen.  Letztere 
Ausschliessung  wird  insbesondere  für  nicht  gehörig  beschotterte 
Gcleisstrecken,  für  unvollendete  Böschungen,  Gräben  und  Ein- 
schnitte einzutreten  haben. 

Betriebseröffnung, 

Nur  dann,  wenn  das  Ergebniss  der  technisch-polizeilichen 
Prüfung  ein  günstiges  Resultat  ergeben  hat,  kann  die  Eröffnung 
des  Betriebes  auf  Grund  eines  besonderen  Benützungs- 
(ErÖffn u ngs-,  Betriebs-)  Consenses  erfolgen. 

Den  Eröffnungeonsens  ertheilt  über  Antrag  der  Gom- 
mission  der  Handelsminister. 

Abgesehen  von  den  feuersicheren  Herstellungen  erfolgt 
der  Benützungsconsens  stets  nur  unter  dem  selbstverständ- 
lichen Vorbehalte  der  Collaudirung,  sei  es,  dass  diese  bereits 
theilweise  oder  ganz  durchgeführt,  oder  noch  ausständig  sei. 

Falls  zur  Zeit  der  Bahneröffnung  eine  bedungene  Stations- 
zufabrtsstrasse  nicht  im  fahrbaren  Zustande  hergestellt  ist, 
kann  die  betreffende  Station  bis  auf  Weiteres  von  der  Eröff- 
nung ausgeschlossen  werden.^) 

bj  Verlahrcn  in  Ansehung  von  Erweiterungsbauten. 

Wenn  auf  einer  im  Baue  befindlichen  oder  bereits  im 
Betriebe  stehenden  £tsenbahn  Um-  oder  Zubauten  ausgeführt 

1)  Vergl.  §  31  der  Pro)ectsyerfassungs-Verordnung  (Beit.  IX,  pag.  134). 
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werden  sollen,  so  ist  zu  uatei .schciJca,  ob  durch  die  Ver- 
änderung die  Landverkehrsverhältnisse  oder  die  Wasserläufe 
oder  ob  Bergwerke  berührt  werden  und  ob  hierzu  die  Inanspruch- 
nahme fremden  Eigenrhums  erforderlich  ist. 

Werden  Landverkehrsverhältnisse  oder  Wasserläufe  oder 
Bergwerke  beeinftusst,  so  ist  unter  allen  Umständen  eine  poli- 
tische Begehung  abzuhalten.  Ist  damit  eine  Enteignung  ver- 
bunden, so  ist  genau  nach  den  §§  12  bis  17  der  Verordnung 
vom  25.  Januar  1879')  vorzugehen.  Handelt  es  sich  dagegen 
um  eine  derartige  Bauherstellung  ohne  Enteignung,  so  wird 
das  Project,  beziehungsweise  der  Vorschlag  nicht  in  den  Orts- 
gemeinden, sondern  nur  acht  Tage  lang  in  den  Bezirkshaupt- 
mannschaften aufgelegt,  die  Verhandlung  aber  von  der  Gom- 
niission  (§  15)  nicht  am  Sitze  der  Landesbehörde,  sondern 
an  Ort  und  Stelle  durchgeführt. 

Kommen  keine  Wege  und  Wasserläufe  oder  Bergwerke 
in  ßetracht,  so  entfällt  die  politische  Begehungscommission 
und  es  ist  in  Betrelf  der  Grundeinlösung  nach  §  21  des  Ent- 
eignungsgesetzes vorzugehen.  Demnach  hat  die  Eisenbahn- 
Unternehmung  unter  Bezeichnung  des  Gegenstandes  und  des 
Enteigneten^  sowie  unter  Beibringung  der  zur  Identificirung 
des  Gegenstandes  erforderlichen  Belege,  ferner  unter  Darlegung 
der  Gründe  des  Bedarfes  das  Ansuchen  bei  der  politischen 
ßezirksbehörde  ZU  stellen,  in  deren  Bezirke  der  Gegenstand 
liegt,  in  Ansehung  dessen  die  Enteignung  durchgeführt  werden 
soll.  Die  politische  Behörde  erster  Instanz  hat  hierüber  unter 
Zuziehung  der  beiden  Parteien  eine  Verhandlung  anzuordnen. 

Das  weitere  Enteignungsverfahren  findet  in  der  gleichen 
Weise  statt,  wie  es  bezüglich  neuer  Bahnlinien  durchzuführen  ist. 

Sind  endlich  weder  Wege,  Wasserläufe  und  Bergwerke 
berührt,  noch  Enteignungen  nothwendig,  so  kann  die  Genehmi- 
gung auch  ohne  Ix>calcommission  erfolgen. 

Die  Ertheilung  des  BenÜtzungsconsenses  für  Erweitern ngs- 
oder  Emeuerungsbauten  auf  im  Betriebe  stehenden  Privat- 
bahnen ist  Sache  der  General-Inspection  der  Österreichischen 
Eisenbahnen.  Diese  Behörde  hat  von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden, 


1)  Vergl.  Beilage  IX,  pag.  124—129 
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ob  sie  einen  vürherigen  Local- Augenschein  für  noth wendig 
hält,  wofern  der  Genehmigungserlass  des  in  Frage  stehenden 
Bauprojectes  nicht  schon  eine  aut  den  ßenützungsconsens 
bezügliche  Bestimmung  enthält. 

Schleppbahnen,  weiche  in  öffenthche  Buiinen  einmünden, 
werden  in  Ansehung  des  Bau-  und  ßenützungscunsense  -  sowie 
der  diesen  Bewilligungen  vorausgehenden  Anitiliandlungen 
L^Hcich  den  Um-  oder  Zubauten  zu  einer  in  Betrieb  betindlichen 
ütlentlichea  Bahn  behandelt. 

c)  Verfahren  im  Falle  von  Betriebsstörungen  auf  im  Betriebe 

befindlichen  Bahnen. 

Wenn  bei  einer  im  Betriebe  stehenden  Eisenbahn  zur 
Beseitigung  oder  Verhütung  einer  Betriebsunterbrechung  drin- 
gende Vorkehrungen  zu  treften  sind,  welche  die  Ausübung 
des  Enteignungsrechtes  nothwendig  machen,  so  kann  * —  ohne 
der  Entscheidung  des  Handelsministeriums,  beziehungsweise 
der  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  in  Betreff 
der  definitiven  Vorkehrungen  vorzugreifen  —  ein  abgekürztes 
Verfahren  unter  Anwendung  der  folgenden  Bestimmungen 
stattfinden. 

Die  Einleitung  der  Verhandlung  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung des  Gegenstandes  und  Umfanges  der  Enteignung  ist 
mit  Beobachtung  der  Vorschriften  des  §  21  des  Enteignungs- 
gesetzes bei  der  politischen  Landesbehörde  anzusuchen. 

Diese  bestimmt  den  Leiter  der  unter  Zuziehung  der 
Parteien  vorzunehmenden  Verhandlung,  welcher  unmittelbar 
nach  deren  Beendigung  das  Enteignungserkenntniss  zu  fällen  hat. 

Ein  gegen  dieses  Erkenntniss  ergriffener  Recurs  hat  keine 
aufschiebende  Mrirkung. 

Die  Eisenbabnunternehmung  kann  unter  Nachweisung 
der  Einleitung  der  eben  bezeichneten  Verhandlung  bei  dem 
zuständigen  Bezirksgerichte  um  die  Feststellung  der  Entschä- 
digung ansuchen. 

Die  Einleitungen  fOr  die  zum  Zwecke  der  Feststellung 
der  Entschädigung  vorzunehmenden  Erhebungen  sind  so  zu 
treffen,  dass  dieselben  womöglich  an  dem  für  die  Verhandlung 
über  den  Gegenstand  und  Umfang  der  Enteignung  bestimmten 
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Tage  stattfinden  und  der  Ffillung  des  Enteignungserkenntnisses 
unnuttelbar  nachfolgen  können. 

Das  Gericht  ist  bei  Bestellung  der  Sachverständigen  an 
die  für  Eisenbahnzwecke  aufgestellte  Jahresliste  nicht  gebunden. 

Rechtsmittel. 

Da  nach  den  Bestimmungen  der  §§  2  und  10  des  Eisen - 
bahn-Concessionsgesetzes  und  der  §§  4,  15,  16,  17  (Abs.  4) 
und  19  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1870')  die  Risen- 
bahnbauten  als  Ganzes  aufzufassen  sind,  und  die  Entscheidung 
über  die  Zulässigkeit  oder  ünzulässigkeit  von  Anlagen  und 
Bauführungen  mit  Ausschluss  eines  jeden  Instanzenzuges 
durch  das  Handelsministerium  zu  erfolgen  hat,^)  so  kann 
gegen  Entscheidung  desselben  und  selbstverständlich  auch  in 
dem  Falle,  als  die  Entscheidung  im  übertragenen  Wirkungs- 
kreise durch  eine  andere  Behörde  (Landesbehörde,  General- 
Inspection  der  Österreichischen  Eisenbahnen,  Generaldirection 
der  Österreichischen  Staatsbahnen)  erflossen  ist,  gegen  diese  nur 
eine  Vorstellung  an  das  Hundeisministerium  (verkörpert  durch 
den  Minister)  platzgreifen.  Ausserdem  steht  es  Demjenigen, 
der  in  der  Entscheidung  eine  Gesetzwidrigkeit  erblickt,  frei, 
binnen  60  Tagen  vom  Tage  der  Zustellung  der  Entscheidung 
in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  22.  October  1875,  R.  G.  Bl. 
Nr.  36  de  1876  (§  14),  die  Beschwerde  beim  Verwaltungs- 
gerichtshofe einzubringen,  welche  jedoch  keine  aufschiebende 
Wirkung  hat. 

Der  Ausschluss  des  Instanzenzuges  —  gerechtfertigt  durch 
das  dem  Eisenbahnwesen  innewohnende Bedürfniss  der  Schnellig- 
keit, auf  dessen  Befriedigung  die  Eisenbahnunternehmung  und 
die  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Dritten  gleichmässig  Anspruch 
haben,  sowie  durch  die  Genauigkeit  und  den  Umfang  der  einer 
Entscheidung  vorausgehenden  Erhebungen  und  Prüfungen  — 
ist  übrigens  nur  ein  formeller,  da  bei  den  commissionellen 
Untersuchungen,  sowie  bei  den  Anträgen  und  Beschlüssen  der 

0  V«rgl.  Beilage  III,  pag.  86,  40;  Beilage  IX,  pag.  122,  127, 128, 129. 
>)  Vergl.  Entsch.  des  V.  G.  H.  vom  11.  Januar  1884,  Z.  74  (Sammlung 
Budwinski,  Band  VlII,  Nr.  1988,  pag.  (29). 
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Commissionea  gleichzeitig  die  Vertreter  der  unteren  Instanten 
(politische  Landes-  und  Bezirksbehörde  mit  den  technischen 
Beirflthen)  intervenirea  und  ihre  Anschauung  zum  Ausdrucke 
zu  bringen  berufen  sind. 

Selbstverständlich  entspricht  es  aber  dagegen  nur  den 
Forderungen  des  Rechtsstaates,  dass  in  dem  Falle,  als  Behörden 
im  eigenen  Wirkungskreise  (z.  B.  Landesbehörden  bei  nicht 
in  öffentliche  Bahnen  einmündenden  Schleppbabnen)  einen 
Spruch  gefällt  haben,  der  Recurs  an  das  Ministerium  offen 
stehen  muss,  auch  wenn  ein  Recursrecht  nicht  ausdrücklich 
eingeräumt  worden  ist. 

d)  Das  Verfahret»  zum  Zwecke  der  Anlegung  der  Eisenbahn» 

bOcher. 

Das  Gesetz  vom  19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  hat 
die  Sonderstellung  der  Eisenbahnen,  welche  dieselben  in  Folge 
ihrer  Eigenartigkeit  in  Bezug  auf  öffentliche  Bücher,  welche 
zur  Stabilisirung  der  Rechtsverhältnisse  bestimmt  sind,  über- 
haupt einnehmen,  auch  in  dem  Verfahren,  das,  sonst  dem 
Tabularverfahren  nachgebildet  ist,  zum  Ausdrucke  gebracht. 

Zunächst  wurde  in  Bezug  auf  die  Anlegung  und  Führung 
des  Etsenbahnbuches  ein   besonderer  Gerichtsstand  in  der  . 
Weise  geschaffen,  dass  hierzu  berufen  sind:^) 

1.  Für  Bahnen,  welche  nicht  die  Grenzen  eines  Landes 
fiberschreiten,  der  Gerichtshof  erster  Instanz,  welcher  sich  am 
Sitze  der  politischen  Landesbehörde  befindet; 

2.  für  Bahnen,  welche  durch  mehr  als  ein  Land  geführt 
werden,  derjenige  Gerichtshof  erster  Instanz  am  Sitze  der  po- 
litischen Landesbehörde  eines  dieser  Länder,  bei  welchem  die 
Unternehmung  um  die  Errichtung  der  Einlage  einschreitet. 

Zerfällt  der  ßalinbcsitz  einer  Unternehmung;  iii  mehrere 
büchcrhchc  Einheiten,  welche  nach  den  vorbteliciKlcii  Ijcstini- 
mungen  in  die  Eisenbahnbücher  verschiedener  Gerichtshöfe 
einzutragen  wären,  so  bestimmt  das  Handelsministerium  nach 
Anhörung  der  Unternehmung  denjenigen  unter  diesen  Gerichts- 
höfen, bei  welchem  die  Einlagen  flir  alle  der  Unternehmung 
gehörigen  bücherlichen  Einheiten  zu  errichten  und  zu  führen  sind. 

1)  VergX,  Beilage  VII  (§§  10  und  11),  pag.  86  und  87. 
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Der  Gerichtshof^  bei  welchem  eine  Eisenbahneinlage  er- 
richtet wirdy  ist  vom  Tage  der  Eröffnung  der  vorläufigen 
Einlage  in  allen  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  bOcher- 
licbe  Einheit,  für  welche  die  Einlage  errichtet  wurde,  als 
Ganzes  beziehen,  als  Realinsranz  zuständig. 

In  Ansehung  derjenigen  Angelegenheiten,  welche  sich  nur 
auf  einzelne  Eisenbahngrundstücke  beziehen,  beginnt  die  Zu- 
stfindigkdt  dieses  Gerichtshofes  als  Realinstanz  erst  mit  dem 
Tage,  an  welchem  die  Eisen  bah ngrundstücke  in  die  Eisenbahn- 
einlage  aufgenommen  werden. 

Das  Verfahren  zerfallt  in  zwei  nach  aussen  hin  kenntliche 
AbschirtLc:  Die  Krrichtuiip;  cuici  vorläufigen  Einlage 
Liiui  Jie  Umwandlung  der  vorläufigen  Einlage  in  eine 
dciinitive. 

Die  Rilduni^  vorläufiger  Einlagen  hatte  im  Zeitpunkre  des 
Inkrafttretens  des  Kisenbahnbüchergesetzes  den  Zweck,  die 
bücherliche  Sicherstellung  der  Rechte,  welche  an  den  im  Be- 
triebe befindlichen  Bahnen  bestehen,  möglichst  bald  zu  er- 
mögiichen,  und  dient  gegenwärtig  dazu,  eine  Grundlac:e  für 
die  Erwerbung  bücherlicher  Rechte  an  den  in  der  Entstehung 
begriffenen  Bnlmen  zu  bieten. 

Die  detiniuve  Einlage  stellt  den  Gesammlbesitz  dar,  welcher 
2ur  bücherlichen  Einheit  gehört. 

a)  Vorläufige  Einlage. 

Die  Unternehmung  hat  das  Ansuchen  um  die  Eröffnung 
einer  vorläufigen  Einlage  binnen  drei  Monaten  nach  der  Be- 
stimmung der  Bahnrichtungy  welche  das  einzige  Mittel  zur 
Identificirung  des  Objectes,  für  welches  die  Einlage  errichtet 
werden  soll,  bildet,  an  den  zuständigen  Gerichtshof  zu  richten 
(§  12).  0 

Der  Eintritt  dieser  Verpflichtung  wird  durch  den  Umstand 
nicht  gebindert,  dass  bezüglich  einzelner  zu  der  bücherlichen 
Einheit  gehörigen  Theilstrecken  in  Folge  der  behufs  endgiltiger 
Feststellung  der  Trace  schwebenden  Verhandlung  die  Möglich- 
keit der  Berührung  eines  oder  des  anderen  im  Bereiche  einer 

1)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  87. 
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Variante  gelegenen  Bezirksgerichtssprengeis  durch  die  Bahn 
nicht  ausgeschlossen  ist. 

Dem  Gesuche  um  Eröffnung  einer  vorläufigen  Einlage 
sind  beizulegen: 

1.  Eine  vom  Handelsministerium  oder  in  dessen  Auftrage 
ertheilte  Bestätigung  über  die  Richtung  der  Balm  und  über 
die  hierdurch  bedingte  Zuständigkeit,  sowie  darüber,  dass  die 
Bahn  nach  §  1  des  Gesetzes  einen  Gegenstand  des  Eisenbahn- 
buches zu  bilden  hat; 

2.  eine  die  Bahnlinie  veranschaulichende  Uebersichiskarte, 
aas  weicher  die  durch  die  Bahn  berührten  Bezirksgerichts- 
sprengel  zu  entnehmen  sind,  nebst  einem  Verzeichnisse  dieser 
Bezirksgerichte; 

3.  diejenigen  Urkunden,  welche  erforderlich  sind,  um  die 
Bildung  der  bücherhchen  Einheit  und  die  der  Unternehmung 
in  Beziehung  auf  diese  bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechte 
beurtheilen  zu  können  (Concessionsurkunde,  Statuten  u.  dgL). 

Von  den  unter  Zahl  8  bezeichneten  Urkunden  sind  sowohl 
die  Originale,  als  einlache  Abschriften  (Abdrücke)  vorzulegen 

(§  18);') 

Hierbei  ist  durch  die  der  Eisenbahnunternehmung  bei- 
gegebenen RegierungscommtssSre  dafür  zu  sorgen: 

a)  dass  von  Seite  der  Bahnuntemehmungen  das  Ansuchen 
um  Ertheilung  der  dem  Gesuche  um  Eröffnung  einer  vor> 
läufigen  Einlage  beizulegenden  Bestätigung,  welche  übrigens 
bezüglich  der  Zuständigkeit  nur  mit  Vorbehalt  der  den  Ge- 
richten zustehenden  Entscheidung  über  die  Bildung  der  bücher- 
lichen Einheit  abgegeben  werden  kann,  dem  Handelsministerium 
rechtzeitig  vorgelegt  werde,  dass  in  diesem  Ansuchen  nebst 
der  Hauptbahn  auch  alle  einen  Gegenstand  des  Eisenbabn- 
buches  ausmachenden  Zweigbahnen  angeführt,  und  dass  die 
zur  Beurtheilung  der  zu  erstattenden  Anträge  etwa  erforderlichen 
Behelfe  beigebracht  werden; 

b)  dass  die  zur  Beurtheilung  der  Rechte,  welche  der 
Unternehmung  in  Bezug  aui  die  bücherliche  Einheit  zustehen, 
erforderlichen  und  insbesondere  die  eine  Beschränkung  dieser 


1)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  87. 
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Rechte  durch  ein  EinlÖsungs-  oder  Heimfallsrecht  des  Staates 
enthaltenden  Urkunden,  einschliesslich  der  darauf  bezüghchen 
im  Nachhangt;  der  C(>ncc>t>u)iibui kuuJcn  abgeschlossenen  Ver- 
träge und  Uebereinkomraen  vollständig  dem  Gesuche  an- 
geschlossen werden. 

Zur  Kenntniss  des  Handelsministeriums  sind  zu  bringen; 

1.  Die  vollzogene  Ueberreichung  des  Gesuches  um  Er- 
ürinung  einer  vorlautigen  Einlage,  beziehungsweise  der  etwa 
erfolglos  eingetretene  Ablauf  der  hierzu  bestimmten  gesetz- 
lichen Frist; 

2.  die  vom  Gerichtshöfe  bewilligte  Eröffnung  der  vor- 
iäuhgen  Einlage; 

3.  der  Umstand,  dass  die  Eintragung  des  iem  Staate  zu- 
stehenden EinlÖsungs-  oder  Heimfallsrechtes  nicht  in  der  Weise 
bewilligt  wurde,  die  der  Regierungscommissär  für  begrün  iet 
erachtet,  oder  dass  demselben  eine  besondere  Vorkehrung  zum 
Schutze  staatlicher  Interessen  erforderlich  scheint.  (Die  letztere 
Anzeige  ist  unabhängig  von  der  zufolge  der  Ausführungs- 
verordnung stattfindenden  gerichtlichen  Zustellung  des  Ein- 
tragungsbescheides an  die  Finanzprocuratur  und  von  der  dieser 
letzteren  zum  Schutze  des  Staatsschatzes  obliegenden  Amts- 
handlung zu  erstatten). 

Erkennt  sich  der  Gerichtshof  als  zuständig  und  wird  das 
Gesuch  ordnungsgemäss  befunden,  oder  werden  die  etwa 
wahrgenommenen  Mängel  beseitigt,  so  hat  der  Gerichtshof 
eine  vorläufige  Einlage  zu  errichten. 

Hierbei  wird  nun  an  Stelle  der  ersten  Abtheilung  des  Bahn- 
bestandblattes die  beigebrachte  Bestätigung  Über  die  Richtung 
der  Bahn  .nebst  der  Uebersichtskarte  eingelegt,  und  wird  in 
dem  Eigentbumsblatte  die  der  Unternehmung  auf  das  Ganze 
der  zu  bildenden  bücherlichen  Einheit  zustehenden  Rechte 
mit  den  aus  den  vorgelegten  Urkunden  sich  ergebenden  Be- 
schränkungen eingetragen.') 

Die  beigebrachten  einfachen  Abschriften,  deren  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Originalen  von  amtswegen  zu  bestätigen 
ist,  sind  in  der  Urkundensammlung  aufzubewahren  (§  14).^) 


1)  Verg!.  Beilage  VII,  pag.  88. 
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Der  Tag,  an  welchem  eine  vorläufige  Einlage  erotfnet 
wird,  muss  der  Unternehmung,  sowie  den  Bezirksgerichten,  die 
städtisch -delegirten  Bezirksgerichte  nicht  ausgenommen,  deren 
Sprengel  durch  die  Bahn  berührt  werden  sollen,  von  amts- 
wegea  bekanntgegeben  und  durch  ein  Edict  kundgemacht 
werden,  weiches  durch  Anschlag  am  Gerichtshause  uad  einmalige 
Einschaltung  in  die  zu  amtlichen  Kundmachungen  bestimmte 
Zeitung  des  Landes^  beziehungsweise  der  Länder,  die  durch 
die  Bahn  berührt  werden,  zu  verlautbarea  ist  (§  15). ') 

Die  in  einer  vorläufigen  Einlage  vorgenommene  Eintragung 
eines  dinglichen  Rechtes  erstreckt  ihre  Wirkung  auf  den  ganzen 
Umfang  der  bücherlichen  Einheit, 

Diese  Wirkung  beginnt  in  Ansehung  eines  einzelnen,  in 
die  Einlage  aufzuehmenden  Eisenbahngrundstückes  mit  dem 
Zeitpunkte^  in  welchem  die  Unternehmung  das  Grundstück 
erworben  hat,  wenn  sie  auch  die  erforderliche  bücherliche 
'Abschreibung  noch  nicht  erwirkt  hat. 

Die  in  der  vorläufigen  Einlage  vorgenommene  Eintragung 
hat  keinen  Einfluss  auf  den  Erwerb  und  Bestand  derjenigen 
Rechte^  welche  an  einem  Eisenbahngrundstücke  nach  der  Auf- 
nahme desselben  in  die  Eisenbahneinlage  fortzubestehen  haben. 

Auch  bleiben  diejenigen  zur  Zeit  des  Erwerbes  beste* 
henden  oder  später  entstehenden  Rechte  an  einem  Eisenbahn- 
grundstücke, deren  Aufhebung  noch  vor  der  Aufnahme  des 
Grundstückes  in  die  Eisenbahneinlage  zu  erwirken  ist,  bis  zu 
dieser  Aufhebung  unberühn  (§  17)."^) 

Diese  Bestimmungen,  welche  die  Rechtsfolgen  einer  Ein- 
tragung sehr  wesentlich  ausdehnen,  haben  ihre  Begründung 
darin,  dass  eine  vorläufige  Eiseubahneinlage  noch  keine  Aus- 
kunft über  die  Bestandtheile  des  Gniii dbachskörpers  gewährt, 
und  deshalb  auch  bei  der  Geltendmachung  ciiics  eingetragenen 
Rechtes  das  Object  desselben  nicliL  durch  das  ötTeiuliclic  Buch, 
sondern  nur  in  anderer  Weise  festgestellt  werden  kann,  da 
die  Grundstücke,  auf  welche  die  Eintragungen  ihre  Wirkung 
äussern  sollen,  erst  erworben  werden  müssen. 

n  N'crgl.  Beilage  VII,  pag.  88. 
2)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  89. 
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ß>  Definitire  Einlage. 

1.  Ermittlung  der  Eiscnbahnyru  nJsiücke. 

Die  Umwandlung  der  vorläufigen  Einlage  in  eine  definitive 
setzt  die  Ermittlung  der  Eisenbahngrundstücke  im  Wege 
der  behördlichen  Erhebung  voraus. 

Die  Einleitung  der  Erhebungen  zum  Zwecke  der  Ermitt- 
lung der  Eisenbahngrundstücke  und  die  Aufnahme  dieser 
Grundstücke  in  eine  Eisenbahneinlage  hat  die  Unternehmung 
bei  den  zuständigen  Bezirksgerichten  anzusuchen. 

Die  Ermittlung  der  EisenbahngrundstQcke  liegt  denjenigen 
Bezirksgerichten,  die  städtisch-delegirten  Bezirksgerichte  nicht 
ausgenommen,  ob,  in  deren  Sprengel  diese  Grundstücke  ge- 
legen sind  (§  18).')  Die  hierdurch  begründete  Exemtion  vom 
Realgerichtsstande  ist  durch  den  Werth  der  Localkenntniss 
dieser  Gerichte  und  durch  die  Rücksicht  für  die  Betheiligten 
begründet. 

Die  Vorbereitungen  für  die  einzuleitenden  Erhebungen 
müssen  von  der  Unternehmung  ausgehen,  welcher  alles  hierzu 
erforderliche  Materiale  zur  Verfügung  steht.  Die  gerichtliche 
Thätigkeit  kann  erst  nach  Beendigung  der  Vorbereitungen 
beginnen.  Diese  Vorbereitungen  hat  die  Eisenbahnunterneh- 
mung  zunächst  bezüglich  jener  Bezirksgerichtssprcngel  zu  voll- 
ziehen, in  deren  Bereich  die  Revision  des  Katasters  für  alle 
von  der  Bahn  berührten  Katastralgemetnden  beendet  ist.  In 
Ansehung  der  übrigen  Bezirksgerichtssprengel  hat  das  Handels- 
ministerium zu  entscheiden,  ob  eine  Frist  bis  zur  liccudigun^ 
der  Revision  des  Katasters  (Patent  vom  23.  Dcucaiber  1817 
und  20.  Octobcr  1.S1U)  gegeben  werden  solle. 

Das  GesLicli  ist  binnen  drei  Monaten  nach  ßccnJigung 
der  Grundeinlüsung  in  dem  betrertenden  Bc/.irksgerichtssprengel 
zu  überreichen. 

Die  Grundeinlüsung  wird  im  Sinne  des  Gesetzes  nicht 
eher  als  beendigt  betrachtet  werden  können,  als  bis  die  ßahn- 
unternehniung  in  Folge  der  thatsiichlich  vollzogenen  Resitz- 
ergrcitung,  beziehungsweise  auf  Grund  freiwilliger  Uebertragung 
des  Besitzes  von  Seite  des  Vorbesitzers  oder  auf  Grund  einer 

t)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  89. 
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zwangsweise  verfügten  Einsetzung  in  den  Besitz  oder  in  die 
Benützung  des  Grundes  in  den  Stand  gesetzt  wird,  über  alle 
im  Bereiche  eines  ßezirksgerichtssprengels  gelegenen  Eisen- 
babngrundstücke  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbaues  zu  verfügen 
(auf  partielle  Einlösungen,  die  oft  bis  nach  Betriebseröffnung 
dauern,  hat  dies  keinen  Bezug). 
Dem  Gesuche  sind  beizulegen: 

1.  Nach  Katastralgemeinden  geordnete  Verzeichnisse  der 
erworbenen  Grundstücke  mit  der  Angabe  der  Katastralbezeicb* 
nung  derselben  zur  Zeit  der  Erwerbung  und  mit  Namhaft- 
machung  der  Besitzvorgänger  der  Unternehmung,  ferner  Ver- 
zeichnisse  der  mit  dem  Besitze  der  Bahn  oder  einzelner  Grund- 
stücke verbundenen  und  im  Sprengel  des  Bezirksgerichtes 
auszuübenden  dinglichen  Rechte,  endlich  der  an  den  einzelnen 
Grundstücken  haftenden  und  in  die  Etsenbahneinlage  auf- 
zunehmenden Lasten,  sowie  der  dritten  Personen  aus  dem  ge- 
theiltcn  Eigenihurae  oder  aus  dem  Miteigenthume  zustehenden 
ReeiiLc. 

AVenn  der  Besitz  der  Eisenbaliaunrc; ndimimg  iin  Kataster 
noch  nicht  nach  der  Kutaslral-Verniessungsinstruction  fde  1865^ 
§  180)  eingetragen  ist,  so  ist  dies  von  der  Eisenbahiiunter- 
nehmung  in  den  Verzeichnissen  zu  thun,  d.  h.  das  ganze  in 
einer  Katastralgeniein Je  liegende  ßahnterritorium  hat  nur  eine 
GrunJp  ircelie  zu  bilden.  Die  in  dieser  Weise  gebildeten  Par- 
ccllen  sind  mit  den  auf  die  letzten  Katastralparcellenzahlen 
zunächst  folgenden  Zahlen  zu  bezeichnen. 

2.  Die  zur  Veranschaulichuni;  der  La^e  und  Grenzen  der 
erworbenen  Grundstücke  dienenden  Mappen ;  die  Verzeichnisse 
von  EisenbahngrunJstücken  und  Mappen  sind  noch  vor  l'eber- 
reichung  des  Gesuches  dem  Kegierungscommissnr  vorzulegen 
und  ist  die  erfolgte  Vorlage  dem  Gerichte  durch  eine  vom 
Regicrungscommissär  ertheilte  Bestätigung  darzuthun,  —  Als 
Mappen  sind  beglaubigte  Copien  derjenigen  Blätter  der  Katastral- 
mappe  vorzulegen,  aus  welchem  die  Eisenbahngrundstücke 
und  die  an  dieselben  angrenzenden  Grundstücke  entnommen 
werden  können.  In  Ansehung  derjenigen  Gemeinden,  in  welchen 
die  Revision  des  Katasters  bereits  vorgenommen  ist,  sind  die 
Copien  von  den  bereits  berichtigten  Originalmappen  ab- 
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zunefameo«  Die  Copien  sind  zu  beglaubigen  durch  die  Katastrai- 
mappenarchive.  —  Werden  in  der  Folge  neue  Erwerbungen 
gemacht^  welche  ändernden  Einfluss  auf  die  Mappen  üben, 
so  sind  neue  Mappen  zu  legen  und  die  alten  ausser  Gebrauch 
zu  setzen. 

3.  Die  zur  Beurtheilung  angegebenen  Rechtsverhältnisse 
erforderlichen  Urkunden. 

4.  Bestätigungen  Ober  den  Besitz  der  erworbenen  Grund- 
stücke und  der  hiermit  verbundenen  Rechte,  sofern  diese  Bestäti- 
gungen nicht  schon  in  den  den  Erwerb  darthuenden  Urkunden 
enthalten  sind.  Diese  Bestätigungen  sind,  wenn  der  Erwerb 
im  Enteignungswege  erfolgte,  durch  die  politische  Behörde, 
ausserdem  aber  durch  den  Gemeindevorsteher  zu  ertheilen. 

Die  zum  Nachweise  des  Erwerbes  dienenden  Urkunden 
müssen  mit  den  Erfordernissen  einer  grundbücherlichen  Ein- 
verleibung versehen  sein. 

Von  den  unter  Zahl  3  und  1  L  ezci^liiicLcn  Urkunden 
sind  sowohl  OriLMnalc,  als  einlache  Abschrilten  vorzulegen.  — 
Das  Gesuch  sauiint  Beilagen  ist  bei  dem  Bezirksgerichte  auf- 
zubewahren, bei  welchem  es  von  Jedermann  eingesehen 
werden  kann. 

Da  Hypothekar-  und  andere  Lasten,  deren  Realisirung 
zur  zwangsweisen  Veräusserung  eines  Eisenbahngrundstückes 
fuhren  könnte,  im  Hinbh'cke  auf  seine  Bestimmung  nicht  zu- 
lässig sind,  so  sind  dieselben  ebenfalls  von  der  Eintragung  in 
die  b.isenbahneinlage  ausgeschlossen.  Auch  die  Eisenbahn- 
unternehmung kann  fordern,  dass  Lasten,  deren  Zulassung  ge- 
setzlich nicht  ausgeschlossen  ist,  in  das  Eisenbahnbuch  nicht 
aufgenommen  werden. 

Haften  von  der  Eintragung  gesetzlich  ausgeschlossene 
Lasten  auf  einem  Grundstücke,  welches  nicht  im  iMiteignungs- 
wege  erworben  wurde,  oder  begehrt  die  Unternehmung,  dass 
Lasten,  deren  Eintragung  gesetzlich  zulässig  wäre,  nicht  ein- 
getragen werden  sollen,  so  hat  die  Unternehmung  entweder 
die  Zustimmung  der  Berechtigten  zur  lastenfreien  Uebertragung 
des  Grundstückes  in  die  Eisen bahneinlage  durch  Urkunden, 
welche  mit  den  Erfordernissen  einer  grundbücherlichen  Ein- 
verleibung versehen  sind,  nachzuweisen,  oder  die  Berechtigten 
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znr  ErkläruDg  über  die  begehrte  lastenfreie  Uebertragung 
gerichtlich  auffordern  zu  lassen. 

In  dem  letzteren  Falle  sind  dem  Gesuche  um  Einleitung 
der  Erhebungen  zum  Zwecke  der  Ermittlung  der  Eisenbahn- 
grundstücke Rubriken  mit  den  zur  Verständigung  der  Berech- 
tigten erforderlichen  Angaben,  und  insbesondere  versehen  mit 
der  Bezeichnung  des  zu  übertragenden  Grundstückes  und  des 
den  einzelnen  Berechtigten  betreffenden  Rechtes  beizulegen 
.  (§  20).  -) 

In  Ansehung  der  Lasten,  deren  Uebertragung  in  die  Eisen- 
bahneinlage unterbleiben  soll,  ist  das  Gesuch  einem  nach  dem 
Gesetze  vom  6.  Februar  1869,  R.  G.  BI.  Nr.  18,  zu  behan- 
delnden Abtrennungsgesuche  gleichzusetzen.  Es  ist  demnach 
möglich,  dass  die  Zustimmung  eines  Berechtigten  auch  durch 
Stillschweigen  ertheilt  werden  könne. 

Das  Bezirksgericht  hat  sodann  das  Gesuch  zu  prüfen  und, 
sofern  eine  Vergleichung  mit  einem  Öffentlichen  Buche  erforderlich 
ist,  diese  Vergleichung  selbst  vorzunehmen,  oder,  wenn  das 
Buch  bei  einem  anderen  Gerichte  geführt  wird,  durch  dieses 
Gericht  vornehmen  zu  lassen.  Werden  Unrichtigkeiten  wahr- 
genommen oder  erscheinen  Aufkliirungen  nöthtg,  so  sind  die 
zur  Beseitigung  der  Mängel  erforderlichen  Aufträge  an  die 
Unterneiunung  zu  erlassen  i  §  "21).  2)  — Die  Acnderungen  in  den 
Verzeichnissen  und  in  Jen  (Kopien  Jjr  Maj^pL'n,  welche  sich  in 
Folge  der  für  die  Ermittlung  der  Kisenbahngrundstückc  ein- 
geleiteten Erhebungen  als  nothwendig  herausstellen,  sind  durch 
das  Bezirksgericht  oder  durch  die  Eisenbahnunternehmung 
unter  richterlicher  Aufsicht  zu  bewirken.  Würden  die  vor- 
genommenen Aenderungen  die  Deutlichkeit  beeinträchtigen, 
so  kann  das  Bezirksgericht  der  Eisenbahnunternchmung  die 
Vorlage  von  neuen  Verzeichnissen,  beziehungsweise  Mappen- 
copien  auftragen.  —  Die  amtliche  Veranlassung  der  Verbesse- 
rung liegt  sowohl  im  Interesse  der  Rechtssicherheit  als  der 
Vereinfachung  des  weiteren  Verfahrens. 

Wird  das  Gesuch   ordnungsgemäss  belunden,  oder  sind 
die  etwa  wahrgenommenen  Mängel  beseitigt,  so  hat  das  Bezirks- 

ij  Vcrgl.  Bcihige  VII,  pag.  PO. 
2)  Vergl.  Beilage  Vli,  pag.  91. 
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gericht  Diejenigen,  welche  sich  durch  das  von  der  Unterneh- 
mung in  Betreif  der  Uebertraguug  der  EisenbahngnindstQcke 
in  die  Eisenbahneinlagc  gestellte  Begehren  für  beeinträchtigt 
halten,  durch  Edict  aufzufordern,  ihre  Ansprüche  bei  dem 
Bezirksgerichte  anzumelden. 

Die  edictale  Aufforderung  zur  Anmeldung  von  Ansprüchen, 
welche  eventuell  mit  dem  Begehren  der  Unternehmung  nicht 
im  Einklänge  stehen,  ist  trotz  der  geforderten  Beschatfenlieit 
der  Ervverbsurkuiidei:i  n.chl  entbehrlich.  1.  weil  nur  im  Wege 
der  amtlichen  Forschung  eine  Garantie  dafür  zu  gewinnen  ist, 
dass  die  Unternehmung  sich  thatsiichhch  im  freien  reinen 
Besitze  der  Kiscnbahngrundstücke  belindc,  da  dieselben,  wenn 
sie  ein  ßestandtheil  der  Eisenbahn  geworden  sind,  nicht  mehr 
vindicirt  werden  k()nnen;  2.  weil  es  ebenso  uorh wendig  ist, 
eine  Gewähr  für  die  Vollständigkeit  des  Verzeichnisses  der  in 
die  Eisenbahneinlage  einzutragenden  Lasten  zu  erlangen;  end- 
lich 3.  weil  es  wünschenswerth  ist,  die  Möglichkeit  zur  Be- 
richtigung von  Irrthümern,  die  sich  wegen  der  Massenhaftigkeit 
des  Materiales  leicht  einschleichen  können,  zu  er'ithien  und  nicht 
blos  die  Willenserklärung  des  (Gläubigers  zu  constatiren,  sondern 
die  Beseitigung   eines   erhobenen  Widerspruches  anzubahnen. 

In  dem  Edicte  ist  aucli  besonders  noch  der  Tag,  an 
welchem  das  Edict  angeschlagen  wird,  anzugeben. 

Die  Frist  zu  der  Anmeldung  ist  auf  nihidestens  sechs 
Wochen  und  höchstens  drei  Monate  vom  Vaiic  des  Anschlages 
des  Edictes  zu  bestimmen  und  der  Endpunkt  derselben  durch 
Angabe  des  Kaletiilertages  zu  bezeichnen. 

In  dem  I^dicte  sind  die  zu  übertragenden  Fisenbahn- 
grundstLickc  mit  Angabe  der  Katastralbezeichnung  und  die 
Namen  der  unmittelbaren  Besitzvorgänger  der  Unternehmung 
anzuführen;  auch  ist  bekanntzugeben,  dass  das  von  der 
Unternehmung  angebrachte  Gesuch  bei  Gericht  eingesehen 
werden  könne. 

Das  Edict  ist  bei  dem  Bezirksgerichte,  und  wenn  eine 
Vergleichung  mit  den  bei  einenn  anderen  Gerichte  geführten 
Büchern  vorzunehmen  war,  auch  bei  diesem  Gerichte  anzu- 
schlagen, ferner  in  den  Gemeinden,  in  welchen  die  Eisenbabn- 
grandstücke  gelegen  sind,  kundzumachen. 
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Kin  Auszug  aus  dem  Edicte,  in  welchem  statt  der  Be- 
zeichnung der  Grundstücke  und  der  ßesitüvorganger  nur  die 
Richtung  der  Bahn  und  die  von  der  Bahn  berührten  Gemeinden 
anzugeben  sind,  ist  einmal  in  die  für  amtliche  Kundmachungen 
bestimmte  Landeszeitun^  einzuschalten. 

Handelt  es  sich  um  gesetzlich  oder  über  besonderes  An- 
langen der  Eisenbahnimrernehmung  von  der  Eintragung  aus- 
zuschlicsscnde  Lasten,  so  smd  von  dieser  Aufforderung  Diejenigen, 
deren  Erklärung  einzuholen  ist,  durch  Zustellung  der  für 
diLSeihen  bestimmten  Rubriken  mit  dem  Beisätze  zu  verstän- 
digen, dass  deren  Stillschweigen  als  Zustimmung  zur  lasten- 
freien Uebertragung  angesehen  würde.  Bei  dieser  Verständigung 
sind  die  für  die  Zustellung  zu  eigenen  Händen  geltenden 
Vorschrüteu  zu  beobachten  (Per^soa,  BevoUmächtigCer,  Anschlag, 
§  22).  1) 

In  dem  Edicte  ist  unter  Angabe  des  Tages  des  Anschlages 
insbesondere  auch  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  ding- 
liche Rechte,  die  erst  an  dem  Tage,  an  welchem  das  Edict 
bei  dem  die  Erhebungen  leitenden  Bezirksgerichte  angeschlagen 
wird,  oder  nach  diesem  Tage  an  den  in  die  Eisenbahneinlage 
aufzunehmenden  Grundstücken  gegen  die  Besitzvorgänger  der 
Unternehmung  erworben  werden,  bei  der  Aufnahme  dieser 
Grundstücke  in  das  Eisenbahnbuch  unberücksichtigt  bleiben, 
eine  Anordnung,  um  den  Kreis  der  Ansprüche  zu  be- 
grenzen. 

Diese  dinglichen  Rechte  iiussern  ihre  Wirkungen  nur  für 
den  Fall  und  insoweit,  als  die  Aufnahme  dieser  Grundstücke 
in  das  Eisenbahnbuch  unterbleibt. 

Im  Uebrigen  hat  das  £dict  ganz  allgemein  zu  lauten,  da 
es  unmöglich  wäre,  das  ganze  Begehren  der  Unternehmung 
in  das  Edict  aufzunehmen.  Der  Inhalt  des  Edictes  muss  jedoch 
immer  so  eingerichtet  werden,  dass  er  geeignet  ist,  die  Inter- 
essenten auf  die  in  Frage  kommenden  Grundparcellen  auf- 
merksam zu  machen.  Selbstverständlich  ist  dafür  zu  sorgen, 
dass  die  Einsicht  des  vorliegenden  Gesuches  möglichst  er- 
leichtert werde. 


0  Vergl.  Beilage  VII,  peg.  91. 
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Die  fOr  die  Anmeldungen  festgesetzte  Frist  kann  nicht 
erstreckt  werden;  eine  Wiedereinsetzung  gegen  die  Versäumung 
derselben  findet  nicht  statt. 

Eine  verspätete  Anmeldung  ist  von  amtswegen  zurück- 
zuweisen. 

Die  Anmeldung  kann  schriftlich  oder  mündlich  erfolgen. 

In  Ansehung  derjenigen  Berechtigten,  deren  Verständigung 
nicht  mindestens  14  Tage  vor  Ablauf  der  Edictalfrist  erfolgte, 
ist,  sofern  nicht  eine  zustimmende  Erklärung  derselben  vor- 
liegt, so  vorzugehen,  als  ob  diese  Berechtigten  einen  Wider- 
spruch angemeldet  hätten;  Ist  dagegen  die  Verständigung  14  Tage 
oder  länger  vor  Ablauf  der  Edictalfrist  geschehen,  so  ist  der 
Mangel  einer  Erklärung  als  Zustimmung  anzusehen.  Ist  der 
Berechtigte  nicht  zu  finden,  so  ist  ein  Curator  aufzustellen. 

Ueber  eine  rechtzeitige  Anmeldung  ist  die  Vernehmung 
der  Betheiligten  einzuleiten. 

Dieselbe  kann,  sofern  es  für  die  Ermittlung  des  Sach- 
verhaltes zweckmässig  erscln:iiu,  an  Ort  und  Stelle  stattfinden. 

Bei  der  Verhandlung  ist  die  Herbeiführung  einer  Einigung 
unter  den  Bcthcilit;^  ii  anzustreben;  der  Vergleichsversuch  knnn, 
wenn  er  sonst  keinen  Ktlect  hat,  dahin  tühren,  Irrungen  aut- 
zuKiären. 

Wird  eine  Einigung  nicht  erzielt,  was  .auch  dann  anzu- 
nehmen sein  wird,  wenn  einer  der  Bethei|igtcn  der  Vorladung 
keine  Folge  gegeben  hat,  so  ist  in  folgender  Weise  vor- 
zugehen: 

1.  Wird  der  Pjcsitz  der  von  der  Unternehmung  erworbenen 
Grundstücke  oder  die  raumliche  Begrenzung  derselben  an- 
gefochten, und  wird  diese  Antechtung  nicht  durch  Vorlage, 
einer  von  der  politischen  Behörde  über  die  Besitzeinweisung 
ausgestellten  Urkunde  entkräftet,  so  ist  der  Unternehmung 
autzutragen,  die  Besitzeinweisung  im  Expropriationswege  zu 
erwirken  (§  27,  Alinea  1). ') 

Durch  das  Gesetz  wird  übrigens  ausser  der  ßesitzcin- 
weisungsurkunde  auch  eine  andere,  vollen  Glauben  verdienende 
Urkunde,  welche  die  Rechtmässigkeit  des  Besitzes  darzuthun 


i)  Verg).  Beilage  VU,  pag.  92. 
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geeignet  ist,  zugelassen,  um  die  Eisenbahnen  vor  chicanösen 
Ansprüchen  zu  bewahren.  Von  dem  Nachweise  der  Recht- 
mässigkeit des  Besitzes  kann  jedoch  nicht  Umgang  genommen 
werden,  weil  nach  der  Aufnahme  des  Grundstückes  in  das 
Eisenbahnbuch  die  Ezsdndirung  (Eigenthumsanspruch)  des- 
selben kaum  ausführbar  wäre,  und  es  im  Öffentlichen  Interesse 
lebhaft  zu  wünschen  ist,  dass  die  Möglichkeit  einer  Exscin- 
dirung  gar  nicht  eintrete.  In  dem  Falle  der  Bestreitung  des 
Besitzes  muss  die  Unternehmung  auf  den  Enteignungsweg, 
und  zwar  auch  dann  verwiesen  werden,  wenn  dieselbe  in  der 
Lage  wäre,  ihre  Ansprüche  aus  einem  Vertrage  ableiten  zu 
können.  Eine  zwangsweise  Einweisung  in  den  Besitz  kann 
eben  nur  dann  stattfinden,  wenn  das  Vorhandensein  der  Vor- 
aussetzungen der  Enteignung  dargethan  ist,  und  wenn  zu- 
gleich für  die  gesetzmassige  Ermittlung  und  Leistung  tics 
Aequivalentes  Sorge  geUai^cn  wird.  Der  Umstand,  dass  von 
Seite  der  l  [Ucincljiimng  der  1  ruher  abgeschlossene  Vertrag 
vielleiclit  bereits  ertüilt  wurden  ist,  kann  nur  die  Unter- 
nehmung zu  FurJerungsanspruchen  berechtigen,  keineswegs  aber 
die  Voraussetzungen  einer  zwangsweisen  Besitzeinweisung 
ändern. 

'2.  Wird  jedüLli  nur  die  Richtigkeit  der  zur  Bezeichnung 
der  Objecte  in  den  Verzeichnissen  und  Mappen  der  Unter- 
nehmung gebrauchten  Benennungen  und  Zahlen  bestritten,  so 
ist  eine  iVufung  und  erforderlichenfalls  eine  Berichtigung 
dieser  Jkv.eichnungen  vorzunehmen  f§  27). 

3.  Wird  ein  aus  dem  getheilten  Eigenthume  oder  aus 
dem  Miteigenthunie  abgeleitetes  Recht,  eine  Grunddienstbarkeit 
oder  ein  anderes,  die  Ausübung  des  Eigenthumsrechtes  be- 
schrankendes dingliches  Recht  an  einem  Eisenbahngrundstucke 
geltend  gemacht,  welches  Recht  in  die  Eisenbahneinla^e  ein-  * 
getragen  werden  soll,  in  dem  von  der  Unternehmung  vor- 
gelegten Verzeichnisse  jedoch  gar  nicht  oder  nicht  richtig 
angegeben  war,  so  ist  dieses  Verzeichniss,  wenn  der  Bestand 
eines  unter  Mitwirkung  der  politischen  Behörde  eingeräumten 
Rechtes   entweder   aj   durch    das   Begehungsprotokoll  oder 

b)  durch   eine   Bestätigung  dieser  Behörde  dargethan  oder 

c)  von  der  Unternehmung  anerkannt  wird^  zu  berichtigen. 
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Eine  Abschrift  der  etwa  vorgelegten  Urkunde  ist  den  Acten 
beizulegen  (g  28) JV 

Hierzu  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken: 

Wird  von  der  Unternehmung  der  Bestand  eines  an  einem 
einzelnen  Grundstücke  haftenden  Rechtes,  welches  in  die  Eisen- 
bahneinlage eingetragen  werden  soll,  anerkannt,  so  kann  man 
mit  Beruhigung  annehmen,  dass  der  Bestand  dieses  Rechtes 
mit  dem  Bahnbetriebe  vereinbar  sei. 

Gegen  den  Widerspruch  der  Unternehmung  lässt  sich 
aber  der  Bestand  eines  solchen  Rechtes  und  die  Vereinbarkeit 
desselben  mit  dem  Eisenbahnbetriebe  nur  dann  annehmen, 
wenn  der  erhobene  Anspruch  sich  auf  einen  Act  der  Ver- 
waltungsbehörde stützt,  welche  sowohl  berufen  erscheint,  das 
meist  unter  ihrer  Mitwirkung  statttjcfundcne  Entstehen  dieses 
Rechtes  zu  beiukuiulcn,  als  die  \'creinbarkeit  desselben  mit 
dem  Bahnbetriebe  zu  bLurthcilen. 

Fehlt  es  an  Lincr  .sol^lieu  Cjrundla(j;e  iür  den  i;anzen 
erhobenen  Anspruch  udcr  für  einen  Theii  desselben,  so  hat 
das  Gcrichr  sieh  in  keine  weitere  l  ntersuchun^  des  Sach- 
verhaltes einzulassen,  da  ilieselbe  doch  nicht  zu  einer  endgiltigen 
Erledigung  des  bestrilicncn  Anspruches  führen  konnte. 

Dem  Rechte  des  Anmeldenden  wird  durch  den  Ausschluss 
einer  weiteren  ( "ntersuchung  inchts  vergeben,  da  derselbe  in 
der  Lage  bleibt,  sein  Recht  auch  später  zur  Geltung  zu  bringen, 
und  zwar  vor  der  zuständigen  Behörde  im  gesetzmässigen 
Wei?e. 

4.  Wird  in  einer  Anmeldung  dagegen  Widerspruch 
erhoben,  dass  ein  nicht  im  Knteignungswege  erworbenes  Eisen- 
bahngrundstück lastenfrei  übertragen  werde,  so  kann  dieser 
Widerspruch,  wenn  es  sich  um  eine  dem  Betrage  nach 
bestimmte  Forderung  handelt,  durch  Zahlung  der  Schuld 
beseitigt  werden.  Der  Glaubiger  muss  die  Zahlung  selbst  dann 
annehmen,  wenn  die  Zeit  der  Fälhgkeit  der  Forderung  noch 
nicht  eingetreten  ist;  doch  bleibt  demselben  das  persönliche 
Recht  auf  Entschädigung  wegen  des  durch  vorzeitig  erfolgte 
Zahlung  etwa  erlittenen  Nachtheilcs  vorbehalten. 


1)  Vergl.  Beilage  Vil,  pag,  93. 
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Wenn  nur  ein  Theil  eines  belasteten  Grundstückes  in 
das  Eisenbahnbucb  aufgenommen  werden  soll,  so  kann  ein 
gegen  die  lastenfreie  Uebertragung  erhobener  Widerspruch  in 
gleicher  Weise  wie  im  Enteignungsverfahren  ^)  als  unwirksam 
erkannt  werden,  wenn  das  Gericht  nach  vorgenommener 
Prüfung  der  Werthyerfaältnisse  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass 
trotz  der  lastenfreien  Uebertragung  des  Eisenbahngrundstückes 
für  eine  Hypothek  die  dem  §  1374  a.  b.  G.  B.  entsprechende 
gesetzliche  Sicherheit  ungefährdet  bleibt,  oder  dass,  wenn  es 
sich  um  ein  anderes  dingliches  Recht  handelt,  die  Sicherheit 
desselben  eine  Gefährdung  offenbar  nicht  erleiden  kann. 

Kann  ein  gegen  die  lastenfreie  Uebertragung  erhobener 
oder  als  erhoben  anzusehender  Widerspruch  weder  durch 
Zahlung  der  Schuld  beseitigt,  noch  durch  gerichtliche  Ent- 
scheidung unwirksam  gemacht  werden,  so  ist  die  Unterneh- 
mung anzuweisen,  im  Wege  der  Expropriation  zu  bewirken, 
dass  das  Eisenbahngrundstück  an  die  Unternehmung  lastenfrei 
,  übergehe  (§  29).  2) 

5.  Wenn  andere  als  die  sub  1,  '2,  3  und  4  bespro- 
chenen Ansprüche  erhoben  werden,  insbesondere  wenn  die  von 
der  Unternehmung  vorgelegten  Erwerbsurkunden  Anfechtung 
erfahren,  oder  wenn  die  sub  3  bezeichneten  Ansprüche  (Mit- 
eigenthura,  getheiltes  Eigenthum,  Grunddienstbarkeit  oder  andere 
Eigenthumsbeschränkungen)  nicht  ihre  giinzliciie  Rrledigung 
gefunden  haben,  so  ist  es  den  Parteien  zu  überlassen,  diese 
Ansprüche  bei  der  zuständigen  Behörde  (d.  i.  nach  der  Art 
des  Anspruches  das  Handelsministeriuni  oder  das  Gericht)  im 
gesetzmässigen  Wege  direct  oder  mittelst  einer  Eatscbädigungs- 
klage  geltend  zu  raachen. 

Durch  diese  Geltendmachung  kann  aber  die  Uebernahme 
der  Eisenbahngrundstücke  in  die  Eisenbahneinlage  nicht  auf- 
gehalten werden  aO).3) 

Nach  dem  Ablaufe  der  KdictahVist  sind  die  einen  Gegen- 
stand des  Grundbuches  bildenden  Grundstücke,  in  Ansehung 

<)  Vergl.  §  22  und  29  des  Osterr.  Enteignungsgesetees  (Beilage  V, 
pag.  ö3  unJ  5'>). 

2)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  93. 
^)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  U. 
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deren  kein  Anspruch  angemeldet  wurde,  sofort  daselbst  von 
amtswegen,  weil  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  abzu- 
schreiben, da  Über  ein  und  dasselbe  Grundst&ck  nicht  in 
zweierlei  Büchern  Eintragungen  geführt  werden  können. 

War  ein  Anspruch  angemeldet  worden,  so  ist  die  Ab- 
schreibung erst  dann  vorzunehmen,  wenn  der  Anspruch  durch 
ein  Uebereinkommen  der  Parteien  (§  26)  oder  durch  eine 
endgiltige  Entscheidung  der  zuständigen  Behörde  erledigt 
worden  ist  oder  wenn  es  sich  herausgestellt  hat,  dass  der 
Anspruch  nicht  geeignet  ist,  die  Uebernahme  der  Eisenbahn- 
grundstücke in  die  Eisenbahneinlage  aufzuhatten  (§  30). 

In  gleicher  Weise  ist  auch  in  Ansehung  der  durch  die 
Aufnahme  in  die  Eisenbahneinlage  nothwendig  werdenden 
Richtigstellung  der  in  anderen  öffentlichen  Büchern  vorhandenen 
Eintragungen  vorzugehen. 

Wird  das  öfientliche  Buch  nicht  bei  dem  Bezirksgerichte 
geführt,  welches  über  die  Aufnahme  der  EisenbahngrundstÜcke 
in  die  Eisenbahneinluge  zu  verhandeln  hat,  so  hat  dieses 
Gericht  die  erforderlichen  Eintragungen  durch  das  Gericht, 
bei  welchem  das  Buch  geführt  wird,  zu  bewirken  t§  •'^1).*) 

Von  der  Erledigung  einer  Anmeldung  hat  das  Gericht 
die  Bctheiligrcn  zu  vcrstiindigen,  um,  falls  sie  einer  Abhilfe 
bedürlcii,  zLi  derselben  sie  zu  drangen.  Wurzle  Line  \  crweisung 
auf  den  Enieignungsvveg  ausgesprochen,  so  ist  der  dci  Llnter- 
nehmung  beigegebene  Regierungscommissär  hiervon  in  Kennt- 
niss  zu  setzen. 

Der  Regierungscommissär  wird  in  der  Richtung  einzu- 
wirken haben,  dass  tler  Enteignungsweg  von  der  Bahiuinter- 
nehmung  ungesäumt  betreten  werde.  Sötern  dies  binnen  einer 
angcinessenen  Frist  nicht  geschehen  sollte,  hätte  er  die  Anzeige 
an  das  Handelsministerium  zu  erstatten. 

Die  Verständigung  von  den  in  den  Ötientlichen  Büchern 
vorgenommenen  Eintragungen  hat  nach  den  dafür  bestehen- 
den Anordnungen  zu  erfolgen  (§  32). 

Nachdem  alle  der  begehrten  Aufnahme  der  Eisenbahn- 
grundstucke  in  die  Eisenbahneinlage  entgegenstehenden  Minder- 


1)  Vergl.  Beilage  VII,  pag  94. 
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nisse  beseitigt  und  die  Abschreibungen  sowie  die  sonstigen 
Berichtigungen  in  den  Öffentlichen  Büchern  durchgeföhrt  sind, 
hat  das  Gericht  die  von  der  Unternehmung  vorgelegten  Ver- 
zeichnisse, welche  der  Richtung  der  Bahn  entsprechend  zu 
ordnen  und  erforderlichenfalls  richtigsustellen  sind,  nebst 
den  Mappen,  dann  die  Urkundenabschriften,  deren  Ueberein- 
Stimmung  mit  den  Originalen  von  amtswegen  zu  bestätigen 
ist,  endlich  die  Übrigen  Verhandlungsacten  an  denjenigen  Ge- 
richtshof zu  Übersenden,  bei  welchem  die  vorläufige  Einlage 
für  die  Bahn  eröffnet  worden  ist. 

Die  etwa  noch  in  den  Acten  zurückgebliebenen  Original- 
urkunden sind  den  Parteien  zurückzustellen  (§  33) J) 

Der  Gerichtshof  hat  sofort  nach  dem  Eintreffen  der  von 
einem  Bezirksijcrichte  eingesandten  A^icn  zu  prüfen,  ob  bei 
der  Ermitrlunt;  der  Eisenbahngrundstucke  in  gesctzmässigcr 
Weise  Vorweisungen  wurde  und  nothigentalis  die  ci  torderlichen 
Verbesseningen  oder  \'ervollständigungen  durch  ilas  Bezirks- 
gericht, welches  ja  zur  Durchführung  des  Erniittiungsvcrtaureus 
competcut  ist,  zu  veranlassen. 

Die  ordnungsgemäss  befundenen  Verzeichnisse  sind  in 
der  Eiscnbahneinlage,  und  zwar  clas  Vczeichniss  der  Eisen- 
bahngrundslücke in  der  ersten  Abtheilung  des  Bahnbestands- 
blattes, das  Verzeichniss  der  mit  dem  Besitze  der  Bahn  oder 
einzelner  Eisenbahngrundstücke  verbundenen  Rechte  in  der 
zweiten  Abtheilung  des,  ikilintiestandsbhutes  und  das  Verzeichniss 
der  an  einzelnen  Eisen bihngrundstücken  haftenden  Lasten, 
sowie  der  dritten  Personen  aus  dem  getheilten  Eigenthume 
oder  dem  Miteigenthunie  zustehenden  Rechte  in  der  zweiten 
Abtheilung  des  Lastenblattes  einzulegen. 

Die  llrkundenabschriften  sind  nebst  denjenigen  Acten,  deren 
Inhalt  eine  Grundlage  der  in  den  Verzeichnissen  enthaltenen 
Eintragungen  bildet,  in  der  Urkundensammlung  niederzulegen. 

Die  Mappen  haben  einen  Bestandtheil  der  Urkunden- 
sammlung zu  bilden,   sind  jedoch   abgesondert  zu  verwahren. 

Die  übrigen  Acten  sind  in  einer  besonderen  Abtheilung 
der  Registratur  des  Gerichtshofes  aufzubewahren  (§  34). 


I)  Vergl.  Beilage  VII,  pag.  96. 
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9.  Nachträgliche  Erwerbungen. 


Sowohl  die  im  Betriebe  stchciulen,  als  die  im  Bau  bcgrilienen 
Eisenbahnen  können  in  die  Lage  kommen,  ihren  l'esit/.  durch 
nachträgliche  Erwerbungen  erweitern  und  eine  Zuschreibung 
der  nacfuragh'ch  erworbenen  Liegenschaften  zu  den  bereits 
eingetragenen  oder  wenigstens  ermittelten  Eisenbahngrund- 
Stücken  ervvirken  zu  müssen. 

Wenn  sich  das  Ikdürtniss  hierzu  vor  oder  nach  L'mwandlung 
einer  vorlauhgen  Einlage  in  eine  dctinitive  herausstellt,  so 
wird  für  die  Behandlung  der  neuen  Flrwcrbungen  der  Unistand 
massgebend  sein,  dass  dieselben  noch  nicht  als  in  den  Bahn- 
betrieb einbezogen  augesehen  werden  können. 

Es  werden  demnach  die  in  Ansehung  neuer  Bahnen 
geltenden  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  bringen  sein.  Für 
kleine  Erwerbungen  kann  es  aber  zweckmässiger  sein,  die 
bücherUche  Uebertragung  eines  Grundstückes  auf  dem  ge- 
wöhnlichen Wege  der  Ab-  und  Zuschreibung  nach  den  Vor- 
schriiten  des  allgemeinen  Grundbuchsgesetzes  zu  bewirken. 

Der  Gerichtshof,  bei  welchem  eine  vorlaufige  Einlage  er- 
■)^f:H  r  wird,  hat  behufs  Evidenzhaltung  der  Arbeiten  den  zur 
Krmittlung  der  Eisenbahngrundstücke  berufenen  Bezirksgerichten 
periodische  Milthcilungen  über  den  Forlgang  der  Ermittlungen 
abzufordern  und  bis  zur  Bildung  der  definitiven  Einlage  viertel- 
jährig über  den  Stand  der  Geschäfte  und  über  die  Vorkomm- 
nisse bei  der  Amtsführung  des  Gerichtshofes  sowohl  als  der 
Bezirksgerichte  an  das  Oberlandesgericht  zu  berichten,  welches 
dem  Justizministerium  Bericht  zu  erstatten  hat. 

3.  Umwandlung  der  vorläufigen  Einlage  in  eine  definitive. 

Nachdem  die  Erhebungsacten  von  allen  Bezirksgerichten 
eingelangt  sind,  werden  die  in  beiden  Abtheilungen  des  Bahii- 
bestandsblattes  und  in  der  zweiten  Abtheilung  des  Lastenblattes 
eingelegten  Verzeichnisse  der  Richtung  der  Bahn  entsprechend 
geordnet,  die  Einlage  wird  mit  einem  Uebersichtsblatte  ver- 
sehen, und  die  Bezeichnung  derselben  als  einer  voriäutigen 
durch  die  .Bezeichnung  als  emer  definitiven  ersetzt. 
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Die  Ver2seicfatiissey  welche  die  beiden  Abtheiluogen  des 
Bestandsblattes  und  die  zweite  Abtheilung  des  Lastenblattes  zu 
bilden  haben,  sind  beim  Bestände  mehrerer  Linien  in  der  Weise 
zu  ordnen,  dass  auf  die  Hauptlinie  die  Nebenlinien  zu  folgen 
haben. 

In  dem  ersten  Verzeichnisse  der  Eisenbahngrundstücke 
einer  Nebenlinie  ist  auf  dasjenige  Verzeichniss  der  Eisenbaho* 
grundstücke  der  Hauptlinie  hinzuweisen,  das  die  Parcelle  ent- 
hält, an  welche  die  Nebenlinie  anschliesst. 

Nach  Beendigung  des  zur  Richtigstellung  des  Lasten- 
standes eingeleiteten  Verfahrens  (§  16)  und  nachdem  die 
Eintragungen  in  der  ersten  Abtheilung  des  Lastenblattes, 
soweit  es  zur  Uebersichtlichkeit  erforderlich  ist,  durch  Ueber- 
tragung  auf  neu  einzulegende  Blätter  in  eine  der  Rang- 
ordnung der  Lasten  entsprechende  Reihenfolge  gebracht 
wurden,  wird  die  Einlage  eingebunden  (§  41).  Die  Eisen- 
bahneinlage stellt  dann  den  gesammten  Besitz  der  Unter- 
nehmung dar,  welcher  zur  bücherlichen  Einheit  der  Einlage 
gehört. 

Wenn  eine  Vereinigung  mehrerer  bücherlicher  Einheiten 
oder  die  Theilung  einer  bücherlichen  Einheit  erfolgt,  so  kann, 
sofern  es  die  Uebersichtlichkeit  gestattet,  die  gänzliche  oder 
tfaeilweise  Uebertragung  des  Inhaltes  der  beiden  Abtheilungen 
des  Bahnbestandsblattes  und  der  zweiten  Abtfaeilung  des  Lasten- 
blattes aus  der  alten  in  die  neue  Eisenbahneinlage  durch 
gegenseitige  Hinweisungen  ersetzt  werden. 

Das  Handelsministerium  kann  die  in  dem  Gesetze  für 
Gesuche  um  die  Einleitung  der  Erhebungen  zum  Zwecke  der 
Ermittlung  der  Eiseiibahngrundstücke  bestimmten  Fristen  ver- 
längern, wenn  darL;ctlian  wird,  dass  die  Unternehmung  die- 
selben aus  Gründen,  .lie  nicht  durch  iiir  Verschulden  herbei- 
geführt sind,  nicht  einzuhaken  vermag. 

Die  Verlan^eruniT  dieser  Frist  kann  in  Ansehung;  der- 
jenigen  Bezirksgericlitssprengel,  in  welchen  die  Anlegung  neuer 
Grundbücher  bevorsteht,  auch  dann  bewilligt  werden,  wenn 
es  sich  als  zweckmässig  herausstellt,  dass  die  Ermittlung  der 
Eisenbühngrundstücke  gleichzeitig  mit  den  für  die  Anlegung 
der  Grundbücher  ertorderiichen  Erhebungen  oder  erst  nach 


Digitized  by  Google 


Rechtov«rbiltDii«e  dw  Eiieobabiieii  im  Besonder«».  303 


diesen  Erhebungen  vorgenommen  werde  (§  42).  ^)  Dem  Handels- 
ministerium und  nicht  den  Gerichten  wurde  die  Bewilligung 
der  Fristerstreckungen  zugewiesen^  weil  die  Beurtheilung  der 
Voraussetzungen  der  Erstreckbarkeit  die  genaue  Kenntniss 
aller  Verbältnisse  der  Unternehmung  voraussetzt. 

Y)  Veränderung  der  Einlage. 

Die  Veränderungen  einer  bücherlichen  Einheit  durch  Zu- 
oder  Abschreibungen  sind  nach  den  Vorschriften  des  allge- 
meinen Grundbuchsgesetzes  diirclizAiführcn. 

Mit  der  Uebertragung  ist  zugleich  anc  AundciLing  der 
Reali;erichtsbarkeit  verbunden;  in  diesem  Falle  nun  müssen 
aber  die  bei  einem  Gerichte  als  lU'alinstanz  anhangigen  An- 
gelegenheiten bei  demselben  '  auch  zu  Ende  geführt  werden, 
während  die  nicht  erledigten  Tabularsacheo  an  den  Gerichtshof, 
welcher  zur  Führung  der  Einlage  zuständig  geworden  ist,  ab- 
zutreten sind. 

h)  Loschung  einer  Eisenbahneinlage. 

Sobald  die  Löschung  der  im  Eigenthumsblatle  eingetra- 
genen Beschränkungen,  sowie  der  in  der  ersten  Abtheilung 
des  Lastenblattes  eingetragenen  Lasten  erfolgt,  ist  die  Einlage 
als  erloschen  zu  bezeichnen.  Gleichzeitig  sind  die  Grundstücke 
welche  die  bücherliche  Einheit  gebildet  haben,  sofern  für  die- 
jenigen Katastraigemeinden,  in  denen  diese  Grundstücke  ge- 
legen sind,  Grundbücher,  beziehungsweise  Verfachbücher  be- 
stehen, von  amtswegen  mit  allen  auf  die  einzelnen  Grund- 
stücke sich  beziehenden  Eintragungen  und  den  dazu  gehörigen 
Theilen  der  ürkundensammlung  und  der  übrigen  Acten  in 
die  der  Örtlichen  Lage  entsprechenden  Grundbücher,  beziehungs- 
weise Verfachbücher  zu  übertragen  (§  45). 

]^ic  Löschung  der  Eisenbahneinlage,  sowie  die  Ueber- 
tragung  der  Grundstücke  in  Grundbücher,  beziehungsweise 
in  Verfachbücher,  ist  durch  ein  Edict  kundzumachen,  welches 
bei  dem  Gericlushofe,  in  dessen  Eisenbahnbuch  die  Eisenbahn- 

')  Veral.  Beilage  VII,  pae.  98. 
3)  Vergl.  Beilage  Vll,  pag.  99. 
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einlage  eingetragen  war,  sowie  bei  denjenigen  Gerichten,  denen 
nunmehr  die  Realgerichtsbarkeit  über  die  einzelnen  Grundstücke 
zusteht,  anzuschlagen,  und  durch  einmalige  Einschaltung  in 
die  für  amtliche  Kundmachungen  bestimmte  Zeitung  des 
Landes,  beziehungsweise  der  LSnder,  in  welchen  die  erwähnten 
Gerichte  ihren  Sitz  haben,  zu  verlautbaren  ist  (§  45). 

Das  Ansuchen  um  Anmerkung  der  Auflassung  der  die 
bücherliche  Einheit  bildenden  Bahn  hat  der  Regierungscom- 
missär,  und  zwar  unverzüglich  an  den  zur  Führung  der  Eisen- 
bahneinlage competenten  Gerichtshof  zu  richten,  sobald  die 
jene  Auflassung  herbeiführende  Verfügung  durch  amtliche  Be- 
kanntgabe oder  Verlautbarung  zu  seiner  Kenntniss  gelangt. 

Wenn  einzelne  EisenbahngrundstQcke  für  den  Bahnbetrieb 
entbehrlich  werden,  so  sind  dieselben  über  Ansuchen  der  Inter- 
essenten von  der  Eisenbahneinlage  abzuschreiben,  wobei  nach 
der  Natur  der  Sache  die  Rechte  Dritter  gewahrt  bleiben  müssen. 

Ein  Öffentliches  Interesse,  auf  diese  Abschreibungen  einen 
directen  Einfluss  auszuüben  und  dieselben  etwa  von  amtswegen 
vornehmen  zu  lassen,  liegt  nicht  vor. 

Soll  hingegen  die  ganze  den  Gegenstand  einer  bücher- 
lichen Einheit  bildende  Eisenbahn  als  solche  zu  bestehen  auf- 
hören, dann  entfallen  die  Voraussetzungen,  unter  denen  die 
sich  auf  das  Eisenbahnbuch  bc/ichcndcn  Soiuici  bestimniungen 
Anwendung  finden,  und  die  einzelnen  Grundstiieke  derTabular- 
und  Realgcriclitsbarkeit  der  nach  den  alli^enicincn  Grundsätzen 
zustauili^en  Cjerichtc  entzogen  bleiben  sollen. 

Die  Grundstücke  können  gleichwohl  nicht  früher  in  ihren 
Iriilieren  Zustand  zurückversetzt  werden,  als  bis  die  Verhält- 
nisse, welche  diese  Grundstücke  zu  einer  rechtlichen  Euiheit 
verbunden  erhalten,  i/ciust  sind. 

Um  die  Abwicklung  der  Verhältnisse  anzubahnen,  ist  es 
vor  Allem  nöthig,  zu  verhindern,  dass  nicht  neue  Lasten  an 
der  ganzen  bücherlichen  Einheit  erworben  werden.  Die  beste- 
henden Lasten,  sowie  die  auf  dem  Eij^enthumsblatte  eingetra- 
genen Beschränkungen  können  diigei^en  nicht  von  amtswegen 
beseitigt  werden.  Solange  dieselben  bücherlich  aufrecht  bleiben, 
kann  die  bücherliche  Einheit  nicht  aufgelöst  werden.  Dies 
schliesst  aber  die  Abtrennung  einzelner  Grundstücke,  soweit 
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dieselbe  unbeschadet  der  Rechte  der  BetheiHgten  ausführbar 
ist,  nicht  aus. 

Nachdem  das  in  dem  Bestände  der  eben  bezeichneten  die 
ganze  Einheit  umfassenden  Lasten  und  Beschränkungen  liegende 
Hinderniss  der  Auflösung  der  bQcherlichen  Einheit  durch  die 
Löschung  jener  Lasten  und  Beschränkungen  beseitigt  ist,  müssen 
die  einzelnen  Grundstücke  unter  diejenige  Real-  und  Tabular- 
gerichtsbarkeit  zurückversetzt  werden,  unter  welcher  sie  sich 
befänden,  wenn  sie  nicht  in  die  Eisenbahneinlage  aufgenommen 
worden  wären. 

Soweit  öffentliche  Bücher  bestehen,  welche  zur  Aufnahme 
von  Liegenschaften  bestimmt  sind,  müssen  demnach  die  ehe- 
maligen Eisenbahngrundstücke  in  dieseBÜcher  übertragen  werden. 

Bei  der  Zertheilung  der  Grundstücke  nach  den  Sprengein 
der  einzelnen  Öffentlichen  Bücher  muss  in  Ansehung  der  Grund- 
bücher die  Frage  entstehen^  was  als  ein  Grundbuchskörper  zu 
behandeln  sei. 

Diese  Frage  kann  aber  nur  nach  Beschaffenheit  der  Ver- 
hältnisse des  einzelnen  Falles  in  Gemässheit  der  Grundsätsse 
gelöst  werden,  welche  die  Bildung  der  Grundbuchskörper  bei 

der  Ergänzung  eines  Grundbuches  regeln.  Es  wird  demnach 
möglich  sein,  den  gaii/scn  innerhalb  einer  Katastralgemeinde 

gelegenen  Complcx  als  einen  Cirimdbuchskörper  zu  behandeln 
üJcr  diesen  Complex  in  verschiedene  Cirundbucliskürper,  viel- 
leicht mit  Rücksicht  aul  caic  ciiif^eleitcte  VcraLisseruni;,  zu 
zertheilen.  Ebensowenig  wird  die  Möglichkeit  ausgeschlossen 
sein,  die  in  eine  frcmiic  Katastralgemeinde  hinüberragenden 
Theile  in  physischer  und  rechtlicher  Verbindung  mit  dem  in 
einer  anderen  Katastralgemeinde  gelegenen  Hau^nbcstandthede 
eines  neu  gebildeten  Grundhuchskorpers  zu  erhalten. 

Die  Uebertragung  der  ehemaligen  Eisenbahngrundstücke 
kann  nach  der  Natur  der  Sache  nur  mit  allen  sich  auf  die- 
selben beziehenden  Eintragungen,  sofern  nicht  zugleich  eine 
Aenderung  der  letzteren  begründet  wird,  vollzogen  werden. 
Als  Eigenthümer  der  neuen  Grundbuchskörper  wird  demnach, 
falls  nicht  die  zuletzt  erwähnte  Voraussetzung  eintritt,  derjenige, 
welcher  der  letzte  bücherliche  Eigenthümer  der  aufgelösten 
Einheit  war,  zu  behandeln  sein. 

U  a  b  e  r  e  r ,  Das  Öiterr.  Eitenbftlmrecht.  20 
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Wenn  die  Voraussetzungen  für  die  von  amtswegen  vor- 
zunehmende  Uebertragung  der  ehemaligen  Eisenbahngrund- 
stücke  eintreten,  dann  muss  jede  weitere  Eintragung  in  die 
Eisenbahneinlage  ausgeschlossen  und  die  Einlage  als  erloschen 
bezeichnet  werden. 

Eine  weitere  Benützung  dieser  Einläge  kann  auch  in  An- 
sehung derjenigen  Grundstücke  nicht  stattfinden,  für  welche  es 
keine  Öffentlichen  Bücher  giebt,  in  welche  sie  übertragen  werden 
könnten.  Diese  Grundstücke,  mit  allen  an  denselben  haftenden 
Lasten,  treten  in  den  Zustand  zurück,  in  welchem  sich  die- 
selben vor  Errichtung  der  Eisenbahnanlage  befunden  haben. 

Rechtsmiuel. 

Die  gerichtlichen  Verfügungen  in  dem  Verfahren  zum 

Zwecke  der  Anlegung  der  Eisenbahnbücher  können  mittelst 
des  Rechtsmittels  des  Recurses  augefochten  werden. 

Die  RecurstVist  betragt  14  Tage  (§  43). 

Im  üebrigen  sind  die  Bestimmungen  über  Recurse  im 
Verfahren  ausser  Streitsachen  in  sinngemässe  Anwendung  zu 
bringen,  und  zwar  darum,  weil  das  Verfahren  zum  Zwecke  der 
Anlegung  von  Eisenbahn l  uchern  einen  otticiösen  Charakter  hat. 

Unter  diesen  Bestimmungen  kommen  hier  namentHch  die- 
jenigen in  Betracht,  welche  es  gestalten,  in  einem  Recurse 
neue  Thatsachen  vorzubringen  —  denselben  also  vorkom- 
raendenlalli)  mit  einer  Dienstbeschwerde  zu  verbinden  -  - 
und  welche  die  Anrufung  des  obersten  Gerichtshofes  zur  Er- 
zielung einer  gleichförmigen  Gesetzesaawendung  in  jedem 
Falle  zuUissen. 

Als  Rechtsmittel  wurde  nur  der  Recurs  und  nicht  auch 
die  im  Verfahren  ausser  Streitsachen  zugelassene  Vorstellung 
eingeführt,  da  das  letztere  Mittel  der  Anfechtung  sich  für 
dieses  Verfahren  aus  dem  Grunde  nicht  eignet,  weil  an  dem- 
selben immer  die  Rechte  Dritter  mitbetheiligt  sind. 

Selbstverständlich  ist  es  wohl,  dass  es  keines  Rechtsmittels 
bedarf,  um  die  Berichtigung  eines  etwa  unterlaufenen  Schreib- 
fehlers zu  bewirken. 
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In  Ungarn  wird  das  Verfahren  in  Bezug  auf  die  centra- 
lisirte  grundbücherliche  Eintragung  nach  der  Inbesitz- 
nahme der  Grundstücke  von  amtswegen  durchgeführt  (I.  Ges.- 
Art.  de  1868). 

Die  centralisirten  Grundbücher  stehen  unter  der  Aufsicht 
und  Leitung  der  Centralgrandbuchsbehörde  in  Budapest  (§  2).  ^) 

Um  die  Einverleibung  zu  erwirken,  ist  es  nothwendig, 
dass  die  Expropriationsconscription  in  ihrem  ganzen  Umfange 
den  Charakter  der  vollen  Authenticität  erhalte.   Die  Authen- 
tication  ist  Aufgabe  einer  Commission,  bestehend  aus  einem 
Comraissär  des  Communicatinnsministcriums,  einem  Beamten 
der  Central<^rLindbuchsbch()rde,  einem  vom  Communications- 
rainistcr  ernannten  laclii^undigcn  Ingenieur  tür  die  ganze  Linie, 
dann  tür  die  einzelnen  Hottcr  aus  einem  vom  Gerichtsprases 
entsendeten  Mitgliedc  des  Gerichtes  der  betreffenden  .Uirisdiction 
und   einem   Beamten   der   Grundbuehsbehörde,    unter  deren 
Leitung  das  Grundbuch  des  betreifenden  Hotters  steht  (§  8  .2) 
Die  Authentication  ist  vorläufig  anzukündigen  und  '60  Tage 
vor  dem  Beginne  derselben  das  Authenlicatiousobject  der  all- 
gemeinen Einsichtnahme  zugiinghch  zu  raachen  (§§  9  und  10  ).^) 
Die  Commission  hat  die  Lebereinstimmung  der  Expropria- 
tionsconscription mit  der  Wirklichkeit  zu  prüfen  und  entscheidet 
in  Fragen,  welche  zwischen  den  Parteien  strittig  sind,  auf  Grund 
des  Expropriationscontractes  oder  Urtheiles  sogleich  endgiltig 
oder  verweist,  wenn  das  genannte  Substrat  nicht  ausreicht,  die 
Parteien  auf  den  Rechtsweg       11);^)  nach  Authentication  der 
Conscription  prüft  die  Commission  die  lOinzelausweise  (§  13);^^) 
nach  vollendeter  Authentication  veranlasst  für  jeden  Holter  das 
Gericht  die  Steuerumschreibung  (i?  l^j®)  und  die  Abschreibung 
der  expropriirten  Grundparcelle  in  den  einzelnen  Grundbuchs- 
protokoiien  durch  das  betrcfVcndc  Grundbuchsamt,  sowie  die 
Verständigung  der  Centralgrandbuchsbehörde  zum  Behüte  der 

Vergl.  Beilage  VIII,  pag.  104. 

Vergl.  Beilage  VIII,  pag.  107. 
9)  Vergl.  Beilage  VIII,  pag.  107. 
«)  VergK  Beitage  VIII,  pag.  108. 
«)  Vergt.  Beilage  VIII,  pag.  109. 
«)  Vergl.  Beilage  VIII,  pag.  109. 
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Zusammenstellung  des  Besitzstandsblattes  im  Centraigrundbuche 
(§  16)  dann  eine  Kundmachung,  in  welcher  es  Diejenigen, 
welche  hinsichtlich  der  Quantität  des  Entschädigungsbetrages 
oder  aus  einem  sonstigen  Titel  auf  Entschädigung  Anspruch 
machen,  unter  Stellung  eines  Prädusivtermines  (1  bis  2  Monate) 
auffordert,  ihre  Ansprüche  bei  Verlust  des  Rechtes  anzumelden 

l§  17).^) 

Ueber  (Üe  erhobenen  Einwendungen  und  Ansprüche  wird 
eine  Tagsatzung  angeordnet;  nach  deren  Beendigung  und  auf 
Grund  deren  das  Gericht  einen  Beschluss  fasst,  gegen  welchen 
die  ordentlichen  Rechtsmittel  geltend  gemacht  werden  Icönnen. 
Nach  eingetretener  Rechtskraft  ist  die  Auszahlung  der  Urtheils- 
summe  zu  veranlassen  und  die  Abschreibung  des  ausbezahlten 
Expropriationspreises  am  Lastenblatte  des  Centralgrundbuches 
zu  vollziehen  (§§  22,  24,  25,  27).  3) 

Die  Centralgrundbuchsbehörde  hat  die  Anlegung  des 
Haupt-  und  Ki^cnthums-  oder  des  Besitzstandsblattes  aut  Giund 
der  euizelnen  Abschnitte  der  Authentication  und  nach  Mass- 
gabe des  Fortschrittes  derselben  durchzutühren  i     42  ). 

Nach  Beendigung  der  Verfassung  des  Centralgrundbuches 
ist  der  Tilg,  an  welchem  das  Centralgrundbuch  erütl'net  wird, 
mittelst  Kundmachung  zu  verötientlichcn.  Von  diesem  läge 
an  sind  gegen  die  Unternehmiuig  gerichtete  Eingaben,  welche 
ihrem  Inhalte  nach  zur  Grundbuchsbehürde  gehören,  beim 
Gerichte  der  Freistadt  Budapest  einzureichen,  unter  dessen 
Leitung  das  (^entralgrundbuch  steht;  andere  Klagen  werden  der 
sonstigen  Competenz  nicht  entzogen  und  ist  nur  die  Central- 
grundbuchsbehörde verpflichtet,  im  Bedarfstalle  die  erforder- 
lichen Abschriften  auszutolgen        Ab,  46j.^) 

2.  Verfahren  in  subjectiver  Beziehung. 

Das  Eingreifen  der  Staatsverwaltung  in  die  persönlichen 
Verhältnisse  einer  Eisenbahnuntemehmung  ist  der  Natur  der 

Vergl.  Beilage  VIII,  pag.  110. 
S)  Vergt.  Beilage  VIIl,  pag.  110. 
s)  Vergl.  Beilage  VIII,  pag.  111—117. 
*)  Vergl.  Beilage  VII I,  pag.  116—117. 
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Sache  nach  überall  da  bedingt,  wo  nach  ihrer  Wahrnehmung 
oder  Erkenntniss  die  Gefahr  nahe  liegt,  dass  das  Unternehmen 
aus  einer  in  dem  Verhalten  der  zur  Vollziehung  der  staatlichen 
Aufgabe  der  Eisenbahn  berufenen  Personen  gelegenen  Ursache 
dem  gesetzten  Zwecke  entweder  gar  nicht  oder  nicht  in  der 
Weise  entsprechen  kann,  wie  das  Öffentliche  Interesse  es  er- 
heischt, dass  die  Ordnuug  oder  die  Autorität  des  Staates  in 
nachtheiliger  Weise  beeinträchtigt  wird. 

Das  Eingreitcn  der  Staatsverwaltung  in  dieser  Beziehung 
hat  den  Charak:cr  einer  vci  wakungsrechtlichen  Kxccution. 
Dieselbe  kuiHi  si-.h  jc  iiacli  der  Ursache  txler  nach  dem  Um- 
fange der  Gefahr  oder  des  ordnungswidrigen  Zustandes  ent- 
weder gegen  die  Eisenbahnunternehmung  im  Ganzen  oder 
gegen  einzelne  Organe  derselben  richten  und  spitzt  sich  dann 
entweder  zur  Sequestration  oder  zum  Disciplinarverfahren  zu. 

a)  Sequestration. 

Inwielern  und  unter  welchen  Voraussetzuni^en  und  Mo- 
dalitäten die  Sequestration  des  I^jetriebes  bei  garantirren  Eisen- 
bahnen aus  dem  Garantieverhältnissc  eintritt,  wurde  bereits  an 
anderer  Stelle  erörtert. 

Die  Sequestration  in  dieser  Form  ist  eine  durch  ein 
Specialgesetz  begründete  Vcrwaltungsmassregel,  \vc^:hc  mit 
der  hier  zur  Sprache  gelangenden  Sequestration  nur  eine 
Namensverwandtschalt  hat,  in  ihrem  Wesen  aber  von  dieser 
grundverschieden  ist,  da  letztere  einen  Zwang  bedeutet,  der 
sich  direct  gegen  den  Willen  der  dem  Staatswillen  entgegen- 
handelnden Unternehmung  richtet,  während  die  erstere  sach- 
lich das  Unternehmen  mit  Rücksicht  auf  die  ökonomischen 
Ergebnisse  desselben  betrifft. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  nothleidenden,  nicht  garan- 
tirten  Bahnen,  wo  die  Nothwendigkeit  der  Aufrechthaltung 
des  Betriebes  die  Uebernahme  desselben  durch  die  Staatsver- 
waltung erfordert,  und  für  die  Unternehmung  diese  Massregel 
in  den  allermeisten  Fällen  als  Wohlthat   n^gefasst  werden  kann. 

Die  Sequestration,  als  Zwang,  als  Execution  zur  Durch- 
setzung des  Staatswillcns,  tritt  nur  dann  ein,  wenn  die  Eisen- 
bahnunternehmung selbst  ungeachtet  wiederholter  Ermahnungen 
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die  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden  nicht  befolgen 
oder  wesentlichen  Bestimmungen  der  -  Concessionsurkunde 
oder  der  Eisenbahobetriebsordnung  zuwider  handeln  sollte. 
Nach  §  12  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes ist  in  diesen 
Fällen  das  Handelsministerium  berechtigt,  die  Sequestration 
der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Gefahr  und  Kosten  der 
Betriebsunternehmung  anzuordnen. 

Für  die  Fragen,  worin  d  e  Sequestration  besteht  und 
worauf  sie  sich  erstreckt,  1  etilen  ein^schlagii^e  ^esetzliehe  l>e- 
stimniungen ;  allein  sie  bcanuvortcn  sich  vom  Standpunkte  der 
Staatsverwaltung  nach  der  Verpflichtung  der  Eisenbahnver- 
wultungen  in  folgender  Weise:  die  Sequestration  wird  verhängt, 
weil  jene  Anordnungen,  welche  die  Ordnung  ira  Interesse  des 
Verkehres  und  der  Sicherheit  bezwecken,  nicht  befolgt  werden, 
oder  weil  die  Eisenbahn  Verwaltung  die  im  übertragenen  Wir- 
kungskreise zu  vollziehenden  Aufgaben  nicht  erfüllt,  und  die 
Verfügungen,  welche  die  Regierung  im  Interesse  des  Verkehres 
und  der  Sicherheit  trifft,  zu  befolgen  unterlässt.  Es  macht  hierbei 
keinen  Unter.sciued,  ob  im  Hinblicke  auf  die  Pflichterfüllung 
der  Eisenbalinverwaltung  mehr  die  Fähigkeit  oder  mehr  der 
gute  Wille  mangelt.  Beides  ist  für  den  Verkehr  und  für  die 
öffentliche  Sicherheit  gleich  gefährlich,  und  darf  daher  nicht 
geduldet  werden. 

Die  Sequestration  ist  daher  im  ersten  Falle  zunächst 
gegen  die  Art  der  Betriebsfuhrung,  im  zweiten  P'alle  gegen 
die  gesammie  Verwaltung  selbst  gerichtet.  Es  tritt  an  die 
Stelle  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  jene  der  Staatsver- 
waltung, die  L^esellschaftliche  Verwaltung  wird  von  der  Staats- 
gewalt kratt  ihres  Hoheitsrechtes  beseitigt  und  erstreckt  sich 
die  neue  Verwaltung  auf  alle  Gebiete  der  Administration, 
welche  der  Betrieb  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  der 
Zweck  der  Eisenbahn  als  öffentliches  Verkehrsinstitut  er- 
fordert. Die  Frage,  ob  die  Sequestration  auf  die  General- 
versammlung auszudehnen  sei  oder  nicht,  hängt  davon  ab, 
ob  dieselbe  als  verwaltendes  Organ  der  Gesellschaft  in  Bezug 
auf  den  staatlichen  Zweck  des  Unternehmens  aufgefasst  werden 


>)  Vergl.  Beilage  III,  pag.  43. 
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kann  oder  nicht.  Massgebend  für  die  Beantwortung  dieser 
Frage  sind  nur  die  Gesellschaftsstatuten;  nach  den  dermalen 
in  Kraft  stehenden  Statuten  ist  es  aber  ziemlich  ausser  Zweifel, 
dass  die  Generalversamraluiii;  ein  derartiges  verwaltendes  Ori^^aii 
nicht  sei.  Die  Generalversanimluiig  lit  nichts  Anderes  als  das 
Organ,  w  elches  die  Constatirung  der  gesellschaftlichen  Existenz 
sowie  die  Regelung  des  wirthschaftiichen  Momentes  aum  Zwecke 
hat.  Die  wirthschaftliche  Aufgabe  der  Gesellschaft  hat  mit  der 
administrativen  gesellschaftlichen  Existenz  in  rechtlicher  Be- 
ziehung nichts  gemein,  da  letztere  unabluinL'ig  ist  von  der 
Aufgabe,  welche  die  Gesellschaft  im  Namen  des  Staates  lösen 
soll.  Die  finanzielle  Seite  nun  ist  es,  welche  unbedingt  der 
Eigenberechligung  der  juristischen  Person,  die  ja  noch  aufrecht 
bleibt,  nicht  entzogen  werden  kann.  Jeder  Schritt,  tler  daher 
die  Gesellschaft  in  dieser  Richtung  lahmlegt,  bedeutet  die 
factischc  Autlösung  derselben. 

Es  ist  demnach  die  Annahme  vollkommen  berechtigt, 
dass  die  Sequestration  zwar  gegen  die  Gesellschaft  gerichtet 
ist,  jedoch  blos  auf  die  Verwaltung  sich  erstreckt,  soweit  es 
sich  um  die  Administration  des  Betriebes  luid  nicht  um  die 
finanzielle  Eigenberechligung  der  Gesellschaft  handelt. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  der  administrativen  Sequestration 
ist  die  executive  Sequestration,  welche  das  Gericht  zurHereinbrin- 
gung  einer  Forderung  verhängen  und  sich  daher  blos  auf  die  Ein- 
künfte aus  dem  Besitzstande  oder  aus  dem  Betriebe  des  Unter- 
nehmens unbeschadet  der  Function  der  Verwaltung  beziehen 
kann.  Uebrigens  kann  auch  vom  Gerichte  dk  Sequestration  nur 
Über  ausgewiesene  Zustimmung  des  Handelsministeriums  als 
derjenigen  Behörde  bewilligt  werden,  mit  deren  Einverständniss 
der  Betrieb  einer  Eisenbahn  ausgeübt  oder  übertragen  werden 
kann.  ^) 

bj  Disciplinarverfahren. 

Das  Dtsciplinarrecht  der  Staatsverwaltung  gilt  der  Person 
des  Organes  des  Unternehmens,  welches  durch  sein  Verhalten 
im  Dienste  den  staatlichen  Zweck  des  Unternehmens  entweder 

*)  VergL  Qbrigens  die  Entscheidung  des  Obersten  G.  H.  vom  dt.  Oc- 
tober  1877,  Z.  13166  (Sammlung  R6I],  Nr.  228»  pag.  648). 
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thatsächlich  geschädigt  oder  in  Gefahr  gebracht  hat,  und  giebt 
der  Staatsverwaltung  die  Mittel  in  die  Hand^  ihre  Absicht  in 
Bezug  auf  einen  ordnungsmässigen  Dienstesvorgang  mit  Nach- 
druck zur  Geltung  zu  bringen. 

Dieses  Disciplinarrecht  der  Staatsgewalt  ist  in  den  §$  78  bis 
87  der  Eisenbahnbetriebsordnung*)  ausgeführt  und  umfasst: 
1.  Das  Recht,  beziehungsweise  die  Verbindlichkeit,  sämmtliche 
Beamte  und  Diener  der  Eisenbahngesellschaft  in  Ihren  Dienstes- 
verrichtungen zu  Überwachen;  2.  gegen  alle  Diejenigen,  welche 
sich  eine  Ausserachtlassung  der  gesetzlichen  Vorschriften,  ihrer 
Instruction,  oder  was  immer  für  eine  Dienstesvernachlässigung 
zu  Schulden  kommen  lassen,  zur  strengen  Verantwortung  zu 
ziehen  und  zu  dem  Ende  Disciplinarstrafen  im  weiteren  Sinne 
des  Wortes  zu  verhängen. 

Die  Disciplinarstrafen  im  weiteren  Sinne  zerfallen:  1.  In 
Verfügungen  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung,  und  werden 
daher  auch  Ordnungsstrafen  genannt;  2.  in  die  Disciplinar- 
strafen im  engeren  Sinne,  welche  ein  moralisches  oder  mate- 
rielles Uebel  für  den  zur  Verantwortung  Gezogenen  bedeuten. 

Die  Ordnungsstratcii  sind  die  Mahnung  und  die  Rüge; 
erstere  besteht  in  einer  einlachen  l^rinnerung  des  Betreffenden 
an  die  ihm  obhegendcu  DienstespHichtcn,  letztere  ist  ein  ein- 
dnnghcher  Tadel  wegen  eines  vorgekommenen  Dienstesvergehens 
mit  Hinweisung  auf  die  gesetzlichen  Folgen  wiederholter 
Piiiehtverletzung. 

Die  I)isci}-'linarsiraten  im  engeren  Sinne  sind:  1.  der  Ver- 
weis, d.i.  die  strenge  \  erliebung  der  Dienstesverletzung.  Derselbe 
ist  immer  mit  der  Androhung  strengerer  Disciplinarstrafen  für 
den  Wiederholungsfall  zu  verbinden;  2.  die  Geldstrafe  bis  zu 
dem  Betrage  eines  Monatsgehaltes  oder  Lohnes;  3.  die  Dienstes- 
suspension für  die  Dauer  einer  anhängigen  Disciplinar-  oder 
sirafgerichtlichen  Untersuchung;  4.  die  Fntternung  vom  Dienstc. 
Dieselbe  ist  entweder  eine  allgemeine  und  bezieht  sich  auf 
alle  Dienstzweige  des  Betriebes,  oder  eine  specielle,  in  welchem 
Falle  sie  sich  blos  auf  einen  bestimmten  (icschiiltszweig  er- 
streckt. Die  Entfernung  vom  Dienste  ist  ferner  entweder  eine 


1)  Vergl.  Beilage  l,  pag.  25-28. 
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perennireode  (für  immer),  eine  Dienstesentlassung  im  eigent- 
Jichen  Sinne  des  Wortes,  oder  sie  ist  eine  temporäre  (zeitliche), 
indem  sie  für  einen  gewissen  Zeitraum  ausgesprochen  oder 
von  der  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  abhängig  gemacht  wird. 
Die  Bedingungen,  unter  welchen  der  zeitlich  Ausgeschlossene 
eine  entsprechende  Wiederverwendung  erlangen  kann,  sind  bei 
der  V^erhängung  dieser  Stratart  immer  ausdrücklich  bekannt- 
zugeben. 

Diese  Strafen  sind  mit  Ik rLicksichti^uno;  der  eintretenden 
Erschwerungs- oder  Mildcrungsuiu^taiiJc,  mit  H  iicksicht  aut  den 
GraJ  und  die  Art  des  Dienstesvergehens,  auf  die  herbeigeführte 
grössere  oder  geringere  Gefahr,  oder  die  ürusse  des  ver- 
ursachten wirklichen  Schadens  bemessen  und  hierbei  auch 
noch  insbesondere  zu  beachten,  ob  es  sich  etwa  um  einen 
Wiederholung-sfall  iiandelt  oder  nicht. 

Tritt  der  Fall  ein,  dass  das  Handelsministerium  als  erste 
und  als  oberste  Ik^hürdc  daher  auch  zugleich  in  letzter  Insr  nz 
zur  Strafe  schreiten  muss,  so  ist  dasselbe  berechtigt,  nach  eigeucin 
Ermessen  alle  angeführten  Ordnungs-  und  eigentlichen  Disci- 
plinarstrafen  zu  verhängen,  und  zwar  nicht. nur  gegen  die  Diener 
und  untergcorchieren  Beamten  der  Kisenbahnunternehmung, 
sondern  auch  gegen  die  Betriebsdircctoren. 

Was  das  Gesetz  unter  ßetriebsdirectoren  versteht,  ist  zwar 
nicht  gesagt,  erhcl't  aber  aus  dem  Geiste.  Es  handelt  sich 
durchaus  nicht  um  den  Titel  des  Oberbeamten,  heisse  er  nun 
Geueraldirector  oder  Hetriebsdirector,  Central-Inspector,  He- 
triebsinspector  etc.,  sondern  um  die  Function  desselben,  ob  er 
nämh'ch  die  oberste  Leitung  des  Betriebsdienstes  faclisch  und 
nach  der  Dienstordnung  der  Eisenbahnunternehmung  versieht. 
Es  ist  ferner  ganz  gleichgiltig,  ob  die  Person  eine  einzchie 
ist  oder  eine  Mehrheit  von  Personen,  welche  das  Directorium, 
d.  h.  die  oberste  Leitung  ausmachen,  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden. 

Das  Handelsministerium  ist  aber  weiterhin  auch  nicht 
blos  berechtigt,  das  Erkenntnlss  zu  fällen,  sondern  auch  sofort 
in  Vollzug  zu  setzen.  Die  General  -  Inspection  dagegen  ist 
sowohl  in  objectiver  als  subjectiver  Beziehung  eingeschränkt; 
und  zwar  ist  dieselbe  blos  befugt,  die  Ordnungsstrafen,  also 
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Mahnung  und  RQge,  zu  verhängen;  allerdings  wenn  Gefuhr 
im  Verzug,  auch  die  Suspendirung,  jedoch  auf  eigene  Verant- 
wortung» auszusprechen;  femer  reicht  ihre  Strafgewalt  über 
die  Diener  und  untergeordneten  Beamten  nicht  tunaus.  Ebenso 
ist  das  Disciplinarrecht  hinsichtlich  der  Execution  beschränkt; 
die  General-Inspection  ist  nämlich  ausser  dem  Falle,  wo  die 
Umstände  die  sofortige  Suspendirung  eines  Beamten  oder 
Dieners  erheischen,  nicht  berechtigt,  die  ausgesprochene  Strafe 
selbst  in  Vollzug  zu  setzen,  sondern  hat  das  Erkenntniss  der 
Direction  der  Eisenbahnunternehmung  mitzutheilen  und  darauf 
zu  dringen,  dass  durch  dieselbe  der  Vollzug  bewerkstelligt 
werde.  Die  Strafgewalt  der  General-Inspection  ist  aber  dafür 
eine  directe,  d.  h.  sie  tritt  ein,  sobald  dieselbe  ein  Gebrechen, 
das  auf  einer  Dienstesvernachlässigung  beruht,  wahrnimmt  oder 
hiervon  durch  einen  Unfall  in  Kenntniss  gelangt 

Das  Handelsministerium  dagegen  tritt  nur  mittelbar  auf, 
d.  h.  sobald  eine  Anzeige  der  General-Inspection  seine  In- 
gerenz fordere.  Eine  solche  Anzeige  wird  aber  nur  in  zwei 
Fällen  zu  erfolgen  haben:  1.  Wenn  die  Direction  der  Eisen- 
bahnunternehmung sich  weigert,  die  Erkenntnisse  oder  Anord- 
nungen der  General-Inspection  umgesäumt  in  Vollzug  zu 
setzen ;  2.  wenn  der  Direction,  beziehungsweise  soferne  die- 
selbe aus  mehreren  Personen  besteht,  den  einzelnen  Mitgliedern 
dieser  Direction  irgend  ein  Verschulden,  sei  es  durch  eine 
Handlung  oder  Unterlassung,  eine  Uebertretuiii^  lier  Eisen- 
bahnbetriebsordnung oder  einer  anderen  lur  den  Kisenbiihn- 
betrieb  erlassenen  gesetzhchen  Vorschrift  handelt,  zur  Last 
fällt  (Quaiilicatioa). 

Sowohl  die  General-Inspection  als  das  Handelsministerium 
sind  aber  auch  ferner  berechtigt,  nach  Beschaffenheit  des  Falles 
—  soferne  es  sich  um  eine  unter  die  Strafgesetze  fallende 
Pflichtverletzung  eines  Eisenbahnbediensteten  handelt  —  inner- 
halb des  eben  geschilderten  Competenzrahmeiis  den  Schuldigen 
den  Strafgerichten  zur  Bestrafung  zu  überliefern  (  die  General- 
Inspection,  die  Beamten  und  Diener;  das  Handelsministerium, 
die  Direcliousmitglieder).  Das  Handelsministerium  ist  in  dieser 
Richtung  auch  befugt,  weiterzugehen  und  etwa  schuldlragende 
Mitglieder  des  Üisenbuhnvereiues  (Actiengesellschatt,  emfacher 
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Verein)  der  competenten  Behörde  zur  Bestrafung  zuzuführen. 
Uebrigens  ist  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  unserer  Ge- 
setzgebung das  Strafgericht  nicht  nur  berufen,  sondern  auch  ver- 
pflichtet, in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  bösen  Vorsatz  oder 
grobe  Fahrlässigkeit,  also  um  ein  Verbrechen  oder  ein  Vergehen 
handelt,  von  amtswegen  einzuschreiten,  sobald  es  nur  auf  irgend 
eine  Weise  von  einer  derartigen  Handlung  oder  Unterlassung 
Kenntniss  erlangt  hat,  und  ist  in  dieser  Richtung  nicht  an 
die  Anträge  des  Handelsministeriums  oder  der  General-Inspection 
gebunden. 

Bezüglich  des  Einflusses,  den  die  Einleitung  einet  straf- 
gerichtlicfaen  Untersuchung  auf  den  Gang  eines  EHscipIinar- 
verfahrens  übt,  ist  zu  bemerken,  dass  das  Disciplinarverfahren 
seinen  ungehinderten  Fortgang  nimmt,  auch  wenn  die  straf- 
gerichtliche  Amtshandlung  :i  über  abgeschlossen  sein  und  viel- 
leicht sogar  mit  einem  freisprechenden  Urtheile  enden  sollte. 
Die  zuerkannte  Disciplinarstrale  aL  er  —  es  wäre  denn  die  Ver- 
füguiiu,  einer  Dienstessuspension  e::iij,etrcten  oder  doch  spater 
erforderlich  —  ist  erst  nach  vollendeter  strafgerichtlichcr  Amts- 
handlung in  Vollzug  zu  setzen  und  ist  in  einem  solchen  Italic 
bei  Vollziehung  der  Disciplinarstrufe  auf  das  von  dem  5Uat- 
gerichte  gefällte  Straferkenntniss  gehörige  Rucksicht  zu  nehmen. 

Keine  Rücksicht  dagegen  zu  nehmen  ist  bei  der  Disciplinar- 
verhandlung  und  Zuerkennung  einer  Disciplinarstrale  auf  die 
rechtlichen  Folgen  einer  Handlung  oder  Unterlassung  des 
Angestellten  einer  Eisenbahn. 
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Anhilndigung  der  Authentication  S<^7. 
Anlage,  Herstellung  zum  Gebrtuch«  de» 
Enteigneten  iii. 

—  7ur    Hcrabmtn Jcrnng    der  Entachidi- 
guDgstorderung  262. 

—  der  ßthnen,  dem  fttaatltehen  Witten 
untergeordnet  4. 

Anlagen  in  Absicht  auf  Erh&huttg  der  Ent- 
schädigung 811. 

—  neu«,  Kosten  derselben,  Einflnss  auf 
Enischidigung  i^ö. 

AnUgecapital,  Fixirun^'  7-?. 

—  Zweck  seiner  Feststellung  U. 
Amii«riianf,    btieherHeh«,    des  Ertages, 

Rechtsfolge  te5. 
Anmeldung  von  Antprilehen  im  Eisenbahn- 
buchvcrtahren  2i)5. 

an  Eisenbabagrundstacken,  Verständi« 

iZUDii  von  Erledigung  899. 
Annahme  de«  Gutes,  Wirkung  203. 

—  Verweigerung  bei  iheil weiser  Einian- 
gung  191. 

—  ^'er^vcif;cruns  bei  l'cschadigung  eioes 
Theilcs  der  Sendung  I9i. 

—  aiir  BefBrderung,  Voraussetzung  bei 
Thier-  und  Sacheniransport  m. 

Annehmlichkeit,  beaondnr»,  llewerthuDg  bei 
Enteignung  124.  I 

Amiullirang  des  Expropriationsvöriahrcu;» 
273. 

Anordnungen,  Nichtbefolgung,  Sequestra- 
tion 310. 

Anrainerbanlan,  Recnrsentacbeidung  S88. 
Aarainor,  Pflichten  gegen  die  Eisenbahn 

21»;. 

—  siebe  auch  Nachbar  215. 

—  Verpflichtung  der  Eisenbahn  gegenüber 
ihm  212. 

Ansohiusa,  Venäumiing  i«3 
Ansohlassbahn,  Ablehnung  des  Weitertraus- 
portes  193. 

Ansprueh  wegen  Verlust  oder  Beschädigung 

des  Gutes,  Anmeldung,  Frist  '>r3. 
Ansprüche,  Anmeldung  im  Eisenbahnbuch- 
verfahren  995. 

—  der  Beamten  und  Diener  87.  I 

—  Dritter,  Hcfriedi-^ung  aus  dem  Enischädi- 1 
gungsbetrage  2>J4.  , 

—  privatrechtliche  bei  der  Begehongs- , 
commission  257. 

—  der  Staat^vtifwatiuDg    aus  Vorscbuss, 
Sichersteil  u  Dg  143. 


Anaprwchsberechtigie,  dictale  Aui'forderung 

im  Eisenbahnbuchverfabren  998. 
Aaspraehabarachtigwig  der  Unterofficiere 

auf  Anstellung  75». 

—  Verlust  des  Anspruches  78. 

Anstalt^  unmitletbares  Anfsiehtsreeht  der- 
selben 88. 

—  ->ifr_-Mi!ichc,  die  Eisenbahn  als  6. 
Anstalten  lu  der  Nah«  der  Bahn  217. 
Analallong  der  Beamten  and  Diener  87. 

—  von  Untcrofficieren  77. 

Ansuehen  um  Feststei'un^  der  Entschädi- 
gung bei  Enteignung  ;i;Gl, 
Anbritl  dor  Befttrdoniiig  184. 
Anweisurg,  symbolische  191. 

—  de-  \t^-,'ndärs.  zu  befolgende  187. 
Anweisungen  de»  Adressaten  191. 

nachtrigliche,  Folgen  für  die  Haftpflicht 

200. 

Appertinentien,  Enteignung  von  120. 
Aerarialstrassen  238. 

Arrondirnng,  Bewertbung  derselben  bei  Ent- 

eignung  124. 
Arien  der  Ei^^cnbahnuniernchmungen  22. 
Aufbowahrung  gefundener  Gegenstände  207. 
Aiiffordoniiig,  edictale,  Ansprnchsberech- 

Aufforderungtverfahren  ^ur  Anmeldung  von 
Ansprüchen  308. 

—  zur  Entlastung  eines  Elsenbahngrund- 
^'•ick'-s  ::>■■> 

Aufgabe,  rechtzeitige,  desReis>egepäckes  175. 

Aufgabsvoraehriflen,  Einflnss  auf  die  Be< 
fördcrungspflicht  176. 

Aufgeber,  hiehc  Versender. 

Aufhebung  vuu  l^eclitcn  118. 

Anflage  der  ProjectabolMifo,  unmittelbare 
Uebersendupg  an  die  politische Bezirlis- 
bL-''rr:ie  bei  l-ocalbahncn  W«. 

Auflassung  eiuer  büchcrliclien  Einheit  233. 

Attflanf,  Widersetzlichkeit  gegen  Eisenbahn- 
bedieristete  93. 

Auflieferung,  Reihenfolge  in  der  Beförde- 
rung Iii. 

—  xur  Beförderung  177. 

—  snoeessive,  Verzögerung  darin,  Lager- 
geld 181. 

Aufibsung  der  Gesellschaft,  Bcschluss  der- 
sel  ben,ConceBsion8erl8schen  als  Folge3i . 

—  Verfügimj;  145. 

Auf-  oder  Abladen,  Schade  an  Fahrzeugen, 

Ersatzprticht  210. 
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AtiffiieM  b«i  Suatsbahnco  86.  | 

Aufsicht,  oberste.  *,'".'. 

AufticMtperton,  Beigabc  beim  Tbiertrans- 

porte  179. 
Aüiilalifarrtb,  idne  Aufffabe  84. 
Attfiichtirecht  der  Anstalt  88.  * 

—  des  Regicrungsorganes  88. 
Auftland,  Wideratand   gegen  Eisenbahn- 
bedienstete U2. 

Auf-  und  AMadaii,  Schade  ana  deina«lb«n 
m. 

AafWaad»  nothweodiger,  beim  Pachtbetriebe 

n;7. 

—  für  ü;!eichc  Verwendnog,  Ersatz  an  den 
Expropriatcn  185. 

Aagaaaeheiii,  loealer,  yor  Benützungscon- 

sens  282. 

AugaRtcbaiaavonuihma»  Anlangen  darum 

263. 

—  BewiUfgnng,  Recura  dagegen  864. 

—  diJich  einen  Stationsvorstand  205. 
Ausfallen  der  Fahrt  wegen Naturereigniaaen, 

Zuiall  187. 

Avafelgung,  fehlerhalte,  ala  böse  Abaicht 

208. 

Ausführung  einer  Staatabaha,  Regiernngs- 

betkChluss 

A«alUhr«iigaplga«,  Erferderniaa  der  Geneh« 

migung  58. 
Autgangsstation  161. 

Ausgleich,  aussergerichiiicuer,  lur  Trans- 
portachiden  806. 

—  Entschädig; unt:  bei  Expropriation  373. 

—  Vermittlung  bei  Expropriation  272. 
Analadung,  nicht  rechtzeitige,  Stratmieihe 

188. 

Auslagen,  baara,  beim  Transport^  Eraatz 

180. 

—  Provition  hietür  188. 
Autländar  ala  VerwaltungsrSthe  80. 
Aualiefurung,  irrige,  Rechtsfolge  801. 

—  der  Sache,  Recht  darauf  189. 
Anannhnnaatolhmg  der  Eisenbahnen  im  bür- 
gerlichen Recbtaleben  17. 

AusschlieisangagNtodnfürdenVerwaltangs- 

raih  8U. 

AaaUbntig  d«a  Oianataa,  strairechtlieher 

Schutz  i)2. 
Authentioationscommittion  S07. 
Authentioation  derExpropriations-Conscrip- 

tion  807. 
Avian  190. 


I,  Rechtsfolge  der  Unterfiertigang 


Aviso-  lind  Bezugsschein,  Ausiolgung  des 

Gutea  an  den  Ueberbringcr  191. 
—  VorseiguDg  deasdben  I8i. 


Bahn,  Anstalten,  Herstellungen  in  der  Nähe 

217. 

—  Baiifüfirnnp  in  der  Nähe  220. 

—  l^Unwcndungcn  dagegen  855. 

—  Gefährdung  der  Benütsnng  817. 

—  Inanspruchnahme  von  Grundaiiicken  anr 
Hcr»tcllung  und  Inbetriebsetzung  117. 

—  Schade  durch  die  814. 

—  Uebertragung  an  einen  Dritten,  Bedin- 
gungen hiefiir  loo. 

—  verpachtete,  Veräu5?erung  169. 

—  vollendete,  Untersuchung  273. 
■ahnanlag«,  Wertherhöhung  durch  188. 
Bahnbestand,  CcfiDirdung  817. 
Bahnbestandblat!.  Inhalt  ?S?. 
Bohndurchquerung  durch  Strasscnzug,  Auf- 
trag hierzu  141. 

Bahnen,  EinthcilLing  derselben  13. 

—  carantirtc,  Collaudirung  275. 

—  im  Betriebe  befindliche,  Verfahren,  ab- 
gekflrxtes  im  Falle  von  Betriebsstörungen 

2S>'' 

BahngebMudo,  Bcstandverhältniss  daran  158. 
Bahnhof,     gemeinschaftlicher,  Miteigen- 

thnmsrecht  105. 
BahnhSfo,  Featatellung  der  Zahl  und  Lage 

250. 

Bahnhof  rostante-(iut  als  im  Besitze  de^ 
Aufgebers  geltend  808. 

—  Güter,  Avisirun^  IPO. 

—  Güter,  deren  Verkaut  194, 

—  Guter,  Wahrung  der  Lieferzeit  196. 
Bahalinien,  neu«,  Verfahren  844. 

—  vollendete,  techn.  nolizcü.  Prüfung  27^. 
Bahnstrecke,  Untahrbarkeit  im  Wagenuber- 
gan gsverkehrt  168. 

—  gemeinaehaftliche,    11  itolgentbnmsrecht 

105. 

Bahnterritorium,  Küsten  der  Veränderung 

bei  Kreuzung  141. 
Bahnfheile,  Bestandrecht  daran  188. 
Banniegung  der  Wtfider  819. 

—  Duldung  von  118. 
der  Eisenbahn,  Einflvaa  auf  Eraatz* 

pflicht  bei  Enteignung  188. 
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Ba«,  Beseitigung  eines  60. 
Beaabtragung  243. 
Bemrbeltan,  Coltaadirunn  S74. 
Bauausführung,  Detailproject  85^. 
Baubeginn,  Bewilligung  hierzu  60. 
~  Frist  hierzu  7i. 

durch  Fesiütelluflg  des  EzproprUtions* 
planes  2^3. 

—  Eintreten  desselben  25% 

—  Brtheilttös  dcaeelbeo  S5B. 

—  Enhcilnnt;  bei  I.ocalbahneii  'jn?. 

—  für  Anraincrbautcn,  Sisttrung  343. 

—  für  Schleppbahnen  rro. 
Barnnfaehlttaa  S85. 

BaufÜhrung  in  der  Nähe  der  l'.ahn  220. 
BaufUhrungan  lo  der  Nätie  der  Bahn,  Zu- 
sitramung  der  EisenbahoaufsiehtabehSr- 

den  m. 

—  inderNäheder  I  jsenbalincn,  Conscns2-lS. 

—  in  der  Nälie  von  liisenbahnen  in  Galizien 

m. 

Bauharr  bei  Collaudirung  274. 
Bau-Inangriffaahai«,  deren  Vorauaietzung 

24 's  260. 

—  Verfahren  bis  «ur  845. 
Bauplan,  Hc^uiachtung  2öß. 

Bauten,  besondere,  deren  HeratellttDg  und 

Erhaltung  65. 
0au«n«eni«hiii«r  bei  Collattdirang  S74. 
Bauvsrtrüge  1G<>. 
Bauvollendunq.  Frist  hierzu  71. 
Bauvorsohriftsn,  allgemeine  59. 
BaawVHigiiaif,  Entscheidung  M9. 
Beamte,  deren  Aufgabe  8ß. 

—  der  GescHschaft,  Ausschliessungsgrund 
für  den  V'crwaltungürath  81. 

~  Dienstesverriehtong,  Ueberwachung  Sit. 

—  technische,  als  Beirath  der  politischen 
Begehungscommissioii  255. 

Beamten  und   Diener,  Disciplinarbeliand- 
tong  S14. 

—  Kid  Ol. 

—  Eigenscttatt  als  öflentiiche  Verwaltung»- 
bcamte  91. 

—  EvidenzhAltung  Ml. 
Beaufsiehtlgung  dar  Prftralbahntni  allge- 
meine 89. 

—  besondere  90. 

Bedeckung,  Pflicht  zu  deren  Beigabe  179. 
Bedingnisaa,  beeondar«,  bei  Collaudirung 

274. 


Beförderung,  Aenderung  in  derselben  185. 

—  Annahme  zur,  bei  Thier-  und  Sachen- 
transport  177. 

—  Antritt  182,  184. 

— -  I^eendigung  derselben  1S8. 

—  aur  Güter,  Keilienfolge  184. 

—  Erfüllung  besonderer  Bedingungen  119. 

—  von  Gütern,  Weg,  einzuschlagender  185. 
'  Bafdrderungspflicht,  al!£:cmcine,  der  Eisen* 

bahnunternehmun).'än  171. 

—  Tarif  179. 

I  BaftfrderungtUberaahmo,  Bedingungen,  be- 

I     sondere  175. 
I  —  Erklärung  174. 

—  N'crwelgerung  175. 

BefördarungsvarhSItniaa,  Abänderung«  LS* 

sung  f^s. 
BafÖrderungsvartrag  171. 
Befugniaa,  aaasehlMSSdltohaa,  folgt  nicht  aus 

Vorcori  rc-'  'Ai'. 
Begeheng,  politi«che,  239. 

—  Anordnung  2ft5. 

—  Aulgabe  Xö.'t. 

—  bei  L'>calbahncn  266. 

—  Commissionsmitgiietler  S55. 

—  Intervention  der  Bergbehörde  949. 

—  l'roicctsstück,  Auflage,  vorherige  95i. 
Beg«hung«protokoll,  Aufnahme  2.')7. 

—  Kechtsbcstand,  Nachweisung  836. 
Begleifpapioro,  mtogeihafte,  Schade  199. 

—  zoll-  und  steuerpflichtiger  Güter  177. 
Bsgleif p#r»on ,  siehe  Aufsichjsperson. 
Begünstigung  jc&  Frachtuntemehraers  71. 

—  des  Versenders  71. 

—  staatliche,  Folgen  derselben  15, 
Begribniitkottan,  Ersatz  227. 
Behausung,  Zuführung  des  Gutes  190. 
BahSrdan,  995. 

—  administraiivc,  Competenz  HZ, 

—  bei  der  1  racenrevtsion  248. 
Behtfrde,  politische,  Besitzbestätigung  i9l. 

—  erster  Instanz.  Auflage  der  Copien  der 
IVo'ccishchelfe  24S. 

Beleidigung,  wörtliche  oder  thatliche,  eines 

Eisenbahnbediensteten  94. 
BamarhMngeti  Dritter  zum  Generalproject 

Benehnnen,  unanständiges,  des  Reisenden 
186. 

BanUtzbarlialt,  baaondora,  Bewerthang  bat 

F"Tcipnun£;  1?4. 
Benützung  der  Balm  62. 
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■••IHsaiig  d*r  Balm,  Gefährdung  ttt. 

—  höherer  Wagcnclasse  186. 

—  niederer  \Vagencias!>e  186. 
BMVtivngMomf  S80. 

—  bei  Erweitsrungsbauten  281. 

—  für  Erweiterungs«  oder  Ernauertings- 
bauten  236. 

■•»UtximgtfHtttii  im  Durohgang«v«rkehr 

BanUtzungiweiie  der  Bahn,  Eiliflofts  auf 

Ueiörderung  176. 
Baqu«nnllehk«ll,  besondere,  Beverthung  bei 

Enteignung  isi 
Berechtigter.  Abfiridunt:  mit,  wegen  Weg-, 

brücken-,  liammbcnutzung  68. 
Bapgbabnen  mit  Zahnrad-  oder  Seilbeirfeb, 

siehe  l.uxusbatinen. 
Bergbau  aU  Nachbar  der  Hahn  221. 

—  Coiljsion  mit  hisenbahn  iii. 
Bargbaa«,  Zulissigkeit  oberirdiaeher  Ml. 

—  Zulässigkeil  unterirdischer  282. 
Bergbaubetrieb,  Recurs<'!irw-liciJung  238. 
Bargbaubetriebfbetchrankungen  Hi. 

—  Duldung  derselben  IIB. 
Bargbauuntern  ehmeri  Entschidigungabe- 

rechligung  22'.». 
Bergbehörde  bei  der  polit.  Begehung  255. 

—  bei  der  Tracenrevision  <4S. 

Berghehördpn  ■'!?. 

Berggatatx,  Beachtung  der  Bestimmungen 
i5C. 

Bergwerke  28i. 

Bergwerktbahnen,  EnteisnuQg  ?oa  116. 

—  nicht  einroUndeude  248. 

—  Nicbterfordemiss  der  Vorconceaaion  38. 
\'criiälinisii  lUBi  Privilegiun  öffentlicher 

ahnen  44. 

Bargwarkiaitanbahnan,  Recht,  gesetzliches, 

2or  Enteignung  für  aie  47. 
Bargwerkttchlappbabnen»  Conceaaionser- 

thcilung  238. 
Bergwarktverleihung,  Bedingungen  242. 
B«lbeilig<e,  Einwendungen  bei  Localbabnen 

m 

Batheiligung,  finanzielle,  des  Staates,  deren 
W  irkung  auf  die  belbsiverwaltung  der 
Eisenbaltnen  U. 

Betraten  von  Gebäuden  und  eingefriedeten 
Räunun.  Recht  hierzu  35. 

•—  VOD  Grundstücken  34. 

Bairieb,  Begriff  desselben  für  die  Haflung 

»9. 


Beirieb  der  Babneo,  dem  ataatlichen  Willen 

untergeordnet  '4. 

—  Ereignuagen  im,  Haftpflicht  223. 

—  Hauptmomeot  des  ataatlichen  Hobeita- 
rechtea  SS. 

—  Organ,  verantwortlidies  ?78. 

—  Uebernahme  durdi  den  Staat  145. 
Befriebeemlagan,  X'orzugsrecht  158. 

-  N'oraussctzung  daKir  153. 
Batriababawilligung,  deren  Erforderntss  für 

die  Vetkehrsiibergabe  6X. 
Betriebaeeeaefiai  835,  890. 
Batriebediractionea  der  Slaatsbabnep,  Coo> 

trolsrcclit  88. 

—  staatliche  8:15. 
Belrlebadireeler,  Begriff  818. 
Be<rieba4ir««loraii|  Diaciplinarbehandluog 

313. 

Batriabsainrichtung,  artta,  Dispositiun  liier- 

fiber  108. 
BatriabaartttTnung  28U. 
Batriebaführung,  Sequestration  derselben 

310. 

Bolriebekoatenabgliiige    bei  garantirtea 

Batriabereglement,  Beförderungsnorm  172. 

—  Grundbüize  für  das  Transportrecht  170. 

—  poliaeiliche  Bestinmungen  178. 
Belriebsrecht,  N'erhaltniss  ztir  Suh^^tanz  97. 
Betriebtatbrung,  Hemmung  des  Lielerfrist- 

iaufea  100. 
BatriabtsibrMgM,  Verfahren  SS8. 
Betriebstibereinkomman  161. 
Batriebsuntarbreehung,  Beseitigung  282. 

—  Verbiitting  882. 

Bttrlebeaataraehinung,  Haftung  bei  Ureig- 

nunjien  im  Betriebe  2?C. 

Batriabivoraehiisaa,  Verhütung   des  An- 
wachsens 145. 

Betebädigung,  boshafte,  an  Eisenbahnen  189. 

—  dei  Frachtgut««,  Haltung  liict"ür  195. 
Beachaifanheit  dar  Gutar,  natürliche,  Ver- 
last oder  Be8Chidigu.ig  hieraua  197. 

Batcheinigung  des  Eatacbidignngatnapru* 

ches  204. 

Baachlut«,  meritorischar,  bei  Expropriation 
878. 

—  Recurs  dagegen  273. 

BeichlUise  der  Gen-raiversanimlnng  82. 

—  Erlorderniss  der  staatlichen  Genehmi- 
gung 88. 

Beaehlnaaffilhlgkeit  der  GeDertiveraamml.  88. 
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BMchrünkttngen  im  Bergbaubetriebe  t?42. 
Beachwcrde  an  den  Verwaltungsgcricbts- 

liof  MS. 
B«t«iiiguBg  eines  Bauet  M. 
BatiU,  Anfechtung  295. 

—  £rgreim»gdcsexpropriirtenübjectes27». 
^  dM  Ormdee»  ErforderniM  far  die  Bau- 

Inangriffnahme  260. 
BMitxbasiäiigung  391. 
Beeilzeinweiaung  211. 

—  deren  Naefaweirang  «IS. 
im  Kxpropriationswege,  Auftragang 

B«ai(zeiaweitungiurkunde  295. 
Beeilaatandablatt  des  Centralgrundbuches 

Sil. 

Beaitaatörung,  Abwehr  273. 
BwaitxUbergang  einer  Eiseabatan,  deMen 

Vorausaetiung  97. 
Bertand  der  Beha,  Eiaflaaa  aaf  Entachidl- 

gung<>pHicht  bei  Eateignttiig  II«. 

—  Gefährdung  8X7. 
BaetoBdaehmer  iio. 

—  abgesonderte  Bewerthung  der  Nachthefle 
durch  Enteignung  2ß2. 

—  am  Eisenbabnbesitz  I6d. 
Beatandreefct,  dessen  Entschädigung  126. 
Bestandreoht«,  deren  Enteignung  US. 
Beitandverirag  bei  Eisen  bahn  besUz,  Zu- 
lässig kcu  158. 

Beetttigung,  bahSrdliclia,  des  Rechtsbe- 

standes  90ü. 
Beatimmungiort,  Auslieferung Jes Gutes  IDO. 

Beaiimmungtstation,  Bezeichnung  der  Stück' 
gfiter  damit  I7d. 

—  im  Durchgangsverkehr  ici. 
BsvollmSchtigfer,  des  Absenders,  des  Em- 
pfängers 178. 

BevellmSditigtfngeverfrag,  Analogie  beim 

l'acht  betrieb  lß6. 
Bevorzugung  im  TarifBi  Aasscblass  der-> 

selben  61. 

Beweia  des  Schadens  wihrend  des  Trans- 
portes 20G. 

Beweiskraft  des  Thatbestands  Protokolles 
905. 

Bewefslaet  bei  Ereignangen  im  Betriebe 


-M. 

Bewilligung  zum  Baue  60. 

—  xam  Baue  und  Betriebe;  Wirkung  eines 
Privilegs  4. 

—  zur  Vnrnahme  teclini>clier  Vorarbeiten 
31,  siebe  auch  Vorconcession. 
Habere  r,  !>*•  e«tcrr.  Ei*enba.bi>recht. 


BewiHhschaflung,  erselHM«rto,  Einflusa  auf 

Entschäd 

Baxshiuag  der  Fracht,  Wirkung  2C2. 

Bacirkebefcgrde,  polMlaeha,  Anordnung  der 

Teignungsverhandlnng  bei  Erweite- 
rungsbauten 281. 

 Collaudiruog    feuersicherer  Hcrstel- 

langen  977. 

 Eiitschcidiingsreclu  im  Stadium  der 

Vorconcession  .34,  3.'>. 

—  —  Vertreter  bei  der  polltischen  Begehung 
'  S86. 

 zwangsweiser  Volltug  dar  Enteignung 

26ö. 

 siehe  auch  Behörde,  politische,  erster 

Instanz. 

Beairkibehörden,  politische  241.  < 

 Bekanntgabe  des  Commissionsbegin- 

nes  bei  Localbahncn  269. 
~  —  Ueberaendungr  unmittelbare,  der  auf- 
zulegenden   Piäne    bei  Localbalinen 

268. 

Battrfcagerleht,  Ermittlung  der  Eisen bahn- 
grundstücke  289. 

—  Feststellung  der  Entschldigung  bei  Ent- 
eignung S6i. 

Besirks-Inapeetorate,    ungarisch«,  deren 

Aufsichts-  und  Controisrecbt ». 
Bilani,  Vcrnflichlung  zur  Vorlage  81. 
Brsohium,  sviebe  Besitzsiörung  278. 
Brand,  wann  als  vis  major  anzusehen 
199. 

Briefe.  Aussclilttss  vom  Eisenbahntrans- 
porte 48. 

Brlelia,  Benfitzung  einer,  Abfindung  mit 

dem  Berechtigten  C8. 
Brucken,  Collaudining  277. 

—  öffentliche,  Wiederherstellung  der  zer- 
störten 65,  71. 

Buchführung  der  Gesellschaft,  Sorge  des 
Verwaltungsrathes  si. 

—  Verpflichtung  hierzu  58. 
BUrgseliafI,  staatliche  56. 


C. 

Capital,  Vermehrung  desselben  50. 
Capi«alsb«lrsg  als  Entscbfidigung  m. 

—  Ternrn  /'ir  I.cistung  12S. 
Capitalsleistung  an  den  Verletzten  187, 
Cassationshof  S7S. 

Gastier  im  Dienste,  Beleidigung  desselben 
94. 


Digitized  by  Google 


322 


Register. 


Cartell  51. 

—  siehe  Verkehr^üiolung 

Cvirilea  zur  ^ichersteltung  des  Baues  71. 
Centrtlgnmdbiiob,  Kundmachaan  der  Er- 
öffnung 308. 

—  ungarisches 

CenfralflriMdbvdiibebVrtf*  in  Ungam  S07. 
Certiflcat»  für  Unterofificiere  SS9. 

CMIrechttweg,  Ausschluss  dessen  bei  Fest- 
stellung des  Gegenstandes  und  Um- 
fiiDges  der  Enteignung  260. 

CoHeMdlrwig  der  Brucken  277. 

_  feuersicherer  Herstellungen  *77. 

—  garantirier  Bahnen  275. 

—  Privat-  m. 

—  staatliche  274. 
staatliche,  allgemeine  275. 

—  Zeitpunkt  derselben  278. 
Gollaadinmasbeftmd,  Aasfolgang  an  die 

Unternelmtung  877. 
Celtaudiriingseeimiiissir,  Aufgabe  desselben 
275. 

Gvllaadirangefrag«»  bei  techniseb-politi- 

scher  Prüfung  280. 
CollaudlrungtmMngel,  Coostatirung  276. 

—  Behebung  276,  ^17. 

Colli,  Abgang  guser  1». 

Collielon  twiaclien  Bergbau  und  Eisenbahn 

282. 

Commitsür»  landesfürstlicher  84. 
CeaMnitaian  der  politischen  Begehung  255. 

—  technisch-polizeillcben  Prüfung,  Mitglie- 
der 279. 

—  zur  Authentication .  der  Expropriations» 
commission  S07. 

—  zur  E' p-r^prin'ior    ungarische  272. 
ComMissiontbeginn,  bekanntgäbe  bei  Local- 

bahnen  269. 
Comniisaion»l«i(er,  Bestimmung  des  Tages 
der  Erhebungen  256. 

—  Bestimmung  der  commissionellen  Ver- 
handlung bei  Locslbahnen  869. 

—  dessen  Aufgabe  257. 
Commissionsleitunq  248,  25R. 
Commissioasmitglieder,   Theiinehmer  bei 

Localbahnen  26^  869. 
Communieslloii,  Frage  der  Oeffentlidilieit 

CG. 

Cemmunicationsn,  noch  uicht  bestehende  66. 

—  private  66. 

Communicationtmlftel,  öffsntliche,  Wieder- 
hersteilung  der  zerstörten  65. 


Communicstioniminittsr,  Entscheidung  des 

Expropriationsrecurses  273. 
Communioatloiisniinisteriuin,  ungarisches, 

dessen  Controlsrecht  68. 

Communiesllonipath,  ungarischer  23". 
Compvtenz  der  administrativen  Behörden 
843. 

Concession,  Aumahmen  hiervon  96. 

—  Begriff  24. 

—  Voraussetzung  der  Existenzberechtigung 
bei  Privatbahnen  24,  86. 

—  Erlöschen  derselben  durch  Concurs  31, 
durch  Einlösung  29,  durch  Fusion  30, 
durch  Heimfall  28,  durch  Tod  des  Unter- 
nehmers 91,  durch  Verfsll  88,  durch 
Verzicht  10. 

->  Enucheidung  über  die  Bedingungen 
S49. 

—  kein  Vorrecht  atif  dieselbe  uus  der  Vor- 

concession  36. 

—  \>rz!cht  auf  dieselbe  41. 
Concessionirung,  Emduss  auf  Entschädi- 

gungspflicht  bei  Enteignung  189. 
Concessiontbadingnisse  246. 

—  Anhang  der  Conccssionsurkunde  7'). 
Concessionsbedtngungen,  Entscheidung  bei 

Localbahnen  870. 
Concestiontdauer,  Ausschluss  einer  Bahn 
gleicher  Richtung  42. 

—  Beschränkung  dieses  Rechtes  43. 

—  Einfluss  auf  das  Peageverhftitniss  166. 

Concassiontelniiehung  86. 

—  rechtliche  Folge  27. 
CoMOseiensaafaieheng,  Entfallen  einer  Vor- 

concession  bei  Concessionsfibertragung 

38. 

—  wegen  Auflehnung  41. 
GoneossloMorIVeohung,  Disposition  über 

bewegliche  Sachen  102. 
Concettiontenhellung  885,  898. 

—  bei  Localbahnen  267. 
CoNoeseiomgeseiz,  Nicbtanwendbarkeit  auf 

Staatsbahnen  39. 

—  Rechte  der  Eisenbahnunternehmung  40. 

—  Verpflichtungen  aus  demselben  57. 
Ironeeeeionsurkund«  bei  Cotlaudirung  874. 

—  besondere  Rechte  52. 

—  Nichtbefolgung    wesenilicher  Bestim- 
mungen, Sequestration  310. 

—  Tilgung  der  Garantievorscbibse  144. 

Conceitionsurkundsn,   Gleichartlglml  der 

recbtlicheo  Bestimmungea  49. 
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Co»MMi«n««rf!ill,  Verföpingsrecbt  4er 

Unternehmung  lOi. 
~  wegen  Auflehnung  41. 
CoMttsi  Olli  verzieht,  Rechtsfolge  für  Dis- 

potidon  m. 

Conceitionswerber,   7':7ieliung  zur  Com- 

mission  bei  Localbalmcn  2$9. 
OraMrrtatofi,  Leistungen,  Eintr«ibiing  94S. 
C»MMiT«iiK  bei  Elsen  bahnznfiihrtutraeBcn 

77. 

CoMurs  als  Grund  des  Erlöschens  der 

Concession  Sl. 
~  Autscbliessaagsgrund  l&r  deo  Vcrwal- 

tungsrath  60. 

—  Vorzttgsrccbt  der  Abrecbnungsscbuldig- 
keiiea  14$. 

•»  d«p   Unternehmung,  Dispositiotaerecbt 

über  Sachen  der  Einheit  108. 
Coadwcteur  eis  Kinder  207. 
OoMorlittM»  Vereinigung  3t. 
Controle  bei  Staittbehnen  88. 

—  des  nienste*  8S. 

Conventjonalttrsf«   bei  regknicntwidrigcr 
Wagenbcnotiang  188. 

—  bei  Vcr/ögerung  in  der  Verladung  181. 

—  Einziehiinp  183. 

—  Leistung  durch  die  Eisenbabnunterneh- 
mnog  183. 

Converltrung  der  rrioritätsobligationcn  l,*)?, 
Copien  von  Projectsbehelfen,  Vorlage  248. 
Cerraipondeazeii  der  Eisenbahnunterneh- 

muDgen.  nicht  postzwangspilicbtig  48. 
Cridatare,  Unfähigkeit  zorErwerbung  einer 

Vorcoocession  99, 
CnraNlagerteht,  Genehmigung  der  Anträge 

des  Prioritätencuraiors  155. 
Cnrator  der  Prioritätsgläubiger  164* 
 Bestellung  desselben  155. 

—  —  ZastimiDungbeiSenritutseinrlumung 
181. 


OmHin,  Benützung  eines,  Abfindung  mit 

dem  P>e rechtigten  68. 
Dampficraft  im  Betriebe,  Haftung  824. 
Oarlahansvertrag  143. 

—  mit  Peraoneninbegriff  148. 

—  Zinsengarantie  für  die  Actionäre  144. 
Oeciaration,  falsch«,  Conventiotialstrafe  182. 

—  falsche,  ungenaue,  Ersatzpüicht  2(iy. 
Oeeinfeell«B,  841. 

DnteNproJeet,  Anfkiellnng  859. 


DetaüiirojMl,  BeatandtheÜe  888. 

—  dessen  Bestimmung  252. 

—  Erleichterungen  bei  Localbahaen  2(i7. 

—  Genehmigung,  principielle,  bedingte  855. 

—  Prüfung,  vorläufige  855. 
Deterioration,  Schadenersatz  Hfl. 
Diebstahl  an  Eisenbahngegensiänden  129. 
Diaaar,  Beeidigung  91. 

—  deren  Aufgabe  S7. 

~  Eigenschaft  als  öffentiicbes  Verwaltunga* 
organ  i^l. 

—  Oienateaverri^tnng,  Ueberwachung  818. 
Dianst,  Controle  desselben  88. 

—  Entfernung  vom,  Disciplinarstrafc  812. 

—  atrafrechtlicber  Scbuu  der  Ausübung  92. 

—  widriges  Verhallen  im,  Disciplinarbe« 
handlung  Sil. 

Oianstasantlastung.  perennlreude  313. 

—  temporäre  3i3. 

OieaataNnapeaeion,  Disciplinarstrafe  818. 
Dienstetvernachlässigung,  312,  314. 
Diensiesverrichfung,  Ueberwachung  312. 
Oianatlaistung,  entgeliliohe,  Analogie  beim 
Paebtpetriebe  186. 

—  \'ertr;ige  über  tGn. 

Dienstposten,  Vorbehalt  für  Militärpersonen 
^  Vorrecht  für  Militärperaonen  78. 

Dion»treifen,  Recht  auf  Freifalirt  T2. 
OienstverhVftniss,  87. 

Oienstzwsig,  Entfernung  von  allen,  oder 

a|»eddlen  8is. 
Oireefioii,  Anfetellnng  znr  Leitung  des 

Betriebes  10. 

—  deren  Verantwortiichkeit  87. 

—  Disciplinarbehandlung  814. 

—  Leitung  durch  die  *<7 

—  Mittheilung   eines  Disciplinarerkcant- 
nlssea  814. 

—  persönliche  Verantwortung  87. 

'  —  \*erpflichtiing  zur  Anfstcllirni:  '*7. 

—  Verschulden,  Disciplinarbehandlung 314. 

—  der  angar.  •iaefabehnen,  deren  Aufsicbts« 
recht  88. 

Disciplinarerkenninist  der  Gencral-Inspec- 
tion,  Weigerung  der  Durchtühruog  SU. 

—  gefälltes  dorch  das  Handelsmintsierium 

313. 

—  Vollzug  durch  das  Handelsministerium 

313. 

—  Iteine  Rüehaicht  auf  rechtliche  Polgen 

I  816. 

21* 
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DitoiplInarerkenntnUt,  Mittheiiung  an  die 
Direction  314^ 

—  Rücksichtoahme  aufStraferkenntnissäl^ 
Ditciplinarreohtder  General-Inspection,  ein* 

geschränktes  älB. 

—  des  Handelsministeriums  SIS* 

—  des  Handelsministeriums,  mittelbares  314. 
Oiteiplinarttrafe,  Vollzug  bei  strafgericht- 
lichen Untersuchungen  315. 

Ditciptinartfrafan  ai2. 

—  Berechtigter  zur  Verbängung  aa. 
Diaoiplinarverfahr«n  Sil 

—  Einfluss  strafgerichtlicher  Untersuchung 

—  Ueberprüfung  desselben  SfL 

—  Unheil,  strafgerichtliches,  Einfluss  Si5 
Disposition  des  Versenders,  Einholung  193. 
Dividondvn-AnsprHoh  der  Hrioritäts-Actio- 

närc  äa< 

Doeumente,  Ausschluss  der  Beförderung 
Dritte,  Hinwendungen  bei  Localbahnen 
DurchfUhrung   des  Transportverbältnisses 

Durchgangtverkahr  Ifii. 

—  Benützung  der  Wagen  184. 

B.  • 

Edelsteine,  Ausschluss  der  Beförderung  17(;. 

Edict  15.'>,  grtft. 

—  im  Eisenbalinbuchverfahrcn  ^oa. 

—  Verlautbarung  der  Löschung  einer  Eisen- 
bahn-Linlage  303. 

—  Verlautbarung  der  vorläufigen  Einlage 

•2HH. 

Edictalfrist,  Ablauf  228. 

Eid  der  Beamten  und  Diener  !iL 

Eigenbarechtigung,  finanzielfe,  der  Unter- 

ncluuung  bei  Scquestraljon  Sil. 
Eigenthum,  dessen  Erwerbung  lO.i. 

—  Erwerbung  am  Frachlgutc  ifli. 

—  bUcharHchea,  Abschreibung  303. 

—  getheiltes,  Geltendmachung  '^^tfi- 

—  im  Eisenbahnbuche  222^ 
EigenthUmer  als  Enteigneter  IQIL 

—  eines  neuen  Grundbuchskörpers 
Eigenthum  s  b  la  tt  dcsCcntralgrund  b  uches  334. 

—  Inhalt  Ü2. 

Eigenthiimsrecht,  Begriff  nach  Eisenbahn- 
recht asL 

—  Beschränkung  durch  Enteignung  ua» 

—  dessen  Unvollsiändigkcit  lüt. 

—  dessen  \'erlhcidigung  112. 


Eigenthumsrecht,  EingriS  in  dasselbe  46. 

—  Einschränkung  des  Begriffes  ül. 

—  eisenbahnrechiliches,  strafrechtlicher 
Schutz  desselben  129. 

Eindeckeng,   feMertiohero,    Duldung  der- 
selben HS. 
Einfriedung  gegen  den  Nachbar  21S^ 

—  Pflicht  hierzu  fii 
Einheit,  bUoherliche  221. 

 Abschreibung  eines  Thcilec  23i 

 Auflassung  232. 

 Pfandrecht  der  Prioritätsobiigationcn 

14a. 

 Realinsianz  hiefür  285. 

 Zuschreibung  303. 

—  rechtliche,  Inhalt  derselben  99. 
Einheiten,   bücherliche,  Vereinigung  283, 

802. 

Eiiili«ilapreiie,  Vertragsgrundlage  lio. 
Einlage  im  Eitenbahnbuche,  einzige,  mehr- 
fache saiL 

—  Veränderung  203. 

—  definitive  2äa. 

 Umwandlung  der  vorläufigen  301. 

—  vorlifufige  2äiL 

 Errichtung  287. 

 Gesuch  um  Eröffnung  2fifi- 

i  Kundmachung  der  Errichtung  2Sa. 

,  im  Eisenbahnbuchc  232. 

[  Wirkung  dinglicher  Rechte  23SL 

 Wirkung  der  Eintragung  dinglichen 

Rechtes  288. 
Einlangen  einer  Sendung,  theilweises  19-*. 

—  verspätetes,   eines  Frachtgutes,  Folge 
davon  Iii2. 

Einlicferung  zur  Beförderung  t77. 
Einlötung  bei  vorübergehender  Enteignung 

113. 

—  der  Bahn,  Dispositionsrecht   über  be- 
wegliche Sachen  IM. 

 vor  dem  Concessionstcrmine  I4fi. 

—  der  Coneetaion  2jL 
i  —  eine«  Betitzrechtee 

Einlüsungsgrenzen,  neue,  Bestimmung  bei 
der  polltischen  Begehung  2^ 

 Entscheidung    des   Handelsmi  niste* 

riums  2^ 

EinilSaungspreis,  Garantieschuld  als  Com- 

pensation  Iii. 
Einlösungtrecht  im  Eisenbahnbuche  232. 

—  staatliches,  seine  Wirkung  auf  die  Selbst- 
verwaltung der  Eisenbahnen  LL 
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Eiaheinni«nti«tt«r,  BemcMung  derselben  iB8. 

~  ^''"^r.schreibting  derscibcr-  64. 

Einm«ngM*g,  widerrechtitehe,  gegca  EiseD' 
balrabedieDttele  94. 

Ciarichtung  d«r  Bahn,  AasKchtttSS  der  Be- 
förderung iTtr 

Eintohli«»tnagtpfticht  der  Eisenbahnen, 
beschränkte  916. 

ElneebHinkung  von  Rechten  118. 

Einsprach«,  Recht  zufi  de«  landesfüretHchen 
Commi&»ärs  84. 

Cietragmig,  centralinrt  grundbfieheriiche, 
in  Ungarn  807. 

—  dinglichen  Rechtes,  Wirkung  bei  vor- 
läufiger  Einlage  28S. 

BnwMdragefi  bei  Loeälbatancn  969. 

—  gegen  die  Bahn,  gegen  die  Enicigung  255. 

—  gegen  die  Enteigunp,  Aiiftuhme  241. 

—  gegen  die  Enteignung,  deren  Begutach- 
tung 956. 

—  gegen  Enteignuog,  nicht  zu  berück- 
sichtigende 257. 

—  gegen  die  Expropriation  iVi. 
~-  Recht  hierzu  966. 

Cinwendungtrecht  der  Xuti'iingstjebrauchs- 
bercchtigten,  Bestandnctimcr  gegen Fc&t- 
etellung  der  Entschiidigungb>umme  196. 

eiienbehn  als  dffentliehe  Anstalt  6. 

—  Collission  mit  Bergbau  222. 

—  im  Betriebe  beftndiicbe,  Um-  oder  Zu- 
baaten  280. 

*Eisa«behiienBlaK,  Eigenschaft  des  Fracht« 

führers  195. 
CjsenbabiiaufaichUbehitrden,  Zustimmung 

tn  Battführungcn    nSchst    der  Bahn 

221. 

EiaenbahobaM,  als  scliidigende  Handlung 
918. 

Ciaenbahnbeamte,  Zeugen  in  Sachen  der 

Unternehmung  205. 

—  und  Diener.  Befreiung  vom  Zeugen»  und 
Gcschworncn- Dienste  91- 

Eisetibabnbedienstote,  Auslieferung  an  das 
Strafgericht  3i4, 

—  bedingte  Befreiung  vom  Militärdienste 

—  strafbare  Handlangen  gegen  dieselben, 

Aufstand,  öffentliche  Gewaltthätigkcit  92. 

—  schwere  körperliche  Verletzung,  Auflauf 
98. 

—  Beleidigung,  Einmengung  94. 
BaMbahabeaita,  Bestandrecht  daran  168. 


eiaeabahnbalrieb,  Bedingungen  der  Ueber- 

tragung  100. 
Eiaenbahnbetriabtordnung,     deren  Be- 
folgung, Ueberwachung  941. 

—  deren  Geltung  für  Staatsbahnen  99. 

—  Grundsätze  für  das  Transportrecht  170. 

—  Handhabung  235. 

—  Pfliehc  znr  Beobachtung  60. 

—  Ueberwachnng  948. 

—  Ueberwaclmnt»  der  Vorschriften  24?. 
EUenbahabetriabareglement,  siehe  Betriebs- 

reglement. 
Eisenbahnbuch,  Einlagen  230. 

—  Berichte  an  das  Justizministerium  301. 

—  Beschränkung  seiner  Anwendung  74. 

—  seine  Natur  78. 

—  Verpflichtung  zur  Anlage  73. 

—  Zweck  seiner  Einfuhrung  74, 
EiaenbahnbUoher  228. 

—  Anlegung  948. 

—  deren  Anlegung,  Verfahren  2m4. 

—  Gerichtsstand     zur     Anlegung  und 
Führung  2S4. 

I,  Rechtsmittel  806. 


Elf enbahnhuchwosen  '''i'^ 

Eisenbahn -Conoeaiiontgaaetz,  siehe  Con« 

cessionsgesetz. 
Elsen  bah  n-Cerrespaadansen,  Portofreiheit 

Eitenhahnainhaii,  Pfandrecht  daran  116. 
Eiaanbahnatnlage,  aufzulassende,  Ansachluss 

neuer  Eintragungen  806. 

—  Ausschluss  der  Hypothekarlasten  991. 

—  Bcatandtheile  23S. 

—  LSschung  908. 

—  Realgerichtsstand  301. 
Eisenbahnen  als  Vcrkehrsobicct  97. 

—  Auffassung  als  öttcntliches  Gut  dö. 
->  deren  Staatszweck  98. 

—  Eigenschaft,  sachliche  t)6. 

—  fremde,  bücherliche  Rchandlnnc:  230. 

—  garantirte,     Collaudirungstragen  bei 
technisch-polizeilicher  Prüfung  980. 

Eisenbahngegenstihida,  Diebstahl  an  den- 

se'bi'Ti  \2'.i. 

E.j$enbahnges«ixe,    Inhalt    den>cibeii  im 

Allgemeinen  5. 
Eisenbahngrundtitick,   Abschreibung  im 

Grundbuchc  2i>8. 

—  Ermiillungsverfahren  289. 

—  Actenprufung  800. 

—  Servitutseinraumung  an  demselben  iSl. 
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—  Abschreibong  enlbehrUcllcr  iM. 

—  Brmitttofig,  CetoeliMniDgel,  Behebung 

m.  I 

—  ErmittitiriK.  Gcricbt»  berufene*^  Z«it- 
puQki  m. 

—  nActilrlgticbe  Ziwebrtibaaf  Ml. 

—  Realinstanz  28.0. 

fit«iibahnk»rp9r,  Tbcil   äu  rtcbtlicbeo 

Linheit  i>9. 
tliMbabiifir«)Ml«»  Anllcffang  Ml. 

'  CiiblicatKin  dcA  AiiflieReni  tIS« 
Kiftiibahnrtokt,  Hefriff  17 

—  sein  |-.if»Hu«s  aut  dit<»  bürgerliche  Recht 
1». 

tii«nbah»lrtMp«H,  VarblHilii»  tarn  Poit- 

rcgatc  4R, 
Citflnbahntrantportraoht  I7ü. 
tlMübsbiiiiKfbil  «41. 

Kitanbtbnuntarnahmung.  Ansuchen  um 
Feai-ttelliing  der  üintscbädigung  bei 
EnttiKtiung  801. 

—  Elntchränknng  dm  Elgtntlmmtnchtea 

—  Haltung,  obicctive,  beim  Transporte  195. 
^  Hkfittiig,  »ubjcciivc.  beim  Trinaporte  195. 
KUMbthivercli,  Utbtrlltferung  sur  Strafe 

Eitanbahniufahrlaalraaaan  240. 

—  Aufgab«  dM  L«nd«uttnchttM«t  Ui. 

—  Üaiiragapflicbl  dar  El««i]baha«n. 

—  Conciirretl«  77 

—  KntacheiUung  der  Nothwcndigkeit  77. 

—  Entt«h«ldung  flbar  Anaführung  n. 

ErlmUunK  77. 

—  Hcr»tc!lunK»pH><-'it  der  Eisenbahnen  75. 

—  Leibtungeu  der  Concurrentcn,  Eui- 
irtlbung  I4t. 

Rccur5cnt»chcidungaa  ISS» 

—  dcrcti  t^Mchtuni;  T.'», 
EitanbahntMgahttr,  Ikgnß  und  t'iutaug  9^^. 

—  Th«ll  d«r  rechtlich«!!  £iiih«it  M. 
Ctaenbahntwacli.    sein   Einlltt««  «af  d«« 

empfang  daa  Qutaa,  ZuMissigkcit  des  Gegen 
b«ireUea  MM. 

Cmpfkngar,  AusUclcrung  des  Gutes  l:K>. 

—  Hesoffscn  dc>  Abladen»,  Scbadc 

—  de^^cn  1  rsatzpflicht  tlO. 

—  Gebtthr<n«nw«isung  auf  den  I7i, 
^  R«cht  d<«  Kacbwig«M  ist. 


riipiliiiii  Ii  I  HbfigMg,yacfc%«awig.«ider> 

£mpfangtb«»cl^i»*fw»g,  Einlietenmg  19L. 
E«l«igamd«r,  siehe  Eoleigner. 
EnteigMr  109. 

—  it^-tn  Rechte  III. 

Eiita»ga«t«,  Verzetcboiaa  der  Namea  and 

Wohnort«  f5S. 
Efftcigaalar.  140. 

—  Ansuchen   um  Fe«t«tcllung  der  Eot- 
scbädigung 

—  deetco  Rechte  llt. 

—  dessen  Verpflichtungen  IN. 
Cntaignung,  Abtretung  des  Qb/ectea  lU. 

—  als  Kechtsiostitut  107.  , 

—  Anmerkaag  im  Graitdbuche  SSO. 

—  Aufhebung  Iii. 

—  begrenzte  108. 

—  bei  Um-  oder  Zubauten  'iüi, 

—  bevorttchendc,  Bekanntgabe  S6S. 

—  bücherlich  anpcmcrkte.  Wirksamkeit 
^e^cii  Rechtsnachfolger  2C0. 

~  Capitalsleistuog  vor  dem  Vollfuge  US. 

—  dinglicher  Rechte  115. 

—  eines  Privilegiums  115. 

—  eine«  Staata-,  Gemeinde-,  Privatgutes 
US. 

—  «in  verständlich«  118. 

—  Einwendungen  dagegen  ?">5. 

—  Einwendungen  dagegen,  Autnahmc  2ji. 

—  Ersatc  voller,  Schadloshaltung  itl. 

—  Entschidigungsicistung  vor  Vollzug 

—  Fcst.sieHniiR  der  Entschädigung  243. 

—  Feststellung  des  Gegenstandes  und 
Umfange«  td6. 

—  Feststeilung  des  Gegenstandes  und  Um- 
fang es  durch  dasEnteignangserkenntniss 
S6Ü. 

—  — '  —  vom  Civilr«cht«woge  «ugeacblo»- 

scn  200. 

—  Fortsetzung  des  ord«atiicben  Wirib- 
schaftsbetriebes  lu. 

—  freie«  Ermeaseo  der  Behörde  IIS. 

—  fremder  Bahnanlagen  116. 

—  nicht  zu  berücbsicbtigende  Einwen- 
dungen S67. 

>  Obiect  ISS. 
I  —  Subiect  I0i>. 

—  K«cbt  des  Vollzuges  Iii. 
Rüekiritt  de«  Enteigners  Iii. 

—  theitvreise  lOS. 

— >  <-  Entschidigniif  itS. 
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Caleignung,  Tirel  für  die  Erwerbnag  d«* 
Eigenthumsrcchtes  106. 

—  Titel  Ar  Peageverhittiiite  US. 
vollstäodtge  Vi». 

—  Vollzug  gegen  Erlag  de»  dreiesigikchen 
Steuerbetrages  129. 

—  Volliiig,aiiter)BMcnerfSchadeBerntxSgl. 

—  von  Apperiinenzen  ISO. 

—  von  Gebäuden  i?0. 

^—  voa  Grund  und  Boden  115. 
~  ▼on  Grondsiftcken  117. 

—  von  Materialien  116. 

—  von  Nutzungi-,  Gebrencba«,  Bestand- 
rechten  115. 

—  v«n  Qoellen  und  «öderen  Privatgewis- 
sern  llT. 

—  von  Rechten 

—  von  Wasserwerken  120. 

—  von  Zageh9r  ItO. 

—  Vorausseizangy  thatiichlichc,  Streit  dar- 
über 262. 

—  vorübergehende  108. 

Ewtelgo— gaowtrag  anaeerbalb  potit.  Be* 

£nteigoung««rk«natniU|  Anfechtung  dessen 
MO. 

—  Aufhebung  iii,  261. 

—  Aufhebung  über  Verlangen  des  Enteig- 
neten 113. 

—  bei  BetrlebtstSrnngen  tg}. 

—  Filluns  240,  260. 
 bei  I.ocalbahnen  2*;7. 

—  Löschung,    bücherliche,    eines  enge- 
meriiten  t6i. 

—  Rechtskraft  260. 

•  Recursentscheidung  23S. 

—  Vollstreckung  241. 

Entoignangeroelif,  Ausübung  im  Falle  von 

Betriebsstörungen  282. 

—  Recht  zur  Ausübung  desselben  i&. 

—  Zucrkennung  236. 

—  Zulissigkett  bei  Tramways,  Schlepp» 

bahnen  47. 
Enteignungsvarfahren  239. 

—  Durchführung  260. 

—  WertherbSbuog  durch  dasselbe  ISl. 


CiitaignMiigtverhaDdlung  bei  Um*  oder  Zu- 

Iwuten  ohne  politische  Begehung  281. 
EatladiiMf,  Verbot,  poliiellichet  163. 
Entlatseaer,   dessen  Wiederverwendung 

318. 


Eatiastong    »ines  Eitenbahngmadsllekes, 

Aaftorderungsverfahren  182. 

—  «Kms  Qmndettekes durch  Expropriation 

2;»'.,  ii'g. 
Eatsohüdlgwng  109. 

—  aus  dem  Transporte,  Ausgleich,  ausser- 
gerichtlieber  M)6. 

—  Ausgleich  der  Nachtheile  ISO. 

—  beim  Pachtbetriebe  IRS. 

—  bei  Streit  über  thatsachliche  \  oraus- 
Setzung  bei  Enteignung  tot. 

—  Bestimmung,  Recurs  dagegen  S08. 

—  des  Enteigneten,  Umfang  112. 

—  Feststellung  auf  Verlangen  des  Enteig- 
neten 118. 

—  Feststellung  bei  Enteignung  24.*^,  961. 

—  gerichtliche,  Bestimmung  f6S. 

—  Leistung  112. 

—  Leistung  vor  dem  Vollzug  der  Enteignung 

264. 

—  meritorische,  Entscheidung  darüber  273. 

—  später  erkennbarer  Nschtheile  137. 

—  Vergleich  MS. 

EatschVdiqungsantpruch.  Herabmiuderung 

durch  Naturalleiätung  127. 

—  Verjährung  20.S,  288. 

—  Unterbrechung  der  Verjährung  VÜ. 

Entschäcligunq<5berBchttgte  10'.'. 

Entschadigungsbaraohtigter,  Ablehnung 
einer  Naturailetstung  i>8. 

Colaehüdjgangabetrag,  Befriedigung  der  An- 
sprüche Dritter  264. 

—  höchster,  dessen  Annahme  264. 

—  Verzygsdnsea  hiervon  129. 
CBtooMdisungsfestsfolloig  bei  &etriebastö> 

rungen  282. 

—  Protokoll  262. 

Eirfeehttdigangsferderang,  Anlage  zur  Her- 
abminderung 262. 

EnttehSdigungtfpag«,  von  der  politischen 
Begehung  ausgeschlossen  257. 

Eiateoligdtiwigsiiiage  bezüglich  eines  Eisen- 
bahngrundstückes 29^. 

Eafschüdigungtleiaittiig,  Art  derselben  Itl, 

—  Execution  266. 

—  Herabminderong  Iii. 
^'c:rzug^ziasen  2nf;. 

Entschidigungspflieht,  Ausschluss  12S. 

—  bei  Enteignung  120. 
Binüttss  auf  dieselbe  188. 

EalschHdigungirecht  der  Unternehmnag  fur 
Sachen  bücherlicher  Einheit  102. 
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EnttohädigungMiraiiiM, RQcksabe  derselben 

IIS,  114. 
EnteohMigungtverhmdlMig  fTS. 

Entscheidung,  behördliche,  in  Ersaizfragen 
anlässlich  technisclier  Vorarbeiten  84». 

—  Titel  für  I^eageverhältniss  133. 

—  m*ritopit«b*  aber  die  Enttciiädigung  27». 

—  Sachverständige  861. 

—  ungarische  272. 

EatwMdung  det  Frachtgutes  aus  den  Ma- 
ira>{neo  206. 

Entziehung  der  CmceielOD  «exen  Aufleh- 
nung 41. 

Ef|«ipagen,  Enliernung  derselben  189. 
Erbe«,  Ersatzbereebtigung  beiUnfilten  227. 
Ereignungen  im  Botriebe,  Haftpflicht  223. 
EriialtHiigskosten,  vei^rtfaaorto,  Tragong 

deraelben  aä. 
Erkebnig  der  Vennindening  oder  Beacbidi- 

tT":":",  Zeugen  205. 
Erhebungen,  üegiao  derselben  25(i. 

—  Bettiminang  des  Tages  256. 

—  zur  Ent8chidigangsfeststelluag,Protokoll 
darüber  262. 

Erkanntniss  der  Geoeral-IospccÜon,  Ver- 
weigerung des  Voltxuges  8U. 
Erklärung,  stillschweigend^  symboHscbe 

bei  Eingeh ungdesTransportverhiUtniasea 

174. 

Erlag,g«rieMlieli«r,bQcherticbeAnn)erkung, 

Rechtsfolge  2C5.  ,  , 

Ersatz  der  Zahlung,  seine  Voraussetzun- 
gen l:^S. 

Epitfaoben  der  Conoession,  Disposition  über 
J  ;  beweglichen  Sachen  102. 

Ermessen,  freies,  der  Behörde  bei  Ent- 
eignung HC. 

EmenorMagabautan,  BenützangscoiisensS96. 

Eraabanapraeh  Dritter  gegen  eine  Direction 
88. 

Ersatzansprüche  de»  Nuciibars  aus  der  Bc- 
scbrinkQRg  219. 

Ersstzcommuntcstion,  Reell t  auf  dieselbe  67. 
Ersstafragen,  Entscheidung  24;t. 
Epsafziaitfung  aus  Untall,  Befreiung  der 
UnternebmuRg  227. 

—  bei  Unfällen  226. 

Ersatzpflicht  aus  Unfall,  UagUiigkeit  der 
Ablehnung  827. 

—  des  Absenders  209. 

des  Enteigners,  Ansscbluss  derselben 
121. 


ErsatxpflioM,  arwaHart«,  im  Nacbbarrecfate 

212. 

Ersatz,  voller,  bei  Enteignung  121. 
EpHffamgaeonaMs  280. 
ErtrMgniss,.-^ta-!tiir^cs  Interesse  daran  14,15. 
Ertrigaiesgarantie  144. 
ErwaNoningsbautaa,  Benützungsconseas 
236,  281. 

—  G  en  eh  m  i  g  11  n  g  ohne  Localcommissioo  881 . 
Verfahren  2m. 

Erwarb  von  Rechten  dareh  Eisenbshnunter- 

nehmungen  IG. 
Enwerbsgesellschaf}.    als  Eigenschaft  der 

Eisenbahnen,  rechtliche  Folgen  derselben 

18-16. 
CrwerbsurfclMdM  291. 
Erwerbungen,  nachträgliche  801. 
Execution  I4ü. 

—  auf  Enischidiguogsleistttng  866. 

—  Befriedigung,  vorzugsweise  der  Priori- 
tätsohl iijationen  i.'i".'. 

—  desLnieigacrs  wegen  Verzugsziaseo  113. 

desEnteigners  w^eaSiebcrsieUung  118. 

—  siehe  auch  Veriusserungf  zwangsweise 

148. 

Existenz  der  Uaternehmung,  Erlangung  des 
Rechtes  hierzu  bei  Staaisbabnen  88. 

—  Erlangung  des  Rechtes  bei  PriTaibshnen 

24. 

—  Rechte  und  Pflichten  hieraus  88. 
Existaazberaebtiguag,  deren  Verlust  26. 

Expedi<ion?frist  1  •■ ! 

Expedttionsstempel,  Aufdruckung,  Beiörde- 

rungsübernabme  178.  - 
Expropriation,  siehe  Enteignung. 

—  Einwendungen  daj;ei:en  272. 

—  Feststellung  des  Gegenstandes,  Fest- 
stellung der  Entschädigung,  Vollzug 
272. 

—  zur  Entla'.'Mnt;  295, 

ExpropriationscommissioB,  ungarische  27:3. 
Expropriatioasconseplpttoa,  Anthenticirung 

307. 

Expropriationsobject,  AufJagc  :J72. 
Expropriationsplan,  be&iaitguiig  zl^i. 

—  Feststellang,  Bauconsens  278. 
Expropriationsverfahren,  Annullirung  '.'73. 
Exsoindirung,  deren  Ausscbliessuug  iHJü, 


Fahrbetriebsmittcl  ah  Eiüenb.ilinzugehdr98. 
Fahrbillet,  Befarderungs-Antritt  182. 
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Fahrbiilet,  befSrderuogsQbernahme  174. 

—  Manj^cl  eine«  giltigen,  Conventionel- 

strale 

—  Rechte  daraus  in. 
Fahrgeld,  Rückrorderung  1S6,  187. 

—  Rückforderung  auf  früberea  Stationen 

189. 

Fahrlissif  keH,  grobe,  Anssehluss  im  Nach- 

harrechte  'il.T. 

Fahrpsric,  Ausrüstung  durch  den  Pächter  167. 

—  Disposition  liierüber  102. 
FahrordMngMi,  Feststellung  $30. 
Fahrpreis,  Erhöhung  bei  Mangel  des  Fahr- 
biilet« ISl. 

—  Sfiekerstattnng  188. 
FahrprelsbeggiMligaiig  der  Militärs  und 

Staatsbeamten  7*i. 
Fahrt,  Austall  wegen  Naturereignis»,  Zufall 
187. 

—  Unterliissung  i.st;. 
Fahrtunterbrechung,  freiwillige  186. 

—  untreiwillige  186. 

—  wegen  Naturereigniss,  Zufall  187. 
Fahrzeug«,  Schaden  an,  durch  Auf*  oder 

Ahladen,  Krsatzpflicht  210. 
FeldfrUchte  itn  Bahnbcrcicbe  2ld. 
FeelBlellung  des  Gegenstandes  und  Um- 

fanj^cs  der  Enteignung  260. 
Feuergefährliche  Gegonttliade,  Mitnahme, 

Conventionalstrate  18^. 
Feeorrayoo,  dessen  Bestimmung  119. 

—  für  Bauführung  in  der  Bahnnähe  220. 

—  -  Ziiiassickeit  von  Krlcichtcrunqcn  120. 
FidBicommicsgut,  dessen  i:.ntcigiiung  115. 
Plaeiiibehgrdon  848. 
Finaniminiaterium  2"9. 
FieanzvenMaitung,  AmtshandluDgen,  £in- 

flnss  derselben  163. 

—  Pflichten  gegen  dieselbe  6S. 
Finderlohn  807. 

Firaaa  81. 

FlOgelbahnen,  Verpflichtung  zur  Förderung 
78. 

F(uBslJbarg«ng,  Einfluss  auf  Lieterfrist  185. 
Folgen,  rechtliche,  kein  Jiinfluss  auf  Dis- 

ciplinnrerkenntniss  SIS. 
Fortsolsong  dee  Transporlee,  unmögliche 

ForttetzunfliiinieR,  l^ccht  hierzu  42. 
Fraehibrtef,  Abstempetnng,  BefSrderungs- 
Uebernahme  i74. 

—  Ausstellung  eines  oder  mehrerer  177. 


Frachtbrief,  Üuplicat  178. 

—  Inhalt  desselben  17^. 

—  Prüfung  der  Angaben  178. 

—  quiltirter,  Veneignng  desselben  191. 

—  Rechtswirkung  178. 

—  ungenaue  Angaben  178 

—  Vervollständigung,  Berichtigung,  Lager- 
geld 181. 

Frachtbriefe  als  Begleitung  vor  dem  Seen- 
bahntransportc  177. 

—  für  Sprengmittel,  Vidirung  248. 
Fraehtnihror,  Eigenschaft  eines,  der  Eisen- 

bahn Unternehmung'  iD.'i. 
Frachtgut,  Entwendung  808. 

—  Erwerbung  des  Eigenthum«  I9t. 

—  gfinzlicher  Verlust  198. 
I  —  siehe  auch  Gut. 

Fraehtvertrag  171. 

Frieht«,  hängende,  deren  Ber&cksiditigung 
bei  Enteignung  184. 

Freikarten  72. 

Fritt  zum  Bau  beginne  71. 

—  tnr  Banvollendung  71. 

—  zur  Gesucheinbringung  wegen  Ermitt» 
lang  der  Eiscnbahngrundstücke  289. 

—  ~-  —  wegen  Verlängerung  3ü2. 
Fneion,   als  Grund   des  Concessionser« 

löschens  80. 

—  Di.sposition  über  Sachen  der  Einheit  103. 

—  Ersatz  der  V'orconce&sion  38. 

—  Umftnderttttg  der  Forderung  der  Priori* 
tXtsgWubiger  m. 

<l. 

Oarantieiobeld,  Compensation  bei  Einlösung 

144. 

Garantievorschuasj  Eiubringlichmachung 
145. 

Qebludo,  deren  Enteignung  ISO. 
Gabrauchtberechtigte,  110. 

—  abgesonderte  iJcwerthuag  der  Nachtbeile 
durch  Enteignung  288. 

Qebraaohtracht,  dessen  EntachSdigUDgl86. 
Gebrriiichirechte,  deren  Enteignung  IIS. 
tiebrechen,  Wahrnehmung  äl4. 
QoUMir,  1T8. 
"  Bezahlung  179. 

—  tartfmäsbigc  179. 

 für  Verwiegung  192. 

OebBhreBf  Fehler  In  der  Berechnung  188. 
Gebührenbefreiung  57. 
Gegeabeweis  des  Empfanges  208. 


« 
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Cl«f«iittoiid  d«r  btoigBMMg,  siebe  Obfect. 

Ocganttündfl,  ku^rntUhrUchef  inderNihe 
der  Bah»,  Lagerung  218. 

—  gefundene,  Verkauf  2OT. 

—  iiostiwangepfllebtigc  178. 

Geld,  bsarat,  als  Knt'^chädigung  IfT. 
Oflidmtttel,  l'.cschatfung  2S9. 
Qeldetraf«,  bikctpUnarstrtfe  81S. 
OeldiMra,  Verbingung  über  Eisenbahn» 

Unternehmungen  241. 
Qemeindebehtfrd««,  243. 
0«iiieind«gut,  Enteignung  dessen  HS. 
Qemetnd«-lnt«r«M«n,  Tertretung  S48. 
Qemsindan,   Verlautbarung  des  Comrois- 

Bionsbeginiics  bei  Localbaboen  8£9. 

—  Verstftndigung  der  Ml. 

—  Verständigung  von  Projccttauflage  U8. 
QamcinnUtslfkeH,  Anerkennang  derselben 

44,  47. 

—  Verweigerung  der  Anerkennang  4T. 
Oemeinaohaftavertrag   im  Wagenverkehr, 

siehe  Wapenrej^ulatlv, 
Oenehmigang,  curatclsgericlitliche  155. 

—  des  Projeeie«)  abändcrilch  41. 
Qeneraldirectio«  der  VstnrrelobiaehnnMiiils- 

bahnan  m. 
^      bei  Coliaudirung  £74. 

—  —  deren  Gontrolsreeht  B8. 
fileraral-lnipeotlen.   bei  tcchnisch-polbei- 

lieber  Prüfung  879. 

—  der  österreichischen  Eisenbahnen  <W. 

—  dar  Ittterretehleehm  Bsenbihae»,  bei 
Collaudirunc  371. 

 bei  der  Tracenrevision  848. 

—  —  deren  AnMchts-  und  Controlareebt  88. 

—  -  Strafgewalt  314. 

 Vertreter  bei  der  politischen  Begehung 

8fift. 

—  —  Ertheilung  des  Banattnngseonsenses 

bei  Erweiterungsbauten  S^i 
fUr  Eiaenbahnen,  ungarische  237. 
Qanaralprojaot,  Bemerkungen  Dritter  248. 

—  Erleichterungen  bei  Localbahnen  867. 

—  Inhalt  246,  247. 

Qanaralvaraammlung,  bei  Sequestration  Sio. 

—  deren  Aufgabe  hi. 

X  deren  BesehlUBsffihigkeit  88. 

—  deren  Einberufung  81. 
Sclilussfassung  88. 

Qenugthaung,  volle,  bei  Lösung  des  i'acht- 
betriabes  i<8. 

—  im  Nachbarreefate  8i6. 


Qa— aaiasM  ans  dem  Gcanssacbeinc  UM. 
OanutstehaiB,  Bfanaehaft,  rechHiche,  des- 

«clbeo  142. 

—  Kecht  daraus  148. 

•i-  Voransaetsang  der  Ausgabe  liS. 
QepMckacbein,  Rückgabe  18S. 

—  Beförderungsübernabme  174. 
OarMhtoam«,  Verhindeninf  in  dT|Aa»> 

Übung,  Eintluss  auf  Entsehfidlgung^lSS. 

Gericht tbfhördffri ,  '-T"!- 

Qerichtaatand,  baaoodarer,  für  Eisenbabn» 

bücber  184, 
Oartahtaseuge,  siehe  Zeuge. 
Gasammtbetrieb,  Pachtverhältnis^  164 
GechMfUlocal,  Zuführung  des  Gutes  i.hji. 
Oaaehllflanaw    der   Gesellschsft,  «lebe 

Firma. 

Gaschwemer,  Befreiung    der  Eisenbahn' 

beamten  und  Uicner  91. 
QaeaHaehafl,  Sequestration  gegen  diese  Sil. 

—  Verfügung  der  Auflösung  145. 
Qaaatliehafiigawinn.    Anthcilrtahme  einer 

verio&ten  Actic  daran  142. 
Oeeellsehaftaslalntoa,  Ganehmignttg  888. 
Getflfz  als  Voraussetsung  der  Eziatens* 

berechtigung  23. 
Qeaaoh  um  Eröffnung   einer  vorläufigen 

Einlag«  888. 
Qaauch  wegen  Ermittlmg  der  Eisenbabn- 

grundstückc  289. 

 Erfordernisse  290. 

 Zeitpunkt  889. 

Gewalt,  htfhere,  Ausschluss  der  Haftung 

beim  Transporte  199. 

 bei  ünfSIlen,  Ersatzpflicbt  887. 

 bei  Verspätung  der  Züge  188. 

Qewaltthätigkeit.  öfFentlleba,  gegen  Eisen» 

bahnbcdienstete  98. 
Qawnrhai   radieirle,   siehe  Realberechti* 

gnngen. 

Gewicht,  Bestimmung  der  Entschädigung 

868. 

Quwtehflaabgaag,  auffallender  198. 
GewiehtsmMngel,  NichtVergütung  901. 
Gewinn,  entgangener.  Krsatz  ?07. 
Qruad  und  ßodeo,  Lnieignung  115,  117. 
Qmadhueh,  Anmerkung  der  Enteignung 
'»60. 

—  Löschung  eines   angeraerbteo  Enteig« 
nungserkenntnisses  2äi. 

Qraadbiiehagariehtf  Anmerkung  des  Ent« 
eignungserkenntnisses  980. 
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<kwdbflah«s*ricMy  Lftidiang  des  Enteig- 
nungserkenntnisses Stfl. 

—  Sicberheiubettitiguag  298. 
Qf«i»dfe««lMkdrpttr  906. 

OriiadMeliar,  Uebertrtgung  In  disMiben 

233. 

—  cantralitirte,  Anlegung  derselben  74. 
Qrttmteemplex,  exproprilrter,  Rückkanfr« 

recht  41. 

Grunddienstbarkeit,  Geltendmachung  296. 

Grundeinltfiung,  beendigte,  bei  Eisenbahn* 
grundstttcken  tSi. 

GrundainlStungptan,  Aufstellung  254. 

Grunderwerb,  Nothwendii^kcit  der  Staat- 
lichen Autorität  hierzu  4. 

—  siehe  aucli  Enieignang  (Expropriation). 
QrHadpoiwollty  e«pr«prllr(o,  Abidireibang 

307. 

GryndatUeke,  Belastung  t^. 

—  Enilaatoflg  durch  Expropriation  S9StS98. 

—  in  Anspruch  genommene,  Verseiehnis^ 
im  Üctailprojecte  253. 

—  Inanspruchnahme  von,  zur  Herstellung 
und  Inbetriebaetsung  der  Bahn  tl7. 

 der  Nebcnanlagcn  Ii7. 

—  der  Materialablagerung  117. 
-~  der  Materialgewinnung  117. 

—  Ruck&benragong  in  Grnndbfieher»  Ver> 
fachbücher 

—  Rückverselzung  in  den  früheren  Stand 

—  vorfibergehend«  Enteignungt  Einlösung 

US. 

—  XU  «ateignend«,  Verlautbarung  der  Ver- 
xeichnisie  Sil. 

Out*  Anweisung  auf  AusHeferung,  S&ckgabc 

desselben  1S7. 

—  Auslieferung  an  den  Berechtigten  ii>o. 

—  Auslieferung  an  einen  Empfknger  ausser- 
halb des  Frachtbriefes  I9i. 

—  Auslieferung  desselben,  Voraussetzung 
190. 

—  Beweis  der  Ablieferung  SOI. 

—  dessen  Ausfolgung  an  den  Ueberbrlnger 
des  Avisoscheines  191. 

—  Disposition  des  Versenders  vor  Ab- 
lieferung 187. 

—  gefundenes,  Rückerstattung  201. 

—  Haftung  für  Beschädigung  195. 

—  Haftung  für  Untergang  bei  verspäteter 
Ablieferung  SOO. 

—  Haftung  für  Verlost  195. 


Out,  Nachricht,  sebriftliche,  seiner  Ankunü 
196. 

—  Rficknahme    wegen  Transporthinder» 
nissen  186. 

Rückstellung,  wann  Adressat  hierzu  nicht 
verpflichtet  191. 

—  Verlust  desselben,  Beweis  201. 
Verlust  desselben,  Zeitpunkt  MO. 

—  Verschiedenheit  von  dem  im  Fracht- 
briefe bezeichnften 

—  öffaailiehes  und  pr^vatta,  Schade  durch 
den  Bau  70. 

—  nnvnrHutseriiohet,  dessen  Enteignung  115. 

—  Zuführung  an  die  Behausung,  an  das 
Geschäftslocal  190. 

Qatoohlon  der  Sachverstlndigen  im  Ent- 
eignungsverfahren 262. 
Qutagebiet«  in  Qalizien  und  Bukowina  254. 
Guter,  Abholung  durch  den  Emptänger  190. 

—  Aufbewahrung  gegen  Lagerains  S09. 

—  begleitete,  Schade  109. 

—  Entfallen  der  Transportpflicht  176. 

—  herrenlose,  Behandlung  S06. 

—  Im  Wagen  surSckgelassene,  Behandlung 

20(1. 

—  Mängel  der  Verpackung,  Verweigerung 
der  Beförderung  175. 

—  ausnahmsweise  Beförderung  175. 

—  mangelhaft  verpackte,  Haftung  198. 

—  natürliche  Beschattenheit,  Beschädigung 
oder  Verlust  hieraus  197. 

—  Rücknahme  vom  Transporte,  Lagergeld 

180. 

—  Transport  auf  unbedeckten  Lastwagen, 
Gefiihr  hieraus  196. 

—  unanbringliche,  deren  Verkauf  194. 

'  —  Verwahrung  bis  zur  Expedition  209. 

—  zolU  und  steuerpflichtige,  Mangeliiattig- 
keit  der  Begleitpapiere,  Schade  199. 

—  zugefiihrte,  Einlagerung  175. 

—  Zulassung,  bedingte,  zur  Beförderung 
176. 

Qiterverfcehr,  Disposition  des  Absenders 

187. 

—  Vorweiccrung  der  Beförderung  175. 

—  Weg,  einzuschlagender  1B5. 
GUlarwageN,  Durchlauf  derselben  16t. 

H. 

Hafipflieht  aus  Ereignungen  im  Betriebe  993. 

—  aus  dem  Transportverhältnisse  191. 

—  Befreiung  199,  ÜOO. 
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Kegt»ter. 


IWipllMif  MS  4mm  twmmpii,  B«ic!lirSa> 

kung  197. 
 Umfang  On. 

Haflufif  ■«•tfMiTrMa#«rte,AbfehiraQgl99. 

—  —  Erlöschen  Wi. 

—  —  für  mangelhaft  verpackte  Güter  l^*. 

—  —  tür  Uatcrgaog  bd  verftpäteur  Ablie- 
fcrnng  90O 

—  —  für  versäumte  I.  .f.rir;-*  ]%. 

—  —  für  ZT.n'csieiicrtc  i^rji.-rfrist  l97. 

—  —  im  ücücrgaogsverkeiire  in^. 

—  «kiMliv«  «i«r  £is«nbahaiiDteniclRDanf 

1Ö.5. 

twbjcctfv»  der  EiftcabahnaDteroehinung 

m. 

H«lto»l«ll«»,  Fcstttcllaog  der  Zahl  ond  Lage 

Handvltkammerii  beiderTracenrevi^ion 
HsadaMMialar  186. 

—  Anordnungsrecbt  deaaea  bei  Staats- 

bahnen  8i». 
Handalamiaiftarium  236. 

—  Diceiplinarrecht  deaaelben  8lg. 

—  Strafgcwalt  ZU. 

—  Vorstellung  an  dasselbe  SM. 
Handalawerth  207.  • 
Mandluni,  pflichtwidrige,  906. 
Handlungen  dritter  Personen,  Pflicht  zur 

Bcachtiin.;  »  i, 

Handlungsfähigkeit,  rechtliche,  Verlust  der- 
selben, Wirkung  auf  die  Existenz- 
berechtigung 30. 

Hauptbahnen  2i>\. 

HauptbUtt  d«i  Centralgrundblichss,  Inhalt 
S84. 

Hoilungskosten  22C. 
Haimfsll  der  Conccs.sion  28. 
Heimfallsrecht,  bcgrilt  5. 

—  im  Eisenbahnbiiche  SM. 
Herabsetzung  des'I'ji  ifcs  bei  Theucru'iß  72. 
Heratellang,  fauersiohere,  Collaudirung  24)!, 

877. 

 commissionelle  Verhandlung  IM. 

 Mal.'rialc  IV". 

—  —  im  hxtiropnatiuliscntwurfc  118. 
Herstellungen    in  der  NKhe  der  Bahn 

'217. 

Hindernisse,  aussergewöhnliche,  Ausschluss 
der  beiürderungspflicht  175. 

—  «rliiehe,  Welterbeförderung  J88. 
Hipporidirbahnen,     siehe  Pferdebahnen 

amerikanischen  Systems. 


HebeitsrecM    etaaAliclMe.   Aa-^übsng  bei 

Staatabahnen.  bei  Privatbahnen  25. 

—  Bau  uod  Betrieb  der  Eisc&babaeo  ais 
Aosflnss  dcssdbeo  4. 

—  —  im  HeiotfaNe,  in  den  Eisenbahnge- 
fcetzen,  ConcessionsarlniiideD,  und  in  der 
Ot>eraufs}cbt  b. 

HwmI«,  Auafolgang  IM. 
Hypothek,  Sicherheitsbestärigunp 
Hypethekariastaa,  Behcbnr-c  bei  Ermittiong 

der  EjseababagrüQjatucke 
Hfp«lh«lMrr«elrt«  UO. 


iaaasprachnaiune  einer  enteigneten  Sache, 
Voranaaetmng  derselben  107. 

Inbeittznahme,  deren  Voraussetzung  l'"»?. 
laduttricbahnen,  Nichtertorderni«^  der  V'or- 
concessioD  SS. 

—  Znliasigkeit  des  Enteignnngsrecbtes  47. 
Ingerenz  der  Staatsverwaftung  durch  GcsetX 

und  Vertrag  begründet  6. 
lasfansewnig,  Ansschiuss  desselben  S8S. 
Insfradfea,  Aosserachtlassung  Sil. 
Interrssen*.  dessen  Nichters -fi^ inen  ?7S. 
Intraviliangrund,  dessen  Einlösung  113. 
iaveaiar,  AufstellnngbeiinPacbtbetrieb«  IM, 

167. 

trrthum.  Kl agcb cr^ichtigung  deshalb  203. 
Iieiirung,  Eintiuss  auf  Entschädigung  185. 

J. 

Jahretlisfe  der  S.uti verständigen  im  Ent- 
eignungsvertahren  263. 

—  Entfallen  im  Verfahren  bei  Betriebs- 
störungen 283. 

Justizministerium  238- 

—  Bericht  an  dasselbe,  bctretfend  Eisen- 
bahnbuchangelegenheiten  601. 


iCalaslralgemelnde,  Feststellung  der  Ent- 

sehidigung  bei  Enteignung  261. 
Klage  aus  Verlust   oder  Beschädigung, 

Verjährung  203. 
—  wegen  Abganges,  zulässige  nach  Ueb«'- 

nahnic  ^Oi. 
KHrperscfiafion  hei  dcr  Traccnrevision  48. 
Kottenmehrbetrag  der  Benutzung,  Ersatz 

desselben  IfS. 
Krankheit  des  Reisenden  186. 
Krankhattakoatan,  Ersatz  til. 
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KMdMaehung  der  EinberufuDf  der  GsDcril- 

Versammlung  8t. 

—  der  Proieclsautlage  in  Ungarn  Uli. 

L. 

Lad«frittan  im  Durch gaogsverkehr  16S. 

L«duag,  persönliche  fö6. 

L«o«,  lirin«h9,  entscheidend  fflr  den  Um- 

tani;  des  Privilegiums  44. 
Lagergeld,  Anspruch  darauf  160. 

—  bei  nicbt  rechtzeitiger  Abnahme  193. 

—  far  Gepiek  189. 

Lagerhaui,    »frentllohe«,    A^ba  znr 

Lagerung 

Lagaryng,  Abgabe  hierstt  an  ein  öffent- 
liches tagerhaus,  einen  Spediteur  1«9. 

—  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Versenders 
198. 

—  fenerfanReoder  KSrper  in  der  Nähe 
der  Bahn  218. 
Lagerzint»  Aafbewabrung  der  Guter,  gegen 

209. 

Landesaaesahaas  t4t. 

—  bei  der  politischen  Begehung  U6. 

—  bei  i-^r  Tracenrevision 
LandesbauordDungen,  deren  Geltung  59. 
LandasbahSrd«,  paHfisaiia  239. 

—  —  Ablia'tung  der  Tracenrevision  248. 
 bei  tecboisch-polizeilicher  Prüfung 

279. 

 Entscheidungsrecht  bei  Local  bahnen 

S70. 

—  —  Vertretung  bei  der  politischen  Be- 
gebung titö. 

Landeelatareeaan,  Vertretung  I49. 

Lsn detverk ehrsvarhSItaissa» Berührung  dar* 

selben  2sl. 

Lasfen,  Ausbchluss  neuer,  bei  Lö&ciiung 
dner  bficherlidien  Einheit  504, 

—  Bereini;;unp  durch  Enteignung  lOT. 

—  im  üisen  bahn  buche  232. 

—  Tragung  beim  Pachtbetriebe  168. 

—  Vorzugsrecht,  bedingtes  159. 

»  auszytohiieasende,  Aufifordernngsver- 

fahren  392,  294. 
taalanbiati,  Inhalt  838. 

—  des  Ceniralgrundbucfaes  S34. 
Lauf  der  Lieferfrist,  Hemmung  lf»n. 
Lauffritten  im  Durchgangsverkehr  162. 
Lagalsenritet  beim  nadibarliehen  Verhalten 

811. 

Lalahan,  Beförderung  von  179. 


sier.  333 
Leichenpacf  179. 

Leistung    der    Cnftchiidigung,  JSsecution 

darauf,  Verzugsziasen  266. 
 vor  Volliug  der  Enteignung  864. 

—  dar  Unternehmung,  Gebühr  172. 
Leute,  Haftunj?  für  dieselben  195. 

—  Haftung  der  Unteruehmung  bei  Er- 
eignngen  im  Betriebe  886. 

Lieferfritt,  Begriff  IS.'. 

—  deren  Hemmung  196. 

—  veraVumte,  nicht  haftpflichtige  200. 

—  —  Scbadenersatz  196. 

—  zugesicherte,  Haftung  dafür  197. 
Lieferang,  kostenfreie,  wiedergefundener 

Sachen  204. 
CJefisruagsvertrlite  l^. 
Lieferteii,  deren  Beginn  I9f^, 

—  Wahrung  bei  Bahnhof  restante-Gatern 
196. 

Loaalaaganeahaia  vor  Benfitzuagsconsens 

282. 

Looslbabn,  über  den  Begritf  2&5. 
Loealbahnanlaga«,  Enteignung  derselben 
116. 

Localbahnen,Commis8ionBt>egian,  Bekannt- 
gabe 269. 

—  Commissionsmitgliader,  Theiloehmer, 
Zuziehung  des  Concessionswcrbers  968, 

869. 

—  Entscheidung  über  Trace,  Entscheidung 
über  Concessionsbedingungen,  Ent- 
scheidungsrecht der  politischen  Landes- 

behSrdL'  «rn, 

—  i^rleiclitcrungcn  für  das  Detailproject 
867. 

—  —  für  das  Generalproject  267. 
 für  dieselben  fil,  63,  68. 

—  Verfahren,  abgekürztes  266. 
Loeomative,  Prfifuog  840. 
Locomotivbetrieb,  provleorisehar,  Bewilli- 
gung hierzu  278. 

Löschung,  bücherliche,  eines  angemerkten 
Enteignungserkenntnisses  2ui. 

Lösung  d-'^  BefSrdcrungsvcrhältnisses  185. 

Luxusbshnen  geniessen  kein  Enteignungs- 
recbt  47. 

M. 

Mahnung,  Ordnungsstrafe  312. 

Mangel,  Declaration  des  Versenders  176. 

—  des  Gesuches  um  Ermittlung  der  Eisen- 
bahngrundstttcke  899. 
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Refftter. 


ftUnt«!  d«r  V«4>p««lnM^  Verweigerung  des 

TrAUj4<ort«  176. 
<-     «onnahmsweiM  BeArdenuig  IIS. 
M«(«H«I»,  als  l£iscnbahnzugehor 

für  tcuersicherÄ  Horsteltungen  ISO. 
Met«rt»UbU9«fiins,  Inanspruchnahme  von 

Gnuidstiekefi  blersu  117.  \ 

llat«r!al9«Minnung.  Tti.ui>prilChllAllllie  VOn 

Grundstücken  hierzu  117. 
MM«ri«li«ii  xnr  H«r«««lliiag,  deren  Enteig- 

nung  llt. 

Mi»«irtitv«rr5thf ,  liisr^^?;tion  hi.TÜbcr  lOi. 
M«KtmalUrtf,  Keguliruug  ionerhaib  Uer 

Cremen  50. 
MvUcrati»«««  Jurch  den  Entcigner  114. 

-  r   *'       lul*  KntscUädiiiung  126. 
MM»«h,  1  v«dtung  im  Iktrieb«  Ui. 
^  V«rletittiig  im  Betriehe  «N 
MietHer  U0. 

Mt«tii-  und  P«fiitt««rh*lt«u«  tvci  EiscnbAboea 
IW. 

MiHtirdienat.  beJin»:tc  Rcfreiiingiler  Etoe«- 

b«hnbcd»cns:oton  i».». 

—  l-.uiU»»uii|^  »chleum^e.  »khi  bcireiter 
EiftenKahnbtfdieasteter  SPi. 

Militiirp«r»»ii»s  Fahr(^r«Mbegün»tigiuig  n, 

IÜl«tirlrMitp*rt« 

WWliiimiinUmn,  FtKhU'B  gegen  ditsetb« 

Mi«)eHfkMR  fVir  ArWÜe*  mm4 

CtKWMieUittf  f  m. 

~  im  Ki*«tttsAhttbuchc 


ÜMlibMvMM  der  Ki«%'abA&»eii  ttik 
>  «r««Ä«rte 


Nachth»n«,   Gebrauchsberechtigter,  abge- 
sonderte BewerthuDg  262. 

—  Gesichteponkte  hieAr  119. 

—  NuLzün--bs.rechtigier,  abgesonderte  Be- 
"werthung  2^8. 

—  «pKt^r   «rkcMibar«,   Ersatz  derselben, 
Frist  nr  Festtidlung  1V7. 

var«itfg««ar«chtltche.  ErsatzpflicliT  11?. 
NataralMitocliidiguag,  Ablehnung  derselben 
1» 

Malai  sllals<—g  ala  Entachidignag  1*7. 

—  im  N.':^-- -irrechte  214. 
Natarereifuiaa,  Aitsfallen  der  Fahrt,  de« 

Transportes  189. 
NaebMHifaaf,  Recht  des  EmpOngers  hieraaf 

1?^. 

Maebwei«  der  NeibtiveMitgkeil,  Voraus- 

aemng  der  Inattspmchaafadie  l€7. 
NabaaMtogMiInanspruchnabmevooGraad* 

•  zur  Herstellung  1I7. 
N*a^MUa  iu  der  Nabe  von  Ei^nbahoen 

Nf  awgawertrsj.  siehe  Cottvcrtirang. 
Mi'chter«chein«N  J^s  Interessenten  <7S. 
Nerdbaiia-PrnrilegiMü  ^ 
NaewMHnv  Niebianivendang  nnf  Erms* 

;c;<tung  des  Spediteurs  nad  Vervahms 

?>""■ 

Il<allitatb— cliwerd«  i7X 

ÜHtaMfaa  aas  dem  gtpACbteica  Betrieb 

—  O.-A-r.aun.:.  beschriokte,.  beim  Pacht- 

Wain^iiHiitiTgii  11«. 

—  ar^-^ocierti  BiwsnnuagderNadrtkeae 

Anä.'o*rii  10*. 
deaaea  Enisciädigaaf  tM. 
derea  Eafeeignug  lUw 


des  Staates.,  dtasaca  Graadl4(ge 

»lad  l^-.;  '  7. 

~~  Vztu'Uj  .iet  soatlicbea  Rechtes  W,  iL 
ObarMCucMaaaafet  de«  Scxaies  5^ 

Ob  arraa  ^«af^riütt     lA     Etut  actaimbaca- 

Obfi^tiaw raafct  ier  Ezsee^aea  Hl. 
Obiaat  de»  Eirtw^Mag  ti^ 
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Object  d«r  EnteigiiHng,  dessen  HrhaltUllg  lU. 
 Veränderuog  daran  H4. 

—  «KliropriirtM,  I^kkaaftrecht  114. 
OlMvertiMidlmig  auf  Grand  eioes  Pro- 

Jecies  37, 
OrdMung,  Auirechterhaituag  31i. 
Ordnmgeilraf^n  9tS. 

—  Itcrechtigtcr  zur  Verhängung  ft8. 
Ordre,  Folfjcii  jus  Uiibckanmb!cibcn>.  UU. 
Organ,  v«r«ntwortlich«t,  tur  den  Betrieb  278. 
OrflMM  der  lliitenielmwKg,  Ditciplioar- 

behandtuttg  sii. 


PaeMkeMeb,  164. 

—  Endißune  ir>=i,  ig;*. 

—  Entschadi^iuiifi  des  Pächters  168. 
Lasten,  Tragung  deraeiben  16S. 

—  Zin*  (Leiatung,  Befrtiung»  Entfalleo)  168. 

Pachter,  n". 

Paohtobjapt,  Zugrundegehen  iGLi 
PaeMwrhiKniet,  Endiguog  iic6»elbrn  168. 
Pachtvertrag,  am  Gcaammtbctriebe  ltf5. 
Pachdint.  Leistung,  Befreiung,  Entfallen 

beim  Pachtbetriebe  168. 
Partefea,.  Einverstindniss  unter  denselben, 

Vermittlung  257. 
Pattivtervitut,  Linräumung  110. 
Pautobelvartrag,  170. 

Peegebereehtigter,    dessen    Rechte  und 

Pflichten  134. 

Peagoberechtigung,  Umtangdes  Reclilcs  134. 

Peagastreoka,  Au&iibung  dea  Benutzungs- 
rechtes, Aufwand  lur  Erbaltnng  isi. 
Untergang  derselben,  Erlöschen  durch 
VercuiL'ung  der  Untemebnuungen  115. 

Paagaverhaitaiaa,  183. 

—  Dauer  desselben  iss. 

—  dessen  Entstehung  133. 

—  dessen  Nichterneuerung  196. 
Lö&uog  desselben  136. 

Perim,  Ausschluss  der  Beförderung  176. 
Personalianritut,  Einräumung  130. 
Parsonen,  Ausscbliessung  von  der  Beför- 
derung 175. 

—  beschidlflte  im  Betriebe  SS5. 
Personenbeförderung,    pcriodisclie,  AUf« 

hebung  des  Postvorbehaltcs  48. 
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Standgeld  XSl. 

—  fnr  Eqnipagen  199. 

—  für  Thiene  189. 

Station,  Verweic:erun,£j  der  Anlage  95Si. 
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—  kranke,  Autschluss  von  der  Belörderung 
176. 

—  lebend«,    Anbinden,  Aufaichtspefioa, 
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ciocr  Üaho,  scrvitutsrechtiicbes  VerhäU- 
niM  110. 

UebeHregimg  derBahi»,  Bedingungen  hiefür 

100. 
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UmMndarung  der  Prlorifätsforderiing,  Con- 
vertirung;  neuer  Schuldner  167. 

UmbiiilM  auf  im  Betriebe  befindlichen 
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Weg,  Benützung  desselben,  Abfindung  mit 
dem  Bcreclitigten  i>h, 
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—  des  Kestgrnndstückcs,  Bewerthung 
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Zerstückelung,     Ei-^atz     der  Wcrthvcr- 

minderung  I21u 
Zeuge,   Befreiung  der  Eisenbahnbeamteti 

und  Diener  &L. 
Zeugen,  Erhebung  der  Verminderung  und 

Beschädigung' 

—  Zuziehung  bei  Prüfung  der  Frachtbrief- 
angaben  i7.s. 

Zinaen,  aus  dem  Abrechnungsverhultnisi>e 

147. 

—  Verpflichtung  zur  Zahlung  U2. 
Zinaengarantie,  Befestigung  der  Rechte  der 

Prioritälsgläubiger  15t;. 

—  Darlehen  für  Actionare  144, 

—  staatliche  5iL 

Zoll-  und  ateuerpflichtigo  Güter,  Beigabc 
der  Begleitpapiere  177. 

—  und  Sttuervoraohriflen,  Gepäcksrückgabe 

Zubauten  bei  im  Betriebe  befindlichen 
Bahnen  tiMi. 

—  in  der  Nähe  von  Eisenbahnen  231. 
Zufahrtaatraaaen,  Behandlung  bei  Stations- 

commisston  •i.M  - 
Zufahrtaatraaaengetetze,  deren  Anwendung 
2Ä2- 

Zugehör,  dessen  Enteignung  12IL 

—  der  Bahn,  Gefährdung  Si". 

—  roliendea,  Bestandverhältniss  1^ 
Zugaverapütung  183. 

Zulässigkeit  eines  Uebereitikoramens  IW. 
Zurückgelaaaene  Gegenstände,  Behandlung 

nach  Verwahrungsvertrag 
Zuachreibung  zu  bücherlicher  Einheit  2li^ 
Zwtck,  öfTentlicher,  Einfluss  desselben  auf 

das  e>^e^bai.n^echtllche  Eigenthum  Sl. 
Zweig-  und  Fortaetzungalinita,  Recht  hierzu 


d  by  G( 
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H  •  b  «  r  0  r ,  Dm  lUttrr.  Binabklmneht. 
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Beilage  I. 

Eisenbahnbetriebsordnung. ') 

(Kaiserliche  Verordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  de  1852.) 

I.  Verpflichtungen  der  Eisenbahn-Betriebsunter-* 
nehmungen  und  ihrer  Angestellten. 

A.  Ali9emeine  Vorschriften  für  den  Bahnbetrieb. 

§  1. 

aj  Bewillipung  zur  Eröffnung  4er  Bahn. 

Wenn  der  Bau  einer  neuen  Eisenbahn  oder  einer  Strecke  derselben, 
sie  mag  eine  Staatseisenbahn  oder  eine  Privatbahn  sein,  zu  deren  Errich- 
tung seinerzeit  die  Bewilligung  ertiicilt  wurde,  sie  mag  von  der  Siaath- 
verwaltung  unmittelbar  oder  mittelst  Privatpersonen  betrieben  werden, 
nach  dem  von  den  Behörden  genehmigten  Projecte  vollendet  ist,  und  die 
Bahn  oder  deren  Strecke  dem  Verkehre  eröffnet  werden  will,  so  ist  die 
besondere  Bewilligung  des  k.  k.  Ministeriums  f&r  Handel»  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  erforderlich.') 

§  2. 

b)  Bedingungen  hierzu. 

Zum  Behufe  der  Erwirkung  dieser  Bewilligung  muss  bei  Staats- 
bahnen von  der  hierzu  berufenen  Behörde,  bei  Pri\atbahnen  von  der 
Betriebsunternehmung  ausgewiesen  und  durch  eine  eigene,  zu  diesem 
Zwecke  abgesendete  Commission,  welcher  auch  ein  Abgeordneter  der 
Statthalterei,  in    deren   Bereich  die   Eisenbahn  oder  Eisenbahnstrecke 


')  Gütig  auch  für  die  LSnder  der  ungarischen  Krone. 

An  Stelle  des   „k.  k.  Ministeriums   für   Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten*'  ist  das  „k.  k.  HandelsministeriunV  getreten. 

A* 
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gehört,  beiwohnt,  constatirt  werden,  dass  vermöge  der  Constructionsart 
der  Bahn,  und  der  BcschalVenheit  und  Menge  der  für  den  Bahnbetrieb 
vorhandenen  Gegenstände,  ein  regelmässiger,  ungestörter  und 
sicherer  Betrieb  mit  vollem  Grunde  erwartet  werden  kann. 

Insbesondere  muss  daher  zu  dem  gedachten  Behufe  nachgewiesen  sein : 
a)  dass  die  Bahn  und  die  dazu  gehörigen  Gebäude  den  dicslalligen 
*  Sicherbeics-  und  Sanitatsgesetzen  und  Vorschriften  entsprechend 

gebaut  erscheinen; 
k)  dass   die   Bahn   mit  den  nAthigen  Fahrbetrtebsmitteln  in 
gehöriger  Beschaflfenbeic  und  Menge  versehen  sei, 

c)  dass  flir  die  Erfordernisse  zur  Verhütung  von  UnglOckafAUen 
die  nöthige  Vorsorge  getroffen  sei; 

d)  dass  die  bei  etwa  eintretenden  Unglfickalllllen  zur  UnterstQtzungy 
Rettung  und  Abwendung  grösserer  Gefahren  dienlichen 
Mittel  in  hinreichender  Menge  und  gehöriger  Beschaffenheit  vor^ 
handen  seien  ; 

e)  dass  die  Bahn  mit  den  zu  einem  geordneten  Betriebe  nöthigen, 
gehörig  qualiticirten  Angestellten  (Beamten  und  Dienern)  versehen 
sei  und  dass  dieselben  bereits  die  nöthigen  Dienstesvorschritten 
und  Instructionen  erhalten  haben. 

§  3. 

c)  Erhaltung  der  Bahn  und  der  Betriebsmittel.  Anstellung  der 

Beamten  und  Diener. 

Jede  Bahn  oder  BahnstredLe,  für  welche  die  Bewilligung  zum 
Betriebe  ertheilt  worden  ist,  muss  stets  im  guten,  fahrbahren  Zu- 
stande erhalten  werden  —  so  dass  sie  mit  der  grössten  im  §  6  er- 
wähnten Geschwindigket  ohne  Gefahr  befahren  werden  kann  ;  die  ent- 
stehenden Mängel  und  Schäden,  sowie  die  dem  ungestörten  Betriebe 
entgegenstehenden  i-iindernisse  müssen  daher  so  schleunig  als  mügiich 
beseitigt  werden. 

Ebenso  müssen  die  zur  Bahn  gehörigen  Gebäude,  die  dem  Bedarfe 
entsprechenden  Magazinslocalit&ten,  Gerathschafken  und  Herstellungen» 
die  Fahrmittel  (mit  der  zur  Vollziehung  der  festgesetzten  Fahrten 
nöthigen  Anzahl),  dann  überhaupt  alle  im  §  2  erwfthnten  sonstigen  Er- 
fordernisse stets  in  einem  guten,  zur  BenOtzungg  geeigneten  und  die  volle 
Sicherheit  des  Betriebes  verbürgenden  Zustande  erhalten  werden. 

Endlich  muss  das  Betriebspersonale  stets  in  gehöriger  Anzahl  vor- 
handen, mit  den  erforderlichen  Eigenschaften  versehen  und  mit  den 
Dienstvorschriften  und  Instruction  bekannt  erhalten  werden,  und  müssen 
demselben  alle  Mittel  des  Betriebes  dergestalt  zur  Verfaguog  gestellt  sein^ 
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dass  die  GeschäftsfQhrung  und  die  ErfQllung  der  diesem  Personale  oblie- 
genden Verpflichtungen  mit  der  gehörigen  Ordnung,  Regel mftssigkeit  und 
Sicherheit  stattfinden  kann. 

§  4. 

dj  Fahrordnung,  Tariic  und  Aufaahmsbedingungen. 

Die  Eisenbahnunternehmungen  sind  verpflichtet,  folgende  Bekannt- 
machungen zu  erlassen: 

1.  Eine  P  ahrordnung,  in  welcher  die  Abfahrtsstunden  und  die 
gewöhnliche  Ankunftszeit  an  den  verschiedenen  Stationen  so  genau  als 
thunlich  festzusetzen  sind. 

2.  Einen  Fahrpreistarif  fQr  Personen  und  Sachen. 

8.  Endlich  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  der  Per« 
so  nett  und  die  Vorschriften  Ober  die  Reise-Urkunden,  mit  welchen  sie 
sich  xtt' versehen  haben,  >)  Ober  das  Verhalten  der  Reisenden  vor,wfthrend 
und  bei  Beendigung  der  Fahrt;  dann  Ober  die  Auf-  und  Uebernahme 
der  zur  Beförderung  geeigneten  Sachen  und  Ober  die  Urkunden, 
mit  welchen  sie  begleitet  sein  mOssen,  Ober  die  Haftung  für  dieselben 
und  endlich  Qber  die  Erfolglassung  und  Uebergabe  der  beförderten 
Sachen.  In  den  Bestimmungen  über  den  Personen-  und  Sachenverkehr 
ist  auch  die  Lieferzeit  fOr  die  zur  Beförderung  übernommenen  Güter 
festzusetzen. 

Die  Fahrordnung,  die  Fahrpreis-  und  Frach'tentari  fe  und 
die  Bestimmungen  über  den  Personen-  und  Sachen  verkehr  sind  über- 
dies in  allen  Bahnhöfen  una  auf  allen  Aufnahmsstationen  zur  allgemeinen 
Einsicht  anzuheften, 

§  5. 

Die  Fahrordnung,  Fahrpreis-  und  Frachtentarife,  sowie  die  Bestim- 
mungen über  den  Personen-  und  Frachtenverkehr  sind  während  der 
Zeit,  für  welche  sie  erlassen  worden,  sorgfältig  zu  beobachten;  insbesondere 
sind  die  festgesetzten  Abfahrtstunden  und  die  Fahrzeit,  wenn  nicht  un- 
vorhergesehene und  nicht  zu  beseitigende  Anstände  daran  liiadern, 
genau  einzuhalten;  endlich  ist  die  für  die  Beförderung  der  Güter  fest- 
gesetste  Lieferzeit,  insofern  nicht  unvorhergesehene  und  unabwendbare 
Hindernisse  eingetreten  sind,  pOnktUch  zu  beobachten.  Die  aufgenommenen 
Gegenstande  sind  in  der  Ordnung,  wie  sie  aufgegeben  werden,  ohne 
Bevorzugung  einer  Partei  auch  wirklich  zu  befördern. 

*)  Die  Verpflichtung  der  Bahnverwaltungen,  die  Vorschriften  über 
die  Reise-Urkunden,  mit  welchen  sich  die  Reisenden  zu  versehen  haben, 
bekannt  zu  machen,  ist  in  Folge  der  ge&nderten  Passvorschriften  entfallen.  ^ 
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§  6. 

In  Bezug  auf  Jie  Bcför Jcrungszeit  darfkcine  grt'^ssere  Fahrgcschu  in  Jig- 
keit  stattfinden,  als  eine  solche,  mittelst  welcher  Zuge,  die  zur  Bcfördei  ang 
von  Personen  dienen,  eine  Wegeslänge  von  7  Meilen  (Jie  Meile  zu  4<»U0 
Wiener  Klaftern  gerechnet),  und  die  Züge,  mit  welchen  blos  Lasten 
befördert  werden  sollen,  eine  Wegeslänge  von  5  solchen  Meilen  in  der 
Stunde  zurQcklegen. 

Dieses  höchste  Ausmass  der  Geschwindigkeit  ist  jedoch  zu  ver- 
ringern, wenn  es  Qberhaupt  die  Verhältnisse  der  Bahn  oder  einer  Bahn- 
strecke nothwendig  machen,  oder  wenn  Insbesondere  die  bei  einzelnen 
Fahrten  sich  ergebenden  Ereignisse  die  Mässtgung  gebieten.  ($  88.) 

DieFAlle,  in  welchen  die  Geschwindigkeit  zu  mftssigen  ist,  sind  den» 
Betriebspersonale  in  den  Dienstvorschriften  genau  vorzuzeicbnen. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor,  Aenderungen  in 
Betreff  dieser  Anordnung  über  die  grössle  Fahrgeschwindigkeit') 
(und  zwar  entweder  im  Allgemeinen,  oder  rücksichilich  einer  bcsonuerea 
Bahn)  eintreten  zu  lassen,  wenn  eine  solche  Acnderung  mit  Rücksicht  auf 
die  gemachten  Erfahtungen,  die  Fortschritte  in  der  Construwtiua  «e.-* 
Oberbaues  und  im  Maschinenwesen,  und  die  Beschatfenheit  gewis&er 
Locomotlve  sich  als  rftthlich  und  wQnschenswerth  darstellen  sollte. 

S  7. 

Aenderungen  der  Fahrorun  an  gen  und  der  Tarife,  sowie  Aeaae- 
rungen  in  den  Bestimmungen  über  den  Personen-  und  Sachen- 
verkehr sind  14  Tage  früher,  als  sie  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben^ 
zur  (Jffentlichen  Kenntniss  zu  bringen. 

Auch  die,  durch  unvorhergesehene  Ereignisse  etwa  fflr  eine  Zeit 
aothwendige  gänzliche  oder  theil weise  Sperrung  der  Aufnahme  ist 
öffeBtlich  kundzumachen. 

8  ä. 

Die  Eisenbahnunternehmungen  sind    verpt^ichiet,  alle  Personen, 

welche  die  Aufnahmsbedingungen  erföllen,  und  alle  unter  den  festgesetzten 
Bedingungen  der  Bahn  übergebenen  Sachen,  sow  eit  es  die  Betriebsmittel 
möglich  machen,  und  nicht  ganz  unvorhergesene  und  unabwendbare 
Störungen  eintreten,  auch  zu  gehöriger  Zeit  wirklich  zu  befördern. 

*)  In  Artikel  20,  Punkt  100  der  Grundzüge  der  Verkehrsvorschriften  ist 
bestimmt,  dass  selbst  unter  den  gfinstigsten  Verhallnissen  die  Geschwindig- 
keit der  Personenzüge  80  Kilometer,  jene  der  Lastzüge  40  Kilometer  per 
Stunde  nie  Qbersteigen  darf. 
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§  9, 

Bios  diejenigen  Personen,  welche  sich  ina  Zustande  der  Trunken- 
heit befinden,  durch  Verletzung  des  Anstandes  den  Mitreisenden  einAergerniss 
geben,  den  durch  Sicherheitsrücksichten  gebotenen  Anordnungen  des 
Aufsichten  und  Zugsbegleitungpersonales  sich  nicht  fügen  wollen,  oder 

welche  mit  auffallenden  äusseren  Merkmalen  einer  bedenklichen  Krank- 
heit behaftet  sind,  oder  deren  Zustand  den  Mitreisenden  offenbar  beschwerlich 
fallen  muss,  können  von  der  Aufnahme  und  beziehungsweise  von  der 
weiteren  Fahrt  ausgeschlossen  '.vcrden. 

Doch  bleibt  es  den  Unternehmungen  unbenommen,  auch  die  zuletzt 
erwähnten  zwei  Classen  von  Individuen  zu  befördern,  wenn  die  Beförderung 
in  abgesonderten  Räumen  und  nöthigenfalls  unter  Aufsicht  stattfindet. 

§  10. 

Unter  welchen  Modalitäten  Sträflinge  oder  in  Verhaft  oder  Ge- 
wahrsam genommene  oder  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellte  Personen 
sammt  dem  dieselben  begleitenden  Aufsichtspersonale  auf  Eisenbahnen 
befördert  werden  mttssen,  wird  durch  besondere  gesetzliche  Vorschriften 
bestimmt.  >) 

§  11. 

In  jedem  Bahnhofe  und  auf  jeder  Aufnahmsstation  sind  in  Jen 
Aufnahmslocalitaten  für  Passagiere  gehörig  paginirte,  mit  dem  Siegel  der 
Betriebsdirection  auf  dem,  durch  die  einzelnen  Blätter  durchzogenen 
Bindfaden  versehene  Beschwerdebücher  aufzulegen,  in  welchen  von  den 
Reisenden  allfallige  Beschwerden,  ^unter  Angabc  des  Namens,  Standes  und 
Wohnortes  des  Beschwerdeführers,  eingetragen  werden  können. 

§  12. 

Die  £isenbahnunternehmungen  haben  Vorsorge  zu  treffen,  dass 
zur  Beförderung  tibernommene  Güter  während  des  Transportes  vor 
schädlichen  Einflüssen  gehörig  verwahrt  werden. 

Feuerwerkskörper,  Knallprflparate,  Schiesspulver  und  explodirende 
Stoffe  sind  von  der  Beförderung  mit  PersonenzOgen  ausgeschlossen.^ 

*)  Hierüber  isi  keine  „geseiilichc  V'ürschrifi",  wohl  aber  die  Handels- 
ministerial>Verordnung  vom  26.  August  1872,  Z.  22973,  ergangen,  und 
sind  die  näheren  Modalitftten  in  einer  am  81.  Januar  1B77  bei  der  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  abgehaltenen  Conferenz  fest- 
gesetzt worden.  (E.  G.  S.,  Pollanetz  und  Wittek,  V.  Bd.,  S.  S84.) 

Laut  §  22  des  Betriebsreglements  vom  10.  Juni  1874,  R.  G.  Bl. 
Nr.  76,  ist  jedoch  Jigern  und  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen 
die  Mitföhrung  von  Handmunition  gestattet. 
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Auch  Zöndliütcheii,  Reib-  i!i:d  Zündhölzchen  und  andere  durch 
Reibung  leicht  entzQndhclie  Stoffe,  dann  Flüssigkeiten,  die  durch  Aus- 
rinnen, oder  Oberhaupt  Sachen,  die  durch  ihre  Beschaffenheit  anderen 
GegensMnden  verderbltcb  werden  könnten,  dOrfen  blos  mit  Beobichtung 
der  diesfalls  vofgexetchneten  besondere^  Vorsichten  und  blos  ausnahms*' 
weise  mit  PersonenzOgen  befördert  werden.  Ausserdem  ist  die  Beförderung 
solcher  Gegenst&nde  nur  blos  mit  den  Lastzügen  gestattet;  sie  sind  unter 
einer  genauen  Erklftrung  abgesondert  von  anderen  Sachen  und  mit  eigenen 
Frachtbriefen  aufzugeben;  es  mOssen  bei  deren  Versendung  überhaupt 
alle  nöthigen  Vorsichten  angewendet  werden. 

§  13. 

Geladene  Gewehre  dürfen  in  der  Regel  unter  keinerlei  Vorwand 
mitgenommen  oder  sonst  auf  der  Bahn  befördert  werden.  Die  Conducteure 
sind  befugt,  die  aufgegebenen  oder  mitgenommenen  Gewehre  zu  unter- 
suchen. 

Bei  Beförderung  von  Militärpersonen,  Gensdarmen  oder  sonstigen 
SicherheitsorgaAen,  bei  welcher  die  Mannschaft  mit  anderen  Reisenden 
einen  und  denselben  Wagen  einnehmen  niuss,  hat  der  Commandant  der- 
selben unmittelbar  vor  dem  Einsteigen  in  Gegenwart  eines  Betriebsbeamten 
durch  Einstossen  des  Ladstockes  in  den  Lauf  die  Ueberzeugung  SU  geben, 
das  die  Gewehre  ungeladen  sind. 

Bei  grösseren  Militärtransporten  aber,  für  welche  eigene  Trains, 
oder  doch  ganz  abgesonderte  \\  aggons  bestellt  werden,  ist  auf  eine 
Untersuchung,  ob  die  Gewehre  sich  in  geladenem  oder  ungeladenem 
Zuötanüe  befinden,  von  Seile  der  Betriebsorgane  nicht  zu  dringen,  und 
es  mu88  lediglich  der  Anordnung  der  betreffenden  Militärbehörde  anheiro- 
gestellt  bleiben,  in  welchem  Zustande  sich  die  Gewehre  solcher  Trans- 
porte während  der  Fahrt  auf  der  Eisenbahn  befinden  sollen. 

§  14. 

e)  Instruction  der  Beamten  und  Diener. 
Diese  Instructionen,  mit  denen  die  zur  Besorgung  des  Bahn betriebes 
anzustellenden  Beamten  und  Diener  (§  3)  versehen  sein  müssen,  haben 
in  jedem  Bahnhofe  und  auf  jeder  Aufnahmsstation  2U  Jedermanns  Einsicht 

bereit  zu  liegen. 

§  lo. 

Die  Angestellten  einer  Bahnunternehmung,  welche  mit  dem  Publi- 
cum verkehren,  haben  demselben  stets  mit  Anstand  und  Bescheidenheit 
zu  begegnen. 

Sowohl  jene,  welche  2ur  Bewachung  der  Bahn  berufen  sind,  als 
auch  die  zum  Verkehre  mit  dem  Publicum  Bestimmten  haben  den  Dienst 
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jederzeit  in  der  Diensteskleidung  oder  mit  einem  besonderen  Abzeichen 
versehen  zu  verrichten. 

§  16. 

f)  Betriebsstörungen  und  Unglücksfalle. 

Wenn  durch  Elementarereignisse  oder  sonstige  ausserordentliche 
Vorkommnisse  die  Regelmässigkeit  des  Verkehres  gestört  oder  der  Ver- 
kehr gftnzlich  unterbrochen  wird,  haben  die  Betriebsdirectionen  dafür  zu 
sorgen,  dass  mit  der  zulässigsten  Beschleunigung  die  gehörigen  Mittel 
ergriffen  und  die  entsprechenden  Anstalten  getroffen  werden,  welche 
geeignet  sind,  die  Ursache  der  Störung  oder  Unterbrechung  zu  beseitigen, 
und  die  möglichste  Abkürzung  der  Störung  oder  Unterbrechung  zu 
erzielen. 

Sind  bei  derlei  Vorkommenheilen  die  Umstände  von  der  Art,  dass 
die  Beförderung  der  Post  und  der  Reisenden  streckenweise  auf  der  Bahn 
nicht  tutfilhrbahr  ist^  so  haben  die  Betriebsdirectionen  nach  Thunlichkeit 
fQr  die  anderwlrtige  Beförderung  der  Post  und  der  Reisenden  Sorge 
zu  tragen. 

Inwiefern  in  einem  solchen  Patle  ehie  ZurOckzahlung  des  erl^ten 
Fahrpreises  stattzufinden  und  vi^er  die  Kosten  der  Weiterbeförderung  zu 

tragen  habe,  ist  nach  den  Aufnahmsbestimmungen  und  nach  den  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  über  die  Haftung  der  ^  Betriebsunternehmungen 
zu  beurtheilen. 

§  17. 

Die  Betriebsunternehmungen  und  Direclionen  sind  verpüichtet, 
alle  Mittel,  welche  Erfahrung  und  Wissenschaft  an  die  Hand  geben,  bei 
dem  Betriebe  anzuwenden,  um  Uaglacksfälle  zu  verhüten  und  denselben 
vorzubeugen. 

%  18. 

Sollte  sich  dessenungeachtet  ein  Unglücksfall  ereignen,  so  sind  alle 
Angestellten  der  Bahn  unter  strenger  Verantwortung  verpflichtet,  den 
Verunglückten  nach  Möglichkeit  die  nöthige  Hilfe  angedeiben  zu  lassen 
und  alte  Mittel  anzuwenden^  um  dem  erfolgten  Uebel  und  dessen  weiterer 
Verbreitung  möglichst  Einhalt  zu  ihun. 

§  19. 
g;  Haftung. 

Die  Betriebsunternehmungen  haften  für  die  durch  eigenes  oder 
durch  Verschulden  ihrer  Beamten  und  Diener  an  Personen  und  Sachen 
zugefügten  Beschädigungen: 


1)  Vergl.  Beilage  II. 
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1.  im  Sinne  der  eingegangenen  Verbindlichkeit  und  nach  den  Ober 
diese  Haftung  bestehenden  besonderen  gesetzlichen  Anordnungen; 

2.  in  Ermanglung  solcher  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeiaen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  über  Schadenersatz. 

§  20. 

Die  Betriebsunttinichinungen  hauen  für  die  iicrstellung  und  Er- 
haltung aller  Anlagen,  welche  nach  dem  Erkenntnisse  der  competenten 
politischen  Behörde  an  Wegen,  Brücken,  Durchlftssen,  Ueberfahrten,  Ein- 
friedungen u.  s.  w.y  oder  sonstigen  Bauten  durch  die  Anlage  und  den 
Betrieb  der  Bahn  nothwendig  geworden  sind. 

§  21. 

h)  Beschaffenheit  der  Loconiotive. 

Die  auf  Eisenbaiinen  zu  verwendenden  Locomolive  dürfen  erst  dann 
in  Betrieb  gesetzt  werden,  nachdem  sie  der  technisch-polizeilichen  Prüfung 
von  einer  aus  Beamten  der  General-Iospection  (§  73),  der  Sicherheits- 
behdrde  und  eines  von  der  letzteren  beizuziebenden  Technikers  bestehenden 
Commission  unterworfen,  und  in  Folge  dieser  Prüfung  fOr  zulässig  befunden 
worden  sind.  Ueberhsupt  ist  sich  an  die  allgemeinen  jeweiligen  Sicherheits* 
besttmmungen  zu  halten. 

$  22. 

i)  Personen-  und  Güterwagen. 

Alle  Personenwagen  sollen  mit  entsprechenden  Federn  und  eln'^tl- 
•schen  BulTern  versehen  sein;  dieselben  müssen  selbst  in  der  mindesten 
Classe  mit  Fenstern  verwahrt,  von  innen  ohne  grosse  Beschwerde  zu  er- 
öffnen, jedoch  bei  Wagen  mit  Thürea  an  der  Längenseite  mit  einem 
doppelten  Verschlusse  verwahrt  sein. 

Bei  Nacht-  oder  anderen  Fahrten  in  der  Dunkelheit  ist  das  Innere 
sftmmtlicher  Personenwaggons  angemessen  zu  beleuchten. 

§  23. 

An  jedem  Güterwagen  ist  das  eigene  Gewicht  desselben,  sowie  das 
Gewicht,  mit  welchem  derselbe  beladen  werden  darf,  sichtbar  und  dauer- 
haft  zu  bezeichnen. 

§  24. 

Ausser  der  nach  jeder  Fahrt  stattfindenden  regelmftssigen  Unter- 
suchung der  Transportwagen  sind  die  Betriebsdirectionen  zur  periodischen 

Revision  der  Transportwagen,  wobei  auch  die  Rftder  und  f.ager  abge- 
nommen werden  müssen,  verpflichtet,  und  gehalten,  hierüber  Register 
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zu  fttbren,  aus  welchen  die  Zeit  der  etattgefun denen  Revision,  der  jedes- 
natige  vorgeAindene  Zustand  und  die  vorgenommenen  Reparaturen 
deutlich  ersehen  werden  kdnnen. 

Jeder  Wagen  muss  deshalb  mit  einer  Ordnungszahl  beieichnet  sein. 

§  25. 

k)  Zusammenstellung  der  Züge. 

Selbst  bei  günstigen  Terrainverhältnissen  dürfen  bei  Anwendung  der 
Lastzugsgeschwindigkeir  nicht  mehr  als  200,  bei  Anwendung  der  Personen- 
zugsgeschwindigkeit nicht  mehr  als  100  Achsen  in  einem  Zuge  gehen. 

§  26. 

Bei  jedem  Zuge  muss,  mit  Rücksicht  auf  die  Neigung  der  Bahn 
und  die  Belastung  des  Zuges,  die  instructionsmässig  vorgeschriebene 
Anzahl  kräftig  wirkender  Bremsenvorrichtungen  vorhanden  seih. 

g  27. 

Bei  jedem  Zuge  mOssen  die  Personen«  und  Lastwagen  mit  ROcksicht 
auf  die  Sicherheit  angemessen  gereiht  werden.  Zwischen  der  Maschine 
und  dem  ersten  Personenwagen  muss  wenigstens  Ein  Wagen  ohne  Per- 
sonen eingeschaltet  werden. 

Nach  der  geschehenen  Zusammenstellung  des  Zuges  hat  jedesmal 
die  inatructionsmässige  Revision  desselben  stattzufinden. 

Langholz  darf  nie  mit  Personen  in  demselben  Zuge  befördert  werden, 

§  28. 

Die  arbeitende  Maschine  muss,  NothfäUe  ausgenommen,  sich  an  der 
Spitze  des  Zuges  befinden.  Nur  im  Nothfalte  ist  das  Gegentheil  gestattet, 
dann  darf  höchstens  aber  nur  die  halbe,  im  g  6  bezeichnete  Geschwindig- 
keit angewendet  werden. 

§  29. 

Der  Tender  darf  der  Locomotive  in  der  Regel  nicht  vorangehen;^ 
und  blos  ausnahmsweise  kann  dies  stattfinden,  wenn  eine  Hilfslocomotive 

1)  Laut  Artikel  11,  Punkt  71  und  72  der  „Grundzüge"  ist  die 
Beförderung  von  Langhok  mit  gemischten  und  Güterzügen  mit  Personen- 
beförderung unter  bestimmten  Bedingungen  gestattet. 

')  Artikel  1!,  Punkt  5«i  der  ,, Grundzüge"  bestimmt: 
Von  der  Anordnung,  dass  die  L.ocomoiivc  sich  an  der  Spitze  des 
Zuges  befinde  und  der  Tender  der  Maschine  folge,  darf  nur  abgewichen 
Werdens 

a)  bei  Verschiebungen  auf  den  Bahnhöfen ; 


b)  beim  Nachschieben  Ober  örtliche  Steigungen; 
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einem  ankommendem  Zuge  entgegengesend«!  vird;  b«  ArbeicsxOgen» 
Bahnrevisionea,  auf  den  Bahnhöfen  und  beim  Speisen  des  Locomotiv» 
kesids. 

§  30. 

Ohne  specielle  Erlaubniss  darf  ausser  dem  bienu  dienstlich  berufenen 
Personale  Niemand  auf  der  Locorootive  mitfahren, 

§  31. 

Das  Vorausschieben  eines  Transportwagens  zum  Brechen  des  Glatt- 
eises odiir  eines  Schneepfluges  zum  Fortschaffen  des  Schnees  ist  in  un- 
miiielcarer  Verbindung  mit  Zügen,  mittelst  welchen  Personen  befördert 
werden,  nicht  gestattet. 

§  32. 

IJ  Vorsichten  bei  der  Fahrt. 

Wenn  mehrere  Züge  nacheinander  von  Einer  Station  nach  der- 
selben Richtung  abfahren,  darf  ein  Personenzag  einem  Güterzuge  erst 
16  Minuten,  ein  Personenzug  einem  anderen  Personenzuge  erst  10  Minuten, 
ein  Güterzug  einem  Personenzuge  erst  6  Minuten  nach  der  Abfahrt  des 
vorangehenden  Zuges  folgen. ') 

Auch  dürfen  sich  die  Züge  während  der  Fahrt  einander  nicht  auf 
geringere  Entfernung  als  500  Klaftern  nähern. 

Die  Bahnwächter  sind  insbesondere  verpflichtet,  auf  das  richtige 
Zuhalten  diMes  Zwischenraumes  einzuwirken. 

c)  bei  HilfS'  und  Probefahrten; 

d)  bei  Zogen,  welche  von  der  Strecke  zurückfahren  mfissen,  ohne  eine 
Anlage  zu  erreichen,  welche  die  Umstellung  der  Maschine  ermöglicht. 

Die  Beförderung  von  Zügen  mit  \  erkehrter  Maschine  darf  ausserdem 
auch  bei  besonderen  Localverhältnissen  und  bei  auf  kurzen  Strecken  ver- 
kehrenden Localzügen  stattHnden,  jedoch  ist  hierzu  die  Genehmigung  der 
General-Inspection  einzuholen. 

Ferner  verfügt  Artikel  32,  Funkt  166,  aass  Zu^e,  aenen  nach* 
geschoben  wird,  während  des  Nachschiebens  mit  keiner  grösseren  Ge- 
schwindigkeit als  26  Kilometer  per  Stunde  v«1tebren  dQrfen. 

1)  Racksichtlich  der  Zeiträume  fiftr  das  Nachfolgen  der  Zage  be- 
stimmt Artikel  21  der  „Grundzüge": 

Punkt  107.  Wenn  mehrere  ZQge  nacheinander  von  Einer  Station 
nach  derselben  Richtung  abfahren,  darf  ein  Zug  einem  vorausgegangenen 
langsamer  oder  gleich  schnell  fahrenden  Zuge  erst  10  Minuten,  einem 
schneller  fahrenden  aber  schon  5  Minuten  nach  dessen  Abfahrt  folgen» 
Ausserdem  ist  beim  Ablassen  der  ZOge  hintereinander  noch  der  Bedingung 
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§  33. 

Die  Falle,  in  welchen  die  im  Allgemeinen  erlaubte  Fahrgeschwindig- 
keit eioes  Zuges  angemessen  zu  verringern,  oder  ean  Zug  gftnzUcb  anzu- 
halten ist,  werden  in  der  Instruction  festgesetzt 

§  34. 

Verlorene  Zeit  darf  nicht  etwa  durch  Vermehrung  der  Geschwindig- 
keit über  das  im  §  6  erwähnte  Mass  hereingebracht  werden. 

$  8«. 

Wenn  die  Bahn  dn  doppeltes  fahrbares  Geleise  hat,  so  sollen  die 
ZQge  immer  das  in  der  Richtung  des  Zuges  rechts  liegende  Geldse  be- 
fahren. Diese  Ordnung  muss  streng  aufrecht  erhalten  werden.  Eine 
Ausnahme  ist  blos  dann  gestattet,  wenn  eine  Hilfiimaschtne  von  einem 
auf  der  Bahn  befindlichen  Zuge  gerufen  wird. 

§  36. 

Wenn  die  Bahn  blos  Ein  Geleise  hat,  und  blos  mit  Doppelstrecken 
zum  Ausweichen  versehen  ist,  muss  immer  derjenige  Zug,  welcher  das 

zu  entsprechen,  dass  das  Eintreffen  derselben  in  der  nftchsten  Station  in 
einem  Intervalle  von  mindestens  6  Minuten  stattfinde. 

Fftr  den  vorausgehenden  Zug  ist  stets  die  regelmässige  Fahrzeit, 
für  den  nachfolgenden  die  regelmassige,  in  VerspfttungsfilUen  aber  die 
kfirzeste  Fahrzeit  als  Grundlage  der  Berechnung  anzunehmen. 

Punkt  108*  Ausnahmsweise  ist  auch  ein  früheres  Ablassen  des  fol- 
genden Zuges,  als  es  die  vorstehenden  Bestimmungen  erlauben,  gestattet, 
wenn  telegraphische  Nachricht  eingelangt  ist,  dass  der  vorhergehende 
Zug  bereits  in  der  nüchsten  Station  eingetroffen  ist. 

Punkt  109.  Wenn  ein  Zug  eii>em  zum  Freimachen  der  Bahn  voran- 
gegangenen Schücepflugc  folgen  soll,  und  zu  befürchten  ist,  dass  die 
freigemachte  Strecke  vor  Passirung  des  Zuges  wieder  unfahrbar  werde, 
so  sind  die  angegebenen  Intervalle  nicht  geltend,  sondern  kann  ein  früheres 
Nachfiihren  des  Zuges  hinter  dem  Schneepfluge  eintreten,  wobei  jedoch 
die  Sicherheitsvorschriften  in  erhöhtem  Masse  zu  beachten  sind. 

(Die  Bestimmungen  des  §  8S,  Alinea  S  und  3,  haben  mit  RQcksicht 
auf  obige  Vorschriften  des  Punktes  107  der  „GrundzQge*'  ihre  prsktische 
Bedeutung  verloren.) 

*)  HierQber  bestimmt  Artikel  30,  Punkt  168  der  ,,Grunc{züge" :  Auf 
doppelgcl eisigen  Bahnen  haben  die  in  einer  und  derselben  Richtung  ver- 
Icehrenden  ZQge  stets  dasselbe  Geleise  zu  befahren,  welches  das  richtige 
genannt  wird. 


r 
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Nebengeleise  cur  rechten  Hand  hat,  letzteres  Geleise  befahren,  wahrend 
der  andere  Zug  auf  dem  Hauptgeleise  bleibt.*) 

Ausnahmen  hiervon  sind  blos  auf  den  Ausweichen  der  Stationen 
nach  Massgabc  der  dea  Bahnwäcbtern  zu  ertheilenden  besonderen  Vor- 
schrift zulässig. 

<)  Mit  dem  Haadelsmintsterial-Erlaase  vom  IS.  Mai  1876,  Z.  14MI7 
(E.  G.  S.  V.  Bd.|  S.  220),  wurde  in  Abänderung  der  §§  36  und  86  der 
E.  B.  O.  nachfolgende  VerfQgong,  betreffend  die  Fahrtrichtung,  getroffen : 

A*  Doppelgeletsige  Bahnen. 

!•  Auf  doppelgeleiaigen  ^aenbahaen  ist  atett  das  in  der  Richtung 
der  Fahrt  links  liegende  Geleise  zu  befiihren. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  allgemein  glitten  Norm  wird  in  Ansehung 
der  thatsftchlicben  Verhältnisse 

aj  der  k.  k.  priv.  Österr.  Staatseisenbahngesellschaft  rücksichtlich  der 

doppelgeleiaigen  Strecken  zwischen  Strelitz  und  Rodenbach, 
bj  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teptitzer  Bahn  rOcksichtlich  der  doppelge- 

leisigen  Strecke  Aussig- Ullersdorf 
bis  auf  Weiteres  dahin  gestattet,  dass  in  den  genannten  doppelgeleisigen 
Strecken  das  in  der  Richtung  der  Fahrt  rechts  liegende  Geleise  wie  bisher 
befahren  werden  darf. 

2.  Auf  doppelgeleisigen  Eisenbahnen  dCirfen  in  den  Hauptgeleisen 
in  der  Regel  keine  Weichen  vorkommen,  welclie  mit  der  Spitze  gegen 
die  Fahrtrichtung  gelegen  sind. 

8.  In  solchen  Stationen,  welche  von  Zügen  ohne  Aufienthalt  durch- 
fahren werden«  muss  jede  Ausnahme  hiervon  durch  die  k.  k.  General- 
Inspection  der  fisterreichiscben  Eisenbahnen  ausdrOcklich  genehmigt  sein. 

B.  Eingeleisige  Bahnen. 

4.  Auf  eingeleisigen  Bahnen  ist  die  Neuanlage  der  Stationen  derart 
anzuordnen,  dass  die  Einfahrt  in  beiden  Fahrtrichtungen  links  und  in  der 
Geraden  hergestellt  werde  und  dass  hierbei  in  jeder  Eahrtrichtung  in  der 
Regel  nicht  mehr  als  zwei  Weichen  gegen  die  Spitze  2U  befahren  seien. 

5.  Bei  Veraaderungen  der  Geleiseanlage  und  bei  Reeonstructionen 
der  Stationen  bestehender  ei ngel eisiger  Eisenbahnen  ist  nach  Möglichkeit 
in  diesem  Sinne  vorzugehen,  um  dadurch  nach  und  nach  die  volle  Ein> 
heititchkeit  zu  erzielen. 

6.  Bezüglich  jener  Stationen  der  bestehenden  eingeleisigen  Eisen- 
bahnen, wo  die  vorstehende  Norm  der  Geleiseanlage  noch  nicht  durch- 
geführt ist,  wo  das  Hauptgeleise  in  der  Bahnaxe  liegt,  oder  auch  ander- 
weitige zwingende  Umstände  locaier  Natur  obwalten,  wird  es  dem  Er- 
messen der  Eisenbahnverwsitung  anheimgegeben,  unter  ihrer  Verant- 
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§  37. 

ExtrazOge  sind  so  eiozurichten,  dass  durch  dieselbea  der  Gang  der 
regelmässigen  Personenzüge  nicht  gestört  wird.  Vom  Stattfinden  solcher 
messen  vor  deren  Abgange  alle  Wächter  der  Bahn  verständigt  werden* 

I  88. 

Einzelne  auf  der  Bahn  verkehrende  Maschinen  sind  ucr  Regel 
nach  alsExtrazQge  auch  in  Bezug  auf  die  festgesetzte  Fahrgeschwindigkeit 
(§  6)  zu  bebandeln. 

Ausnahmen  in  letzterer  Beziehung  sind  blos  bei  commisslonellen 
Proben  der  Maschinen  gestattet. 


wortung  nach  Erwägung  aller  die  Verkehrssicherheit  berOhrenden  Um- 
atAnde,  für  jede  einzelne  Station  und  fbr  alle  dort  vorliommenden  FftUe 
die  Einfahrt,  Durchfahrt  und  Kreuzung  der  ZOge  zu  regeln. 

Abweichungen  von  der  im  Allgemeinen  anzustrebenden  linksseitigen 
Fahrtrichtung^  welche  unter  Anderem  auf  der  SOdbahn  schon  seit  Jahren 
consequent  und  anstandslos  eingehalten  wird,  kdnnen  in  den  nachfolgen- 
den von  einigen  Bahnverwaltungen  als  zwingend  dargestellten  Fallen 
stattfinden : 

a)  bei  Zögen,  welche  die  Station  ohne  Aufenthalt  durchfahren; 

bj  bei  Kreuzung  eines  Personenzuges  mit  einem  Lastzuge,  wobei  der 

letztere  zwischen  den  Personenzug  und  das  Aufnahmsgebäude  zu 

stehen  käme ; 

c)  bei  Kreuzung  zweier  PersonenzOge,  wobei  der  später  ankommende 
zwiäciicn  den  früher  angekommenen  und  das  Aufnahmsgebäude  zu 
stehen  käme; 

dj  bei  Kreuzung  eines  Personenzuges  mit  einem  ohne  Aufenthalt  durch- 
fahrenden Zuge,  wobei  dieser  das  zwischen  dem  Personenzuge  und 
dem  Aufnah  msgebftude  gelegene  Geleise  zu  befahren  hfttte; 
e)  bei  Ueberholung  eines  Zuges  durch  einen  nachfolgenden. 

Die  diesfalls  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Verhältnisse  für  jede 
Station  festzusetzenden  Bestimmungen  sind  sowohl  dermalen,  als  bei  jeder 
spateren  Aenderung,  begründet  und  mit  den  StationsplAnen  belegt,  der 
k.  k.  General  Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  unverweilt  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 

7.  Der  k.  k.  priv.  Lcniberg-Czernowitz-.Iassy-Eisenbahn  mit  rechts- 
seitig geraden  Siaiionseinfahrten  wird  ausnahmsweise  bis  auf  Weiteres 
die  Beibehaltung  des  jetzigen  Bestandes  der  Geleiseanlagc  und  das  hier- 
durch beuia^te  rechtsseitige  gerade  Einfahren  in  die  Statiuncn  gestattet. 


Digitized  by  Google 


16 


Eisenbahn  bctriebsordnung. 


§  39. 

Da«  Züt  Beaufsichtigung  des  Zuges  bestimmte  Begleitungspersonale 
muss  während  der  Fahrt  eioeo  zur  wirksamea  Beattfsicbtigung  des  Zuges 
und  sum  Behufe  der  Erkennung  der  Signale  angemessenen  Platt  erhalten, 

§  40. 

Auf  jeder  grösseren  Station  soll  eine  leicht  sichtliche,  in  der  Dunkel- 
heit zu  beleuchtende  Uhr  vorhandea  sein.  Jedes  Bahn  wächterhaus  ist  mit 
einer  Uhr  zu  verseilen,  welche  nach  einer  Normaluhr  zu  reguliren  ist. 

Jeder  LocomotivfQhrer  muss  im  Dienste  fortwährend  eine  auf  solche 
Weise  regulirte  Taschenuhr  bei  sich  tragen. 

§  41. 

mj  Bewachung  der  Bahn  und  Signale. 

Die  Bahn  muss  dort,  wo  es  zur  VerhOtung  von  UnglflcksAlten  von 

der  Behörde  insbesondere  vorgeschrieben  wird,  gehörig  eingefriedet  werden. 

Die  Uebergänge  sind  mit  starl^en  Barri&ren  in  einer  Entfernung 
von  mindestens  12  Fuss  ron  der  Mitte  des  nftchstliegenden  Bahngeleises 

zu  versehen. 

Mindestens  6  Minuten  vor  dem  Eintreffen  des  Zuges  werden  die 
Barrieren  der  Wegübergänge  geschlossen. 

10  Minuten  vor  dem  erwarteteten  Eintreffen  des  Zuges  dürfen  Heerden 
nicht  mehr  über  die  Bahn  getrieben  werden. 

Inwiefern  die  Uebergänge  Ober  die  Bahn  auch  erleuchtet  werden 
mQssen,  wird  nach  den  OrtsverhAltnlssen  besonders  fes^esetit. 

§  42. 

Die  l.'^ntersuchung  der  Bahn  durch  die  Bahnwachter  und  die  Ueber- 
wachung  der  Wechsel  durch  dieselben  hat  im  Sinne  einer  Instruction 
zu  geschehen. 

§  43. 

Jeder  Zug,  welchem  ein  anderer  in  kurzer  Zeit  folgen  soll,  muss 
mit  einem  diesen  Umstand  anzeigenden  Signale  versehen  sein. 

§  44. 

Die  Bahn  ist  mit  Abtheilungszeichen  zu  versehen,  welche  vom  Zuge 
aus  deutlich  zu  erkennen  sind.  Ebeaso  sind  an  den  Wcchseipunkten  der 
Gefälle  Zeichen  aufzustellen,  nn  denen  die  Verhältnisse  der  Höhen  zu 
den  Längen  deutlich  zu  ersehen  sind. 

§  45. 

Dieienigen  Streken,  welche  gar  nie  oder  btos  zeitweise  mit  der  im 
§  6  festgesetzten  grössten  Geschwindigkeit  befahren  werden  dürfen,  sind 
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als  solche  durch  UDSweifclhsfte,  vom  Zuge  aus  leicht  sichtbare  Signtie 
SU  bezeichnen, 

§  46. 

An  jedem  sich  im  Dunkeln  bewegenden  Zuge  mQssen  von  aussen 

f.atcrnen  angebracht  sein,  die  'es  möglich  machen,  damit  sowohl  die 
Richtung  des  Zuges  zu  ericennen,  als  auch  eine  allfällige  »Abtrennung 
eines  Theiles  des  Zuges  von  dem  Zugspersonale  leicht  zu  bemerken  ist. 

§  47. 

Alle  Bewegungen  der  Locomotive  auf  der  ßahn  mflssen  gehörig 

signalisirt  werden. 

ArbeitszOge  n^üsscn  wenigstens  '  j  Stunde  vor  der  erwarteten  frühesten 
Ankunft  eines  anderen  Zuges  das  von  diesem  befahrene  Geleise  verlassen.*) 

§  48. 

Wechsel  für  durchgehende  Zöge,  bei  welchen,  wenn  sie  nicht  richtig 
gestellt  sind,  die  Züge  aus  dem  Geleise  kommen  können,  sind  niciit  zu* 
Iflssig* 

An  den  Wechseln  der  durchgehenden  Zöge  müssen  solche  Zeichen 
angebracht  werden,  dess  sowohl  beim  Tage  als  im  Dunkeln  su  erkennen 
ist,  welches  Geleise  dem  kommenden  Zuge  geöffnet  ist.^ 


1)  Artikel  84,  Punkt  181  der  „GrundzOge**  verfügt: 

Ein  Arbeitszug  muss  in  deqenigen  Strecke,  in  weicher  er  auf  der 
currenten  Bsfan  manipulirt,  das  Oeleise  derart  rechtzeitig  räumen,  dass 

er  wenigstens  6  Minuten  vor  dem  Abgange  eines  Gegenzuges,  respective 
16  Minuten  vor  dem  frühesten  Eintreffen  eines  Foigezuges  in  der  Kreu- 
zungs-,  beziehungsweise  Vorfahrstation  einlangt.  Hat  der  Arbeitszug  in 
einer  Schottergrube  oder  auf  einem  sonstigen  Nebengeleise  eine  Kreuzung 
abzuwarten,  so  ist  dies  in  der  betreffenden  Fahrordnung  ausdrücklich 
vorzusehen. 

2)  Hierüber  verfügt  Artikel  22,  Punkt  110  der  „Grundzüge": 

Für  die  Beleuchtung  der  Wechsel  gilt  im  Allgemeinen  der  Grund« 
satz,  dass  beim  Verkehre  der  Züge  nur  jene  Wechsel  beleuchtet  werden 
müssen,  deren  Passirung  gegen  die  Spitze  erfolgt,  dagegen  die  Beleuchtung 
aller  Wechsel  entfallen  kann,  welche  von  den  Zflgen  nach  der  Spitze 
befahren  werden. 

Wechsel  in  der  currenten  Bahn  sind  auch  dann,  wenn  sie  nach  der 
Spitze  befthren  werden,  zu  beleuchten,  wenn  bei  denselben  nicht  ein 
Wächter  steht,  oder  wenn  sie  nicht  durch  Sperrvorrichtungen  ge- 
sichert sind. 

H  a  b  e  r  a  r ,  Dm  Siteir.  Siinibslutnehi.  B 


Digitized  by  Google 


EisenbabDbetrieb&ordauug. 


§  49. 

Es  müssen  solche  Einrichtuni,'en  getroffen  werden,  dass  eine  allezeit 
sichere  Communication  zwischen  dem  Zugbegleitungspersonale  mit  dem 
Maschinisten  und  die  in  den  §§  50  bis  inclusive  64  angegebene  Signa- 
lisirang  stattfinden  kinn. 

§  60. 

Die  Bahowfehter  müssen  dem  herannahenden  Zuge  auf  uazwei- 
deuLi^c  Art  signaliairen  können: 

a)  daas  der  sicheren  Befahrong  der  Bahn  kein  Hinderniss  entgegenstehe; 

b)  dass  langsam  gefahren,  oder 

c)  dass  ganz  still  gehalten  werden  soUe, 

§  61. 

Das  Zugbegleitungspersonale  muss  das  Signal  zum  Halten  oder 
Langsamfahren  geben  können. 

%  62. 

Die  LocomotivfQhrer  mtkssen  das  Zeichen  zum  Achtgeben,  Brenisen- 
anziehen  und  Bremsenlosiassen  geben  können. 

§  68. 

Der  Bahn  entlani^  müssen  nach  beiden  Richtungen  wenigsieas  die 
Signale  gegeben  werden  können,  dass  der  Zug  nicht  abgehe,  dass  der 
Zug  von  der  ntchsten  Station  abgegangen  sei,  und  dass  eine  Hitfs- 
maschine  kommen  solle. 

§  64. 

Alle  in  den  vorstehenden  Paragraphen  bezeichneten  Signale  mUssen 
seihst  dann,  wenn  kein  Telegraph  vorhanden  oder  derselbe  gestört  ist, 
gegeben  werden  können, 

B.  Verpflichtungen  der  bei  Siaatsbahnen  angestellten  Beamten  und  Diener. 

§  65. 

a)  Bei  dem  unmittelbaren  Betriebe  der  Bahn  durch  die 

Staatsverwaltung. 

Die  Beamten  und  Diener  der  Staatsbahnen,  deren  Betrieb  unmittelbar 
von  der  SiaatsverwaUung  geleitet  wird,  erhalten  von  derselben  genaue 
Dienstesvorschriften.  Sie  sind  für  die  genaue  Befolgung  dieses  Gesetzes 
überhaupt  und  ihrer  Dienstes^Instructionen  insbesondere  verantwortlich. 

Jede  Vernachlässigung  oder  Uebertretung  dieser  Instruction  zieht 
eine  Ahndung  im  Disciplinarwege  (Abtheilung  D),  oder  im  Strafgericht- 
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liehen  Wege  oder  in  beiden  Wegen  xttgleich  nech  sich.  Nebstbei  bleibt 
der  Uebertr^er  der  Instruction  such  noch  fCkr  allen  hierdurch  verursachten 
Schaden  verantwortlich. 

Die  angestellten  Beamten  und  Diener  sind  verpflichtet,  alle  Vorsicht 

und  Aufmerksamkeit  anzuwenden,  um  die  vollkommene  Ordnung,  Regel- 
massi£;keit  und  Sicherheit  des  Betriebes  zu  erhalten,  und  UnglQcksfällen 
vorzubeugen,  wenn  auch  die  Fälle,  um  die  es  sich  handelt,  nicht  einzeln 
in  der  Dienstesvorschrift  vorgesehen  sein  sollten. 

§  66. 

Das  übrige  Verhältniss  der  an  den  Staatsbahnen,  welche  unmittelbar 
von  der  Staatsverwaltung  betrieben  werden,  Angestellten  zur  Staats- 
vervi*altung  wird  durch  eine  Dienstesordnung  geregelt  werden. 

I  57. 

b)  Bei  Verpachtung  des  Betriebes. 

Wird  an  den  Staatsbahnen  der  Betrieb  nicht  unmittelbar  von  der 
Siaatsverwaltung  geleitet,  sondern  ist  dieser  Betrieb  einer  Privatperson 
oder  einem  Privatvereine  zur  Besorgung  überlassen,  so  haben  diese 
Privatperson  oder  dieser  Privatverein  (unbeschadet  des  allAtligen  Ver- 
tragsverh&ltnisses  zur  Staatsverwaltung),  sowie  die  von  diesen  Privat- 
personen oder  Vereinen  angestellten  Beamten  und  Diener  rQckstchttich 
des  Bahnbetriebes  alle  Verpflichtungen  und  Verbindlichkeiten,  welche  in 
4ieseQ)  Gesetze  Oberhaupt,  und  in  der  folgenden  Abtheilung  (CJ  ins- 
besondere den  P  rivat-Eisenbahnunternehmungen  und  den  von 
ihnen  aufgestellten  Beamten  und  Dienern  auferlegt  sind,  zu  erfQllen. 

C.  VerpflleMungen  der  Privat-Eisenbahnuntemehmungen,  sowie  ihrer 

Beamten  und  Diener. 

§  58. 

a)  Erwirkung  der  Concession. 

Auf  welche  Weise  die  Concession  zu  einer  Privateisenbahn  erwirkt 
werde,  was  in  dieser  Beziehung  zu  erfQllen  und  auszuweisen  sei,  unter 
welchen  Umstanden  zu  diesem  Behufo  ein  Verein  ftberhaupt  und  ein 
Actienverein  insbesondere  gebildet  werden  dOrfe,  ist  in  dem  Eisenbahn- 
Concessionsgesetze,  ferner  in  den  Gesetzen  thet  Vereine  überhaupt  und 
Ober  Actienvereine  insbesondere  naher  auseinandergesetzt.*) 

1)  Vergl.  Beilage  III 

B* 
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§  69. 

bj  Aufstellung  einer  Direction. 

Jeder  zum  Betriebe  einer  Eisenbahn  gehörig  autorisirte  Privatverein 
ist  verpflichtet,  zur  Leitung  dieses  Betriebes  eine  eigene  Direction  auf- 
zustellen, und  die  Personen,  welche  diese  Direction  bilden,  sowie  jene, 
welche  im  Namen  des  Vereines  zu  firmiren  ermächtigt  sind,  dem  Mini* 
sterium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten,  sowie  dem  Statt- 
halter, in   dessen   Bereich   sich    die   Eisenbahn    oder  Eisenbahnstrecke 
befindet,    bekanntzugeben.    Dieselbe  Verpflichtung    hat   er  rQcksichtlicb 
jeder  diesfalls  eintretenden  Veränderung. 

§  60. 

Die  Direction  erscheint  der  Staatsverwaltung  und  dem  Publicum 
gegenüber  als  Bevollmächtigter  des  Vereines,  welcher  für  alle  Handlungen 
und  Unterlassungen  dieser  Direction  civilrechilich  verantwortlich  ist. 

Nebstbei  sind  aber  die  Mitglieder  dieser  Direction  auch  noch  per- 
sönlich fQr  alle  auf  den  Eisenbahnbetrieb  bezughabenden  Handlungen 
und  Unterlassungen  verantwortlich. 

§  61. 

c)  Evidenzhaltung  der  Beamten  und  Diener. 

Jede   Privat-Eisenbahnunternehmung  und   respective   die  Direction 
derselben   ist    verpflichtet,  ein    genaues  Verzeichniss  aller  angestellten 
Beamten  und   Diener   der  Bahn,  zu  welchem  das  Formulare  von  der 
Staatsverwaltung  hinausgegeben  werden   wird,  unter  genauer  und  ver- 
lässlicher Ausfüllung    aller  Rubriken    desselben,    dem  Ministerium  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  und  dem  Statthalter  des  Kron- 
landes, in  welchem  sich  die  Eisenbahn  oder  Eisenbahnstrecke  befindet, 
vorzulegen,  und  auf  gleiche  Weise  jede  in  dem  Stande  dieser  Beamten 
und  Diener  sich  ergebende  Veränderung  in  periodischen,  von  dem  Ministe- 
rium für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  festzusetzenden  Fristen 
zur  Kenntniss  dieses  Ministeriums  und  des  Statthalters  zu  bringen. i) 

*)  In  Folge  Handelsministerial-Erlasses  vom  23.  Mai  1876,  Z.  12146 
(E.  G.  S.,  Pollanetz  und  Wittek,  V.  Bd.,  S.  6),  hat  die  Vorlage  der 
jährlichen  Ausweise  über  den  Personalstatus  und  der  vierteljährigen  Per- 
sonalvcränderungs-Ausweise  an  die  General-Inspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  zu  erfolgen. 

Ferner  sind  die  Bahnverwaltungen  laut  des  Handelsministerial-Erlasses 
»uni  1876,  Z.  39  (E.  G.  S.,  V.  Bd.,  S.  184),  bis  auf  Weiteres, 
'et  der  etwa  späterhin  für  erforderlich  erachteten  Zurücknahme 
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§  62. 

d)  Instructionen  und  Verpflichtungen  dieser  Beamten  und 

Diener. 

Die  verschiedenen  Classen  des  Betriebspersonales  müssen  mit 
Dienstesvorachriften  und  Instructionen  betheilt  werden,  in  welclaen  die 
ihnen  obliegenden  Pflichten,  und  die  zur  Erhaltung  der  Ordnung,  Regel- 
mtssiglceit  und  Sicherheit  des  Betriebes  geeigneten,  zur  Richtschnur  er- 
theilten  Vorschriften  genau  und*  umständlich  zu  bezeichnen  sind. 

Auch  ist  ein  eigenes  Normale  Ober  die  Eigenschaften  zu  erlassen, 
welche  für  den  einen  oder  den  anderen  Dienatespoaten  erforder- 
lich sind. 

Diese  Dienstesvorschrifien  und  das  eben  erwfihnte  Normale  sind 
von  der  Betriebsunternehmung  noch  vor  ihrer  Einführung  (die  bei  Er- 
lassung dieses  Gesetzes  aber  bereits  eingeführten  Dienstesvorschriften  und 
Instructionen  binnen  einem  Monate  nach  Kundmachung  desselben)  der 
Staatsverwaltung  vorzulegen,  und  die  von  derselben  aus  öffentlichen 
Rücksichten  hierüber  etwa  gemachten  Erinnerungen  zu  beachten  und 
zu  befolgen. 

§  68. 

Die  im  §  55  für  die  Retriebsorgane  an  den  von  der  Staatsverwaltung 
selbst  betriebenen  Staatseisenbahnen  gegebenen  Vorschriften  zur  Herstellung 
und  Erhaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betriebes,  sowie  zur 
Abwendung  von  Unglacksfftllcn,  gelten  auch  für  die  an  Privateisenbahnen 
(und  an  den  von  Privatpersonen  betriebenen  Staatsbahnen)  angeatellten 
Beamten  und  Diener. 

Im  Sinne  des  §  6d  ist  auch  jede  Dienstesvernacblflssigung  oder 
Uebertretung  der  Instruction  und  dieses  Gesetzes  an  diesen  Beamten  und 
Dienern  streng  zu  ahnden  und  es  blähen  dieselben  nebstbei  f&r  allen 
hierdurch  verursachten  Schaden  verantwortlich. 


dieser  Erleichterung,  im  Sinne  des  §  ^9  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
verpflichtet,   den  betreffenden  LAnderchefs  lediglich  die  zur  obersten 

Leitung  der  Verwaltung  und  des  Betriebes,  sowie  zur  Vertretung  in  diesen 
Richtungen  nach  aussenhin  bestellten  Organe,  ferner  dort,  wo  die  Central- 
leitung  ausser  Landes  ihren  Sitz  hat,  die  mit  der  Verkehrsoberleitung 

im  Lande  betrauten  Oberbeamten,  sowie  die  diesfalls  eintretenden  Aende- 
rungen  bekannt  zu  geben,  den  Bezirkshauptmannschaften  aber  die  Chefs 
der  in  ihrem  Bezirke  bestehenden  Eisenbahnstationen  von  Fall  zu  Fall 
namhaft  zu  machen. 
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§  64. 

ej  RecbnungsfOhrung. 

Die  Privat>Eiseiib«faottnternehinungen  sind  verpflichtet,  über  alle 
Thdle  ihrer  Administration  geneue  und  deutliche  Rechnung  zu  fOhren, 

hierin  die  ihnen  aus  öffentlichen  RQcksichteo  von  dem  Mtoisterium  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  zuliommenden  Weisungen  zu 

befolgen,  sowie  jederzeit  den  hierzu  speciell  beauftragten  Abgeordneten 

dieses  Ministeriums  die  Einsicht  in  diese  Rechnungen,  sowie  in  alle  wie 
immer  Namen  habende  Bctriebsacten  und  BQcher  zu  gestatten,  und  alle 
von  denselben  etwa  angesprochenen  Ausweise  zu  liefern  und  Auskünfte 
zu  erstatten. 

§  65. 

/J  Steuereutrichtung. 

Inwiefern  von  den  Privät-Eisenbahnunternebmiingen  oder  von  den 

zu  diesem  Zwecke  verwendeten  Cspitalien,  Grundst&cken  und  GebAuden 
eine  Steuer,  eine  Stempel-  oder  sonstige  Abgabe  zu  entrichten  ist,  wird 
in  den  diesfalligen  Steuervorschriften  festgesetzt. 

§  66. 

g)  Fahrordttung,  Tarife  und  Auf nahmsbedingungen. 

Die  Privat-Eisenbahnunternehroungen  sind  verpflichtet,  die  von 
ihnen  festgesetzte  Fahrordnung,  die  Tarife  und  Bestimmungen  Ober  den 
Personen*  und  Sachenverkebr  (§  4)  vor  ihrer  Kundmachung,  sowie  jedes- 
mal vor  ihrer  Abänderung  der  Staatsverwaltung  vorzutegcn. 

Insbesondere  bleibt  der  Staatsverwaltung  mit  Röcksicht  auf  die 
bestellenden  Rechte  die  Befugniss,  aus  öffentlichen  Rücksichten  über- 
triebene Anforderungen  in  den  Tarifsätzen  zu  massigen,  mit  Beachtung 
des  Anschlusses  an  andere  Eisenbahnen  die  Fahrordnung  zu  reguliren  und 
die  Beschalicnhcii  aer  Beinebsmiltel  festzusetzen. 

§  67. 

Was  in  dem  §  66  von  dem  Tarife  im  Aiigcmeinen  angeordnet 
worden  ist,  gilt  auch  for  die  von  den  Privat-Eisenbahnunternehmungea 
festzusetzenden  Assecuranz-  und  sonstigen  NebengebQhren. 

I  68. 

ft>  Beförderung  der  Post. 

Die  Eisenhahnunternehmungen  sind  zur  unentgeltlichen  Beförderung 
der  Post  verprijchiet. 
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Die  Modaiiiaien  dieser  Beförderungen  werden  mit  Rücksicht  auf 
die  obwaltenden  Umst&nde  und  Zeitverbftltnisse  von  dem  Ministerium 
f&r  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Beuten  festgesetzt. 

Die  PostansUlt  ist  berechtigt»  sich  eigener  Postwaggons  zu  bedienen, 
und  die  unentgeltliche  Beförderung  derselben,  sowie  der  die  Postsendungen 
begleitenden  Diener  und  Beamten,  und  die  gehörige  Verwahrung  und 
Beaufsichtigung  dieser  Waggons  in  den  R&umen  der  Eisenbshnunterneh* 
mung  von  der  letzteren  zu  fordern. 

i)  Militärtransporte. 

m 

Wenn  zur  Beförderung  von  Truppen  oder  MilitAreffecten  von  der 

Eisenbahn  Gebrauch  gemacht  werden  will,  so  ist  auf  Anordnung  eines 
Militfirlandes-,  eines  Armeecorps-  oder  noch  höheren  MilitArcommando, 

oder  des  k.  k.  Kriegsministenums  die  Unternehmung  verpflichtet,  der 
Militärverwaltung  hierzu  alle  dienlichen  Betriebsmittel  gegen  eine  ange- 
messene, im  wechselseitigen  Einverständnisse  festzusetzende  Verpötung 
(welche  jedoch  die  gewöhnlichen  Tarilpreise  niemals  übersteigen  darf) 
sogleich  und  mit  Bevorzugung  vor  jedem  anderweitigen  Transporte  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Sollten  dadurch  die  regelmässigen  Züge  unterbrochen  werden,  so 
ist  die  Post  mit  dem  Militartransportzuge  zu  befördern. 

§  70. 

kj  Im  Belagerungszustande  und  In  Kriegszeiten. 

Im  Belagerungszustande,  sowie  in  Kriegszeiten  steht  der  hierzu  beru-r 
fenen  Militärbehörde  das  Recht  zu,  soweit  es  strategische  oder  sonst 
mtUt Arische  ROcksichten  gebieten,  gegen  angemessene  Entschädigung  den 
Bahnbetrieb  ganz  oder  zum  Theile  zu  militärischen  Zwecken  zu  benOtzen 
oder  auch  einzustellen. 

D.  Aufsicht  und  Controle. 
§  71. 

1.  Von  Seite  der  Bahndirection. 

Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Bahnbeamten  und  Diener  steht 
der  Bahndirecrion  selbst  zu. 

Dieselbe  hat  die  v  erpflichiunii,  darüber  zu  wachen,  dass  sättinuliche 
Beamte  und  Diener  ihre  lostructiooen  genau  befolgen,  ihre  Pflichten  treu 
erfüllen,  dass  die  zur  Sicherheit  und  Ordnung  des  Betriebes  erlassenen 
gesetzlichen  Vorschriften  gehörig  beobachtet  werden. 
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§  72. 

Die  Direction  ist  fOr  die  Erfallung  dieser  Verbindlichkeit  veraot- 

wortlich. 

Derselben  steht  aber  das  Recht  zu,  gegen  die  ihre  Pflicht  verletzen- 
den Beamten  und  Diener  nach  Massgabe  der  diesfälligen  Dienste s- 
vorschrifieii  und  Instructionen  Ordnungs-  und  Disciplinarstrafen 
XU  verhängen. 

§  78. 

2.  Von  Seite  der  General-lnspection, 

Die  höhere  Aufsicht  und  Controle  zur  Handhabung  der  Sicherheit 
und  Ordnung  des  Betriebes  der  Eisenbahnen  (und  zwar  sowohl  bei  Staats- 
ais bei  Privaibahnen)  wird  von  einer  zu  diesem  Behufe  aufzustellenden 
General-lnspection  der  Eisenbahnen  (einem  General-Inspector  und 
den  ihm  untergeordneten  Commissären)  ausgeübt,  deren  Wirkungskreis 
durch  eine  besondere  Dientt-Instraction  bestimmt  ist.  Diese  General- 
lnspection  untersteht  unmittelbar  dem  k.  k.  Ministerium  für  Handel» 
Gewerbe  und  Affentlicbe  Bauten. 

§  74, 

a)  Im  Allgemeinen. 
Die  General-lnspection  ist  im  Allgemeinen  verpflichtet,  die  genaue 
Befolgung  aller  sich  auf  den  Eisenbahnbetrieb  beziehenden  gesetzliclien 
Anordnungen,  und  insbesondere  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  sorgfältig 
zu  überwachen,  die  entdeckten  Gebrechen  so  schnell  als  möglich  zu  be- 
seitigen und  die  Veranlassung  zu  treffen,  dass  die  Schuldtragenden  der 
gesetzlichen  Ahndung  unterzogen  werden. 

§  76. 

bj  In  Betreff  des  Bauzustandes  der  Bahn. 

Insbesondere  hat  die  General-lnspection  ihr  Augenmerk  auf  den  Bau- 
fustand  der  Ba^n,  der  Bahngeb&ude  und  des  anderen  Bahnzugehdres  zu 
richten,  und  die  Betriebsdirection  oder  nach  Umstanden  die  Betriebs- 
Unternehmungen  zu  verhalten,  alle,  aus  was  immer  ffir  Ursachen  ent- 
stehenden, die  Sicherheit  und  Regelmässtgkelt  des  Betriebes  gefährden- 
den Mftngel,  UnvoUkommenheiten  und  Schadhaftigkeiten  auf  das  schleu« 
nigste  zu  verbessern  und  ordnungsraftssig  herzustellen* 

§  76. 

cJ  In  Betreff  der  Betriebsmittel. 
Auf  gleiche  Weise  liegt   der  General-lnspection   die  Verpflichtung 
ob,  den  Zustand   der  Betriebsmittel   (des   ganzen  Beiriebs-Fundus 


Digitized  by  Google 


£i««iibahnbetriebtordnttiig. 


25 


instructus),  sowie  der  zur  Verhütung  von  Un E^lficksfällen  und  zur  Rettung 
beim  Eintritte  derselben  erforderlichen  Mittel,  überhaupt  aller  in  §  2 
gedachten  Gegenstände  zu  überwacl^en,  und  die  Betriebsunternehmungen 
anzuhalten,  dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Gegenstände  stets  in  der  gehörigen 
Menge  und  Qualität  vorbanden  seien. 

S  77. 

ä)  In  Betreff  der  Fahrordnung,  der  Tarife  und  Bestimmungen 
Aber  den  Personen»  und  Sachenverltehr. 

Die  GeneraMnspection  ist  verpflichtet,  dafür  su  sorgen,  dass  die 
kundgemachte  Fahrordnung,  die  Tarife  und  dieBestimmüngen  Ober  den 
Personen-  und  Sachenverlcebr  genau  beobachtet,  und  alle  gegründeten 
Beschwerden  in  dieser  Beziehung  mit  thun liebster  Beschleunigung  be> 
hoben  werden. 

In  Fällen  von  Störungen  im  Bahnbetriebe  oder  eingetretenen  Un- 
glücksfällen ist  die  General'Inspection  berechtigt  und  verpflichtet,  von 
der  Betriebsunternehniung  (sowie  von  sämmtUcben  Babnbeamten  und 
Dienern)  die  schleunigste  und  wirluainste  Abhilfe  anzusprechen. 

§  78. 

e)  In  Betreff  der  Beamten  und  Diener. 

Die  General-Inspection  hat  ferner  das  Recht  und  die  Verbindlichkeit, 
sämmtliche  Beamte  und  Diener  (sowohl  der  Staats-,  als  Privateisenbahnen) 
in  ihren  Dieastesvcrrichtungen  zu  üoerwachen,  und  alie  Diejenigen, 
welche  sich  eine  Ausserachtlassung  ihrer  Instruction  oder  dieses  Gesetzes, 
oder  was  immer  für  dne  DienstesTernncblAssigung  zu  Schulden  kommen 
lassen,  nach  Mas^abe  des  Gesetzes  odw  der  sonstigen  in  dieser  Beziehung 
erlassenen  Verordnungen  zur  strengen  Verantwortung  zu  ziehen,  oder 
nach  Beschaffenheit  des  Falles  dem  competenten  Strafgerichte  zur  Be- 
strafung anzuzeigen.*) 

I  79. 

ml)  Disciplinargewalt  der  General-Inspection  im  Allgemeinen. 

Die  Wichtigkeit  des  Eisenbahnbetriebes  für  das  öffentliche  Wohl 
macht  es  nothwendig,  der  General-Inspection  in  Betreff  sämmtlicher  an 

*)  In'  den  Vorschriften  für  die  dermalen  von  der  Staatsverwaltung 
selbst  betriebenen  Staatsbahnen  ist  der  General-Inspection  der  österrei- 
chischen Eisenbahnen  in  Betreff  der  Beamten  und  Diener  keine  Disciplinar- 
gewalt, sondern  blos  die  Ueberwachung  eingeräun>t,  daher  die  in  dieser 
Beziehung  in  den  §§  79  bis  84  der  EisenbahnbetriebsorJnung  enthaltenen 
besonderen  Bestimmungen  auf  die  Siaatsbahnen  keine  Anwendung  hnden. 


Digitized  by  Google 


26 


Eisenbabnbetriebsordnung. 


Staats-  und  Privatbabnen  angestellten  Beamten  und  Diener  eine  Disciplinar» 
gewalt  einaurftumen,  und  dieselbe  zu  ermflcbtigen,  gegen  diese  Beamten 
und  Diener  (mit  Ausnahme  der  im  %,96  erwShnten  Directoren  undDirec- 
tionsmitglieder)  nach  Massgabe  des  ihnen  zu  Schulden  kommenden  Dienst- 
vergehens, und  zwar  gegen  die  Beamten  und  Diener  der  Privatbahnen 
die  ihm  §  80  erwähnten  Ordnunss-,  und  gegen  die  Beamten  und  Diener 
der  Staatsbahnen  die  in  den  §g  80  und  Sl  angeführten  Ordnungs«  und 
DiscipHnarstrafen  (§  82)  zu  verhangen  und  bei  den  Staatseiscnbahnbeamten 
und  Dienern  auch  zu  vollziehen,  bei  den  Privateisenbahnbeamten  und 
Dienern  aber  der  Direction  anzii?eigen  und  darauf  zu  dringen,  dass  durch 
dieselbe  deren  Vollzug  bewerkstelligt  werde. 

S  80. 

bb)  Verfügungen  zur  Erhaltung  der  Ordnung. 

Als  Verfügungen  zur  Erhaltung  der  Ordnung  werden  eriilart: 

1.  Die  Mahnung,  d.  i.  die  einfache  Errinnming  an  die  dem 

Beamten  oder  Diener  obliegenden  Dienstpäichten, 

8.  Die  Rage,  d.  i.  der  eindringliche  Tadel  wegen  eines  vorgekom^ 

roenen  Dienstvergehens,  mit  Hinweisung  auf  die  gesetzlichen  Folgen 

wiederholter  Pflichtverletzung. 

$  81. 

ccj  DiscipHnarstrafen. 

Die  nach  diesem  Gesetze  zu  verhängenden  DiscipHnarstrafen  sind: 

1.  Verweise,  welche  stets  mit  Androhung  strengerer  DisdpUnarstrafen 
für  den  Fall  der  Wiederholung  zu  verbinden  sind. 

2.  Geldstrafen  bis  zu  dem  Betrage  eines  Monatsgehaltes  oder 
Lohnes. 

8.  Die  Dienstessuspension  fOr  die  Dauer  einer  anhängigen  Disciplinar- 
oder  strafgerichtlichen  Untersuchung. 
4.  Die  Entfernung  vom  Dienste. 

A'jf  diese  Entfernung  vom  Dienste  kann  (wenn  sich  aus  der  Unter- 
suchnng  zc:£^en  sollte,  dass  der  Schuldtragende  nach  seinen  Kenntnissen 
oder  seiner  GemOthsbeschaffenheit,  oder  dem  wiederholt  bewiesenen 
Mangel  an  dem  nöthigen  Fleisse  oder  der  erforderlichen  Aurrnerksamkeit 
für  den  Betriebsdienst  entweder  überhaupt,  oder  für  einen  gewissen  Zweig 
desselben  nicht  geeignet  ist)  entweder  auf  einen  gewissen  Zeitraum  oder 
fOr  immer,  und  zwar  entweder  allgemein  oder  Hit  «ne  specielle  Geschäfts- 
fohrung  erkannt  werden. 

Bei  einer  zeitlichen  Ausschliessung  sind  auch  die  Bedingungen  voi^ 
zuzdchnen,  welche  fOr  den  Fall  der  M^ederanstellung  von  den  Betreffen- 
den zu  erfotlen  sein  werden. 
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§  82. 

däj  Erkenntnisse  und  Rechtsmittel  dagegen. 

Diese  Strafen  sind  nach  Massgabe  der  eintretenden  Erschwerungs- 
oder Milderungsurastände  mit  Röcksicht  auf  den  Grad  und  die  Art  des 
Dienstvergehens  auf  die  allfällige  Wiederholung  desselben,  auf  die 
hierdurch  herbeigeführte  grössere  oder  geringere  Gefahr  oder  die  Grösse 
des  verursachten  wirklichen  Schadens  zu  bemessen. 

Zur  Verhängung  der  im  §  80,  1.  und  2.  und  der  im  §  81,  1.,  2. 
und  3.  angeführten  Strafen,  sowie  2ur  Entfernung  de«  Wlcfaterperaonalea 
vom  Dienste  sind  sowohl  der  General-Inspector  als  auch  die  aponirten 
Commissare  ermächtigt;  die  Entfernung  vom  Dienste  gegen  Beamte  und 
das  tlhrige  Dienstespersonale  Icann  btos  der  GeneraMnspeaor  verfQgen. 

Jede  diesfAllige  Strafe  muss  fibrigens  mit  einem  gehörig  motivirten, 
dem  Bestraften  im  Originale  und  seiner  vorgesetzten  Direction  in  amtlicher 
Abschrift  einzuhändigenden  Erkenntnisse  nach  vorhergegangener  ordnungs- 
mftssiger  Erhebung  oder  Untersuchung  ausgesprochen  werden. 

Bei  einer  solchen  Untersuchung  sind  die  Sicherheits-  und  politischen 
Behörden  verpflichte!,  der  General- Inspection  (z,  B.  durch  Einvernehmung 
von  Zeugen  etc.)  hilfreiche  Hand  zu  leisten. 

Gegen  alle  %'orer\vähnten  Erkenntnisse  kann  die  Beschwerde  an  das 
Handelsministerium  gerichtet  werden. 

Diese  Beschwerde  ist  längstens  14  Tage  nach  zugestelltem  Erkennt« 
nisse  einzubringen,  und  hat  in  den  Fftllen  8  und  4  des  %  gl  keine  auf» 
schiebende  Wirkung. 

§  88. 

eej  Qu a  1  i  f i  ca  l  io  n  s- T  a b  e  1 1  en. 

Jede  zuerkannte  Strafe  ist  in  den  Ober  die  Eisenbahnbeamten  und 
Diener  zu  führenden  Qualifications-Tabcllen  (deren  Formulare  die  Staats- 
verwaltung festsetzen  wird)  gehörig  anzumerken. 

%  84. 

ffj  Ausführung  der  Erkenntnisse. 

Die  Betriebsdirectionen  der  Staatseisenbahnen,  sowie  die  Directionen 
der  Privateisenbahn  vereine  sind  verpflichtet,  die  nach  Vorschrift  dieses 
Gesetzes  gefällten  Erkenntnisse  in  V'ollzug  zu  setzen,  sowie  allen  zur 
Handhabung  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes  erlassenen 
VefOgungen  der  General-lnspection  willige  Folge  zu  leisten. 

Insbesondere  darf  ein  durch  rechtskräftiges  Erkenntniss  entlassenes 
.Individuum  bei  keiner  Eisenbahn  in  dem  österreichischen  Reiche  zu  dem 
Geschäfte,  für  welches  das  Urthell  lautet,  ohne  besondere  Bewilligung 
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des  Ministers  far  Haodel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bsuten  verwendet 
werden. 

§  85. 

8.  Strafen  gegen  die  Direction   und  Mitglieder  der  Unter- 
nehmungen. 

Sollte  eine  Betriebsdirection  der  Staatseisenbahnen,  oder  eine  Direc- 
tion   eines  Privateisenbahnvereines   sich   weigern,   die  Erkenntnisse  oder 
Anordnungen  der  General-Inspection   ungcsäumi  in  Voll/ug    zu  setzen, 
oder  sollte  wider  Vermuthen  den  Directionsmitgüedern  selbst  irgend  ein 
Verschulden,  sei  es  durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung,  eine  Ueber- 
tretung  dieses  Gesetzes  oder  sonstiger  in  Bezug  auf  den  Eisenbahnbetrieb 
erlassenen  Verordnungen  zur  Last  fallen,  so  ist  die  General-Inspection 
verpflichtet,  hiervon  ohne  Verzug  dem  Ministerium  fbr  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  die  Anzeige  zu  machen. 

Das  Ministerium  far  Handel,  Gewerbe  und  Öffentliche  Bauten  ist 
in  solchen  Fällen  berechtigt,  gegen  die  Betriebsdirectoren  der  Staats-  und 
Privateisenbahnen  die  im  §  81  erwähnten  Disciplinarstrafen  in  Anwendung 
zu  bringen,  und  bei  Privateisenbabnen  überdies  die  etwa  schuldtragenden 
Mitglieder  des  Privateisenbahnvereines  selbst  durch  die  competente  Behörde 
zur  gesetzlichen  Strafe  zu  i:iohen. 

Auch  haben  die  betreiVenden  Statthaltereien  das  Recht,  über  im 
Collegiaiwepe  gefasste  I^>eschlüsse  die  Privat-Eisenbahnunternehmuneen 
durch  Geldbussen  von  100  fl.  bis  2000  fl.  C.  M.  oder  durch  sonstige 
gesetzliche  Mittel  anzuhalten,  die  denselben  in  Betreff  auf  Sicherheit  und 
Ordnung  obliegenden  Verbindlichkeiten  innerhalb  dnes  anzuberaumenden 
Termins  zu  erfoUen. 

Die  diesfalligen  Geldbussen  sind  nach  fruchtlosem  Verstrichen  des 
Termins  durch  die  Statthaltereien  einzutreiben«  Wflren  die  Bahn  oder 
die  Betriebsmittel  in  einen  solchen  Zustand  gekommen,  dass  dadurch  die 
Sicherheit  der  Benützung  und  des  Betriebes  gefährdet  werden,  so  ist  von 
dem  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  der  Betrieb 
auf  der  ganzen  Bahn,  oder  den  betreffenden  einzelnen  Streclcen  einzustellen 
und  nöthigenfalls  die  Herstellung  von  Seite  des  Staates  auf  Kosten  des 
Vereines  zu  veranlassen. 

§  80. 

4.  Verwendung  der  Disciplinar -Strafgelder. 

Sflmmtlicbe  nach  diesem  Gesetze  im  Disciplinarwege  verhängten 

Geldbussen  verfallen  dem  Pensionsfonds  der  Eisenl^ahnunternehmung, 
oder  falls  kein  solcher  Pensionsfonds  vorhanden  ist,  wenn  die  Privat» 
Unternehmung  als  solche  die  Strafe  zahlt,  dem  ArmenfonJs  des  Ortes 
oder  der  Gemeinde,  wo  der  Verurtheilte  seinen  Aufenthalt  bat. 
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$  87. 

Ö.  StrafgerichtUch    verpönte  Handlungen  der  Angestellten 

der  Bah n. 

Sollte  ein  Angestellter  der  Bahn  in  Bezug  auf  den  Bahnbetrieb  sich 
irgend  einer  in  den  allgemeinen  Strafgesetzen  für  strafbar  erklärten  Hand- 
lung oder  Unterlassung  schuldig  machen,  so  trifft  denselben  auch  die  in 
den  Strafgesetzen  verhängte  Strafe,  welche  von  dem  competenten  Straf- 
gerichte zuzuerkennen  ist. 

FCir  einen  solchen  Fall  ist  das  DiscipUnarverfthreo  zwar  unabhängig 
von  der  strafgerichtlichen  Amtshandlung  und  selbst  einem  allfAtilgen 
strafgerichtlichen  Freisprechungserkenntnisse  durchzuführen;  die  zuerkannte 
Oisdplinarstrafe  aber  (mit  Ausnahme  einer  etwa  noch  früher  erforder- 
lichen Dienstessuspension)  erst  nach  beendeter  strafgerichtlicher  Amts- 
handlung in  Vollzug  zu  setzen,  sowie  bei  Vollziehung  dieser  Disciplinar- 
strafe  auf  das  von  dem  Strafgerichte  gefillte  Straferkenntniss  gehörige 
ROcicsicht  zu  nehmen. 

§  88. 

6.  Kosten  der  Aufsicht. 

Die  Kosten  der  General-Inspection  werden  im  Allgemeinen  vom 
Staate  bestritten,  dagegen  sind  die  Eisenbahnunternehmungen  verpflichtet^ 
den  Beamten  der  General-Inspection  und  den  politischen  und  polizeilichen 
Beamten  bei  den  in  Angelegenheiten  der  Eisenbahn  vorkommenden 
Dienstreisen  Freikarten  der  ersten  Wagenclaase  zu  erth eilen. 

%  89. 

Die  Betriebsunternehmungen  der  Privateisenbabnen  sind  ferner  ver- 
pflichtet, der  Staatsverwaltung  mittelst  einer  von  dem  betreffenden  Mini- 
sterium festzusetzenden  Pauschalsumme  denjenigen  Mehraufwand  zu  er- 
setzen, welche  dem  hoben  Aerar  aus  Anlass  der  beztkglichen  Bahn  for 
die  eigentliche  Polizeiaufsicht  (Insbesondere  nach  Abschnitt  II  dieses 
Gesetzes)  und  far  die  gefUIsftmtlidke  Ueberwachung  zur  Last  fällt. 

Auch  haben  die  Betriebsunternehmungen  zum  Behufe  vier  Vornahme 
der  bezüglichen  Amtshandlungen  für  die  Herstellung  und  Erhaltung  der 
erforderlichen  Amtslocalitäten,  sowie  in  Fällen,  wo  es  von  dem  compe- 
tenten Ministerium  für  noihwendig  erkannt  werden  sollte,  für  die  anstän- 
dige Unterkunft  der  betreffenden  Beamten  und  Diener  Sorge  zu  tragen. 

§  90. 

7.  Aufsicht  und  Ueberwachung  von  Seite  der  Polizei organe. 

Obtilcich  nach  den  vorstciicudea  Grundsätzen  die  unmittelbare  Auf- 
sicht und  Controle  des  Eisenbahnbetriebes  in  technisch-administrativer 
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Besiehung  der  GeoeraMnspectioo  und  in  höchster  Instanz  dem  Ministerium 
fOr  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  zusteht,  so  sind  doch  auch 
sowohl  die  Eisenbahnunternehmungen  als  auch  die  Beamten  und  Diener 

derselben  verpflichtet,  die  allgemeinen  Polizeigesetze  zu  befolgen  und 
unterstehen  in  dieser  Beziehung  der  Ueberwachung  der  Sicherheitsorgane 
und  politischen  Behörden. 

§  91. 

8.  Verbindlichkeiten  der  Vorschriften  fOr  die  privilegirten 
und  concessionirten  Eisenbahnunternehmungen, 

Den  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  Vorschriften  und  Verpflichtungen 
sind  auch  die  bereits  concessionirten  und  privilegirten  Eisenbahnunter- 
nefamungen  vom  Tage,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Wirksamkeit  tritt, 
unterworfen. 

Neue  Anschaffungen  von  Betriebsmitteln  können  blos  nach  Vorschrift 
dieses  Gesetzes  stattfinden.  Die  bereits  vorhandenen  mOssen  Ungstens 
binnen  6  Jahren  (vom  Tage  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  gerechnet) 
nach  Vorschrift  desselben  umgeändert  werden,  wenn  nicht  über  Ein- 
schreiten der  Betriebsuntcrnchmungeh  von  Seite  des  Ministeriums  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  eine  längere  Frist  ausnahms- 
weise zugestanden  wird. 

§  92. 

Für  Eisenbahnen,  welche  mit  anderen  Kräften  als  Dampfmaschinen 
betrieben  werden,  wird  durch  eine  besondere  Betriebsordnung')  mit  Be- 
nützung der  auf  die  eigenthümlichcn  \'erhähnisse  derselben  passenden 
Bestimmungen  des  vorliegenden  Gesetzes  das  Geeignete  bestimmt. 

II.  Verpflichtungen  derjenigen  Personen 
(des  Publicums),  welche  die  Eisenbahn  benutzen,  oder 
sonst  mit  derselben  in  Beziehung  kommen. 

§  93. 

a)  Allgemeine  Verpflichtung. 

Diejenigen  Personen,  weiche  aie  Üahn  zur  Reise  oder  zur  Ver- 
sendung von  Sachen  benützen,  haben  sich  nach  den  für  die  Beförderung 
festgesetzten  und  veröffentlichten  Bedingungen  xu  benehmen«  die  fQr  die 
Aufrechthallung  der  Ordnung,  Regelmassigkeit  und  Sicherheit  des  Bahn- 
betriebes erlassenen  Vorschriften  genau  su  beobachten,  und  den  Weisungen, 

Eine  derartige  Betriebsordnung  ist  bisher  nicht  erlassen  worden. 
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welche  etwt  das  Aufsichts-  und  Zugspersonale  in  dieser  Beziehung  zu 
ertbeilen  fQr  nöthig  findet,  willige  Folge  zu  geben* 

§  94. 

h)  Reise-Urkunden  und  gefillsftmtliche  Amtabaiidlung. 

Jeder  Reisende,  der  auf  der  Bahn  befördert  werden  will,  hat  die 
rücksichtlich    der  Reise-Urkunde^)  erlassenen    gesetzlichen  Vorschriften 
genau  zu  befolgen   und  die  einer  ^'efällsämtlichen  Behandlung  unter-  * 
iiegenden  Sachen  derselben  gehörig  zu  unterziehen. 

Diese  Vorschrift  ist  ausdrucklich  in  den  öffentlich  kundzumachenden 
Aufnahmabedingungen  2a  bemerken. 

§  96. 

c)  Auf>  und  Abstetgen. 

Jeder  Reisende  hat  sieb  des  Auf-  und  Absteigens,  während  der 
Zug  im  Gange  ist,  des  unnöthigen  Oeffhens  der  Tbüre  und  Betretung 
der  Plattform  zu  enthalten. 

§  96. 

d)  Betreten  der  Bahn. 

Personen,  die  nicht  zum  Dienst-  oder  Arbcitspersonalc  der  Bahn 
selbst  gehören  oder  die  mit  einer  besonderen  Krlaubniss  hierzu  nicht 
versehen  sind,  dOrfen  die  Bahn,  die  dazu  gehörigen  Räume,  Böschungen, 
Bermen,  Gruben  etc.  nicht  betreten,  ausgenommen  an  üch  für  die  Zu- 
unu  Abgänge  und  für  das  Auf-  und  Absteigen  festgesetzten  Plätzen  der 
Bahnhöfe,  an  den  zum  Uebergange  Ober  die  Bahn  festgMetiten  Punkten, 
endlich  in  den  zur  Versendung  gewidmeten  Localitftten, 

Das  eigenmftchtige  Eröffnen  der  Bahnschranken,  sowie  das  Durch- 
schlfipfen  oder  Uebersteigen  derselben  ist  untersagt;  der  Uebergang  Ober 
die  Bahn  ist  blos  gestattet,  jedoch  ohne  auf  derselben  zu  verweilen, 
wenn  die  Absperrschranken  offen  angetroffen  werden,  oder  nachdem 
deren  Eröffnung  durch  das  Bahnaufsichtspersonale   stattgefunden  hat. 

Die  mit  Thieren  bespannten  Fuhrwerke,  dann  Reitpferde  und  Treib- 
vieh dürfen  beim  Zuwarten  auf  die  Eröffnung  der  Schranken  der  Bahn 
nicht  zu  nahe  kommen;  den  diesfalligen  Warnungen  des  Aufsichts- 
personales ist  genau  Folge  zu  leisten. 

1)  Die  Verpflichtung  der  Bahnverwaltungen,  die  Vorschriften  Ober 
die  Reiaeurkunden  bekannt  zu  macheni  ist  in  Folge  der  geänderten 
Passvorschriften  entfallen. 
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§  97. 

In  der  unmittelbaren  Nihe  der  Bahn  dOrfen  Thiere  blo«  unter 
aorgftltiger  Aufoicfat  weiden,  und  es  ist  dafOr  Sorge  xu  tragen,  dass  sie 
die  Bahn  und  das  ZugehAr  nicht  betreten,  oder  die  EinfKedungea  Ober* 
schreiten  und  nicht  bei  der  Vorüberfahrt  der  Züge  scheu  werden. 

§  98. 

e)  Besch äJigung  und  Veränderung  an  der  Bahn. 

Jede  Beschädigung,  jede  Verrückung  oder  Veränderung  an  der  Bahn 
und  Ihrem  Zugehöre,  folglich  nicht  blos  an  dem  Geleise,  sondern  auch 
an  den  Dämmen,  Bermen,  Graben  und  an  den  Bauobjecten,  Einfriedunt^cn, 
Verscbliessschranlcen,  Warnungstafetn,  Gefftllssflulen,  Meilenzeigern,  Signal* 
Vorrichtungen  etc.  ist  verboten,  ebenso  ist  es  strengstens  verboten,  Gegea- 
stSnde  was  immer  für  einer  Art  auf  die  Bahnschienen  oder  neben  die- 
selben im  Bereiche  der  Bahn  oder  des  Zugehöres  zu  legen,  oder  Signale 
nachzuahmen. 

Den  Reisenden  ist  endlich  jede  Beschädigung^  der  Fahrbetriebsmittel 
untersagt. 

§  99. 

fj  Anrainer  der  Bahn  und  Benehmen  in  der  Nahe  derselben« 

In  der  Umgehung  der  Bahn  dürfen  von  den  Anrainern  Anstalten 
nicht  getroffen  oder  Herstellungen  nicht  ausgeführt  werden,  welche  den 
Bestand  der  Bahn  oder  ihres  Zugehöres  oder  die  regelmässige  und 
sichere  Benützung  derselben  gefährden,  oder  welche  eine  Feuersgefahr 
herbeifOhren  könnten.  In  Terrainveränderungen,  wodurch  die  Stelle,  wo 
die  Veränderung  vorgenommen  werden  soll,  dem  Bahneigenthume  näher- 
gerückt  würde,  dann  zu  Baufübrungen,  welche  in  dem  als  feuergefahrlich 
erklärten  Bereiche  vorgenommen  werden  wollen,  muss  immer  vorlflufig 
die  Bewilligung  der  zur  Oberaufeicht  über  den  Betrieb  berufenen,  sowie 
von  der  betreffenden  politischen  Behörde  eingeholt  werden. 

Die  freie  Lagerung  von  leicht  feuerfangenden  Stoffen  im  Bereiche 
der  Peuersgefahr  der  Bahn  ist  zu  vermeiden,  für  den  gehörigen  Ver* 
schluss  der  an  und  für  nch  zwar  feuersicheren,  aber  zur  Aufbewahrung 
feuergeffthrlicher  Gegenstände  gewidmeten  Räume  stets  zu  sorgen. 

Die  zur  Einfuhr  bereitliegenden  FeldfrQchte  sind  in  thunlichste 
Entfernung  von  der  R;ihn  zu  bringen,  endlich  ist  bei  Waldanlagen  und 
überhaupt  bei  Baumptlanzungen  auf  die  Beseitigung  der  Möglichkeit,  dass 
durch  Windbrüche  die  Bahn  verlegt  würde,  Rücksicht  zu  nehmen. 

$  100. 

Das  Abtreiben  der  Waldungen,  Gebflsdie  oder  Strftuche,  das  Fallen 
oder  Herablassen  einzelner  B&ume,  das  Austreiben  des  Viehes  auf  die 
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Weide,  die  Gewinnung  von  Schotter,  das  Graben  von  Lehm,  und  ftber- 
haupt  jede  Handlung,  durch  welche  das  Erdreich  aufgelockert  wird, 
Gegenstände  auf  die  Bahn  fallen,  Erdrutschungen  oder  Steinab!ösungen 
hervorgebracht  werden  können,  ist  auf  denjenigen  Strecken  und  Punkten 
der  Grundstücke,  welche  von  der  dazu  berufenen  Behörde  ausdrücklich 
aus  diesem  Anlasse  bezeichnet  worden  sind,  untersagt. 

§  101. 

g)  Ueberwachung  dieser  Vorschriften. 

Die  Gemeindevorstftnde,  die  Sicherheitsorgane  und  Oberhaupt  die 
politischen  Behörden  sind  verpflichtet,  über  die  genaue  Befolgung  der 
vorstehenden  Vorschriften  (des  Abschnittes  II  dieses  Gesetzes)  zu  wachen, 
dem  mit  der  Aufsicht  betrauten  Bahnpersonate  in  dieser  Beziehung  die 
wirksamste  Assistenz  zu  leisten,  die  üebertreter  nach  Umständen  in 
Gewahrsam  zu  nehmen  und  der  competenten  Gerichtsbehörde  zur  Be- 
straf ung  zu  übergeben. 

§  102. 

Die  Angestellten  der  Bahn  sind  berechtigt,  L'e^^rrtreter  Jer  be- 
merkten Vorschriften,  welche  den  an  sie  ergangenen  fc^rmnhnungcn  nicht 
Folge  leisten,  oder  eine  die  Sicherheit  Jos  Betriebes  störende  oder  sie 
getahrdende  Handlung  bert:its  verübt  haben,  in  rollen,  wo  die  Hilfe  der 
Polizei  (poliiisciicu)  oder  richterlicheu  Behörde  nicht  sogleich  bei  der 
Hand  ist,  anzuhalten,  und  der  nächsten  politischen,  Staatsanwaltschafts- 
oder richterlichen  Behörde  zur  weiteren  Behandlung  zu  fibergeben.  i) 

Behufs  der  Ausübung  dieses  den  Bahnbeamten  und  Dienern  über* 
tragenen  polizeilichen  Wirkungskreises,  sowie  zum  Behufe  der  gewissen^ 

*)  In  Betreff  des  V'^erfahrens  gegen  renitente  Milirarper- 
sonen  bestimmt  die  Handelsministerial-X'crnrdnung  vom  5.  Mai  1852, 
Z.  6668-E.,  H.  M.  Vdg.  Bl.  Nr.  39:  Im  Einverstandnisse  mit  dem  k.  k. 
Kriegsministerium  findet  das  Handelsministerium  die  §§  101  und  102  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1S')1  dahin  zu  erläutern, 
viass,  wenn  nach  den  Anordnungen  dieser  Eisenbaiinbeiriebst)rdnung  es 
nothwcndig  werden  sollte,  eine  derselben  zuwiderhandelnde  Militärperson 
anzuhalten,  oder  in  Gewahrsam  zu  bringen,  Individuen  vom  Feldwebel 
oder  Wachtmeister  abwArts  dem  nächsten  Militftrcommando  zu  übergeben 
sind,  ausser  diesem  Falle  aber,  oder  wenn  andere  Idilitärpersonen  einer 
Uebertretung  dieses  Gesetzes  sich  schuldig  machen,  entweder  ihrer 
Militärbehörde  oder  dem  Landesmiiitfircommando  zur  weiteren  gesetz* 
liehen  Verfügung  die  Anzeige  zu  machen  ist.  Wonach  sich  sammtUche 
Eisenbahnbetriebsdirectionen,  Beamten  und  Diener  in  vorkommenden 
Fällen  zu  benehmen  haben. 

Hmb*t9t,  Om  Satorr.  Eiieobthnreoht.  Q 
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hafteren  ErfOllung  ihrer  Verbindlichkeiten  Oberhaupt  werden  diejenigea 
Bahnbeamten  und  Diener,  welchen  nach  den  Localverhältnissen  die  Auf- 
sicht über  die  Bahn,  die  hierzu  gehörigen  Anstalten  und  das  die  Bahn 
benützende  Publicum  zusteht,  auch  auf  Privatbahnen  von  der  Staatsver- 
waltung in  Eid  genommen  werden. 

Die  auf  solche  Weise  beeideten  Bahnbeamten  und  Diener  geniessen 
rücksichtUch  ihrer  Dienstesverrichtungen  gegenüber  dem  Publicum  auch 
auf  Privatbabnen  den  gesetzlichen  Schutz  gleich  andereii  öffentlichen 
Verwaliungsbeamten. 

§  108. 

Jede  Handlung  oder  Unterlassung  gegen  die  Vorschrifit  dieses 
Gesetzes  wird  nach  Massgabe  desselben<  und  nach  den  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Strafgesetzes  geahndet. 


Beilage  IL 

Gesetz  vom  5.  März  1869,  £.  6.  BL  Nr.  27, 

betreffend  die  Haftung  der  ElsenbehnuntornelMnungen  für  die  dvroh 
Ereignungen  auf  Efsenbahaen  herbelgefilhrlen  körperliehen  Verletzungen 

oder  TVdtungen  von  Mensohen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§  1. 

Wenn  durch  eine  Kreignung  im  Verkehre  einer  mit  Anwendung 
von  Dampfkrafr  betriebenen  Eisenbahn  die  körperliche  Verletzung  oder 
die  Tödtung  eines  Menschen  herbeigeführt  wird,  so  wird  stets  vermuthet, 
dass  die  Ereignung  durch  ein  Verschulden  der  Unternehmung  oder  der- 
jenigen Personen  eingetreten  sei,  deren  sie  sich  zur  Ausübung  des  Be- 
triebes bedient.  Das  Verschulden  dieser  Personen  hat  die  Unternehmung 
ebenso,  wie  ihr  eigenes  Verschulden  durch  Leistung  des  Ersatzes  nach 
Massgabe  der  §§  18S6  bis  1827  des  a.  b.  G.  B.  zu  vertreten. 

§  2. 

Von  dieser  Ersatzleistung  wird  die  Unternehmung  nur  dann  und 
nur  in  dem  Masse  befreit,  als  sie  beweist,  dass  die  Ereignung  durch 
einen  unabwendbaren  Zufall  (höhere  Gewalt  —  vis  major)  oder 
durch  eine  unabwendbare  Handlung  einer  dritten  Person,  deren  Ver- 
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schulden  8ie  nicht  zu  vertreten  ha^  oder  durch  Verschulden  des  Be- 
schädigten verursacht  wurde. 

Eine  von  der  Unternehmung  im  Vorhinein  angekündigte  oder  mit 
ihr  vereinbarte  Ablehnung  oder  Einschränkung  dieser  Ersatzpflicht  ist 
ohne  rechtliche  Wirkung. 

§  3. 

Klagen  auf  Ersatzleistung,  welche  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes 
wegen  Ereipnungen,  die  der  Wirksamkeit  desselben  nachgefolgt  sind, 
erhoben  weraen,  gehören  nach  Wahl  des  Klägers  vor  das  Haiidclst^ei  icht, 
in  dessen  Sprengel  die  geklagte  Unternehmung  ihren  Sitz  bat  oder  die 
Ereignung  eingetreten  ist. 

Ueber  dieselben  ist  summarisch  zu  verfahren  und  es  können  mehrere 
KUger  ErsatzansprOche,  welche  in  derselben  Erdgnung  ihren  Grund 
haben,  in  derselben  Klageschrift  geltend  machen. 

« 

§  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  setner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  ist  der  Justizminister  beauftragt* 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Herbst  m.  p. 


Beilage  III. 

Eisenbaha-Concessionsgesetz« 

(Verordnung  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  ötTentliche  Bauten 

vom  14.  September  1854,  R.  Q.  Bl.  Nr.  238'),  betrefTend  die  Ertheilung 

von  Concessionen  für  Privat-Eisenbahnbauten.) 

* 

§  1. 

Zur  Anlage  einer  Eisenbahn,  welche  ein  Unternehmer  lediglich  au 
seinem  eigenen  Gebrauche  auf  dgenem  Grund  und  Boden,  oder  unter 
Zustimmung  des  GrundeigenthQmers,  welche  vorlaufig  nachzuweisen  ist, 

^)  In  Gemässheit  der  von  Sr.  k.  k.  Apostolischen  Majestät  mit 
Allerhöchster  EntSchliessung  vom  8.  September  1854  erhaltenen  Er- 
mächtigung erlassen. 


Digitized  by  Google 


36 


CoacessioQftgesetz. 


auf  fremdem  Grunde  erbauen  will,  ist  btos  der  iD  de»  allgemeinen  Ge* 
setzen  vorgeschriebene  Baueonsens  erforderlich.  Derselbe  kann  nur  er- 
tbeilt  werden,  nachdem  Eisenbahn  bau*  Verständige  mit  ihrem  Gutachteo 
gehört  wurden. 

Zur  Anlage  einer  Eisenbahn  dagegen,  welche  bestimmt  ist,  als 

öffentliches  Transportmittel  für  Personen  und  Waaren  ZU  dienen,  oder 
wodurch  eine  Landstrasse  in  eine  Eisenbahn  umgewandelt  werden  soll^ 
ist  die  besondere  Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  erforderlich» 

und  zwar: 

a)  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  ; 

b)  die  Concesston  zur  Anlage  der  Bahn  und  der  dazu  gehörigen 
Gebäude  selbst. 

§  2. 

Die  Bewilligung  /u  den  Vorarbeiten  steht  dem  Ministerium  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffcniliciie  Bauten  im  Einvernenmen  mit  dem 
Ministerium  des  Innern  und  dem  Armee-Obercommando  zu. 

Die  Concession  der  Bahnanlage  wird  von  Sr.  k.  k.  Apostolischen 
Majestät  ertbeilt. 

§  8. 

Die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  (§  1,  a)  kann  sowohl  einzelnen 
Personen  und  vorschriftmässtg  gebildeten  Vereinen,  als  auch  solchen 

Personen  ertheilt  werden,  welche  sich  erst  zu  einem  Vereine  verbinden 
wollen.  Dieselbe  wird  aber  nur  dann  ertheilt,  wenn  weder  in  Bezug  auf 
die  Person  des  Concessionswerbers,  noch  in  Bezug  auf  die  privatrecht- 
lichen und  öffentlichen  Rücksichten  Jagegen  ein  Anstand  obwaltet. 

Wird  diese  Bewilligung  von  einem  erst  zu  gründenden  Vereine 
angesucht,  so  kann  sie  nur  unter  dem  Vorbehahe  ertheilt  werden,  dass 
die  Bittsteller  alle  jene  Bedingungen  erföllen,  welche  im  Vereinsgesetze 
vom  2G.  November  1802^)  zur  Erlangung  der  vorläuligen  Bewilligung 
zur  Gründung  des  Vereines,  §§  7  bis  17,  vorgeschrieben  sind. 

Personen  und  Vereine,  welche  eine  solche  Concesston  erhalten 
wollen,  haben  darum  beim  Ministerium  fckr  Handel,  Gewerbe  und  öffent- 
liche Bauten  anzusuchen  und  dem  Gesuche  den  Plan  des  Unternehmens, 
insbesondere  (iie  Richtung  der  beabsichtigten  Bahn,  wenigstens  in  all« 
gemeinen  Umrissen,  darzustellen  und  die  Zeit  anzugeben,  innerhalb 
welcher  die  Vorarbeiten  begonnen  und  vollendet  werden  sollen. 

§  4. 

Durch  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  einer  Eisenbahn  erhalt 
der   Concessionswerber   blos    das    Recht,  auf  seine  Kosten   die  Vor- 


0  Reichsgesetzblatt  vom  Jahre  1862,  LXXIV«  StQek,  Nr.  268. 
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erhebungen  für  die  künftige  Ausführung  der  projectirten  Eisenbahn,  mit 
Beobachtung  der  bestehenden  Gesetze,  unter  Aufsicht  der  Behörden  zu 
pfiegen  und  die  nöthigen  Vermessungs-  und  Nivelhrungsarbeiten  vorzu- 
nehmen. 

Durch  diese  Bewilligung  erhält  der  Concessionswerber  dagegen 
weder  ein  Vorrecht  auf  die  Concession  der  fraglichen  Eisenbahn,  nodi 
«in  sonstiges  ausschliessliches  Befugniss. 

Es  luinn  daher  die  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  racksichtlich 
einer  und  derselben  Eisenbahnlinie  mehreren  verschiedenen  Personen 
«rtheilt  werden.  Diese  Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  hat  blos  fOr  den 
in  derselben  ausdrOckUch  bestimmten  Zet träum  Giltigkeit;  nach  Be- 
endigung  dieses  Zeitraumes  ist  diese  Bewilligung  als  erloschen  anzu- 
sehen, sie  kann  jedoch  unter  den  oben  angeführten  Bedingungen  wieder- 
holt angesucht  und  ertbeilt  werden. 


Behufs  der  Erwirkung  der  Concession  zum  Baue  einer  Eisenbahn 
ist  ein  diesfälliges  Gesuch  beim  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Bauten  einzureichen,  in  welchem  dargethan  wird: 

1.  dass  den  Bittwerbern  die  Concession  zur  Vornahme  der  Vor- 
arbeiten zu  Theil  geworden  ist; 

2.  dass  die  projectirte  Bahn  dem  öffentlichen  Interesse  zum  Vor- 
Cheile  gereiche; 

3.  auf  welche  Art  die  zu  dem  Unternehmen  erforderlichen  Geld- 
mittel herbeigeschafft  werden  sollen; 

4.  dem  Gesuche  muss  ein  Plan  des  ganzen  Unternehmens^  das  ge- 
hörig ausgearbeitete  Project  und  der  Kostenvoransclilag  beigeschlossen  sein; 

6.  dem  Handelsministerium  bleibt  es  vorbehalten,  nach  Umständen 
von  dem  Concessionswerbern  den  Erlag  einer  Caution,  oder  bei  Ver- 
einen mindestens  die  Nachweisung  zu  fordern,  dass  bereits  ein  hinläng- 
licher Fonds  von  den  Theilnehmern  für  das  Unternehmen  gesichert  sei. 


Bevor  das  Ansuchen  um  die  Concession  zum  Baue  einer  Eisenbahn 
der  Allerhöc)i8ten  Schlussfassung  unterzogen  werden  kann,  ist  sorgfilltig 
zu  prOfen,  ob  das  Bauwerk  selbst  und  dessen  Einzelheiten  nichts  ent- 
halte, was  mit  den  bestehenden  Gesetzen,  mit  den  öffentlichen  Rück- 
sichten und  mit  bereits  früher  erworbenen  Privatrechten  nicht  im 
Einklänge  wäre.  Insbesondere  ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  Anlage  der 
Bahn  in  einer  Weise  geschehe,  damit  jede  Beschädigung  der  angren- 
zenden Grundstücke,  Gebäude  u.  s.  w.  vermieden  werde.  Zu  diesem  Be- 
hufe  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  über  Auftrag  des  Handeisministeriums 


§  5. 


§  6. 
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von  der  Statthalterei  des  Kronlandes,  wetcbes  die  projectirte  Eisenbaba 

durchzieht,  unter   ihrer  Leitung  eine  Commission  von  Sachverständigen 

zu  berufen,  welche  mit  Zuziehunir  vc~  Abgeordneten  der  competenten 
Militär-  und  Civilbehörden,  dann  der  Beiheilisten.  soweit  es  erforderlich 
isr,  auch  an  Ort  und  Stelle,  aen  Befund  aufzunehmen  und  sodann  über 
das  Project  ein  wohler a oberes  Gutachten  zu  erstatten  hat.  worüber  mit 
dem  Ministerium  des  Innern  und  ücm  Armee-Obercomnidnao  das  Ein- 
vernehmen 2u  pflegen  ist. 

I  1. 

Die  Coocessioa  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  zur  ölbntUchen  Be* 
nQtzuDg  wird  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt.  Diese  kann  die  Dauer 
von  neunzig  Jahren  nicht  überschreiten,  wohl  aber  nach  Massgabe  der 
obwaltenden  Verhältnisse  auf  eine  geringere  Anzahl  Jahre  sich  erstrecken. 

Der  Termin  für  Dauer  ei-cr  so'chd-n  Conce^^ion  beginnt  mit 
dem  Tage,  an  welchem  aie  Bahn  ganz  oder  zum  Tbeile  der  Benützung 
des  Pubücums  übergeben  wird. 

Nach  Abiauf  der  Dauer  des  Pnviiegiunis  geht  uas  Kigenthum  an 
der  Eisenbahn  selbst,  an  dem  Grunde  und  Boden  und  den  Bauwerken» 
welche  dazu  gehören,  sogleich  durch  das  Gesetz  ohne  Entgelt  und  un- 
mittelbar an  den  Staat  über.  Den  Unternehmern  verbleibt  jedoch  das 
Eigenthum  an  allen  aosschliesslidi  zu  dem  Transportgeschafte  bestimmten 
Gegcnstinden,  Fahrnisseo,  Vorrichtungen  und  Realit&ten. 

Die  Unternehmung  hat  die  Bahn  sammt  ZugehOr  ta  brauchbarem 
Stande  zu  übergeben.  Den  Behörden  wird  es  zur  besonderen  Pflicht  ge- 
macht, darüber  zu  wachen,  dass  in  den  letzten  fünf  Jahren  vor  Ablauf 
der  Privüegtumszert  die  erforderlichen  Herstellungen  sogleich  rorge- 
rommen  werden,  wozu  viie  Unternehmung  nOtbigenfalls  durch  geeignete 
Zwangsmittel  anzuhalten  ist. 

§  9. 

Mit  der  erhaltenen  Concession  zur  Anlage  einer  Eisenbahn  sind 
der  Regel  nach  (wenn  die  Concessionsurkunde  nicht  besondere  Be« 
schrftokungen  oder  Vorbehalte  In  sich  lasst)  folgende  Zugest&ndnisse 
verbunden: 

a)  Die  Eisenbahnunternehmung  erlangt  das  Recht,  eine  Eisenbahn 
nach  der  in  dem  genehmigten  Projecte  vorgezeichneten  Richtung 
zu  erbauen. 

Insofern  behufs  des  Baues  und  bis  zur  Vollendung  desselben 
beabsichtigt  wird,  Seitenbahnen  zur  HerbeischatTung  der  Bau- 
materialien zu  errichten,  ist  hierzu  der  Baueonsens  einzuholen,  und 
falls  die  Bahn  auf  fremdem  Gründe  errichtet  werden  SOU,  die  Zu» 
Stimmung  des  Grundeigenthümera  beizubringen. 
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bj  Die  Eisenbahnunternehmung  erhalt  durch  die  erlangte  Concession 
insofern  ein  ausschliessliches  Recht  zu  dem  bezüglichen  Eisenbahn- 
baue,  als  es  wahrend  der  Concessionsdauer  Niemandem  gestattet 
ist,  eine  andere  Eisenbahn  für  die  Benützung  des  Publicams  zu 
errichten,  welche  dieselben  Endpunkte  ohne  Berührung  neuer 
strategisch-politisch  oder  comroerciell  wichtiger  Zwischenpunkte 
in  Verbindung  bringen  wOrde. 

Dagegen  bleibt  es  der  Staatsrerwaltung  vorbehalten,  auch 
während  der  Concessionsdauer  die  Bewilligung  zur  Anlage  von 
Zweigbahnen,  oder  zu  einer  Eisenbahn  in  fortgesetzter 
Richtung  der  concesstonirten  Bahn  anderen  Privatunternehmungen 
zu  ertheilen,  oder  derlei  Eisenbahnen  auf  Staatskosten  zu  erbauen. 

cj  Einer  gemeinnützigen  Eisenbahnuntcrnchmung  wird  das  Recht  der 
Expropriation  in  Ciemassheit  des  §  365  des  allgemeinen  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  jedoch  lediglich  in  Ansehung  jener  Räume 
verliehen,  welche  zur  Ausfuhrung  der  Unternehmung  unumgäng- 
lich nothwendig  erkannt  werden. 

Das  Erkenntniss  Ober  das  Mass  dieser  Nothwendigkeit  steht 
der  Statthalterei  dea  bezüglichen  Kronlandes  und  im  weiteren 
Instanzenzuge  dem  Ministerium  des  Innern  zu.  Vor  der  AusObung 
dieses  Expropriattonsrechtes  hst  jedoch  die  Eisenbahniinternehmung 
aber  die  Erwerbung  des  Grundes  und  die  hiefOr  zu  leistende  Ent- 
Schädigung  ein  gütliches  Uebereinkommen  zu  versuchen  und 
erst  nach  dem  Missllngen  eines  solchen  Versuches  um  die  Fällung 
eines  förmlichen  Expropriations-Erkenntnisses  bei  der  bezüglichen 
Statthalterei  anzusuchen.  Nachdem  dieses  Expropriations-Erkenntniss 
in  Rechtskraft  erwachsen  ist,  hat  die  Eisenbahnunternehmung  die 
gerichtliche  Schätzung  des  zu  expropriirenden  Grundes  bei 
der  Real-Instanz  zu  erwirken  und  den  durch  diese  Schätzung  fest- 
gesetzten Betrag  an  den  Grundeigenthümer  zu  bezahlen,  oder, 
wenn  die  Zahlung  wegen  Verweigerung  der  Annahme,  oder  aus 
anderen  rechtlichen  Gründen  nicht  geschehen  kann,  zur  ReaMnstanz 
zu  erlegen,  wonach  die  Unternehmung  das  Eigenthum  des  expro- 
priirten  Grundes  erwirbt  und  an  dem  Baue  in  dieser  Rücksicht 
nicht  mehr  gehindert  werden  darf.  Sind  jedoch  bei  der  Schätzung 
nicht  alle  Vorschriften  über  den  gerichtlichen  Kunstbefund  beob- 
achtet  worden,  so  bleibt  dem  Eigenthümer,  der  auf  eine  höhere 
Entschädigung  Anspruch  zu  haben  glaubt,  in  dieser  Beziehung 
der  Rechtsweg  vorbehalten, 


1)  Abgeändert  durch  das  Enteignungsgesetz  vom  18.  Februar  1878, 
R.  G.  Bl.  Nr.  80  (vergl.  Beilage  V,  pag.  46  u.  ff.). 
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Auf  Ähnliche  Weise  ist  über  das  BedOrfaiss  der  zeitlichen 
BeoCitzung  fremden  Eigenthumes»  welches  die  Unternehmung  behufs 
des  bewilligten  Eisenbahnbaues  unumgänglich  nothweodig  hat,  mit 
der  FAllung  des  Erkenntnisses  vorzugehen. 

ä)  Die  Unternehmung  erlangt  durch  die  jConcession  ferner  das  Recht, 
auf  der  erbauten  Eisenbahn  Personen  und  Sachen  nach  dem  fest- 
gesetzten Tarife  zu  befördern,  insofern  der  diesfällige  Transport 
durch  das  Postregaie  nicht  der  Postanstait  ausschliesslich  vorbe- 
halten erscheint. 

§  10. 

Die  concessionirten  Eisenbflhnunternehmungen  haben  dagegen 
ausser  den  schon  in  den  allgemeinen  Gesetzen  enthaltenen  Verpflich> 
tungen  folgende  Verbindlichkeiten  gegenober  der  Staatsverwaltung  zu 
erfüllen; 

aj  Die  Eisenbahnunternehmungen  haben  vor  der  Ausfohrung  der 
concessionirten  Bahn  die  Detailpläne  der  Bahn,  aus  denen  die 
Steigungen  und  Krümmungen  derselben  entnommen  werden  können, 
die  Spur-  und  Geleisweite  derselben,  in  welcher  Beziehung  auf  ein 
gleiches  Mass  hinzuwirken  ist,  das  zulässige  Mass  der  Bahnbreite 
zur  Genehmigung  vorzulegen  und  beim  Baue  der  Bahn  selbst  und 
der  einzelnen  Objecte  die  allgemeinen  Bau-  sowie  die  ihnen  etwa 
ertheilten  besonderen  Vorschriften  genau  zu  erfüllen. 

Dahin  gehören  insbesondere  die  Vorsichtsmassregeln  gegen 
Feuergefahr  oder  sonstige  Beschädigungen  etc. 

bj  Die  Eisenbahnunternehmungen  sind  verpflichtet,  allen  Schaden  an 
öiVenilichem  oder  Privaigute  zu  vergüten,  welcher  durch  den  frag- 
lichen Eisenbahnbau  veranlasst  worden  ist. 

Die  Eisenbabnunternehmungen  haben  ferner  solche  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  daas  die  angrenzenden  Grundstöcke,  Ge- 
bflude  etc.  durch  die  Bahn  weder  während  des  Baues  derselben, 
noch  in  der  Folge  Schaden  leiden,  und  sind  verpflichtet,  fOr  derlei 
Beschädigungen  zu  haften. 

e)  Wenn  durch  den  Bau  der  Eisenbahn  Öffentliche  Wege,  Brocken, 
Stege  oder  sonstige  Communicationsmittel  gaiyz  oder  zum  Theile 
gestört  oder  unfahrbar  gemacht  werden,  ist  die  Eisenbahnunter- 
nehmung verpflichtet,  nach  jedesmaliger  Anordnung  der  Behörden 
die  gestörte  Communication  anderweitig  vollkommen  wieder  her- 
zustellen. 

Die  anstatt  der  zerstörten  oder  unfahrbar  gewordenen  neu 
hergestellten  Wege,  Brücken  etc.  haben  Diejenigen  im  brauchbaren 
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Stande  zu  erhalten,  welchen  die  Erhaltung  der  froheren  Wege, 
Brücken  etc.  oblag. 

Dieselben  können  jedoch  von  der  Eisenbahnunternehmung 
den  Ersatz  eines  verhältnissmftssigen  Theiles  der  Kosten  insofern 
ansprechen,  als  die  Erhaliungskosien  dieser  Wege,  Brücken  etc. 
durch  den  Bau  der  Eisenbahn  vergrössert  worden  sind. 

Insofern  zur  Hersteilung  der  durch  die  Eisenbahn  gestörten 
Communicarion  besondere  früher  nicht  vorhanden  gewesene 
Bauten,  z.  B.  an  Brücken,  Dflmmen  etc.  nothwendig  sind,  fallt 
der  Eisenbabnunternehmung  nicht  blos  die  erste  Herstellung, 
sondern  auch  die  künftige  Erhaltung  zur  Last. 

ä)  Wenn  die  Eisenbahn  über  einen  öffentlichen  Weg,  dne  Brücke 
oder  über  einen  Damm  geführt  wird,  so  bat  die  Eisenbabnunter- 
nehmung fbr  eine  der  Sicherheit  angemessene  Einfriedung  (Ab» 
Sperrung)  nach  der  jedesmaligen  Anordnung  der  Behörden  Sorge 
zu  tragen  und  sich  wegen  Benützung  des  Weges,  der  Brücke  oder 
des  Dammes  gehörig  abzufinden;  für  eine  Ahnliche  Einfriedung 
(Absperrung)  ist  auch  in  jedem  Falle  zu  sorgen,  wo  ein  öffentlicher 
Weg  über  die  Eisenbahn  geht,  oder  in  dieselbe  einastet,  oder  wo 
sonst,  wie  z.  B.  an  den  Stationsplätzen,  aus  öiTentlicher  Rücksicht 
nach  der  Weisung  der  competenten  Behörden  eine  Absperrung  der 
Bahn  sich  als  nothwendig  zeigt. 

ej  Die  festgesetzten,  von  drei  zu  drei  Jahren  einer  Revision  zu  unter- 
ziehenden Tarife  für  den  Personen-  und  Sachentransport  und  für 
die  Nebengebühren  sind  dem  k.  k.  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe 
und  öffentliche  Bauten  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Bei  der  Festsetzung  des  Tarifes  wird  auf  sAmmtliche  ob* 
waltende  Verbftltnisse,  auf  die  Rentabilität  der  Bahn,  auf  die  Tarife 
der  Nachbarbahnen  etc.  angemessene  Rücksicht  genommen. 

Der  Preistarif  ist  öffentlich  kundzumachen,  und  es  bleibt  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten,  dann,  wenn  die  reinen  Erträgnisse 
der  Bahn  15  Procent  der  Einlagen  Oberschreiten,  auf  eine  billige 
Herabsetzung  der  Preise  einzuwirken. 

/)  Die  Eisenbahnunternehmung  ist  verpflichtet,  her  dem  Betriebe  der 
Eisenbahn  sich  vollkommen  den  bestehenden  Vorschriften  über 

den  Eisenbahnbetrieb  zu  fügen. 

Die  Eisenbahnunternehmung  ist  daher  insbesondere  auch 
zur  unentgeltlichen  Beförderung  der  Postsendungen  und  der  Post- 
bediensteten nach  Vorschrift  des  §  68  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung verpflichtet. 
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Wenn  di«  Militärverwaltung  zur  Beförderung  von  Truppen 
oder  MiUtAreffecten  von  den  Eisenbahnen  Gebrauch  zu  machen 
wünscht,  sind  die  Unternehmer  verpflichtet,  derselben  hierzu  alle 
zum  Transporte  dienlichen  Mittel  gegen  Vergütung  nach  denselben 
Tarifsätzen  zur  Verfügung  zu  stellen,  welche  für  diese  Beförderung 
in  dem  jeweiligen  Tarife  der  Staatseisenbahnen  festgesetzt  sind. 

g)  Die  Eisenbahnunternehmung  hat  sich  mit  den  angrenzenden 
Eisenbahnen  (dieselben  mögen  zur  Zeit  der  Concessionirung  bereits 

errichtet  sein,  oder  erst  in  Jcr  Folge  erbaut  wer  ien  i  in  Betreff  der 
Fahrordnung,  der  wechselseitigen  Benfstzung  der  Pjahn  unj  der 
Betriebsmitlei  und  überhaupt  bezüijlicli  der  Ordnung  der  wechsel- 
seitigen Verkehrsverhältnisse  einzuvcrstehen. 

Sollte  ein  gütliches  Uebercinkommen  nicht  zu  Stande  kommen, 
oder  die  getrotfene  Verabredung  den  ötTcntlichen  Intere.'^sen  nicht 
entspreche]),  so  hat  das  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  unJ 
öffentliche  Bauten  die  erforderlichen  Verfügungen  von  amtswegen 
zu  treffen,  welchen  Anordnungen  sich  sodann  die  Eisenbahn- 
Unternehmungen  zu  fügen  haben. 

hj  Die  Fisehbahnunternehmungen  haben  die  Errichtung  einer  Staats* 
Telcgraphenleitung  Ungs  der  Eisenbahn  auf  ihrem  Grunde  und 
Boden,  oder  die  Benützung  ihrer  atlfalligen  eigenen  Telegraphen« 
Einrichtungen  unentgeltlich  zu  gestatten. 

i)  Die  Eisenbahn-Unternehmungen  sind  ohne  besondere  Bewilligung 
der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  Anleihen  mit  Hinausgabe 
von  Obligationen  oder  in  Form  von  Actien*Emissionen  oder  Auf- 
zahlungen auf  die  früheren  Actien  zu  scbliessen. 

Die  vorstehenden  Verpflichtungen  der  Eisenbahnuniernehmungen 
sind  insoferne  massgebend,  als  in  der  diesfftlligen  Concesslonsurlcunde 
nicht  eine  besondere  Ausnahme  festgesetzt  ist.  Es  bleibt  nSmUch  dem 
Ermessen  der  Staatsverwaltung  überlassen,  einer  Eisenbahnunternehmung 

nach   den   obwaltenden   besonderen  Verhältnissen  eine  x>der  die  andere 

Verbindlichkeit  zu  erleichtern,  oder  andererseits  in  ganz  besonderen 
Fallen,  z,  B.  wenn  von  der  Staatsverwaltuni;  eine  Zinsengarantie  für  da'? 
Unternehmen  übernommen  wird  etc.,  bei  Krtheilung  der  Concession  die 
Erfüllung  noch  anderweitiger  Verbindlichkeiten  zur  Bedingung  zu 
machen. 

§  11. 

Die  ertheilte  Eisenbahnconcession  erlischt: 
aj  wenn  der  Zeitraum  beendet  ist,  für  welchen  die  Concession  er- 
theilt  wurde; 
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bj  wenn  der  Termin  nicht  zugehalten  wird,  welcher  für  die  Vollendung 
der  Eisenbahn  oder  einzelner  Bahnstrecken,  sowie  für  die  Kroftnung 
des  Betriebes  in  der  Concessionsurkunde  ausdrücklich  vorgeschrieben 
worden   ist,  vorausgesetzt,   dass  in  dieser  Beziehung  nicht  aus  be- 
sonders rücksitliiswurditien  Gründen,  z.  B.  wegen  Kintreieii  unab- 
wendbarer und  unvorhergesehener  Ereignisse,  eine  beiondere  Nach- 
sicht von  der  Staatsverwaltung  erwirkt  worden  ist. 
Im  Falte  b)  bleibt  zwar  das  erworbene  Eigenthum  an  Grundstflcken, 
Geb&uden  etc.  (vorbehaltlich  einer  gesetzlichen  Expropriation  desselben) 
den  Unternebmerni  der  Staatsverwaltung  ist  es  jedoch  unbenommen, 
einer  anderen  nachfolgenden  Unternehmung   die  Concession  zu  dem 
fraglichen  Eisenbahnbaue  zu  ertbeilen,  oder  denselben  auf  Staatskosten 
zu  voUfOhrea. 

§  12. 

Wenn  die  Eisenbahnunternehmung  ungeachtet  wiederholter  Er- 
mahnung die  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden  nicht  befolgen 
oder  wesentlichen  Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  oder  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  zuwider  handeln  sollte,  so  kann  das  Handels* 
ministerium  die  Sequestration  der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Gefahr 
und  Kosten  der  Betriebsunternehmung  anordnen. 

§  13. 

Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  Vollziehung  dieser  Bestim- 
mungen beziehen,  sind  von  dem  Rechtswege  ausgeschlossen  und  gehören 
vor  die  administrativen  Behörden. 

Baumgartner  m.  p. 


Beilage  IV, 

Gesetz  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Begünstigungen  für  Localbahnen.') 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  an- 
zuordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Concessionirung  neuer  Local- 
babnen  (Secundftrbahnen,  Vidnalbahnen  u«  dgl.)  nicht  nur  in  Bezug 


*)  Die  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  wurde  verlängert  bis  31.  December 
1884  (Gesetz  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180). 
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auf  die  Vorarbeiten,  ien  Bau  und  die  Ausrüstung  alle  thunlichen  Er- 
leichterungen zu  gewähren,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb 
von  den  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  Noveoiber  1861 
(R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1öü2)  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungcn 
vorgeschriebenen  Sicberheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang  zu  nehmen, 
all  dies  mit  Rficksicht  auf  dia  besonderen  Varkehrs-  und  Batnabaverbftit* 
nissei  iosbesoodere  die  festgesetzte  erniAssigta  Fabrgaschwindigkait  nach 
dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  zttiftsaig  erscheint. 

Artikel  IL 

Desgleichen  wird  die  Regierung  ermächtigt,  die  Unternebmungen 
von  Localbahnen  von  der  im  §  68  der  Eisenbahnbetriebsordnung,  besie- 
hungsweise  im  §  10,  lit.  f)  des  Eisenbahn-Concession^esetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854  (R.  G.  Bt.  Nr.  288)  attsgasprocheoan  Verpflichtungen  in 
Betreff  der  Beförderung  der  Post,  sowie  von  den  zufolge  §  89  der  Eisen- 
bah nbetriebsordnung  begrQndeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den 
Ersatz  des  aus  der  polizeilichen  und  gefAlUftmtüchen  Uebcrwachung  er- 
wachsenden Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung 
und  Erhaltung  von  Amcslocalitatan  zu  enthaben. 

Artikel  III. 

Gleichartige  Erleichterungen  (Artikel  I  und  II)  in  Bezug  auf  die 
Ausrüstung,  den  Bau  und  Betrieb  können  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums auch  für  schon  bestehende  Eisenbahnen  zugestanden  werden, 

wenn  auf  denselben  oder  einzelnen  Zweig-  oder  Verbindungslinien  der- 
selben der  Localbahnbetrieb  mit  ermässigter  Fahrgeschwindigkeit  ein- 
geführt wird. 

Artikel  IV. 

Die  Regierung  wird  ermftcbligt,  bei  Pestsetzung  der  Concessions- 
tsrife  fQr  Localbahnen  Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  15.  Juli  1877  (R.  G.  Bl.  Nr.  61)  ->  betreffend  die  Maximalurife  f&r 
die  Personenbeförderung  auf  den  Eisenbahnen  —  zu  gew&hren. 

Artikel  V. 

Die  bei  dem  Betriebe  der  Localbahnen  nicht  zu  Oberschreitende 
Fahrgeschwindigkeit  ist  nach  Beschaffenheit  det  einzelnen  Falles  jeweilig 
durch  die  Regierung  festzusetzen. 

Alle  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  in  Bezug  auf  einzelne 
Localbahnen  eine  ziiYermässige  Beschränkung  der  einzuhaltenden  Fahr- 
geschwindigkeit enthalten,  treten  ausser  Kraft. 
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Artikel  VI. 

Die  BeoQtzung  von  Reicbsstrassen  zur  Anlage  von  Localbahnen 
wird  gestattet,  insoweit  nicht  durch  den  Bahnbetrieb  die  Sicherheit  des 

Strassenverkehres  gefährdet  erscheint. 

Zulässigkeit  und  Bedingungen  der  Strassenbenützung  sind  durch 
die  Strassenverwalrnng  im  Einvernehmen  mit  den  Eisenbahnaufsichti- 
behörden  festzusteliefi. 

Unbeschadet  der  aus  dem  Bestände  des  Mauthgefälles  erwachsenden 
Verbindiichkeiten  ist  für  die  Strassenbenützung  ein  besonderes  Entgelt 
nicht  zu  entrichten. 

Die  Kosten  der  ordnungsmässigen  Erhaltung  des  benützten  Strassen- 
theiles,  sowie  etwaige,  durch  die  fragliche  BenOtzung  veranlasste  Mehr- 
kosten  der  Strassenerhaltung  überhaupt,  desgleichen  die  Kosten  fbr  alle 
zur  Htntanhaltung  einer  Störung  oder  Gefihrdung  des  Strassenverkehres 
erforderlichen  besonderen  Vorkehrungen  treffen  die  Localbahnunter* 
nehmung« 

Andere  öffentliche  Strassen  können  mit  Zustimmung  der  zur  Erhal- 
tung Verpflichteten  zur  Anlage  von  Localbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Artikel  VII. 

Vertrftge,  bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden, 
durch  welche  bedingungsweise  für  den  Fall  des  Zustandekommens 
einer  projectirten  Localbahn  zu  Gunsten  derselben  die  Abtretung  von 
Grund  und  Boden,  die  Einräumung  dinglicher  Rechte,  die  Beistellung 
von  Bau-  oder  ßetriebsmaterialien,  die  Leistung  von  Baarzahlungen  mit 
oder  ohne  Uebernahme  von  Aciien  oder  sonstige  wie  immer  geartete 
Beitragsleistungen  zugesichert,  die  Badingungen  für  die  Benützung 
öffentlicher  Strassen  festgestellt  oder  Garantieverpflichtungen  übernommen 
werden,  gemessen  die  Gebühren-  und  Stempeifreiheit. 

Artikel  VIIL* 

Im  Falte  der  Concessionsertheilung  fOr  Localbahnen  können  seitens 
der  Regierung  die  nachstehenden  Begünstigungen  gewährt  werden: 
aj  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capltalsbeschaffiing  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
Verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröff- 
nung, sowie  für  Jene  bezüglich  der  Gran derwerbung,  des  Baues  und 
der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 
bj  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  t.TSte  Atis- 
gabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Inte- 
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rtrostcheine  und  fOr  die  bOcherlicbe  Eintragung  der  Prioritfttsobli- 
gitionen,  eowie  von  der  bei  der  Gnindelnl6sung  anfltafendeo  CJ^Jcr« 
tregungsgebOhr; 

cj  die  Befreiung  von  den,  fQr  die  Ertbeilung  der  Concession  und  für 
Anfertigung    der  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden  GebOhreo 

und  Taxen,  von  der  Erwerb-   und  Einkommensteuer,  von  der  Ent- 
richtung  der  Coupon-Stempelpebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer, 
welche    etwa  durch   Icünfiige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf 
die  Dauer  von  dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Concessionserth ci lu ns- 
inwiefern  für  einzelne  Localbahnen   etwa  weitergehcnJc  finanziere 
UnterstOtzungen  seitens   der  Staatsverwaltung  durch  Gew&hrung  eines 
Beitrages       Stittsmitteln  oder  auf  sonstige  Wdse  zugestanden  werden, 
wird  in  iedem  einselnen  Falle  ein  besonderes  Gesetz  bestimmen. 

Artikel  IX. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksam- 
keit und  erlischt  mit  Sl.  December  1888. 

Artikel  X. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  werden  der  Handelsmiaister,  der 
Minister  des  Innern  und  der  Finanzminister  betraut 

Schonbrunn,  am  25«  Mai  1880. 

Frans  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Korb  m.  p.  Kriegs  Au  m,  p. 


Beilage  V. 

Gesetz  vom  18.  Februar  1878,  ß.  G.  BL  Nr.  30, 

balreflbiid  die  Enteignung  zum  Zwecke  der  Herstellung  und  des  Betriebes 

von  Eitenbahnen. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Hftuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  aozu- 
ordncn,  wie  folgt: 

S  ^• 

Die  Ausübung  des  Enteignungsrechtes  steht  in  dem  vollen  durch 
§  365  des  allg  emeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  zugelassenen  Umfange 
jedem    EisenbabnuDternehmen   insoweit  zu,   als  die  Gemeinnützigkeit 
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des  Unternehmens  von  -  der  hierzu  berufenen  staatlichen  Verwaltungs- 
behörde anerkannt  ist« 

I.  Qegenttand  und  Umfang  der  Enteignung. 

§  2. 

Das  Enteignungsrecht  kann  zum  Zwecke  einer  dauernden  oder  vor- 

Obergehenden  Enteignung  nur  insoweit  ausgeübt  werden,   als  die  Her- 
stellung und  der  Betrieb  der  Eisenbahn  dies  iiothwendig  machen. 
Dasselbe  umfasst  insbesondere  das  Recht: 

1.  auf  Abtretung  von  Grundstücken; 

2.  auf  Ueberlassung  von  Quellen  und  anderen  Privatgewässern; 

3.  auf  Einräumung  von  Servituten  und  anderen  dinglichen  Rechten 
an  unbeweglichen  Sachen,  .sowie  auf  Abtretung,  Eioichrinkung  oder 
Aufhebung  derartiger  und  solcher  Rechte«  deren  Ausübung  an  einen 
bestimmten  Ort  gebunden  ist; 

4.  auf  Duldung  von  Vorkehrungen,  welche  die  AusQbung  des  Eigen- 
thumsrechtes  oder  eines  anderen  Rechtes  an  einem  Grundstöcke  oder  an 
einem  Bergbaue  einschränken. 

Die  Ausübung  des  Enteignungsrechtes  kann  auch  in  Beziehung  auf 
das  ZugehAr  eines  Gegenstandes  der  Enteignung  stattfinden. 

§  3. 

Unter  der  im  §  2  bezeichneten  Voraussetzung  kann  die  dauernde 
oder  vor  übergehende  Abtretung  von  Grundstocken  Insoweit  begehrt 
werden,  als  es  zur  Herstellung  der  Bahn,  der  Bahnhöfe,  der  an  der 
Bahn  und  an  den  Bahnhöfen  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbetriebes  zu 
errichtenden  Gebflude  oder  zu  sonstigen  Anlagen,  deren  Herstellung  der 
Eisenbahnunternehmung  obliegt,  dann  zur  Unterbringung  des  beim  Baue 
zu  entfernenden  ErJmateriales  und  Schuttes,  endlich  zur  Gewinnung  des 
nothwendigen  Schüttungs-,  Rohstein-  und  Schotter roateriales  erforder- 
lich ist. 

Das  Recht,  die  Abtretung  eines  Grundstückes  zu  einer  verübergehen- 
den Benützung  zu  begehren,  erstreckt  sich  niclii  auf  Gebäude  und  Woh- 
nungsrdume,  noch  auf  solche  Grundstücke,  deren  Substanz  durch  die 
beabsichtigte  Benutzung  voraussichtlich  wesentlich  und  dauernd  verän- 
dert würde. 

Der  Eigenthümer  eines  zur  vorübergehenden  Benützung  oberlassenen 
Grundstückes  ist  berechtigt  zu  begehren,  dass  die  Eisenbahn  Unternehmung 
das  Grundstück  an  sich  löse,  wenn  die  Benützung  länger  als  sechs  Monate 
nach  dem  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  oder,  falls  die  Abtretung  zur 
Benützung  erst  nach  der  Betriebseröffnung  stattfand,  langer  als  zwei  Jahre 
dauert. 
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II.  Qegenttand  und  Uniftiiig  der  EntoehUdigiing. 

§  4. 

Die  Eisenbahnunternchinung  ist  verpflichtet,  dem  tnicfi^Lieien  für 
alle  durch  die  Enteignung  verursachten  vermögensrechtlichen  Nachtheile 
Entschädigung  zur  Bewirkung  der  dem  §  865  des  allgemeinen  borgerlichen 
Gesetzbuches  entsprechenden  Schadloshaltung  su  leisten. 

Als  Enteigneter  Ist  Derjenige  anzusehen,  welchem  der  Gegenstand 
der  Enteignung  gehört,  oder  welchem  an  einem  Gegenstande  der  Enteig 
nung  ein  mit  dem  Eigenthume  eines  anderen  Gegenstandes  verbundenes 
dingliches  Recht  zusieht. 

§«. 

Bei  der  Ermittlung  der  Entschädigung  ist  auch  auf  diejenigen  Nach- 
theile Rücksicht  zu  nehmen,  welche  Nutzungsberechtigte,  Gebrauchs« 
berechtigte,  Bestandnehmer  durch  die  Enteignung   erleiden,  und  deren 

Vergütung  dem  Enteigneten  obliegt,  soferne  der  als  Krsatz  für  den  Gcgen- 
sitanJ  der  Enteignung  zu  leistende  Betrag  nicht  zur  Befriedigung  der 
gegen  den  Enteigneten  zustehenden  Entschädigungsansprüche  zu  dienen  hat. 

§  «. 

Wird  nur  ein  Theil  eines  Grundbesitzes  enteigner,  so  ist  bei  der 
Ermittlung  der  Entschädigung  nicht  nur  auf  den  Werth  des  abzutretenden 
Grundstückes,  sondern  auch  auf  die  Verminderung  des  Werthes,  weldie 
der  zurückbleibende  Theil  des  Grundbesitzes  erleidet,  Rücksicht  zu 
nehmen. 

S  7, 

Bei  der  Ermittlung  der  Entschädigung  ist  auf  diejenigen  Verhältnisse 
keine  Rücksicht  zu  nehmen,  hinsichtlich  deren  erhellt,  dass  sie  in  der 
Absicht  hervorgerufen  wurden,  um  sie  als  Grundlage  für  die  Erhöhung 

der  Ansprüche  auf  Entschädigung  zu  benOtzen. 

Der  Werth  der  besonderen  Vorliebe,  dann  eine  Wertherhöhung, 
welche  der  Gegenstand  der  Enteignung  in  Folge  der  Anlage  der  Elsen- 
bahn erfährt,  bleiben  bei  der  Berechnung  der  Entschädigung  ausser 
Betracht. 

§  «. 

Die  Entschädigung  ist  in  baarem  Gelde  zu  leisten.  Sie  erfolgt  bei 
dauernder  Enteignung  durch  Zahlung  eines  Cnpitalsbetrages,  bei  vorüber- 
gehender Enteignung  durch  Zahlung  einer  Rente. 

Wenn  jedoch  in  Folge  einer  vorübei^ebenden  Enteignung  eine  bei 
der  Bestimmung  der  Rente  nicht  berücksichtigte  Werthvermtnderung 
eintritt,  so  ist  für  dieselbe  nach  dem  Aufhören  der  vorübergehenden 
Enteignung  durch  Zahlung  eines  Capitalsbetrages  Ersatz  zu  leisten. 
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§  9. 

Insoweit  die  Ermittlung  eines  zu  leistenden  Capitalsbetrages  nicht 
vollständig  erfolgen  kann,  weil  der.  abzuschätzende  Nachtheil  sich  nicht 
in  vorhinein  bestimmen  lassr,  ist  jede  Partei  berechtigt,  in  angemessenen 
Zeitabschnitten  von  mindestens  Einem  Jahre  die  Feststellung'  der  für  die 
in  der  Zwischenzeit  erkennbar  gewordenen  Nacauieile  ^gebührende  Ent- 
schädigung zu  begehren. 

Nach  Ablauf  dnes  vom  Zeitpunkte  des  Vollzuges  einer  dauernden 
Enteignung  zu  berechnenden  Zeitraumes  von  drei  Jahren,  beziehungs- 
weise nach  dem  Aufhören  einer  vorObergebenden  Enteignung  kann  die 
endgiltige  Feststellung  des  zu  leistenden  Capitalsbetragea  begehrt  werden. 

§  10. 

Die  Eisenbahnunternehmung  ist  verpflichtet,  für  alle  Entschädigungen, 
welche  sie  nach  dem  Vollzüge  einer  Enteignung  zu  leisten  hat  (§§  8,  i>j, 
auf  Verlangen  des  zur  Forderung  der  Entschädigung  Berechtigten  Sicher- 
heit  zu  leisten« 

Von  dem  Aerar  kann  die  Bestellung  einer  Sicherheit  nicht  begehrt 
werden. 

Auf  Ansuchen  einer  Partei  wird  die  Art  und  Höhe  der  zu  bestellen- 
den Sicherheit  von  dem  zur  Ermittlung  der  Entschädigung  zuständigen 
Gerichte  nach  Vernehmung  beider  Parteien  bestimmt.  Das  Gericht  kann 
vor  seiner  Entscheidung  Sachverständige  vernehmen. 

Die  Zulanglichkeit  der  Sicherheit  beurtheilt  das  Gericht  nach  seinem 
Ermessen. 

III.  Enteignungaverfehron. 

A.  Feststellung  des  Gegenstandes  und  Umfanges  der 

Enteignung. 

%  11. 

Die  Feststellung  des  Gegenstandes  und  Umfanges  der  Enteignung 
erfolgt  auf  Grund  der  für  dieselbe  massgebenden  thatsächlichen  Verhält- 
nisse  und  unter  Berücksichtigung  des  Ergebnisses  derjenigen  commissio- 
nellen  Erhebungen,  welche  zum  Zwecke  der  Prüfun£j  des  die  Anlaq'e 
der  Bahn  darstellenden  Detailprojectes  vorgenommen  werden  (politische 
Begehung). 

§  IS. 

Die  Eisenbahnunternehmunq  hni  dem  Handelsministerium  ausser 
dem  Detailprojectc  die  nach  Katasiral^jemeinden  getrennt  zu  verfassenden 
Grutideinlösungsplane  und  Verzeichnisse  der  in  Anspruch  genommenen 
Grundstücke  und  Rechte  vorzulegen. 

H*b«rar,  Dmm  Mm,  BlaanbAbandit.  D 
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In  diesen  Verseichnissen  sind  die  Beziricsgericbtet  in  deren  Sprengel 
die  Gemeinden  gelegen  sind,  und  alle  Katastralnummern  und  Flächen- 
masse der  Parcellen,  in  Bezug  auf  welche  eine  Enteignung  stattfinden 
soll,  sowie  die  beanspruchten  Flächen  anzugeben. 

Das  Handelsministerium  unterzieht  dieses  Project  einer  vorläufigen 
Prütunc;  und  ordnet,  wenn  es  dasselbe  zur  Ausführung  geeignet  erachtet, 
die  politische  Begehung  der  Bahn  an. 

%  13. 

Die  mit  der  politischen  Begehung  betraute  Commission  besteht 
aus  einem  Vertreter  der  politischen  Landesbehörde  ats  Commissionsleiter, 
einem  Vertreter  der  GeneraUIospection  der  österreichischen  Eisenbahnen 

und  einem  Vertreter  der  politischen  Bezirksbehörde.  Der  Landesausschlis« 
ist  einzuladen,  sich  bei  der  Commission  durch  einen  Abgeordneten  zu 
betheiligen. 

Auch  bleibt  es  dem  Handelsministerium  vorbehalten,  die  Commission 
mit  Rücksicht  auf  die  in  Betracht  kommenden  öffentlichen  Zwecke  ent- 
sprechend zu  verstärken. 

Zu  dieser  Commission  sind  die  Eisenbahnunternehmune  und  die 
Vorsteher  der  von  der  Bahn  berührten  Gemeinden  vorzuladen. 

§  14. 

Vor  Ausschreibung  der  polltischen  Begebung  hat  die  Eiaenbahnunter. 
nehmung  der  politischen  Landesbehörde  for  jede  Katastralgemeinde  dn 
Verzeichniss  der  Namen  und  Wohnorte  der  Enteigneten  (§  4),  beziehnngs- 
weise  ihrer  Vertreter  zu  Oberreicben.  Wenn  die  zu  enteignenden  Grund- 
stücke einen  Gegenstand  des  Grundbuches  bilden,  so  sind  in  dem  Ver- 
zeichnisse auch  die  Grundbuchseinlagen  anzuführen. 

Dieses  Verzeichniss  sowie  die  nach  §  12  zu  überreichen  Jen  Grund- 
einlösun i^splanc  und  Verzeichnisse  sind  wenigstens  durch  14  Tage  \-or 
dem  Üintreffen  der  Beuehungscommission  in  der  betreffenden  Ortsgemeinde 
zur  allgemeinen  Einsicht  aufzulegen. 

Zugleich  ist  durch  eine  in  der  Gemeinde  anzuschlagende  und  in 
ortsüblicher  Weise  kundzumachende  Verlautbarung  der  Ort  der  Ein- 
sichtnahme, sowie  der  Tag,  von  welchem  an  die  Einsichtnahme  stattfinden 
und  die  Frist,  innerhalb  welcher  jeder  Betheiligte  bei  der  politischen 
Bezirksbehörde  Einwendungen  gegen  die  begehrte  Enteignung  mfindlich 
oder  schriftlich  vorbringen  iiann,  bekannt  zu  geben. 

Die  in  diesen  Verlautbarungen  enthaltenen  Zetlbestimroungen 
sind  unter  Angabe  der  durch  die  beabsichtigte  Anlege  berührten  Kata- 
stralgemeinden  durch  ein  Edict  bekannt  zu  geben,  welches  einmal  in  die 
für  amtliche  Kundmachungen  bestimmte  Landeszeitung  einzuschalten  ist. 
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§  16.  . 

Der  Tag,  an  welchem  die  Erhebungen  in  einer  Gemeinde  voraus- 
sichtlich beginnen,  ist  von  dem  Leiter  der  Commission  zu  bestimmen  un* 

in  der  Gemeinde  in  ortsüblicher  Weise  bekanntzugeben.  Zwischen  dieser 
Bekanntmachung  und  dem  Beginne  der  Erhebungen  rouss  mindestens 
der  Zeitraum  von  acht  Tagen  verstreichen. 

>  Diejenigen,  welche  bei  der  politischen  Bezirksbehörde  rechtzeitig 
Einwendung  erhoben  haben,  sind  insbesondere  zur  Commission  vor- 
zuladen. 

Jedem  Betheiligten  steht  frei,  bei  den  Erhebungen  zu  erscheinen 
und  Einwendungen  gegen  die  begehrte  Enteignung  vorzubringen. 

Einwendungen,  welche,  nachdem  die  Erhebungen  in  der  Gemeinde 
abgeschlossen  sind,  vorgebracht  werden,  bleiben  unberücksichtigt. 

§  16. 

Der  Commissionsleitcr  h^t  nach  Thunlichiceit  dahin  zu  wirlcen,  dass 

ein  Einverständniss  unter  den  Parteien  erzielt  werde. 

Wird  das  Begehren  um  Enteignung  zurückgezogen,  oder  erklart 
der  Enteignete  seine  Bereitwilligkeit,  die  begehrte  Enteignung  zuzuge- 
stehen, so  ist  dies  in  dem  über  die  Verhandlung  geführten  Protokolle 
festzustellen. 

Die  für  die  Entscheidung  über  die  begehrte  Enteignung  massgeben- 
den Verhiltnisse  sind  in  jedem  Falle  zu  ermitteln  und  die  Ergebnisse 
der  Erhebungen  unter  Angabe  der  benOtzten  Grundlagen  zu  Protokoll 
zu  bringen. 

In  eine  Erörterung  über  die  in  Folge  der  Enteignung  zu  leistende 
Entschädigung  ist  bei  diesen  Erhebungen  nicht  einzugehen. 

Die  Erhebungen  sind,  sofern  sie  sich  auf  mehrere  Katastratgemeinden 
auszudehnen  haben,  far  jede  Katastralgemeinde  abzuschliessen  und  der 
politischen  Landesbehörde  vorzulegen. 

§  17. 

Die  politische  Landesbebörde  bat  nach  Prüfung  der  ihr  vorgelegten 
Acten  den  Gegenstand  und  Umfang  der  Enteignung  durch  Fällung  eines 
oder  mehrer  Enteignungserkenntnisse  festzustellen. 

Soweit  die  Entscheidung  von  der  dem  Handelsministerium  zustehenden 
Erledigung  einer  Frage  abbftngt,  ist  die  Entscheidung  bis  zum  Bekannt« 
werden  der  endgiltigen  Erledigung  des  Antrages  aufzuschieben. 

8  18. 

Die  Enteignungserkenntnisse  sind  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Enteigneten,  beziehungsweise  denjenigen  Personen,  hinsichtlich  welcher 
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es  amtlich  bekannt  ist,  Jass  das  zu  enteignende  Recht  auf  dieselben 
Obergegangen  sei,  einzuhündigcn. 
•  ^  Kin  Knteignungserken nUiiss  kann  nur  \'on  denjenigen  Enteigneten, 
welche  rechtzeitige  Einwendungen  gegen  die  Enteignung  erhoben  haben, 
oder  von  ihren  Rechtsnachfolgern  14,  lä)  und  von  der  Eisenbahn- 
^  Unternehmung  auf  dem  Wege  des  Recurses  insoweit  angefochten  werden, 
als  das  Erkenntniss  dem  Begehren,  welches  die  den  Recurs  «p^feode 
Partei  gestellt  hatte,  nicht  stattgegeben  bat. 

Der  Recurs,  welcher  bei  der  politischen  Landesbehörde  anzubringen 
ist,  hat  aufschiebende  Wirkung.  Die  Recnrsfrist  betrtgt  acht  Tage. 

Ueber  den  Recurs  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Handelsministerium  und  den  anderen  Verwattungs- 
ministerien,  deren  Wirkungsitreis  durch  die  zu  entscheidenden  Fragen 
berührt  wird. 

Die  Betretung  des  Civilrechtsweges  Ober  die  Frage,  welcher  Gegen- 
stand und  in  welchem  Umfange  derselbe  zu  enteignen  sei,  ist  unzulässig. 

§  19. 

Nach  dem  Eintritte  der  Rechtskraft  eines  Enteignungserkenntoisses 
sind  die  Personen,  gegen  welche  die  Enteignung  wirksam  ist,  verpflichtet, 
sich  jeder  über  die  Fortsetzung  des  ordentlichen  Wirthschaftsbetriebes 
hinausgehenden  Veränderung  an  dem  Gegenstande  der  Enteignung  zu 
enthalten,  sofern  nicht  etwas  Anderes  vereinbart  wurde,  oder  soweit  es 
sich  nicht  um  zur  Erhaltung  des  Gegenstandes  der  Enteignung  noth* 
wendige  und  unaufschiebliche  Verfagungen  handelt. 

§  20. 

Wenn  ein  den  Gegenstand  der  Enteignung  bildendes  Grundstück 
in  einem  Grundbuche  eingetragen  ist,  so  hat  die  zur  Entscheidung  in 
erster  Instanz  berufene  politisdie  Landesbebörde  nach  dem  Eintritte  der 
Rechtskraft  eines  Enteignungserkenntnisses  das  Grundbuchsgeridit  unter 
Mittheilung  der  zur  Identificirung  des  Grundstückes  erforderlichen  Behelfe, 
welche  nöthigenfalls  der  Eisenbahnunternehmung  abzufordern  sind»  um 
die  Anmerkung  der  Enteignung  zu  ersuchen. 

Das  Grundbucbsgericht  hat  die  Anmerkung  in  der  betreffenden 
Grundbuchseinlage  zu  vollziehen. 

Diese  Anmerkung  hat  die  Wirkung,  dass  sich  Niemand,  der  eine 
derselben  nachfuigendc  Eintragung  erwirkt,  auf  die  Unkenntniss  der 
Enteignung  berufen  kann. 

§  21. 

Wird  ausser  dem  Falle  einer  politischen  Begehung  eine  abgeson- 
derte oder  nachträgliche  Verhandlung  zur  Feststellung  eines  der  vor- 
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fibergehenden  oder  dauernden  Enteignüngzu  unterziehenden  Gegenstandes  - 
erforderlich,  so  hat  die  Eisenbahnunternehmung  unter  Bezeichnung  des 
Gegenstandes  und  des  Enteigneten,  sowie  unter  Beibringung  der  zur 
Identificirung  des  Gegenstandes  erforderlichen  Belege,  ferner  unter  Dar- 
legung der  GrOnde  des  Bedarfes  das  Ansuchen  bei  der  politischen  Be- 
zirksbehörde zu  stellen,  in  deren  Bezirke  der  Gegenstand  liegt,  in  An* 
sehung  dessen  die  Enteignung  durchgeführt  werden  soll. 

Die  politiscbe  Behörde  erster  Instanz  hat  hierüber  unter  Zuziehung 
der  beiden  Parteien  eine  Verhandlung  anzuordnen. 

Auf  das  weitere  Verfahren  hnden  die  Bestimmungen  der  §§  16  bis 
20  Anwendung. 

B.  Ermittlung  der  Entschfldigjing. 

§  22. 

Die  in  Folge  einer  Enteignung  zu  leistende  Entsch.ldigung  ist,  sofern 
sie  nicht  durch  ein  zuiässiqes  Uebercinkommcn  zwischen  der  Eisenbahn- 
unternehmung und  dem  Enteignelen  bestimmt  wird,  gerichtlich  fest- 
zusteilen. 

Als  zulässig  ist  ein  solches  Uebereinkommen  nur  dann  anzusehen, 
wenn  es  an  dritten  Personen  fehlt,  denen  ein  Anspruch  auf  Befriedigung 
aus  der  Entschädigung  auf  Grund  ihrer  dinglichen  Rechte  zusteht,  oder 
wenn  diese  dritten  Personen  Ihre  Zustintmung  zu  dem  Uebereinkommen 
in  einer  ölTentlichen  oder  legalisirten  Urkunde  erklftrt  haben. 

Die  Nothwendigkeit  der  Erklärung  dieser  Zustimmung  entfallt,  wenn 
es  sich  um  die  theilweise  Abtretung  eines  Grundbuchkörpers  handelt 
und  wenn  ungeachtet  der  Abtretung  eine  Hypothek  die  dem  §  1374  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  entsprechende  gesetzliche  Sicher- 
heit behält,  andere  dingliche  Rechte  aber  eine  Gefährdung  ihrer  Sicher- 
heit offenbar  nicht  erleiden  können. 

Das  Grundbuchsgericht  ist  berufen,  auf  Ansuchen  einer  Partei 
eine  Bestätigung  über  den  Bestand  der  erforderten  Sicherheit  auf  Grund 
der  durch  eine  vorgenommene  Untersuciiung  gewonnenen  Ueberzeugung 
zu  ertheilen. 

§  2S. 

Die  gerichtliche  Feststellung  der  Entschädigung  erfolgt  auf  An- 
suchen der  Eisenbahnunternehmung;  doch  ist  auch  der  Enteignete  be- 
rechtigt, darum  anzusuchen,  wenn  die  Eisenbahnunternehmung  dieses 
Ansuchen  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  Rechtskraft  des  Enteignungs- 
erkenntnisses stellt. 

Zur  Feststellung  der  Entschädigung  ist  das  Bezirksgericht  zust&ndig, 
in  dessen  Sprengel  die  Enteignung  zu  Tollziehen  ist. 
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Dem  Gesuche  um  diese  KeststelluQg  ist  das  Enteignungserkenntniss 
nebst  den  zur  Identificirung  des  Gegenstandes  der  £nteigottog  erforder" 
liehen  Behelfen  beizulegen. 

Das  Gesuch  kann  hinsichtlich  aller  in  dem  Sprengel  einer  Katastral- 
gemeinde  gelegenen  Gegenstände  der  Eateigaung  in  einer  einziges  Ein- 
gabe gestellt  werden. 

n. 

Das  Gericht  hat  alle  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  mass- 
gebenden Verhaltnisse  nach  den  Grundsauen  des  Verfahrens  ausser 
Streitsachen  an  Ort  und  Stelle  unter  Zuziehung  von  drei  Sachverstänaigeo 
zu  erheben. 

Die  Sachverständigen  hat  das  Gericht  aus  einer  von  <icm  tJter- 
laodesgerichte  nach  Etavernebmen  der  politischen  Landesbehörde  jährlich 
aufzustellenden  und  kundzumachenden  Liste  der  in  Enteignupgsfallen 
zuzuziehenden  Sachverständigen  zu  wfthlen  und  einen  davon  als  Obmann 
zu  bestellen. 

Die  Paneieo  können  Einwendungen  gegen  die  Eignung  der  Sach> 
verständigen  bis  zum  Beginne  der  Erhebungen  vorbringen.  Diese  Ein- 
wendungen sind,  wenn  sie  dem  Gerichte  glaubwürdig  erscheinen,  von 
amtswegen  zu  berücksichtigen. 

§  26. 

Die  Sachverständigen  sind  vom  Richter  aufzufordern,  nach  der 
Besichtigung  des  Gegenstandes  der  Enteignung  ihr  Gutachten  über  die 
zu  leistende  Entschädigung  abzugeben. 

Jeder  Sachverständige  ist  verpflichtet,  die  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen, auf  denen  sein  Gutachten  beruht,  sowie  die  übrigen  Grund» 
lagen  seiner  Werthberechnung  anzugeben. 

Insbesondere  haben  die  Sachverständigen  in  den  Fällen,  in  denen 
nur  ein  Tbeil  eines  Grundbesitzes  enteignet  wird,  die  Berechnung  des 
Betrages,  welcher  als  Ersatz  für  die  Verminderung  des  Werthes  des 
zurückbleibenden  Tbeiles  des  Grundbesitzes  zu  leisten  ist,  abgesondert 
anzugeben. 

Erstreckt  sich  die  an  die  Enteigneten  zu  leistende  Entschädigung 
auch  auf  die  Vergütung  solcher  Nachtheile,  welche  dritte  Personen  erlei- 
den, deren  Ansprüche  nicht  aus  dem  für  ein  enteignetes  Grundstück  zu 
leistenden  Ersätze  zu  befriedigen  sind  (§  6),  so  ist  der  auf  die  Vergütung 
dieser  Nachtheile  entfallende  Betrag  insbesondere  anzugeben. 

Wenn  hinsichtlich  der  thatsächlichen  Voraussetzungen  ein  bueii 
entsteht,  so  ist,  falls  es  von  einer  Partei  begehrt  wird,  auf  Grundlage 
jeder  der  streitig  gewordenen  Annahmen  ein  besonderes  Gutachten  Ober 
die  zu  leistende  Entschädigung  abzugeben. 
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t  26. 

-  Auf  Begehren  beider  Parteien  kann  die  Feststellung  der  Entschädi- 
gung auf  solche  Objecto  ausgedehnt  werden,  welche  nicht  den  Gegen« 
stand  eines  Enteignungserkenntnisses  bilden,  wenn  beide  Parteien  einver- 
standen sind,  diese  Objecte  der  Enteignung  zu  unterziehen. 

§  27. 

Erachtet  die  Eisenbahnünternehmung,  dass  durch  Ausführung  einer 
oder  der  anderen  Anlege,  zu  deren  Herstellung  sie  nicht  verpflichtet  ist, 

der  Anspruch  auf  Entschädigung  erheblich  herabgemindert  würde,  so 
kann  die  Eisenbahnunternehmung  sich  die  Auswahl  unter  mehreren  Arten 
der  Ausführung  dieser  Anlage  vorbehalten  und  begehren,  dass  die  Ent- 
schädigung mit  Rücksicht  auf  jede  der  von  ihr  bezeichneten  Arten  der 
Ausfahrung  festgestellt  werde. 

§  28. 

Der  Leiter  der  Erhebungen  hat  in  allen  FftUen,  in  denen  von  Seite 
des  Enteigneten  eine  Forderung  gestellt  oder  von  Seite  der  Eisenbahn- 
unternehmung ein  Anerbiete»  gemacht  wird,  dies  zu  protokolliren;  ferner 
das  Gutachten  der  Sachverständigen,  die  thatsächlichen  Voraussetzungen 
und  die  Grundlagen,  auf  denen  dasselbe  beruht,  und  die  allfälligen  Er- 
innerungen und  Einwendungen  der  Parteien  zu  Protokoll  zu  bringen. 

§  29. 

Wenn  die  Eisenbahnunternehmung  und  der  Enteignete  sich  über 
die  zu  leistende  Entschädigung  einigen,  so  ist  diese  Vereinbarung,  falls 
die  im  §  22  bezeichneten  Voraussetzungen  eines  zulassigen  Ueberein- 
kommens  eintreten,  zu  Protokoll  zu  nehmen. 

Treten  die  im  §  22  bezeichneten  Voraussetzungen  nicht  ein,  so  kann 
die  Protokollirung  der  Vereinbarung  nur  dann  stattfinden,  wenn  der  ver- 
einbarte Betrag  nicht  hinter  demjenigen  zurückbleibt,  welcher  von  den 
Sachverständigen  angegeben  wird  oder  welcher  im  Falle  einer  Verschieden- 
1ieit  der  Gutachten  den  Durchschnitt  der  angegebenen  BetrAge  bildet 

Eine  mit  Beobachtung  der  vorstehenden  Bestimmungen  protokollürte 
Vereinbarung  hat  die  Wirkung  eines  gerichtlichen  Vergleiches. 

§  30. 

Kommt  ein  Vergleich  nicht  zu  Stande,  so  hat  das  Gericht,  ohne  an 
Beweisregeln  gebunden  zu  sein,  über  die  zu  leistende  Entschädigung  zu 
entscheiden,  und,  wenn  die  im  §  55,  Absatz  4,  bezeichnete  Voraussetzung 
eintritt,  den  auf  die  VergütuT    der  Nachtheile  dritter  Personen  entfallenden^ 
Betrag  insbesondere  zu  bestimmen. 
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Diese  Entscheidung  kann  nur  mittelst  des  Recurses  angefocbteo 

werden. 

Die  Rccursfrist  betrügt  vierzehn  Tage. 

Der  Rccurs  ist  in  doppeUer  Ausfcrtieuni;  zu  Oberreichen.  £ine  Aus- 
fertigung ist  dem  Gegner  des  i^cscbw erJeführcrs  zuzustellen,  welchem  cj^ 
pestaiKi  isr,  seine  Acusscrungen  binnen  vierzehn  Tagen  zu.  überreichen. 
Nacli  dem  Einlangen  dieser  Aeusserung,  beziehungsweise  nach  dem  frucht- 
losen Ablaufen  der  fQr  dieselben  bestimmten  vierzebntagigen  Frist  sind 
die  Acten  dem  Oberlandesgerichte  von  amtswegen  vorzulegen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch  fOr  die  Anfechtung 
der  Entscheidung  des  Oberlandesgerichtes, 

Das  Betreten  des  ordentlichen  Rechtsweges  zur  Geltendmachung  von 
Ansprüchen,  Ober  welche  in  dem  durch  dieses  Gesetz  geregelten  Verfahren 
zum  Zwecke  der  Feststellung  der  Entschädigung  entschieden  wurde,  ist 
unzulftssig. 

§  Sl. 

Wenn  eine  Partei  dafQr  halt,  dass  die  fOr  die  Feststellung  der  Ent- 
Schädigung  massgebenden  thatsächlichen  Verhältnisse  bei  den  nach  §  S4 
vorgenommenen  Erhebungen  nicht  vollständig  oder  nicht  richtig  dargestellt 
wurden,  so  kann  sie  vor  dem  Ablaufe  der  fOr  den  Recurs  gegen  die 

gerichtliche  Entscheidung  über  die  Entschädigung  bestimmten  Frist  bei 
dem  Gerichte,  welches  diese  Erhebungen  angeordnet  hat,  um  die  Vornahme 

eines  Augenscheines  ansuchen. 

Dem  Gesuche  ist,  wenn  in  demselben  Jic  festzustellenden  Thatsacben 
oder  Zustände  genau  angegeben  sind,  st  attzugeben. 

Bei  der  Anordnung  und  Vornahme  des  Augenscheines  ist  nach  den 
Bestimmungen  über  die  Beweisaufnahme  zum  ewigen  Gedächtnisse  vor- 
zugehen. 

Wird  das  Ansuchen  vor  dem  Ablaufe  von  acht  Tagen  nach  der 
Zustellung  der  die  Entschädigung  feststellenden  Entscheidung  angebracht, 
so  kann  das  Gericht  auf  Ansuchen  dem  Besitzer  des  in  Augenschein  zu 
nehmenden  Gegenstandes  auftragen,  sich  jeder  die  Vornahme  des  Augen- 
Scheines  erschwerenden  Veränderung  bis  zur  Beendigung  desselben  zu 
enthalten. 

Ein  gegen  die  Anordnung  des  Augenscheines  oder  gegen  die  ErtheÜung 
des  oben  erwähnten  Auftrages  ergriffener  Recurs  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

§  82. 

Macht  die  Eisenbahnunternehmung  von  dem  ihr  Im  %  S7  vor« 
behaltenen  Rechte,  4te  Ausführung  einer  Anlage  auf  verschiedene  Weise 
zu  begehren,  Gebrauch,  so  hat  das  Gericht  Ober  bie  Entschädigung  mit 
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Rficksicht  auf  jede  der  vorgeschlagenen  Arten  der  Ausführung  zu  ent- 
scheiden und  der  Eisenbahnunternehmung  die  Auswahl  vorzubehalten. 

Wenn  die  Eisenbahnunternehmung  nicht  bmnncn  drei  Monaten  nach  der 
Zustellung  dieser  Entscheidung  bei  Gericht  die  Erklärung  abgiebt,  für 
welche  Art  der  Ausführung  sie  sich  entscheidet,  so  kann  der  Enteignete 
begehren,  dass  der  Eisenbahnuaternehmung  gegenüber  die  Annahme  gelte, 
dass  sie  sich  für  diejenige  Art  der  Ausführung  entschieden  habe,  hin- 
sichtlich welcher  der  höchste  Entschädigungsbetrag  ermittelt  wurde. 

Das  Gericht  bat  auf  Ansuchen  einer  Partei  das  Ergebniss  der  Auswahl 
unter  Angabe  des  zu  leistenden  Enischftdigungsbetrages  mittelst  Bescheides 
auszusprechen. 

§  33. 

Die  gerichtlich  festgestellte  Entschädigung  ist,  wenn  sie  in  einem 
Ciipitalsbetrage  besteht,  vor  dem  Vollzuge  der  Enteignung  zu  leisten,  so- 
weit nicht  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  §  9  eine  nachtragHche 
Leistung  stattzufinden  hat. 

Wenn  die  EtsenbahnunternehmuAg  einen  als  EntschAdigung  zu 
leistenden  Capitalsbetrag  später  als  vierzehn  Tage  nach  Abschluss  des 
Vergleiches,  beziehungsweise  nach  Zustellung  der  die  Entschädigung 
feststellenden  gerichtlichen  Entscheidung  bezahlt,  so  ist  sie  zur  Ent- 
richtung der  gesetzlichen  Verzugszinsen  vom  Tage  des  Vergleiches,  be* 
ziehungsweise  der  Zustellung  der  Entscheidung  verpflichtet.  Hat  aber  die 
Eisenbahnunternehmung  von  dem  ihr  im  §  27  vorbehaltenen  Rechte 
Gebrauch  gemacht,  so  ist  sie  in  jedem  Falle  verpflichtet,  die  Verzugs- 
zinsen von  dem  Tage  der  Zustellung  der  Entscheidung,  welche  die  Ent- 
schädigung unter  dem  Vorbehalte  der  Auswahl  feststellt,  zu  vergQten. 

§  34. 

Die  Leistung  des  Entschädigungsbetrages  erfolgt  auch  ausser  den 
im  §  1425  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  bezeichneten 
Fallen  durch  gerichtlichen  Erlag,  wenn  und  insoweit  der  Entschädigungs» 
betrag  zur  Befriedigung  der  dritten  Personen  auf  Grund  ihrer  dinglichen 
Rechte  zustehenden  Ansprüche  zu  dienen  hat.  Die  Nothwendigkeit  des 
in  diesem  Falle  vorzunehmenden  gerichtlichen  Erlages  entfällt  jedoch 
dann,  wenn  in  der  den  Vorschriften  des  §  22  entsprechenden  Weise 
dargeihan  \\ird,  dass  die  Sicherheit  der  diesen  dritten  Personen  zu- 
stehenden dinglichen  Rechte  ungeachtet  der  Enteignung  ungciahrdet 
bleibt. 

Die  Befriedigung  der  Ansprüche  dieser  dritten  Personen  erfolgt  nach 
den  Bestimmungen  über  die  Vertheilung  des  bei  einer  zwangsweisen 
Versteigerung  erzidten  Kaufpreises.  Der  erfolgte  Erlag  der  Entschädigung 
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ist,  wenn  es  sich  um  den  Gegeostad  dnes  öffentlichen  Buches  h«&delr« 
von  smcswegen  bOcherltcb  tnzuriierken. 

Dieser  Anmerkung  kommen  die  mit  der  Anmerkung  einer  voll- 
zogenen zwangsweisen  Versteigerung  verbundenen  Wirkungen  zu. 

IV.  Vollzug  der  Entoigmiiig. 

Rechte  und  Pflichten  der  Liscnbahnunternehmung  und  des 

Enteigneten. 

%  35. 

Der  zwangsweise  Vollzug  der  durch  eine  rechtskräftige  Entscheidung 
oder  durch  eine  nach  §  26  getroffene  Vereinbarung  festgestellten  Ent- 
eignung steht  der  politischen  Bezirksbehörde  zu. 

Dieser  Vollzug  ist  auf  Ansuchen  der  Eisenbabnunternehmung  zu 
bewilligen,  wenn  diese  nschweist,  dass  sie  den  ihr  hinsichtlich  der 
Leistung  oder  der  Sicherstellung  der  Entschädigung  obliegenden  und  vor 
der  Enteignung  zu  erffillcnden  Verbindlichkeiten  nachgekommen  sei. 

Der  Vollzug  der  Enteignung  wird  dadurch  nicht  gehindert,  dass 
deren  Gegenstand  von  Demjenigen,  gegen  den  die  Enteignung  eingeleitet 
wurde,  an  einen  Dritten  öbergegangen  ist,  oder  dass  sicli  andere  recht- 
liche \' eranderungen  hinsichtlicli  dieses  Gegenstandes  ergeben  haben. 

Der  zwangsweise  Vollzug  kann  auch  dadurch  nicht  aufgehalten 
werden,  dass  die  Entscheidung,  welche  die  Entschädit'ung  feststellt  oder 
eine  zu  leistcnac  Sicherheit  bestimmt,  mittelst  des  Kecurscs  angetuchien 
wurde. 

§  36. 

Wenn  die  Eisenbahnuutcrnciunung  die  durch  Vergleich  oder  ge- 
richtliche Entscheidung  festgestellte  Entschädigung  oder  die  gerichtlich 
bestimmte  Sicherheit  nicht  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Abschluss  des 
Vergleiches,  beziehungsweise  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  der  gericht- 
lichen Entscheidung  leistet,  so  kann  der  Enteignete  die  Eisenbahnunter- 
nehmung zur  Leistung  der  Entschädigung  und  der  Verzugszinsen,  be- 
ziehungsweise zur  Leistung  der  Sicherheit  auf  dem  Wege  der  Execution 
nach  den  Vorschriften  des  Verfahrens  in  Streitsachen  verhalten. 

§  37. 

Solange  die  Enteignung  nicht  vollzogen  oder  die  Feststeilung  der 
Entschädigung  durch  Vergleich  oder  gerichtliche  Entscheidung  nicht  er- 
folgt ist,  ist  die  Eisenbahnunternehmung  innerhalb  eines  Jahres  nach 
dem  hintritte  der  Rechtskraft  des  Enteignungserkenntnisses,  der  Hni- 
eignete  aber  nach  dem  Ablaufe  dieser  Frist  berechtigt,  bei  der  politischen 
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Landesbehörde,  welche  das  Enteignungserkenntniss  geäUt  hat«  die  Auf- 
hebung desselben  zu  begehren. 

Dieses  Rechtes  kann  sich  diejenige  Partei  nicht  mehr  bedienen» 
welche  bereits  um  die  gerichtliche  Feststellung  der  Entschädigung  an- 
gesucht hat. 

Dem  Begehren  um  Aufhebung  des  Enteignungserkenntnisses  ist 
stattzugeben,  wenn  die  in  den  vorstehenden  Absätzen  festgesetzten  Be- 
dingungen eingetreten  sind. 

Das  Erkenntniss  der  politischen  Landesbehörde  kann  von  beiden 
Parteien  auf  dem  Wege  des  Recurses  angefochten  werden.  Die  Bestim- 
mungen des  §  18,  Absatz  3  und  4,  finden  auch  auf  diesen  Recurs  An- 
wendung. Nach  dem  Eintritte  der  Rechtskraft  dieses  Erkenntnisses  hat 
die  politische  Landesbehörde*  die  Löschung  der  nach  §  20  bewirkten 
i^i  üiidbuchcrlichen  Anmerkung  des  Enteignungserkenntniases  aurch  das 
Grundbuchsgericht  zu  veranlassen. 

%  88. 

Die  Eisenbahnunternehmung  hat  fOr  den  Schaden,  welcher  dadurch 
entsteht,  dass  sie  eine  Enteignung  nicht  in  Vollzug  setzen  Hess,  Ersatz 

zu  leisten. 

Auf  den  Ersatz  dieses  Schadens  kann  sie  auf  dem  ordentlichen 
Rechtswege  belangt  werden. 

V.  Verfahren  im  Falle  von  Betriebsstörungen. 

§  89. 

Wenn  bei  einci'  im  ßcUicüe  sielienaen  Eibcnbahn  zur  Beseitigung 
oder  Verhütung  einer  Betriebsunterbrechung  dringende  Vorkehrungen 
zu  treffen  sind,  welche  die  Ausübung  des  Enteignungsrechtes  nothwendig 
machen,  so  kann  —  ohne  der  Entscheidung  des  Handelsministeriums  in 
Betreff  der  definitiven  Vorkehrungen  vorzugreifen  —  ein  abgekürzte 
Verfahren  unter  Anwendung  der  folgenden  Bestimmungen  stattfinden. 

.  §  40. 

Die  Einleitung  der  Verhandlung  zum  Zwecke  der  Feststellung  des 
Gegenstandes  und  Umfanges  der  Enteignung  ist  mit  Beobachtung  der 
Vorschriften  des  §  21  bei  der  politischen  Landesbehörde  anzusuchen. 

Diese  bestimmt  den  Leiter  der  unter  Zuziehung  der  Parteien  vor- 
zunehmenden Verhandlung,  welcher  unmittelbar  nach  deren  Beendigung 
das  Enteignungserkenntniss  zu  fallen  hat. 

Ein  gegen  dieses  Erkenntniss  ergriffener  Recurs  hat  keine  auf- 
schiebende Wirkung. 
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§  41. 

Die  Eisenbahnonternehmung  kann  unter  Nacbwdtung  der  Einleitung 
der  im  $  40  bezeichneten  Verhandlung  bei  dem  zuständigen  Bezirks- 
gerichte um  die  Feststellung  der  Entschädigung  ansuchen. 

Die  Einleitungen  fOr  die  nach  %  24  vorzunehmenden  Erhebungen 
sind  so  zu  treffen,  dass  dieselben  wo  möglich  an  dem  fbr  die  Ver- 
handlung ober  den  Gegenstand  und  Umfang  der  Enteignung  bestimmten 
Tage  stattfinden  und  der  FAllung  des  Enteignungserkenntnisses  un- 
mittelbar nachfolgen  können. 

Das  Gericht  ist  bei  Bestellung  der  Sachverstflndigen  an  die  im 
§  24  erwAhnte  Liste  nicht  gebunden. 

VI.  Vorarbeitolk 

§  42. 

Die  Bewilligung  zur  \'ornahme  der  Vorarbeiten  für  die  Anlage 
einer  Eisenbahn  gewährt  das  Recht,  fremde  Grundstücke  zu  betreten 
und  auf  denselben  die  zur  \^orbereitung  des  Bauprojectes  erforderlichen 
technischen  Arbeiten  vorzunehmen. 

Wenn  die  mit  diesen  Arbeiten  betrauten  Personen  Gebäude  oder 
eingefriedete  Räume  betreten,  oder  die  den  Arbeitern  entgegenstehenden 
Hindernisse  beseitigen  wollen,  so  entscheidet,  falls  ein  Betheiltgter  dagegen 
Einsprache  erhebt,  die  politische  Bezirksbehörde  über  die  Nothwendigkeit 
und  ZuUssigkeit  der  beab^chtigten  Handlungen. 

Auf  Ansuchen  eines  Beiheiligten  bestimmt  die  politische  Bezirks- 
behörde  die  Sicherheit,  welche  die  Eisenbshnunternehmung  fOr  die  durch 
die  Vorarbeiten  verursachten  Schäden  zu  leisten  hat. 

Die  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädigung  wird  auf  Ansuchen  einer 
der  beiden  Parteien  vorbehaltlich  der  Entscheidung  im  ordentlichen 
Rechtswege  von  der  politischen  Bezirksbehörde  bestimmt. 

VII.  SobliitsbotlimmiingM. 

§  43. 

Die  Zustellung  der  im  Enteignungsverfahren  gefllllten  Erkenntnisse 
(§§  18,  37)  erfolgt  mit  Beobachtung  der  Vorschriften,  welche  fOr  die  ge- 
richtliche Zustellung  zu  eigenen  Händen  massgebend  sind. 

Ergicbt  sich  im  Verfahren  \or  den  Verwaltungsbehörden  die  Noth- 
wendigkeit. dass  eine  Partei  durch  einen  Curator  vertreten  werde,  so  ist 
der  Curator  auf  Ansuchen  eines  Betheiligten  oder  auf  Einschreiten  der 
Verwaltungsbehörde  von  dem  zuständigen  Gerichte  zu  bestellen. 
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§  44. 

Die  Kosten  des  Enteignungsverfahrens  und  der  gcrtchUichen  Fest- 
stellung der  Entschädigung  sind,  sosi'^C  sie  nicht  durch  ein  ungerecht- 
fertigtes Einschreiten  einer  Partei  hervorgerufeo  wurden,  von  der  Eisen- 
bahnuaternehmung  zu  bestreiten. 

§  46. 

Die  Erfolglassung  der  in  Fulge  der  Anordnungen  dieses  Gesetze» 
'vorgenommenen  gerichtlichen  Erläge  ist  von  der  Entrichtung  der  Ver- 
wabrungsgebQbr  befreit. 

%  46. 

Durch  dieses  Gesetz  werden  alle  Anordnungen  süsser  Wirksimkeit 
gesetzt,  insoweit  sie  Gegenst&nde  dieses  Gesetzes  betreffen  und  durch 
dasselbe  geregelt  sind. 

Auf  anhängige  Verhandlungen  finden  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  insoweit  Anwendung,  als  es  sich  nicht  um  die  Durchführung 
der  vor  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  zur  Einleitung 
eines  Verfsbrens  getroffenen  Anordnungen  handelt. 

§  47. 

Wenn  die  Ausübung  des  Enteignungsrechtes  nach  §  1  dieses  Ge- 
setzes einer  Tramwayunternehmung  eingeräumt  wird,  so  ist  die  von 
dieser  Unternehmung  angelegte  Bahn  nicht  als  eine  solche  anzusehen, 
welche  nach  §  1  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  187-i  {R.  G.  Bl.  Nr.  70)  in 
die  Eisenbahnbücher  aufzunehmen  wäre. 

Auf  Eisenbahaen,  fdr  deren  Herstellung  und  Betrieb  die  Ausübung 
.des  Enteignungsrechtes  auf  Grund  des  allgemeinen  Berggesetzes  zusteht, 
finden  die  Bestimmungeo  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung, 

§  48. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  die  Minister  des  Handels, 
des  Innern,  des  Ackerbaues,  der  Justiz  und  der  Finanzen  besuftrsgt. 
Wien,  am  18.  Februar  1878. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.     Lasser  m.  p.     Glaser  m.  p.     Chlumecky  m,  p. 
Prelis  m.  p.         Maonsfeld  m.  p. 
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^  Beilage  VI. 

(Ungarn.) 

LV.  GesetzartikeL 

Von  der  ExprupriaLioii. 

(Sanctionirt  am  9.  December  1868.  In  beiden  Hftusern  des  Reichstages 
kundgemacht  am  9.  December  1868.  In  d.  L.  G.  S.  erschienen  am  16.  De> 

cember  1868.) 

U  Abschnitt. 
Aiigemeiiia  BotliiiimHiigan. 

§  1. 

Die  Expropriation  findet  aus  Rficksichten  dea  allgenieinen  Wohles 
bezfiglich  solcher  Realitäten  ataff,  welche  zum  Baue  von  Locomottv- 
oder  Pferde-Eisenbahnen,  sowie  öffentlichen  Strassen,  Canftlen,  fQr  Fitxss- 
regulirungen,  ftkr  Wasser-  und  Sumpftibleitungen,  zur  Bindung  des  Flug> 
Sandes,  zum  Bau  von  Brücken  und  HAfen,  zur  Errichtung  von  Telegraphen, 
von  Ufermagarinen  und  Legstfltten  (Docks),  schliesslich  fbr  militärische 
Befestigungen  erforderlich  sind. 

§  2. 

Die  zur  Durchführung  der  im  §  1  erwähnten  Unternehmungen 
nölhigen  VnrarbeiTcn  kr'^nnen  nur  über  Bewilligung  des  kön«  ung.  Com- 
municationsmtn isters  unternommen  werden. 

S  8. 

Die  Expropriation  findet  nur  dann  statt,  wenn  das  Unternehmen, 
zu  dessen  Durchführung  diese  nothwendig  ist,  bereits  conce^sionirt  ist. 
Die  Concession  für  Gemeinde-,  Stadt-  und  Comitatsunternebmungen  er- 
theih  der  betreffende  Minister  nach  Kinvernehmung  der  bezüglichen 
Gemeinde-,  Stadt-  und  Comitatsjurlsdictinn ;  für  LandesunternehinLinqen 
und  solche  hingegen,  welche  sich  über  das  Gebiet  mehrerer  Jurisdictionen 
erstrecken,  die  Legislative. 

Wenn  sich  jedoch  ein  Unternehmen  auf  das  Gebiet  mehrerer  Juris- 
dictionen erstreckt,  und  sich  diese  in  Bezug  auf  dasselbe  einigen,  so 
kann  Ober  die  gemeinsame  Bitte  derselben  die  Concession  auch  der 
Communicationsminister  ertheilen. 

FOr  Landstrassen  und  Pferdebahnen  ertheilt  der  Communications» 
minister  die  Bewilligung. 
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Die  Concesston  zu  Expropriationen  zum  Zwecke  militlrischer  Be- 
festigungen  ertheilt  gleichfalls  der  kön,  ungar.  CommunicatlonsminUter 
ober  vorangegangene  Vereinbarung  mit  den  betreffenden  Organen. 

§  4. 

Gegenstand  der  Expropriation  kann  nur  eine  unbewegliche  Sache  sein. 

§  5. 

Durch  die  Expropriation  wird  in  der  Regel  das  Eigenthumsrecht 
des  expropriirten  Objecies  erworben.  Indessen  kann  in  den  im  gegen- 
wärtigen Gesetze  bestimmten  Fällen  auch  blos  die  zeitweilige  Nütz- 
niessung  eines  unbeweglichen  Gegenstandes  auf  bestimmte  oder  unbe- 
stimmte Zeit  expropriirt  werden. 

§  6. 

Mit  dem  endgiltig  oder  zeitweilig  expropriirten-  Besitz  sind  nicht 
auch  die  früher  damit  verbunden  gewesenen  Proportionalitäts-  oder  son- 
stigen nicht  unmittelbar  aus  der  Natur  des  Besitzes  entspringenden  Rechte 
und  Servituten  verbunden.  (Persönliche  Servituten.) 

§  7. 

Der  Expropriation  kann  weder  die  Eigenschaft  des  ZU  expropriiren- 
den  Gcgcnstindos  noch  auch  die  des  EigenthOmers  oder  des  Besitzers 
im  Wege  stehen. 

§  ^. 

Die  Expropriation  des  Eigenihumsrechtes  wird  durch  die  auf  dem 
unbewegliclien  Gegenstand  vorhandenen  Gebäude-,  Wasser-  und  andere 
Industriewerke  oder  Investituren  nicht  gehindert.  Dagegen  %Aird  die  Ex- 
propriation der  Nutzniessung  nur  auf  den  Grund  und  Boden  gestattet, 
und  ist  nicht  auch  auf  die  Gebäude  oder  Industriewerke  ausdehnbar. 

§  9. 

Die  Concession  für  das  Unternehmen  giebt  nicht  blos  das  Expro- 
priaiionsrecht  auf  den  zum  concessionirten  Unternehmen  unbedingt  er- 
forderlichen Grund  und  Boden,  sondern  auch  auf  die  zur  Herstellung 
der  nöthigen  Materialien,  als:  Steine,  Schotter,  Saud,  Erde,  Ziegel  und 
zur  Ableitung  des  Wassers  erforderlichen  Plätze,  sowie  auf  die  dahin 
röhrenden  Wege. 

II.  Abschnitt. 
Von  den  Vonrboiton. 
§  10. 

Auf  Grund  der  zu  den  Vorarbeiten  erlangten  Concession  ist  Jeder- 
mann verpflichtet,  die  auf  Feststellung  der  Linien  abzielenden  Sachver- 
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ständigen-  und  Ingen ieurarbeiten,  Fallmessungen  und  PrQfusi^en  der 
Materien  auf  seinem  Besitze  zu  dulden,  ohne  dafOr  ausser  seinem  Schades 
noch  eine  besondere  VergOtung  ansprechen  zu  können. 

§  u. 

Die  Unternehmer  haben  sich,  falls  sie  derlei  Vorarbeiten  einzuleiter 
beabsichtii^cn,  diesbezüglich  bei  der  betretVendcn  lurif^iiction  CComitar. 
Stadt,  Diiiirict,  Stuhl  de.)  anzunielJen.  Die  beti ctlciKien  Jurisciictioner. 
hingegen  haben  allsogleich  Verfügungen  zu  treffen,  dass  die  etwaigen 
Hindernisse  beseitigt  und  die  nöthige  und  schnelle  Hilfe  geleistet  werde. 

Es  wird  auch  die  Pflicht  der  betreffenden  Organe  der  Jurisdictionen 
sein.  Ober  jeden  durch  die  Vorarbeiten  entstandenen  Schaden  im  summa- 
rischen Wege  zu  erkennen  und  dem  Beschädigten  sogleich  volle  Genug» 
thuung  zu  verschaffen. 

Wenn  aber  Jemand  auch  nach  wirklicher  VergOtung  des  ihm  zu- 
gesprochenen Schadenersatzes  die  AusfQhrung  der  Vorarbeiten  hindern 
V  llre,  so  hat  der  Richter  den  etwaigen  Widerstand  mit  Hilfe  der  nächsten 
Sicherheitsorgane  der  Jurisdiction  sogleich  mittelst  Brach ium  zu  beseitigen. 

III.  Abschnitt. 

BetlimnMingeii  Ober  die  Anfertigung  des  ExproprietiontenKnirfes. 

§  12. 

Die  Expropriation  kann  nur  bezüglich  jenes  Terrains  oder  ienes 

Theiles  eines  Terrains  angeordnet  werden,  welches  zur  Ausführung  des 

Unternehmens  unumgj\nglich  nothwendi?  ist.  Demzufolge  darf  auch  in 
den  Expropriationsentwurf  kein  £;rtisseres  Terrain  aufgenommen  werden, 
als  zum  Zwecke  des  Unternehmens  unbedingt  nöthig  ist. 

§  18. 

Durch  das  zum  allgemeinen  Wohl  zu  realisirende  Unternehmen 
darf  die  Benützung  der  nebenanliegenden  Besitzungen  weder  gehindert 
noch  Ober  Bedarf  erschwert  werden.  Demzufolge  mOssen  die  zum  Durch- 
gang und  Durchtrieb  nötbigen  Wege  und  Brocken,  sowie  die  zur  Leitung 
des  Wassers  erforderlichen  Gr&ben,  CanAle  und  Schleusen  in  dem  Ex- 
propriationsentwurf in  voraus  angegeben  werden.  Wenn  die  betrefTenden 
Besitzer  diese  für  überflüssig  oder  ungenügend  erachten  sollten,  so 
können  sie  die  Geltendmachung  ihrer  begründeten  Ansprüche  verlangen. 

§  14. 

Die  Expropriation  einzelner  Theile   eines  Grundstückes   hat  Jcrart 
iü  geschehen,  dass  der  im  Besitze  des  Eigcnthümers  verbleibende  Theil 
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brauchbar,  oder  doch  wenigstens  in  dem  Masse  ZU  Verwertben  sei,  wie 
er  dies  vor  der  Expropriation  war, 

§  15. 

Wenn  drei  Viertbeile  eines  Grundstückes  eipropHirt  werden,  so 
ist  der  EigentbUmer  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  auch  das  verbleibende 
Viertel  exproprlirt,  und  zu  diesem  Zwecke  in  den  Expropriationsentwurf 
aufgenommen  werde,  mit  Ausnahme  jener  Hotter,  wo  die  Commassirung 
noch  nicht  stattgefunden,  wenn  anders  nicht  zu  beweisen  ist,  dass  eine 
solche  auch  nicht  stattfinden  wird,  oder  dass  der  zu  expropriirende  Grund 
solcher  Natur  sei,  dass  die  Commassirung  sich  auf  denselben  nicht  er- 
strecken wird  (z.  B.  Intravillangründe,  Weingärten  u.  s.  w.)« 

§  16. 

Gebäude,  Wasserwerke,  oder  andere  auf  den  zu  exproprürenden 
Gründen  liegende  unbewegliche  Appertinenzien ,  sind  nie  thetlweise, 
sondern  nur  im  Ganzen  Gegenstände  der  Expropriation, 

§  17. 

Der  Eigenthümer  kann  die  Expropriation  des  ganzen  Besitzes  und 
die  Aufnahme  desselben  in  den  Expropriationsentwurf  fordern: 

a)  wenn  das  Gebinde,  dessen  Hof,  Garten  und  Intravillangrund  zum 
Theit  oder  ganz  expropriirt  wurde,  in  Folge  dieser  Expropriation 
nicht  mehr  dem  früheren  Zwecke  oder  Bestimmung  gemäss  ver- 
wendet werden  kann; 

wenn  von  mehreren,  zum  Wirthschafts-,  Fabriks-  oder  Industrie- 
betriebe gehörigen  Gebftuden  eines  derselben  oder  der  dazu  ge- 
hörige Intravillangrund  expropriirt  wird  und  dadurch  der  Betrieb 
des  früheren  Geschäftes  unmöglich  wird; 

cj  wenn  nur  ein  Theil  des  Intravillangrundes  expropriirt  wird,  und 
der  übrig  bleibende  Theil  nicht  mehr  dem  früheren  Zwecke  ge- 
mäss benützi  werden  kann; 

dj  wenn  ein  Intravillangrund  in  Folge  des  Expropriationsvertahrens 
mit  Servituten  belastet  werden  sollte; 

e)  endlich  wenn  der  Eigcianümcr  irgend  eines  mit  dem  Intravillan- 
grund verbunden  gewesenen  Rechtes  oder  industrielten  Betriebes 
entweder  ganz  beraubt,  oder  dessen  Fortsetzung  doch  bedeutend 
kostspieliger  gemacht  würde*  — 

In  allen  diesen  Füllen  hört  die  Berechtigung  des  Eigenthümers  zu 
obiger  Forderung  auf,  wenn  der  Expropriattonswerber  sich  erbietet,  den 
Intravillangrund  aus  einem  diesem  angrenzenden  anderen  Grunde  derart 
itt  ergänzen,  dass  derselbe,  auch  nach  Expropriation  eines  Theiles  des- 
selben,'seinem  früheren  Zwecke  nachweisbar  entsprechen  wird. 

B«b«ref ,  Dm  StAerr.  BtioibBhuM'bt  E 
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§  18. 

Sowohl  jene  Gebäude,  welche  im  öffentlichen  Interesse  auf  den  zu 
expropriirenden  Grflnden  errichtet  werden,  als  such  die  Interessen  der 
Privaten  erfordern  gleicherdings  ^cherbeitraiassregcln  gegen  Feuersgelahr, 
welche  durch  die  auf  dem  expropriirten  Grund  errichteten  Bauten  oder 
Verkehrsmittel  veranlasst  werden  könnte.  Demzufolge  ist  bezQglich  aller 
jener  Unternehmungen,  deren  Betrieb  mittelst  Feuer  bewirkt  wird,  der 
Expropriadottsentwurf  derart  xu  verfassen,  dass  die  Untemehmunigslimen 
oder  der  Umfang  des  Bauterrains: 

aj  von  den  mit  feuersicherem  Material  gedeckten  Gebftuden  wenigstens 

6  Klafter, 

tj  von  den  mit  Schindeln  oder  Brettern  gedeckten  Gebäuden  wenigstens 

15  Klalier. 

c)  von  den  mit  Rohr  oder  Slroh  gedeckten  mindestens  40  Klafter, 
äj  von  Scheuerteimon  und   den  zur  Bereitung  oder  Verwahrung  leicht 
entzündbarer  StoiVe  dienenden  Gebäuden  wenigstens  50  Klafter  ent- 
fernt angelegt  werden. 

Diese  Regeln  sind  auch  fOr  die  rings  um  die  Unternehmungen  — 
nach  deren  Ausführung  —  aufzuführenden  Privatbauten  aller  Art  mass* 
gebend. 

§  19. 

Wenn  sich  bei'dM-  Anfertigung  des  Planes  zu  irgend  einem  Unter- 
nehmen solche  Terrainschwierigkeiten  ergeben,  in  Folge  deren  die  obigen 
Entfernungen  entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  schweren  Opfern  einge» 
hatten  werden  können,  so  ist  der  Expropriationswerber  verpflichtet,  die 
in  die  angegebenen  Radienentfernungen  hineinfallenden  GebAude,  den 
vorangelassenen  Princtpien  gemftss,  in  den  Expropriationsplan  aufzunehmen, 
beziehungsweise  zu  erklären,  dass  er  die  nicht  feuersicher  gedeckten 
Gebäude,  wenn  dies  ohne  Beschädigung  derselben  zu  bewerkstelligen  ist, 
mit  feuersicheren  Dächern  versehen  werde. 

In  letzterem  Falle  trifft  die  Umgestaltung  nur  einmal  den  Expro- 
priationswerber, die  Erhaltung  und  mit  der  Zelt  noihwciidig  werdenden 
Aufbesserungen  und  Erneuerungen  hingegen  den  EigenthOmer. 

§  20. 

Wenn  die  im  §  19  angegebene  Umgestaltung  niclit  möglich  ist,  sind 
derlei  Gebäude  und  Werke  gleichfalls  in  den  Expropriationsplan  auf- 
zunehmen. 

§  21. 

Auf  Grund  der  im  II.  Abschnitte  bezeichneten  Vorarbeiten  ist  für 
jeden  Hotter  insbesondere  im  Sinne  der  in  diesem  Abschnitte  bestimmten 
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Vorftdiriften  eine  Skizze  des  profectirten  Unternehmenft  und  eine  Expro- 

priationsconscription  zu  verfassen,  welche  zusammen  den  Ezpropriations- 
cntwurf  bilden.  T>ic  Feststellung  dieses  Entwurfes  wird,  insoferne  zwischen 
den  Parteien  kein  Vergleich  zu  Stande  kommt,  dem  in  den  §§  26  bis  30 
vorgeschriebenen  Verfahren  gemAss  erfolgen» 

Die  ProjecLskizze  soll  alle  längst  der  zu  exproprilrenden  Linie 
liegenden  Besitzthetle  sanimt  Angabe  der  topographischen  und  Locali- 
sirungszahlen  derselben  enthalten,  und  hat  dort,  wo  Grundbücher  be- 
steheoi  mit  den  betretenden  Theilen  der  grundbuchsamtlichen  Sliuations- 
plftne  übereinzustimmen« 

In  dieser  Skizze  ist  die  ExpropriationsUnie  mit  besonderer  Farbe 
kenntlich  zu  machen,  die  auf  den  einzelnen  Bestandtheilen  liegenden  Ge- 
bftude  mit  Buchstaben,  die  Servituten  hingegen  mit  kreuzförmigen  Zeichen 
anzudeuten.  Die  Projectsktzze  kann  in  beliebige  Abschnitte  getheilt  werden, 
doch  mOssen  alle  nach  derselben  Scala  angefertigt  und  diese  Scale  auf 
jeder  einzelnen  angegeben  werden» 

§  23. 

Die  Exproprlatonsconscription  niuss  mit  der  Projectskizze  in  vollem 
Einklang  stehen.  I^ie  Rubriken  derselben  sind  die  folgenden: 

1.  die  Ordnungszahl; 

2.  der  Name  des  Besitzers; 

3.  die  Loeslisirungs*  und  topographische,  und  dort,  wo  GrundbQcher 
bestehen,  die  Seitenzahl  des  GnindbuchsprotokoUes  jener  Parcelle, 
aus  welcher  die  Expropriation  geschehen  soll; 

4.  der  Hotter,  in  welchem  der  Grund  liegt,  und  die  Culturart,  zu 
welcher  er  gehört; 

6.  der  Flächeninhalt  des  ganzen  Besitztheiles,  wie  er  in  dem  Grundbuch 
oder  dem  Steuerbuche  eingetragen  ist; 

6*  die  Länge  und  Breite,  sowie  die  gesammte  Ausdehnung  des  zu  ex- 
propriirenden  Theiles  in  Klaftern  berechnet; 

7.  die  Beschreibung  der  übrigen  zu  expropriirenden  Gegenstände; 

8.  der  Expropriationspreis,  und  zwar  des  zu  expropriirenden  Grundes 
und  der  übrigen  Gegenstände  im  Einzelnen  und  in  der  Gesammt- 
summe; 

9.  Anmerkungen, 

Am  Schlüsse  der  Conscription  sind  die  für  das  Unternehmen  zu 
erwerbenden  Rechte:  z.  B.  das  Recht  der  \'erk6stigung,  der  Scholtcr- 
fQhrung  eic ,  ferner  die  Servituten,  sowie  die  im  §  113  dieses  (Jesetzes 
erwAhnten  Uebergangswege,   Schleussen,  Brücken  etc.  zu  verzeichnen, 
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und  zwafi  venrt  diese  Rechte  oder  Servituten  mit  einem  Gebäude  oder 
einem  anderen  Gegenstände  rechtlich  oder  ihrer  Natur  nach  Terbundeo 
sind,  mit  Berufung  auf  die  Nummer  des  betrefienden  Gegenstandes  oder 
Geb&udes. 

§  24. 

Bei  Zusammenstellung  der  Expropriationsconscription  haben  dort, 

\vo  Grundbücher  bestehen,  die  Grundbujhsbchördcn  mitzuwirken,  und 
der  rritcrnchmer  kann  vor  Beginn  Acv  Zusomnianstellung  mit  einem  die 
Lccaiisirungsnummcrn  der  innerhalb  der  i"\propriationslinie  fallenden 
Parcellen  aufweisenden  Gesuche  die  Anmerkung  der  Protokollszahlen  in 
den  einzelnen  Grundl^uclisprotokollen  verlangen,  damit  die  KxpropriaTion 
anderen  Personen  gegenüber,  weiche  später  Rechte  erwerben  bolllen,  ge- 
hörig bekannt  gemacht  werde. 

IV.  Abschnitt, 

Von  dem  Verfahren  hInsiehfUeh  der  Feettfoltung  des  ExpropriailioBtplaiMs. 

§  25. 

Die  vollendete  Pn  jectslvizze  und  die  Conscription  ist  dem  Com- 
municaiiousmi nister  in  zwei  Kxemplaren  vorzulegen,  welcher  eines  der- 
selben der  betreffenden  Jurisdiction  öberscndet,  und  zugleich  zur  Fest- 
stellung des  Expropriatiousenlwurles  einen  Verhandlungstermin  anberaumt 
(§§  22,  23  und  24). 

Diese  Verhandlung  wird  von  einer  CommJssion  gepflogen.  Mitglieder 
derselben  sind:  Ein  vom  Communicattonsminister  entsendeter  Beamter 
als  Präses  und  zwei  von  der  betreffenden  Jurisdiction  exmitdrte  Beamte. 
Wenn  |edocb  der  Communicationsminister  die  Entsendung  eines  Mini- 
sterialbeamten  nicht  fflr  nothwendig  erachtet»  so  steht  sowohl  die  An* 
beraumung  des  VerhandlungstermineSi  als  auch  die  Ernennung  des  Gom- 
missionspräses  der  Jurisdiction  zu.  Aufgabe  dieser  Commission  wird  es 
sein,  über  alle  Ansprüche  und  Bemerkungen  zu  entscheiden»  welche  die 
Partelen  auf  Grund  des  HI.  Abschnittes  dieses  Gesetzes  etwa  machen 
dürften.  Vor  dieser  Commission  ki5nnen  sich  sowohl  der  Communications- 
minister, als  auch  der  Unttrnelimcr  und  die  einzelnen  betheiligten  Parteien 
durch  rechts-  und  sachkundige  Individuen  vertreten  lassen. 

Von  dem  anberaumten  Verhandlungstermine  wird  sowohl  der  Unter- 
nehmer, als  auch  die  Gemeindeobrigkeit,  und  zwar  wenigstens  aciit  Tage 
im  Vorhinein,  durcli  die  Jurisdiction  verständigt,  welche  unter  Einem  auch 
die  Exprupiiutionsprojectskizze  und  Conscription  an  die  Gemeindevor- 
stehung  schickt»  und  diese  in  der  Verständigung  darauf  hinweist»  dass 
von  allen  Mitinteressenten  in  die  obigen  Documente  Einsicht  zu  nehmen» 
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und  deren  etwaige  Bemerkungen  gegen  den  Expropriationsplan  entweder 
schriftikh,  oder  in  dem  zu  diesem  Zwecl^  aufxunebmenden  Protolcolle, 
oder  aber  am  Verhandlungstage  vor  der  Commisslon  auch  mündlich  vor« 
zubringen  sind,  da  tni  entgegengesetzten  Falle  die  rechtliche  Vermuthung 
dahin  gehen  wird»  dass  der  sich  nicht  Äussernde  Betheiiigte  den  Expro^ 
priationsplan  seinerseits  angenommen  habe.  Ferner  wird  dieselbe  be- 
deutet, dass  die  Commission  Ober  die  Feststellung  der  Expropriation, 
auch  wenn  Niemand  erscheinen  solhe,  meritorisch  entscheiden  wird. 

Diese  \'erständigung  und  Weisungen  hat  die  Genicindcvorstehung 
den  Grundbesitzern  in  der  Gemeinde  mitzutheilen,  beziehungsweise  die- 
selben dem  Ortsgebrauche  gemäss  kundzumachen,  und  die  erfolgte  Kund- 
tnaciiung  amtlich  zu  bestätigen,  welche  Bestätigung  den  Acten  beizu- 
schliessen  ist. 

Die  Kundmachung  ist  durch  die  Jurisdiction  auch  im  Amtsblatte 
einmal  zu  veröffentlichen. 

§  26. 

An  dem  dem  voriaen  Para^-'raph  gemäss  anberaumten  Termine  ist 
die  Gemeinaevorsichuiig  verpdichiei,  die  etwaige  ßemerkungca  der  Ge- 
meinde oder  Einzelner  enthaltenden  Aeusserungen  oder  Protokolle,  sowie 
das  die  Kundmachung  bestätigende  Zeugniss  dem  Präses  der  Commission 
zu  fibergeben. 

Wenn  aus  dem  Gemeindeberichte  hervorgehen  sollte,  dass  ii^end 
eine  betheiiigte  Partei  wegen  Abwesenheit  sich  nicht  äussern  konnte,  und 
ihr  diesbezQgticher  Vertreter  sich  bei  Beginn  des  Verfahrens  nicht  ein- 
ende, so  soll  ftkr  dieselbe  von  Seite  der  vorgehenden  Commission  so* 
gleich  und  womöglich  ein  mit  der  Sachlage  vertrauter  Curator  bestellt 
werden,  welcher  sich  Ober  den  Expropriationsplan  bei  Gelegenheit  der 
Verhandlung  im  Interesse  seines  abwesenden  dienten  zu  Äussern  ver« 
pflichtet  ist. 

§  27. 

An  dem  anberaumten  Verhandlungstage  werden  vor  Allem  die  Be- 
meritungen  der  Gemeinde,  und  dann  der  Ordnungszahl  nach  die  der 
Interessenten  in  Verhandlung  genommen«  Vor  Allem  ist  immer  der  gOt- 
liehe  Ausgleich  zu  versuchen,  und  wenn  er  zu  Stande  kommt,  zu  Protokoll 

zu  nehmen.  Wenn  er  nicht  gelingt,  so  fällt  die  vorgehende  Commission 
nach  beiderseitiger  Vernehmung  der  Parteien  und  Erwägung  ihrer" Gründe 
und  wo  sie  es  für  nöthig  erachtet,  nach  aI!«ogKich  zu  voliziehendem 
und  zu  Protokoll  genommenem  Beschau,  meritorischen  Beschiuss,  worin 
sie  ausdrücklich  feststellt,  inwieweit  der  Expropriationsplan  bestAtigt 
vvcidc,  und  inwieweit  andererseits  und  in  welcher  Richtung  er  Aendcrung 
erleidet. 
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§  28. 

Dieser  Reschluss  wird  allsogleich  mündlich  kundgernac'nt  und 
M.hijuücli  acii  Acten  beigeschlossen.  Der  unbefriedigten  Partei  steht  das 
Recht  zu,  gegen  den  Beschluss  an  den  Communicationsminister  zu  re- 
cuniren,  sie  ist  jedoch  gehalten,  diesen  Recurft  drei  Tege  nach  erfolgter 
Pablication  der  vorgehenden  Commission  scliriftUch  zu  Oberreichea  oder 
vor  derselben  anzumelden. 

§  29. 

Die  vorgehende  Commission  hat  den  Recurs,  euer  das  hierüber  auf- 
genommene Protokoll,  sammt  allen  auf  das  Verfahren  bezüglichen 
Schriften  und  Plftnen  binnen  drei  Tagen  dem  Communicationsminister 
vorzulegen,  der  das  Verfahren  annulliren  oder  dessen  Ergänzung  oder 
Beischaffung  neuer  Daten  anordnen  Icann,  und  über  die  sich  ergebenden 
Fragen  im  Einvernehmen  mit  dem  Jostizminister  endgiltig  entscheidet. 

Wenn  in  Folge  des  Recurses  neue  Daten  verlangt  würden,  sind 
diese  bini>en  acht  Tagen  zu  beschaffen  und  vorzulegen.' 

§  SO. 

Wenn  in  dem  Expropriationsentwurf,  entweder  über  Vereinbarung 
der  Parteien  oder  im  Falle  einer  Verfügung  der  Commission  und  Berufung 
gegen  dieselbe  über  Entscheidung  des  Communications-  und  Justizministers 
Veränderungen  vorzunehmen  sind :  so  hat  die  Commission  wegen  schleu- 
niger Vornahme  derselben  das  Nöthige  zu  verfügen. 

Der  auf  solche  Art  zu  Stande  gekommene  Plan  ist  mit  den  Worten: 
pdurch  Vergleich"  —  oder  „durch  endgiltiges  Erke:intniss  festgestellt"  — 
zu  authenticiren,  und  dem  competentea  Gerichtshöfe  sogleich  zu  über- 
senden. 

Es  können  jedoch  auch  vor  dem  gerichtlichen  \'erfahren  auf  Grund 
des  festgc^Lciiica  Expropriationsplanes  die  Bauarbeiten  auf  uem  in  jenem 
aufgenommenen  Terrain  begonnen  ^\'erden,  wenn  der  Communications» 
minister  dies  f%kr  dringend  nothwendig  erklärt,  jedoch  nur  unter  den 
folgenden  Bedingungen: 

aj  Kann  der  Bauunternehmer  an  den  auf  diesem  Terrain  befindlichen 
Gebäuden,  vor  Beendigung  der  Expropriation  derselben,  nichts  ver- 
ändern. 

bj  Wenn  bezüglich  des  Entschädigungspreises  zwischen  dem  Expro- 
priationswerber und  dem  Eigenthümer  ein  Ausgleich  zu  Stande  ge- 
kommen ist,  und  auf  der  zu  expropriirenden  Realität  keine  grund- 
büchcrllch  einverleibten  Lasten  oder  vorgemerkten  Ansprüche  haften, 
so  hat  der  Expropriationswerber  dem  Eigenthümer  den  ganzen  Ex- 
propriationspreis sogleich  auszuzahlen. 
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cj  Wenn  aber  bezüglich  des  Entschadigungspreises  kein  Vergleich 
besteht,  oder  die  zu  expropriircnJc  Realität  mit  angemerkten  An- 
sprüchen oder  einverleibten  Forderungen  belastet  ist,  so  ist  der 
Expropriationswerber  verpflichtet,  bevor  er  die  Bauarbeiten  in  Angriff 
nimmt,  den  SOfachcn  Betraq  des  im  Steuerbuch  von  dem  in  Be- 
arbeitung zu  nehmenden  icrrain  angenommenen  Reinerträgnisses 
entweder  in  baarem  Gcide  oder  in  ungarischen  Staatspapieren  oder 
Pfandbriefen  der  ungarischen  Bodencreditanstalt  nach  dem  Pester 
BOrsencurse  in  die  Depositencasse  jener  Jurisdiction  zu  hinterlegen, 
auf  deren  Gebiet  die  zu  expropriirende  Realität  liegt. 

V.  Abschnitt 
Bestimmungen  Uber  die  Entschädigung. 

§  31. 

Die  Expropriation  geschieht  gegen  wirkliche  und  vollständige  Ent- 
schädigung. 

Bestimmungen  für  die  Entschädigung. 

§  32. 

Bei  I^estlmmung  des  Betrages  der  Entscliädigungssumme  ist  nicht 
nur  der  Werth  der  wahrhal't  expropriirten  Realität  in  Anschlag  zu  bringen, 
sondern : 

a)  auch  die  Werthverminderung,  welche  die  Realitftt  durch  ZerstQclclung, 
Zerreissung  oder  Belastung  mit  Servituten  erleidet; 

b)  die  Kosten,  welche  erforderlich  sind,  um  den  Grundbesitz,  aus  welchem 
ein  Theil  expropriirt  wurde.  In  derselben  Weise  wie  vor  der  Expro- 
priation verwendbar  zu  machen; 

c)  jener  Kostenmehrbetrag,  welchen  die  Benutzung  des  verbliebenen 
Besitztheiles  nach  der  Expropriation,  im  Vergleich  zu  dem  Zustande 
vor  derselben  erfordert, 

§  33. 

Die  auf  dem  zu  expropriirenden  Grunde  vorfindlichen  hängenden 
Früchte,  Anpflanzungen,  sowie  andere  bewegliche  Gegenstände  sind  bei 
Bestimmung  der  Expropriationssumme  nicht  einzurechnen.  Für  diese  steht 

dem  Eiuenthümer  im  Sinne  des  IX.  Ges.- Art.  vom  Jahre  l-SK)  eine  vom 
Expropriationswerber  zu  leistende  besondere  Schadloshaltung  zu. 

§  34. 

Die  Entschädigungssumme  ist  —  den  Fall  des  gütlichen  Vergleiches 
aufgenommen  auf  Grund  der  Ansichten  von  Sachverständigen  immer 
Tom  Gerichte  festzustellen. 
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$  85. 

Der  Werth  der  zu  cxproprilrenden  Objecte  ist  nach  den  zur  Zeit  der 
Schätzung  bcsichcnJcn  Preisen  zu  bcstinnncii.  Als  Grundlage  dieser  Be- 
stimmung dienen  der  Reinertrag,  der  LocaJpreis,  die    Pachtzinse  und 
andere  bei  gewöhnlichen  Kaufs-  und  Verkaufsgesthftften  in  Anschlag 
kommende  Umstände.  —  Jedoch  d!e  besondert  Vorliebe  des  EigenthOmers 
zu  dem  zu  expropriirenden  Objecte^  oder  die  aus  einer  möglicherweise 
eintretenden  Veränderung  und  gar  durch  das  tn  Folge  der  im  Zuge  be- 
findlichen Expropriation  zu  Stande  kommende  Unternehmen  anzuhofTende 
Wertherhöhung  des  zu  expropriirenden  Objectes  können  nicht  in  Axischlag 
gebracht  werden,  ebensowenig  )ene  Meliorationen,  welche  der  Eigen- 
thfimer  nach  Feststellung  des  Expropriationsplanes  machen  Hess,  wenn 
anders  dieselben  nicht  auch  dem    Expropriationswerber  offenbar  zum 
Nutzen  gereichen. 

Wenn  der  Zustand  des  zu  exproprfirendcn  Grundes  durch  die  Bau- 
arbeiten eine  solche  Veränderung  erlitten  hat,  dass  seine  frühere  Bescharten- 
heit  nach  dem  zur  Zeit  der  Schätzung  sich  ergebenden  Zustand  nicht  zu 
bestimmen  ist,  so  wird  die  Bcschallcnheit  desselben  nach  den  dem  Eigen- 
ihümcr  nach  der  Expropriation  \erhliehenen  und  in  gleicher  Culturart 
verwendeten  Thcilcn,  und  iu  Enuaiii^lung  solcher  nach  Beschaffenheit  der 
Nachbargründe  bestimmt.  Beiden  Parteien  steht  übrigens  frei,  mittelst  der 
im  bfirgerlichen  Rechtsverfahren  bestimmten  Beweismittel  nachzuweisen, 
dass  die  Beschaffenheit  des  expropriirten  Bodens  eine  von  den  oben  bezeich- 
neten verschiedene  war. 

§  $6. 

EntschSdigungssumme  ist  in  der  Regel  in  cursirendem  Baargelde  zu 
bestimmen. 

§  37. 

Im  Falle  des  §  17  dieses  Geseues,  und  wenn  zwischen  den  Parteien 
ein  Ausgleich  zu  Stande  kommt,  kann  die  Entschädigung  statt  in  Baar- 
geld  auch  in  einer  Realität  festgeseUt  werden. 

# 

In  solchen  Fällen  wird  der  Werth  sowohl  des  ZU  expropriirenden, 
als  auch  des  als  Entschädigung  dienenden  Objectes   den  Bestimmungen 

des  §  35  gemäss  testgestellt. 

Wenn  der  Werth  des  letzteren  geringer  ist  als  der  des  ersteren,  so 

bat  der  Expropriationswerber  die  Differenz  in  Raarem  auszugleichen. 

Der  7u  Entschädigende  ist  jedoch  in  keinem  Falle  gehalten,  eine  i:i 
natura  angebotene  Entschädigung  anzunehmen,  in  Folge  deren  er  eine 
Ueberzahlung  leisten  raüssie. 
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§  38. 

Die  Ansprüche  der  Pächter  im  !  anderer  Nulzniessungs-  und  Servi- 
tuten-Berechtigten können  den   Laut  des  Expropriationsverfahrens  nicht 

liemmcn,  und  können  sich  nur  auf  die  Nutzniessung  der  KntschSdigungs- 
surnni  erstrecken,  insoferne  sie  keine  gegründeten  Einwendungen  gegen 
die  Feststellung  dieser  Entschädigungssumme  haben« 

§  39. 

In  Folge  der  in  AngrilV  genommenen  Fxpropriation  können  wegen 
Pachtaufhebung  oder  Fachischillingsnachlass  oder  Abänderung  der  Pacht- 
verhäitnisse  auch  später  keine  Klagen  angestrengt  werden,  ausser: 

a)  wenn  das  ganze  Pachtobject  cxproprlirt  wird; 

b)  wenn  in  Folge  Expropriirung  eines  Thellcs  des  Pachtobjectes  ent- 
weder die  Bedingungen  des  Vertrages  nicht  erfüllt  werden  können, 
oder  das  gepachtete  Object  eine  solche  Aendening  erleidet,  dass  es 
seiner  früheren  Bestimmung  nicht  mehr  entspricht. 

In  den  sub  a)  erwähnten  Fallen  erlischt  der  Pachtvertrag  alisogleich, 
in  denen  sub  b)  hingegen  kann  der  Pächter  die  Aufhebung  desselben 
verlangen. 

§  40. 

Von  dem  Zeitpunkte  an,  als  die  Entschädigungssumme  rechtegiltig 
festgesetzt  is^  sind  bis  zur  Auszahlung  oder  Deponirung  derselben  auch 
6%  Interessen  zu  bezahlen,  ausser,  wenn  der  frühere  Eigenthttroer  die 
Benützung  des  Ob)ectes  bis  zur  factischen  Uebernahme  desselben  durch 
den  Expropriationswerber  fortsetzen  sollte,  in  welchem  Falle  die  6% 
Interessen  erst  vom  Tage  der  factischen  Uebernahme  an  laufen. 

VI.  Abschnitt. 
Vom  Entschädigungsverfahren. 
§  41. 

Bezüglich  des  Entschädigungsverfahrens  ist,  insoferne  zwischen  den 
Parteien  über  die  Entschädigung  kein  Ausgleich  zu  Stande  gekommen 
ist,  jenes  Gericht  kompetent,  welches  die  Realinstanz  der  zu  esproprliren> 
den  Realität  bildet. 

§  42. 

Das  Gericht  hat,  sobald  der  Expropriationsplan  an  dasselbe  gelangte 
(siehe  §  30),  zum  Beginne  des  Entschädigungsverfahrens  eine  Tagsatzung 
an  Ort  und  Stelle  anzuberaumen  und  hierzu  den  Expropriationswerber 
und  die  in  der  Conscription  enthaltenen  Eigenthümer  oder  deren  gesetzliche 
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oder  bevollmächtigte  Vertreter  ^Vormunde,  Curatoren  etc).  mittelst  Kund- 
machung in  der  im  §  25  vorgeschriebenen  Art  einzuberufen,  für  die  Ab- 
wesenden und  die  unbekannten  Aufenthaltes  von  amtswegen  einen  Curator 
zu  bestellen  und  dies  in  iler  Kundmachung  zu  veröffentlichen.  In  der 
Vorladung  ist  immer  ausdrücklich  zu  bemerken,  dass  das  NIcluer&chcIncn 
der  Interessenten  die  It  aiiung  einer  mcriiorischen  Entscheidung  über  die 
Entschädigung  nicht  aufhalten  wird. 

§  48. 

Das  Gericht  entsendet  zur  Leitung  der  Verhandlung  ein  Mitglied 
aus  seiner  Mitte,  und  gibt  ihm  einen  Schriftführer  bei. 

In  allen  jenen  Fällen,  wo  das  Entschadigungsverfahren  in  mehreren 
Gemeinden  durchzuführen  ist,  kann  das  Gericht  dem  ErUirderniss  gemäss 
auch  mehrere  Commissionen  entsenden,  welche  dos  Enlschäd  igungs- 
verfahren  zu  derselben  Zeit  io  verschiedenen  Gemeinden  durchführen. 

§  44. 

Die  Gerichtscororoisslon  hat,  nachdem  sie  an  dem  anberftumten 
Termine  an  Ort  und  Steile  erschienen,  vor  Atiem  nach  der  Reihenfolge 
der  Conscripdon  zwischen  dem  Expropriationswerber  und  den  betheil  igten 
EigenthOmem  oder  deren  gesetzlichen  Vertretern  den  gatlichen  Ausgleich 
zu  versuchen.  Wenn  dieser  gelingt,  hat  sie  den  zu  Stande  gekommenen 
Vergleich  in  das  durch  sie  aufgelegte  Protokoll  einzutragen,  und  ISsst 
selbes  durch  die  Parteien  unterschreiben« 

Dieses  Verfahren  setzt  sie  solange  fort,  bis  der  Ausgleich  mit  allen 
betheiligten  Parteien  versucht  wurde. 

Sammtliche  zwischen  den  Parteien  zu  Stande  gekommenen  Vergleiche 
sind  in  ein  und  dasselbe  Protokoll  aufzunehmen. 

§  45. 

Nach  Beendigung  des  Ausgleiches  fordert  die  Commission  jene 
Parteien,  welche  zu  einem  Vergleich  zu  bewegen  nicht  gelungen  war, 
auf,  zur  Bestimmung  der  Entschädigungssumme  sachverstftndige  Schätz- 
leute  zu  benennen. 

§  46. 

Für  Gebftude  und  Industriewerke,  für  Wasser-  und  sonstige  Bauten, 
sowie  fOr  die  einzelnen  Culturarten  der  Reaüt&ten  sind,  insofeme  hierzu 
besondere  Fachbildung  erforderlich  isl^  fQr  jedes  besondere  Sachver» 
ständige  zu  benennen. 

§  47. 

Die  Sachyerstftndrgen  müssen  die  in  der  Gerichtsordnung  vorge- 
schriebenen Eigenschaften  besitzen;  die  Betheiligten,  oder  Jene,  weiche 
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aut  das  zu  expropriircnde  Objcct  grundbCicherlich  ausgewiesene  Rechte 
oder  Ansprüche  haben,  können  nicht  als  Sachverständige  verwendet 
"werden. 

§  48. 

Dem  üxpropriircadeu  steht  frei,  bei  Vornahme  der  Schätzung  seine 
regelmässig  verwenJeten  Sachverstandigen  zu  benennen;  diese  •  Sachver- 
ständigen müssen  jedoch  vor  jeder  neuen  Schätzung  den  in  der  Gerichts- 
ordnung vorgeschriebenen  Eid  ablegen. 

§  49. 

Die  gleicbmässig  Interessirten  Grundbesitzer  einer  und  derselben 
Gemeinde  wfthlen  zusammen  je  einen  Sachverstftndigen.  Wenn  sie  sich 
über  die  Wahl  nicht  änigen  icönnten,  entscheidet  die  relative  Majoritftti 
wenn  hingegen  ein  oder  mehrere  Sachverstindige  eine  gleiche  Zahl  von 
Stimmen  erhielten,  so  ist  über  dieselben  eine  neue  Abstimmung  vorzu- 
nehmen, und  wenn  auch  diese  zu  keinem  Resultat  führt,  so  wird  einer 
der  gleiche  Stimmenzahl  besitzenden  Sachverstflndigen  durch  das  Los 
gew&hlt. 

§  50. 

Wenn  sich  irgend  eine  Partei  weigern  sollte,  einen  Sachverständigen 
zu  wählen,  so  wird  der  exmittirte  Richter  statt  derselben  einen  solchen 
wählen.  Bezüglich  der  vorgeladenen,  jedoch  weder  persönlich,  noch  durch 
ihre  Vertreter  erschienenen  Interessenten  gilt  die  Rechtsvermuthung,  dass 
sie  sich  mit  dem  während  ihrer  Abwesenheit  gepflogenen  Entschädigungs- 
verfahren zufrieden  geben. 

§  61. 

Wenn  eine  oder  die  andere  Partei  gegen  die  ernannten  Sachver- 
ständigen eine  Einwendung  zu  machen  hat,  muss  sie  diese  sogleich  ver- 
bringen. Lieber  derlei  Einwendungen  hat  der  Riclitcr  sofort  zu  entscheiden, 
beziehungsweise  die  Wahl  eines  neuen  Sachverständigen  zu  veranlassen. 

S  62. 

Der  Richter  ernennt  zu  jeder  Sachverständigcncommission  einen 
dritten  Sacfaver^ndigen  als  Vorsitzenden,  sodann  ^kltrt  er  die  Sch&tzungs- 
commisuonen  als  constituirt,  und  fordert  die  Parteien  auf,  hinsichtlich  der 
jenen  zu  ertheilenden  Weisungen  ihre  Wünsche  vorzutragen* 

Nachdem  die  wesentlichen  Punkte  dieser  Wünsche  zu  Protokoll  ge- 
nommen sind,  entscheidet  der  Richter  sogleich  über  dieselben,  und  stellt 
demgemftss  die  Instruction  für  die  Sclifttzungscommissionen  fest,  beraumt 
f&r  den  Schätzungsvollzug  einen  Termin  an,  ladet  die  Sschverstftndigen 
uater  Hinweisung  auf  die  in  dem  Gerichtsverfiithren  bestimmten  Folgen 
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der  Nichtelnhittung  biemi  mflndlich  oder  schriftlich  vor,  und  macht  dies 
Alles  gleichseitig  im  Protokoll  ersichtlich. 

§  53. 

An  dem  zur  Schätzung  anberaumten  Tage  beeidet  der  Richter  dit 
Sachverständigen,  indem  er  sie  auf  die  im  §  52  erwähnte  Instruction 
erinnert,  und  beauftragt  dieselben  mit  dem  Vollzuge  der  Schätzung  in  der 
Reihenfolge  der  Conscription. 

§  64. 

Die  Befunde  der  Sachverständigen  über  die  vollzogene  Schätzung 
werden  zu  Protokoll  genommen,  und  sowohl  von  diesen  als  von  den 
etwa  gegenwärtigen  Parteien,  oder  deren  V  ertretern  unterfertigt,  und  so- 
dann das  Prütokuli  durch  die  Gerichtscommission  geschloseo. 

§  55. 

Bei  grösseren  Gebäuden  oder  Indusiriewerken  wird  den  Sach- 
verständigen gestattet,  ihre  Befunde  auch  schriftlich  vorzulegen.  Derlei 
Sachverständigenbefunde  sind  dem  Protokolle  beizulegen  und  dies  im 
Protoicoilc  anzumerken. 

§  56. 

Sobald  das  Schätzungsverfahren  in  einer  Gemeinde  beendet  ist,  legt 
die  Gerichtscommission  das  hierüber  aufgenonunene  Protokoll  summt 
den  darauf  bezüglichen  Schriften  dem  cxmiuirenden  Gerichtshöfe  vor, 
welcher  dasselbe  längstens  binnen  acht  Tagen  erledigt. 

Der  Gerichtshof  füllt  Ober  die  Eniscliädlgungsfrage  auf  Grund  der 
geschlossenen  Vergleiche,  respcctive  der  Schätzung  der  Sachverständigen 
meritorische  Entscheidung,  oder,  wenn  dies  der  obwaltenden  Mängel  halber 
nicht  möglich  wAre,  annullirt  er  das  Verfahren  je  nach  Bedarf  entweder 
ganz  oder  theilweise,  und  ordnet  ein  neues  an. 

Von  dieser  Entscheidung  verständigt  er  die  betheiligten  Parteien» 
und  dort,  wo  Waisen  oder  unter  Curatel  Befindliche  mit  Interessirt  sind^ 
die  Waisenbehörde,  bei  Expropriirung  von  Fideicommissgtktem  aber 
auch  die  Fideicommissbehörde. 

§  57. 

Meritorische  Verfügungen  enthaltende  Beschlüsse  müssen: 

a)  eine  genaue  Beschreibung  der  zu  expropriirenden  Realität, 

b)  eine  genaue  Bestimmung  des  Entschftdigungsmodus  und  der  Ent- 
sch  ä  d  i  gu  ngssumme 

in  sich  enthalten. 

§  ö8. 

Gegen  einen  meritorischen  Beschlu^s  des  Gerichtshofes  kann  jede 
interessirte  Partei  innerhalb  dreier  Tage  nach  der  Zustellung  die  NuUitäts- 
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bcschwerde  einreichen,  welche  durch  das  betrefTende  Gericht  im  Verlaufe 
weiterer  drei  Tage  an  den  königlichen  Cassationshot  vorzulegen  ist. 

§  59. 

NuIIitätsbeschwerden  können  nur  wegen  Verletzung  der  Form  des 
in  diesem  Abschnitte  bestimmten  Verfahrens  und  in  dem  Falle  erhoben 
werden,  wenn  bei  Fällung  einer  meritorischen  Entscheidung  die  Vor- 
schriften der  Gerichtsordung  ausser  Acht  gelassen  wurden. 

§  60. 

Wenn  bezüglich  der  Entschädigung  aller  in  einer  Gemeinde  zu  cx- 
propriirenden  Objecte  eine  meritorische  Entscheidung  erflossen  ist,  hat  der 
Gerichtshof  in  jene  Rubrik  der  Conscription,  welche  zur  Verzeichnung  der 

Kntschadigungssumme  angelegt  wurde,  die  festgesetzten  Summen  gericht- 
lich eintragen  zu  lassen,  und  dort,  wo  die  Knts.hadigung  in  natura  ge- 
leistet wird,  deren  Modus  in  der  Anerkennungsrubrik  ausiührlicli  vorzu- 
merken, und  die  so  crgiinztc  Tabelle  in  amtlicher  Form  dem  Expro- 
priationswerber übergeben  zu  lassen. 

§  61. 

Nach  eingetretener  Rechtskraft  des  Entschftdigungserkenntnisses  und 
nach  Ausbezahlung  der  Entschädigungssumme  kann  der  Expropriations-» 

Werber  die  in  dem  festgestellten  Expropriationsplane  aufgenommenen 
Objecte,  insofcrne  dieselben  nach  den  Bestimmungen  des  ^  30  noch 
nicht  in  seinem  Besitze  wären,  sogleich  factisch  in  Besitz  nehmen,  und 
wenn  er  hierin  durch  wen  inuner  gestört  werden  sollte,  so  hat  die  poli- 
tische Behörde  über  sein  Ansuchen  Brachium  anzuordnen. 

§  62. 

Hierauf  folgen  bezüglich  der  Locomotiveisenbabnen  und  schiffbaren 
Canftte  jene  Vorg&nge,  welche  der  I.  Ge8.-Ärt.  vom  Jahre  1868  betreffs  der 
centralisirten  grundbücherlichen  Eintragung  dieser  Unternehmungen  vor- 
schreibt'), mit  der  Abänderung  jedoch,  wonach  in  die  den  §§  9  und  10  des 
obberufenen  Gesctzartikels  gemäss  zu  erlassende  Kundmachung  bezüglich  des 
Aufncnticntions-Termines  gleichzeitig  auch  die  im  §  17  desselben  Gesetz- 
artikcls  vorgeschriebene  Aufforderung  zu  Anspruchi^meldungcn  aufgenom- 
men werden  kann;  die  Restimmungen  Ober  die  Bekanntmachung  und  die 
Verständigung  der  grundbücherlichen  Miiinieressenien  bleiben  indess 
unverändert. 

Die  Art  der  Auszahlung  der  Entschädigungssumme  hat  den  Bestim- 
mungen  des  19.  und  der  folgenden  Paragraphe  des  obigen  Gesetzes  gemäss  zu 
erfolgen,  insofeme  der  Unternehmer  In  Uebereinstimmung  mit  den  grund- 

>)  Vergl.  Beilage  VIII, 
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bflcberlichea  Mitinteressenten  die  Auszahlung  nicht  schon  froher  bewerk- 
stelligte. 

%  63. 

Bei  anderen  Expropriationen  sind  bezQglich  der  Anfertigung  und 
Authentication  der  Conscription,  des  Planes  und  des  individuellen  Aus- 
weises, bezüglich  der  Anspruchsmeldungen,  des  Nachweises  der  Ausbe- 
xahlung  der  Entsdiftdigungssummen,  und  dort,  wo  GrundbOcher  bestehen, 
auch  bezüglich  der  gruifdbQcherlicben  Abschreibung  gleichfalls  die  Bestim- 
mungen des  I.  Ges.-Art.  vom  Jahre  1868  zu  beobachten,  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  nur  die  in  den  Punkten  ä)  und  0)  des  §  8  des  obberufenen 
Gesetzartikels  benannten  Exmittirten  der  Grundbuchsbehörde,  respective 
Realinstanzen,  und  ein  vom  Gerichtsprftses  zu  ernennender  Ingenieur  die 
Authentication  vollziehen. 

Insoferne  die  expropriirten  Objecte  Gegenstand  der  grundbücher- 
lichen  Aufnahme  bilden,  wici  zum  Beispiel:  Privatpferdebahnen,  Berg- 
werksbahnen etc.,  sind  diese  in  ein  oder  mehrere  Partien  abzutheilen,  mit 
besonderen  Localisirungsnummern  zu  versehen,  und  auf  den  Namen  des 
Unternehmers  im  Gemeindegrundbuch  aufzunehmen.  Dort,  wo  noch  keine 
Grundbücher  bestehen,  verständigt  die  vorgehende  Realinstanz  unter 
Mittheilung  des  Expropriaiionsentwurles  die  betretende  Grundbuchs- 
dircction  zum  Zwecke  dieser  Aufnahme. 

VII.  Abschnitt. 

Von  den  vorscModmn  Rechten  und  Pfliohton  der  fHiher««  Eigenttiliiner 

der  expropriirlen  QrOndo. 

§  64. 

Wenn  das  Unternehmen,  wegen  dessen  Zustandekommens  die  Ex* 
propriation  geschehen  ist,  innerhalb  der  zum  Bau  gestatteten  Frist  nicht 
in  Angriff  genommen  wird,  ist  der  frohere  Besitzer  gegen  Rückgabe  der 
Entschädigungssumme  berechtigt,  seine  ezpropriirteRealitftt  zurfickzufordern, 
und  zugleich  für  etwa  auf  seinem  Besitze  verursachte  Deteriorationea 
Schadenersatz  anzusprechen. 

%  65. 

Wenn  sich  im  \'erlaufe  der  Ausführung  des  Unternehmens  heraus- 
stellen sollte,  dass  der  expropriirte  Raum  zum  Zwecke  des  Unternehmens 
nicht  genügt,  kann  bezüglich  des  noch  erforderlichen  Terrains  nachträglich 
eine  weitere  Expropriation  erfolgen,  welche  durchgehends  nach  den  fCir 
die  erste  Expropriation  geltenden  Bestimmungen  zu  geschehen  hat. 
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§  66. 

Wenn  nach  Beend'^ng  des  Unternehmens  von  dem  expropriirten 
Complex  solche  Theile  t  brig  bleiben,  welche  die  Unternehmung  zur  Ver- 
flusserung  kommen  lAss^      steht  bezOgUch  solcher  dos  ROckkaufsrecht 

den  früheren  Besitzern  zu. 

Der  Expropriationswerber  ist  daher  verpflichtet,   sie  zur  Ausübung 

ihres  diesbezüglichen  Rechtes  aufzufordern ;  die  früheren  Eigenlhümer 
dagegen  sind  gehalten,  sich  binnen  30  Tagen  nach  erfolgter  Aufforderung 
besiiinnn  zu  erklären,  weil  sonst  angenommen  wird,  dass  sie  von  ihrem 
Rüciiiiaufsrechte  abgestanden  seien. 

§  67. 

Das  Eigenthum  der  im  §  66  erwähnten  Gründe  kann  anf  andere, 

zum  Rückkauf  nicht  berechtigte  Personen  nur  dann  grundbüchcrlich  ein- 
verleibt werden,  wenn  zugleich  dargethan  wurde,  dass  der  zum  Rückkauf 
Berechtigte  von  seinem  diesbezüglichen  Rechte  innerhalb  der  gesetzlichen 
Frist  keinen  Gebrauch  zu  machen  wünschte. 

§  68. 

Wenn  sich  der  Rückkauf  auf  das  ganze  expropriirte  Object  erstreckt, 

ist  der  ganze  Entschädigungspreis  sogleich  zurückzuzahlen;  wenn  er  sich 
jedoch  nur  auf  einen  Theil  desselben  beschrankt,  so  ist  nur  jene  Quote 
des  Entschädigungspreises  zurückzuzahlen,  welche  auf  den  rückgekauften 
Theil  entfällt. 

In  beiden  Fällen  kann  für  die  mittlerweiüge  Deterioration  des  Objectes 
eine  Entschädigung,  beziehungsweise  i  icisnachlass  beansprucht  werden; 
der  Expropriirende  hingegen  kann  für  Meliorationen  oder  Wertherhöhung 
keinen  höheren  Preis  verlangen. 

Wenn  der  Expropriationswerber  auf  dem'  zurOckgege.benen  Grund 
Pflanzungen  oder  anderweitige  Gegenstände  hfttte»  welche,  ohne  der  RealitAt 
Schaden  zuzufOgen,  entfernt  werden  können«  so  ist  er  berechtigt,  diese 
binnen  90  Tagen  wegrAumen  zu  lassen. 

§  69. 

Die  gerichtliche  Austragung  aller  aus  den  in  diesem  Abschnitte  er- 
wähnten Rechtsverhällaissen  entspringenden  Fragen  ist  im  Wege  des  in 
der  Gerichtsordnung  vorgeschriebenen  protokollarisclien  Verfaiircns  durch 
die  competente  Realinsunz  zu  vollziehen. 

?  70. 

Wenn  in  der  Person  der  Eigenlhümer  der  zu  exproprÜrenden  oder 
expropriirten  Objecte  mittlerweile  eine  Acnderung  eintreten  sollte,  so 
bleiben  die  Erklärungen  der  Rechtsvorgänger  auch  für  die  Rechtsnachfolger 
bindend. 
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VIII.  Abschnitt, 

Von  d«ii  Bffentlicheii  Latten  und  den  Kotten. 

§  71. 

Von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  Expropriationswerber  den  Ent- 
schädigungspreiö  ausbezahlt  oder  zu  Händen  des  Gerichtes  erlegt  hat, 
trägt  er  auch  die  für  das  exproprlirte  Object  zu  zahlenden  öfTentlichen 
Lasten,  und  hat  dieselben,  insoferne  sie  durch  den  frOheren  Besitzer  schon 
vorausbezahlt  worden  wären,  diesem  zu  ersetzen. 

§  72. 

Wenn  sicli  bezüglich  der  auf  den  exproprllrten  Grund  entfallenden 
öffentlichen  Lasten  erst  zu  erledigende  Fragen  ergeben  sollten :  so  werden 
dieselben  durch  die  Authenticationscommission  der  Expropriationscon- 
scripiion  und  der  Pläne  endgiltig  entschieden  (siehe  §  8  des  I.  Gc5.-Art. 
vom  Jahre  1868)  und  die  gelallten  Beschlüsse  derselben  im  administrativen 
Wege  vollzogen. 

§  73. 

Da  .die  Expropriation  bei  Eisenbahnen  zum  Zwecke  eines  Unter- 
nehmens geschieht^  welches  sogleich  oder  im  Laufe  der  Zeit  Eigeotiium 
des  Staates  wird:  so  sind  alle  streng  genommen  auf  die  Expropriation 
bezughabenden  Eingaben,  Protokolle,  Erklftrungen,  Beschlüsse  und  Recurse 
taxstempel-  und  gebührenfrei;  desgleichen  ist  bei  Unternehmungen  der 
erwähnten  Art  für  die  deponirten  Entschädigungssummen  keine  Depositen- 
gebObr  zu  entrichten.  Diese  Befreiung  erstreckt  sich  auch  auf  den  wechsel- 
seitigen Austausch  der  durch  die  Unternehmungslinie  gespaltenen  Besitz- 
theile,  falls  ein  solcher  Tausch  bei  der  Verhandlung  über  die  Feststellung 
des  Expropriationsplanes  angemeldet  wurde;  auf  Kaufs-  und  Verkaufs- 
gebühren und  Quittungen  hingegen  erstreckt  sich  dieselbe  nicht. 

%  74. 

Die  im  Verlaufe  des  Expropriationsverfahrens  erwachsenden  Kosten, 
welche  das  Gericht  festzustellen  hat,  muss  der  Ezpropriationswerber 
tragen»  beziehungsweise  vorschiessen. 

IX.  Abschnitt. 

Von  den  zeitweiligen  Expropriationen  und  den  Servituten. 

§76. 

Wenn  zu  den  im  §  1  aufgezahlten  Unternehmungen  im  Allgemeinen,  ins- 
besondere aber  zum  Bau  und  Erhaltung  der  Strassen  und  anderer  öffentlichen 
Bauten,  zu  Wasser-Regulirungs-,  Wasser-Durchleitungs-  und  Drainirungs-, 
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sowie  Entaumpfungs^  und  anderer  ähnlichen  Arbeiten»  zum  Zwecke  der 
Herstellung  voa  Wegen,  zur  •Heriteiscbaffiing  und  Aufechichtung  des 
Röthigen  MaterUles  hierzu,  ferner  zu  Vorkehrungen  gegen  Ueberschwem- 
rouogen  und  zur  Ermögiichung  des  SchiiTszuges,  sowie  im  Allgemeinen 
zur  Befriedigung  eines  gemeinsamen  Bedürfnisses  irgend  ein  Grund  zwar 
nicht  für  immer,  so  doch,  wenn  auch  auf  unbestimmte  Zeitdauer,  zu  zeit- 
weiliger Benützung;  nothwendig  erscheint:  so  ist  die  provisorische  Ueber- 
lassung  des  crtorderlichen  Grundes,  eventuell  die  Servitutsbelastung  des- 
selben anzuordnen. 

§  76. 

Insoferne  das  Unternehmen,  wozu  eine  solche  zeitweilige  Expro- 
priation erforderlich  ist,  noch  nicht  concessionirt  wäre,  muss  in  jedem 
einzelnen  Falle  die  Bewilligung  bei  der  betreffenden  Administrations- 
(Comitat,  Stadt,  District  und  Stuhl)  Behörde  angesucht  werden;  dem 
Gesuche  sind  <Ue  Projectskizze  unid  die  die  Nothwendigkeit  oder  Zweck- 
mftssigkeit  der  Expropriation  nachweisenden  Daten  und  Beweismittel  bei- 
zulegen. Bei  Wasserarbeiten  ist  durch  Befunde  von  Sachverstftndtgen 
überdies  nachzuweisen,  dass  durch  das  auszuführende  Unternehmen  weder 
eine  Ueberschwemmung  noch  eine  Versumpfung  verursacht  werden,  noch 
die  Rechte  Anderer  beeinträchtigt  würden. 

§  77. 

Das  Gesuch  ist  den  betreifenden  Eigenthümern  oder  deren  gesetz- 
lichen Vertretern  oder  Curatoren,  sowie  der  bezüglichen  Gemeindevor- 
stehung  früher  mitzutheilen,  und  durch  eine  Commission  an  Ort  und 
Stelle  in  Verhandlung  zu  nehmen.  Die  Commission  hat,  im  Falle  kein  Aus- 
gleich zu  Stande  kommt,  die  Bemerkungen  und  Daten  beider  Parteien  in 
Begleitung  eines  Begutachtungsberichtes  an  die  betretVenden  Behörden 
gelangen  zu  lassen,  demzutoige  über  das  Gesuch  entschieden  wird. 

§  78, 

Gegen  dieses  Erkenntniss  ist  jede  betheiligte  Partei  berechtigt,  an 
den  Communicationsminister  zu  recurriren,  welcher,  falls  er  eine  neue 

Untersuchung  oder  Beibringung  neuer  speciell  zu  bezeichnender  Daten 
nicht  für  nothwendig  erachtet,  die  angesuchte  Erlaubniss  im  Einvernehmen 
mit  dem  Justizminister  endgtltig  ertheilt  oder  verweigert. 

§  79. 

Da  weder  der  Staat  noch  Private  irgend  welches  Kigenlhum  eines 
Dritten  ohne  Entschädigung  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt  sind,  so 
kann  auch  -  die  zeitweilige  Expropriation  immer  nur  gegen  vollständige 
Entschädigung  erfolgen. 

Hab«r«r,  Dm  Siterr.  BIiMbslinMttltt.  *F 
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Diese  xettweilige  Expropriation  kami  auch  bezOglich  der  in  den 
Flussbetten  vorfindlichen  Materialien  angesucht  werden,  insoferne  diese 
nach  dem  Gesetze  als  das  Eigenthum  der  Uferbesitzer  anzusehen  sind. 
Dies  gilt  jedoch  nicht  auch  von  den  Sandb&nken  der  schifibaren  FlQsse. 

§  80. 

Von  den  zeitweilig  expropri  rten  Objcctcn  ist  vom  Zeitpunkte  der 
Rechtskräftigkeit  des  Expropriationsverglcichcs  oder  Beschlusses  an  der 
Pachtzins  in  halbjährigen  anticipativen  Raten  zu  zahlen. 

$  81. 

Vor  der  Bemtrnahme  ist  der  Werth  aller  zeitweilig  expropriirten 
Objecte  durch  Sachyerstftndige  festzustellen.  Eine  gleiche  Werthbestimmung 
erfolgt  auch  dann,  wenn  das  expropriirte  Object  bei  Erlöschung  der  Noth- 
wendigkeit  der  Expropriation  wieder  in  den  Besitz  des  Eigenthümers 
zurOckfilllt  Die  sich  aus  der  Vergleicbung  der  beiden  Schätzungen  erge» 
bende  WerthYeniuiid«*ung  ist  durch  den  Expropriationswerber  bei  sonsti- 
ger Execution  in  admini^^trativem  Wege  sogleich  zu  ersetzen.  FQr  eine 
Wertherhöhung  indesseh  kann  der  Expropriationswerber  nichts  verlangen. 

§  82. 

Wenn  die  zeitweilige  Expropriation  n":ht  für  Jen  Staat  oder  eine 
Beh<^rde,  sondern  zu  Gunsten  eines  Unternehmens  oder  einer  Privatperson 
geschieht,  so  ist  der  betreffende  Eigenthümer  berechtigt,  für  die  ihm  in 
Küige  etwaiger  Werthvenninderung  mit  der  Zeit  zustehende  Entschädi- 
gung genügende  Sicherstellung  zu  verlangen. 

$  88. 

Bezüglich  der  Feststellung  sowohl  der  JahresbezQge  als  auch  des 
Werthes  muss  nach  jenen  Principien  und  Vorschrilten  vorgegangen  werden, 
welche  in  dem  V.  und  IV.  Abschnitte  dieses  Gesetzes  festgestellt  wurden. 

§  84. 

In  Bearbeitung  belindliche  Steinbrüche  und  Lager  können  zeitweilig 
nicht  expropriirt  werden. 

§  86. 

Die  fCir  die  Werthverminderung  zeitweilig  expropriirter  Realitäten 
zu  zahlenden  Betrage  sind  in  allen  Fällen,  wo  auf  einem  derart  expro- 
priirten Object  grundbücherlich  einverleibte  1- asten  oder  vorgemerkte 
Ansprüche  haften,  bei  der  Grundbuchsinstanz  zu  deponiren,  welche  be- 
züglich dieser  nach  denselben  Bestimmungen  vorgeht,  die  betreffi»  der 
Entschftdigungsbetrfige  in  dieser  Hinsicht  bestehen. 
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§  86. 

Der  Umstand,  dass  die  I.andstrasse  oder  ein  anderes  Unternehmen, 
dessen  Realisirung  die  provisoriche  Expropriation  nothwendig  macht,  sich 
auf  dem  Gebiete  einer  anderen  Jurisdiction  befindet,  als  der  zu  expro- 
priirende  Grund,  kann  die  zeitweilige  Expropriation  nicht  hindern. 

§  87. 

Wenn  die  Realisirung  eines  Unternehmeas  nur  so  bewerkstelligt 
werden  kann,  dass  es  das  Gebiet  eines  schon  früher  concessionirten  und 
durch  Vornahme  der  Expropriation  schon  in  Angriff  genommenen  Unter«, 
nehmens  durchschneide:  so  sind  die  Eigenthümer  des  letztgenannten 
Unternehmens  Verpflichtet,  diese  Servitut  zu  dulden. 

Ob  in  solchem  Falle  fOr  derartige  Servituten  Oberhaupt  eine  Ent- 
schädigung, und  in  welchem  Betrage  platzzugreifen  hat,  ist  vom  Com> 
oiunications-  und  Justizminister  endgiltig  zu  entscheiden. 

§  88. 

Inwieferne  eine  Abweichung  von  diesem  Gesetze  stattzufinden  hat, 
wenn  im  Weichbllde  der  Städte  Pest- Ofen  eine  Kxpropriation  zum  Zwecke 
der  in  diesem  Gesetze  behanUehen  Unternehmungen  geschieht,  wird  in 
einem  besonderen  Geseizö  festgestellt  werden. 

§  d9. 

lieber  die  zu  bergmännischen  Zwecken  nöthigen  Expropriationen 
•entscheidet  das  Berggesetz. 

§  90. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  löüU  ia's  Leben,  und  werden  mit 
dem  Vollzug  desselben  die  Minister  für  Communication,  des  Innern  und 
der  Justiz  betraut 
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Beilage  VII. 


Gesetz  vom  19.  Mai  1874,  K.  G.  Bl.  Nr.  70, 

betreffend  die  Anlegung  von  EisenbahnbUchern,  die  Wirkung  der  an  einer 
Eisenbahn  eingeräumten  Hypothekarrechte  und  die  bücherliche  Sicherung 
der  Pfandrechte  der  Besitzer  von  Eisenbahn-Prioritätsobligationen. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

I.  Von  der  Anlegung  der  EisenbahnbUcher. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen, 
§  1. 

Für  Eisenbahnen,  welche  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  dienen  haben 
und  zu  deren  Herstellung  das  Expropriationsrecht  zugestanden  ist,  sind 
Eisenbahnbücher  anzulegen. 

§  2. 

In  das  Eisenbahnbuch  sind  alle  im  Besitze  einer  Eisenbahnunter- 
nehmung stehenden  Grundstücke  einzutragen,  welche  zum  Betriebe  der 
Eisenbahn  zu  dienen  haben  (Eisenbahngrundstücke). 

§  3. 

Das  Eisenbahnbuch  besteht  aus  den  Eisenbahneinlagen  und  einer 
Urkundensammlung. 

§  4. 

Für  jede  Eisenbahn,  beziehungsweise  für  jeden  Theil  derselben, 
welcher  den  Gläubigern  gegenüber  als  Ganzes  zu  gelten  hat,  ist  eine 
Einlage  zu  errichten. 

Bei  Eisenbahnen,  welche  das  Geltungsgebiet  dieses  Gesetzes  über- 
schreiten, sowie  bei  fremden  Eisenbahnen,  welche  sich  mit  einem  Theile 
ihrer  Linie  in  dieses  Gebiet  erstrecken,  ist  für  den  innerhalb  dieses 
Gebietes  gelegenen  Theil  eine  Einlage  zu  eröffnen. 

§  5. 

Die  den  Inhalt  einer  Einlage  bildende  Bahn  ist  als  eine  bücherliche 
Einheit  anzusehen. 

Diese  Einheit  umfasst  auch  das  ganze  im  Besitze  der  Unternehmung 
befindliche  Matcrialei  welches 
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t«  zur  Herstellung  oder  Instandhaltang  der  Bahn  bestitncnt  ist^  sofern 
es  bereits  in  den  örtlichen  Bereich  der  Bahn  gebracht  ist,  oder 

8.  jEum  Betriebe  der  Bahn  gehört,  und  zwar  voii  diesem  sowohl 

a)  das  in  feste  Verbindung  mit  der  Bahn  gesetzte,  als  auch 

b)  das  zum  dauernden  Gebrauche  an  Ort  und  Stelle  bestimmte,  sowie 

c)  alles  übrige  zum  Fahrbetriebe  oder  in  anderer  Weise  zum  Betriebe 
der  Bahn  gehörige  Materiale. 

In  Ansehung  der  fremden  Eisenbahnen,  welche  sich  mit  einem 
Theile  ihrer  I.inie  in  das  Geltungsgebiet  dieses  Gesetzes  erstrecken,  ist 
das  unter  2  c)  bezeichnete  Betriebsmaterial  nicht  als  zu  der  bücherlichen 
Einheit  gehörig  anzusehen,  sofern  nicht  durch  ein  mit  der  betreffenden 
Regierung  geschlossenes  Uebereinkommen  etwas  Anderes  festgesetzt 
worden  ist. 

§  6. 

An  Theiien  der  als  eine  bücherliche  Einheit  behandelten  Bahn 
l(önnen  Hypothekarrechte  nicht  erworben  werden. 

Dagegen  schliesst  die  Behandlung  einer  Bahn  als  bücherliche  Einheit 
nicht  aus,  dass  in  Ansehung  einzelner  Bestandtheile  der  Bahn  ein  geihciltcs 
Eigenilium  oder  ein  .Miteigenthum,  sowie  dass  an  einzelnen  Bestandtheilen 
der  Bahn  andere  die  Ausübung  des  Eigenthumsrechtes  beschränkende 
Rechte,  wie  Grunddienatbarkeiten,  Besttndrechte  mit  der  Wirkung  ding- 
licher Rechte,  bestehen. 

Ingleicben  wird  durch  die  Behandlung  der  Bahn  als  bücherliche 
Einheit- nicht  ausgeschlossen,  dass  dn  Einlösungs-  oder  Heimfallsrecht 
des  Staates  sich  auf  die  diesem  Rechte  durch  Gesetz  oder  Vertrag  unter- 
worfenen  Objecte  zu  beschranken  habe. 

§  7. 

Bei  der  Errichtung  einer  Eisenbahneinlage  kann  als  Besitzer  der 
den  Inhalt  dieser  Einlage  bildenden  Bahn  bücherliche  Rechte  nur  Derjenige 
erlangen,  \\elchcr  die  Concession  für  diese  Bahn  erlangt  hat. 

.  Im  Falle  eines  sp&teren  Besitzöberganges  kann  die  Bahn,  sofern 
dieselbe  nicht  aufgelassen  wird  (§  45),  nur  von  Demjenigen  bücherlich 
erworben  werden,  welchem  die  Coi:ccssion  für  diese  Bahn  ertheilt  oder 
die  Ertheilung  der  Concession  vom  Handelsministerium  zugesichert 
worden  ist. 

§  B. 

Die  Eisenbahneinlage  besteht  aus  dem  Bahnbestandblatte,  dem 
Eigenthumsblatte  und  dem  Laslenblattc. 

Das  Bahnbestandblatt  hat  in  der  Aufschrift  den  Namen  und  die 
Richtung  der  Bahn  anzugeben  und  zerfällt  in  zwei  Abtheilungen.  In  der 
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ersten  Abtheilung  sind  die  einzelnen  Kisenbahngrundsiücke,  mit  Ei".schlL:s> 
derjenigen,  in  Ansehung  welcher  ein  cetheiltes  Eigenthum  oder  ein  Mit- 
eigenthum  besteht,  und  in  der  zweuea  Abtheilung  diejenigen  mit  dem 
Besitze  der  Hahn  f)dcr  einzelner  Eisenbahngrundsticke  verbundenen  ding- 
lichen Rechte  a.n/ugcben,  welche  der  Unternehmung  an  fremden  Grund- 
stöcken zustehen. 

Du  Eigenthumsblatt  bat  Firma  und  Sit«  der  UntemebmuDg  ttnd 
die  derselben  auf  die  ganze  bOcberlicbe  Einheit  austehenden  Rechtei  sowie 
die  Bescbrflnkangen  dieser  Rechte,  au  welchen  insbesondere  ein  EioldsuogS' 
oder  ein  Heinifallsrecbt  des  Scaatea  zu  rechnen  ist,  zu  enthalten. 

Das  Lasienblatt  zerfallt  in  zwei  Abtbeilungen.  In  die  erste  Abiheiiung 
sind  die  Lasten,  welche  die  ganze  bOcberlicbe  Einheit  betr^en,  in  die 
zweite  Abtbeilung  die  Lasten,  welche  sich  auf  einzelne  Etsenbabngrund- 
stficke  beziehen,  ferner  die  in  Ansehung  solcher  GrundstQcke  dritten  Per- 
sonen aus  dem  getheilten  Eigenthume  oder  Miteigentbume  zustehenden 
Rechte  (§  6,  Absatz  2)  einzutragen. 

Solange  nicht  die  eine  bücherliche  Einheit  bildenden  Eisenbahngrund- 
stücke ermittelt  und  in  der  ersten  Abtheilung  des  Bahnbestanublattes 
angegeben  sind,  ist  die  Einlagt;  als  eine  vürlaufiye  anzusehen  und  als 
solche  in  einer  in  die  Augen  fallenden  Weise  zu  bezeichnen. 

§  9. 

Vom  Tage  der  Eröffnung  einer,  wenn  auch  nur  vorläufigen  Einlage 
ist  die  bOcberliche  Einheit,  fOr  welche  die  Einlage  errichtet  wird,  als  ein 
Grundbuchskörper  und  die  Einlage  als  eine  Grundbuchseintage  im  Sinn» 
dea  allgemeinen  Grundbuchsgesetxes  anzusehen. 

Insoweit  als  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  nicht  etwas  Anderes  be- 
stimmt ist,  gelten  in  Ansehung  der  Voraussetzungen,  des  Vollzuges  und 
der  Wirkungen  der  Eintragungen  in  das  Eisenbahnbuch,  sowie  der  Ab- 
und  Z Lischreibungen,  die  Bestimmungen  der  allgemeinen  Grundbucba- 
gesetze« 

§  10. 

Zur  Anlegung  und  Führung  des  Eisenbalinbuches  sind  berufen: 

1.  Für  Bahnen,  welche  nicht  die  Grenzen  eines  Landes  überschreiten, 
der  Gerichtshof  erster  Instanz,  welcher  sich  am  ^aze  der  politischer» 
Landcsbehörde  belindet« 

2.  FOr  Bahnen,  welche  durch  mehr  als  ein  Land  geführt  werden, 
derjenige  Gerichtshof  erster  Instanz  am  Sitze  der  politischen  Landesbehörde 
eines  dieser  LAnder,  bei  welchem  die  Unternehmung  um  die  Errichtung 

'"i^EInlage  einschreitet. 

Zerfallt  der  Bahnbesitz  einer  Unternehmung  in  mehrere  bücherliche 
^n,  welche  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  in  die  Eisenbahn- 
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bOcher  verschiedener  Gerichishöre  einzutragen  wflren,  so  bestitnint  das 
Handelsministerium  nach  Anhörung  der  Unternehmung  denjenigen  unter 
diesen  Gerichtshöfen,  bei  welchem  die  Einlagen  fQr  alle  der  Unternehmung 
gehörigen  bOcherlichen  Einheiten  2a  errichten  und  zu  führen  sind. 


ist  vom  Tage  der  ErölTnun^  der  vorläufigen  Einlage  in  allen  Angelegen- 
heiten, welche  sich  auf  Uie  bücherliche  Einheit,  für  welche  die  Einlage 
erricnict  wurde,  als  Ganzes  beziehen,  als  Realinstanz  zustandig. 

In  Ansehung  derjenigen  Angelegenheiten,  welche  sich  nur  auf  einzelne 
EisenbahngrundstQcke  beziehen,  beginnt  die  Zustftndigkeit  dieses  Gerichts- 
hofes als  Realinstanz  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Etnbahngrund- 
stQcke  in  die  Eisenbahneinlage  aufgenommen  werden. 


Für  Eisenbahnen,  welche  beim  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  bereits  im  Betriebe  stehen,  oder  deren  Richtung  in  diesem  Zeit- 
punkte wenigstens  insoweit  bestimmt  ist,  dass  beurtheilt  werden  kann, 
welche  Bezirksgerichtssprengel  durch  die  Bahn  berQhrt  werden  können, 
und  bei  welchem  Gerichtshöfe  die  Einlage  zu  errichten  ist,  hat  die  Unter- 
nehmung binnen  drei  Monaten  nach  dem  bezeichneten  Zeitpunkte  bei 
diesem  Gerichtshöfe  um  die  Eröffnung  einer  vorläufigen  Einlage  anzusuchen. 

For  Eisenbahnen,  deren  Richtung  erst  spftter  in  der  bezeichneten 
Weise  bestimmt  wird,  hat  die  Unternehmung  dieses  Ansuchen  binnen 
drei  Monaten  nach  dieser  Bestimmung  der  Bahnrichtung  an  den  zustandigen 
Gerichtshof  zu  richten. 


Dem  Gesuche  um  Eröffnung  einer  vorläufigen  Einlage  sind  beizulegen: 
1.  Eine  vom  Handelsminisierium  oder  in  dessen  Auftrage  ertheilte 

Bestätigung  ober  die  Richtung  der  Bahn  und  über  die  hierdurch  bedingte 
Zuständigkeit  (§  10),  sowie  darüber,  dass  die  Bahn  nach  §  1  einen  Gegen- 
stan  i  ^es  Eisenbahnbuches  zu  bilden  bat. 


Eine    die   Bahnlinie   veranschaulichende   Uebersichiskarte,  aus 


weicher  die  durch  die  Bahn  berührten  Bezirks£:ericht«?sprengel  zu  entnehmen 
sind,  nebst  einem  \'erzeichnisse  dieser  Bezirksgerichte, 

3  Diejenigen  Urkunden,  welche  erforderlich  sind,  um  die  Bildung  der 
bücherlichen  Einheit  und  die  der  Unternehmung  in  Beziehung  auf  diese 


2.  Blondere  Bestimmungen, 
A,  Errichtung  einer  vorläufigen  Einlage* 


§  18. 


§  IS. 


B8 


£isenb«bnb&eberge8«tz. 


bücherliche  Einheit  zustehenden  Rechte  beurtheileo  zu  können  (Coacesisons- 

Urkunde,  Statuten  u.  dgl.) 

\'on   den   unter  Zahl  3   bezeichneten  Urkunden  sind  sowohl  aie 
Originale,  aU  ein^acne  Abschriften  (Abdrücke;  vorzulegen. 

§  U. 

Erkennt  sich  der  Gericbtsbof  als  zuständig  und  wird  das  Gesuch 
ördoungsgemass  befunden,  oder  werden  die  etwa  wahrgenommenen 
Mtngel  beseitigt,  so  hat  der  Gerichtshof  eine  vorläufige  Einlage  su  er- 
richten. 

Hierbei  ist  an  Stelle  der  ersten  Abtheilung  des  Bahnbestandblattes 
die  beigebrschte  Bestätigung  Ober  die  Richtung  der  Bahn  nebst  der  Ueber- 
Sichtskarte  einzulegen,  und  sind  in  dem  Eigenthumsblatte  die  der  Unter* 
nehmung  auf  das  Ganze  der  zu  bildenden  bücherlichen  Einheit  zustehenden 
Rechte  mit  den  aus  den  vorgelegten  Urkunden  sich  ergebenden  Beschrän- 
kungen einzutragen. 

Die  beigebrachten  einfachen  Abschriften,  deren  Uebereinstimmung 
mit  den  Originalen  von  amtswegen  zu  bestätigen  ist,  sind  in  der  Urkunden- 
sammlung aufzubewahren. 

§  15. 

Der  Tag,  an  welchem  eine  vorläufige  Einlage  eröffnet  wird,  ist  der 
Unternehmung,  sowie  den  Bezirksgerichten,  die  städtisch-delegirten  Bezirks- 
gerichte nicht  ausgenommen,  deren  Sprengel  durth  die  Bahn  berührt 
werden  sollen,  von  annswegen  bekanntzugeben  und  durch  ein  Edici 
kundzumachen,  welclics  durch  Anschlug  om  Gcrichtshause  und  einmalige 
Einschaltung  in  die  zu  aiiitlichen  Kundmachungen  bestimmte  Zeitung 
des  Landes,  beziehungsweise  der  Länder,  die  durch  die  Bahn  berührt 
werden,  zu  verlautbaren  ist. 

§  16. 

Betrifft  die  eröffnete  vorläufige  Einlage  eine  Eisenbahn,  welche  schon 
vor  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  concessionirt  war,  so 
sind  in  dem  Edicle  Diejenigen,  welchen  ein  die  ganze  bücherliche  Ein- 
heit belastendes  Reciit  zusteht,  und  für  welche  nicht  schon  durch  die 
Anordnung  des  §  49  Vorsorge  getroffen  wird,  aufzufordern,  ihre  Ansprüche 
anzumelden. 

In  Beziehung  auf  diese  Aufforderung,  sowie  auf  das  derselben  nach- 
folgende Verfahren,  sind  die  in  dem  Gesetze  vom  26.  Juli  1871  (R.  G.  Bl 
Nr.  96}  über  die  Feststellung  des  Lastenstandes  enthaltenen  Bestimmungen 
mit  der  Aenderung  sinngemäss  anzuwenden,  dass  die  Edictalfrlsten  nur 
drei  Monate  zu  betragen  haben,  und  dass  zur  Kundmachung  der  Edicte, 
nebst  dem  Anschlage  am .  Gerichtshause,  die  einmalige  Einschaltung  der- 
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selben  in  die  (Ckt  amtliche  Kundmachungea  bestimmte  Laodeszeitung 
genügt. 

§  17. 

Die  in  einer  vorläufigen  Einlage  vorgenommene  Eintragung  eines 
dinglichen  Rechtes  erstreckt  ihre  Wirkung  auf  den  gaozeo  Umfang  der 
bücherlichen  Einheit. 

Diese  Wirkung  beginnt  in  Ansehung  eines  einzehien,  in  die  Einlage 
aufzunehmenden  EisenbahngrundstQckes  mit  dem  Zeilpunkte,  in  welchem 
die  Unternehmung  das  Grundstück  erworben  hat,  wenn  sie  auch  die  er« 
foraerlichc  bücherliche  Abschreibung  noch  nicht  erwirkt  hat. 

Die  in  der  vorläufigen  Einlage  vorgenommene  Eintragung  hat  keinen 
Einduss  auf  den  Erwerb  und  BesMnd  derjenigen  Rechtet  welche  an  einem 
EisenbahngrundstQcke  nach  der  Aufnahme  desselben  in  die  Eisenbahn'* 
einlage  fortzubestehen  haben. 

Auch  bleiben  diejenigen  zur  Zeit  des  Erwerbes  bestehenden  oder 
später  entstehenden  Rechte  an  einem  EtsenbahngrundstOcke,  deren  Auf- 
hebung noch  Tor  der  Aufnahme  des  Grundstockes  in  die  Eisenbahn- 
einlage zu  erwirken  ist,  bis  zu  dieser  Aufhebung  unberOhrt. 

B*  Ermittlung  der  EisenbahngrundstOcke. 

§  18. 

Die  Liiilcitüng  der  Erhebungen  zum  Zwecke  der  Ermittlung  der 
EisenbahngrundstQcke  und  die  Aufnahme  dieser  Grundstücke  In'  eine 
Eisenbabneinlage  hat  -die  Unternehmung  bei  den  zustfludigen  Bezirks- 
gerichten anzusuchen. 

Die  Ermittlung  der  Eisenbahngrundstücke  liegt  denjenigen  Bezirks- 
gerichten, die  städtisch-delegirten  Bezirksgerichte  nicht  ausgenommen,  ob, 
in  deren  Sprengel  diese  Grundstöcke  gelegen  sind. 

Die  Kosten  für  ■  die  zum  Zwecke  der  Ermittlung  der  Eisenbahn- 
grundstQcke vorzunehmenden  Amtshandlungen  der  Gerichte  und  der  Ver- 
waltungsbehörden  hat  die  Unternehmung  zu  tragen. 

aj  Für  Bahnen  oder  Bahnstrecken,  die  noch  nicht  im 

Betriebe  stehen, 

§  19. 

In  Ansehung  der  Eisenbahnen  oder  Bahnstrecken,  welche  noch 
nicht  im  Betriebe  stehen,  ist  das  Gesuch  um  die  im  §  16  bezeichneten 
Erhebungen  binnen  drei  Monaten  nach  Beendigung  der  Grundeinlösung 
in  dem  betreffenden  Bezirksgerichtssprengel|  wenn  aber  die  Grund- 
eialösung  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  in 
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einem  Bexirksgerichtssprengel  bereits  beendet  wflre,  binnen  sechs  Monaten 
nach  diesem  Zeitpunkte  zu  Oberreichen. 
Dem  Gesuche  sind  betzulegen  t 

1.  Nach  Kstsstraigeroeinden  geordnete  Verzeichnisse  der  erworbenen 
GrundstCtclte  mit  der  Angabe  der  Katastralbeseichnung  derselben  und  der 

Besitz  Vorgänger  der  Unternehmung,  ferner  Verzeichnisse  der  mit  dem 
Besitze  der  Bahn  oder  einzelner  Grundstücke  verbundenen  und  im  Sprengel 
des  Bezirksgerichtes  auszuübenden  dinglichen  Rechte,  endlich  der  an  den  | 
einzelnen  Grundstücken  haftenden  und  in  die  Kisenbahneinlsge  auf- 
zunehmenden Lasten,  sowie  der  dritten  Personen  aus  dem  geiheiltea 
Eigenthume  oder  aus  dem  Mitei^'enthume  zustehenden  Rechte. 

2.  Die  zur  Veranschaulichung  der  Lage  und  Grenzen  der  erworbenen 
Grundstücke  dienenden  Mappen. 

3.  Die  zur  Beuriheilung  der  angegebenen  Rechtsverhältnisse  erfor-   -  j 
derlichen  Urkunden. 

4.  Bestätigungen  Ober  den  Besitz  der  erworbenen  Grundstöcke  und 
der  hiermit  verbundenen  Rechte,  sofern  diese  Bestätigungen  nicht  schon 
in  den  den  Erwerb  darthuenden  Urkunden  enthalten  sind.  Diese  Bestäti- 
gungen sind,  wenn  der  Erwerb  im  Ezpropriationswege  erfolgte,  durch 
die  politische  Behörde,  ausserdem  aber  durch  den  Gemeindevorsteher  zu 
«rtheilen* 

Die  zum  Nachweise  des  Erwerbes  dienenden  Urkunden  müssen  mit 
den  Erfordernissen  einer  grundbCchcrlichen  Einverleibung  versehen  sein. 

Von  den  unter  Zahl  3  und  4  bezeichneten  Urkunden  sind  sowohl 
die  Originale,  als  einfache  Abschriften  vorzulegen.  * 

§  20. 

Hypothekar-  und  andere  Lasten,  deren  Realisirung  zur  zwangsweisen 
Veräusserung  eines  Eisenbahngrundstückes  führen  könnte,  sind  von  der 
Eintragung  in  die  Etsenbahneinlage  ausgeschlossen. 

Haften  solche  Lasten  auf  einem  Grundstöcke,  welches  nicht  im 
Ezpropriationswege  erworben  wurde,  oder  begehrt  die  Unternehmung, 
dass  Lasten,  deren  Eintragung  gesetzlich  zulässig  wAre,  nicht  eingetragen 
werden  sollen,  so  hat  die  Unternehmung  entweder  die  Zustimmung  der 
Berechtigten  zur  lastenfreien  Uebertragung  des  Grundstockes  in  die  Eisen- 
bahneinlage durch  Urkunden,  welche  mit  den  Erfordernissen  einer  grund- 
bOcherlichen  Einverleibung  versehen  sind,  nachzuweisen  oder  die  Berech- 
tigten zur  Erklärung  Ober  die  begehrte  lastenfreie  Uebertragung  gerichtlich 
auffordern  zu  lassen.  I  . 

In  dem  letzteren  Falle  sind  dem  im  §  18  bezeichneten  Gesuche 
Rubriken  mit  den  zur  Verständigung  der  Berechtigten  erforderlichen  An- 
gaben, und  insbesondere  versehen  mit  der  Bezeichnung  des  zu  über- 
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Das  Bezirksgericht  hat  das  Gesuch  zu  pröfen  unrl,  sofern  eine  Ver- 
tleichung  mh  einem  öfl'entlichen  Buche  erforderlich  ist,  diese  Vergleichung 
Selbst  vorzunehmen  oder,  wenn  das  Buch  bei  einem  anderen  Gerichte 
geführt  wird,  durch  dieses  Gericht  vornehmen  zu  lassen.  Werden  Un- 
richtigkeiten wahrgenommen  oder  erscheinen  Aufklärungen  nöthig,  so 
sind  die  zur  Beseitigung  der  Mängel  erforderlichen  Auftrftge  tn  die  Unter- 
nehmung  zu  erlessen. 


Wird  das  Gesuch  ordnungsgemäss  befanden  oder  sind  die  etwt 
wahrgenommenen  Mingel  beseitigt,  so  hat  das  BesiriLsgericht  Diejenigen, 
welche  sich  durch  das  von  der  Unternehmung  in  Betreff  der  Ueber' 
tragung  der  EisenbahngrundstQcke  in  die  Eisenbahneinlage  gestellte  Be- 
gehren fOr  beeinträchtigt  halten,  durch  Edict  aufzufordern,  ihre  Ansprüche 
bei  dem  Bezirksgerichte  anzumelden. 

Die  Frist  zu  dieser  Anmeldung  ist  auf  mindestens  sechs  Wochen 
und  höchstens  drei  Monate  vom  i  age  des  Anschlages  des  Edictes  zu 
bestimmen  und  der  Endpunkt  derselben  durch  Angabe  des  Kalendertages 
zu  bezeichnen. 

In  dem  Edictc  sind  die  zu  übertragenden  Eisenbahngrundstücke  mit 
Angabe  der  Katasiralbezeichnung  und  die  Namen  der  unmittelbaren  Besitz- 
Torgänger  der  Unternehmung  anzuführen;  such  ist  bekanntzugeben, 
dass  das  von  der  Unternehmung  angebrachte  Gesuch  bei  Gericht  ein- 
gesehen werden  kOnne. 

Das  Edict  ist  bei  dem  Bezirksgerichte,  und  wenn  eine  Vergteichung 
mit  den  bei  einem  anderen  Gerichte  geführten  BOchern  vorzunehmen 
war,  auch  bei  diesem  Gerichte  anzuschlagen,  ferner  in  den  Gemeinden, 
in  welchen  die  EisenbahngrundstQcke  gelegen  sind,  kundzumachen. 

Ein  Auszug  aus  dem  Edicte,  in  welchem  statt  der  Bezeichnung  der 
Grundstücke  upd  der  Besitzvorgfinger  nur  die  Richtung  der  Bahn  und 
die  von  der  Bahn  berührten  Gemeinden  anzugeben  sind,  ist  einmal  in 
die  für  amtliche  Kundmachungen  bestimmte  Landeszeitung  einzuschalten. 

Von  dieser  Aufforderung  sind  Diejenigen,  deren  Erklärung  nach 
§  20  einzuholen  ist,  durch  Zustellung  der  für  dieselben  bestimmten 
Rubriken  mit  dem  Beisatze  zu  verständigen,  dass  deren  Stillschweigen 
als  Zustimmung  zur  lastenfreien  Uebertragung  angesehen  würde.  Bei 
dieser  Verständigung  sind  die  für  die  Zustellung  zu  eigenen  Händen 
geltenden  Vorschriften  zu  beobachten. 


'  ä 


§  22. 
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Dingliche  Rechte,  die  erst  an  dem  Tage,  an  welchem  das  Edict  bei 
dem  die  Erbebungen  leitenden  Bezirksgerichte  angeschlagen  wird,  oder 
nach  diesem  Tage  an  den  in  die  Eisenbahneinlage  aufzunehmenden 

Grundstücken  gegen  die  Besttzvorgänger  der  Unternehmung  erworben 
werden,  bleiben  bei  der  Aufnahme  dieser  Grundstöcke  in  das  Eisenbahn- 
buch unberQcksichtigt. 

Diese  dinglichen  Rechte  äussern  ihre  Wirkungen  nur  für  den  F'ill 
und  insoweit,  als  die  Aufnahme  dieser  Grundstücke  ia  das  Eisenbababuch 
unterbleibt. 

In  dem  Kdicte  ist  hierauf  insbesondere  aufmerksam  zu  machen  und 
der  Tag,  an  welchem  das  Edict  angeschlagen  wird,  anzugeben. 

§  24. 

Das  Gesuch  sammt  Beilagen  (§  19)  ist  bei  dem  Bezirksgerichte  auf- 
zubewahren, bei  welchem  es  von  Jedermann  eingesehen  werden  kann. 

§  25. 

Die  für  die  Anmeldungen  festgesetzte  Frist  kann  nicht  erstreckt 
werden;  eine  Wiedereinsetzung  gegen  die  Versäumung  derselben  ^adet 
nicht  statt. 

Die  Anmeldung  kann  schriftlich  oder  mündlich  erfolgen. 

Eine  verspätete  Anmeldung  ist  von  amiswegen  zarückzuweisen. 

In  Ansehung  derjenigen  Berechtigten,  deren  nach  §  22,  Absatz  G, 
vorzunehmende  Verständigung  nicht  mindestens  14  Tage  vor  Ablauf  der 
Edtctalfrist  erfolgte,  ist,  sofern  nicht  eine  zustimmende  Erklärung  der- 
selben vorliegt,  so  vorzugehen,  als  ob  diese  Berechtigten  einen  Wider- 
spruch angemeldet  hätten. 

§  26. 

Ueber  eine  rechtzeitige  Anmeldung  ist  die  Vernehmung  der  Bethei- 
ligten einzuleiten. 

Dieselbe  kann,  sofern  es  fOr  die  Ermittlung  des  Sachverhaltes 
zweckmässig  erscheint,  an  Ort  und  Stelle  stattfinden. 

Bei  der  Verhandlung  ist  die  HerbeifQbrung  einer  Einigung  unter 
den  Betheiligten  anzustreben. 

Wird  diese  Einigung  nicht  erziel^  so  ist  in  eine  weitere  Erörterung 
des  in  der  Anmeldung  erhobenen  Anspruches  nur  in  den  in  §§  27  bis  29 
bezeichneten  Fällen  einzugehen. 

§  27. 

Wird  der  Besitz  der  von  der  Unternehmung  erworbenen  Grund- 
stQcke  oder  die  räumliche  Begrenzung  derselben  angefochten,  und  wird 
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diese  Aniechtung  nicht  durch  Vorlage  einer  von  der  politischen  Behörde 
Ober  die  Besitzeinweisung  ausgestellten  Urkunde  oder  durch  eine  andere, 
vollen  Glauben  verdienende  Urkunde  Ober  die  Rechtmässigkeit  des  Be- 
sitzes entkräftet,  so  ist  der  Unternehmung  aufzutragen^  die  Besitzeinweisung 
im  Ezpropriationswege  zu  erwirken. 

Wird  jedoch  nur  die  Richtigkeit  der  zur  Bezeichnung  der  Objecte 
In  den  Verzeichnissen  und  Mappen  der  Unternehmung  gebrauchten  Be- 
nennungen und  Zahlen  bestritten,  so  ist  eine  Prüfung  und  erforderlichen- 
falls eine  Berichtigung  dieser  Bezeichnungen  yorzunehmen. 


Wird  ein  aus  dem  getheilten  Eigenthume  oder  aus  dem  Miteigen- 
thume  abgeleitetes  Recht,  eine  Grunddienstbarkeit  oder  ein  anderes,  die 
Ausübung  des  Eigenthumsrechtes  beschrankendes  dingliches  Recht  an 
einem  Eisenbahngrundstücke  geltend  gemacht,  weiches  Recht  in  die 
Eisen  bah  neinlag  e  eingetragen  werden  soll,  in  dem  von  der  Unternehmung 
vorgelegten  Verzeichnisse  jedoch  gsr  nicht  oder  nicht  richtig  angegeben 
war,  so  ist  dieses^ VerzeichnisSi  wenn  der  Bestand  eines  unter  Mitwirkung 
der  politischen  Behörde  eingerftumten  Rechtes  durch  das  Begehungs- 
protokoll oder  eine  Bestätigung  dieser  Behörde  dargethan  oder  von  der 
Unternehmung  anerkannt  wird,  zu  berichtigen.  Eine  Abschsift  der  etwa 
vorgelegten  Urkunde  ist  den  Acten  beizulegen» 


Wird  in  einer  Anmeldung  dagegen  Widerspruch  erhoben,  dass  ein 
nicht  im  Expropriationswege  erworbenes  Eisenbahngrundstück  lastenfrei 
übertragen  werde,  so  kann  dieser  Widerspruch,  wenn  es  sich  um  eine 
dem  Betrage  nach  bestimmte  Forderung  handelt,  durch  Zahlung  der 
Schuld  beseitigt  werden.  Der  Gläubiger  muss  die  Zahlung  selbst  dann 
annehmen,  wenn  die  Zeit  der  P'älligkeit  der  Forderung  noch  nicht  ein- 
getreten ist;  doch  bleibt  demselben  das  persönliche  Recht  auf  Entschädi- 
gung wegen  des  durch  vorzeitig  erfolgte  Zahlung  etwa  erlittenen  Nach* 
theiles  vorbehalten. 

Wenn  nur  ein  Theil  eines  belasteten  Grundstückes  in  das  Eisen« 
bahnbuch  aufgenommen  werden  soll,  so  kann  ein  gegen  die  lastenfreie 
Uebertrsgung  ^hobener  Widerspruch  als  unwirksam  erkannt  werden, 
wenn  das  Gericht  nach  vorgenommener  PrOfung  der  Werthverhftltnisse 
die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass,  trotz  der  lastenfreien  Uebertragung  des 
EisenbahngrundstQckes  für  eine  Hypothek,  die  dem  §  1374  a.  b.  G.  B. 
entsprechende  gesetzliche  Sicherheit  ungefährdet  bleibt,  oder  dass,  wenn 
es  sich  um  ein  anderes  dingliches  Recht  handelt,  die  Sicherheit  desselben 
eine  Geßlhrdung  offenbar  nicht  erleiden  kann. 


§  28. 


§  29. 
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b)  Für  Bahnen  oder  Bahnstrecken,  welche  bereits  im 

Betriebe  stehen. 

§  86. 

In  Ansehung  der  Bahnen  oder  Bahnstrecken,  welche  zur  Zeit  des 
Eintrittes  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  bereits  im  Betriebe  stehen, 
hat  die  Unternehmung  binnen  einem  Jahre  nach  diesem  Zeitpunkte  die 
Im  §  19,  Zahl  1  und  2,  bezeichneten  Verzeichnisse  und  Mappen  der 
politischen  Bezirksbehörde  vorzulegen. 

Diese  hat  zu  untersuchen,  ob  die  von  der  Unternehmung  gemachten 
Angaben  mit  dem  thatsächlichen  Besitzstande  übereinstimmen,  ob  ins- 
besondere die  in  den  Verzeichnissen  und  Mappen  aufgeführten  Grundstöcke 
als  Eisen  bahn  grün  dstOcke  (§  ?}  anzusehen  sind  und  sohin  die  richtig 
befundenen  oder  nach  dem  Ergebnisse  der  gepflogenen  Krhebungen 
richtiggestellten  Verzeichnisse  und  Mappen  mit  der  Bestätigung  der 
Richtigkeit  zu  versehen. 

§  36. 

Binnen  drei  Monaten  nach  erfolgter  Bestätigung  durch  die  politische 
Behörde  hat  die  Unternehmung,  unter  Beibringung  der  bestätigten  Ver- 
zeichnisse und  Mappen,  bei  dem  zuständigen  Bezirksgerichte  um  die  im 

§  18  bezeichneten  Erhebungen  anzusuchen. 

Wird  das  Gesuch  ordnungsgemäss  befunden  oder  sind  die  etwa 
wahrgenommenen  Mängel  beseitigt,  so  hat  das  Bezirksgericht  das  im 
§  22  bezeichnete  Edict  zu  erlassen,  in  welchem  jedoch  nicht  die  einzelnen 
Eisenbahngrundstücke,  sondern  nur  die  Richtung  der  Bahn  und  die 
Gemeinden,  welche  von  derselben  berührt  werden,  anzugeben  sind. 

Das  Edict  ist  in  den  oben  bezeichneten  Gemeinden  zu  verlautbaren, 
am  Gericbtshause  anzuschlagen  und  einmal  durch  die  för  amtliche  Kund- 
machungen bestimmte  Landeszeitung  zu  veröffentlichen. 

%  87. 

In  Beziehung  auf  das  weitere  Verfahren  haben  die  Bestimmungen 
§§  24,  25,  Absatz  1  bis  3;  26,  28,  30,  32,  Absatz  1;  83,  84,  anstatt 
27  und  S9  aber  die  folgenden  Bestimmungen  Anwendung  zu  finden. 

§  38. 

Wird  der  Besitz  der  von  der  Unternehmung  erworbenen  Grund- 
tOcke  oder  die  rtumliche  Begrenzung  derselben  angefochten,  so  ist  der 
tbatsftchliche  Besitzstand  an  Ort  und  Stelle  zu  erheben  und  das  Ver- 
zeicbniss  der  EisenbabngrundstOcke  nach  dem  Ergebnisse  dieser  Er- 
hebungen erforderlichenfalls  richügzustellen« 
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Der  Partei,  deren  l>ei  der  Verbaiidluag  gestelltes  Begehren  unbe- 
rOcksichtigt  bleibt,  ist  2u  fiberlassen,  ihren  Ansprach  vor  der  zustftndigeti 
Behörde  im  gesetxitiftssigen  Wege  geltend  zu  machen,  ohne  dass  jedoch 
hierdurch  die  Aufnahme  der  EisenbahngrundstOcke  in  die  Eisenbahn ein- 
lage  aufgehalten  werden  kann. 

§  89. 

Wird  in  Beziehung  auf  ein  nicht  im  Expropriationswege  erworbenes 
EisenbahngrundstQck  ein  Anspruch  geltend  gemacht,  welcher  aus  einer 
zur  Aufnahme  in  die  Eisenbahneinlage  nicht  geeigneten  Last  abgeleitet 
wird,  so  wird  durch  eine  solche  Anmeldung  die  Aufnahme  des  Eisen- 
bahngrundstflckes  in  die  Eisenbahneinlage  nicht  aufgehalten. 

Der  anmeldenden  Partei  bleibt  es  vorbehalten,  ihre  Ersatzansprüche 
aus  dem  behaupteten  Bestände  der  Last  im  Processwege  gegen  die  Unter- 
nehmung geltend  zu  machen. 

Hat  die  Unternehmung  jedoch  den  Bestand  der  Last  anerkannt,  so 
ist  ihr  die  Leistung  einer  angemessenen  Sicherheit  für  den  durch  die 
Entziehung  des  Eisenbahngrundstuckes  erwachsenden  Schaden  aufzu- 
erlegen, CS  sei  denn,  dass  das  Bezirksgericht  erkennt,  dass,  ungeachtet 
dieser  Entziehung  für  eine  Hypothek,  die  dem  §  1374  a.  b.  G.  B.  ent- 
sprechende gesetzliche  Sicherheit  ungefUhrdet  bleibt,  oder  dass,  wenn  es 
sich  um  ein  anderes  dingliches  Recht  handelt,  die  Sicherheit  desselben 
eine  Gefilhrdung  oflenbar  nicht  erleidet. 

c)  Für  nachträgliche  Erwerbungen, 

§  40. 

Erwirbt  eine  Unternehmung  neue  Kisenbahngruiidstücke  in  einem 
Bezirksgericlitssprengel,  in  welchem  die  Frhebungen  zum  Zwecke  der 
Ermittlung  der  Eisenbahngrundstöcke  bereits  beendet  sind,  so  ist,  sofern 
nicht  die  bücherliche  Zuschreibung  der  neu  erworbenen  Grundstücke  auf 
Ansuchen  der  Unternehmung  nach  den  Vorschriften  der  allgemeinen 
Gnindbuchsgesetze  zu  erfolgen  hat,  nach  den  fQr  die  Ermittlung  der 
EisenbahngrundstOcke  einer  noch  nicht  im  Betriebe  stehenden  Bahnstrecke 
geltenden  Bestimmungen  vorzugehen. 

C.  Umwandlung  der  vorliufigen  Einlage  in  eine  definitive. 

§  41. 

Nachdem  die  Erhebungsacten  von  allen  Bezirksgerichten  eingelangt 
sind,  werden  die  in  beiden  Abtheilungen   des  Bahnbestandblattes  und  in 
der  zweiten  Abtheilung   des  L.astenblattes  eingelegten  Verzeichnisse  der 
Richtung  der  Bahn  entsprechend  geordnet,  die  Einlage   wird  mit  einem 
R •  r  e  r.  Dm  Saterv-  BlMulMlmMelii.  G 
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Uebersichtsblatte  versehen,  und  die  Bezeichnung  derselben  als  einer  vor- 
läufigen durch  die  Bezeichnung  als  einer  definitiven  ersetzt. 

Nach  Beendigung  des  zur  Richtigstellung  des  Lastenstandes  ein- 
geleiteten Verfahrens  (§  16)  und  nachdem  die  Eintragungen  in  der  ersten 
Abtheilung  des  Lastenblattes,  soweit  es  zur  Uebersichtlichkeit  erforderlich 
ist,  durch  Uebertragung  auf  neu  einzulegende  Blätter  in  eine  der  Rang- 
ordnung der  Lasten  entsprechende  Reihenfolge  gebracht  wurden,  wird 
die  Einlage  eingebunden. 

D.  Verlängerung  von  Fristen. 
§  42. 

Das  Handelsministerium  kann  die  in  den  §§  19  und  35  för  Gesuche 
um  die  Einleitung  der  Erhebungen  zum  Zwecke  der  Ermittlung  der 
EisenbahngrundstQcke  bestimmten  Fristen  verlängern,  wenn  dargethan 
wird,  dass  die  Unternehmung  dieselben  aus  Gründen,  die  nicht  durch 
ihr  Verschulden  herbeigeführt  sind,  nicht  einzuhalten  vermag. 

Die  Verlängerung  dieser  Frist  kann  in  Ansehung  derjenigen  Bezirks- 
gerichtssprengel, in  welchen  die  Anlegung  neuer  Grundbücher  bevorsteht, 
auch  dann  bewilligt  werden,  wenn  es  sich  als  zweckmässig  herausstellt, 
dass  die  Ermittlung  der  Eisenbahngrundstücke  gleichzeitig  mit  den  für 
die  Anlegung  der  Grundbücher  erforderlichen  Erhebungen  oder  erst  nach 
diesen  Erhebungen  vorgenommen  werde. 

E.  Rechtsmittel. 
§  43. 

Die  gerichtlichen  Verfügungen  in  dem  Verfahren  zum  Zwecke  der 
Anlegung  der  Eisenbahnbücher  können  mittelst  des  Rechtsmittels  des 
Recurses  angefochten  werden. 

Die  Recursfrist  beträgt  14  Tage. 

Im  Uebrigen  sind  die  Bestimmungen  über  Recurse  im  Verfahren 
ausser  Streitsachen  in  sinngemässe  Anwendung  zu  bringen. 

F.  Veränderung  der  Einlage  durch  Bildung  neuer  bücher- 
licher Einheiten. 

§  44. 

Die  Vereinigung  mehrerer  bücherlicher  Einheiten  durch  Zuschreibung 
derselben  zu  der  in  einer  Einlage  enthaltenen  btlcherlichen  Einheit  kann 
begehrt  werden,  wenn  in  der  Verschiedenheit  der  im  Eigenthumsblatte 
und  in  der  ersten  Abtheilung  des  Lastenblattes  enthaltenen  Eintragungen 
ein  rechtliches  Hinderniss  der  Vereinigung  nicht  besteht,  oder  dasselbe 
gleichzeitig  mit  der  Vereinigung  beseitigt  werden  soll. 
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Die  Abschreibung  eines  Theiles  einer  eine  bQcberliche  Einheit 
bildenden  Bahn  und  die  Eröffnung  einer  selbstständigen  Einlage  tir 
denselben  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn  die  Bewilligung  zu  dieser 
Theilung  in  mehrere  bOcherliche  Einheiten  schon  durch  die  Concession 

oder  durch  eine  besondere  Ermächtigung  des  Handelsminisieriums  ertheüt 
wora^ji  ist.  In  die  neu  eröffnete  Einlage  sind  die  auf  die  Rechte  Dritter 
sich  beziehenden  Eintragungen  zu  übertragen. 

Werden  durch  eine  Zuschreibung  oder  Abschreibung  die  mass- 
gebenden Voraussetzungen  för  die  Zuständigkeit  des  zur  Führung  des 
Eiscnbdaubuches  berufenen  Gcrichlshüics  \ci ändert,  so  ist  die  geaaaerie 
Einlage,  beziehungsweise  die  neu  eröffnete  Einlage  nebst  den  sich  auf  die 
Einlage  beziehenden  Theilen  der  Urkundensammlung  und  der  Ikbrigen 
Acten  an  den  zuständig  gewordenen  Gerichtshof  zu  senden,  sofern  die 
Unternehmung  nicht  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  begehrt, 
dass  die  Uebertragung  der  Etsenbahneintage  in  ein  anderes  Eisenbabnbuch 
unterbldbe. 

Die  Uebertragung  einer  Eisenbahneinlage  in  ein  anderes  Etsenbahn- 

buch  ist  durch  ein  -  Edict  kundzumachen,  welches  bei  den  betheiligten 
Gerichtshöfen  anzuschlagen  und  durch  einmalige  Einschaltung  in  die  zu 
amtlichen  Kundmachungen  bestimmte  Zeitung  des  Landes,  beziehungs- 
weise der  Länder,  die  durch  die  in  Frage  stehenden  Bahnstrecken  berührt 
werdeni  zu  veriautbaren  ist. 


Wird  die  eine  bOcherliche  Einheit  bildende  Bahn  aufgelassen,  so  ist 
auf  Ansuchen  des  der  Unternehmung  beigegebenen  Regierungscommissärs 
diese  Verfügung  an  der  Spitze  der  Einlage  auf  eine  in  die  Augen  faltende 
Weise  anzumerken. 

Diese  Anmerkung  hat  zur  Folge,  dass  die  Eintragung  einer  die  ganze 
bücherliche  Einheit  betretfenden  Last  nicht  mehr  erwirkt  werden  kann. 

Sobald  die  Löschung  der  im  Eigenthumsblatte  eingetragenen  Be- 
schränkungen, sowie  der  in  der  ersten  Abtheilung  des  Lastenblaties  ein- 
getragenen Lasten  erfolgt,  ist  die  Kinlage  als  erloschen  zu  bezeichnen. 
Gleichzeitig  sind  die  Grundstücke,  welche  die  bücherliche  Einheit  gebildet 
haben,  sofern  für  diejenigen  Katastralgemeinden,  in  denen  diese  Grund- 
stöcke gelegen  sind,  Grundbücher,  beziehungsweise  Verfachbücher  be- 
stehen, von  amtswegen  mit  allen  auf  die  einzelnen  Grundstücke  sich 
beziehenden  Eintragungen  und  den  dazu  gehörigen  Theilen  der  Urkunden-^ 
Sammlung  und  der  Qbngen  Acten  in  die  der  Örtlichen  Lage  entsprechenden 
GrundbQcheri  beziehungsweise  Verfachbücher  zu  übertragen. 
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Die  Löschung  der  Eisenbahnetniage,  sowie  die  Uebertragung  der 
Grundstücke  in  Grundbücher,  beziehungsweise  in  Verfachbücher,  ist 
durch  ein  K  iict  kundzumachen,  welches  bei  dem  Gerichtshofe,  in  dessen 
Eisenbahiibuch  die  Eisenbahneinlage  eingetragen  war,  sowie  bei  denjenigen 
Gerichten,  denen  nunmehr  die  Realgerichtsbarkeit  Ober  die  einzelnen 
Grundstocke  xuRteht,  anzuschlagen  und  durch  etntnalige  Einschaltung  in 
die  fflr  atntliche  Kundmachungen  bestimmte  Zeitung  des  Landes,  be- 
ziehungsweise der  Lftnder,  in  welchen  die  erwähnten  Gerichte  ihren  Sitz 
haben,  zu  verlautbaren  ist. 

tt.  Von  den  an  einer  EiaenlNilin  elngertlanfitaa  Hypothekarrechten  und 
von  der  Sicherung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Eisenbnhn-Priorititn* 

obligntionen. 

i.  Beschränkte  Wirkung  des  an  einer  Eisenbahn  erworbenen  Ifanärechtes, 

§  46. 

Die  bei  Ermittlung  der  EisenbahngrundstQcke  festgestellten,  oder 
spftter  mit  Zustimmung  der  Staatsverwaltung  eingeräumten,  einen  Gegen • 
stand  der  zweiten  Abtheilung  des  Lastenblattes  bildenden  Lasten  und 
Rechte  gehen  dem  Pfandrechte,  welches  an  der  in  einer  Eisenbahnetniage 
eingetragenen  bQcherlichen  Einheit  erworben  wurde,  vor.  Dieser  Vorrang 
tritt  auch  dann  ein,  wenn  die  Eintragung  der  bezeichneten  Lasten  oder 
Rechte  zur  Zeit  der  Geltendmachung  des  Pfandrechtes  noch  nicht 
erfolgt  war. 

§  47. 

Bei  der  Verwendung  des  Einkommens,  welches  durch  eine  gericht- 
liche oder  im  Verwa!rungswe£;e  verhängte  Sequestration  erzielt  wird, 
sowie  bei  der  Vcrthcilung  des  durch  eine  im  Concurse  oder  zum  Z\s  ecke 
der  Execution  vorgenommene  Veräusserung  gelösten  Preises  haben  den 
in  einer  Eisenbahneinlage  eingetragenen  Hypothekarforderungen  diejenigen 
Forderungen  voranzugehen,  welche  durch  die  für  den  ordentlichen  Betrieb 
der  als  Hypothek  dienenden  bücherlichen  Einheit  erforderlichen  Leistungen 
entstanden  sind  (Betriebsauslagen),  oder  welche  solche  Beträge  zum 
Gegenstande  haben,  die  aus  Anlass  des  gegenseitigen  Verkehres  der 
öffentlichen  Communicationsanstalten  fOr  eine  andere  Anstalt  dieser  Art 
eingehoben,  aber  an  dieselbe  noch  nidit  abgeführt  wurden  (Abrech nungs^ 
Schuldigkeiten). 

Diesen  Forderungen  gebdhrt  aber  ein  Vorrang  nur  insoweit,  als 
dieselben  nicht  frQher  als  ein  Jahr  vor  der  Sequestration,  oder  der  zwangs- 
weisen Versteigerung,  beziehungsweise  vor  der  Eröffnung  des  Coocurses 
entstanden  sind. 
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Der  den  Betriebtausligen  und  den  Abrechnungsschuldigkeiten  ein- 
gerftumte  ^'o^rang  gebohrt  auch  den  im  §  39  bezeichneten  Forderungen, 
insoweit  als  dieselben  nicht  bereits  sichergestellt  wurden. 

Den  in  den  vorstehenden  Bestimmungen  bezeichneten  Forderongen 
kommt  im  Verh&Unisse  derselben  xu  einander  der  gleiche  Rang  zu. 

2.  Sicherung  der  Rechte  der  Besitfer  von  Hsenbahn-PrioritätS' 

Obligationen, 

§  48. 

Hat  eine  Eiseiibahnunternehmuiig  vor  dem  Beginne  der  Wirksam- 
keit dieses  Gesetzes  auf  Inhaber  lautende  oder  durch  Indossament  tkfaer- 
tragbare  Theilschuldverschreibungen  ausgegeben  und  in  denselben  oder 
in  einer  besonderen  Urkunde  die  Zusicherung  ausgesprochen,  dass  der 
Stamm  oder  die  Ertragnisse  ihres  gesammten  Vermögens,  oder  doch 
ihres  gesammten  unbeweglichen  Vermögens,  oder  einzelner  bestimmter 
Immobilien  fOr  die  Einlösung  oder  Verzinsung  haften,  oder  dass  die 
Erträgnisse,  oder  die  vom  Staate  garantirten  Betrftge  zum  Zwecke  dieser 
Einlösung  oder  Verzinsung  vorzugsweise  verwendet  werden  sollen,  so 
gebohrt  den  Besitzern  solcher  Theilschuldverschreibungen  (Eisenbahn- 
Prioritätsobligationen)  das  Pfandrecht  hinsichtlich  aller  Immobilien,  auf 
welche  sich  die  ertheilte  Zusicherung  bezieht,  und  welche  zur  Zeit  des 
Ansuchens  um  die  bücherliche  Eintragung  des  Pfandrechtes  sich  im 
Besitze  der  Unternehmung  befinden;  in  Ansehung  solcher  Immobilien, 
auf  welche  das  Pfandrecht  im  Wege  der  bücherlichen  Eintragung  wegen 
Mangels  eines  hierzu  geeigneten  Buches  nicht  erworben  werden  kann, 
ist  die  Zeit  massgebend,  in  welcher  das  F^fandrecht  in  anderer  gesetz- 
licher Weise  an  den  Immobilien  erworben  wird. 

Die  Rangordnung  mehrerer,  auf  Grund  dieser  Bestimmung  erworbener 
Pfandrechte  richtet  sich  nach  dem  Zeitpunkte  der  ertheitten  Zusicherung, 
sofern  nicht  zur  Zeit  des  Entstehens  der  Schuld  ein  anderes  Verhftitniss 
der  Rangordnung  begrOndet  wurde. 

§  49. 

In  dem  im  §  48  bezeichneten  Falle  hat  die  Unternehmung  gleich- 
zeitig mit  dem  Ansuchen  um  Errichtung  einer  vorläufigen  Einlage  die 
Eintragung  des  Pfandrechtes  zur  Sicherstellung  der  Rechte  der  Besitzer 
der  ausgegebenen  Eisenbahn-Prioritätsobligationen  auf  die  den  Gegen- 
stand dieser  Einlage  bildende  bücherliche  Einheit  anzusuchen,  und  zu- 
gleich die  Bestätigung  des  der  Unternehmung  beigegebenen  Regierungs- 
commissftrs  beizubringen,  dass  das  Gesuch  sich  auf  alle  von  der  Unter« 
nehmung  ausgegebenen  Eisenbabn-Prtoritfttsobligationen  beziehe.  Liegt 
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ein  solches  Gesuch  nicht  vor,  so  kann  die  Eröffnung  einer  vorläufigen 
Einlage  nur  dann  erfolgen,  wenn  eine  Bestätigung  des  Regierungs- 
commissflrfl  beigebracht  wird,  dass  von  der  Unteroebroung  keine  Eisen« 
bahn-Prioritatsobligationen  ausgegeben  wurden* 

Bezieht  sich  die  von  der  Unternehmung  ertheilte  Zusicherung  auch 
auf  andere  ImmobiUeo,  so  ist  der  RegierungscommissAr  befugt,  der  Unter- 
nehmung aufzutragen,  die  bOcherliche  ISintragung  des  Pfandrechtes  auf 
diese  Immobilien  zur  Sicherstellung  der  Rechte  der  Besttter  der  Eisen* 
bahn-PrioritAtsobllgationen  binnen  einer  zu  diesem  Zwecke  bestimmten 
Frist  zu  erwirken.  Llsst  die  Unternehmung  diesen  Auftrag  unerfüllt,  so 
hat  der  Regierungscommissär  zur  Vertretung  der  Besitzer  der  Eisenbahn* 
Prioritatsobligationen  die  Bestellung  eines  gemeinsamen  Cnrators  zu 
veranlassen,  welchem  es  obliegt,  die  zur  Erwirkung  der  bücherlichen 
Eintragung  des  Pfandrechtes  geeigneten  Schritte  zu  unternehmen. 

Dem  Gesuche  um  PÜntragung  des  Pfandrechtes  ist  in  allen  Fällen 
eine  Bestätigung  des  Regierungscommissärs  über  die  Richtigkeit  und  \'on- 
ständigkcii  der  für  die  Eintragung  massgebenden  Angaben  und  namentlich 
über  die  Höbe  der  noch  bestehenden  Schuld  beizufügen. 


Nach  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  darf  die  Aus- 
gabe von  Eiscnbahn-Prioriiätsobligationen  nicht  vor  der  Einverleibung 
des  Pfandrechtes  ai'.f  die  zur  Hypothek  bestimmte,  den  Gegenstand  einer 
Eisenbahneinlage  bildende  bücherliche  Einheit  erfolgen. 

Werden  zur  Sicherstellung  der  Eisenbahn-Priorilätsobligationen  nebst 
dieser  bücherlichen  Einheit  andere  unbewegliche  Güter  bestimmt,  auf  welche 
ein  bücherliches  l'iandrecht  erworben  werden  kann^  so  muss  das  Pfand- 
recht in  Ansehung  dieser  Güter  in  gleicher  Weise  vor  Ausgabe  der 
Eisenjbahn-PrioritfttsobUgationen  eingetragen  werden. 


Der  einer  Eisenhahnunternehmung  beigegebene  Regierungscommissftr 

hat  darüber  zu  wachen,  dass  nach  den  in  Ansehung  der  Ausgabe  und 
Einlösung  der  in  Frage  stehenden  Eisenbahn- Pricritätsobiigalionen  gelten- 
den Bestimmungen  vorgegangen  werde,  und  dass  insbesondere  die  Anzahl 
der  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  die  in  diesen  Bestimmungen  fest- 
gesetzte Grenze  nicht  überschreite. 


Durch  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Ober  die  bücherliche 
Sicherung  der  Pfandrechte  werden  die  Qbrigen  Rechte  der  Eisenbahn - 
Prioritatsbesitzer,  und  insbesondere  ihre  Ansprüche  auf  die  vom  Staate 
garantirten  Einkünfte  nicht  berührt. 


§  50. 


§  61. 


§  62. 
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III.  8oMit«tbetllimnimgen. 

1.  üeberwachung  der  üntemehmungen, 
§  58. 

Die  Erfüllung  der  den  Eisenbahnunternehmungen  durch  dieses 
Gesetz  auferlegten  Verpflichtungen  ist  durch  die  den  Uateroebmungen 
beigegebeneo  RegierungscommissAre  zu  überwachen. 

Nimmt  ein  Gericht  wahr,  dass  eine  Unternehmung  in  der  Erfikllung 
ihrer  Obliegenheiten  sAomig  sei,  so  hat  dasselbe  den  Regierungscommissftr 
hiervon  in  Kenntnis»  zu  setzen. 

G^en  Unternehmungen,  welche  ihren  Verpflichtungen  und  ins- 
besondere den  ihnen  durch  die  Gerichte  oder  die  Verwaltungsbehörden 
ertheilten  Weisungen  nicht  nachkommen,  können  durch  die  Aufsichts- 
behörde Geldbussen  bis  zum  Betrage  von  2000  Gulden,  vorbehaltlich 
derjenigen  Zwangsmittel  anderer  Art  verhängt  werden,  welche  der  Staats- 
verwaltung zum  Zwecke  der  Ueberwachung  der  Eisenbabnunternehmungen 
gesetzlich  eingeräumt  sind. 

2,  Gebühren, 
%  54. 

Die  aus  Anlass  der  Errichtung  einer  Eisenbahneinlige  vorkommen- 
den Amtshandlungen  geniessen  Stempel-  und  Geb&hrenfreiheit. 

Aus  demselben  Anlasse  kommt  allen  Protokollen,  Ausfertigungen, 
Eingaben  und  Beilagen  die  Stempel-  und  GebOhreofreiheit  insofern  zu, 
als  sie  nur  zur  Durcbftthning  des  in  diesem  Gesetze  geregelten  Verfahrens, 
mit  Ausschiusa  der  dem  Rechtswege  vorbehaltenen  Verhandlungen,  be- 
stimmt sind. 

Die  Eintragung  des  Pfiiodrechtes  unterliegt  ausser  dem  obigen  Falle 
auch  dann  der  Eintragungsgebühr  nicht,  wenn  dieselbe  auf  Grund  einer 
vor  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  urkundlich  ertheilten 
Zusicherung  der  Haftung  des  unbeweglichen  Vermögens  einer  Eisenbahn- 
unternehmung  erfolgt. 

Die  im  Falle  des  §  45  durch  das  Gericht  von  amtswegen  verfögle 
Uebertragung  der  Eisenbahngrundstücke  in  andere  öffentliche  Bücher 
geschieht  gebührenfrei;  dasselbei  gilt  von  der  aus  diesem  Anlasse  er- 
folgenden Uebertragung  des  Lastenstandes,  wenn  nicht  zugleich  eine 
Aenderung  in  der  Person  des  Berechtigten  eingetragen  werden  soll. 

An  dem  Umfange  der  Gegenstände,  deren  Werth  bei  der  Bemessung 
des  Gebührenlqutvalentea  in  Anschlag  zu  bringen  ist,  indrd  durch  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nichts  geftndert* 


.  j     .  I  y  Google 


104 


Geotral'Eiaeobababiicberiteseit. 


S,  Vottiugihe&timmung. 

§  öö. 

Die  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  beginnt  mit  dem  Tage  seiner 

Kundmachung. 

Mit  dem  Vollzüge  desselben  sind  die  Minister  der  Justiz,  des  Innern, 
des  Handels  und  der  Finanzen  beauftragt. 

Budapest,  am  19.  Mai  1874. 

Frans  JoMpb  m.  p. 

Auersperg  m.  p.        Lasser  m.  p.  Banhans  m.  p. 

Glaser  m.  p.  Prelis  m.  p. 


Beilage  VIII. 
(Ungarn.) 

L  Gesetzartikel. 

Ueber  die  abgesonderte  centralisirte  grundbücherliche  Eintragung  der 
in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  befindlichen  Eisenbahnen  und 

Canäle. 

(Sanctionirt  am  7.  April  1868.  In  beiden  Hflttsern  des  Reichstages  kund- 
gemacht am  7.  April  1868.  lo  der  Landesgesetzsammlung  erschienen  am 

30.  April.) 

§1. 

FOr  die  in  den  Lftndem  der  ungarischen  Krone  befindlichen  Eisen- 
bahnen und  CanAle  werden  abgesonderte,  centralisirte  Grundbücher  an- 
gelegt und  fortgeAkhrt,  deren  Zweck  es  sein  wird,  das  unbewegliche  Ver- 
mögen solcher  Landesuntemehmungen  In  einem  zusanunenh&ngenden 
Ganzen  darzustellen,  in  Evidenz  zu  halten  und  zur  Creditfllhigkeit  zu 
erbebe. 

Competenz. 

§  2. 

Diese  centralisirten  Grundbücher  stehen  unter  der  Aufsicht  und 
inme  der  Gnindbuchsbehörde  der  kdnigl.  Freistadt  Pest,  das  manipu- 
^Ifeersonale  wird  vom  Justizminister  ernannt. 
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Diese  Grundbuchsbehörde  wird  den  Titel  ,,Centralgrundbuchsbeliürde" 
führen. 

Vertretung  der  Untemehmimf . 

§  3. 

In  dem  Falle,  wenn  der  Amtssitz  der  Direction  der  Unternehmung 
ausser  Pest  wäre,  ist  die  Direction  verpflichtet^  einen  dort  wohnhaften, 
die  Unternehmung  in  Rechtsangelegenheiten  vertretenden  Bevollmächtigten 
zu  ernennen  und  diesen,  so  auch  die  im  I.aufe  der  Zeit  in  der  Person 
des  Vertreters  ailfäUig  eintretende  Aenderung  dem  Gerichte  der  Stadt  Pest 
anzuzeigen. 

§  4. 

Das  in  diese  centraltsirten  Grundbücher  eingetragene  unbewegliche 
\'crmögen  der  Eisenbahn-  und  Canaleigenthümer,  nämücli  der  gesammte 
expropriiite  Griindcomplex  derselben,  die  Eisenbahnen  und  Canäle  mit 
allen  Appertincntien  und  den  dazu  gcliörigen  Höfen,  Gebäuden,  Brücken, 
Dämmen,  Schleusscn,  \'erpflegungs-,  l^escliotterungs- und  sonstigen  Rechten, 
so  wie  diese  in  der,  gelegenhciilich  der  Expropriation  und  Authentication 
anzufertigenden  authentischen  Karte  und  in  der,  derselben  beiliegenden 
Beschreibung  dargestellt  sind,  ist  als  eiii  grundbOcherlicher  Gutskörper, 
und  in  rechtlicher  Beziehung  als  ein  Ganzes  zu  betrachten. 

Erfordemieee  der  Conseriptfon. 

Die  Erfordernisse  der  im  §  4  erwähnten  Expropriationsconscription 

sind  toliicnde: 

a)  für  jeden  Hotter  ist  eine  abgesonderte  Conscription  zu  verfassen; 

b)  jeder  Restandtheil,  welclier  hinsichtlich  der  Breite  vom  ersiercn  ab- 
weicht, ist  in  der  Conscription  mit  einer  neuen  Zahl  zu  versehen; 
n&mlich:  das  Unternehmen  muss  aus  so  viel  Bestandtheilen  bestehen, 
als  Aenderungen  in  der  Breite  des  Werkes  vorkommen; 

c)  sowohl  die  Breite  als  auch  die  Länge  der  einzelnen  Bestandtheile 
ist  nach  Klafter,  Schuh  und  Zoll,  in  einer  besonderen  Rubrik  aber 
auch  deren  gesammtes  Fl&chenroass  pünktlich  anzuführen; 

.  d)  die  Gebäude,  Brflcken  u.  s.  w.  sollen  immer  nach  dem  betretenden 
Bestandtheile,  zu  welchem  sie  gehören,  und  zwar  mit  Buchetaben 
bezeichnet,  angeführt  werden; 
€)  am  Ende  einer  jeden  einzelnen  Gonscription  sind  die  für  die  Unter- 
nehmung erworbenen  Rechte,  als  zum  Beispiel:  das  Verpflegungs-, 
Beschotterungsrecht  u.  s.  w.,  ferner  das  Verzeichniss  der  Seivituten 
einzuschalten,  und  zwar:  wenn  diese  Rechte  oder  Servituten  mit 
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irgend  einem  Bestandtheile  oder  Gebäude  rechtlicli  oder  natürlich 
in  Verbindung  sind,  niii  nunicnaciicr  ßcrumng  *iut  uen  beiref- 
fenden Bestandtheil  oder  das  Gebäude. 

Erfordornitsa  iw  Kart«. 

§  <». 

Die  Karte  muss  mit  der  im  §  ö  erwähnten  Conscriplion  in  pünkt- 
liciier  Ucbereinstimmung  sein.  —  Aus  diesem  Grunde  werden  die  Besiand- 
theile  auf  der  Karte  mit  denselben  Nummern  und  die  Gebftude  mit  den- 
selben Buchstaben  bezeichnet,  unter  welchen  dieselben  in  der  Conscription 
vorkommen. 

Die  Sendtuten  mCtosen  bei  jedem  einzelnen  Bestandtheile  mittelst 
eines  Kreuzzeichens  ersichtitch  gemacht  werden. 

Ausserdem  ist  die  Karte  so  anzufertigen,  dass  auf  derselben  die 
an  die  Linie  jeder  Unternehmung  anstossenden  benachbarten  Objecte» 
und  zwar  mit  den  Locallslrungsnummem  des  Hottergrundbuches  bezeichnet, 
enthalten  seien;  diese  sind  aber  immer  mit  einer  besonderen  Farbe  vom 
Eigenthume  der  Unternehmung  zu  unterscheiden. 

Die  Karte  Icann  nach  Belieben  auf  einzelne  Abschnitte  getheüt  werden, 
indessen  muss  jeder  Abschnitt  nach  derselben  Scala  angefertigt  werden 
und  ist  diese  Scala  auf  jedem  einzelnen  Abschnitt  anzusetzen. 

Einzeinausweis. 

§  7. 

Ausser  der  Conscription  und  Karte  ist  auch  für  jeden  Holter  ein 
abgesonderter  Einzeinausweis  Ober  das  Quantum  jener  Grundfläche  anzu- 
fertigen, welches  von  den  einzelnen  Grundbesitzern  expropriirt  wurde,  so 
auch  tlber  jene  Summen,  welche  den  betreßendcn  Grundbesitzern  für  die 
exproprürten  Gründe  durch  die  Unternehmung  zu  ersetzen  sind. 

In  diesem  Einzelnausweise,   bei   dessen  Zusammenstellung   die  be- 
treffende  Grundbuchsbehurde    miizuwirkcu    verpflichtet   ist,   muss  nach 
Rubriken  ersichtlich  gemacht  sein: 
0  a)  dort,  wo  bereits  Grundbücher  sind,  die  Grundbuchs-  und  Locati- 

sirungsnummer  jenes  grundbacherlichen  Gutsantheiles,  aus  welchem 

die  Expropriation  stat^efunden  hat; 


b)  die  Gelfinde,  in  welchen  diese  Grundfläche  Üegt  und  der  CuUurw 
zweig,  zu  welchem  dieselbe  gehört; 

c)  das  Flachenmass  des  ganzen  grundbücherltchen  Gutsantheiles,  inwie> 
fern  dieser  im  Grundbuche  eingetragen  war; 


d)  jene  Area,  welche  aus  demselben  fOr  die  Unternehmung  expropriirt 

wurde; 
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e)  der  betreffende  Besitzer; 

f)  der  Expropriationspreis,  wie  derselbe  entweder  mittelst  Urtheii  oder 
contractmässig  festgesetzt  ist. 

Authentislrungscommtssion. 

§8. 

Die  Authenticatioii  der  auf  diese  Art  angefertigten  Conscription  und 
Karte  wird  durch  eine  Commission  vollzogen,  welche  folgende  Mit- 
glieder hat: 

A,  Für  die  ganze  Linie: 

a)  ein  Commissär  des  köntg].  ungar.  Communicationsministeriums; 
h)  ein  Beamter  der  Centralgrundbuchsbehürdc  (§  2:; 
^  c)  ein  fachkundiger  Ingenieur,  der  votn  königl.  ung.  Communications- 
ministerium  ernannt  wird. 

B.  Für  die  einzelnen  Hotter: 

dj  ein  Mitglied  des  Gerich ics  der  oelrctVenden  Jurisdiction,  welclies  vom 

Gerichtspräses  entsendet  wird^ 
e)  ein  Beamter  jener  Grundbuchsbebörde,  unter  deren  Leitung  daa 

Grundbuch  des  betrefTenden  Hotters  steht. 

Vorlliiifig«  Ankündigung  d«r  Aiithentleation. 

Der  Commissär  des  königl.  ung.  Communicationsministeriums  be- 
stimmt den  Tag  und  die  Reihenfolge  der  Authentication  und  verständigt 
hierüber  die  Gerichtspräsidenten  de;  Lcuclicadcn  Conniatc,  Districle  und 
Städte  mit  der  Aufforderung,  ihre  Abgeordneten  am  bestimmten  Tage  an 
Ort  und  Stelle  au  entsenden  und  fkber  den  Tag  der  Authentication  die 
Betreffenden  rechtzeitig  zu  verständigen,  indem  sie  diesen  Tag  in  der  be- 
treffenden Gemeinde  verlautbaren  und  auch  in  den  öfientlichen  Blftttern 
kundmachen. 

Ueberlastung  der  Authenticationsobjecte  der  allgemeinen  Einalchtnahmo. 

§  10. 

Bevor  noch  die  AutiieniKaiiou  beginnen  würde,  wenigstens  um 
30  Tage  früher,  sind  bei  der  betreffenden  Grundbuchsbehörde  jene  Theile 
der  Conscripuon  und  der  Karte  zu  deponlren,  yrelche  auf  die  zum  Amts- 
gebiete jener  Grundbadisbehörde  gehörenden  Hotter  Bezug  haben,  sammt 
den  Ober  diese  Hotter  angefertigten  Einzelnausweisen.  Jede  betheiligte 
Partei  hat  das  Recht,  von  diesen  Operaten  in  den  Localitftten  der  Grund- 
buchsbehörde  Einsieht  zu  nehmen. 
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Demzufolge  haben  die  Gerichtspräsidenten  in  jener  Kundmachung, 
welche  sie  hinsichtlich  des  Tages  der  Authentication  im  Sinne  des  §  9 

erlassen,  das  Publicum  gleichzeitig  darüber  in  Kenntniss  zu  setzen,  dass 
es  von  der  auf  den  betrefTenJen  Hotter  bezüglichen  Conscriplion,  Karte 
und  von  dem  Einzelnausweis  15  Tage  vor  der  Authentication  in  den 
Localitäten  der  Grundbuchsbehörde  Einsicht  nehmen  kann. 

Authenticationsvorgehen. 
I  11. 

Die  Aufgabe  der  Authenticationscommission  iat,  sich  davon  zu  Aber- 
zeugen, dass  die  Expropriationsconscription  und  Karte  sowohl  den  in  dea 
§§  6  und  6  dieses  Gesetzes  enthaltenen  Erfordernissen  entspreche,  als 
auch  mit  der  Wirklichkeit  ftbereinstimnie;  sie  pBegt  das  Einvernehmen 

mit  den  Vorständen  der  betreffenden  Stadt  oder  Gemeinde  und  mit  den 
betreffenden  Grundbesitzern  hinsichtlich  all  Jener  Rechte  und  Servituten, 
welche  entlang  des  Hotters  die  Unternehmung  betreiTen;  sie  trägt  Sorge, 
dass  die  Rechte  und  Servituten,  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Qualität,  als 
auch  ihrer  Ausdehnung  und  Bedingnisse,  pünktlich  und  genau  aufgezeichnet 
werden;  sie  entscheidet  durch  ihre  im  §  S  im  Punkte  bj,  d)  und  e)  er- 
wähnten Mitglieder  auf  (irund  des  Expropriationscontractes  oder  Urtheils 
sogleich  endgiltig  die  zwischen  den  Eigenthümern  des  Unternehmens 
und  der  Geraeinde  oder  einzelnen  Grundbesitzern  aufgetauchten  streitigen 
Fragen;  wenn  aber  der  Expropriationsconiract  zur  Erledigung  der  vor- 
liegenden Frage  keine  bestimmte  Richtschnur  bietet,  notirt  sie  die  Ein- 
wendung bei  dem  betreffenden  Rechte  oder  den  betreffenden  Servituten 
und  verweist  denjenigen,  der  diesfalls  eine  Forderung  stellt,  auf  den 
ordentlichen  Rechtsweg. 

Wenn  die  Commission  die  Conscription  und  die  Karte  fOr  richtig 
befindet,  cder  aber  die  Ausbesserung  der  obschwebenden  Fehler  sogleich 
an  Ort  und  Stelle  geschehen  kann,  versieht  sie,  nachdem  dies  gescliehen 
ist,  sowohl  die  Conscription  als  auch  die  betreffenden  Abschnitte  der 
Karte  mit  der  Authenticationsclausel,  welche  ausser  der  Angabe  des  Jahres, 
Monates  und  Tages  aus  dem  Worte  „authcnticirt"  besteht  und  von  sänimt- 
liehen  Mitgliedern  der  Commission  zu  unterfertigen  ist. 

Wenn  hingegen  wesentlichere  oder  sogleich  nicht  zu  berichtigende 
Fehler  entdeckt  würden,  ist  die  Conscription  und  beziehungsweise  die 
Karte  dem  Bestellten  der  Unternehmung  zurOckzugeben,  und  in  diesem 
Falle  ist  zur  Authentication  hinsichtlich  jenes  Hotters  eine  neue  Tagsatzung 
anzuberaumen,  wobei  die  im  obigen  %  8  und  in  den  folgenden  Paragraphen 
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hinsichtlich  der  ersten  Authentication  festgesetzten  Bestimmungsa  cinzu' 
haken  sind. 

Authentication  des  Einzelnausweitet. 
§  18. 

Nach  Authentication  der  Conscription  und  der  Karte  prüft  die 
CommissTon  den  Emzelnausweis. 

Was  das  Quantum  der  expropriirten  Grundfläche  anbelangt,  niuss 
die  Gesanimtheit  der  cinzchicn  Parcellcn  nothwendigerweise  mit  jenem 
Flächenmasse  übereinstimmen,  welches  in  der  über  denselben  Hotter  an- 
gefertigten Conscription  enthalten  ist.  Im  Falle  des  Ueberelnstimmens 
dieser  zwei  Docuniente  kann  also,  hinsichtlich  der  von  einzelnen  Grund- 
besitzern expropriirten  Grundfläche,  nur  dann  eine  Nachnaessung  platz- 
gretfen,  wenn  diese  vom  betreffenden  Grundbesitzer  entschieden  verlangt 
wOrde. 

Ebenso  gehört  auch  die  Nachrechnung  der  für  den  expropriirten 

Grund  entfallenden  Entschädigungssumme  nur  so  und  insofern  zum 
WirkungslLrets  der  Commission,  wenn  und  inwiefern  sie  hierzu  von  einem 
oder  dem  andern  Grundbesitzer  aufgefordert  würde. 

Auch  dieser  Ausweis  wird  von  der  Commission,  inwiefern  derselbe 
fehlerfrei  befunden  ocler  die  !''ehler  im  kurzen  Wege  sogleich  berichtigt 
werden  können,  ebenso  authenticirt,  wie  es  nach  dem  §  12  mit  der  Con- 
scription und  der  Karte  geschehen  ist. 

Vorgehen  nach  der  Authentication, 
§  U. 

Nach  beendigter  Authentication  übernimmt  der  Commissär  der  Central- 
grundbuchsbehörde  die  Conscription  und  die  Karte,  den  Einzelnausweis 
und  eine  beglaubigte  Copie  der  Karte  aber  der  Abgeordnete  des  für  diesen 
Hotter  competenten  Gerichtes,  die  sodann  diese  Documente  unverzüglich 
Ihrer  Gnidbuchsbehörde  vorlegen. 

Sieuarabechreibung. 

§  16. 

Das  Gericht  übersendet  binnen  acht  Tagen  nach  Einlangen  des 
Einzelnausweises  eine  beglaubigte  Abschrift  dieses  Documentes  an  das 
betreffende  Steueramt,  zu  dem  Behufe,  dass  die  auf  die  expropriirten  Grund- 
parcellen  entfallenden  Steuerquoten  den  früheren  Eigenthümern  abge- 
sclirieben  werden. 
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Abschreibung  der  expropriirten  Grundparcellen  in  den  einzelnen  Grund- 

buchsprotokollen. 

§  16.  • 

Es  Obersendet  femer  gleichseitig  den  Einzelnausweis  und  eine  be^ 
gtaubigte  Copie  der  Karte  dem  betreffenden  Gnindbucbsamte  mit  dem 
Auftrage,  die  ezpropriirten  Grundparcellen  in  den  einzelnen  Grundbuchs- 
]MX»tokollen  abzuschreiben,  und  hiervon  verständigt  das  Gericht  gleichzeitig 
auch  die  Centralgrundbuchsbehörde  zum  Behufe  der  Zusammenstellung 
des  Besitzstandsblattes  im  Centraigrundbuche*  (§  42.) 

Kundmaehungatormin. 

Endlich  eilasst  das  vorgehende  Gericht  bei  derselben  üclcgcnheit 
eine  Kundmachung,  in  welcher  es  Diejenigen,  die  hinsichtlich  der  Quanti- 
tät des  für  die  expropriirte  GrunJiläche  enttallenden  Betrages  eine  Ein- 
wendung haben,  oder  die  unter  welch  immer  fQr  einem  lltel  auf  Ent- 
schftdigung  Anspruch  machen,  auffordert,  ihre  Einwendungen  und  bezie- 
hungsweise ihre  Ansprache  bis  zu  einem  bestimmten  Prflclusivtermin, 
welcher  nicht  kOrzer  als  ein  Monat  und  nicht  langer  als  zwei  Monate 
sein  kann»  umso  gewisser  anzumelden,  indem  auf  die  Einwendungen 
und  Anspreche  der  sich  spater  Anmeldenden  keine  ROcksicht  genommen, 
und  der  Ezpropriations-  und  Entschädigungsbetrag  Demjenigen  und  in 
dem  Betrage  ausgefolgt  werden  wird,  auf  dessen  Namen  und  mit  welchem 
Betrage  derselbe  im  Einzelnausweise  angesetzt  Ist,  die  einverleibten  oder 
superintabulirten  Sätze  aber  ausserdem  von  der  expropriirten  Grundfläche 
von  amtswegen  abgeschrieben  werden. 

Diese  Kundmachung  ist  ausser  der  üblichen  Currentirung  und  Aftichi-  - 
rung  auch  in  den  amtlichen  Blättern  zu  ver lautbaren. 

§  18. 

Nebst  all  diesem  hat  das  Gericht  Diejenigen,  die  im  Grundbuche 
hinsichtlich  jener  Grundfläche,  welche,  od^  deren  ein  Theil  expropriirt 
wurde,  mit  Eigenthumsrecbtsanspruch  aufgezeichnet  sind,  oder  die  darauf 
das  Pfandrecht  erworben  haben,  ausser  der  allgemeinen  Kundmachung 
auch  besonders  zu  verständigen. 

§  19. 

Hinsichtlich  jener  Grundflächen,  bezüglich  welcher  nach  Ablauf  des 
Präclusivtermins  weder  eine  Einwendung  noch  eine  Anspruchsanmeldung 
erfolgte,  verständigt  das  Gericht  als  Grundbucbsbehörde  binnen  acht 
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Tagen  den  Vertreter  der  Unternehmung,  dass  er  den  Expropriationsbetrag 
Dcn'enigen,  auf  deren  Namen  dieser  im  Einzelnausweise  geschrieben  ist, 
und  in  derselben  Grf^sse  ausfolgen  könne;  und  fordert  ihn  gleichzeitig 
auf,  binnen  lö  Tagen  entweder  die  Quittung  über  die  erfolgte  Abzahlung 
dem  Gerichte  einzusenden,  oder  aber  die  im  Einzelnausweise  enthaltene 
Entschädigung  als  gerichtliches  Deposit  beim  Gerichte  zu  erlegen. 

Dieser  Beschluss  ist  auch  dem  betreflenden  Berechtigten,  dem  die  Ent* 
Schädigung  gebührt,  mit  dem  Bemerken  einzuhflndigen,  desB  im  Falle  der 
Verweigerung  der  Empfangnahme  des  Geldes  die  EntschftdiguDg  als 
gerichttiches  Deposit  auf  seine  Kosten  verwaltet  werden  wird.. 

Ltfscbung  der  auf  den  expropriirleii  Qrtiiid|MiroeUeii  lattonden  8ilze. 

§20. 

Sobald  der  Bevollmächtigte  der  Unternehmung  mittelst  Quittung 
oder  durch  Vorweisung  eines  authentischen  Depositscheines  nachgewiesen 
hat,  dass  er  dem  auf  Grund  des  obigen  §  19  erlassenen  gerichtlichen 
Beschlüsse  entsprochen  hat;  wenn  die  expropriirte  Grundfläche,  deren 
Expropriationspreis  bezahlt  oder  zu  gerichtlichen  Händen  deponlrt  wurde, 
ein  solches  Ganzes  bildet,  welches  irgend  einer  Vormerkung,  Einverleibung, 
Superintabulation  oder  Anmerkung  zum  abgesonderten  und  selbststAndigen 
Objecte  gedient  hat,  wird  die  Löschung  dieser  Vormerkung,  Einverleibung, 
Superintabulirung  und  Anmerkung  durch  das  Gericht  mittelst  Beschluss 
angeordnet. 

Wenn  aber  jene  Grundfläche,  deren  Expropriationspreis  ausgezahlt 
oder  zu  gerichtlichen  Hnnden  deponirt  wurde,  nur  einen  Theil  jenes  grund- 
bücherlichen  Gutskörpers  bildet,  welcher  durch  \'ormerkung,  Einverleibung, 
Superintabulirung  oder  Anmerkung  belastet  ist,  in  diesem  Falle  ist,  nach- 
dem die  betreffende  expiopriirte  Grundtiäche  durch  die  nach  §  IG  ange- 
ordhete  Abschreibung  aufgehört  hat,  die  Unterlage  des  Lastensatzes  zu 
sein,  eine  besondere  Verfügung  wegen  Ltechung  der  Lasten  nicht  noth- 
wendig. 

§  21. 

Im  Falle  des  Nichteinhaltens  des  Prftdusivtermines  durch  die  Partei, 
und  sonach  gegen  die  im  Sinne  des  obigen  §  20  angeordnete  Löschung 
der  Lasten  kann  kein  Rechtsmittel  angewendet  werden. 

Verhandlung  der  Einwendungen  und  Ansprüche. 

I  22. 

Zur  Verhandlung  der  bis  zum  Kundmachungstermin  eingereichten 
Einwendungen  oder  Ansprüche  setzt  das  Gericht  eine  Tagsatzung  an,  zu 
welcher  immer  auch  der  Vertreter  der  Umemehmung  vorzuladen  ist 
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Bei  dieser  Verhandlung  kann  die  Berechtigung  zur  Expropnation 

und  das  Flftchenmass  der  expropriirten  Grundfläche  nicht  in  Erörterung 
kommen,  sondern  es  haben  steh  die  Parteien  auf  folgende  Fragen  zu  be** 

schranken : 

a)  Ob  der  Vertrag  nder  gerichtliche  Beschluss  rechtskrüftig  ist,  auf 
GrunJ  dessen  der  RKpropriationsprei«?  berechnet  wurde? 

b)  Ob  die  Berechnung  nncii  .\iassgabe  des  Kxpropriatioaspreises  und  der 
expropriirten  Grundtiäche  richtig  geschehen  ist? 

c)  Wer  und  bis  zu  welchem  Theile  ist  zur  Behebung  der  Entschädigungs- 
summe berechtigt? 

d)  Wenn  nur  ein  Theil  der  mit  einer  Vormerkung,  Finverleibung  oder 
Superintabulirung  belasteten  Grundflflche  der  Expropriation  verfällt: 
auf  weiche  Ziffer  vermindert  sich  jener  betastende  Posten,  welcher 
die  erfibrigende  Grundfläche  auch  weiterhin  belasten  wird? 


Die  Verhandlung   wird   in   protokollarischer   Form  geführt  und  ist 
längstens  binnen  acht  Tagen  zu  beenden. 


Nach  Beendigung  der  Verhandlung  binnen  acht  Tagen  fasst  das 
Gericht  einen  Beschluss,  in  welchem  es  die  Fragen  hinsichtlich  der  im 
§  22  bezeichneten  Punkte  einzeln  entscheidet;  und  wenn  die  Berechtigung 
zur  Behebung  der  Entschädigungssumme  von  der  Erledigung  eines  anderen 
Processes  abhängig  wäre,  ordnet  das  Gericht  die  Ausfolgung  der  Ent- 
schädigungssumme entweder  zu  Händen  der  durch  die  betheiligten  Parteien 
in  Uebereinstimmung  bezeichneten  Person,  oder  aber  in  Ermanglung  einer 
solchen  Uebereinstimmung  zu  Händen  des  Gerichtes  an. 


Gegen  diesen  Beschluss  können  alle  Rechtsmittel  angewendet  werden, 
welche  die  ordentliche  Civilprocessordnung  gestattet;  bei  den  Appellations- 
gerichten indessen  werden  derlei  Ezpropriationsangelegenhetten  der  Be- 
günstigung einer  extraseriellen  Behandlung  theilhaftig. 


Das  Gericht  erster  Instanz  fasst  gleichzeitig,  als  es  seine  Entscheidung 
über  die  Einwendungen  und  Ansprüche  im  Sinne  des  §  24  ausspricht, 
auch  darüber  einen  Meschluss,  dass  derjenige  Expropriationspreis,  welcher 
nach  §  22  das  Objcct  der  Einweauuag  oder  des  Anspruches  ist,  wenn 
die  betreffende  Summe  nicht  zu  richterlichen  Händen  deponirt  wurde,  auf 
'dem  Lastenblatte  des  Centralgrundbuches  mit  pflnktlicher  Bezeichnung 
K  der  darauf  Anspruch  Erhebenden  angemerkt  werde. 


§  23. 


§  24. 


§  26. 
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§  27. 

Sobald  die  Entscheidung  über  eine  oder  die  andere  Einwendung 
oder  den  Anspruch  zur  Rechtskraft  erwachsen  ist,  fordert  das  Gericht  den 
Vertreter  der  Unternehmung  milteLst  Bescheid  von  amtswegen  auf,  die 
Auszahlung  und  beziehungsweise  die  Deponirung  im  Sinne  des  Urtheils 
oder  des  Beschlusses  binnen  16  Tagen  zu  vollziehen  und  den  Vollzug 
mit  vorschriftsmässigen  Documenten  nachzuweisen. 

Das  Gericht  ist  verpflichtet,  über  diese  erfolgte  Nachweisung  die 
Centralgrundbuchsbehörde  sogleich  zu  dem  Behufe  zu  verständigen,  damit 
am  Lastenbtatte  des  Centralgrundbuches  der  ausgezahlte  Expropriations- 
preis gelöscht  werden  könne.  —  In  dieser  Verständigung  ist  sich  pünktlich 
auf  die  Zahl  und  den  Inhalt  des  Anmerkungsbeschlusses  (§  26)  zu  be- 
ziehen. 

Abweichende  Bestimmungen  für  das  Centralgrundbuch. 

§  28. 

Hinsichtlieh  der  Verfassung  und  Manipuhnion  des  Centralgrundbuches 
sind  die  Bestimmungen  des  ordentlichen  Grundbuchssystems  massgebend 
mit  den  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  enthaltenen  Abweichungen. 

§  29, 

Jedes  Centralgrundbuch  besteht  aus  einem  Hauptblatte,  einem  Eigen- 
thumsblatte, femer  aus  so  vielen  Besitzstandsblattern,  durch  wie  viele 
Hotter  sich  die  Unternehmung  zieht,  und  endlich  aus  einem  Lastenblatte. 

Haupt-  und  Eigenthumsblatt. 

§  30. 

Das  Hauptblatt  enthält  die  Firma  der  Unternehmung,  den  Sitz  der 
Direction  und  die  Endpunkte  der  Unternehmung. 

Ferner  werden  unter  den  auf  diesem  Blatte  fortlaufenden  römischen 
Zahlen  all  jene  Hotter  angeführt,  auf  welche  sich  die  Unternehmung 
erstreckt. 

Dieses  Blatt  weist  auch  die  hinsichtlich  der  Firma  geschehenen 

Aenderungcn  nach. 

Das  Eigenthumsblatt  weist  die  Uebertragungen  und  Be^^chrLlnkungen 
des  Eigenthumsrcjhtef;  hinsichtlich  de??  gesnmmten  unbewct^lichen  \'er- 
mögens  der  Tlnicrnehmung  nacli,  wahrend  die  auf  die  einzehien  Bcsiand- 
theile  bezüglichen  Bc^>itzänderungen  am  Besitzstandsblatte  vorlcommen. 

§  31. 

Die  Firma  der  Unternehmung  ist  auch  auf  der  Vorderseite  eines 
jeden  Be&itzstandsblattes  obenan  anzusetzen. 

H».b«r*r«  Du  Sttorr.  BwMilMbBirceht.  H 
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§  32. 

Das  Besitzstandsblatt  wird  für  jeden  einzelnen  Hotter  abgesondert 
angefertigt,  und  ein  jedes  ist  obenan  mit  jener  römischen  Zalil  zu  \er- 
schcn,  unter  welcher  es  am  Hauptblatte  vorkommt.  Es  hat  iolgeade 
Rubriken : 

1.  Die  Localisirungszahl; 

2.  die  Beschreibung  des  Bestandtheiles; 

3.  gesammtcr  FlAchenrauni; 

4.  Bemfungsnotizea. 

§  8S. 

Die  Localisirungszahl  eines  jeden  einzelnen  Bestandtheiles.  bildet 
eine  laufende  Zahl,  mit  welcher  dieser  in  der  Ck>nscription  und  auf  der 
Karte  bezeiciinet  ist. 

Die  Localisirungsnumerirung  begiont  in  jedem  Hotter  mit  Eins. 

§  34. 

In  der  zweiten  Rubrik  werden  die  einzelnen  Bcsiandtheile  ani^uführr 
mit  Angabe  der  T,änge  und  Breite  derselben,  so  wie  dies  in  der  auihen- 
ticirten  Conscription  enthalten  ist. 

In  dieser  Rubrik  kommen  ferner  die  Gebäude,  Brücken,  Schleussen  u  s.  w., 
und  zwar  unmittelbar  nach  jenem  Besiandtheile,  aul  welchem  sie  sich  be- 
finden, und  werden  mit  demselben  Buchstaben  bezeichnet,  welchen  sie 
in  der  authenticirten  Conscription  und  auf  der  Karte  erhalten  haben. 

In  derselben  Rubrik  folgen  endlich,  nach  AnflQhrung  sammtlicher 
im  Hotter  befindlicher  Bestandtheile  und  der  auf  denselben  stehenden 
Gebäude  zwei  Anmerkungen:  !n  der  ersten  sind  die  Rechte  der  Unter- 
nehmung, in  der  zweiten  die  auf  der  Unternehmung  lastenden  Servituten 
verzeichnet. 

Sowohl  die  Rechte  als  auch  die  Servituten  sind  auf  Grund  der 
Conscription,  bQndig  prftcisirt,  einzutragen,  und  inwiefern  dieselben  mit 

einem  bestimmten  Bestandtheile  oder  Gebäude  rechtlich  oder  natürlich  in 
unzertrennbarer  Verbindung  stehen,  ist  sich  auf  die  T.ncaüsirungszah!  und 
beziehungsweise  auch  auf  den  Buchstaben  des  betreffenden  Bestandtheiles 
oder  Gebäudes  zu  beziehen. 

%  35. 

Die  dritte  Rubrik  des  Besitzstandsbiattes,  welche  das  Flächcnmass 
der  einzelnen  Bestandtheile  enthält,  wird  auf  Grund  der  auüienticirten 
Conscription  ausgefüllt. 
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§  36. 

Die  vierte  Rubrik  endlich  enthält  die  Berufungen  auf  Jene  späteren 
Kimragungen,  welche  d'e  hinsiclnlich  der  einzelnen  Bestandlheile  im 
Laufe  der  Zeit  vorkommenden  Aenderungen  nachweisen. 

Aandarungen  dM  Betitistandsbialtot. 

§  37. 

Wie  bereits  im  §  30  erwähnt  war,  werden  die  in  den  einzelnen 
Bestandtheilcn  vnricnmmendcn  Besitzänderungen  gleichfalls  im  BesiU- 
Standsblatte  ausgewiesen.  Solche  Fälle  können  eintreten: 

1.  Wenn  sich  der  Flächenraum  des  einen  oder  anderen  Bestand- 
theiles  aus  welch  immer  für  einer  Ursache  vergrössert  oder  verringert  hat; 

2.  wenn  ein^cinc  ijestandtheile,  Gebuudc,  Rechte  oder  iscrviiuien 
im  Laufe  der  Zeit  ganzlich  aufhören; 

B.  oder  endlich:  wenn  die  Unteraehmung  durch  neue  Bestandtheile, 
Gebftude,  Rechte  oder  Servituten  zunimmt. 

Diese  Fftlle  werden  unter  der  Aufschrift:  ^ Verftnderöngen*'  in  chrono* 
logischer  Reihenfolge  und  unter  fortlaufenden  römischen  Zahlen  am  Ende 
des  Besitotstandsblattes  eingetragen. 

Ertichtliohmaohung  der  Veränderungen. 

§  B8. 

Die  Fftlle  des  1.  und  2,  Punktes  des  §  37  sind  auch  bei  dem  ver- 
änderten alten  Posten  ersichtlich  au  machen,  und  zwar  derart  dass  im 
ersten  Falle  die  Localisirungszahl  unberührt  belassen,  der  Inhalt  der  S.  und 
3.  Rubrik  aber  mit  einem  Querstriche  durchzogen  wird;  in  der  4.  Rubrik 
geschieht  die  Berufung  auf  jenen  Punkt  der  „Veränderungen**,  unter 
welchem  die  neue  Breite  und  Länge  und  der  gesammte  Flftchenraum 
dieses  Bestandtbeiles  eingetragen  wurde. 

Im  zweiten  Falle  aber  ist  auch  die  Localisirungszahl  des  veränderten 
Bestandtbeiles  durchzustreichen. 

§  39. 

Wenn  sich  der  Flächenraum  eines  Bestandtheiles  ändert,  ist  in  der 
neuen  Eintragung,  weiche  die  neue  Breite,  Länge  und  den  Flächenraum 
enthält,  die  alte  Locali?irung<;zahl  des  Bestandtiieiles  beizuhalten. 

Dasselbe  hat  hinsichtlich  der  Buchstaben  der  Gebäude,  so  auch  der 
Zahlen  der  Rechte  und  Servituten  zu  geschehen. 

§  40. 

Hingegen,  wenn  ein  neuer  Bestandtheil,  ein  neues  Gebäude,  Recht 
oder  Servitut  eingetragen  wird,  bekommt  die  neue  Eintragung  immer  die 

H» 

j        y  Google 


116 


GentraUElsmbthnbdchergtsett. 


auf  die  Zahl  oder  den  Buchstaben  der  frQherea  lernen  Eiotragung  folgende 
Zahl  oder  Buchstaben,  ohne  Rücksicht  darauf,  wenngleich  durch  dnige 
Löschungen  in  der  Reibe  der  Zahlen  und  Buchstaben  Lücken  ent- 
standen sind» 

Ustenblatt 
§  41. 

Das  La&tenblatt  des  Ceatralgrundbuches  besteht  aus  den  Rubriken 
des  gewdhlichen  Grundbuches,  es  kann  jedoch  keine  anda«n  Lastposten 
aufnehmen,  ats  welche  die  Gesammtuntemehmung  als  untheitbares  Ganzes 
belasten. 

Anlegung  des  Centralgrundbuehes. 

§  42. 

Die  Centralgrundbuchsbehörde  hat  die  Anlegung  des  Haupt-  und 
Eigenthums-  oder  des  Besitzstandsblattes  auf  Grund  der  authentictrten 
Conscription  und  Kartenabschnitte  unverzüglich  in  Angriff  zu  nehmen  und 

in  dem  Masse  fortzuführen,  als  die  Authentication  bezögllch  des  einen 
oder  anderen  Hotters  beendet  wurde,  und  ihr  durch  Ihren  Commissär 
die  authenticirte  Conscription  und  Kartenabschnitte  eingesendet  werden, 
und  die  Verständigungen  der  auswärtigen  Gerichte  (§  16)  bei  ihr  ein- 
langen. 

§  43. 

Hingegen  kann  die  Anlegung  des  Lastenblattes  nur  dann  in  Angriff 
genommen  werde:!,  wenn  der  im  §  26  erwähnte  Beschluss  vom  auswär- 
tigen Gerichte  cci  der  GenU'algrundbuchsbehürde  einlangt. 

Dem  in  diesem  Beschlüsse  anzumerken  angeordneten  Expropriations- 
preise gebohrt  eine  solche  Priorität^  welcher  keine  wie  immer  geartete 
andere  Forderung  vorgreifen  kann. 

Integrirende  Theito  des  Centralgrundbuehes. 

§  44. 

Die  über  das  Eigenthum  der  Unternehmung  aufgenommenen  authen- 
tischen Gonscriptionen  und  Kartenabschnittc  bleiben  in  der  Verwahrung 
der  Centralgrundbuchsbehörde  und  bilden  integrirende  Theile  des  Ceatral- 
grundbuches. 

Eröffnung  des  Centralgrundbuehes. 
§  46. 

Sobald  die  authenticirten  Conscriptionea  und  Kartenabschnitte,  so 
auch  die  im  §  26  erwfthnten  Beschlösse  iiinsichtlich  aller  2ur  Unternehmung 
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gehörigen  Hotter  bei  der  Centralgruodbuchsbehdrde  eingelAogt  sind,  beendigt 
dieselbe  die  Verfassung  des  CentralgnAdbuches,  erstattet  bierOber  Bericht 
an  das  Justiz-  und  Communicationsministerium  und  bestimmt  und  verü^nt- 
licht  mittelst  Kundmachung  den  Tag,  an  welchem  das  Centralgrundboch 
eröffnet  wird. 

Onni<lbuolisg«rlclitsl>arkeit. 

Von  diesem  'läge  an  ist  jede  gegen  die  Unternehmung  gerichtete 
derartige  Eingabe,  welche  ihrem  Inhalte  nach  zur  Grundbuchsbehörde 
gehört,  beim  Gerichte  der  k.  i^'reistadt  Pesf  einzureichen,  unter  dessen 
Leitung  das  Gentraigrundbuch  steht. 

Competenz  sonstiger  Klagen. 

§  46. 

Sonstige  Klagen,  welche  zwischen  der  Unternehmung  und  anderen 
Einzelnen  auftauchen,  können  der  Competcnz  des  in  der  allgemeinen 
Civilprocessordnung  bezeichneten  Gerichtes  nicht  entzogen  werden  und 
im  P'alle  solcher  Klagen  ist  die  Centralgrundbuchsbehörde  ^■e^pflichtet, 
wenn  es  der  betretTende  Richter  auf  Ansuchen  der  einen  oder  anderen 
Partei  verlangen  würde,  jenen  Theil  des  vereinigten  Grundbuches,  so 
auch  der  neben  dem  Grundbuche  befindlichen  Gonscription  und  Karte, 
welche  zur  Entscheidung  der  obschwebenden  Angelegenheit  erforderlich 
ist,  auf  Kosten  der  ansuchenden  Partei  in  beglaubigter  Abschrift  aus* 
zufolgen. 

§  47. 

Jede  Veränderung,  welche  im  Laufe  der  Zeit  am  Besitzstandsblatte 
geschieht,  ist  auch  auf  der  neben  dem  Grundbucfae  befindlichen.  Karjte 
übereinstimmend  ersichtlich  zu  machen« 

Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Qesetzea. 

a)  Hinsichtlich  der  neuen  Unternehmungen. 

§  48. 

Alle  jene  Eisenbahn-  und  Canalisirungsunternehmungen,  welche  beim 
Inslebentreten  dieses  Gesetzes  das  Expropriationsgeschätt  auf  der  ganzen 
Linie,  njf  welche  ihre  Concession  lautet,  noch  nicht  gänzlich  beendigt 
haben,  ialien  unter  die  bindende  Wirlisamliett  dieses  Gesetzes. 

b)  Hinsichtlich  der  alten  Unternehmungen. 

Jene  Unternehmungen  hingegen,  welche  beim  Inslebentreten  dieses 
Gesetzes  das  Expropriationsgeschäft  beendet  haben,  sind  verpflichtet,  vom 
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Inslebentreten  dieses  Gesetzes  gerechnet  binnen  einem  Jahre  um  die 
centratgrundbficherliche  Eintragung  anzusuchen  und  sind  solche  Unter- 
nehmungen zugleich  yerpflichtet,  den  gesammten  Betrag  ibrerconcessioairten 
Prioritdtsobligationen  auf  ihr  grundbOcherlich  eingetragenes  Vermögen  bei 
Gelegenheit  der  Eröffnung  des  Lastenblattes  primo  loco  gebührenfrei  ein- 
verleiben zu  lassen,  in  welchem  Falle  die  zur  Umgestaltung  der  vorhan- 
denen Opcratc  nöthigcn  Verfügungen  vom  Justiz-  und  Communications- 
mioisterium  erlassen  werden. 

Qebiihrenfreiheit. 
§  49. 

Die  Expropriationsconscriptionen,  Karten  und  Etnzelnausweise,  so 
auch  auf  Grund  dieses  Gesetzes  entstehende,  wie  immer  geanete  Eingaben, 
Verhandlungen  und  Urtheile  sind  von  allen  GebOhren  befreit;  diese  Frei- 
heit erstredLt  sich  indessen  nicht  auf  die  Quittungen. 

I 

Kotton  der  Authenlieation  und  Currentirung. 

§  50. 

Die  Kosten  der  Authentication  und  Currentirung  sind  durch  die 
Unternehmungen  zu  tragen. 

§  61. 

-  In  den  Fftllen  jener  Paragraph  e  dieses  Gesetzes,  in  welchen  sich 
auf  die  auswärtigen  Gnindbuchsbehörden  bezogen  wird,  haben  anstatt 
diesen  hinsichtlich  jener  Grundparcellen,  welche  noch  nicht  grundbQcher- 
lich  eingetragen  sind,  die  coropetenten  Gerichte  als  Real-tnstanz  vorzu- 
gehen. 

Vollzug  des  Gesetzes. 
§  58. 

Der  Vollzug  dieses  Gesetzes  gehOrt  zum  Wirkungskreise  des  Justiz- 
und  Communicationsministeriums* 
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Beilage  HC 

Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  23.  Januar 

1879,  ß.  G.  BL  Nr.  19, 

b«lrailMid  di«  Verfettung  der  tiif  Eitenbibiieii  bezüglichtn  Projekte  iind 
die  damtt  zutammenhingenden  Amtthandlungen.^) 

In  Hinblick  auf  die  Anordnungen  des  Gesetzes  vom  J8.  Februar 
1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  betretTend  die  Enteignung  zum  Zwecke  der  Her- 
stellung und  des  Betriebes  von  Kisenbahnen,  werden  in  Abänderung  der 
Verordnung  vom  4.  Februar  1871,  R.  G.  BI.  Nr.  8,  für  Locomoliv- 
eisenbahnen  die  nachstehenden  Bestimmungen  getroffen: 

i.  OelÜBiitlidie  Bahnen, 

A,  Vorprojecte. 
§  1. 

Die  Bewilligung  zur  Vornahme  technischer  Vorarbeiten  für  Eisen- 
bahnen wird  auf  höchstens  sechs  Monate  ertheilt  und  dieser  Termin  nur 
unter  der  Bedingung  verlängert,  dass  noch  vor  Ablauf  desselben  folgende 
Behelfe  dem  Handelsministerium  vorgelegt  und  von  diesem  als  befrie- 
digend erkannt  werden,  namllcb: 

1.  Eine  Genertlkarte  des  militSr-geograpbitcben  Inttitutet  im  Mass" 
Stabe  von  1 : 76.000,  1 : 144.000  oder  1 : 288.000  (stets  je  nach  den  Lindern 
die  neueste  Auflage)  mit  Angabe  der  ungefabren  Ricbtung  der  angestrebten 
neuen  Babn  -  und  der  genauen  •  Ricbtung  der  dieselbe  umtcbllessenden 
im  Betriebe  oder  im  Baue  befindlicben  Linien* 

2.  Eine  Skizze  des  Langenprofila,  in  dennsetben  Lingenmattstabe 
wie  die  Karte  und  dem  fOnfzigfacben  Höbenmaatstabe  mit  Angabe  der 
Meereshöhe  der  überschrittenen  Wasserscheiden  und  der  dazwischen* 
liegenden  Thalgründe,  sowie  der  beabsichtigten  Steigungen  und  Gefälle, 

3.  Eine  Schätzung  der  muthmasslichen  Baukosten,  Roh-  und  Rein- 
einnahmen UI1.1  iJer  (1  Irn  ich  zu  erwartenden  Verzinsung  des  Anlagecapitals. 

4.  Ein  Lrläuterungsbericht  über  die  von  der  projectirten  Bahn  er- 
hoiften  volkswirthschaftlichen  oder  sonst  im  öffentlichen  Interesse  er- 
warteten Vortheile,  dann  über  die  bereits  gewonnenen  und  die  noch  zu 
hotfenden  bauieciinischen  Resuiiate,  die  möglichen  Varianten,  die  beab- 
sichtigte Einrichtung  des  Betriebes,  Benützung  von  Anschlussbahnhöfen 
u,  s.  w. 

Für  Localbabn^n  besteht  eine  besondere  Verordnung,  Teigl.  Bell.  X. 
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§  8. 

Die  behufs  Erwirkung  der  Concession  auf  Grand  des  |  5  des 
£isenbabn>Concessionsgesetzes  (Verordnung  des  Ministeriums  fOr  Handel, 
Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238)  von  den  Bittwerbern  vorzulegenden  ProjectsstQckei  falls  letztere 
nicht  von  staatswegen  verfasst  wurden,  sind: 

1.  Eine  Generalkarte  wie  im  §  1,  aber  mit  genauer  Angabe  der 
beabsichtigten  Linie; 

2.  eine  topographische  Detailkarte  (neueste  Auflage)  im  Massstabe 
von  1:  26.000  oder  1:28.800,  n-tit  Angabe  jener  Strecken,  welche  über 
verliehene  Grubenmasse  oder  im  Abbau  beeritTene  Bergwerke  führen; 

3.  ein  General-Längenprofil  im  Massstabe  von  1:100.000  för  die 
Lftngen  und  1:2000  für  die  Höhen; 

4.  ein  Special-Langenproül  im  Massstabe  von  1 ;  lO.OOO  für  dieLd,Qgen 

und  1:1000  fOr  die  Höhen; 

5.  eine  Sammlung  \on  Querprofiien  (etwa  1  oder  2  auf  das  Kilo- 
meter) iin  Massstabe  von  1  :  200  auf  diejenigen  Punkte  der  Bahn  bezüg- 
lich, wo  die  Berglehnen  sehr  abschüssig  sind,  wo  Fluss-  oder  Strassen- 
verlegungen  vorkommen,  oder  wo  überhaupt  die  Führung  der  Bahn  auf 
besondere  Schwiei  igkcUen  stösst ; 

6.  ein  summarischer,  niögiichst  auf  Erfahrungsresultale  gestützter 
und  sowohl  für  die  ganze  Bahn,  als  auf  das  Durchschnittskilometer 
berechneter  Kosteni'oranschlag  mit  folgenden  Rubriken: 

a)  Vorarbeiten  und  Bauaufsicht; 

b)  Grundeinlösung  und  sonstige  Grundentschadigungen  sammt  feuer- 
sicheren Herstellungen; 

c)  Erdarbeiten  (aller  Art); 

d)  Nebenarbeiten  (Sicherung  der  Böschungen  durcii  Bepflanzung,  Drai- 
nirung,  Pflasterung,  Steinwürfe,  StQtz-  oder  Wandmauern,  Beschot- 
terung der  Wege  u.  s.  w.); 

e)  kleine  Kunstbauten  unter  20  Meter  lichter  Oeffnung; 

//  grosse  Kunstbauten,   Viaducte  und  Tunnel  (meist  auf  die  Current- 
längeneinheit  2a  veranschlagen)- 

g)  Beschotterung  der  Geleise  (ind.  Oberbaulegen); 

h)  Oberbau  (incl.  Drehscheiben,  Brückenwagen,  Ladekrähne,  Signale); 

i)  Hochbau  (incl.  der  mechanischen  Einrichtung  der  Wasserstationen 
und  Werkstätten); 

k)  Verschiedenes  (Einfriedung,  Zeiger,   Telegraph,  Mobilien,  Werk- 

stlttenausrQstung,  Vorrftihe,  Becriebsvorauslagen  u.  s.  w.); 
l)  Fahrpark. 
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7.  Ein  technischer  Bericht  zur  Begründung  und  Eriauici  ung  der  ganzen 
Vorlage,  insbesondere  der  gewählten  Uebergangspunkte  über  die  Wasser- 
scheiden der  geologischen  Bodenbeschaffenheit,  der  angenommenen  Stei- 
gungen und  Mfnimalcurven,  der  zu  Grunde  gelegten  .Normalienf  der  on- 
verm^dlichen  grossen  Kunstbauten,  der  Zahl  und  Lage  der  Bahnhöfe 
und  Stationen  u*  s.  w. 

Die  Entfernung  der  Stationen»  die  Richtungs-  und  Steigungsverhfllt- 
nisse  der  Bahn,  die  Zahl  und  Dimensionen  der  Kunstbauten  sind  über- 
dies in  tabellarischen  Beilagen  zu  beziffern. 

Die  Varianten,  falls  noch  welche  in  Frage  stehen,  die  nicht  bei 
der  ersten  Vorlage  (§  1)  erledigt  wurden,  sind  in  Parallele  zu  bringen 
und  ihre  betreffenden  Vorzüge  und  Nachtheile  hervorzuheben. 

Die  Regierung  behält  sich  \()r,  nöthigenfalls  im  kurzen  Wege  auch 
von  dem  Situationsplanc  Einsicht  zu  nehmen,  aus  dem  das  Special-Längen- 
profil Nr.  4  abgeleitet  worden. 

§  3. 

Findet  daa  Handelsministerium  das  vorgelegte  Project  entsprechend, 
so  wird  dasselbe  der  Tracenrevision  unterzogen. 

Zu  diesem  Behufe  hat  der  Concessionawerber  den  betheiligten  poli- 
tischen Landesbehörden  Copien  von  den  im  §  2  erwfthnten  Project- 
stücken  1,  8  und  7  in  der  von  jeder  Landesbehdrde  zu  bezeichnenden 
Anzahl  vorzulegen. 

Diese  Copien  werden  im  Sitze  der  betheiligten  politischen  Behörden 
erster  Instanz  acht  Tage  lang  zu  Jedermanns  Einsicht  aufgelegt. 

Die  Gemeinden  sind  von  dem  Auflegen  der  Pläne  ancemessen  zu 
verständigen,  und  die  Vorstehungen  derselben  verpflichtet,  die  Verlaut- 
barung hinsichtlich  des  Ortes  und  der  Zeit  für  die  Einsichtnahme  zu 
veranlassen. 

Anfällige  Bemerkungen  darüber  werden  in  eigens  dazu  aufgelegten 
Vernehmungsbögen  entgegengenommen,  oder  denselben  beigelegt  und 
nach  Ablauf  der  Frist  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  mit 
ihrem  Gutachten  der  Landesbehdrde  übersendet« 

Hierauf  tritt  unter  der  Leitung  der  politischen  Landesbehörde  und 
—  soferne  nicht  vom  Handelamtnisterium  eine  andere  VerfOgung  ge- 
troffen wird  —  an  deren  Sitz  eine  von  Fall  zu  Fall,  von  dem  Handels- 
minister aus  Vertretern  der  Landesbehörde,  der  Generalinspecdon  der 
österreichischen  Eisenbahnen,  des  Reichskriegsministeriums,  der  Handels- 
kammern, des  Landesausschusses  und  nach  Umstftnden  der  Bergbehörde 
und  sonstiger  Behörden  und  Körperschaften  zu  berufende  Commission 
zusammen,  welche  die  besondere  Aufgabe  hat,  die  auf  die  neue  Bahn 
und  die  Lage  der  Stationen  bezQglichen  militArischen,  administrativen, 
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coirnnerciellen  und  Ökonom  itchen  ROcktichten,  wie  tuch  die  Interessen 
und  etwaigen  erworbenen  Rechte  bestehender  Transportanstalten  zu 
prüfen  und  zu  erörtern,  sich  Aber  die  Zulissigkett  der  projeciirten  Bahn 
Oberhaupt  auszusprechen,  die  zwischen  den  vorliegenden  Varianten  zu 
treffende  Wahl  zu  befürworten,  oder  anderweitige  AbAnderungen  in  der 
Babnrichtung  in  Vorschlag  zu  bringen. 

Dem  Ermessen  des  Reichskriepsministeriums,  sowie  der  politischen 
Landesbehörde  und  der  Gcneral-lnspeciion  der  österreichischen  Kisen- 
bahnen  bleibt  es  anheimgesiellr,  vor  Zusammentritt  der  Commissidn  Ver- 
treter zur  Besichtigung  der  Trace  an  Ort  und  Stelle  zu  entsenJcn. 

Ah  Material  der  BcrnUiung  dienen  der  Comaits&ion  die  eingeluutcnen 
Vernehmungsbögen,  die  allfäUigen  Anträge  ihrer  Mitglieder,  sowie  die 
ihr  flberwiesenen  oder  direct  bei  ihr  einlaufonden  Petitionen. 

Der  Concessionswerber  oder  ein  Vertreter  desselben  ist  den  Sitzungen 
mit  berathender  Stimme  beizuziehen. 

Die  Commissioo  hat  das  Recht,  auch  andere  Personen  zu  vernehmen. 

§  4. 

Auf  Grund  des  dem  Handelsministerium  vorzulegenden  Commissions- 
protokoUes  und  der  sonstigen  Ergebnisse  der  Tracenrevision  entscheidet 
die  Regierung  über  die  Zulässigkeit  und  Bauwürdigkeit  und  die  zu 
befolgende  allgemeine  Richtung  der  Bahn,  sowie  —  vorbehaltlich  der 
seinerzeitigen  definitiven  Entscheidung  nach  Massgabe  des  Eisenbahn- 
Concessionsgesetzes  —  Ober  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Conces- 
sion  erworben  werden  kann. 

§  5. 

Auf  Staatskosten  zu  erbauende  Bahnen  unterliegen  ebenfalls  der  in 
§  3  bestimmten  Tracenrevision. 

B,  Definitive  Trace. 
§  6. 

Nach  erfolgter  Concessionsertheilung,  beziehungsweise  nach  er- 
folgtem Beschlüsse,  die  Linie  auf  Staatskosten  zu  bauen,  ist  in  erster  Linie 
das  Project  der  definitiven  Trace  beim  Handelsministerium  einzureichen. 

Dieses,  auf  Grund  der  nach  §  4  getroffenen  ministeriellen  Entschei- 
dung zu  verfassende  Project  hat  zu  bestehen: 

1—7.  Aus  den  im  §  2  erwähnten  Stücken,  ferner 

8.  einem  Situationsplane  im  Massstabe  von  mindestens  1:2080 
(kleiner  Siiuationspian  >  mit  Schichtencurven  oder  wenigstens  mit  Höhcn- 
knoien  rechts  und  links  der  Bahn.  Wo  letztere  im  Abtrag  (Ei nsch  intt) 
ist,  wird  die  Bahnaxe  gelb,  und  wo  im  Auftrag  (Damm)  roth  angelegt. 
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Auch  sind  die  Tunnels,  Visducte,  Brodten,  Ourchlflsse,  WegObergInge 
und  Weg-  und  Flussverlegungen  wenigstens  annäherungsweise  einzu- 
zeichnen. 

Wenn  der  vorgelegte  Plan  nicht  eine  Copie  des  Originelscfaichten- 
planes  ist,  behAlt  sich  die  Regierung  vor,  von  letzterem  im  kurzen  Wege 
Einsicht  zu  nehmen. 


Falls  das  Project  der  definitiven  Trace  sich  von  dem  genehmigten 
Vorprojecte  (§  4)  wesentlich  unterscheidet,  oder  neue  Fragen  von  öffent- 
lichem Interesse  berührt,  so  kann  das  Handelsministerium  vor  dessen 
Genehmigung    eine  neue  vollständige  oder  tbeüweise  Tracenrevision 

anordnen. 

Die  (jenehmigung  der  definitiven  Trace  erfolgt  stets  nur  unter 
Vorbehalt  der  etwa  bei  der  politischen  Begehung  sich  noch  ergebenden 
Abänderungen. 


Nach  Genehmigung  der  definitiven  Trace  sind  dem  Handelsmini- 
sterium behurs  Feststellung  der  Anzahl  und  der  Lage  der  Bahnhofe, 
Stationen  und  Haltestellen  folgende  Projectstücke  vorzulegen: 

1.  Eine  Generalkarte  des  militär-geographischen  Instituts  (§  1,  Nr.  1) 
mit  roth  eingetragener  Linie  und  Angabe  der  vorgeschlagenen  Stations- 
plätze, sowie  acT  auf  den  im  Betriebe  stehenden  Linien  vorhandenen 
Stationen; 

2.  das  richtiggestellte  General-LAngenprofil  (§  2,  Nr.  3); 

8.  eine  Sammlung  der  SituationsplAne  der  beantragten  Bahnhofe, 
Stationen  und  Haltestellen  (Masssub  am  besten  1:6000  und  höchstens 
1 :  S880)  mit  Angabe  der  Gebflude  und  Zufahrtsstrassen,  womöglich  in 
solcher  Ausdehnung,  dass  die  Ortschaft  darauf  sichtbar  ist; 

4.  ein  erlftuternder  Bericht,  in  welchem  —  soferne  die  Stationen 
oder  Haltestellen  nicht  an  bestehenden  öffentlichen  Strassen  oder  Wege 
projectirt  werden  —  über  die  Herstellung  der  Zufahrtsstrassen  in  tech- 
nischer und  finanzieller  Beziehung  bestimmte  VorschlAge  zu  machen  sind. 


Falls  keine  besonderen  <^^tlichen  Hindernisse  obwalten,  sind  die 
Bahnhofe,  Stationen  und  Haltestellen  horizontal  zu  projeciiren. 

Bei  der  Abzweigunjr  von,  verschiedenen  Verwaltungen  angehörigen 
Bahnen  ist  das  Augenmrjik  Jahui  zu  richten,  dass  der  Personendienst  und 
womöglich   auch  der   üuterdienst  in  denselben  Räumen  eines  einzigen 


8  7. 


C.  Anzahl  und  Lage  der  Stationen. 


§  8. 


§  9. 
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nemcinschaftlicben,  UDier  eine  einheitliche  Leitung  2u  stetleaden  Zweig- 
babnhofes  vereinigt  werde. 

Um  die  Erreichung  dieses  Zieles  zu  erleichtern,  hat  sich  die  neue 

Unternehmung,  falls  e«;  nicht  schon  vor  der  Concessionseriheilung  ee- 
schehcn,  jedenfalls  vor  Kinreichuni:  ihrer  Stationsvorlage  mit  den  betref- 
fenden alteren  Bahnen  in 's  Benehmen  zu  setzen. 

Bei  der  Wahl  der  Benennung  der  neuen  Stationen  sind  Dopp-_-l- 
namen  nur  dann  vorzuschlagen,  wenn  sie  zur  Unterscheidung  von  bereits 
besteiieuden  Stationsnamen  unvermeidlich  sind. 

§  10. 

Ueber  die  im  §  8  bezeichnete  Vortage  erfolgt  eine  Amtshandlung 
In  dereelben  Weise  wie  bei  der  Tracenrevision  (§  3). 

Die  StationscomiDission  hat  steh  nicht  nur  Ober  die  Zahl  und  Lage 
der  auszufOhrenden  Stationen,  sondern  auch  Ober  deren  Benennung, 
sowie  über  die  Zufahrten  und  deren  Richtung  auszusprechen. 

Rocksichtlich  der  Kostenbestreitung,  des  Vollendungstermines  und 
der  kQnftigen  Erhaltung  der  Zufahrtsstrassen  ist  eine  Vereinbarung  an- 
zustreben. 

In  Betreff  der  in  Ländern,  für  welche  Eisenbah tizufahrtsstrassen- 
gesetze  bestehen,  durch  eine  Concurrenz  zu  bewirkenden  Zufahrtsstrassen 
ist  in  Gcmässheit  der  Bestimmungen  dieser  Gesetze  vorzugehen. 

Die  Regierung  behält  sich  vor,  die  Anlage  einer  Station  erst  dann 
zu  bewilligen,  wenn  die  t-rage  der  zugehörigen  Zufahrtsstrasse  aus- 
getragen ist. 

§  11. 

Falls  sich  bei  .:cr  vom  Handelsministerium  über  die  b.age  der  Sta- 
tionen zu  treffenden  Entscheidung  die  Nothwendigkeit  ergiebt,  die  ge- 
nehmigte Trace  zu  modificiren,  so  wird  je  nach  der  Wichtigkeit  der 
vorzunehmenden  Aenderung  gleichzeitig  verfüt^t  werden,  ob  dieselbe  de.'i 
Gegenstand  einer  weiteren  besonderen  \'üriage  (nach  §  C)  bilden  oder 
nur  bei  der  Aufstellung  des  Detailprojectes  (§  13)  durchgeführt  werden 
solle. 

§  12. 

Auch  wenn  es  sich  um  die  Errichtung  oder  Auflassung  von  Bahn- 
höfen, Stationen  und  Haltestellen  auf  im  Betriebe  stehenden  Bahnen 
handelt,  wud  die  Entscheidung  in  der  Regel  nicht  ohne  Abhaltung  der 
im  §  10  bestimmten  Stationscommission  getroffen  werden.  Letztere  kann 
jedoch  diesfalls  an  einen  anderen  Ort  als  den  Sitz  der  Landesbehörde 
einberufen  und  nach  Umstanden  auch  mit  der  politischen  Begehungs« 
commtsslon  vereinigt  werden. 
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Ausdrücklich  ausgenommen  sind  nicht  öffentliche  Ladeplfltze  und 
jene  Haltestellen,  welche  yersuchsweise  eröffnet,  such  ohneweiters  seitens 
des  Handelsministeriums  wieder  geschlossen  werden  können. 

D.  Politische  Begebung. 

§  13. 

Erst  nach  Feststellung  der  Stationen  wird  die  Linie  im  Detail  aus- 
gesteckt und  zur  Ausarbeitung  der  Detailprojecte  geschritten. 

Sollten  sich  dabei,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  unwesent- 
liche Abweichungen  von  der  genehmigten  Trace  ergeben,  so  werden 
dieselben  principiell  nicht  beanständet  werden. 

Zur  Vermeidung  allzuhaufiger  Beanstandungen  bei  der  politischen 
Begehung  empfehlen  sich  bei  Aufstellung  der  Detailprojecte  nachstehende 
Regeln; 

Bei  Durchfahrten  (fdr  Fahrwege)  mit  £isen-  oder  HolztrAgern 
soll  die  lichte  Höhe  nicht  unter  3*20  Meter,  aber  soweit  nur  Verkehrs- 
zwecke In  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  <l*$0  Meter  projectirt 
werden. 

Bei  gewölbten  Durchfahrten  ist  die  lichte  Höhe  am  Scheitel  um  ein 
Drittel  der  Pfeilhöhe  des  Gewölbes  grösser  zu  bemessen  als  bei  Balken- 
brücken. 

Die  lichte  Weite  der  Durch-  und  Oberfahrten  ist  nach  den  iocalen 
Bedürfnissen  zu  bestimmen. 

Auf  Colonnenwegen  und  überhaupt  bei  militärisch  wichtigen  Durch- 
fahrten darf  die  lichte  Höhe  nicht  unter  4  Meter  (bei  Balkenconstruction) 
und  die  lichte  Weite  nicht  unter  5  Meter  betragen. 

Bei  schiefen  Niveau-Üebergängen  soll  womöglich  der  spitze 
Winkel  nicht  unter  betragen. 

Bei  allen  befahrenen  Niveau-Uebergängen  ist  auf  beiden  Seiten  der 
Bahn  die  Strasse  oder  der  Weg  ausserhalb  der  geschlossenen  Schranken 
zum  Resten  der  Zngthiere  womöglich  auf  eine  Lftnge  von  mindestens 
10  Meter  horizontal  oder  schwach  geneigt  anzulegen. 

Bei  Strassen-  und  Wegum legungen  sind  womöglich  nach- 
stehende Mazimalneigungen  einzuhalten,  nftmlicht 

fQr  Aerarialstrassen  3%, 
«  Land-  und  Bezirksstrassen  4%, 
„  sonstige  Wege  e^'  o- 

Falls  jedoch  die  umzulegenden  Strassen  und  Wege  zwischen  den 
nächstliegenden  massgebenden  Knotenpunkten  bereits  stärkere  Gefalle 
aufweisen,  können  nach  Umstanden  auch  letztere  als  Richtschnur  dienen. 

Materialgruben  müssen  so  projectirt  werden,  dass  für  ihre 
gründliche  Entwässerung  nach  Möglichkeit  vorgesorgc  ist. 


126 


ProjceUTarftttangt-Verordnang 


Wo  ohoe  weitere  Erlftuterung  von  lichten  Weiten  und  Höben 
die  Rede  ist  (inibeftondere  |  14,  Nr.  2  und  7),  sind  dieselben  stets  auf 
die  Strassensoble  und  Strassenmitte,  beziehungsweise  muf  das  Nullwasser 
zn  besieben  und  senkrecht  auf  die  Widerlager  xu  verstehen. 

§  14. 

Behufs  Anordnung   aer  poliiischea  Begehung  sind  dem  Handels- 
oiinisterium  folgende  Behelfe  vorzulegen: 

1.  Die  richtiggestellte  topographische  Deiaitkarte  (§  S,  Nr.  2) ; 

8.  ein  Situations*,  beziehungsweise  Grundeinlösungsplan  im  Mass* 
Stabe  von  1:1000  (grosser  Situationsplan)  mit  den  Stationen  und 
WachterhAusem,  den  Böschungen,  den  Weg-  und  Flussvertegungen»  den 
Unter-  und  Oberfahrten,  sowie  den  Niveau*Ueberg|ngen  und  den  Kunst- 
bauten im  Allgemeinen,  mit  Angabe  deren  lichten  Oeffnungen  und  Höhen, 
endlich  mit  Angabe  der  beabsichtigten  Einlösungsgrenzen  und  der 
Katastrain  Ummern  der  von  der  Bahn  berührten  und  der  benachbarten 
Grundparcellen. 

Die  Trennung  des  Grundeinlösungsplanes  vom  eigentlichen  Sitiia- 
tioiisplane,  J.  h.  die  VorIai;e  zweier  Pläne  statt  des  hier  angenommenen 
einzigen,  bleibt  der  Bahnunternehmung  anheimgestcHt ; 

8.  ein  Detaillängcnprotil  im  Massstabe  von  1:2000  fOr  die  Langen 
und  1:200  für  die  Höhen; 

4.  eine  Sammlung  massgcucnJer  Querprofile,  eventuell  mit  Angabe 
der  Sondirungsresultate; 

6.  die  Längen-  und  Normalquerprofile  aller  wesentlich  verlegten 
Wege  und  Wasserliufe; 

6.  eine  Tabelle  der  Richtungs-  und  Stelgungsverhflltnisse  der  Bahn ; 

7.  eine  TabeUe  der  Wege  und  WasserlAufe  sammt  Hauptdimensionen 
der  betreffenden  Kunstbauten  und  Niveau-Ueberginge  mit  Angabe  der 
Körperschaften  oder  Parteien,  von  denen  jeder  umsutegende  oder  neu* 
herzustellende  Weg  oder  Wasserlauf  zur  Erhaltung  übernommen 
werden  soll; 

B.  ein  Verzeichniss  der  in  Anspruch  genommenen  GrundstQciie  und 
Rechte.  In  diesen  ^^er^eichnissen  sind  die  Bezirksgerichte,  in  deren 
Sprengel  die  üemeinden  gelegen  sind  und  alle  Katastralnummern  und 
Flächcnniasse  der  Parcellen,  in  Bezug  auf  welclie  eine  Enteignung 
staiifinden  soll,  sowie  die  beanspruchten  Flächen  anzugeben  (§  12  des 
Entcigaungsgcsctzes) ; 

9,  ein  nach  §  14  des  Ealeigauagsgcseizes  verfassies  \'crzeichniss 
der  Namen  und  Wohnorte  der  Enteigneten. 

Letzteres  Stock  kann  jedoch,  und  zwar  in  einfocher  Ausfertigung, 
auch  direct  der  politischen  Landesbehörde  überschickt  werden. 
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Gleich  den  oben  mit  den  Nummern  S  (Grundeinlösungsplan),  8  und  9 
bezeichneten  Stocken  ist  auch  die  mit  7  bezeichnete  Tabelle,  unter  Ein- 
haltung der  durch  §  14  des  £nteignungsgeseizes  normirten  Bestimmungen 
in  den  Ortsgem^nden  außeulegen.  Dasselbe  gilt  in  Galisien  und  der 
Bukowina  ffir  die  Gatsgebiete. 

Zu  diesem  Behufe  sind  die  Stocke  8,  7,  8  und  9  nach  Katastral- 
gemeinden  getrennt  aufzustellen. 

Das  Handelsministerium  unterzieht  das  eingereichte  Detailproject 
einer  vorlaufigen  Prüfung  und  ordnet,  wenn  es  dasselbe  zur  Ausführung 
geeignet  erachtet,  die  politische  Begehung  an  (§  12  des  Enteignuncs- 
gesetzes).  Es  kann  letztere  aber  auch  bedingungsweise  anordnen,  indem 
es  zu  einzelnen  Tbeilen  des  Projectes  Vorbehalte  stellt. 


aj  auf  Grund  des  §  13  des  Enteignungsgesetzes  aus  einem  Vertreter 
der  politischen  Landesbehörde  als  Commissionsleiier,  einem  \  er- 
trcter  der  GeneraMnspection  der  österreichischen  Eisenbahnen,  und 
jeweilig  dem  Vertreter  der  politischen  Bezirksbehörde,  In  deren 
Sprengel  der  Gegenstand  der  Amtshandlung  gelegen  ist; 

b)  ferner  aus  einem  Vertreter  des  Reichskriegsministeriums,  eventuell 
auch  der  Bergbehörde  und  sonstigen  vom  Handelsministerium  von 
Fall  zu  Fall  zu  bezeichnenden  Mitgliedern. 

Dem  Landeschef  bleibt  es  vorbehalten,  je  einen  mit  den  Local- 
verhflitnissen  vertrauten  technischen  Beamten  der  politischen  Landes«  Und 
Bezirksbehörde  von  Fall  zu  Fall  als  Beirath  den  obbezeichneten  Vertretern 
dieser  Behörden  beizugeben. 


Die  Aufgabe  der  Begehungscommi^on  kt  eine  zweifache,  nämlich : 

einesthdls  die  Erhebungen,  betreffend  die  Feststellung  des  Gegen* 
standes  und  Umfsnges  der  durch  den  Bahnbau  veranlassten  Enteignung, 
beziehungsweise  die  Begutachtung*  der  dagegen  erhobenen  Einwendungen, 

anderntheils  die  Begutachtung  des  Bauplanes  vom  Standpunkte  des 
öffentlichen  Interesses,  beziehungsweise  der  gegen  denselben  erhobenen 
Einwendungen,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  berührten  Strassen,  Wege 
und  Wasserlaufe,  die  Lage  und  die  Dimensionen  der  Kunstbauten,  Weg- 
schranken u.  s.  w. 

In  beiden  Richtungen  kann  die  Conimission  nöthigenfalls  Aende- 
rungen  in  den  Richtungs-  und  Steigungsverhältnissen  der  !-^ahn  beantragen, 
falls  solche  Aenderungen  trotz  der  vorausgegangenen  sorgfältigen  Er- 
mittlung der  Trace  noch  gerechtfertigt  erscheinen  sollten. 


§  16. 
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Sie  kann  auch  die  Anlage  der  Bahnhöfe  und  Stationen  behandeln, 
ohne  jedoch  die  bereits  entschiedene  ellgemeiae  Lage  derselben  wieder 

in  Frage  zu  stellen. 

Den  Retheiligten  steht  es  frei,  nicht  nur  pegen  die  begehrte  Ent- 
eignung (§  15  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878),  sondern  auch  gegen 
den  Bauplan  als  solchen  Einwendungen  vor  der  Conamissioa  vor- 
zubringen. 

Die  von  den  Enteigneten  erhobenen  privatrechtlichen  Ansprüche, 
welche  kein  öffentliches  Interesse  berühren  und  durch  die  ihnen  zu  ge- 
irthrende  Entschädigung  ausgetragen  werden  können,  sind  von  der  Ver- 
handlung der  Begebungscommissioo  ausEUSchliessen  und  der  gericbtlicbeQ 
Feststellung  dieser  EniscbAdigung  vorzubehalten  24  und  87  des  Knu 
eignungsgesetzes). 

§  17. 

Für  jede  Katastralgemeinde  ist  ein  besonderes  Begehungsprotokoll 

aufzunehmen.  In  demselben  sind  immer  nur  die  von  den  Interessenten 
begehrten  Abänderungen  der  Pro) ectsvorlagen  zv.  erwähnen,  da  es  selbst- 
verständlich ist,  dass  überaU,  wo  seitens  der  Commission  keine  Aenderung 
beantragt  oder  seitens  der  Betheiligten  eine  solche  nicht  einmal  verlangt 
wird,  die  Bcstininuingen  der  Projectsstücke  2,  7  und  8  [i^  14;,  welche 
von  der  Begehung  an  integrircndc  Bestandiheilc  des  Begehungsprutokolls 
bilden,  als  angenommen  und  sohin  als  massgebend  und  fOr  alle  Theile 
bindend  zu  gelten  haben. 

,  Beantragt  die  Commission  unter  ausdrücklicher  Zustimmung  der 
Vertreter  der  GeneraMnspection  der  dsterreichischen  Eisenbahnen,  des 
Reichskriegsministeriums  und  eventuell  auch  der  Bergbehörde,  sowie  des 
Vertreters  der  Bahnunternehmung  eine  Aenderung  des  Bauprojectes, 
beziehungsweise  der  EinlOsungsgrenzen,  so  sind  vor  Schluss  des  Proto- 
kolls womöglich  die  neuen  Grenzen  in  den  Situationsplan  (§  14,  Nr.  2) 
einzutragen  und  auch  die  Tsbellen  Nr. 7,  8  und  9  richtigzustellen,  auf 
dass  im  Falle  der  Zustimmung  der  Enteigneten  das  Enteignungserkenntniss 
sofort  gefällt  werden  kann  (§  17  des  Enteignungsgesetzes). 

Ist  dies  nicht  möglich,  so  muss  das  Knteignungserkenniniss  für  die 
in  Frage  stehende  Strecke  oder  die  in  Frage  stehenden  Parcellen  bis 
nach  Aufstellung  der  neuen  Grenzen  und  Flächen  durch  die  Bauleitung 
und  bis  nach  deren  Vidirung  durch  die  General-Inspeciiun  der  österrei- 
chischen Eisenbahnen,  eventuell  bis  nach  erfolgter  Entscheidung  des 
Handelsminisieriums  und  je  nach  Umstanden,  Abhaltung  einer  nachträg- 
lichen Verhandlung  (§21  des  Enteignungsgesetzes)  verschoben  werden. 
Die  Originalprotokolle  der  Begehungscommission  werden  ssmmt 
Acten  durch  die  politische  Landesbehörde  mit  ihrem  Gutachten  dem 
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Entscheidung  übermittelt,  jedoch  schliesslich  ssmmt  den  mehrfach  er> 
wähnten  Beilagen  Nr.  2,  7  und  8  in  dem  Archive  der  politischen  Landes- 
behOrde  sorgfaltig  aufbewahrt. 

Copien  der  Begehungsprotokolle  nebst  Beilagen  sind  dem  Handels- 
minisrerium  und  der  Bahnunternehmun r ;  ferner,  jedoch  lediglich  mit 
der  Beilage.  7,  dem  Reichskriegsministerium  und  der  General-Inspection 
auszufolgen. 

§  18, 

Wenn  aui  einer  im  I^au  oder  im  Betrieb  stehenden  Bahn  Um-  oder 
Zubauten  ausceführt  werden  sollen,  welche  die  Landverkehrsverhältnisse 
oder  die  Wasserläufe  oder  Bergwerke  beeinflussen,  so  ist  unter  allen 
Umständen  eine  politische  Begehung  ab;ruhalten.  Ist  damit  eine  Enteignung 
verbunden,  so  ist  yeiiau  nacii  den  vorstehenden  §§  12  bis  17  vorzugehen. 
Handelt  es  sich  dagegen  um  eine  derartige  Bauherstellung  ohne  Ent- 
eignung, so  wird  das  Project,  beziehungsweise  der  Vorschlag  nicht  in 
den  Ortsgemeinden,  sondern  wie  im  $  8  nur  acht  Tage  lang  in  den 
Bezirkshauptmannschaften  aufgelegt,  die  Verhandlung  aber  von  der  Com- 
mission  (|  16)  nicht  am  Sitae  der  Landesbehörde,  sondern  an  Ort  und 
Stelle  durcbgefohrt. 

Koromen  keine  Wege  und  Wassertiufe  oder  Bergwerke  in*s  Spiel, 
so  entßlllt  die  politische  Begehungscommission  und  es  ist  in  Betreff  der 
Grundeinlösung  nach  §  21  des  Enteignungsgesetzes  vorzugehen. 

Sind  endlich  weder  Wege,  WasserUufe  und  Bergwerke  berührt, 
noch  Enteignungen  nothwendig,  so  kann  die  Genehmigung  des  Handels- 
ministeriums auch  ohne  Localcommission  erfolgen. 

£.  Baueonsens. 
S  19. 

Kein  Bau  darf  ohne  vorausgehende  Genehmigung  des  Handels- 
ministeriums 2ur  Ausführung  kommen. 

Der  Baueonsens  kann  sachgemftss  kein  allgemeiner  sein,  sondern 
ergiebt  sich  —  die  Besitzergreifung  des  erforderlichen  Baugrundes  vor- 
ausgesetzt —  fhr  die  verschiedenen  Arbeiten  aus  der  Genehmigung  der 
betreffenden  Projecte,  nach  Massgabe  nachstehender  Bestimmungen. 

§  20. 

Die  Genehmigung  der  Normalien  für  Bahnprotile  vorausgesetzt, 
ergiebt  sich  der  Baueonsens  für  die  Erd-  und  Nebenarbeiten  aus  der 
vorläufigen  liaadelsmini^terieilcn  Genehmigung  des  Detailprojectes  (§  14, 
letzter  Absatz)  in  Verbindung  mit  dem  anstandslosen  Ergebnisse  der 
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politischen  Begehung,  eventuell  mit  der  Entscheidung  des  Handels- 
ministeriums Ober  dieselbe. 

§  21. 

Der  Baueonsens  fQr  die  Kunstbauten  ergiebt  sich  aus  der  politischen 
Begehung  wie  bei  den  Erdarbeiten  (§  20)  und  aus  der  handclsministeriellen 
Genehmigung  der  betreffenden  Normalien,  beziehungsweise  der  abweichend 
davon  fOr  bestimmte  Oertlichkeiten  entworfenen  Kunstbauten. 

Die  im  Wege  der  politischen  Begehung  bestimmten  lichten  Oeff- 
nungen  (Breiten  und  Höhen)  sind,  wenn  das  Gegentheil  nicht  ausdrücklich 
bedungen  ist,  als  Minima  zu  betrachten,  welche  ohne  weitere  commissio- 
nclle  Verhandlung  vermehrt,  aber  nicht  vermindert  werden  können. 

Für  eiserne  Bahnbrücken  ist  die  Verordnung  vom  30.  August  1870 
(R.  G.  Bl.  Nr.  114)  massgebend.  Auf  Secunddrbahnen  können  jedoch 
Erleichterungen  zugestanden  werden. 

Bei  eisernen  oder  hölzernen  Strassen-  und  WegbrQcken  (insbesondere 
Oberfahrten)  ist  der  Berechnung  eine  Probebelastung  von  400  Kilogramm 
per  Quadratmeter  Brückenflache  zu  Grunde  zu  legen,  falls  nicht  besondere 
LocalverhAltnisse  eine  Ausnahme  rechtfertigen. 

§  22. 

Die  Hochbauprojecte  werden  in  der  Regel  im  Massstabe  von  1:100 
für  die  Aufrisse,  1:100  oder  200  für  die  Grundrisse  bei  dem  Handels- 
ministerium eingereicht,  vorerst  von  der  General-Inspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  vom  fachlichen,  dann  von  der  politischen  Landes- 
behörde vom  Standpunkte  der  Landesbauordnung  und  der  Local-Interessen 
begutachtet  und  schliesslich  vom  Handelsministerium  genehmigt. 

§  23. 

Die  Geleisepläne  (speciellen  Situationspläne)  der  Stationen  (im  Mass- 
stabe von  1:1000)  werden  vom  Handelsministerium  genehmigt. 

Die  Normalien  für  Oberbau,  Signale,  mechanische  Einrichtungen, 
Einfriedungen,  Wegschranken  u.  s.  w.  unterliegen  ebenfalls  der  Ge- 
nehmigung des  Handelsministeriums. 

§  24. 

Die  Genehmigung  der  Entwürfe  für  Locomotiven  und  Wägen  erfolgt 
nur  im  Falle  einer  finanziellen  Betheiligung  des  Staates,  nach  Massgabe 
der  betreffenden  Abmachungen,  oder  im  Falle  der  beabsichtigten  Ein- 
führung neuer  oder  ungewöhnlicher,  die  Sicherheit  berührender  Erfin- 
dungen und  Einrichtungen. 
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F«  Feuersichere  Herstellungen. 

Bei  Aufotellung  der  Detailprojecte  sind  nachstehende  Grundsätze  xu 
beachten: 

Als  Feuerrayon  gilt  der  Raum,  der  von  einem  in  dnem  Verhaltnisse 
von  1  ;$  geneigten  ficttven  Dache  überdeckt  wOrde,  dessen  First  10  Meter 
über  Schienenoberlcante  in  der  Geleisemitte  hinliefe  und  dessen  Breite 
auf  jeder  der  beiden  Bahnseiten  80  Meter,  voa  der  Oeletsemitte  «n, 
betrage. 

Innerhalb  des  Feuerrayons  sind  an  Gebäuden  Holz-  und  Strohdächer 
ausgeschlossen,  ebenso  Bretter-  und  Blockwftnde,  falls  dieselben  nicht 
mit  einem  Mörtelanwurfe  versehca  sind. 

Als  feuersicheres  Eindeckungsmaicrial  gilt  auch  die  Dachpappe. 
Deren  Anwendung  auf  Wohn-  und  solche  Gebäude,  welche  zur  Unter- 
bringung von  Lebenimiiieln  und  Futtervorräthen  dienen,  soll  jedoch  nur 
mit  Zustimmung  des  Besitzers  staiinnden. 

Riegelwandbauten  mit  ausgemauerten  Feldern  sind  als  feuersicher 
anzusehen. 

Falls  die  herrschende  Windrichtung  und  die  sonstigen  localen  Ver- 
hältnisse es  zulässig  machen,  können  Erleichterungen  (insbesondere 
Schindeldächer)  innerhalb  des  oben  definirten  Feuerrayons  gewährt 
werden. 

Fällt  bei  kleinen  Gebäuden  nur  ein  Theil  der  Dach-  oder  Wand« 
flächen  in  den  Feuerrayon,  so  ist  je  nach  dem  Flächenverhältnisse  und 
den  localen  Umständen  die  ganze  Dach«  oder  Wandfläche  feuersicher 

herzustellen'  oder  unverändert  zu  belassen. 

Handell  es  sich  um  grössere  Dachflächen,  so  sind  die  Grenzlinien 
der  neuen  Eindeckung  entweder  mit  dem  First  oder  mit  dem  Giebel 
parallel  zu  ziehen. 

§  26. 

Die  feuersicheren  Herstellungen  sind  Gegenstand  einer  besonderen, 
nach  der  politischen  Begehung  durchzuführenden  commtssionellen  Ver- 
handlung, wolern  sie  nicht  in  Folge  ihrer  Geringfügigkeit  der  politischen 
Begehung  oder  einer  nachträglichen  Grundeinlösungsverhandlung  (§  21 
des  Enteignungsgesetzes)  überlassen  werden  können. 

Die  seitens  der  Bahnunternehmung  zu  machende  und  im  Falle  einer 
abgesonderten  Behandlung  bei  der  General-Inspection  einzureichende 
Vorlage  umfasst: 

1.  ein  Verzeichniss  der  im  Feuerrayon  gelegenen  Gebäude  mit  An- 
gabe des  gegenwärtigen  Bauzustandes  und  der  vorgeschlagenen  Herstel- 
lungen; 
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2*  eine  Copie  oder  AuszOge  aui  dem  grotsen  Situationsplane 
(I  14,  Nr.  2); 

8.  die  nöthigen  Q.uerprofiIe  mit  Angabe  der  in  Folge  stehenden 
Qebftude. 

Die  Commttaion  wird  von  der  politischen  Landesbehörde  angeordnet 
und  besteht  aus  einem  Vertreter  derselben  als  Leiter,  einem  Vertreter 
der  General-Inspection,  einem  technischen  Vertreter  der  politischen  Landes- 
behörde. 

Im  Falle  eines  Anstsndes  entscheidet  das  Handelsministerium. 

§  27. 

Die  Collaudirung  Jer  ausgeführten  feuersicheren  HersteUunncn  er- 
folgt womöglich  durch  einen  Vertreter  der  politischen  Bezjrksl djörde, 
und  falls  sich  ein  Anstand  ergiebt,  durch  einen  Vertreter  der  Gcncral- 
Inspection  und  einen  technisciien  \  crtreter  der  politischen  Landesbehörde. 

Der  Collaudirungsbefund  wird  der  Bahnunternehmung  im  ersteren 
Falle  unmittelbar,  im  letzteren  Falte  eventuell  nach  eingeholter  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  von  der  politischen  Landesbehörde 
ausgefolgt. 

Die  Collaudirung  der  feuersicheren  Herstellungen  muss  vor  der  Ein- 
leitung von  MaterialzQgen  (§  tS)  beendet  sein  und  deshalb  die  Durch- 
führung der  vorgeschriebenen  Arbeiten  und  Amtshandlungen  entsprechend 
beschleunigt  werden. 

G.  BenOtz ungsconsens. 

S  28. 

Der  provisorische  Locomotivbetrieb  auf  im  Bau  begriffenen  Bahnen 
zum  Zwecice  von  Material-  und  i^rbeitertransporten  darf  nur  mit  Ge- 
nehmigung der  General-Inspection  eingeleitet  werden. 

Zu  diesem  Behufe  hat  die  Bahn  Unternehmung  unter  Angabe  der  zu 
befahrenden  Strecke  sich  an  die  erwAhnte  Behörde  zu  wenden  und  hierbei: 
a)  das  Ar  die  DurchfOhrung  dieses  Betriebes  bestellte  verantwortliche 

Organ  namhaft  zu  machen; 
bj  den  Nachweis  der  Collsodirung  der  feuersicheren  Herstellungen  ia 

der  fraglichen  Strecice  beizubringen  (§  27); 
cj  falls  die  Braclienproben  (§  29)  noch  nicht  vorgenommen  sind,  das 
Gewicht  der  provisorisch  zu  verwendenden  Locomotiven  bekannt- 
zugeben. 

k         Genehmigt  die  General  Inspection   den   provisorischen  Locomotiv- 
^eb,  so   hat  sie  gleichzeitig  die  politische  Landesbebörde  von  den 
'sschriebenen  Bedingungen  in  Kenntniss  zu  setzen. 

I: 
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Vor  Einleitung  der»  der  BahoerOffhung  stets  vorsogebenden  Dienst* 
xOge  ist  unter  allen  Umatftnden  der  provisorische  Locomotivbetrieb  fdt 
die  ganxe  zu  erOffiieode  Linie  tu  erwiricen. 

§  29. 

Die  Erprobung  der  eisernen  und  hölzernen  Bahnbrücken  erfolgt  auf 
Grund  der  Verordnung  vom  80.  August  1870,  fiilts  nicht  die  besonderen 
Genehmigungsbedingungen  (§21)  insbesondere  auf  Secundflrbahnen  ein 
theilwelses  Abgehen  davon  bedingen. 

Die  Vornahme  der  BrQckenproben  erfolgt  durch  die  General- 
Inspeciioo  Ober  Einschreiten  der  Bahnunternehmung, 

Ueber  das  Resultat  der  Erprobungen  wird  ein  Protokoll  in  2wei> 
facher  Ausfertigung  aufgenommen,  deren  eine  durch  die  Bahnunter- 
nehmung  der  technisch^poUzeilichen  PrOfungscommission  vorzuweisen 
ist  (§  31). 

Inwieferne  die  erbauten  Weg-  und  Strassenbrücken  (Oberfahrten) 
zu  erproben  sinJ,  wird  nach  .Massgabe  der  GenehmigungserUsse  von  der 
Ceneral-InspectioQ  entschieden. 

§  30. 

Bei  Vollendung  einer  neuen  Bahnstrecke  hai  die  Bahnuniernehmung 
dem  Handelsministerium  in  doppelter  Auätertigung 

1.  das  General'Längenprofil  (§  2,  Nr.  8}» 

2.  das  Special-Längenprofil  (§  2,  Nr.  4), 
8.  die  Deuilkarte  (§  2,  Nr.  2)» 

4.  die  Geleisepiflne  (§  28) 
in  vollkommener  Uebereinstimmung  mit  der  Ausführung  zu  liefern. 

Das  eine  Exemplar  dieser  Behelle,  auf  Leinwand  aufgezogen,  ist 
dem  Gesuche  um  Eröffnung  beizuschliessen. 

Das  zweite,  für  das  Reichskriegsministerium  bestimmte  Exemplar 
ist  binnen  Monatsfrist  sammt  nachstehenden  weiteren  Behelfen  ein* 
zureichen,  nftmlich 

6.  generellen  Darstellungen  der  Rröcken  von  50  Meter  oder  noch 
grösserer  Spannweite  im  Massstab  von  mindestens  1:200. 

§  31. 

Die  PrOfungscommission  hat  sich  auf  Grund  des  §  2  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom  16.  November  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852, 
zu  Oberzeugen,  ob  auf  der  zu  eröffnenden  Bahn  ein  regelmassiger,  un- 
gestörter und  sicherer  Betrieb  mit  vollem  Grunde  erwartet  werden  kann. 
(Vergl.  §  34.) 

Die  Coinmission  hat  sich  insbesondere  durch  Acteneinsicht  zu  über- 
zeugen, dass  die  feuersicheren  Herstellungen,  sowie  etwaige  Sicherungs- 
bauten in  Bergwerken  vollendet  sind      27)  und  dass  die  vorschrifts- 
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massigen  BrOckenproben  ein  befriedigende»  Resultat  geliefert  haben  (§  29). 
Der  Bsusustand  der  einzelnen  fOr  die  Militärverwaltung  zu  leistenden 
Herstellungen  ist  in  dem  CommissionsprotokoUe  ausdrücklich  zu  erwftbnen* 

Die  technisch-polizeiliche  PrOfung  muss  mindestens  fQnf  Tage  vor 
der  beabsichtigten  Eröffnung  des  Betriebes  vorgenommen  werden. 

Die  Commission  besteht  aus: 

zwei  Vertretern  der  General-Inspeclion  der  österreichischen  KiseQ" 
bahnen,  deren  Rangältestem  die  Leitung  der  Commission  zusteht, 

einem  Vertreter  der  politischen  Landesbehörde. 

Den  Eröffnungsconsens  ertheiit  Qber  Antrag  der  Commissioa  das 
Handelsministerium. 

Fslls  zur  Zeit  der  BabnerOffnung  eine  bedungene  Stationszufabrts- 
Strasse  nicht  im  Ehrbaren  Zustande  hergestellt  ist,  kann  die  betreffende 
Station  bis  auf  Weiteres  von  der  Eröffnung  ausgeschlossen  werden. 

§  32. 

Die  Ertheilung  des  Benützungsconsenses  von  Erweiterungs-  oder 
Erneuerungsbauten  auf  im  Betrieb  stehenden  Bahnen  ist  Sache  der 
General-Inspcction  der  österreichischen  Eisenbahnen.  Diese  Behörde  hat 
von  Fall  zu  Fall  zu  entscheiden,  ob  sie  einen  vorherigen  Localaugen- 
schein  für  nothwendig  hält,  wofern  der  Genehmigungserlass  des  in  Frage 
stehenden  Bauprojectes  nicht  schon  eine  auf  den  Bentltzungsconsens 
bezügliche  Bestimmung  enthält. 

%  SS. 

POr  eine  jede  Loramotive  erfolgt  der  Benatzungsconsens  auf  Grund 
einer  spectellen  PrOfung  in  Ausfahrung  des  §  21  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  durch  die  dort  bezeichnete  Commission. 

Dieser  Prüfung  hat  die  Kesselprobe  auf  Grund  der  Verordnungen 
vom  1.  October  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  SO.  Juli  1877,  R.G.BI. 
Nr.  78,  vorauszugehen. 

Für  die  Personen-  und  Lastwdgen  wird  ein  besonderer  BenOtzungs- 
consens  nur  ertheiit,  fall^  ein  solcher  bei  der  Genehmigung  (§  34)  vor- 
behalten vrarde. 

§  34. 

Abgesehen  von  den  feuersicheren  Herstellungen  27)  erfolgt  der 
Benützungsconsens  stets  nur  unter  dem  selbstverständlichen  Vorbehalte 
der  CoUaudirung,  sei  es,  dass  diese  bereits  theilweise  oder  ganz  durch- 
geführt oder  noch  ausständig  sei. 

Nur  bei  Eröffnung  garantirter  Linien  treten  Collaudirungsfragen 
in  zweifacher  Richtung  auch  an  die  technisch-polizetliche  PrOfungs* 
commission  heran.  Letztere  hat  nftmlich,  womöglich  im  Einvernehmen 
mit  dem  gesellschaftlichen  Vertreter: 
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1.  einen  besonderen  Antrag  zu  stellen  Ober  den  Betrag,  welcher 
nach  Masagabe  der  rQckstftndigen  Leistungen  von  der  mit  denn  ErAffnungs« 
tage  in's  Leben  tretenden  Reinertragsgarantie  bis  tum  Zeitpunlite  der 
coneessionsmissigen  Vollendung  des  Baues  und  der  Betriebsausrflstung 
in  Absug  zu  bringen  wflre; 

2.  diejenigen  Strecken  oder  Bauwerke  zu  bezeichnen,  deren  Erhal- 
tungskosten vorlflufig  und  bis  zu  ihrer  Vollendung,  beziehungsweise 
Collaudirung  aus  dem  Baufonds  zu  bestreiten  sind  und  die  ßetriebs- 
rechnung  nicht  belasten  dürfen.  Letztere  Ausschliessung  wird  insbesondere 
für  nicht  geht^rif!  beschotterte  Gelcisstrecken,  für  unvollendete  Böschungen, 
Grfiben  und  Einschnitte  einzutreten  haben. 

II.  SehltpikliaiHMR.  1) 

§  36. 

Schleppbahnen,  d.  b.  in  dffentliche  Bahnen  einmündende  Berg- 
werks- oder  Industriebahnen  ohne  Personentransport  (mit  oder  ohne 
Locomotivbetrieb)  sollen  womöglich  in  Ststionsgeleise  und  nicht  in  die 
freie  Hauptbahn  einmünden. 

Abweichungen  von  dieser  Rece!  sind  in  dem  Baugesuche  ausdrück- 
lich durch  die  localen  Hindernisse  zu  begründen,  und  zwar  unter  Vor- 
lage des  Längenprofils  (§  2,  Nr.  4)  jener  Strecke  der  Hauptbahn,  welche 
die  zwei  Stationen  enthält,  zwischen  denen  die  Schleppbabn  ein- 
münden soll. 

Dabei  ist  in  umfassendster  Weise  Sorge  zu  tragen,  dass  die  mit  den 
Weichen  in  freier  Bahn  verbundene  Gefahr  möglichst  beseitigt  und  dass 
das  Anhalten  der  Züge  der  Hauptbahn,  wo  selbes  beabsichtigt  wird,  wie 
auch  das  Aufstellen  der  Wägen  auf  der  anstossenden  Schleppbahn,  wenn 
es  erforderlich  ist,  entweder  durch  die  Anordnung  der  Nebengeleise  oder 
durch  die  Gefftllsverhflltnisse  gehörig  erleichtert  und  gesichert  werde. 

§  36. 

Für  Schleppbahnen,  auf  welche  das  Enteignungsgeselz  vom  18.  Fe- 
bruar 1878  Anwendung  hnJen  soll,  wird  in  der  Regel  sofort  die  poli- 
tische Begehung  nach  den  §§  14  bis  17  eingeleitet. 

Ist  keine  Enteignung  nach  dem  eben  erwähnten  Gesetze  nothwendig, 
so  kann  das  fbr  Erweiterungsbauten  vorgesehene  Tereinfachte  Verfahren 
(§  iö;  pldu -reifen. 

Falls  jedoch  die  Lftnge  der  projectirten  Schleppbabn  Ein  Kilometer 
erreicht  und  überhaupt,  falls  administrative,  privatrechtliche  oder  betriebs« 

1)  Aufgehoben  laut  §  20  und  ersetzt  durch  §§  21  u.  ff.  der  Ver- 
ordnung vom  29.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  57  (vergl.  Beilage  X). 


136 


ProjecivTCrfMsungs  -  Verordaang. 


technische  Schwierigkeiten  vorauszusehen  sind,  hat  in  der  Reget  der 
politischen  Begehung  die  Genehmigung  der  Trace  nach  dtü  §$  6  und  7 
Torauasugehen. 

In  diesem  Falle  kann  der  Kostenvoranschlag  (§  2,  Punkt  6)  ent- 
fallen und  die  Tracenrevisionscominission  an  einen  anderen  Ort  als  den 
Sitz  der  LandesbebOrde  einberufen  werden. 

§  S7. 

Der  Baueonsens  wird  tur  Schleppbahncn  ganz  in  uericloen  Weise 
ertheilt  wie  für  öffentliche  Bahnen  (§§  19  bis  24),  und  zwar  bei  Bcrg- 
werkascbleppbahnen  im  Einveraehmen  mit  dem  Ackerbauminiateriuin, 

Der  Consens  zur  Eröffnung  einer  Schleppbahn  oder  zur  Benatzung 
einzelner  Theile  derselben  erfolgt  wie  f&r  Erweiterungsbauten  auf  Im 
Betriebe  stehenden  Bahnen  (§  S2). 

§.  38. 

Falls  auf  einer  in  keine  öffentliche  Locomotiveisenbahn  einmündenden 
oberirdischen  Berg-  oder  Indusiricbahn  der  l.ocomotivbetrieb  eingeführt 
werden  will,  so  hat  die  General-Inspection  wie  bei  Eröffnung  einer 
Scbleppbahn  vorzugehen  (§  37). 

III.  Allgemeine  Bestimmungen. 
§  89. 

Die  Plane  jeder  zu  gleichzeitiger  Eröffnung  bestimmten  Bahnstrecke 
sind  nicht  stQckweise,  sondern  fOr  die  ganze  Ausdehnung  dieser  Bahn- 
strecke zugleich  einzureichen,  es  wAre  denn,  dass  besondere  Ausnahms- 
grOnde  geltend  zu  machen  wftren. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  auch  auf  die  Kunst>  und  Hoch- 
bauten,  GeleiseplAne  u.  s.  w. 

§  40. 

Ausser  den  Monatsberichten  Ober  die  BauchAtigkeit  ist  alle  drei 
Monate  der  General-Inspection  ein^  SpeciaULSngenprofil  (|  9,  Nr.  4)  vor- 
zulegen, auf  welchem  der  Fortschritt  der  Erdarbeiten,  Kunst-  und  Hoch- 
bauten und  Geleise  durch  Farben  dargestellt  ist. 

§  41. 

Alle  eingereichten  Projecie  sollen  von  cinciii  tcchi^ischen  Berichte 
begleitet  sein,  der  die  vorgeschlagenen  Anordnungen  erlAutert  und  be- 
gründet. 

Dieser  Bericht,  wie  Oberhaupt  alle  ProjecistQcke  sollen  datirt  und 
unterfertigt  sein. 
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Der  in  Anwendung  gebrachte  VerjOngungsmassstab  muss  auf  jeder 
Zeichnung  eingeschrieben  sein. 

Die  vorzulegenden  Zeichnungen  und  SchriftstOcke  sind  im  Formate 
von  21  auf  84  Centimecer  zusammengefoltet  und  jedes  Stock  mit  einer 
Ausseren  Ueberschrift  versehen  einzureichen. 

Muster  der  verschiedenen  Plftne  können  hei  der  Genersl-Inspection 
eingesehen  und  bezogen  werden. 

Alle  Stücke  einer  Vorlage  sind  fortlaufend  zu  numeriren  und  jeder 
aus  mehr  als  drei  Stücken  bestehenden  Vorlage  ist  ein  StQckverzeichntss 
(Consignalion)  beizugeben. 

§  42. 

Falls  in  Zeichnungen  und  Schriftstücken  die  Benennungen  der 
gesetzlichen  Masse  und  Gewichte  abgekQrzt  werden  wollen,  sind  nach- 
stehende Bezeichnungen  anzuwenden: 


Längen  masse: 

für  Meter  vi 


f,   Centimeter    .    ,  , 
„    Millimeter      .  . 
„    Kilometer      .    .  , 

Fläcbenmasse: 
für  Ar  

Hektar  

Quadratmeter    .  . 

«  Quadratcentimeter . 

«  Quadratmillimeter . 

n  Quadratkilometer  . 


II 


cm 

mm 

km 

a 

ha 

qm 

qcm 

qmm 

qkm 


Körpermasse: 

für  Liter  / 


Hektoliter  .  . 
Kubikmeter  .  . 
Kubikcciuimcter 
Kubikmillimeter 


/;/ 

cbm 
cmm 


Gewichte: 

für  Gramm   g 

„  Milligramm  ....  mg 

n  Kilogramm  .  .   .   .  frg* 


Tonne  t 


§  43. 


Diejenigen  Vorlagen,  welche  die  Einreicher  mit  der  Genehmigung 
der  Regierung  versehen  zurückzubekommen  wünschen,  müssen  in  doppelter 
Ausfertigung  gemacht  werden. 

Die  im  §  14  erwähnten  Stücke  Nr.  "2  und  7  müssen  in  dreifacher 
Ausfertiguui^  eingereicht  unU  von  vier  Begehungscommission  vidirt  werden. 

Die  Duplicate  sind  in  abgesonderten  Bündeln  vorzulegen. 

§  44. 

Auf  den  Lflngenprofilen  sollen  die  sogenaftnten  Stationsnummern 
ausfallen  und  durch  die  Distanzen  vom  Anfangspunkte  der  Linie  ersetzt 
werden. 


1)  Mit  Handelsministerial-Erlass  vom  27.  April  1883,  Z.  18583,  wurden 
als  Abkürzungszeichen  vorgeschrieben  m\  cm\  nim\  km\  —  m\  cm\  mm^. 
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Diese  Längeneintheilung  mutt  auf  den  Karten  und  Plftnen  derait 
wiederholt  sein»  dass  die  Identität  der  Punkte  des  Planes  und  des  Profiles 
nicht  zweifelhaft  sein  Icann. 

Auf  den  Pro6len  sind  auch  die  Entfernungen  der  Stationen  (voa 
der  Mitte  der  Aufnahmsgebiude  gemessen)  und  die  Hdbe    der  Ver-  [ 
gleichungsebene  Ober  dem  Meere  bei  jedem  Absatz  einzuschreiben. 

Auf  den  Detsil-Lflngenprofiien  sind  alle  Niveau-Ueberfahrten,  Kunst* 
bauten,  Stützmauern  u.  s.  w.;  auf  den  General-T.ängenprofilen  wenigstens 
die  Hauptbauwerlie  (Tunnels,  Visducte,  Brücken)  einzuzeichnen. 

§  45. 

Die  Nieder-  und  Hochwässer  sind  sowohl  auf  den  Längenprofilen 
als  suf  den  Detailprojecten  der  Brücken  und  DurchlAsse  anzugeben«  Bei 
grösseren  FlOss'en  sind  nach  UmstAnden  such  die  Grenzen  des  lieber« 
schwemmungsgebietes  auf  den  Karten  und  SituationsplAnen  zu  bezeichnen. 

Bei  Gebirgsbahnen,  die  sich  an  Lehnen  erheben,  ist  es  wQnschens- 
Werth,  die  Thalsohle  wenigstens  annähernd  auf  den  Uebersichtsprofilen 
(I  1,  Nr.  2  und  §  8,  Nr.  8)  einzuzeichnen. 

§  46. 

Dem  Handelsministerium  bleibt  es  vorbehalten,  jederzeit  sobald  die  | 
getroffenen  Einrichtungen  sich  nach  seinem  Ermessen  als  unzuI^inrrJ/c/j  , 
erweisen,  zur  Wahrung  der  Sicherheit  und  der  öffentlichen  Interessen  | 
die  nöthigen  Ergänzungen  und  Abänderungen  der  genehmigten  Projcclc  , 
nach  Einvernehmung  tier  betreffenden  Bahngesellschatten  anzuordnen. 

Abweichungen   von   den   genehmigten   Entwürfen,  sie  wären  denn  | 
ganz  unwesentlich,   dürfen   voa   den  Bahngesellschaften,  auch  wenn  sie 
mit  den  zunächst  Betheiligten  einig  sind,  nur  nach  eingeholter  Zustim- 
mung des  Handelsministeriums  ausgeführt  werden. 

Anstatt  die  Einwendungen  und  Begehren  der  Betheiligten  einfach 
zu  Protokoll  zu  nehmen,  hat  jede  Commission  (§S  8,  10,  15  und  81)/  | 
sofern  es  sich  um  eine  zu  treffende  Entscheidung  des  Handelsministeriums  | 
handelt,  darüber  einen  bestimmten  Antrag  zu  stellen.  I 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  Commission  ist  die  Anwesenheit  von  I 
mindestens  drei  Mitgliedern  erforderlich.  Ist  der  Commisslonsbeschluss  • 
nur  mit  Stimmenmehrheit  gefasst,  so  ist  die  Vertheilung  der  ^Stimmen 

im  Protokolle  anzufahren. 

lieber  Vorschläge,  welche  die  AbAnderung  der  vorgelegten  Prnjecfe 
bezwecken,  soll  ohne  vorherige  Anhörung  des  Vertreters  der  Babnunter* 
nehmung  nicht  beschlossen  werden. 
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§  48. 

Durch  gegenwärtige  Verordnung  werden « eile  entgegenetehendeit 
BestimiDungeii  froherer  Verordnungen  und  ErUsse  ausser  WirksamkeU 
gesetzt. 

Gftozlich  aufgehoben  werden  insbesondere: 
Die  Verordnung  vom  4.  Februar  1S71,  R.  G.  Bl.  Nr.  8; 
die  Verordnung  vom  80.  August  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  84} 
endlich  die  in  einem  beaond«ren  Erlasse  nfther  su  bezeichnenden 
Erlasse  des  Handelsministeriums  und  der  General-Inspection. 

Ghlumeoky  m.  p. 


Beilage  X. 

Verordnung  desHandelsuüiiisti  riunis  vom  29.Mail880, 

R.  G.  Bl.  Nr.  57. 

womit  in  fheilweiser  Abänderung  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879, 
R.  G.  Bf.  Nr.  19,  Erleichterungen  hinsichtlich  der  Verfassung  und  com- 
missioneilen  Behandlung  der  Projecte  fUr  Localbahnen  und  Schlepp- - 

bahnen  eingeführt  werden. 

I.  I^ocalbahnen. 

§  1. 

Die  Bestimmung,  ob  einer  projectirten  Eisenbahn  die  Eigenschait 
einer  Localbahn  zukomme,  w  ird  —  insoweit  darüber  nicht  ein  Gesetz  ent- 
schieden hat  —  vom  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  den 
übrigen  betheiligten  Ministerien  bei  Ertheilung  der  Bewilligung  zur  Vor- 
nähme  technischer  Vorarbeiten  getroffen. 

Diese  Bewilligung  wird  fOr  einen  Z^traum  von  höchstens  Einem 
Jahre  ertheilt. 

Behufs  Verlängerung  der  ertheilten  Bewilligung  bedarf  es  der  Vor- 
lage der  im  §  1  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19, 
angeführten  Behelfe  in  dem  Falle  nicht,  wenn  der  thatsftchliche  Beginn 
der  technischen  Vorarbeiten  oder  ein  denselben  entgegenstehendes  Hin- 
demiss  nachgewiesen  wird. 

§  2.  ^ 

In  Ansehung  von  Localbahnen,  bei  welchen  in  Folge  ihrer  gerin- 
geren Bedeutung  und  Länge  die  V^ahl  der  Trace,  sowie  die  Lage  und 
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Zahl  der  Stationen  durch  die  localen  und  Temdnverh&Itnisse  gegeben 
erscheint,  oder  bei  welchen  die  Wahl  der  Trace,  sowie  der  Zahl  und 
Lage  der  Stationen  in  der  Zustimmung  der  Betheitigten  begründet  ist, 
findet  ein  abgekOrxtes  Verfahren  sutt  (§§  8 — 5). 

S  ». 

Mit  dem  Concessionsgesuchc  kann  sotort  das  Detailproject  dem 
Handelsministerium  votgcicgt  werden. 

Von  den  im  §  14  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879  voige- 
schiiebenen  Behelfen  kann; 

der  SitoationS',  beziehungsweise  Qrundeinlösungsplan  (Z.  2)  auf  den 
,  Katastratmassstab  1 : 2880  beschränkt  werden; 
b)  die  Sammlung  massgebender  Querprofile  (Z.  4)  entfalleui  wogegen 
Querprofile  der  von  der  Bahn  mitzubenOtzenden  Strassen  bezQglich 
jener  Punkte  vorzulegen  sind,  wo  ein  Wechsel  der  Strassenbreite 
stattfindet,  oder  Engstellen  bestehen; 
Cj  die  Vorlage  des  Grundeinlösungsplanes  (Z.  2),  sowie  der  Verzeich- 
nisse Z.  Z.  8  und  9,  insoweit  und  insolange  entfallen,  als  die  Aus- 
übung des  Enteignungsrechtes  nicht  in  Anspruch  genommen  wird. 

S  4. 

Das  Handelsministerium  kann,  wenn  es  die  projectirte  Localbahn 
als  gemeinnOtzig  eiicenn^  auf  Grund  des  vorgelegten  Detailprojectes  die 
politische  Begehung  anordnen. 

Dieselbe  findet  nach  Vorschrift  des  §  6  des  Eisenbahn-Concesaions» 
gesetzes  vom  14.  September  1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  mit  der  durch 
den  etwaigen  Wegfall  der  Feststellung  des  Gegenstandes  und  Umfanges 
der  Enteignung  (§  3,  c)  bedingten  Beschränkung  nach  den  Bestimmungen 
der  §^  14  und  11.  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1S79  statt 

Etwaige  Tracen-  und  Stationsfragen  sind  vor  allen  anderen  aus- 
zutragen. 

Zeigt  sich,  dass  hierdurch  erhebliche  Acnderungen  des  Projecte> 
erforderlich  werden,  so  ist  bis  zu  deren  Durchführung  mit  der  Krörterung 
der  hieiüuicn  berührten  Deuiiluageu  umczuhaiicn  una  eventuell  die  Be- 
gehung bis  zur  Entscheidung  der  zu  lösenden  Vorfragen  zu  unterbrechen. 

§  5. 

Das  Ergebniss  der  politischen  Begehung  ist  behufs  Erwirkung  der 
Allerhöchsten  Concession  auf  Grund  des  §  6  des  Concessionsgesetzcs 

dem  Handelsministerium  vorzulegen. 

Die  politische  Landesbehörde  hat  die  Füllung  der  Enteignungser- 
kenntnisse bis  nach  Ertheilung  der  Allerhöchsten  Concession  aufzu- 
schieben. 
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Der  nach  Massgabe  der  BestimmuDgeo  der  %%  19  und  ff.  der  Ver- 
ordnung vom  25.  Januar  1879  sich  ergebende  Baueonsens  tritt  erst  nach 
Ertbdlung  der  Allerhöchsten  Concesslon  in  Kraft. 

§  6. 

Soferne  bei  einer  Localbahn  die  Voraui5set2rungen  des  abgekürzten 
Verfahrens  2)  nach  dem  Erachten  des  Handcisrnmisieriums  nicht  zu- 
treffen, oder  der  Anwendung  dieses  Verfahrens  ein  besonderes  Begehren 
des  ConcessioiMwerbers  entgegensteht,  wird  dne  Tracenrevision  abgehalten, 
mit  welcher  in  dem  Fall^  als  bezQglich  der  festzustellenden  Trace  keine 
die  Stationsanlagen  alterirenden  Varianten  in  Frage  stehen,  die  Stations- 
commission vereinigt  werden  kann. 

Von  den  im  §  2  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1S79  bezeichneten 
ßestflndtheilen  des  dem  Handelsministerium  vorzulegenden  Generalprojectes 

entfallen : 

aj  das  General-Längenprofil  (Z«  8),  in  der  Voraussetzung,  dass  die  Bahn- 

Iftnge  nicht  mehr  als  30  km  betragt; 
b)  die  Sammlung  von  Querprofilen  (Z.  5),  an  deren  Stelle  im  Falle  der 

Mitbenützung  von  Strassen  die  im  §  8  lit.  bj  dee  gegenwärtigen 

Verordnung  bezeichneten  Strassenprofile  zu  treten  haben. 

Dem  Projecte  sind  ebenso  viele  Copien  der  Specialkarte  (Massstab 
1 : 75.000)  oder  in  dcjjren  Ermanglung  der  Oeneralkarte,  und  eines  die  be- 
antragte Trace,  die  Stationen  und  deren  Zufahrten  erläuternden  Auszuges 
des  technischen  Berichtes  beizuschliessen,  als  Sprengel  politischer  Be« 
zirksbehörden  von  der  projectirten  Localbahn  berOhrt  werden. 

Insoweit  es  für  die  ProjectsprQfung  noth wendig  ist,  bleibt  es  der 
General-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorbchahen,  bezüglich 
jener  Punkte  der  Bahn,  wo  sich  Schwierigkeiten  ergeben,  Querprofile 
(Massstab  1  : 200)  und  falls  das  Längenprofil  aus  einem  Goten-  oder 
Schichtenplane  abgeleitet  wurde,  auch  die  letzteren  zur  Einsicht  abzu- 
verlangen. 

Falls  die  Vereinigung  der  Stationscommission  mit  der  Tracenrevision 
begehrt  wird,  sind  dem  Generalprojecte  die  Situationsplane  der  Stationen 
und  Haltestellen  (§  8,  Z.  8  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879)  bei- 
zufOgen. 

Im  Uebrigen  gelten  für  die  Tracenrevision  und  Stationscommission 
unter  Aufrechthakung  der  in  den  §§  3  und  10  der  obigen  Verordnung 
vom  25.  Januar  1879  bezeichneten  Aufgaben  dieser  Commissionen,  statt 
der  bisherigen,  die  hier    folgenden  Bestimmungen  (§§.  10  —  16). 
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I  10. 

Das  Handelsministerium  (»daet  Ikhee  das  entsprechend  befkindeoe 
Project  im  Wege  der  politfschen  LandesbehOrde  lUe  oommissionelle  Amts- 
handlung an,  und  leitet  gleichzeitig  die  im  §  7,  Abs.  S  genannten  Gopten 
behufs  Auflage  derselben  zu  Jedermanns  Einsicht  unmittelbar  an  die  poli- 
tischen Bezirksbehörden. 

Die  commissionelle  Amtshandlung  kann  an  der  Trace  oder  an  em«m 
geeigneten  Ortein  der  Nähe  derselben  stattfinden,  und  ist  binnen  längstens 
vier  Wochen  nach  Einlangen  des  Auftrages  an  die  Statthalterei  durch- 
zuführen, 

§  11. 

Die  Comraission  besteht  aus  einem  Vertreter  der  politischen  I^andes- 
behörde  als  Commt<!sionsleiter,  dtm  ^'ert^eter  des  Reichskriegsministerium';, 
sofern  dasselbe  auf  die  Entsendung  eines  solclien  nicht  verzichict  hat, 
einem  V^ertreier  der  k.  k.  General-Inspeciion  der  österreichischen  Misen- 
bahnen  und  dem  Vertreter  der  politischen  BezirksbehorJc  für  seinen 
Sprengel.  Falls  die  Trace  einen  fortificatorlschen  Rayn  berührt,  bleibt 
es  dem  Reichskriegsministerium  vorbehalten,  für  diesen  Rayon  ciucxi  be- 
sonderen Vertreter  zu  entsenden. 

Der  Landesbehörde  ist .  anhelmgestellti  einen  mit  den  Localverhfllt- 
nissen  vertrauten  technischen  Beamten  von  Fall  zu  Fall  als  Beirat  der 
Commission  beizugeben. 

Dem  Landesausschusse,  den  Handelskammern,  sowie  nach  Um' 
ständen  der  Bergbehörde  und  anderen  betheiligten  Behörden  und  Körper* 
Schäften,  desgleichen  den  Verwaltungen  jener  bestehenden  Bshnen,  an 
welche  die  projectirte  Localbahn  anschliesst,  ist  es,  insofeme  die  dieselben 
berührenden  Fragen  nicht  bereits  im  schriftlichen  Wege  ausgetragen  er- 
scheinen, anheimzustellen,  an  der  commissionellen  Verhandlung  theil- 
zunehmen. 

Der  Concessionswerber  oder  ein  Vertreter  desselben  ist  der  Com<- 
mission  beizugeben. 

Jedem  Retheihgten  steht  tVei,  bei  der  Commission  zu  erscheinen, 
und  in  Ansehung  der  Bahnrichtung  und  der  Stationsanlagen,  sowie  auch 
in  Ansehung  der  Interessen  und  etwaigen  erworbenen  Rechte  bestellender 
Traiisportaiistalien  seine  Einwendungen  oder  Erinnerungen  mündlich  oder 
schritilich  vorzubringen. 

§  12. 

Der  Commissionsleiter  bestimmt  innerhalb  der  im  §  10  bezeichneten 
Frist  den  Tag  und  Ort  des  Beginnes  der  commissionellen  Verhandlung 
und  hat  liiervoa  die  im  11,  Abs.  1  und  3,  bezeichneten  Vertreter,  Be- 
hörden  und  Kurperschatten,  den  Concessionswerber  und  die  politischen 
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Bextrksbdidrdeii,  deren  Sprengel  von  der  profectirten  Localbahn  berQhrt 
werden,  zu  verstftndigen,  sowie  gleichzeitig  Ober  das  Stattfinden  der  Com- 
mission  in  der  amtlichen  Landeszeitung  eine  Verlautbarung  zu  veranlassen» 
welche  für  die  nicht  specieU  verstftndigten  Interessenten  als  Einladung  zu 
gelten  hat. 

§  13. 

Die  politischen  Bczirksbehftrden  haben  sofort  nach  tiniangcn  der 
im  §  7,  Abs.  2  bezeichneten  Behelfe,  deren  Auflage  unter  Verständigung 
der  von  der  projectirten  Localbahn  berührten  Gemeinden  zu  veranlassen, 
ferner  binnen  24  Stunden  nach  Einlangen  der  \'erständigung  seitens  des 
Commissionsleiters  (§  12)  Zeit  und  Ort  des  Commissionsbeginnes  den 
Gemeinden  mit  dem  BeifDgen  bekanntzugeben,  dass  es  jedem  Bethei- 
ligten freisteht,  seine  allftlligen  Einwendungen  oder  Erinnerungen  bei  der 
Commission  mflndllch  oder  schriftlich  vorzubringen. 

Die  Vorstehungen  der  Gemeinden  sind  diesbezOglich  zur  sofortigen 
ortsOblicben  Verlautbarung  verpflichtet. 

§  u. 

Nach  den)  l-lrmessen  des  Conimissionsleiters  können  die  Mitglieder 
der  Commission  die  Trace  und  ijic  Stationsanlagen  an  Ort  una  Stelle  be- 
sichtigen und  daselbst  Aeusserungen  der  Interessenten  protokollarisch 
entgegennehmen. 

Ueber  das  Commissionsergebniss  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen, 
welches  von  dem  Commissionsleiter,  den  anwesenden  Commissionsmit« 
gliedern  und  dem  Schriftfbhrer  zu  unterfertigen  Ist. 

Das  CommissionsprotokoU  hat  der  Commisdonsleiter  binnen  acht 
Tagen  nach  Schluss  der  commisstonelien  Verhandlungen  an  das  Handels- 
ministerium v<M2ulegen. 

§  15. 

Auf  Grund  des  CommissionsprotokoUes  entscheidet  das  Handels- 
ministerium Ober  die  fQr  die  anfällige  Ausführung  der  Localbahn  mass- 
gebende Trace,  sowie  —  vorbehaltlich  der  seinerzeitigen  definitiven  Ent* 
Scheidung  nach  Massgabe  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  —  t^ber  die 
Bedingungen,  unter  denen  die  Concession  erworben  werden  kann. 

§  16. 

FOr  die  ausser  dem  Falle  des  abgekürzten  Verfahrens  (§§  8—5) 
stattfindende  politische  Begehung  gelten  die  Erleichterungen  der  §§  8  und 
4  der  gegenwärtigen  Verordnung. 

§  17. 

Bei  Anordnung  der  politischen  Begehung  kann  das  Handelsministerium 
in  yon  ihm  als  dringend  erachteten  Fällen  die  politische  Landesbehörde  ^ 
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ermächtigen,  die  im  %  17,  Abs,  2  des  Eiiteignuii^g«setze«  vom  18.  Febroir 

1Ä78,  R.  G.  BI.  Nr.  30,  sowie  im  §  17,  Abs.  3,  und  §  20  der  Verordauof 
vom  25.  Januar  1879  dem  HandeUmmifttcrium  vorbehaltene  Entscheidung 
in  dem  Falle  zo  trefleot  wenn  ein  mit  Sttmmeneinhelligkeit  gestellter 
Commissionsantrtg  Toriiegt. 

§  18. 

Alle  Amtshandlungen  in  Bezug  auf  projectirte  LocalbahDen  sind  mit 
möglichster  Beschleunigung  durchzuführen» 

§  19. 

Von  den  nach  §  3t>  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879  vomt- 
legenden  Behelfen  entfällt  das  General-LAngenprofil  (Z.  1). 

II.  Schleppbahn«n. 

§  20. 

r>ie  36—38  der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879  werden  Bof- 
gehoben. 

§  21. 

Der  nach  §  3  der  Ministerialverordnung  vom  1.  November  185?, 
R.  G.  BI.  Nr.  200,  dem  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  dem 
Ackerbauministeriuni  vorbehaltenen  Baubcwilligung  unterliegen  nur  die- 
jenigen Bergwerkseisenbahnen,  welche  mit  gleicher  Spurweite  in  öffeot- 
liche  Bahnen  derart  einmünden,  dass  ein  Uebergang  von  Fahrbetn'ebs- 
mitteln  stattfinden  kann. 

Bei  Anlage  sonstiger  Bergwerksbahnen,  welche  auf  dem  TerrttoriitiD 
Öffentlicher  Eisenbahnen  ausmttnden,  unterliegen  der  Genehmigung  des 
Handelsministeriums  nur  die  durch  die  AusmOndung  der  Bergwerksbslifl 
an  der  Offontlicben  Bahn  hervQrgerufisnen  baulichen  Veränderungen  (§  1^ 
der  Verordnung  vom  95.  Januar  1879). 

Nur  für  die  im  ^  21,  Abs.  1,  bezeichneten  Bergwerksbahnen  wird  der 
Benützungsconsens  durch  die  General-Inspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen ertheilt. 

Bei  liiiituhrung  des  Locomotivbetriebe«?  auf  sonstigen  oberirdischen 
Bergwerksbahnen  bleibt  es  der  politischen  Landesbehörde  nach  Einholung' 
des  Gutachtens  der  General-Inspectlon  der  österreichischen  Eisenbahnca 
vorbehalten,  den  Vollzug  der  vorgeschriebenen  :?it.hei  iiciisvorkehrungea 
vor  Eröfihung  des  Locomotivbetriebes  zu  constatiren  und  bei  entspre- 
chendem Befunde  die  Betriebseröffiiung  zu  gestanen. 
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§  28, 

Auf  Schienenwege,  welche  zur  Bringung  der  Forstproducte  dienen 
sollen,  finden,  sofeme  bezüglich  ihrer  Anl^e  die  Voraussetzungen  des 
§  21  eintreten,  die  Bestimmungen  der  §§  21  und  22  Anwendung. 

§  24. 

Bei  Schlcppbahnen,  welche  (sei  im  Sinne  der  21 — 23  der 
gegenwärtigen  \'erordnung,  sei  es  in  Folge  specieller  Vorschriften)  einer 
Baubewilligung  des  Handelsministeriums  bedürfen,  ist  nach  den  im  §  18 
der  Verordnung  vom  25.  Januar  1879  für  Um-  oder  Zubauten  zu  einer 
im  Baue  oder  Betriebe  stehenden  ötientlichen  Bahn  gegebenen  Vorschriften 
vorzugehen. 

Der  Consens  zur  Eröffnung  einer  Schleppbahn  oder  zur. Benützung 
einzelner  Theile  derselben  erfolgt  wie  f&r  Erweiterungsbauten  auf  im 
Betriebe  stehenden  Eisenbahnen  (§  8i  der  Verordnung  vom  86.  Januar  1879). 

§  25. 

Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  gleichzeitig  mit  dem  Gesetze,  be- 
treifend die  Zugeständnisse  und  BegQnstigungen  für  Localbahnen,  in 
Wirksamkeit. 

  Korb  m.  p. 


Beilage  XI. 

A'erordnuiig  des  Haiidelsministors  vom  23.  Juni  1884, 

Ii.  a  Bl.  Nr.  103, 

betreffend  die  Organisation  der  Staatseisenbahnverwaiiung  In  den  im 
Reiclisraih«  vertretenen  Königreichen  «nd  Uhtdem,  twunm  di«  Standorte 
der  in  Gamaielitit  dieser  Organisation  zu  errielitendon  Eieanbaiin-Betriobf 

directionan. 

Die  nachfolgende,  mit  Allerhöchster  EntSchliessung  vom  81  Juni 
1884  genehmigte  Organisation  der  Staatseisenbabnverwaltung  in  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  wird  hiermit  unter 
Hinweis  auf  die  im  §  35  derselben  hinsichtlich  des  Zeitpunktes,  mit 
welchem  diese  Organisation  in  Wirksamkeit  zu  treten  hat,  getroffenen 
Anordnungen  mit  dem  Beifügen  kundgemacht,  dass  die  Einbeziehung  der 
k.  k.  Direciion  fOr  Staaiseisenbahnbauten  in  die  Generaidirection  mit 
1.  October  d.  J.  zu  erfolgen  hat. 

H»b«r«r,  Bki  Sal«ir.  SlMBbalmnidlit.  K 
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Zugleich  werden  auf  Grund  der  mit  obiger  AllerhOcbster  Ent- 
schliettung  ertheilten  Genebmigang  als  Sundorte  der  in  Gemftssheit  der 
neuen  Organisation  zu  errichtenden  It.  k.  Eisenbabn-BetriebsdirecttoneD 
Wien,  Linz,  Innsbniclc,  Villacb,  Budweis,  Pilsen,  Prag,  Krakau,  Lemberg, 
Pola  und  Spalato  bestimmt. 

Pino  m.  p. 


Organisation  der  Staatseisenbahnverwaltung  in  den  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreichen  und  Lilndem. 

I.  MlgtnieliM  BostianmungM. 

§  1^ 

Die  Führung  des  Betriebes  auf  den  in  eigener  Verwaltung  des 
Staates  befindlichen  Staatsbahnen  und  vom  Staate  betriebenen  Privatbahnen, 
wie  auch  die  FOhrung  des  Staatseisenbahnbaues  erfolgt  unter  der  Ober- 
aufsicht des  Handelsministers  durch  eine  demselben  unmittelbar  unter- 
stehende einheitliche  Dienststelle,  welche  unabhängig  von  den  sonstigen 
Eisenbahnagenden  des  Handelsministeriums  fungirt  und  die  Bezeichnung 
„k.  k.  Generaldirection  der  öaterreichischen  Staats b ah neo*' 
erhftlt. 

Diese  Generaldirection  bat  in  Angelegenheiten  des  bezeichneten 
Geschiftskreises  als  Executivorgan  des  Handelsministers  zu  fungiren  naä 
in  dieser  Eigenschaft  die  im  Eingange  angefahrten  Bahnen  als  einbeit- 
lichea  Gesammtnetz  insbesondere  gegenüber  den  MilitArcentralstellen,  dsna 
gegenüber  anderen  Verkehrsanstalten  und  im  Vereine  deutscher  Eisen« 
babnverwaltungen  zu  vertreten. 

Im  Mobilisirungsfalle  tritt  die  Generaldirection  sofort  in  die  Centrtl- 
eitung  fQr  Militftrtransporte  auf  Eisenbahnen  ein. 

§  2. 

In*  Unterordnung  unter  die  Generaldirection  (§  1}  werden  zur  Leitung 
des  localen  Betriebsdienstes  auf  den  im  §  1  bezeichneten  Bahnen  inner- 
halb der  nach  den  VerkehrsbedQrfnissen  zu  bildenden  räumlichen  Bezirke 
Dienststellen  errichtet,  welche  die  Bezeichnung  „k«  k.  Eisenbsbo* 
betri  ebsdirection"  führen. 

Der  Betrieb  der  Trajectnnstalt  und  Dampfschitffahrt  auf  dem  Bodenscc 
wird  durch  eine  eigene  SchilVfahrts-Inspection  in  Bregenz  geleitet,  welche 
der  Generaldirection  unmittelbar  untergeordnet  ist. 
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§  3. 

Der  localc  Betriebsdienst  auf  den  in  §  1  bezeichneten  Bahnen  wird 
mit  Berücksichüt^uiig  uer  örtlichen  Erfordernisse  und  im  Allt^cmeinen 
unter  Trennung  der  drei  Hauptdienstzweige  voneinander  durch  nach- 
stehende, aU  unterste  Dienststellen  fiingirende  Organe  besorgt: 

a)  Der  Bahnaufsichts-  und  Bahnerhahungsdienst,  einscbttessUcb  der 
Bauten,  fQr  welche  keine  eigenen  Bauleitungen  bestellt  sind,  durch 
die  Bahnerhaltungssectionen; 
h)  der  Verkehrs-  und  commercielle  Dienst  durch  die  Stationen  (Halte- 
stellen), welche  bei  grösserer  Wichtigkeit  die  Bezeichnung:  „k.  k. 
Bahnbetriebsamt**miterweitertenConipetenzbefugnissen  erhalten; 
c)  der  Zugförderungs-  und  Werkstätten  dien  st,  einerseits  durch  die 
Heizhausleitungen,  andererseits  durch  die  Werkstatte n- 
1  e  i  tu  n  ge  n. 

Neben  den  Bahnerhaltungssectionen  können  zur  Ausführung  von 
Neubauten  auf  den  im  Staatsbetriebe  betindlichen  Eisenbahnen  besondere 
technische  Organe  (Sectionen,  Bauleitungen)  aufgestellt  werden. 

§4. 

Die  Bau-Ausfahrung  neuer  auf  Staatskosten  herzustellender  Bahnen 
erfolgt  durch  die  2U  diesem  Zwecke  aufgestellten,  der  Generaldirection 
unmittelbar  unterstehenden  Bauleitungen,  denen  fOr  die  einzelnen 
Baustrecken  Sectionen  untergeordnet  sind. 

§  5 

Zur  Begutachtung  volkswirthschaftlicher  Fragen  im  Bereiche  des 
Eisenbahnverkehrswesens  wird  dem  Handelsminister  ein  Staatsei sen- 
bahnrath  beigegeben. 

6. 

Die  Kosten  der  Centralicitung  des  Staatseisenbahnbetriebes  sind 
ebenso  wie  jene  des  Staatseisenbahnbaues  auf  die  einzelnen  Bahnen  nach 
dem  vom  Handelsministerium  festgesetzten  Verhältnisse  zu  vertheilen. 

§  7. 

Die  Dienstsprache  der  Staatseisenbahn Verwaltung  ist  die  deutsche. 

In  derselben  hat  insbesondere  der  gestimmte  innere  Dienst  mit 
Einschluss  des  Verkehres  alter  Organe  der  Staatseisenbahnverwaltung 
untereinander  stattzufinden.  Alle  Organe  der  Staatseisen  bahn  Verwaltung 
haben  mit  den  Militftr-  und  Civilbeh6rden  in  deutscher  Sprache  zu 
verkehren. 

Die  in  Gaüzien  aufgestellten  Eisenbahnbetriebsdirectionen  und  die 
denselben  unterstehenden,  in  diesem  Lande  befindlichen  Dienststellen 
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haben  jedoch  in  Gemasshcit  der  dort  in  Kraft  stehenden,  auf  Grund  der 
Allerhf^chsten  Entschl:cssiing  vom  4.  Juni  1869  erlassenen  NJin isteria;- 
veroriinui'.a  vom  5.  Juni  180^  sich  im  X'erkehre  mit  den  landesfürsilicher. 
nichimiliiärischen  Behörden,  Acmtern  und  Gerichten  im  Lande,  wie 
auch  mit  den  dortigen  autonomen  Behörden  und  Organen  der  polnischen 
Sprache  zu  bedienen.  Dieie  Bestimmung  findet  keine  Anwendung  auf  den 
gegenseitigen  Verkehr  der  bezeichneten  Eisen behnbetriebsdirectioncn  und 
unteren  Dienststellen  untereinander  oder  mit  den  im  Lande  befindlichen 
Aemtern  und  Organen  des  Post-  und  Telegrapbendienstes. 

Die  bei  den  Eisenbahnbeiriebsdirectionen  einlangenden,  ia  einer 
der  in  den  Landestheilen,  in  welchen  die  der  Betriebsdirection  zugewiesenen 
Bahnstrecken  gelegen  sind,  gebräuchlichen  landesfi blichen  Sprachen  ver- 
fassten  Eingaben  und  Zuschriften  von  Parteien  oder  autonomen  Behörden 
und  Organen  sind  in  derselben  Sprache  zu  beantworten. 

Al!e  für  das  Publicum  bestimmten  Mittheilungen  (Kundmn-hunger, 
Aufschnnen,  Circulare  ctc.i  sind  in  der  deutschen  und  in  der  betreffen- 
den landesüblichen  Sprache  zu  erlassen. 

Der  Verkehr  mit  dem  Publicum  hat  in  der  deutschen  und  in  den 
betretVcnJen  InriLiesiiblichcii  Sprachen  stattzufinden,  je  nach Jem  die  Anfrage 
oder  Acusserung,  welche  hierzu  Aniass  giebt,  in  der  emen  oder  in  der 
anderen  erfolgt  ist. 


I^iiie  fachliche  Beaufäichtij^un j;  der  Staatseisenbahnverwallung  durch 
andere  Staatsorgane  findet  nicht  statt. 

Sollte  die  General*Inspection  der  üsterreichischen  Eisenbahnen  in 
Folge  der  ihr  gesetzlich  obli^enden  Handhabung  der  Sicherheit  und 
Ordnung  des  Bahnbetriebes  in  den  Fall  kommen.  Anstände  wahrzunehmen, 
welche  den  Betrieb  der  Staatselsen  bah  nverwaltong  betreffen,  so  hat  die 
General-Inspection  sich  behufs  der  geeigneten  Abhilfe  mit  der  betreffen- 
den Etsenbahnbetriebsdirection  in  das  Einvernehmen  zu  setzen  und 
hiervon  gleichzeitig  die  Generaldirection  durch  Mittheilung  einer  Abschrift 
zu  verständigen,  Falls  die  Abhilfe  nicht  erfolgt,  ist  der  Gegenstand  dem 
Handelsminister  zur  Kenntniss  zu  bringen. 


Die  zur  FOhrung  des  Staatseisenbahnbetriebes  und  Staaueisenbaho- 
fu  errichtende  Generaldirection  wird  von  einem  Sectiooschef  des 
Iniateriums  geleitet,  welcher  den  Titel  „Präsident**  fOhrt. 

ie  Generaldirection,  welche  in  dem  ihr  übertragenen  Wirkungs« 
)eg||gllch  aller  nicht  dem  Handelsminister  vorbehalteneo  Angelcgen- 


§  8. 


II.  Generaldirection. 


§  9. 
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heiten  selbststindig  funglrt,  leitet  und  überwacht  unter  der  unmitteU 
baren  Oberaufsicht  des  Handelsministers  den  gesammten  Dienst  der 
Eisenbahnbetriebsdirectionen  und  Bauleitungen  in  administradver,  tech* 
nischer  und  ökonomischer  Hinsicht. 

Die  Beziehungen  der  Generaldirection  zu  der  General-Inspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  werden  durch  besondere  Verfügung  des 
Handeisministers  geregelt. 

§  10. 

Die  Generaldirection  umfasst: 

I.  Die  Präsidialabtheilung,  in  welcher  insbesondere  die  in 
Gemässheit  des   Wirkungskreises   dem    Haodelsnainister  vorbehaltenen 

Gegenstände  (S^  16)  zu  behandeln  sind; 
dann  die  Fachabtheilungen 

II.  fc:r  Bahnerhaitung  und  Bau,  einschliesslich  der  Bau-Aus- 
führung neuer  Linien; 

III.  für  Verkehrs-  und  M  asc  h  i  n  e  n  d  iens  t,  einschliesslich  des 
ZugföTi^ci  utit^a-  uiiu  WerksiaLidiidicnsiesj 

IV.  für  administrativen  und  commer ciellen  Dienst,  ein- 
schliesslich der  Einnahmencontrole,  der  Buchhaltung  und  der  Cassa- 
geschAfte. 

Die  Vorstände  der  Facbabtheilungen  (Directoren)  sind  berufen,  in 
dem  ihnen  zugewiesenen  Geschäftskreise  die  Generaldirection  selbstst&ndig 
zu  vertreten  und  insbesondere  mit  den  Militärbehörden  zu  verkehren. 

Nach  dem  jeweiligen  Bedarfe  werden  die  angeführten  Fachabthei- 
tungen  in  üntarabtbeilungen  gegliedert. 

Die  Buchhaltung  wie  auch  die  Hauptcassa  werden,   voneinander  - 
unabhängig,  von  besonderen  Vorständen  geleitet« 

Die  Geschäftsordnung  der  Generaldirection  wird  vom  Handelsminister 
festgestellt. 

§  11. 

Der  Präsident  wird  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  ernannt. 

§  12. 

Der  Präsident  leitet  die  gesammte  der  Generaldirection  zugewiesene 
Geschäftsführung.  Er  ist  für  dieselbe  verantwortlich,  und  zwar,  insoweit 
sie  nicht  unmittelbar  durch  ihn  erfolgt,  in  der  Weise,  dass  er  für  die 
ordnungsmässige  Handhabung  des  Dienstes  durch  die  hierzu  berufenen 
Organe  zu  sorgen  und  dieselben  zur  püichtmässigen  Erfüllung  ihrer 
dienstlichen  Obliegenheiten  anzuiialten  hat. 

Der  Stellvertreter  des  Präsidenten  wird  vom  Handelsminister  be- 
stimmt. 
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Als  Vorstände  der  im  §  10,  Z.  II  bis  IV  angeführten  Fachabthci- 
lungen  werden  Oberbeamte  bestellt,  welche  den  Titel  ,,Director"  mit 
einem  den  Dienstzweig  der  Fachabtheilung  andeutenden  Zusätze  (Bau- 
director,  Verkehrsdirector,  administrativer  Direcior)  erhalten. 

Denselben  liegt  die  unmittelbare  Leitung  der  in  den  Fachabtheilungen 
zusammengefassten  Hauptdienstzweige,  wie  auch  die  Ueberwachung  der 
für  dieselben  bestellten  unteren  Dienststellen  und  Organe  und  nament- 
lich die  Vorsorge  in  der  Richtung  ob,  dass  der  Dienst  in  dem  betreffen- 
den Dienstzweige  in  Gemässheit  der  einschlägigen  Dienstvorschriften 
gehandhabt  werde  und  jederzeit  den  fachlichen  Anforderungen  Ge- 
nüge leiste. 

Die  Directoren  sind  für  die  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  zunächst 
dem  Präsidenten  gegenüber  verantwortlich  und  haben  nach  den  von 
demselben  erhaltenen  Weisungen  vorzugehen. 

Rechtsverbindliche  Erklärungen  innerhalb  des  der  Generaldireciion 
eingeräumten  Wirkungskreises  werden  durch  den  Präsidenten,  beziehungs- 
weise dessen  Stellvertreter  abgegeben. 

Die  Geschäftsbehandlung  bei  der  Generaldirection  erfolgt,  von  der 
im  Disciplinarverfahren  eintretenden  commissionellen  Antragsiellung  ab- 
gesehen, nach  Bestimmung  des  Präsidenten. 


Der  Generaldirection,  beziehungsweise  dem  Handelsminister,  sind  in 
Ansehung  des  Betriebes  der  im  §  1  bezeichneten  Bahnen  alle  jene  Agenden 
vorbehalten,  welche  nicht  zum  Wirkungskreise  der  zu  errichtenden  Eisen- 
bahnbetriebsdirectionen  gehören  (§  i'8). 

Der  Wirkungskreis  der  Generaldirection  umfasst,  unbeschadet  der 
für  einzelne  Angelegenheiten  erforderlichen  höheren  Genehmigung,  ins- 
besondere auch: 

1.  Die  einheitliche  und  gleichmässige  Regelung  des  Dienstes  in 
allen  Zweigen,  namentlich  die  Erlassung  allgemein  giltiger  Dienstvor- 
schriften, Instructionen  und  sonstiger  grundsätzlicher  Verfügungen,  so«^ö 
die  Interpretation,  Abänderung  und  Aufhebung  derselben; 

2.  das  Budget-,  Cassa-  und  Rechnungswesen  der  gesammten  Staats- 
eisenbahnverwaltung unter  Mitwirkung  der  den  Eisenbahnbetriebsdirec- 
tionen  beigegebenen  Rechnungsdepartements; 

3.  den  Verkehr  mit  den  Militär-  und  Civilcentralstellen  mit  anderen 
Bahnverwaltungen  und  Verkehrsanstalten,  sowie  mit  den  Gesellschaften 
der  vom  Staate  betriebenen  Bahnen; 

4.  die  Aufstellung  und  Abänderung  des  Personalstatus,  die  Rangs- 
eintheilung  der  Beamten,  die  Ernennung,  Beförderung,  Kündigung  (Pen* 


§  13. 
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aionirung)  und  Entscheidung  Ober  die  Disdplinarbehaodtung  der  Beamten 

und  Unterbeamten,  deren  Versetzung  —  intoweit  sie  nicht  innerhalb 
desselben  Betriebsdirectionsbezirkes  erfolgt  —  sowie  die  Ernennung  und 
Versetzung  der  Dienstvorstdnde,  die  Aufnahme  und  Kündigung  der  Bahn-^ 
ärzte  und  commerciellen  Agenten,  ferner  die  Bemessung  der  Pensionen 
und  Provisionen  für  das  gesammte  Personal,  dann  die  übrigen  Personal- 
angelegenheiten des  bei  der  Generaldirection  verwendeten  Personales; 

ö.  die  Verwaltung  der  für  die  Bediensteten  bestehenden  Ver- 
sorgungs-  und  sonstigen  Humanitatsfonds  in  Gemfissheit  der  einschlägigen 
Statuten ; 

6.  die  Leitung  des  Bahnerhaltungs-  und  Baudienstes,  einschliesslich 
der  Genehmigung  der  Projeete  und  der  Bewilligung  cur  Vornahme  von 
Aenderungen  im  Bahnbestande,  welche  den  Rahmen  der  laufenden 
Erhaltung  fiberschreiten  oder  die  Verwendung  der  Bahnanlagen  betreffen ; 

7.  die  Leitung  des  Zugförderungs-  und  Werkstätten dienstes,  ein^. 
schliesslich  der  Evidenzhaltung  und  Controle  der  Instandhaltung  des 
gesammten  Fabrparkes,  der  Disposition  Ober  die  Verwendung  desselben, 
der  Anschaffung  und  Entlehnung  von  Fahrbetriebsmittelo,  der  Leitung 
der  nicht  den  Eisenbahn-Betriebsdirectionen  unterstellten  Werkstätten  ; 

8.  die  Leitung  des  Verkebrsdienstes,  einschliesslich  der  Festsetzung 
und  Abänderung  der  Fahrordnung  der  Züge; 

9.  die  Festsetzung  und  Abänderung  der  Tarife  im  Personen-  und 
Güterverkehr,  die  Bewilligung  von  Freikarten,  von  Fahrpreisermässigungen 
und  von  Frachtermässigungen,  die  Regelung  der  Verkehrsverhältnisse 
gegenüber  anderen  Transportanstalten,  einschliesslich  der  zu  diesem 
Zwecke  eventuell  erforderlichen  Vci  einoarungen,  aann  die  Einnahmeii- 
controle  mit  Ausnahme  der  den  Betriebsdirectionen  zugewieseneh  Controle 
der  Einnahmen  aus  dem  Localverkehre; 

10.  die  Material  Verwaltung,  einschliesslich  der  Beschaffung  und 
Vertheilung  derjenigen  Materialien  und  Inventarstocke,  welche  ihrer  Natur 
nach  eine  einheitliche  Behandlung  erfordern; 

11.  die  Entscheidung  aber  Beschwerden  (Recurse)  gegen  Ver> 
fügungen  der  unteren  Dienststellen,  einschliesslich  jiet  Ueberwachung 
und  Controle  des  ganzen  Dienstes. 

S  U, 

Dem  Präsidenten  der  Gen jraldirection  wird  für  die  finanzielle  und 
commercielle  Betriebsgebahrung  ein  ständiger  Bciraih  beigegeben. 

Die  fünf  Mitglieder  desselben  werden  vom  Handelsminister  aus  dem 
Kreise  der  Mitglieder  dn  SUMiseisenbahsrathes  und  für  die  Zeit  der 
Functionsdauer  dieses  letzteren  ernannt. 


153 


OrgMiMÜon  der  Verwaltung  der  StutsbehBea. 


Dem  ttindigen  Beiratbe  sind  eile  wichtigeren  Fragen  des  finan- 
ziellen  und  commerctellen  Dienste«  sor  Begataciitung  Torzulegen«  in»" 
besondere  die  Antrtge: 

a)  auf  Ertheilung  von  TariferroAssigungen  im  Personen*  und  GOtcr- 

verkehr; 

b)  auf  Vergebung  von  Arbeiten  und  Lieferungen  für  die  im  Betriebe 
befindlichen  Linien,  insoweit  die  Vcrcebunc,  bcziehunirsweisc 
Genehmigung  des  Vertragsabschlusses  der  Generaldirection  zu- 
gewiesen ist. 

§  15. 

Die  Mitglieder  des  standigen  l^eirathes  haben  nach  Bestimmung  des 
PrJisidenten  der  Generaldirection  bei  der  Controle  der  finanziellen  Ge- 
balirung  und  insbesondere  bei  der  Scontrirung  der  Hauptcassa  mitzu- 
wirken und  an  der  Verwaltung  der  Pensions-  und  W'ohlthätigkeitsfonds 
tbeilzunehmen. 

Dfe  Mitglieder  des  stAndigen  Beiratbes  erbalten  eine  Entlohnung, 
deren  Höhe  vom  Handelsroinister  bestimmt  wird. 

§  10. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  jene  dem  Wirkungskreise 
der  Generaldirection  zugewiesenen  Angelegenheiten  (§  13)  zu  bestimmen, 
welche  ihm  selbst  zur  Entscheidung,  beziehungsweise  Genehmigung  vor- 
zulegen sind. 

Insbesondere  sind  dem  Handclsniinister  vorbehalten: 
1«  Die  in  AusfOhrung  der  gegenwärtigen  Organisation  zu  erlassenden, 
sowie  die  Genehmigung  aller  sonstigen  wichtigeren  organisatorischen 
VerfDgungen,  im  Rahmen  der  Allerhöchst  genehmigten  Organisation; 

2.  die  Feststellung  des  Jahres-Prtliminares  und  die  Bewilligung  zu 
Ausgaben,  welche  in  demselben  nicht  vorgesehen  sind,  nach  Massgabe 
der  auf  verAMSungsmftssigero  Wege  su  erwirkenden  Credite; 

3.  die  Ernennung  des  Stellvertreters  des  Präsidenten  der  General- 
direction ; 

4.  die  Ernennung  der  Abtheilungsvorstände  der  Generaldirection, 
der  Betriebsdirectoren  und  Bauleiter,  sowie  des  Leiters  der  Bodensee* 

Schifffahrts-Inspection ; 

5.  die  Ernennung,  Beförderung,  Kündigung  (Pensionirung)  und  Ent- 
scheidung über  die  Disciplinarbehandlung  aller  Beamten  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung, welche  mehr  als  2000  fl.  Jahresgchalt  beziehen,  sowie 
die  Ertheilung  von  Remunerationen  und  Geldaushilfen  an  die  bezeichneten 
Beamten; 

6.  Die  Ertheilung  von  Urlaub  an  den  Präsidenten,  dessen  Stellver- 
treter und  die  Abtheilungsvorstftnde  der  Generaldirection; 
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7.  Die  Genehmigung    der    Dienstordnung   (Dicnstpragmattk),  .  des 

Persona!status  und  der  die  GebOhren  des  Personals  rece!nden  Norntien, 
der  Statuten  der  Pensions-  und  Provisions-Institute,  dann  der  Wohl- 

thäügkeitsfonds; 

8.  die  Anordnung  der  Vornahme  technischer  Vorarbeiten  für  neue 
Eisenbahnlinien  und  der  Bau-Ausführung  dieser  letzteren,  sowie  die  Be- 
willigung zur  Betriebseröffnung; 

9.  die  Bewilligung  zum  Abschlüsse  von  Verträgen,  durch  welche 
unbewegliches  Staatseigentbum  abgetreten  oder  belastet  wird,  dann  die 
Genehmigung  von  Verträgen,  sofern  die  Vertragssumme  bei  allgemeiner 
öffentlicher  Concurrenz  und  unter  Zuschlag  an  den  Bestbteter  den  Betrag 
von  150.000  fl.,  andernfalls  den  Betrag  von  80.000  fl.  übersteigt; 

10.  die  Genehmigung  der  Grundlagen  fOr  die  zur  Anwendung  zu 
bringenden  Tarife  fftr  den  Peraonen«  und  Goterververkebr; 

III.  Staatseiaenbabnratb. 

§  17. 

Der  Siaatseisenb;ihnrath  besteht  aus  dem  Vorsit/.enden  und  50  Mit- 
gliedern, welche  vom  Handelsminister  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
ernannt  werden. 

Von  denaelben  werden: 

a)  9  Mitglieder  vom  Handelsminister  nach  freiem  Ermessen  ausgewfthlt 
und  6  Mitglieder  in  der  Weise  ernannt,  das's  der  Finanzminister 
und  der  Ackerbauminister  je  2,  und  der  Reichskriegsminister  eine 
der  zu  ernennenden  Persönlichkeiten  bezeichnet; 

b)  24  Mitglieder  über  Vorschlag  von  Handels-  und  Oewerbe- 
kammern  und 

cj  12  Mitglieder  über  Vorschlag  von  LandesculturrAthen  und  sonstigen 

landwirthschaftlichen  Fachcorporationcn  ernannt. 

Von  den  nach  lir.  b)  in  Vorschlag  zu  bringenden  Mitgliedern  ent- 
fällt auf  die  einzelnen  Handels-  und  Gewerbekammeru  nachstehende 
Anzahl : 

Wien  3,  Brünn,  Krakau,  Prag  und  Triest  je  2,  Lemberg  mit  Brody  2, 
<jraz  und  Czernowitz  je  1. 

Ferner  behufs  gemeinsam  zu  erstattenden  V  orschlags  gruppenweise: 

Reichen berg,  Eger  zusammen  1 

.   Budweis,  Pilsen   „  1 

Olmütz,  Troppau   „  1 

Linz,  Salzburg   „  l 

Innsbruck,  Peldkirch   „  1 

Bozen,  Rovereto   „  1 
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KlageoAirt^  Leoben  nisamtnen  1 

Gör2,  Laibacfa   „  1 

Rovii^DO,  Zara,  SpaUto,  Ragusa   1. 

Von  den  nach  lit.  c)  in  Vorschlag  zj  bringenden  Mitglicdem  «ot- 
fällt  je  1  auf  die  k.  k.  Landwirthschaftsgesetlschaften  in  Wieo»  Gm. 
Krakau  und  Len^berg,  dann  auf  den  Landesculturratb  für  Böhmen,  sowie 
auf  den  Verein  für  Landescultur  itr,  Herzogthume  Bukowina  in  Czerno- 
witz;  ferner  gruppenweise  auf  die  k.  k.  Landwtrtbscbafts-,  re^ective 
Ackerbaugeselischaften  in 

Linz,  Salzburg  zusammen  1 

Klagenfurt,  Laibacb   1 

Görz,  Triest,  Rovigno   „  1, 

den  Landesculturrath  fOr  Tirol  und  den  Vorarlberg'schen  Landwirtb* 
•chaftsverein  in  Feldkirch  zusammen  2  (und  zwar:  je  1  auf  die  Sectioe  I 
des  Landesculturrathes  fQr  Tirol  mit  dem  landwtnbscbaftUcbea  Verein 
in  Vorarlberg,  und  auf  die  Seccion  II  dea  Landesculturratbea  fQr  Tirol): 

die  lu  k.  mftbriscb>scblesiscbe  Geaellscbaft  für  Ackerbau»  Nanir- 
und  Landeskunde  in  BrQnn  und  die  österreichisch-scblesische  Land-  uod 
Forstwirtbscbaftsgesellscbafc  in  Troppau  zusammen  1. 

Die  Bestellung  von  Ersatzmännern  bleibt  den  in  lit.  a)  bezeicbnetea 
Ministem  vorbehalten. 

Für  die  in  lit.  bj  und  cj  bezeichneten  Mitglieder  sind  bei  Erst^twog 
des  Vorschlages  gleichzeitig  ErsaumAoner  namhaft  zu  machen. 

§  18. 

Zur  Ernennung  in  den  Staatseisenbahnratb  sind  nur  solche  Persöo- 
lichkeiten  vorzuschlagen,  welche  der  betreffenden  Handels^  und  Gewerbe- 
kammer,  beziehungsweise  Landwirthscbaftscorporatton  (Landesculturratb) 
als  Mitglieder  angehören. 

Die  vorgeschlagenen  Mitglieder  können  nach  Ablauf  ihrer  Functions- 
dauer  neuerdings  in  Vorschlag  gebracht  werden. 

Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten,  für  die  Wiederbesetzung 
der  etwa  vor  Ablauf  der  dreijährigen  Functionsdauer  im  Staatseisenbahn- 
rathe  zur  Erledigung  gelangenden  Stellen  \"orsorge  zu  treffen  und  ins- 
besündere  in  dem  Falle,  als  einem  Mitgliede  die  fernere  Ausübunt:  seiner 
Function  durch  Krankheit  oder  sonstige  in  der  Person  desselben  ein- 
getretenen liinderungsgrQnde  unmöglich  gemacht  oder  erheblich  erschwert 
würde,  aa  Stelle  desselben  den  Ersatzmann  einzuberufen,  eventuell  tint 
einer  Neuernennung  vorzugeben. 

§  19. 

Der  Staatseisenbahnrath  ist  berufen  und  verptiichtet,  in  wichtigen, 
die  Interessen   des  Handels,  .der  Industrie,  der  Land-  und  Forstwirth* 
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Schaft  berQbrendea  Frageo  des  Etsenbabaverkehrsweiens  sein  Gutachten 
abzugeben. 

Der  Begutachtung  des   Staatseisenbahnrathes   unterliegen,  insoweit 
es  sich  um  die  vom  Staate  betriebenen  Eisenbahnen  handelt,  insbesondere: 

a)  Alle  wichtigen  Anträge  bezüglich  des  Tarifwesens,  namentUch  jene, 
welche  die  Festsetzung  der  Normaltarife  für  Personen  und  Güter, 
dann  die  Grundsätze  für  die  Anwendung  von  Ausnahme-  und  Diffe- 
rentialtarifen zum  Gegenstände  haben; 

b)  die  jährlich  zweimal  (fOr  die  Sommer-  und  Wintermonate)  festzu- 
stellenden Fahrpline; 

c^.  Anträge  auf  Abänderung  der  reglementarischen  Bestimmungen,  sch 
weit  es  sich  nicht  um  technische  Bestimmungen  bandelt,  dann  der 
Tarifbestimmungen,  insoireit  dieselben  nicht  lediglich  vorübergebende 
AusnahmsverbAltnisse  betreffen; 

d)  die  Grundsätze  flQr  die  Art  der  Vergebung  von  Lieferungen  und 
Arbeiten. 

Au<;serdem  liegt  dem  Staatseisenbahnrathe  ob,  sich  Ober  Aufforderung 
des  Handelsministers  über  die  Wahl  der  Orte  zu  äussern,  an  welchen 
Eisenbahnbetriebsdircctionen,  Retriebsämter,  Materialmagazine  und  Bahn- 

erhaliungssectionen  zu  errichten  sind. 

Der  Staatseisenbahnrath  kann  ferner  rücksichtlich  der  im  Staats- 
beiriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Anfragen  und  Anträge  stellen. 

Er  kann  in  Angelegenheiten  seirics  Wirkungskreises  auch  Antrage 
stellen,  welche  sich  auf  andere  Eisenbahnen  und  auf  das  Eisenbahnwesen 
Oberhaupt  beziehen. 

§  SO. 

Der  Staaueisenbshnratb  versammelt  sich  Ober  Einladung  des 
Handelsministers  nach  BedQrfoiss,  mindestens  aber  zweimal  im  Jahre, 

und  zwar  im  Frühjahre  und  Herbste,  zu  einer  Sitzung. 

Ueber  Veranlassung  des  Vorsitzenden  können  zu  den  Sitzungen 
des  Staatseisenbahnrathes  auch  Sachverständige  beigezogen  werden, 
welche  nicht  Organe  der  Staatseisenbahnverwaltung  sind. 

Der  Vorsitz  in  den  Sitzungen  des  Staatseisenbahnrathes  steht  dem 
Handelsminister  zu,  als  dessen  SicUverireier  im  Staatseisenbahnrathe  der 
Präsident  der  Generaldirection  fungirt. 

Im  KaUc  der  Verhinderung  des  Handelsministers  und  des  Präsidenten 
wird  der  Vorsitzende  vom  Handelsminister  bestimmt. 

Die  Verhandlungen  des  Staatseisenbahnrathes  finden  in  nicht  öffent- 
lichen Sitzungen  und  auf  Grund  einer  vom  Handelsminister  zu  erlassen- 
den Geschäftsordnung  statt. 

Der  Staatseisenbahnrath  erstattet  sein  Gutachten  auf  Grund  der  mit 
Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  gefassten  Beschlösse. 
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Abweichende  Ansichten  sind  Ober  Verlangen  der  Stimmführer  in 
das  Protokoll  aufzunehmen. 

§  21. 

Die  Mitglieder  des  Staatseisenbahnrathes  haben,  insoweit  sie  nicht 
Staatsbeamte  sind,  in  die  Hände  des  Handelsministers  oder  seines  Dele- 
girten  die  Angelobung  zu  leisten. 

Ihre  Function  ist  ein  Ehrenamt,  mit  welchem  eine  Entlohnung 
nicht  verbunden  ist. 

Die   nicht  in   Wien   wohnhaften   Mitglieder  haben   Anspruch  auf 
Diäten  im  Betrage  von  8  Gulden   und  bezüglich   der  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Eisenbahnen  auf  freie  Fahrt  in  beliebiger  Wagend asse  für 
die  Reisen  nach  und  von  dem  Orte  der  Sitzung. 

Auch  werden  ihnen  die  durch  Benützung  anderer  Verkehrsanstdircn 
erwachsenden  Reiseauslagen  vergütet. 

IV.  Eisenbahnbetriebsdirectionen. 

§  22. 

Die  Eisenbahnbetriebsdirectionen  leiten  in  ihren  Bezirken  auf  Grund 
der  von  der  Generaldirection  ergehenden  Weisungen  (§  2)  den  loca/en 
Betriebsdienst  mit  Einschluss  des  Werkstättendienstes  und  der  Material- 
verwaltung wie  auch  jener  Neubauten,  für  welche  besondere,  unmittelbar 
der  Generaldirection  untergeordnete  Bauleitungen  nicht  bestellt  sind. 

Die  Eisenbahnbetriebsdirectionen  sind  für  die  Sicherheit  und  Ord- 
nung des  Betriebes   in   ihrem  Bezirke  im  Sinne  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  IG.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  verantwortlich 
und  unterliegen  in  dieser  Hinsicht  der  Aufsicht  und  Controle  der  General- 
Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen. 

§  23. 

Jede  Eisenbahnbetriebsdirection  bildet  für  die  drei  Hauptdienst- 
zweige (Bahnerhaltung,  Verkehr,  Zugförderung),  dann  für  die  allgemeinen 
administrativen  Angelegenheiten  einschliesslich  der  Materialverwaltung 
eine  einheitliche  Dienststelle. 

Derselben  sind  untergeordnet:  die  als  unterste  Dienststellen  der  drei 
Hauptdienstzweige  fungirenden  Organe,  dann  das  Inspectorat  für  Bau  und 
Bahnerhaltung,  das  Materialmagazin  und  das  Rechnungsdepartement, 
welches  hinsichtlich  der  Art  der  Rechnungsführung  besondere  Instruc- 
tionen enthält. 

Die  Geldanweisungen  der  Eisenbahnbetriebsdirectionen  werden  unter 
getrennter  Rechnungsführung  in  der  Regel  von  der  am  Sitze  der  Betriebs- 
direction  befindlichen  Stations-  (Bahnbetriebsamts-)  Cassa  vollzogen. 
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Ausnahmsweise  kann  die  Aufstellung  einer  eigenen  Betriebsdirections- 
cassa  erfolgen. 

§  24. 

Die  Orte,  an  welchen  die  Eiaenbahobetriebsdirectionen  zu  errichten 
sind,  werde»  mit  Allerhöchster  Genehmigung  vom  Handelsminister  unter 
Bedachtnahme  auf  die  Erfordernisse  des  Dienstes  bestimmt. 

Mit  Genehmigung  des  Handelsministers  erfolgt  durch  die  General- 
direction  die  Bestimmung  der  Standorte  der  Betriebs&mter,  Bahnerhaltungs- 
sectionen  und  Materialmagazine  unter  besonderer  BerOcksichtigung  der 
dienstlichen  Erfordernisse  der  Beaufsichtigung  und  Materialvertheilung. 

§  «5. 

Jede  Eiseobahnbetriebsdirection  hat  einen  Oberbeamten  zum  Vor- 
Stande,  welcher  den  Titel  „Betriebsdireetor**'fflhrL 

Derselbe  ist  für  die  gesammte  GeschftftsfQhrung,  insbesondere  fbr 
die  Sicherheit,  Ordnung  und  Regelmissigkeit  des  Betriebes  innerhalb  des 
Betriebsdirectionsbezirkes  verantwortlich. 

Dem  Betriebsdirector  ist  ein  Stellvertreter,  sowie  das  erforderliche 
Hilfspersonale  beigegeben* 

Sämmtliche  Organe  der  Eisenbahnbetriebsdirection  haben  den  Dienst 
innerhalb  der  bestehenden  Vorschriften  nach  den  vom  Betriebsdirector 
ertheilten  Weisungen  zu  führen. 

Die  Geschäftsordnung  der  Eisenbahnbetriebsdirectionen  wird  mit 
Genehmigung  des  Handelsministers  festgesetzt. 

§  26. 

Der  Betriebsdirector  vertritt  die  Eisenbahnbetriebsdirection  nach 
aussen  und  giebt  fQr  dieselbe  rechtsverbindliche  Erklärungen  ab. 

Er  verkehrt  in  allen  dem  Wirkungslcreise  der  Eisenbahnbetriebs" 
direction  zugewiesenen  Angelegenheiten  unmittelbar  mit  den  hierzu  beru- 
fenen Militärbehörden  und  mit  den  Civilbehörden  der  Länder,  in  denen 
der  Beiriebsdirectionsbezirk  gelegen  ist,  dann  mit  der  General-lnspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  und  mit  den  gleichstehenden  Dienst' 
stellen  anderer  Verkehrsanstalten. 

Der  Betriebsdirector  hat  den  Anforderungen  der  Mi litär-Territorial- 
commanden  wegen  Beförderung  von  Truppen-  utid  Heereserfordernissen 
innerhalb  des  eigenen  Bezirkes  unbedingt  zu  entsprechen  und  nöthigen- 
falls  die  hierzu  erforderlichen  Transportmittel  zu  reelamiren* 

Insoweit  die  Militftrtransporte  die  Grenzen  des  eigenen  Bezirke» 
ftberschrdten,  hat  der  Betriebsdirector,  an  welchen  die  instradirende 
Milttflrbehörde  sich  gewendet  hat,  im  Emvernehmen  mit  den  berührten 
Nachbarbezirken  w^en  Uebernahme  und  Weiterbeförderung  des  Militär-' 
transportea  bis  zum  Bestimmungsorte  das  Geeignete  einzuleiten. 


> 


i58  OrgsniMlioii  der  Venralmog  der  Steitebthoeii. 

I  S7. 

Dem  Betriebsdirector  liegt  ob,  die  Ausflkbruag  der  hffberen  Anord- 
nungen zu  veranlatten  und  zu  Qberwachen,  die  ibm  untersteheoden 
Organe  zur  ErfQUung  ihrer  Obliegenheiten  enzubalten  und  für  deren 
gedeihliches  Zusemmenwirken,  wie  euch  ffir  die  tbunlichst  Ökonomische 
Oebahrung  Sorge  zu  tragen. 

Er  hat  das  Geacbftfiaergebniss  des  Bezirkes  sorgsam  zu  beachten 
und  auf  die  Verbesserung  desselben,  sowie  der  BetriebsfOhrung  überhaupt 
durch  geeignete  Massnahmen  innerhalb  seines  Wirkungskreises,  beziehungs«- 
veiae  durch  Antragstellung  bei  der  Generaldirection  hinzuwirken. 

Bei  Gefahr  im  Verzuge  i-^t  icr  fV^triehsdirector  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, auch  in  Angelegenlieiten,  welche  der  Generaidireciion  vor- 
behalten sind,  die  erforderlichen  Verfüguncen  zu  treffen,  behufs  tiacb« 
traglicher  Genehmigung  derselben  aber  sofort  Bericht  zu  erstatten. 

§  28. 

Der  Wirkungskreis  der  Eisenbahnbetriebsdtrection  umfasst  die  Voll- 
ziehung und  Ueberwachung  des  localen  Betriebsdienstes  innerhalb  des 
eigenen  Bezirkes,  nis: 

1.  die  Aufstellung  des  Jahres-PrAliminars  und  die  Gebahrung  mit 
den  vom  Handclsminisier  bewilligten  Crediten,  sowie  die  Aufstellung  der 
Gebahrungsausweise  und  Rechnungsabschlüsse; 

2.  die  Aufnahme  ( Ansitfilung),  Verletzung,  Beförderung,  Dienstes- 
enthebung (Kündigung)  und  Disciplinarbehandlung  des  gesammten  Diencr- 
personals,  einschliesslich  der  Wächter  und  der  dehnitiven  Diener  aller 
Kaiegoiicn,  dann  des  von  Fall  zu  Fall  nothwcndig  werdenden  Aushilfs* 
Personals  nach  Massgabe  der  bestehenden  Directiven  innerhalb  des  nor- 
mirten  Personalbedarf  und  genehmigten  PrAtiniinars ;  femer  in  Ansehung 
der  definitiven  Unterbeamten  und  Beamten,  dann  der  Beamten-Aspiranten 
die  Ertheilung  von  Ehebewilligungen,  die  Vornahme  von  Versetzungen 
{mit  Ausnahme  der  Dienstvorstftnde)  innerhalb  des  eigenen  Bezirkes,  die 
Erstattung  von  BeförderungsvorschlAgen  und  die  Einleitung  von  Dis- 
ciplinaruntersuchungen,  sowie  die  Suspendirung  vom  Dienste. 

In  Fallen  von  Versetzungen  definitiver  Unterbeamten,  Beamten, 
dann  von  Beamten->Aspiranten,  wie  auch  im  Falle  der  Einleitung  einer 
Disdplinarantersuchung  gegen  einen  solchen  Bediensteten  oder  der  Sus- 
pendirung eines  solchen  ist  gleichzeitig  die  Anzeige  an  die  Generai- 
direciion zu  erstatten; 

3.  die  Ertheilung  von  Urlaub  an  das  unterstehende  Personal  bis 
zur  Dauer  von  vier  Wochen; 

4.  die  Bewilligung  von  Remunerationen  und  UnterstOtzungen  aus 
den   hietür  nach  Massgabe  des  genehmigten  Präliminars  zur  Verfügung 
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stehenden  Mitteln  bis  tum  Betrage  von  100  fl.,  sowie  die  Antragstellnng 
bezAglicb  höherer  Betrftge; 

6.  die  Erledigung  der  EiDkoininensteuer*Angelegenh«ten  des  unter- 
stehenden Personals,  sowie  der  Grund-  und  Gebtudesteuer-Angelegenheiten 
rficksichtltch  der  im  Besirke  gelegenen  Bshn-Imroobilien ; 

6.  die  Nscbsicbt,  beziehungsweise  Bewilligung  zur  Abschreibung 
von  Rechnungsmängeln  oder  uneinbringlicher  Forderungen,  dann  von 
bei  Materialien  oder  Inveotargegenständen  sich  ergebenden  Verlusten, 
soferne  der  Geldwerth  von  Fall  zu  Fall  den  Betrag  von  500  fl.  und  in 
demselben  Jahre  im  Ganzen  den  Betrag  von  5000  fl.  nicht  übersteigt, 
unbeschadet  der  \'erfoIgung  solcher  Angelegenheiten  im  Disciplinarwege ; 

7.  die  Verfassung  und  Vorlage  \on  Projecten  für  Reconstruciionen, 
Erweiterungs-  und  Neubauten  auf  den  im  Betriebe  belindlichen  Linien; 

8.  die  Ausführung  derartiger  Bauten  in  Gemässheit  der  genehmigten 
Projecte  und  Präliminare,  soferne  hiefür  nicht  eigene  Bauleitungen  auf- 
gestellt werden ; 

9.  die  Antragstellung  bezüglich  der  Festsetzung  und  Abänderung 
der  Fahrordnung  der  Personen-  und  Lastzüge; 

lU.  die  Linleitung  der  fahrplanmässigen  Züge,  einschliesslich  der 
Erforderniss-,  beziehungsweise  Militärzüge,  dann  die  Einleitung  von 
SeparatzCigen  und  die  Ueberwachung  des  gcsammten  Zugsverkehres  mit 
Einachluss  der  Stundenpass-Controle ; 

11.  die  Verhandlung,  beziehungsweise  Entscheidung  aus  Anlass  der 
Beschädigung  von  Fahrbetriebsmitteln,  ausgenommen  die  Abrechnung  mit 
fremden  Bahnen  über  Wagenreparaturskosten; 

18*  die  Verfügung  über  den  Maschinen-  und  Wagenpark  innerhalb 
des  Betriebsdirectlonsbezirkes  und  die  Antnigstellung  auf  eine  etwa  er- 
forderliche Vermehrung  oder  Veränderung  des  Fahrparks; 

18.  die  Erbebungen  über  Bahnunffttle; 

14.  die  Handhabung  der  Bahnpolizei; 

16.  die  Antragstellung  bezüglich  der  Festsetzung  der  Tarife  im 
Personen-  und  Güterverkehr; 

16.  die  Bewilligung  von  Freifahrten  und  ermissigten  Fahrten  in 
einzelnen  Fällen,  dann  von  localen  Tarif-Ermässigungen  im  Güterverkehr, 
beides  in  Gemdssheit  der  besonderen  Instructionen,  sowie  die  Antrag- 
stellung für  in  den  Instructionen  nicht  vorgesehene  Fälle; 

17.  die  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  die  unterstehenden 
Organe  (Beschwerdebücher)  und  die  Erledigung  von  aus  dem  Personen- 
verkehre und  aus  dem  localen  Güterverkehre  erwachsenen  Reclamationen 
und  Entschädigungsansprüchen,  soferne  die  ganze  Entschädigungssumme 
bei  Reclamationen  aus  dem  Personenverkehre  den  Betrag  von  100  fl., 
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und  bei  tolcben  aus  dem  Gotenrerkehre  den  Betr^  von  1000  fl.  nicfat 
übersteigt,  dann  die  Controle  der  Einnabmen  aus  dem  LoeaWcrkebre; 

18.  die  Verpacbtung  von  LagerplAtzen  und  BahngnindstOckeo,  sowie 
die  Auflassung  von  BestBndzinsen  bis  sum  Betrage  von  100  fl.; 

19.  die  Intervention  bei  Concurrensverbandlungen,  sowie  die  Ge> 
stattuni:  von  Pfivatbauten  an  der  Bahn  und  in  der  NAhc  der  Bahnhöfe; 

20.  die  Vornahme  von  Scontrirungen  der  Caasen  und  Vorrfttbe 
innerhalb  des  eigenen  Bezirkes; 

-1.  die  Verwaltung  der  Werkstätten,  insoweit  dieselben  der  Eiscn- 
bahnbetriebsdirection  unterstellt  sind  und  der  Material magaz ine,  beides 
nach  den  hiefür  bestehenden  Nonnen; 

2'2.  die  BeschatTung  des  Jaliresbedarfes  an  \'erbrauchsniaierialien 
und  Inventarslücken  mit  Ausnahme  derjenigen,  deren  Natur  eine  ein- 
heitliche Beschaffung  erfordert  (als  Fahrbelriebsnfiittel,  Reservestücke, 
Schienen  etc.}. 

§  29. 

Die  Materialbeschaffung  {%  28,  Z,  22)  hat  innerhalb  des  genehmigten 
Bedarfs-  und  KostenprAliminars  unter  Einbaliung  der  strengsten  Geko- 
nomie  stattzufinden. 

Die  Sicherstellung  von  Lieferungen,  deren  präliminirter  Werth  den 
Beirag  von  5000  fl.  erreicht  oder  Obersteigt,  hat  in  der  Regel  im  Offert- 
wege auf  Grund  allgemeiner  ölTentlichcr  Concurrenz  und  durch  Zuschlag 
an  den  Ollerenten  zu  erfolgen,  welcher  das  günsiigie  Anbot  gestellt  hat. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Anbote  ist  nicht  nur  auf  den  angebotenen 
Preis,  sondern  auch  auf  die  nach  den  Erzeugungsorten  verschiedenen 
Kosten  der  Ueberwachung  der  Erzeugung,  des  Transports  zur  Ueber- 
gabsstelle,  uer  Ucocrnauine  und  V'ertheilung,  sowie  auf  die  hieraus  etwa 
erwachsenden  Geschäftserschwernisse,  dann  auf  die  Leistungsfähigkeit  und 
Vertraaensw&rdigkeit  des  Offerenten  Bedacht  zu  nehmen.  Unter  gldcbeo 
Bedingungen  ist  jedenfalls  der  Industrie  und  Urproduction  des  eigenen 
Bezirkes  der  Vorzug  zu  geben. 

Falls  gegen  die  Einleitung  einer  allgemeinen  öffentlichen  Offert' 
Verhandlung  gewichtige  Bedenken  bestehen,  wie  z.  B.  MarktverhAltnisae, 
geringe  Zahl  geeigneter  Offerenten,  vermuthlicbe  VerstAndigung  unter 
denselben  etc.,  kOnnen  auanahmaweise  Lieferungen  der  beseichneten  Art, 
•wie  auch  Lieferungen  im  Werthe  von  unter  5000  fl.,  bezüglich  welcher 
überhaupt  die  Art  der  Vergebung  nach  den  obwaltenden  Umständen  zu 
bestimmen  ist,  im  Wege  einer  beschränkten  Concurrenz  oder  durch  Hand- 
einkauf (Accord)  vergeben  werden.  Der  Handeinkauf  fAccord)  ist  ins- 
besondere dann  zulassig,  wenn  sich  Gelegenheit  bietet,  die  Sicherstellun^ 
innerhalb  der  dem  Präliminare  zu  Grunde  gelegten  Einheitspreise  unter 
günstigeren  als  jenen  Bedingungen  zu  bewirken,  welche  von  einer  anderen 
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Anstalt  oder  Unternehmung  bei  einer  soeben  durchgef&hrten  öffentlichen 
Concurrenzverhandlung  erzielt  worden  sind. 

Die  vorzugsweise  Berflcksicbtigung  des  eigenen  Bezirkes  bei  gleich 
gOnstigen  Bedingungen  hat  auch  in  diesen  Fftllen  als  Grandsatz  zu  gelten. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  sinngemäss  auf  die  Ver> 
gebung  von  Arbeiten  durch  die  Eisenbahnbetriebsdirectionen  Anwendung 
zu  -finden. 

V.  Personal-  Hnd  Schlussbettimmiiiigm. 
§  SO. 

Das  Personal  der  Staatsdsenbahnverwaltang  (Besmte,  Unterbeamte, 
Diener,  Aspiranten  etc.)  ist  entweder  dauernd  (definitiv)  oder  zeitlich 
(provisorisch)  angestellt. 

Die  Rechte  und  Pflichten  des  Personals  werden  unter  Wahrung 
der  erworbenen  Rechte  durch  eine  mit  Genehmigung  des  Handels- 
ministers von  der  Generaldirection  zu  ertsssende  Dienstordnung  (Dienst* 
Pragmatik)  und  durch  die  auf  Grund  derselben  festzusetzenden  sonstigen 
einheitlichen  Dienstvorschriften  eventuell  durch  besondere  Dienstvertrftge 
geregelt. 

Die  Ruhei'crsorgung,  sowie  die  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen 
erfolgt  durch  besondere  Pensions-  (Provisions-)  Institute  nach  Masspabe 
der  einschlägigen  Statuten  auf  Grund  der  hiernach  von  den  Tbeilnehmern 
zu  leistenden  Beiträge. 

§  ai. 

Das  Verfahren  in  Disciplinai -Angelegenheiten  im  Rereiche  der 
Staatseisenbahnverwaliung  wird  durch  die  nach  §  30  zu  erlassende 
Dienstordnung  (Dienstpragmatik)  unter  Einhaltung  des  Grundsatzes  ge- 
regelt,  dass  bei  |eder  Eisenbahnbetriebsdirection  wie  auch  bei  der  General- 
direction eine  Disciplinarcommission  zu  bilden  ist,  welche  auf  Grund  des 
Ergebnisses  der  Disdplinaruntersuchung  nach  Stimmenmehrheit  Beschluss 
zu  fassen  hat. 

§  32. 

Insoweit  die  vorstehenden  Anordnungen  (§§  80,  31)  nicht  eine  Ver- 
schiedenheit der  Rechte  und  Pflichten  bedingen,  finden  auf  die  definitiv 
angestellten  Beamten,  Unterbeamten  und  Diener  der  Staatseisenbahn- 
Verwaltung  die  für  Staatsbeamte  und  Staatsdiener  geltenden  Normen 
sinngemtos  Anwendung. 

§  33. 

Dem  Handelsminister  steht  jederzeit  zu,  über  die  wechselweise 
Dienstesverwendung  von  Organen  des  Handelsministeriums,  der  General- 
inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  und  der  Staatseisenbahn- 
verwaliung zu  bestimmen. 

HAb«r«r,  II«»  SiUtT.  BlMDbahniMlkt.  L 
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Die  jenen  Staatsbeamten,  auf  welche  die  Bcsiiinmunget;  des  Gesetzes 
vom  15.  April  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  47,  Anwendung  finden,  zusiehenden 
Rechte  werden  durch  eine  etwaige  Dienstesverwendung  im  Bereiche  der 
StietseiseiibahnTerwaltung  nicht  berOfart. 

^  34. 

Die  Handhabung  der  Bahnpolizei  nach  Massgabe  der  bestehenden 
\'orschriften  liegt  zunächst  den  hierzu  instructionsniassig  berufenen  Organen 
des  localen  Betriebsdienstes  und  uer  tisenbahnbeiriebsdircciionen,  dann 
den  Abtheilungsvorstftnden  der  Generaldirection  ob. 

*  Die  nach  §  102  der  Eiaenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebene 
Beeidigung  des  zur  AusObung  bahnpolizeilicher  Functionen  berufenen 
Personals  wird  im  Delegationswege  durch  Organe  der  Staatseisenbahn- 
verwaltung vorgenommen. 

§  36. 

Die  vorstehende  Organisation  hat  mit  !•  August  in  Wirksanlteit 

zu  treten. 

Mit  diesem  Zeitpunkte  treten  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen 
ausser  Kraft,  insbesondere  die  mit  Verordnung  des  Handelsministeriums 
vom  26.  Februar  1882,  R.  G.  B\.  Nr.  25,  erlassenen  „GrundzQge  für  die 
Organisation  des  Staatsbetriebes  auf  den  westlichen  Staatsbahoea  und 

vom  Staate  betriebenen  Privaibahnen". 

Die  zufolge  §  10  der  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom 
26.  August  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  110,  errichtete  Direction  für  Staatseisen- 
bahnbauten wird  mit  deni  vom  llaiidelsmiiiister  zu  bestimmenden  Zeit- 
punkte in  die  Generaldirection  einbezogen. 


Beilage  XII. 

Verordiuulg  des  HaiuMsiiiiiiisteriunis  vom  26.  August 

1875,  ß.  G.  BL  Nr.  116, 

belreffiBnd  die  Organltation  der  Ic.  IcQenerel-lnspectioii  der  ötlerreicliiecheii 

Eisenbahnen. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  16.  .\ugust  187.5 
wird  die  nachstehende  Organisation  für  die  k.  k.  General-ln.speciiüu  der 
österreichischen  Eisenbahnen  mit  1.  September  1875  in  Wirlisamkeit 
gesetzt,  und  haben  von  diesem  Zeitpunkte  an  alle  entgegenstehenden  Be- 

1)  Die  Einbeziehung  erfolgte  mit  1.  October  1884. 
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Stimmungen,  insbesondere  jene  der  vom  Handelsministerium  unter  dem 
S.  März  1856,  Zahl  ^f-^t  erlasseaea  lostructioa,^)  ausser  Kraft  zu  treten. 

§  1- 

Die  General-Inspection  der  Asterreichischen  Eisenbahnen  ist  eine 
dem  Handelsministerium  unterstehende  technisch-administrative  Behörde 

und  berufen: 

aj  die  der  Staatsverwaltung  durch  die  Gesetze  und  Verordnungen  vor- 
behaltene Oberaufsicht  und  Controle  über  den  Bau  und  den  Betrieb 

der  Eisenbahnen  zur  Wahrung  der  Sicherheit  und  Ordnung,  sowie 
der  Interessen  des  f:arantirenden  Staatschatzes  auszuüben  und  die 
einschlägigen  Anordnungen  des  Handelsministeriums  zur  Geltung 
zu  bringen; 

bj  als  technisches  Fachorgan  die  ihr  vom  Handelsministerium  zuge- 
wiesenen Gegenstände  zu  begutachten; 

cj  Entscheidungen  von  nicht  principieller  Natur  in  jenen  Geschäfts- 
angelegenheiten zu  treffen,  deren  Behandlung  der  General-Inspection 
vom  HandelsministeriunEi  Obertragen  wird. 

§  2. 

Die  General-Inspection  besteht  aus  fünf  Abtheilungen,  und  zwar: 
I.  Abtheilung  für  Bau  und  Bahnerhaltung; 
II.  p        «    Verltehr  und  Zugförderung; 

III.  m        •   commerciellen  Betrieb; 

IV.  n        «  Staatsgarantie-Rechnungswesen; 

V.  n  allgemeine  Verwaltung. 

An  der  Spitze  jeder  der  fOnf  coordinirten  Abtheilungen  steht  ein 
General* Inspector  mit  dem  Range  eines  Hofrathes  oder  eines  Regie- 
rungsrathes. 

Nach  aussen  bildet  die  General-Inspection  eine  einheitliche  Behörde 
mit  gemeinschaftlichem  Einreichungsprotokolie. 

Die  Erlässe  und  sonstigen  amtlichen  Ausfertigungen  werden  von 
je  einem  der  GeneraUInspectoren  unterfertigt. 

§  8. 

Oer  Wirkungskreis  der  einzelnen  Abtbeilungen  der  General-Inspection 
umfasst  insbesondere: 

Ffir  die  I.  Abtheilung: 

Die  Ermittlung  der  Trace  neuer  Linien; 

die  Prafung  der  Baupläne  fOr  Neu-,  Zu-  und  Umbauten; 


1)  Vordnungsblatt  für  die  Verwalmngszweige  des  österreichischen 
Handelsministeriums,  Jahrgang  1666,  Nr  16. 
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die  Ueberwachung  der  Bauarbeilen  auf  den  im  Bau  begritlenen  und 
aut  Jen  im  Betriebe  stehenden  Linien; 

die  Ueberwachung  der  Bahnerhaltung  auf  den  im  Betriebe  stehenden 
Linien* 

Für  die  II.  Abtheilung! 

Die  Ueberwachung  des  Baues  und  der  Instandhaltung  des  Fahrparkes; 
das  Signalwesen; 

die  Ueberwachung  des  technischen  Betriebes; 
die  Feststellung  der  Fabrordnungen. 

För  die  III.  Abtheilung: 

Das  gesammte  Transport-  und  Tarifwesen ; 

die  Begutachtung  ökonomischer  und  handelspolitischer  Fragen. 

Für  die  IV.  Abtheilung: 

Die  Prüfung  der  Bau-  und  Betriebsrechnungen  mit  ROdtsicht  auf 
die  Staatsgarantie. 

FOr  die  V.  Abtheilung: 

Die  Evidenzhaltung  und  Beeidigung  des  Eisenbahnpersonales; 
die  Disciplarangelegenheiteh; 

die  Prüfung  der  allgemeinen  Dienstesvorschriften;  femer 
die  Oberleitung  der  Hilfsämter  der  General-tnspection. 
Gegenstände,  welche  direct  oder  Indirect  den  Wirkungskreis  mehrerer 
Abtheilungen  berühren,  sind  gemeinsam,  und  zwar,  insoweit  die  Geschäfts- 
ordnung dies  vorschreibt,  in  gemeinschaftlicher  Sitzung  zu  behandeln. 

S  4. 

Den  Vorsitz  in  der  General-Inspectorensitzung  fothrt  in  der  Regel 
der  rangsftlteste  General-Inspector. 

Dem  Generaldirector  des  österreichischen  Eisenbahnwesens  steht  es 
jederzeit  frei,  diesen  Sitzungen  beizuwohnen  und  In  denselben  den  Vorutz 

zu  Obernehmen, 

Nach  Ermessen  des  Vorsitzenden  können  Vertreter  der  Bahnanstalten 
oder  sonstige  Interessenten,  sowie  auch  Fachmänner  Yemommen  oder 
beizogen  werden. 

§  6. 

Jeder  Gencral-Inspections-Abtheilung  ist  die  erforderliche  Anzahl  von 
Obcr-Inspectoren,  Inspectoren,  Commissären  u.  s.  w.  zugewiesen,  welche 
dem  General-Inspector  unmittelbar  untergeordnet  sind,  und  über  deren 
dienstliche  Verwendting  er  auf  Grund  der  vom  Handeisministerium  geneh- 
migten Geschaftseintheilung  zu  verfügen  hat. 

^)  Dieser  Posten  wurde  im  Jahre  1880  aufgelassen. 
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§  6. 

Die  von  den  Organen  der  GeneraMnspection  bei  der  denselben  ob- 
liegenden Ueberwachung  der  Eisenbahnen  wahrgenommenen  Mangel  und 
Gebrechen  (falls  dieselben  nicht  schon  durch  Rücksprache  im  kurzen 
Wege  behoben  werden  können)  sind  vorerst  den  betrclTenden  Dienstvor- 
ständen oder  Directionen  bekanntzugeben.  Sollte  von  Seite  der  Organe 
der  Bahnanstalten  die  Abstellung  der  bekanntgegebenen  Gebrechen  unter- 
lassen werden,  oder  sollte  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  ein  unver- 
zQgtiches  Einschreiten  der  Staatsverwaltung  erheischen,  so  hat  der  betref- 
fende General-Inspector  die  den  Umständen  angemessene  Verfügung  zu 
treffen  oder  bei  dem  Handelsministerium  in  Antrag  zu  bringen. 

§  7. 

Die  an  Bahnverwaltungen  ergehenden  Erlässe  der  General- Inspection 
sind  in  der  Regel  an  die  oberste  gesellschaltliche  Dienststelle  (Oeneral- 
direciion  u.  s.  w.)  zu  richten. 

In  dringenden  Fftllen  jedoch,  wo  Gefahr  im  Verzuge  ist,  und  die 
Sorge  für  die  Abwendung  von  Nachtheilen,  welche  die  Sicherheit  bedrohen, 
eine  augenblickliche  Verf&gung  erheischt,  sind  die  Organe  der  General- 
Inspection  kraft  ihrer  aus  dem  Gesetze  fliessenden  Vollmacht  berechtigt 
und  verpflichte^  die  den  UmstAnden  angemessene  Verfügung  unter  eigener 
Verantwortung  zu  trefieo,  und  sftmmtliche  Beamte  und  Diener  der  Eisen- 
bahn haben  solchen  Anordnungen  augenblicklich  Folge  zu  leisten,  wo- 
gegen Jedem,  der  sich  durch  eine  solche  Anordnung  für  beschwert  erachtet, 
die  nachträgliche  Berufung  an  die  General-lnspection,  beziehungsweise  das 
Handelsministerium  vorbehalten  bleibt. 

§  8. 

Gegen  die  Verfügungen  und  Enscheidungen  der  General-lnspection 
steht  der  Recors  an  das  Handelsministerium  offen. 

§  9. 

Die  Organe  der  General-lnspection  sind  berechtigt,  sich  zu  ihren  Amts- 
handlungen des  Betriebstelegraphen  zu  bedienen. 

§  10. 

Die  Bauabtheilung  der  General-lnspection  h(^rt  auf,  zugleich  ein 
Ministerialdepartement  •)  zu  bilden,  und  ist  in  Hinkunft  den  übrigen  Ab- 
theilungen der  General-lnspection  vollständig  coordinirt. 

Desgleichen  geht  die  bisher  der  Bauabtheilung  Obcrwiescne  Leitung 
der  auf  Staatskosten    auszuführenden  Eisenbahnbauten  an  eine  eigene 

Errichtet  im  Jahre  1874,  anlftsslich  der  Aufbahme  des  Staats 
Eisenbahnbaues. 
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DirectioQ  ffir  Staatseisenbahabauten  fiber^  welche  unmittelbar  dem  Handels- 
ministerium  unterstellt,  jedoch  wie  jede  Baudirection  einer  Frivatbaha  der 
Controle  der  General-Inapectioo  unterworfen  iat. 

§  11. 

Die  näheren  Bestimmungen,  betreffend  den  Geschäftsgang  der  General- 
Inspecdon,  werden  durch  eine  vom  Handeltniiniat«arium  zu  erlassende 
Geschäftsordnung  der  GeneraMnspection  festgestellt. 

Cblumecky  m.  p. 


Beilage  XIXI. 

•    -  .  I 

Verordnung  des  k.  k.  llanilekniinisters  vom  15.  Juli  1884,  i 

IL  G.  Bl.  Nr.  122, 

betreffend  die  Regelung  der  Beziehungen  der  Generaldirection  der  üttar*  ' 
reicMadien  Staatsbahnm  zur  Qemral-IntpeGÜoa  dar  ttstorreiehiachaa  I 

Eisenbahnen. 

In  Ausführung  des  §  9  der  mit  Verordnung  des  HanJelsministeriums  ' 
vom  23.  Juni  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  lo.S,  kundgemachten  Organisation  der 
Staatscisenbahnvcrvvaltung  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  werden  in  Absicht  auf  die  Regelung  der  Beziehungen  der 
Ic.  It.  Generaldirecdon  der  österreicbischen  Staatsbahnen  2ur  k.  k.  Genersl>  j 
In^ectlon  der  österreichischen  Eisenbahnen  die  nachstehenden  Anordnungen 
getroffen.  ' 

§  1.  ' 

Aus  dem  mit  Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  26.  August  1 875, 
R.  G.  Bl.  Nr.  116,  normirten  Wirkungskreise  der  GeneraMnspection  der  ' 
österreichischen  Eisenbahnen  entfallen  in  den  dienstlichen  Beziehungen 
derselben  zur  Generaldirection   der   österreichischen  Staatsbahnen   alte  > 
Amtshandlungen  und  Agenden,  welche  nicht  ausdrücklich  in  der  Eisen- 
bahnbetrlebsnrdnung  vom   16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  | 
oder  in  anderen  Gesetzen   der  Gcneral-Inspcction   auch   gegenüber  den 
Staatseisenbahnen  vorbehalten  sind   und   gemäss  §  8  der  oberuähnten 
Organisation  mit  der  Handhabung  der  Sicherheit  und  Ordnung  des  Bahn- 
betriebes nicht  im  Zusammenhange  stehen. 

Insbesondere  findet  eine  Prüfung  und  Ueberwachung  der  ökono- 
mischen Gebahrung  der  Generaldirection  durch  die  Generai-Inspcctioa 
nicht  statt 
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%  2. 

Oer  GeneraMnspection  obliegt  nach  Afassgabe  des  %  8  der  OrganU 
sation  der  Staatseisenbahnverwaltung  auch  fernerhin:  • 

a)  die  Aufsicht  fiber  die  Erhaltung  der  Bahnlinien  sammt  Zugehör, 

b)  die  Aufsicht  über  die  Instandhaltung  der  Fährbetriebs  mittel, 

die  Ueberwachung  des  technischen  Betriebes»  des  Signal*  und  des 
Transportwesens  und 
dj  die  Aufsicht  über  die  Bahnbeamten  und  Diener  im  Sinne  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung. 

§  3. 

Die  GeneraNDirectton  ist  befugt,  sofern  nicht  im  einzelnen  Falle  die 
Entscheidung  des  Handelsmtnisters  einzuholen  ist  (§  16  der  Organisation 
der  Staatseisenbahnverwaltung),  die  bisher  in  Bezug  auf  die  Bau-AusfQhrung 
nach  den  besehenden  Vorschriften,  insbesondere  den  Verordnungen  yom 

•25.  Januar  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19,  und  vom  29.  xMai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  59, 
dem  Handelsministerium,  beziehungsweise  der  Gcneral-Inspection  vorbe- 
haltenen Angelegenhelten  im  Namen  des  Handelsministers  ru  entscheiden, 
die  I  jnleitung  und  Vornahme  der  diesfalls  vorgeschriebenen  Commissionen 
zu  veranlassen  und  die  Ausführung  der  Bauarbeiten  sowohl  auf  den  im 
Baue  befindlichen  als  auch  auf  den  im  Betriebe  stehenden  Linien  zu 
überwachen 

Bei  den  bezugh'chen  Commissionen  iiat  jedoch  nach  wie  vor  ein 
Vertreter  der  General-Inspection  zu  interveniren,  und  sind  deshalb  vor  der 
Abhaltung  der  betreSenden  Commi&sion  die  bezüglichen  Acten  und  Pro- 
jectsptäne  durch  einen  Zeitraum  von  vierzehn  Tagen  zur  Einsicht  der 
General-Inspection  bereitzuhatten. 

Die  Generaldirectton  wird  die  PIflne  von  Herstellungen,  welchen 
eine  neue  Constructionsart  oder  ein  neues  System  zu  Grunde  liegt,  der 
General-Inspection  zur  Begutachtung  Qbermitteln  und  derselben  zur  Evi- 
denzhaltung der  Bahneinrichtungen  der  österreichischen  Eisenbahnen  von 
den  Ausführungsplftnen  der  Stations-  und  Geleiseanlagen,  sowie  der  sonsti- 
gen Betriebsanlagen  neuer  Bahnlinien  je  eine  Copie  für  das  Archiv  zur 
Verfügung  stellen. 

Die  im  Archive  der  General-Inspection  bereits  vorhandenen  Plürxe 
von  selchen  Anlagen  sind  durch  die  Generaldircction  im  ersten  .Monate 
jedes  Jahres  durch  Hinzeich rmag  der  im  Laute  des  Vorjahres  erfolgten 
Aenderuiigcn  in  IJebereinstimmung  mit  dem  t'actischen  Bestände  zu  bringen. 

Die  Generaldireciion  ist  ferner  ermächtigt,  beim  conimerciellen  und 
technischen  Betriebe  nach  Massgabe  der  obwaltenden  Verhältnisse  und 
eventuell  nach  eingeholter  Genehmigung  des  Handelsministers  alle  jene 
Ausnahmen  und  Erleichterungen  einzufahren,  beziehungsweise  zu  ge< 
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wahren,  rucksichtiich  welcher  in  den  bestehenden  Vorschriften,  ciod  zwar 
insbesondere  im  Fisenbahnbetriebsreglement  vom  10.  Juni  1874,  G.  BL 

Nr.  75,  in    Jen  GrunJzQgen    Jcr   Vorschriiten  lür  den   Verkehrs  dienst 
auf  Eisenbahnen  mit  normalem  Betriebe  (Handelsministerial-Erla&s  vojt 
18.  October  1876,  Z.  80.084),  in  der  Verordnung  des  Handelsiiiiiiisteriuias 
vom  12.  M&rz  1879,  R.  G.  BI.  Nr.  88,  betreffiend  die  Veröffentlichung 
yon  Refactien  und  sonstigen  BegOnstigungen  im  Goterverkehre  auf  £isen- 
babnen,  in  der  Verordnung  des  Handelsministeriums  Tom  SI.December  1879, 
R.  G.  BK  Nr.  3,  womit  die  vorerwähnte  Verordnung  vom  12.  M&rz  1879, 
R.  G.  Bl.  Nr.  88,  abgeftndert  wird,  dann  in  den  Grundzagen  der  Vor» 
Schriften  fDr  den  Betrieb  auf  Locatbahnen  (Handelsmlnisterial-Krlass  vom 
1.  August  1883,  Z.  24.932)  u.  s.  w.,  dem  Handelsministerium,  beziehungs- 
weise der  General-Inspcction  die  Entscheidung  vorbehalten  ist;  die  General- 
direction   hat  jedoch,  sofern   keine  andere  Bestimmung  getroffen  ist,  in 
jedem  einzelnen  Falle  von  den   bezüglichen  Anordnungen  der  General- 
Inspection  im  kurzen  Wege  Miltheilung  zu  machen. 

Ebenso  sind  die  nach  vorherigem  Kin vernehmen  mit  der  Postver- 
wallung festgestellten  Fahrorvimmgen,  die  Tarife  für  den  Personen-  und 
Güterverkehr  samnit  Jen  cinsclihfglgen  Kundmachungen  und  Nachträgen, 
die  Diensibcfchlc,  welche  larilarischc  Anordnungen  enthalten,  dann  die 
Gewährung  von  Refactien  und  sonstigen  Begünstigungen  im  Güterverkehre, 
welche  nicht  zur  Veröffentlichung  gelangen,  und  an  welchen  auch  Privat- 
eisenbahngesellschaften  betheiligt  sind,  rechtzeitig  der  General-Inspectton 
mitzutheilen. 

Desgleichen  sind  der  General-Inspection  die  Vereinbarungen  mit  in- 
oder  ausländischen  Bahnverwaltungen,  welche  Aber  Instradirungen,  Ver- 
kehrstheilungen  oder  tarifiirische  Angelegenheiten  im  Allgemeinen  getroffen 

vsxrden,  dann  die  Antheilstabellen,  sowie  alle  jene  Refactien,  welche  nur 
die  Staatsbahnlinien  betreffen  und  nach  der  von  der  Generaldirectlon  ge- 
troffenen Entscheidung  nicht  zur  Publication  gelangen,  bekanntzugeben. 

§  4. 

Alle  Angelegenheiten  des  Eisenbahawescns,  welche  nach  einheitlichen 
Vorschriften  für  sftmmtliche  österreichische  Eisenbahnen  zu  regeln  sind, 
werden  im  Handelsministerium,  beziehungsweise  von  der  General-Inspection 
behandelt;  jedoch  ist  in  solchen  Fällen  vorher  die  Aeusserung  der  Geaersl- 
Direction  einzuholen. 

%  6. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  1.  August  1884  in  Wirk- 
samkeit. 

Plno  m.  p. 


Betriebsreglement. 
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Beilage  XIV.  ^ 

Yerordnuiig  des  k.  k.  Handelsministers  vom  10.  Juni 

lö74.  Ii.  G.  Bl.  Nr.  75, 

botreffiBiid  die  EinlQhrung  oinw  neuen  Betrlebtreglemente  für  die  Eisen- 
bahnen der  im  Reielwrathe  verfrelenen  Ktfnigraiehe  und  Linder. 

Auf  Grund  des  Artikels  VIII  des  Gesetzes  vom  24.  December  1867, 
R.  Ci  Iii.  Nr.  4  vom  Jahre  IRGH,  hat  das  nachstehende  Betriebsreglement 
auf  sämmtlichen  Eisenbahnen  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  vom  1.  Juli  1874  ab  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Mit  demselben  Tage  wird  das  mittelst  Verordnung  vom  1.  Juli  1872, 
R,  G.  Bl.  Nr.  90,  eingeführte  Betriebsregiemeni  ausser  Kraft  gesetzt. 

Die  derzeit  giltigen  Frachtbriefformulare  sind  bis  Ende  December  1874 
zugelassen.  Vom  1.  Januar  1875  ab  haben  aber  ausschliesslich  nur  die  im 
nachstehenden  Betriebsreglement  vorgeschriebenen  Formulare  in  Anwen- 
dung zu  kommen. 

Der  königlich  ungarische  Coromunicationsminister,  mit  welchem  ich 
diesfalls  das  Einvernehmen  gepflogen  habe,  trifft  unter  Einem  die  gleiche 
Anordnung  für  die  Eisenbahnen  der  Lftnder  der  ungarischen  Krone. 

Wien,  am  10.  Juni  1874. 

Der  k.  k  Handelsministcr: 
Banbans  ro.  p. 


Betriebsreglement,  giltig  fUr  die  Eisenbabnen  der  im 
Reicbsratbe  vertretenen  Königreiche  und  Länder. 

Die  nachstehenden  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  l^ersonen, 
Reisegepäck,  Leichen,  Fahrzeugen  und  I  hieren,  sowie  von  (iutei  n  kommen 
vom  1.  Juli  1874  ah  auf  sämmtUchen  Eisenbahnen  der  im  Fleichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  I.ftnder,  sowie  gleichzeitig  auf  den  Eisen- 
bahnen der  Länder  der  ungarischen  Krone  im  Local-  und  \'erbanuverkehrc, 
sowie  im  Verkehre  von  Bahn  zu  Bahn  in  Anwendung. 

Specialbestimmungen  einzelner  Etsenbahnverwaltungen  oder  Eisen- 
bthnverbflnde  haben  neben  diesem  Reglement  nur  Geltung,  wenn  sie  in 
die  bezOglichen  Tarife  aufgenommen  sind,  mit  den  Festsetzungen  dieses 
Reglements  nicht  im  Widerspruche  stehen,  dieselben  vielmehr  nur  eigänzen, 
oder  wenn  sie  dem  Publicum  günstigere  Bedingungen  gewähren. 


I)  Nach  der  amtlichen  Ausgabe  vom  Jahre  1884. 
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I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Pfliclitea  dm  Diemipertoiiales. 

Das  bei  den  Eisenbahnen  angestellte  Dienstpersonal  ist  xu  einen 
bescheidenen  und  höflichen,  aber  entschiedenen  Benehmen  ^eg:en  das 
Publicum,  sowie  ferner  verpflichte^  sich  innerhalb  der  ihm  an^wleseneo 

Dienstgrenzen  gcfAllig  zu  bezeigen. 

Dasselbe  hat  die  ordnungsmdssfgen  Dienstleistungen  unentgeltlich 
zu  verrichten;  es  i<;t  ihm  strenge  untersagt,  f&r  solche  vom.  Publicum  em 

Geschenk  anzunehmen. 

Dem  Dicnstpersonale  ist   das  Rauchen  wAhrend  des  dienstlicheo 
Verkehres  mit  dem  Publicum  verboten. 

§  3. 

Rechte  des  Dienstpersonaies. 

Den  dienstlichtai  Anordnungen  des  in  Uniform  befindlichen  oder  mit 
einer  Legitimation  versehenen  Diestpersonales  ist  das  Publicum  Folge  zu 
leisten  verbunden. 

§  8. 

Entseheidung  von  Streitigkelfen. 

Streitigkeiten  zwischen  dem  Publicum  und  dem  Dienstpersonale  ent- 
scheidet auf  den  Stationen  der  Stationsvorsteher,  w&hrend  der  Fahrt  der 
ZugfDhrer. 

§4. 

BetchwerdefUhrung. 

Beschwerden  kOnnen  bei  den  Dienstvorgesetzten  mOndlich  oder 
schriftlich  angebracht,  auch  in  das  auf  jeder  Station  befindliche  Beschwer- 
debuch eingetragen  werden. 

Die  Verwaltung  hat  baldmöglichst  auf  alle  Beschwerden  zu  ant- 
.  Worten,  welche  unter  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnortes  des  Be- 
schwerdeführenden erfolgen.  Beschwerden  Ober  einen  Dienstthuenden 
mOssen  dessen  thunlich  genaue  Bezeichnung  nach  dem  Namen  oder  der 
Nummer  oder  einem  Uniformmericmale  enthalten. 

§  6. 

Betreten  der  Bahnhöfe  und  der  Bahn. 

Das  Betreten  der  Bahnhöfe  und  der  Bahn  ausserhalb  der  bcstimniungs- 
mässig  dem  Publicum  für  immer  oder  zeitweilig  geöffneten  Räume  ist 
Jedermann,  mit  Ausnahme  der  dazu  nach  den  Bestimmungen  des  Bahn- 
polizeireglements befugten  Personen,  untersagt. 


uiyiii^uü  üy  Google 


Betriebsreglement. 


171 


§  e. 

BMoMnkung  d«p  V«rplliehtuiig  zum  Transport».  Zahlungsmittel. 

Die  Beförderung  von  Personen,  Tliieren  und  Sachen  kann  verwcigcri 
werden,  wenn  aussergewöhnliche  Hindernisse  oder  höhere  Gewalt  entgegen- 
steheiii  oder  die  regelnaftssigen  Transportmittel  nicht  ausreichen. 

Als  Zahlungraiittel  ist  fiberall  das  auf  den  Nachbarbafanen  geset2'> 
liehen  Curs  besitzende  Gold-  und  Silbergeld,  mit  Ausschluss  der  Scheide- 
mOnze,  zu  dem  von  der  Eisenbahnverwaltung  festgesetzten  und  bei  jeder 
Expedition  durch  Anschlag  publicirten  Curse  anzunehmen,  insoweit  der 
Annahme  ein  gesetzliches  Verbot  nicht  en^egensteht. 

•     

XL  Beförderung  von  Personen,  R^tsegepfick,  Letcben,  Fahrzeugen 

und  lebenden  Thieren. 

aj  Beförderung  von  Personen. 

§  7. 

FahrptSne.  Extrafshrten.  AbfiihrtszeM. 

Die  Personenbeförderung  findet  nach  Massgabe  der  öffentlich  bekannt- 
gemachten und  auf  allen  Stationen  ausgehftngten  Fahrplftne  statt,  aus 
denen  auch  zu  ersehen  ist,  welche  Wagendasse  die  einzelnen  Züge  fahren. 

Eztra&hrten  werden  nur  nach  dem  Ermessen  der  Verwaltung 
gewahrt 

Ffir  den  Abgang  der  Züge  sind  die  auf  den  Bahnhöfen  befindlichen 
Stationsuhren  massgebend* 

S  8. 
Fahrpraite. 

Die  Fahrpreise  besdmmt  der  auf  allen  Stationen  ausgehängte  Tarif. 

§  9. 

Billetverkauf.  Zurücknahme  gelöster  Billeis. 

Der  Verkauf  der  Fahrbillets  (Fahrkarten)  kann  auf  Stationen  von 
geringer  Frequenz  nur  innerhalb  der  letzten  halben  Stunde,  auf  Stationeh 

mit  grösserer  Frequenz  aber  innerhalb  einer  Stunde  vor  Abgang  desjenigen 
Zuges,  mit  welchem  der  Reisende  befördert  sein  will,  wenn  jedoch  zwischen 
zwei  nach  derselben  Richtung  abgehenden  Zügen  eine  noch  kürzere 
Zwischenzeit  liegt,  nur  innerhalb  dieser  ^'^ist  verlangt  werden.  Diejenigen, 
weiche  bis  5  Minuten  vor  Abgang  des  Zuges  noch  kein  Billet  gelöst, 
haben  auf  Vcrabfolgung  eines  solchen  keinen  Anspruch. 

Das  zu  entrichtende  Fahrgeld  ist  abgezäliU  bereit  zu  halten,  damit 
Aufenthalt  durch  Geldwechseln  vermieden  werde. 
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Die  Fahrbitlets  geben  Anspruch  auf  die  entsprechende  Wngcnclasse, 
soweit  in  ilieser  Pl&tzc  vorhanden  sind,  respcctivc  beim  Wechseln  der 
Wagen  vorlian.ien  bleiben.  Wenn  einem  Reisenden  der  seinem  Billet  ent- 
sprechende Platz  nicht  angewiesen  und  ihm  auch  zeitweilig  ein  Platz  in 
einer  h<^hcren  CIa?ise  nicht  eingeräumt  werden  kann,  so  steht  es  im  frei, 
das  Bilict  gegen  ein  solches  der  nieilrigeren  Classe.  in  welcher  noch  Plätze 
vorliandcn  sind,  und  gegen  Ersiattung  der  Differenz  umzuw  ev:h>cln,  oder 
die  Fahrt  tu  unterlassen  und  das  bezahlte  Fahrgeld  zurückzuvcrlantien. 

Jeden  falls  'nahen  die  mit  durchgehenden  Bilicts  ankommenden  Rei- 
senden dca  Vorzug  vor  den  neu  Htnzutrcienden. 

Auf  der  Abgangsstadon  ist  bis  spAtesten  SO  Minuten  vor  Abgang 
des  betreffenden  Zuges  die  Bestellung  ganzer  Coupds  oder  Wagen- 
abtheilungen  der  ersten  zwei  Wagenclassen  gegen  Bezahlung  höchstens  so 
vieler  Fahrbillets  der  betreffenden  Classe,  als  das  Coup6  Pl&tze  enthalt, 
zulAssig.  Auf  Zwischenstationen  können  ganze  Coupes  nur  dann  bean- 
sprucht werden,  wenn  solche  unbesetzt  in  dem  ankommenden  Zuge  vor- 
handen sind* 

FOr  den  Fall,  als  ein  Reisender  ein  besonderes  Coup^  bezahlt,  wird 
demselben  darüber  ein  Schein  ausgestellt.  Dem  Reisenden  steht  kein  An- 
spruch darauf  zu,  mehr  Personen  in  das  Coup^  aufzunehmen,  als  Fahr- 
billets bezahlt  sind. 

§  10. 

Fabrbilleto  und  QIKigkait  dertalbeii.  FahrpreitermiMiguog  fOr  Kiiidar. 

Das  Pahrbillet  bezeichnet  die  Stationen,  von  und  bis  zu  welchen  die 
Fahrt  verlangt  worden;  femer  das  Fahrgeld  für  die  Wagcnclasse,  welche 
der  Reisende  benutzen  will,  Insofern  der  Fahrprds  Valutaschwankungen 
nicht  unterliegt;  endlich  die  Zeit  oder  den  Zug,  wofür  das  Billet  gilt. 
Die  Zeit  oder  der  Zug,  wofür  jedes  Pahrbillet  gtitig,  Ist  durch  Abstempe- 
lung darauf  ausgedrückt,  so  das  jeder  Käufer  sofort  zu  prüfen  im  Stande 
ist,  ob  das  Billet  auf  die  von  ihm  beabsichtigte  Fahn  lautet. 

Den  Reisenden  ist  gestattet,  während  der  Fahrt  auf  einer  Zwischen* 
Station  auszusteigen,  um  mit  einem  am  nämlichen  oder  nächstfolgenden 
Tage  nach  der  Bestimmungsstation  abgehenden,  zu  keinem  höheren  Tarif- 
satze fahrenden  Zuge  dahin  weiter  zu  reisen.  Solche  Reisende  haben  jedoch 
auf  der  betreffenden  Zwischenstation  sofort  nach  dem  Verlassen  des  Zuges 
dem  Stationsvorsteher  ihr  Billet  vorzulegen,  und  dasselbe  mit  dem  Ver- 
merke der  verläncerien  Giltigkeit  versehen  zu  lassen. 

Eine  Verlancerung  der  für  Reiour-  und  Rundreisebillets  festgesetzten 
Frist  wird  hicraurcii  mein  herbeigeführt. 

Kinder  unter   zehn   Jahren  werden   zu    crmässigtcn  Fahrpreisen 
befördert* 
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Finden  Zweifel  Ober  das  Aller  der  Kinder  statt,  so  entscheidet  aer 
Ausspruch  des  bei  der  Revision  anwesenden  obersten  Beamten. 

Für  Kinder,  die  noch  getragen  werden  mCkasen,  und  ihre  Stelle  tuf 
ihrer  Angehörigen  Plfttze  mitfinden»  erfolgt  keine  Zahlung. 

§  11. 

Umtausch  geltfsttr  Fahrbiilets. 

Ein  Umtausch  gelöster  Falirbilleta  gegen  Billets  höherer  Classe  ist 
den  Reisenden  bis  10  Minuten  vor  Abgang  des  Zuges  gegen  Nachzahlung 

der  Preisdifferenz  unverwehrt,  soweit  noch  Pi&tze  in  den  höheren  Classen 
vorhanden  sind.  Unterwegs  auf  Zwischenstationen  kann  ein  Ueber* 
gehen  auf  Platze  einer  höheren  Classe  nur  gegen  Zukauf  eines  Billets 
auf  die  Bestimmungsstelle,  durch  dessen  Preis,  einschliesslich  desjenigen 
fOr  das  bereits  gelöste  Billet,  der  Fahrpreis  fQr  die  höhere  Classe  mindestens 
gedeckt  wird,  beansprucht  werden. 

Der  Umtausch  eines  schon  gelösten  Billets  höherer  Classe  gegen 
ein  solches  niedriegerer  Classe  ist  nur  in  dem  im  §  9  gedachten  Falle 
zulässig. 

§  12. 

Anweisung  der  Plätze. 

Einzelne  bestimmte  Plätze  werden  nicht  vericauft  und  können  im 
Voraus  nicht  belegt  werden. 

Das  Dienstpersonal  ist  berechtigt  und  auf  Verlangen  der  Reisenden 
verpflichtet,  denselben  ihre  Plätze  anzuweisen.  Allein  rci^eade  Damen 
sollen  auf  Verlangen  müglicht  nur  mit  Damen  in  ein  Coup^  zusammen- 
gesetzt werden.  In  jedem  Zuge  muss  sich  mindestens  je  ein  Damencoup^ 
fbr  die  Reisenden  der  zweiten  und  dritten  Wagenclasse  befinden.  Bei  den 
nach  amerikanischem  System  gebauten  Wagen  findet  die  letztere  Bestim- 
mung nur  mit  den  durch  dieses  System  gebotenen  Modificationen  An* 
Wendung. 

§  18. 

AuneMust  beliatigmder  Pertonen  von  der  Fahrt 

Personen,  welche  wegen  einer  sichtlichen  Krankheit  oder  aus  anderen . 
Gründen  durch  ihre  Nachbarschaft  den  Mitreisenden  augenscheinlich  Iftsdg 
werden  würden,  können  von  der  Mit>  und  Weiterreise  ausgeschlossen 
werden,  wenn  sie  nicht  ein  besond««s  Coupd  bezahlen.  Etwa  bezahltes 
Fab^eld  wird  ihnen  zurOckgegeben,  wenn  ihnen  die  Mitreise  nicht  ge- 
stattet wird.  Wird  erst  unterw^s  walirgenommen,  dass  ein  Reisender  zu 
den  vorstehend  bezdchneten  Personen  gehört,  so  muss  an  der  nftchsten 
Station,  sofern  kein  besonderes  Coup6  bezahlt  und  für  ihn  bereit  gestellt 
werden  kann,  von  der  Weiterbeförderung  ausgeschlossen  werden.  Das 
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Fahrgeld,  sowie  die  Gepftckfracht  werden  ihm  fOr  die  nicht  durdifAhrene 
3trecke  ersem. 

§  14. 

W«rl«iile.  BilM-  und  Qepiok-ExpeditioMR.  Bllleleoiiirole. 

Die  Wartesäle  sind  spätestens  Line  Munae,  aie  Billei-  unu  Gepäck- 
Expeditionen  auf  Stationen  mit  grösserer  Frequenz  gleichfalls  spätestens 
Eine  Stunde,  auf  Stationen  mit  geringerer  Frequenz  mindestens  eine  halbe 
Stunde  vor  Abgang  eines  jeden  Zuges  zu  öffoen* 

Das  vom  Reisenden  gelöste  Billet  ist  auf  Verlangen  bei  dem  Ein- 
tritte in  den  Wartsaal,  sowie  beim  Einsteigen  in  den  Wagen  vorzuzeigen. 
Wfthrend  der  Fahrt  muss  der  Reisende  das  Billet  bis.  zur  Abnahme  des» 
selben  bei  sich  behalten. 

Der  Reisende,  welcher  ohne  giltiges  Fahrbillet  betroffen  wird,  hat 
fOr  die  ganze  von  ihm  zurückgelegte  Sirecke,  und  wenn  die  Zugaungs- 
station  nicht  sofort  unzweifelhaft  nachgewiesen  wird,  für  die  ganze  vom 
Zuge  zurückgelegte  Strecke  das  Doppelte  des  gewöhnlichen  Fahrpreises, 
mindestens  aber  den  Betrag  von  vlrel  Gulden  zu  entrichten.  Derjenige 
Reisende    ie  loch,   welcher  in   euien  Personenwagen  einsteigt  i:nd  s^Ieich 
beim  Einsteigen  unaufgefürdert  dem  SchaÜncr  oder  Zugführer  meldet,  dass 
er  wegen  \'crspätung  kein  Billet  mehr  habe  lösen  können,  hat,  wcna  er 
überhaupt  noch  zur  Mitfahrt  zugelassen  wird,  worauf  er  keinen  Anspruch 
hat,  einen  um  6U  Kreuzer  erhöhten  b'ahrpreis  zu  zahlen. 

Wer  die  sofortige  Zahlung  verweigert,  kann  ausgesetzt  werden. 

I  16. 

Einsteigen  In  die  Wagen.  i 

Das  Zeichen  zum  Einsteigen  in  die  Wagen  wird  durch  zwei  untere- 
schiedene  SchUge  auf  die  Glocke  gegeben. 

§  16. 

Versllumunii  der  AbOilirtazelt. 

Nachdem  das  Abfahrtszeichen  durch  die  Dampfpfcife  der  Locomotive 
gegeben»  kann  Niemand  mehr  zur  Mitreise  zugelassen  werden.  Jeder  Ver- 
such zum  Einsteigen  und  jede  Hilfeleistung  dazu,  nachdem  die  Wsgen  i 
in  Bewegung  gesetzt  sind,  ist  verboten  und  strafbar. 

Dem  Reisenden,  welcher  die  Abfahrtszeit  versftumt  hat,  steht  ein 
Anspruch  weder  auf  Rückerstattung  des  Fahrgelde»  noch  auf  irgend  eine 
andere  Entschädigung  zu 

Demselben  ist  jedoch  gestattet,  auf  Grund  des  gelösten  Fahrbillets 
mit  einem  am  nämlichen  oder  nächstfolgenden  Tage  nach  der  Bestin:- 
mungsstatioa  abgebenden,  zu  keinem  höheren  Tarifsatze  fahrenden  Zuge 
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zu  reisen,  solern  er  sein  iiillet  ohne  Verzug  dem  Stationsvorsteher  vor- 
legt und  mit  einem  Vermerk  über  die  verlängerte  Giltigkeit  versehen  lässt. 

Eine  Verlängerung  der  fQr  Retourt^llets,  sowie  fQr  Billets  2U  Rund- 
reisen und  VergnQgungszügen  festgesetzten  Frist  wird  hierdurch  nicht 
herbeigeführt. 

§  17. 

Verhalten  auf  den  Zwischenstationen.  Oeffhen  und  Schliessen  der 

Wagenthüren. 

Bei  Ankunft  auf  einer  Station  wird  der  Name  derselben,  die  Dauer 
des  für  sie  bestimmten  Aufcnlhalies,  sowie  der  etwa  staltfindende  Waren- 
wechsel ausgerufen.  Sobald  der  Wagenzug  stillsteht,  werden  nach  uer 
zum  Austeigen  bestimmten  Seile  die  Thüren  derjenigen  Wagen  geöffnet, 
welche  fQr  die  bis  zu  dieser  Station  Reisenden  bestimmt  sind.  Die  Thüren 
der  Obrigen  Wagen  werden  nur  auf  Verlangen  geöffnet. 

Wer  an  den  Zwischenstationen  seinen  Platz  7er)ässt,  ohne  denselben 
zu  belegen,  muss  stch|  wenn  derselbe  inzwischen  anderweitig  besetzt  ist, 
mit  einem  andern  Platze  begnügen. 

§  18. 

Attssergewdhniichei  Anhatten  auf  freier  Bahn. 

Sollte  wegen  eingetretener  Hindernisse  ausserhalb  einer  Station 
längere  Zeit  angehalten  werden  müssen,  so  ist  ein  Aussteigen  der  Reisenden 
nur  dann  gestatte^  wenn  der  Zugführer  die  ausdrückliche  Bewilligung 
dazu  ertheilt.  Die  Reisenden  müssen  sich  dann  sofort  von  dem  Bahngeleise 
entfernen,  auch  auf  das  erste  Zeichen  mit  der  Damp^feife  ihre  Pl&tze 
wieder  einnehmen. 

Das  Zeichen  zur  Weiterfahrt  wird  durch  ein  dreimaliges  Ertönen 
der  Dampfpfeife  gegeben.  Wer  beim  dritten  Ertönen  der  Dampfpfeife  noch 
nicht  wieder  eingestiegen  ist^  gebt  des  Anspruches  auf  die  Mitreise 
verlustig. 

§  19. 

Verhalten  während  der  Fahrt  beim  Ein»  «nd  Auaatelgen. 

Während  der  Fahrt  darf  sich  Niemand  seitwftrts  aus  dem  Wagen 
biegen,  gegen  die  Thüre  anlehnen  oder  auf  die  Sitze  treten* 

Auf  Verlangen  auch  nur  eines  Reisenden  müssen  die  Fenster  auf 
der  Windseite  geschlossen  werden. 

Die  Retsenden  dürfen  zum  Ein>  und  Ausstelgen  die  Wagenthüren 
nicht  selbst  öffnen;  sie  müssen  vielmehr  das  Oeffnen  dem  Dienstpersonal 
überlassen,  und  dürfen  nicht  ein<-  und  aussteigen,  bevor  der  Zug  völlig 
still  steht. 
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Jeder  Retsende  rauss  sich  entfernt  von  den  Fahrgeleisen  und  Maschinen 
halten,  und  Niemand  darf  den  Bahnhof  in  einer  anderen  als  der  angewie* 
senen  Richtung  Terlassen. 

§  SO. 

BetehSdlgimg  dar  Wagen.  ■ 

Für  Zertrümmern  von  Fenstern  besteht  eine  Entschädigungstaxe,  j 
und  werden  die  darin  festgesetzten  Betrflge  durch  das  Dienstpersonal  von 

dem  Schuldigen  sofort  eingezogen.    Dieser  darf  jedoch  Vorzeig:uxig  der  | 

Taxe  verlangen.  Auch  ist  die  Eisenbahnverwaltung  belügt,  für  Beacfamutxen  I 

des  Innern  der  Wagen,  Zerreissen  der  Gardinen  u.  s.  w,  eine  EntschAdi-  j 
gung  tu  fordern  und  von  dem  Schuldigen  sofort  einziehen  zu  lassen. 

^  21. 

Verspätung  der  Zttge.  Unterbrechung  der  Fahrt  ^ 

Verspätete  Abfahrt  oder  Ankunft  der  ZOge  begrOnden  keinen  Anspruch  | 
gegen  die  £isenbahnver\valtung.  t 

Eine  ansgefallene  oder  unterbrochene  Fahrt  berechtigt  nur  zur  Rück* 
forderung  des  für  die  nicht  durchfabrene  Strecke  gezahlten  Fahrgeldes. 

Wird  jciloch  in  Folge  einer  nicht  durch  höhere  Gewalt  hcrbc/gc- 
tührtcn  Verspätung  der  Ankunft  eines  Zuges  der  Anschluss  an  einen 
anderen  Zug  versäumt,  so  ist  dem  mit  durchgehenden  Billets  versehenen 
Reisenden  nach  erbrachtem  Nachweise,  dass  er  mit  dem  nächsten  zurück- 
führenden Zuge  ununterbrochen  zur  Abgangsstation  zurückgekehrt  isf.  der 
bezahlte  Preis  für  die  Hinreise,  sowie  Jcr  Prcts  ucr  Rückreise  in  der  aut 
der  ersteren  benutzten  Wagcnciasse  zu  erstalten. 

Der  Reisende  ist  jedoch  zur  Wahrung  des  diesfiattsigen  Anspruchs 
verpflichtet^  denselben  unter  Vorlegung  seines  Fahrbilleu  sogleich  nach 
Ankunft  der  vespftteten  Zuges  dem  Stationsvorsteher  aikzumelden.  Letzterer 
hat  hierfliber,  der  Stationsvorsteher  der  Abgangsstation  über  die  Zeit  der 
Rückkunft  eine  Bescheinigung  zu  ertheilen. 

Wenn  Elementarereignisse  oder  andere  Hindemisse  die  Fahrt  auf 
einer  Strecke  der  Bahn  unzulässig  machen,  so  muss  for  die  WeiterbefÖr- 
derung  bis  zur  fahrbahren  Strecke  mittelst  anderer  Fahrgelegenheiten  nach  ' 
Thunlichkeit  so  lange  gesorgt  werden,  bis  für  jeden  einzelnen  Fall  eine 
besondere  Anordnung  getroffen  sein  wird.  Die  Reisenden  können  jedoch  , 
nicht  verlangen,  dass  die  Weiterbeförderung  mittelst  anderer  Fahrgelegen- 
heiten um  die  für  die  Fahrt  auf  der  Eisenbahn  erlegten  Gebühren  voa 
letzterer  besorgt  werde. 

Belriebsstörungen  und  Zugverspötungen  sind  auf  den  Stationen  durch 
Anschlag  an  einer  dem  Publicum  leicht  zugänglichen  Stelle  in  deutlich 
erkennbarer  Welse  sofort  bekanntzumachen. 
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§  22. 

Mitnahme  von  Hunden  etc.  Tabakrauchen.  Mitnahme  feuergefährlicher 

Gegenstände. 

Hunde  und  andere  Thiere  dürfen  in  den  Personenwagen  nicht  niit- 
gefOhrt  werden.  Ausgenommen  hiervon  sind  jedoch  kleine  Hunde,  welche 
auf  dem  Schosse  getragen  werden,  sofern  gegen  deren  Mitnahme  von 
den  tMitreisenden  desselben  Coupes  Einspruch  nicht  erhoben  wird. 

Das  Tabakiauchcn  ist  in  allen  Wagenclassen  gestattet;  in  der 
ersten  Wagenclasse  jedoch  nur  unter  Zustimmung  aller  in  demselben 
Goup€  Mitreisenden,  insofern  nicht  besond«re  Raiidieoup^s  dieser  Glesse 
im  Zuge  vorhanden  sind.  In  jedem  Personenzuge  müssen  Coupes  zweiter 
und  wo  thunlich  auch  dritter  Classe  fQr  Nichtraucher  vorhanden  sein.  Die 
Tabaicspfeifen  müssen  mit  Declceln  versehen  sein. 

^euergefllhrUche  Gegenstände,  sowie  alles  Geptclc,  welches  FlOssjg- 
keiten  und  andere  GegenstiUide  enthftlt,  die  auf  irgend  eine  Weise  Schaden 
verursachen  Icdnnen,  insbesondere  geladene  Gewehre»  Schiesspulver,  leicht 
entzündbare  Prflparate  und  andere  Sachen  gleicher  Eigenschaft  dürfen  in 
den  Personenwagen  nicht  mitgenommen  werden.  Das  Eisenbahndienst- 
personal ist  berechtigt,  sich  in  dieser  Beziehung  die  nöthigc  Ueberzeugung 
zu  vcrschalFcn.  Der  Zuwiderhandelnde  haftet  für  allen  aus  der  Ucbertretung 
des  obigen  Verbots  an  dem  fremden  Gepäck  oder  sonst  entstehenden 
Schaden  und  verfällt  ausserdem  in  die  durch  das  bahnpolizeireglement 
bestimmte  Strafe. 

Jägern  und  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen  ist  jedoch 
die  MitfCihrung  von  Handmunition  gestanet. 

Der  Lauf  eines  mitgefbhrten  Gewehres  muss  nach  oben  gehalten 
werden. 

§  23. 

Ausschluss  trunkener  oder  renitenter  Personen  von  der  Fahrt 

Wer  die  vorgeschriebene  Ordnung  nicht  beobachtet»  sich  den  An- 
ordnungen des  Dienstpersonals  nicht  fügt  oder  sich  unanständig  benimmti 
wird  ohne  Anspruch  auf  den  Ersatz  des  bezahlten  Fahrgeldes  von  der 
Mit-  und  Weiterreise  ausgeschlossen.  Namentlich  dOrfen  trunkene  Personen 
zum  Mitfahren  und  zum  Aufenthalte  in  den  Wartesälen  nicht  zugelassen 
und  müssen  ausgewiesen  werden,  wenn  sie  unbemerkt  da^u  gelangten. 

Erfolgt  die  Ausweisung  unterwegs,  oder  werden  die  betretfenden 
Personen  zurückgewiesen,  nachdem  sie  ihr  Gepäck  bereits  der  Expedition 
übergeben  haben,  so  haben  sie  keinen  Anspruch  darauf,  dass  ihnen  das- 
selbe anderswo,  als  auf  der  Station,  wohin  es  expedirt,  wieder  verab- 
folgt wird. 

H»b«r«r,  Dat  Stitrr.  BlimbtteN^  M 
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b)  Beförderung  des  Reisegepftckes. 

5  «4. 

Begriff  des  Reisegepäckes. 

Als  Reisegepäck  wird  in  der  Regel  nur,  was  der  Reisende  zu  seinem 
und  seiner  Angehörigen  Rcisebedürlnissc  niit  sich  fOhrt,  namentlich  Kotier. 
Mantel-  und  Reisesäcke,  Hutschachteln,  kleine  Kisten  und  dergleichen  be- 
fördert; grössere  kaufmännisch  verpackte  Kisten,  Tonnen,  sowie  anviere 
nichl  zu  den  ReisebcdCirlnissen  zu  rechnende  Gegenstände  können  aus- 
nahmsweise zugelassen  werden.  Gegenstände,  welche  von  der  Beförderung 
als  Frachtgut,  sowie  nacli  §  22,  Alinea  8  von  der  Mitnahne  in  die  Personen- 
wagen ausgeschlossen  sind,  dürfen  auch  als  Reisegepäck  nicht  aufgegeben 
werden,  bei  Vermeidung  der  im  §  48  festgesetzten  Folgen. 

§  26. 

Art  der  Verpackung.  EntfeniHiig  Ültorer  Post-  und  Eisenbahnzeiclien. 

Reisegepäck,  welches  nicht  sicher  und  dauerhaft  verpackt  ist,  kann 

zurückgewiesen  werden.  Die  Gepäckstücke  müssen  von  älteren  Post-  und 
Eisenbahnzeichen  befreit  sein.  Ist  dies  nicht  der  Fall  und  findet  in  Folge 
dessen  eine  ^''erschlcppung  des  Gepäckes  statt,  so  kommt  die  Eiseababn 
für  den  daraus  erwachsenen  Schaden  nicht  auf, 

§  26. 

EiniiefBrung  des  Qeplekes. 

Die  Milnalime  des  Gepäckes,  welches  nicht  spätestens  15  Minuten 
vor  Abgang  des  Zuges  unter  Vorzeigung  des  Fabrbillets  in  die  Gepäck- 
expedition eingeliefert  ist,  kann  nicht  beansprucht  werden. 

Wird  ausnahmsweise  und  unter  Vorbehalt  späterer  Expedlrung  in 
dringenden  Fftllen  Gepftck  auch  unexpedirt  mitgenommen,  so  wird  solches 
bis  zum  Zeitpunkte  der  Expedirung  als  zum  Transport  aufgegeben  nicht 
angesehen. 

Dasselbe  gilt  für  die  Annahme  von  Reisegepäck  auf  Haltestellen. 
Die  Gepflckfracht  muss  sofort,  bei  Vermeidung  des  Nachtheiles,  dass 
die  Beförderung  unterbleibt,  berichtigt  werden. 

§  27. 

Mitnahme  von  Handgepäck. 
Kleine,  leicht  tragbare  Gegenstände  können,  wenn  die  MitreisenJen 
dadurch  nicht  belästigt  werden,  von  den  Reisenden  in  den  Wagen  mit- 
gctührt  werden,  sofern  Zoll-  und  Steuervorschriften  solches  gestatten.  Für 
solche  in  den  Wagen  mitgenommene  Gegenstände  werden  Gepäckscheine 
nicht  ausgegeben;  sie  sind  von  den  Reisenden  selbst  zu  beaufsichtigen. 


Google 


Betriebsregicment. 


179 


Unter  denselben  Voraussetzungen  ist  Reisenden  IV.  Ciasse  auch  die 
MhAklmii^  von  Htadwerkszeug,  TorAistem,  Tragetasten  in  Körben,  Sftcken, 
Kiepen  etc.  und  anderen  Gegenständen»  welche  Fussgänger  bei  sich  fohren, 
nach  Entscheidung  des  Stationsvorstandes  gestattet. 

§  28. 

Oepüclcscheino  und  Aualieferung  dea  Qopäeket. 

Gegen  Einlieferung  des  Gepflcices»  wobei  die  Vorzeigung  des  Fahr» 
billets  verlangt  werden  kann,  erhilt  der  Reisende  einen  Gepäckschein, 
Dem  Inhaber  dieses  Scheines,  dessen  Legitimation  die  Verwaltung  zu 

prüfen  nicht  verpflichtet  ist,  wird  das  Gepäck  nur  gegen  Rückgabe  des 
Scheines,  welche  die  Bahnverwaltung  von  Jedem  weiteren  Ansprüche  be* 
freit,  ausgeliefert. 

Der  Inhaber  des  Gcpäclcscheines  ist  berechtigt,  nach  Ankunft  des 
Zuges,  zu  welchem  das  Gepäck  zum  Transport  aufgegeben  ist,  am  Be- 
stimmungsorte die  sofortige  Auslieferung  des  Gepflckes  nach  Ablauf  der 
zur  ordnungsmässigen  Ausladung  und  Ausgabe,  sowie  zur  etwaigen 
steueramtlichen  Abfertigung  erforderlichen  Zeit  im  T.ocale  der  Gepäck- 
expedition  zu  verlangen.  Will  derselbe  die  sofortige  Auslieferung  des  Ge- 
päckes nicht  erwarten,  so  ^  kann  er  dasselbe  innerhalb  24  Stunden  nach 
dessoi  Ankunft  in  besHmmten  Expeditionsstunden  gegen  Rückgabe  des 
Scheines  in  der  Gepäckezpeditlon  abfordern  oder  abfordern  lassen«  Wird 
das  GefOxk  innerhalb  24  Stunden  nicht  abgeholt^  so  ist  fQr  dasselbe  das 
vorgeschriebene  Lagergeld  zu  entrichten. 

In  Ermangelung  des  Gepäckscheines  ist  die  Verwaltung  zur  Aus* 
händigung  des  Gepäckes  nur  nach  vollständigem  Nachweise  der  Empfangs- 
berechtigung gegen  Ausstellung  eines  Reverses  und  nach  Umsttnden  gegen 
Sicherheit  verpflichtet. 

In  der  Regel  soll  das  Gepäck  nur  auf  der  Station  verabfolgt  werden, 
wohin  es  aufgenommen  ist.  Insoferne  Zeit  und  Umstände,  sowie  Zoll- 
und  Steuervorschriften  dies  gestatten,  kann  Jedoch  auf  Verlangen  des 
Reisenden  das  Gepäck  auch  auf  einer  vorliegenden  Station  zuruclcnegeben 
werden.  In  einem  solchen  Falle  hat  der  Reisende  bei  der  AuMicferung 
des  Gepäckes  den  Gepackschein  zurückzustellen  und  das  Fahrbiilet  vor- 
zuzeigen. 

§  29. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Reisegepäck. 

Die  Eisenbahn  haftet  von  dem  Zeitpunkte  der  Aushändigung  des 

Gepackscheines  ab  für  die  richtige  und  unbeschädigte  Ablieferung  der 
Gepäckstücke,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  im  Abschnitte  III 
(Beförderung  von  Gütern)  enlhaitenen  Bedingungen  und  Abreden,  soweit 
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solche  «uf  die  Beförderung  von  Reiaegepick  anwendbar  tind,  insbesondere 

aber  nacli  folgenden  GrundtAuen: 

aj  Ist  von  dem  Reisenden  ein  höherer  Werth  nicht  declsrirt,  so  wird 
im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der  wirklich  erlictene 
Schaden  vergütet;  dieser  kenn  jedoch  in  einem  höheren  BetrsK«  als 
mit  sechs  Gulden  Silber  fOr  jedes  Kilogramm  nach  Abzug  des  Ge< 
Wichtes  des  unversehrten  Inhaltes  des  blos  beschädigten  GepAck- 
stOckes  nicht  beansprucht  werden. 

Ist  von  dem  Reisenden  ein  höherer  Werth  declarirt,  so  wird  mit 
der  Gcpackt'rncht  ein  Frachtzuschlag  erhoben,  welcher  für  jede,  wenn 
auch  nur  angefangenen  150  Kilometer,  die  Jas  CicpAck  von  der  Ab- 
sende- bis  zur  Bcsiimmungsstation  zu  durchlauten  hat,  im  Minimum 
10  kr.  beträgt  und  ä  pro  MUle  der  ganzen  declaririen  Summe  nicht 
übersteigt- n  darf. 

Die   W'crtluiccUration    hat    nur   dann   eine  rechusverbiu JÜchc 
Wirkung,  wenn  sie  von  der  Expedition  der  Abgangsstation  im  Ge« 
päckscheine  eingeschrieben  ist. 
ej  Die  Verwaltung  ist  von  jeder  Verantwortlichkeit  fOr  den  Vertust  von 
Reisegepäck  Irei,  wenn  es  nicht  innerhalb  acht  Tagen  nach  Ankunft 
des  Zuges  (|  38)  auf  der  Bestimmungsstation  abgefordert  wird. 
Der  Reisende,  welchem  das  GepAck  nicht  Qberliefen  werden  würden 
kann  verlangen»  dass  ihm  auf  dem  Gepäckscheine  Tag  und  Stunde  der  ge« 
schehenen  Abforderung  des  GepAckes  von  der  GepAcketpedttion  be- 
scheinigt werde. 

Für  den  Verlust  und  die  Beschädigung  von  Reisegepäck,  welches 

von  dem  Reisenden  nicht  zum  Transporte  aufgegeben  worden  ist,  insbe- 
sondere für  den  Verlust  und  die  Beschüdiguni»  der  in  den  Wagen  mitge- 
n'unmenen  Gegcnst.lnde  ^i»,  27 1  wirvi  nur  (lewahr  geleistet,  ^s  cml  ein 
Verschulden  der  Bahnverwaltung  oder  ihrer  Leute  nachgewiesen  ist. 

$S0. 

In  Verinst  gorathaiM  OepiekttUeke. 

Fehlende  Gepackstocke  werden  erst  nach  Ablauf  von  drei  Tagen 
nach  der  Ankunft  des  Zuges,  su  welchem  dieselben  aufgegeben  aind,  auf 
der  Bestimmungsstation  des  Reisenden  als  in  Verlust  gerathen  betrachtet^ 
und  ist  der  Reisende  erst  dann  befugt,  mit  Ausschluss  aller  weiteren  Ent- 
schädigungsansprüche desselben  die  Zahlung  der  im  §  90  bestimmten 
Garantiesumme  zu  fordern. 

Falls  das  verloren  gegangene  Gepackstück  später  gefunden  wird,  ist 
hiervon  der  Reisende,  sofern  sein  Aufenthalt  zu  ermitteln  ist.  ungeachtet 
der  lilmpfangnahme  der  Entschädigung  zu  benachrichtigen,  und  kann  der- 
selbe innerhalb  vier  Wochen  nach  erhaltener  Nachriebt  verlangen,  dass 
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ihm  das  Gep&clutOck  gegen  Rackerstattung  des  für  den  Verlust  erhaltenen 
Schadenersaues,  und  zwar  nach  seiner  Wahl  entweder  am  Bestimmungs- 
ort« oder  frachtfrei  am  Aufgabeorte  verabfolgt  werde. 

§  31. 

Haflpflidit  der  Eitenbahn  für  veraHumto  Llel^rtuigaxeH. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  fQr  Vers&umung  der  Liefeningszelt 
(§  28)  richtet  sich  nach  folgenden  Bestimmungen: 

1.  Der  fOr  Versftumung  der  Lieferungszeit  zu  leistende  Ersatz  des 
nachzuweisenden  Schadens,  sobald  solcher  Oberhaupt  eintritt,  kann  nur  im 
Betrage  von  10  kr.  fOr  jedes  Kilogramm  des  ausgebliebenen  Gepflckes 
und  jeden  angefangenen  Tag  der  Versftumniss  bis  dahin,  dass  das  GepAck 
als  in  Verlust  gerathen  nazusehen  ist  (§  30),  beansprucht  werden.  Will 
der  Reisende  die  Höhe  des  wegen  verspäteter  Lieferung  zu  leistenden 
Schadenersatzes  als  die  Höhe  des  Interesses  an  der  rechtzeitigen  Lieferung 
sich  sichern,  so  hat  'er  die  diesfallsige  Erklärung  mindestens  V2  Stunde  vor 
Abgang  des  Zuges,  mit  welchem  die  BcförckTung  geschehen  soll  und  nach 
den  Betriebsvorschriften  geschehen  kann,  in  der  Gepackexpeditinn  abzu- 
geben. Sie  hat  nur  dann  rechisvtrbindliciie  Wirkung,  wenn  sie  \  on  dieser 
im  Gepackscheine  vermerkt  ist.  Die  hieför  zu  entrichtende  Vergütung  darf 
'2  pro  Mille  der  angegebenen  Inieresscsumme  für  jede  angefangenen 
160  Kilometer,  weiche  das  Gepäck  von  der  Absende-  bis  zur  Bestimmungs- 
station zu  durchlaufen  hat,  mit  einem  Minimalbetrage  von  60  kr.  und 
unter  Abrundung  der  zu  entrichtenden  Betrage  auf  ganze  Kreuzer  nicht 
übersteigea.  Dagegen  wird  den  Reisenden  als  Schadenersatz  für  die  ver- 
spAtete  Lieferung  derjenige  Betrag  desselben  von  der  Eisenbahn  geleistet, 
welcher  innerhalb  des  declarinen  Beu>ages  nachgewiesen  werden  kann. 

2,  Die  Eisenbahn  ist  von  der  Haftung  (tr  den  Schaden,  welcher 
durch  Versftumung  der  Lieferungszeit  entstanden  ist,  befreit^  sofern  sie 
beweist,  dass  sie  die  \'crspatung  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Frachtfahrers  nicht  habe  abwenden  können. 

Gepäckträger. 

Auf  denjenigen  Stationen,  wo  sich  Cepftcktrftger  befinden,  können 
die  Reisenden  sich  derselben,  jedoch  ohne  Verantwortlichkeit  der  Ver- 
waltung fOr  den  von  der  Eisenbahn  nicht  Obernoramenen  Transport  des 
Gepäckes  nach  und  von  den  Localen  der  Gep&ckexpcditionen,  bedienen. 
Die  GepflcktrSger  sind  durch  die  Dienstabzeichen  erkennbar  und  mit  einer 
gedruckten  Dienstanweisung  versehen,  welche  sie,  sowie  die  gedruckte 
Geb&hremaxe,  -im  Dienste  bei  sich  führen  und  auf  Verlangen  vorzeigen 
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müssen.  Sie  haben  eine  mit  der  Nummer  des  Gepäckträgers  versehene 

Mftrke  bei  Empfangnahme  des  Gepack<cho!nes  zu  verabfolgen. 

Auf  grosseren  Stationen  müssen  Einrichtungen  bestehen,  welche 
dem  Reisenden  ermöglichen,  sein  Gepäck  ohne  \  erant\vortlichkeit  der 
Verwaltung  einem  Bahnbediensicten  (Portier)  gegen  eine  restgesetzte  Ge- 
bühr zur  vorübergehenden  Aufbewahrung  zu  übergeben. 

S  sa. 

ZiirifekfielMMM  QenentUlnd«. 

Alle  im  ortiichen  Bezirke  der  Bahnverwaltung  oder  m  den  Wagen 
zurückgelassenen,  an  die  Lisenbahn  abgelieferten  Gegenstände  werden 
mindestens  drei  Monate  lang  aut"bewahrt.  Lrs;  nach  Ablauf  dieser  Frist 
wird  nut  dcii.->ciücn  na^h  Massgabe  der  bei  den  einzelnen  Bahnen  aar  über 
bestehenden  Bestimmungen  verfahren. 

Gegenstände,  welche  dem  Verderben  ausgeMtzt  $ind,  können  best-> 
möglichst  verkauft  werden,  sobald  deren  Verderben  befOrchten  steht, 
und  wird  in  diesem  Falle  der  Erlös  bis  2um  Ablauf  der  festgesetzten 
Frist  zur  Disposition  des  Berechtigten  gehalten* 

Im  Uebrigen  unterliegen  dergleichen  gefundene  Gegenstande  der  in 
den  gesetzlichen  Vorschriften  vorgezeichneten  Behandlung« 

c)  Beförderung  von  Leichen. 

§  34. 

Beförderungsbedingungen. 

Der  Transport  einer  Leiche  muss,  wenn  er  von  der  Ausgangsstation 
des  Zuges  erfolgen  soll,  wenigstens  sechs  Stunden,  auf  einer  Zwischen- 
Station  wenigstens  zwölf  Stunden  vorher  angemeldet  werden. 

Die  Leiche  muss  in  einem  Sarge  luftdicht  eingeschlossen,  und  dieser 
von  einer  hölzernen  Kiste  umgeben  sein.  Der  Transport  kann  auch  im 
Leichenwagen  stattfinden. 

Der  Leiche  muss  ein  Begleiter  beigegeben  werden,  welcher  ein  Fahr- 
billet  zu  lösen  hat. 

Bei  der  Aufgabe  muss  der  vorschriftsmassige  Leichcnpass  beigebracht 
werden,  welchen  die  Eisenbahn  Qbernimmt  und  bei  Ablieferung  der 
Leiche  zurückstellt.  Die  tanimassigen  Transportgebühren  müssen  bei  der 
Aufgabe  entrichtet  werden.  ^ 

Wer  unter  falscher  Dedaration  Leichen  zur  Beförderung  bringt,  hat 
ausser  der  Nachzahlung  der  verkürzten  Fracht  vom  Abgangs-  bis  zum 
Bestimmungsorte  das  Vierfache  dieser  Frach^ebühr  als  Conventionalstrafe 
zu  entrichten. 
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Innerhalb  sechs  Stunden  nach  Ankunft  des  Zuges  auf  der  Bestim- 
mungsstation muss  die  Leiche  abgeholt  werden,  widrigenfalls  sie  nach 
der  Verfügung  der  Ortsobrigkeit  beigesetzt  wird. 

-  d)  Beförderung  von  Equipagen  und  anderen  Fahrzeugen. 

§  35. 

Annahme  und  Beförderung.  Einlieferungszeif. 

Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  werden  nur  auf  und  nach  den  zu 
deren  Annahme  bestimmten  Stationen  zur  Beförderung  angenommen.  Sie 

müssen  zwei  Stunden  vor  Abgang  des  Zuges  angemeldet  und  spätestens 
eine  S'nnde  vorher  zur  Kxpedition  aufgeliefert  werden.  Auf  Zw^ischen- 
Rtationen  kann  auf  eine  sichere  Beförderung  derselben  mit  dem  vom  Ver- 
sender gewünschten  Zuge  nur  dann  gerechnet  werden,  wenn  sie  24  Stunden 
vorher  angemeldet  worden. 

Equipagen  und  andere  Fahrzeuge  nui  den  Eil-  und  Schnellzügen  zu 
befördern,  ist  die  Eisenbahn  nicht  gehalten.  > 

Die  Reisenden  dürfen  wAhrend  der  Fahrt  nidit  in  ihren  Equipagen 
bleiben. 

.    §  36. 
Autlfoferung. 

Nach  AnKuntt  auf  der  Bestimmungsstaiion  wird  gegen  Rückgabe  der 
etwa  ertheilten  Quittung  die  Equipage  oder  das  Fahrzeug  ausgeliefert  und 
muss  spfttestens  innerhalb  2  Stunden  abgeholt  werden,  wenn  die  Ankunft 
bis  Abends  6  Uhr  erfolgt.  Trifft  dagegen  der  Zug  auf  der  Bestimmungsi* 
Station  erst  später  dn,  so  Iftuft  diese  Frist  erat  von  Morgens  6  Uhr  des 
folgenden  Tages  an.  Für  jede  Stunde  längeren  Verweilens  ist  die  Ver- 
waltung ein  Standgeld  zu  fordern  berechtigt* 

§  37. 

Belassung  von  Reisegepäck  in  den  Equipagen. 

Den  Begleitern  der  Equipagen  und  Fahrzeuge  steht  es  frei,  Reise- 
gepäck (§  24)  in  denselben  zu  belassen,  sofern  nicht  Zoll-  und  Steuer- 
vorschriften entgegenstehen  (siehe  §  38). 

§  38. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Fahrzeuge. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  die  beförderten  Equipagen  und  Fahrzeuge 
nach  den  för  den  Güterverkehr  geltenden  Bedingungen  und  Abreden, 
soweit  sie  auf  den  Gegenstand  anwendbar  sind.  Sie  haftet  aber  nicht  för 
denjenigen  Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Ab- 
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Wendung  durch  die  von  ihr  vorgeschriebene  oder  von  dem  \'ersender 
freiwillig  übernommene  Begleitung  bezweckt  wird. 

Dabei  gilt  als  bedungen,  dass  bei  X'erfolgung  von  Entschädigungs- 
ansprüchen für  Verlust  oder  Beschädigung  der  der  Schadensberechnung 
nach  den  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  Grunde  zu  legende 
Werth  den  vom  Aufgeber  declarirten  Werth  nicht  übersteigen  soll. 

Eine  solche  Werthangabe  ist  nur  für  die  Equipage   oder    für  das 
Fahrzeug  selbst,  nicht  für   die  darin  befindlichen  Gegenstände    (§  37 
zulässig. 

In  Bezug  aut  letztere  haftet  die  Eisenbahn  nicht  für  den  Schaden, 
welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung  durch  die  Be- 
gleitung bezweckt  wird,  für  Schäden  anderer  Art  aber  nur,  wenn  ein 
Verschulden  der  Bahnverwaltung  oder  ihrer  Leute  nachgewiesen  ist. 

Ist  Werthangabe  gewählt,  so  wird  der  im  Tarif  angegebene  Trans- 
portpreis der  Equipage  oder  des  Fahrzeuges  um  einen  bestimmten  Sau 
erhöht.   Dieser  Satz  darf  1  pro  Mille  der  für  jedes  Fahrzeug  declarirten 
ganzen  Summe  für  jede  angefangenen  150  Kilometer  der  ganzen  Trans- 
portstrecke mit  einem  Minimalbetrage  von  ö  kr.  und  Abrundung  des  zu 
entrichtenden  Betrages  auf  ganze  Kreuzer  nicht  übersteigen.    Ist  Werth- 
angäbe  nicht  erfolgt,  so  gilt  als  bedungen,  dass  der  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  zu  ermittelnde  und  zu  ersetzende  Werth  jedes  F  ahrzeuges, 
einschliesslich  der  darin  befindlichen  Gegenstände,  .weder  in  Verlust-  noch 
in  Beschäcligungsfällen  den  Betrag  von  450  Gulden  Silber  übersteigen  soll. 

Die  Angabe  eines  höheren  Werthes  als  450  Gulden  für  eine  unter 
Begleitung  versendete  Equipage  hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche 
Wirkung,  wenn  sie  von  der  Expedition  der  Abgangsstation  im  Transport- 
scheine vermerkt  ist;  die  Angabe  eines  höheren  Werthes  der  ohne  Be- 
gleitung versendeten  Equipagen  erfolgt  nach  den  für  Frachtgüter  gegebenen 
Vorschriften  (§  6S), 

§  39. 
Lieferungszelt. 

Der  Transport  begleiteter  Equipagen  und  anderer  Fahrzeuge,  welche 
mit  den  Personenzügen  befördert  werden,  geschieht  mit  dem  Zuge  bis 
zur  Bestimmungsstation,  zu  welchem  sie  aufgegeben  sind;  sofern  sie  aber 
unterwegs  aus  einem  Zuge  in  einen  andern  übergehen  müssen,  brauchen 
sie  erst  mit  dem  nächstfolgenden  Personenzuge  einzutreffen. 

Die  Lieferungszeit  für  alle  anderen  Equipagen  und  Fahrzeuge  ist  die 
für  gewöhnliches  Gut  vorgesehene. 

Die  Haftpflicht  für  den  durch  Versäumung  dieser  Lieferfrist  ent- 
standenen Schaden  erstreckt  sich  der  Regel  nach  nicht  weiter,  als  auf 
Zahlung  von  höchstens  15  Gulden  für  jede  ausgebliebene  Equipage  und 
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jeden  angefangenen  Tag  der  Venftumniss.  Die  Declaration  eines  höheren 
Interesses  der  rechtzeitigen  Lieferung  begleiteter  Equipagen  und  anderer 
Fahrseoge  hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche  Wiricung,  wenn  sie  von 
der  Expedition  der  Abgangsstation  im  Transportscheine  vennerict  ist;  ftu" 
£quipagea  ohne  Begleimng  erfolgt  die  Dedaration  nach  den  fOr  Fracht- 

gOter  gegebenen  Vorschriften. 

In  beiden  F&tlen  wird  ein  Frachtrusch  lag  erhoben,  welcher  für 

)ede  7-5  Kilomeier  und  for  jede  angefangenen  dreissig  Gulden  der  ganzen 

declarirten  Summe  1/4  ^r.  unter  Abrundung  auf  ganze  Kreuzer  mit  einem 

Minimalsatze  von  15  kr.  nicht  übersteigen  darf. 

ej  Beförderung  von  lebenden  Thieren. 

§  40. 

Annahme.  Ein-  nnd  Ausladen.  Aussehilsssung  kranker  und  wilder  TMere. 

Lebende  Thiere  werden  nur  auf  und  nach  den  zu  deren  Annahme 
bestimmten  Stationen  zur  Bcri>rdcrung  angenommen  Der  Absender,  be- 
ziehungsweise Empfanger  niuss  das  Ein-  und  Ausladen  in  die  Wagen  und 
aus  denselbeni  sowie  die  zur  Befestigung  der  Thiere  erforderlichen  Mittel 
und  das  Anbinden  selbst  besorgen  oder  besorgen  la»ea,  sich  auch  von 
der  sicheren  Anlegung  der  Thiere  selbst  Oberzeugen. 

Kranke  Thiere  werden  zur  Beförderung  nicht  angenommen.  Inwiefern 
der  Transport  von  Thieren  wegen  der  Gefahr  einer  Verschleppung  von 
Seuchen  ausgeschlossen  ist,  richtet  sich  nach  den  bestehenden  Sanitflts- 
vorschriften. 

Zum  Transport  wilder  Thiere  ist  die  Eisenbahn  nicht  verpflichtet. 

Bei  der  Beförderung  anderer  lebender  Thiere  ist  die  Eisenbahnver-' 
waltung  Begleitung  zu  fordern  berechtigt.  Die  Begleiter  haben  —  sofern 
der  StationsN  orstanJ  nicht  Ausnahmen  zulässt  —  ihren  Platz  in  den  be- 
treffenden Viehwagen  zu  nehmen  und  die  Rcaufsichtigung  des  Viehes 
während  des  Transportes  zu  bewirken.  Bei  Ivleinem  Vieh,  insbesonJere 
Geflügel,  wenn  es  in  tragbaren,  gehörig  verschlossenen  Küiigen  (luitigen 
und  hinlänglich  geräumigen  Behältern)  aufgegeben  wird,  bedarf  es  der 
Begleitung  nicht. 

§  41. 

Beförderung  von  Hunden. 

Die  Beförderung  der  Hunde  geschieht  in  abgesonderten  Behältnissen. 

Der  Transportpreis  muss  bei  der  Aufgabe  des  Hundes  gegen  Lösung 
eines  Scheines  bezahlt  werden,  gegen  dessen  Zurücklieferung  nach  be- 
endigter Fahrt  der  Hund  verabfolgt  wird.  Hunde,  welche  nach  Ankunft 
auf  der  Bestimmungsstation  nicht  sofort  abgeholt  werden,  zu  verwahren. 
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ist  die  Verwaltung  nicht  verpflichtet.  Diese  BestimmuDgen  finden  jedoch 
nur  auf  solche  Hunde  Anwendung»  welche  als  Begleiter  von  Passagieren 
mit  Personenzügen  befördert  werden,  andernfalls  gelten  für  die  Beförderung 
von  Hunden  ebenfalls  die  allgemeinen  Vorschriften  der  §§  40  und  43. 

§  42. 

Beförderung  von  Pferden. 

Mit  w  eichen  Zügen  und  in  welcher  Zahl  die  Beförderung  von  Pferden 
stattlindet,  hängt  von  dem  Ermessen  der  Eisenbahn  ab. 

Die  Pferde  müssen  wenigstens  Eine  Stunde  vor  Abgang  der  Züge 
Sur  Einbringung  in  die  Wagen  bereit  stehen.  Wenn  der  Zug  in  der  Nncfat 
oder  des  Morgens  froh  vor  7  Uhr  abgeht,  müssen  die  Pferde  bis  8  Uhr 
Abends  angemeldet  werden. 

Auf  die  Versendung  von  Zwischenstationen  ab  kann  mit  Sicherheit 
nur  im  Falle  vorheriger  Verständigung  mit  dem  Stationsvorstande  ge- 
rechnet werden. 

Bei  der  Ankunft  am  Bestimmungsorte  werden  die  Pferde  gegen 
Rückgabe  der  etwa  ausgestellten  Befürderungsschelne  ausgeüefert,  das  Ab- 
führen derselben  muss  spAtestens  Eine  Stunde  nach  der  Ankunft  auf 

dem  Bahnhofe  geschehen. 

Mit  Ablauf  dieser  Frist  ist,  selb'^t  ^venn  die  Pferde  im  Freien  auf 
dem  Bahnhofe  stehen  bleiben,  die  Ei&enbahn Verwaltung  ein  Standgeld  zu 
erheben  berechtigt. 

Der  Fahrpreis  der  Pferde  ist  am  Abgangsorte  zu  entrichten. 

I  43. 

Beförderung  von  anderen  Thieren. 

Die  Quantität  der  gldchzeitig  zu  befördernden  sonstigen  Thiere» 
sowie  die  Züge,  mit  welchen  sie  zu  befördern,  bestimmt  die  Eisenbahn. 
Namentlich  hflngt  die  Mitnahme  einzelner  Stücke  davon  ab,  ob  passlicher 
Raum  vorhanden  ist,  und  kann  daher  im  Voraus  nicht  zugesichert  werden. 

Der  Fahrpreis  ist  am  .Absendungsorte  zu  erlegen. 

Im  internen  österreichisch-ungarischen  Verkehre  kann 
der  Fahrpreis  bei  Aufgabe  gegen  Frachtbrief  nach  Wahl  des 
Aufgebers  auch  an  den  Empfänger  zur  Zahlung  überwiesen 
werden. 

Die  Thiere  müssen  zwei  Stunden  vor  Abgang  des  Zuges  auf  den 
Bahnhof  gebracht  und,  wenn  der  Zug  in  der  Nachtzeit  oder  des  Morgens 
vor  7  Uhr  abgeht,  bis  8  Uhr  .Abends  vorher  angcniel  ;  i  werden.  Bei  der 
Ankunft  an  dem  Bestimmungsorte  werden  die  Thiere  gegen  Rückgabe  der 
^afthrderungsscheine  ausgeliefert;  das  Ausladen  und  Abtreiben  muss 
-^.^iltestens  zwei  Stunden  nach  Ankunft  auf  dem  Bahnhofe  geschehen. 
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Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  die  Eisenbahaverwaltung  berechtigt^  die  Thiere 
auf  Gefalir  und  Kosten  des  Versenders  in  Verpflegung  xu  geben  oder  ein 
Standgeld  tu  erheben, .  falls  sie  dem  Vieh  einen  ferneren  Aufentlialt  auf 
dem  Bahnhofe  gestattet. 


Die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  Verlust  und  Beschädigung  zur  Be- 
förderung übernommener  Munde,  Pferde  und  sonstiger  lebender  Thiere 
richtet  sich  nach  den  für  den  Güterverkehr  im  Abschnitte  iii  cnUmltcnen 
Vertragsliedingungen,  soweit  solche  auf  den  Transport  von  Thieren  an- 
wendbar sind. 

Die  Eisenbiihn  haftet  al^er  nicht  fftr  den  Schaden,  welcher  aus  der 
mit  dem  Transporte  der  Thiere  für  dieselben  verbundenen  besonderen 
Gefinhr  entstanden  ist;  sie  leistet  daher  insbesondere  Iceinen  Ersatz,  wenn 
der  Verlust  oder  die  BeschAdigung  durch  Entspringen,  Fallen,  Stossen, 
Ersticken  oder  aus  sonstigen  Ursachen  beim  Einladen,  Ausladen,  während 
des  Transportes  oder  beim  Aufenthalte  auf  dem  Bahnhofe  entstanden  istt 
Auch  haftet  sie  nicht  für  den  Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden 
ist,  deren  Abwendung  durch  die  (§  40)  geforderte  Begleitung  bezweclet 
wird.  Dahin  sind  alle  Gefahren  zu  rechnen,  welche  nicht  aus  einer  von 
der  Eisenbahn  zu  vertretenden  Beschädigung  des  zum  Transporte  be- 
nützten Fahrzeuges  entstehen,  namentlich  auch  diejenigen,  welche  durch 
fehörige  Beaufsichtigung,  Wartung  und  Fütterung  der  Thiere  während 
des  Transportes  abgewendet  werden  können. 

Tritt  Ersatzpfiicüi  ein,  so  bilden  sowohl  in  Verlust-  wie  m  ßcschaui- 
gungsfällen  der  vom  Aufgeber  dedarlrte  Werth,  falls  aber  eine  solche 
Werthangabe  nicht  erfolgt  ist,  die  folgenden  Betrftge  die  Maximal-Ent- 
schftdigungssfltze: 


30a  fl.  —  Itr.  flOr  ein  Pferd, 

100  fl.  »  kr.  fQr  ein  Füllen  bis  zu  einem  Jahre, 

150  fl.  —  Icr.  f6r  einen  Jblastochsen, 

100  fl.  —  kr.  fDr  ein  Hauptrindvieh, 

12  fl.  50  kr.  für  ein  Kalb  bis  zu  einem  Jahre, 

45  fl.  —  kr.  für  ein  Mastschwein, 

17  fl.  50  kr.  für  ein  mageres  Schwein, 
5  fl.  —  kr.  für  ein  Ferkel  bis  zu  drei  xMonaten, 

10  fl.  —  kr.  für  ein  Sch  it  oder  eine  Ziege, 
5  fl.  —  kr.  für  einen  Hund, 

50  fl.  —  kr.  für  lüU  Kilogramm  sonstiger  Thiere. 


Ist  Werthangabe  gewählt,  so  ist  neben  dem  tarifmässigen  Transport- 
preise ein  Zuschlag  zu  bezahlen,  welcher  1  pro  Mille  der  ganzen  dectarirten 
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Summe  für  jede  angefangenen  150  Kilometer  der  ganzen  Transportstrecke 
mit  einem  Minimal  betrage  von  5  kr.  und  Abrundung  des  su  entriclitendeD 
Betrages  auf  ganze  Kreuzer  nicht  Obersteigen  darf. 

Die  Angabe  eines  höheren  Werthcs  hat  nur  dann  eine  rechtsver- 
bindliche Wirkung,  wenn  sie  entweder  nämlich  in  solchen  hallen,  wo 
die  Beförderung  mitteist  Frachtbriefes  ert"oIgt\  auf  der  Adressseite  dts 
Frachtbriefes  an  der  dazu  bestimmten  Stelle  durch  den  Versender  mit 
Buchstaben  eingetragen  oder  auf  dem  Transportscheine  durcii  die  Expe- 
dition der  Abgangsstation  vermerkt  ist. 

f  46. 
Lieferungszeit. 

Die  Lieferungszeit  setzt  sich  aus  Expedilions>  und  Trnnsportfnst  , 
zusammen  und  darf  nicht  mehr  betragen  als; 

1.  an  Expeditionsfrist  1  Tag, 

2.  an  Transportfriat  fOr  je  auch  nur  angefangene  300  Kiloaieter 

1  Tag. 

Sie  beginnt  mit  der  auf  die  Abstempelung  des  Frachtbriefes  oder 
Aushändigung  des  Gepäcks-  oder  Befordeiungs&cheines  folgenden  Mitter- 
nacht und  ist  gewahrt,  wenn  innerhalb  derselben  des  Vieh  auf  der  Be- 
stimmungsstation zur  Abnahme  bereitgestellt  ist. 

Der  Lauf  der  Lieferungsfristen  ruht  für  die  Dauer  des  Aufenthaltes 
des  Viehes  auf  den  Trankestationen.  * 

Anmerkung:  Im  internen  Aaterreicfalsch-ungartschen  Ver« 
kehre  kann  von  der  obersten  Aufsichtsbehörde  ffir  denUeber* 
gang  von  einer  Bahn  auf  die  andere,  oder  seibat  auch  fQr  den 
Uebergang  von  einer  Linie  auf  eine  andere  Linie  derselben 
Bahnverwaltung  ein  Zuschlag  an  der  Expeditionsfrist  von 
höchstens  6  Stunden  für  jeden  Uebergang  bewilligt  werden. 

Der  Lauf  der  Lieferungsfristen  ruht  auch  für  die  Dauer 
der  Verzögerung  der  Viehtransporte  ausAnlass  der  Ärztlichen 
Viehbeschau. 

Im  Uebrigen  Icommen  für  die  Berechnung  derselben,  sowie  auch  für 
die  Folgen  versfiumter  Lieferungszeit  die  im  Abschnitte  III  für  Eilgut 
enthaltenen  Bestimmungen  zur  Anwendung. 

Anmerkung:    Im     internen     österreichisch  -  ungarischen  ' 
Verkehre  gilt  dies  nur  inso ferne,  als  die  i  ransporte  zum  Eil-  , 
guttarife  befördert  werden;  es  werden  daher  die  Bestimmun- 
gen des  Abschnittes  III  fikr  Eilgut  oder  Fracht  in  Anwendung 
gebracht,  je  nachdem  das  Vieh  als  Eilgut  oder  als  Prachtgut 
xur  Beförderung  gelangt. 
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Die  Auslieferung  von  Pferden  und  Hunden,  welche  mit  Personen- 
zügen befördert  werden,  kann  jedoch  in  der,  §  28,  AUnes  8,  ffir  Gepftck 
bestimmten  Frist  verlangt  werden.  Die  Declaration  eines  höheren  Inter- 
esses  an  der  rechtzeitigen  Lieferung  hat  nur  dann  eine  rechtsverbindliche 
Wirkung,  wenn  sie  entweder  (nämlich  in  Fällen,  wo  die  Beförderung 
mittelst  Frachtbriefes  erfolgt)  auf  der  Adressseite  des  Frachtbriefes  an  der 
dazu  bestimmten  Stelle  durch  den  Versender  mit  Buchstaben  eingetragen 
oder  auf  dem  Transportscheine  durch  die  Expedition  der  Abgangsstation 
vermerkt  ist. 

In  beiden  Fällen  wird  ein  Frachtzuschlag  erhoben,  welcher  für  jede 
7'5  Kilometer  und  für  jede  angefangenen  30  Guk^cn  der  qanzen  declarirten 
Summe  */,o  kr.  unter  Abnindung  auf  ganze  Kreuzer  mit  einem  Minimal- 
satze von  15  lur.  nicht  übersteigen  darf. 

III.  Beförderung  vou  Gütern. 
§  46. 

Uebergwig  von  Bahn  zu  Bahn. 

Der  Transport  von  Gütern  erfolgt  von  und  nach  allen  für  den 
GOterverkehr  eingeriditeten  Stationen,  ohne  dass  es  behufs  des  Ueber- 
ganges  von  einer  Bahn  auf  die  andere  einer  Vermittlungsadresse  bedarf. 

§  47. 

Uebernahme  von  Qütern. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  Gut  ^um  Transporte  zu  über- 
nehmen, welches  nicht  ordnungsmässig  oder  gar  nicht  verpackt  ist,  un- 
geachtet seine  Natur  eine  Verpackung  zum  Schutze  gegen  Verlust  oder  Be- 
schädigung auf  dem  Transporte  erfordert.  Dergleichen  Gut  kann  ausnahms- 
weise befördert  werden,  wenn  der  Absender  das  Fehlen  oder  die  Mängel 
der  Verpackung  durch  eine  mit  seiner  Unterschrift  versehene,  auf 
dem  Frachtbriefe  zu  wiederholende  Erklärung  anerkennt.  In 
dieser  Erklärung  sind  die  einzelnen  Colli  zu  specifidren  und  zu  be» 
schreiben. 

FOr  die  von  dem  Versender  hinsichtlich  des  Fehlens  oder  des  mangel- 
haften Zustandes  der  Verpackung  abzugebende  Erklärung  ist  der  Wort- 
liut  durch  ein  Formular  vorgeschrieben  (cfr.  Anlage  Ä),  welches  in  den 
Expeditionen  bereitgehalten  wh-d. 

Die  sorgfaltig  und  deutlich  zu  gebenden  äusseren  Bezeichnungen 
der  einzelnen  Colli  müssen  mit  den  diesfallsigen  Angaben  im  Frachtbriefe 
(cfr.  §  50,  Nr.  3)  genau  Obereinstimmen. 

Auch  ist  die  Eisenbahn  zu  verlanfren  berechtigt,  dass  seitens  der 
Versender  Stückgüter  mit  der  Bezeichnung  der  Bestimmungsstation  in 
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dauerhafter  Weite  versehea  sind,  aofero  deren  Beschaftnheit  dies  ohne 
besondere  Schwierigkeiten  gestattet. 

§  48. 

Von  der  Beförderung  nutgoechlossono  oder  nur  Mingungnweine 

zugeiaseene  Gegentfilndo. 

Ä.  Von  der  Beförderung  sind  ausgeschlossen: 

1.  Alle  solche  Güter,  die  —  wegen  ihres  Gewichtes  oder  Umlanges, 
ihrer  Form  oder  sonstigen  Ligenschaü  —  nach  den  Einrichtungen  unu 
der  Beautzungsweise  der  Bahn  sich  zum  Transjwrc  ntdit  e%iien; 

8.  die  postzwangspflichtigen  Gegenstände; 

S.  alle  der  SelbstentzOndung  oder  Ezptosion  unterworfenen  G^ea- 
stftnde,  soweit  nicht  die  Bestimmungen  in  Anlage  D  Anwendung  finden, 
insbesondere: 

a)  Nitroglycerin  (Sprengöl)  als  solches,  sowie  alle  Nitroglycerin- 
präparate,  deren  Eisenbahntransport  für  Oesterreich  un^i 
Ungarnnicht  ausdrücklich  durch  eine  specielle  Verfügung 

gestattet  ist; 

b)  nicht   abtropfbare  Gemische   von  Nitroglycerin  mit  pulverförmigen, 
an  sich  nicht  explosiven  StotVen  (Dynamit  und   ähnliche  Präparate 
in  loser  Masse,  so  ferne  nicht  in  Oesterreich    und  Ungarn 
eine  besondere  Bewilligung  gegeben  wird  (wegen  Dynamii- 
patronen  vergleiche  Anlage  D  Nr.  I); 

Cj  pikrinsaure  äalze,  sowie  explosive  Gemischei  welche  pikrmsaure  unc 
chlorsaure  Salze  enthalten; 

d)  Knallquecksilber  (wegen  ZOndungen  und  Zündhütchen  verigletcbe 
Anlege  D  Nr.  I  und  III)»  Knallsilber  und  Knallgold,  sowie  die  damit 

.  dargestellten  Präparate; 

e)  solche  Präparate,  welche  Phosphor  in  Substanz  beigemischt  enthalten,  I 
namentlich  Zündplftttchen  (amorces); 

f)  geladene  Schusswaffen. 

B.  Bedingungsweise  werden  zur  Beförderung  zugelassen: 

1.  Die  in  Anlage  D  verzeichneten  Gegenstände. 

Für  deren  Annahme  und  Beförderung  sind  die  daselbst  getroffenes 
näheren  Bestimmungen  massgebend. 

2.  Gold-  und  Silberbarren,  Plaiina,  gemünztes  und  Papiergeld,  geld- 
werthe  Papiere,  Documente,  ferner  Pretiosen,  wie  Edelsteine,  echte  Perlen 
u.  dgl. 

Unter  welchen  Bedingungen  diese  Gegenstände  zur  Beförderung 
angenommen  werden,  bestimmen  die  besonderen  Vorschriften  jeder 
Eisenbahn. 
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3.  Gemälde  und  andere  Kunstgegenstände,  dann  Antiquitäten. 
Zur  Uebemahme  der  Beförderung  ist  die  EiwuibalinTerwaltung  nur 

dann  verpBichtet,  wenn  in  den  Frachtbriefen  Iceine  Werthangabe  ent- 
halten ist. 

4,  Diejenigen  Gegenstande,  deren  Verladung  oder  Transport  nach 
dem  Ermessen  der  ttbemehmenden  Verwaltung  aussergewOhnlicheSchwierig- 
keiten  vefursacbt. 

Die  Beförderung  solcher  Gegenstände  kann  von  jedesmal  zu  verein- 
barenden besonderen  Bedingungen  abhängig  gemacht  werden. 

C.  Wer  Gegenstände  der  unter  lit.  A  Nr.  3  dieses  Paragraphen 
oder  der  in  Anlage  /)  erwähnten  Art  unter  unrichtiger  oder  ungenauer 
Declaration  zur  Beförderung  aulgiebt,  oder  die  als  Bedingung  tür  deren 
Annahme  vorgeschriebenen  Sicherheilsina.ssregeln  ausser  Acht  lasst,  hat 
neben  den  durch  Polizeivcrordnuhgen  oder  durch  das  Strafgesetzbuch 
festgesetzicn  Strafen,  auch  wenn  ein  Schaden  nicht  geschehen  ist,  fOr 
jedes  Kilogramm  des  Bruttogewichtes  solcher  Versanaist ücke  eine  schon 
durch  die  Auflieferung  verwirlcte  Conventionalstrafe  von  sechs  Gulden  zu 
erlegen  und  haftet  ausserdem  fOr  allen  etwa  entstehenden  Schaden. 

§  49. 

Abadiluse  des  FraoMverlrages. 

Der  Fraciiivci  trag  wird  durch  die  Ausstellung  des  Frachibnclus 
seitens  des  Absenders  und  durch  die  zum  Zeichen  der  Annahme  erfolgende 
AufdrOclcung  des  Expeditionsstempels  seitens  der  Expedition  der  Ab> 
sendestation  geschlossen.  Die  Aufdrfickung  des  Expeditionsstempels  erfolgt 
ohne  Verzug  nach  geschehener  vollstftndiger  Auflieferung  des  in  dem« 
selben  Frachtbriefe  declarirten  Gutes  (cfr.  §  65,  Alinea  S).  Mit  diesem 
Zei^yonkte  ist  der.  Frachtvertrag  als  abgeschlossen  zu  betrachten  und  gilt 
die  Uebergabe  des  Gutes  als  geschehen. 

Anmerkung:  Bei  der  Aufgabe  in  Oesterreich-Ungarn  ist 
der  Stempel  der  Expedition  der  Absendestation  (den  Fall  der 
Einlagerung  bis  zur  thunlichsten  Verladung  [§  ööj  ausge- 
nommen) ohne  Verzug  nach  geschehener  vollständiger  Auf- 
lieferung in  Gegenwart  des  \'crsendcrs  oder  dessen  Bestellten 
und  noch  vor  A usfertigung  des  Aufgabsrecepisses  dem  Fracht- 
briefe aufzudrücken. 

§  60. 
Frachtbriefe. 

Jede  Sendung  muss  von  dem  vorgeschriebenen  gedruckten,  von  der 
Eisenbahnverwaltung  gestempelten  Frachtbriefe  begleitet  sein.  Es  gelten 
dafür  folgende  einzelne  Bestimmungen: 
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1.  Für  die  laut  §  48,  lit.  B  nur  bedingungsweise  zur  Bel'örderung 
zugelassenen  Gegenstände,  sowie  für  die  vom  Versender  und  Empfänger 
auf-  und  abzuladenden  Güter  und  für  die  unter  Zoll-  oder  Steuercontrole 
stehenden  Waaren  sind  besondere,  andere  Gegenstände  nicht  umfas£»ende 
Frachtbriefe  beizugeben. 

Ferner  dürfen  nur  solche  Gegenstände  in  denselben  Frachtbrief  auf- 
genommen werden,  welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  ein  Zusammenladen 
ohne  Nachtheil  gestatten. 

Bei  Aufgabe  von  Wagenladungen  kann  der  Versender  verpflichrer 
werden,  für  jeden  Wagen  einen  eigenen  Frachtbrief  dem  Gute  beizugeben, 

2.  Der  nach  §  49  abgestempelte  Frachtbrief  gilt   als  Beweis  Ober 
den  Vertrag  zwischen  der  Eisenbahnverwaltung  und  dem  Absender;  jedoch 
macht  bei  Gütern,  deren  Auf-  und  Abladen  nach  Bestimmung  dieses  Regle- 
ments, des  Tarifes   oder  besonderer  Vereinbarung  mit  dem  Absender  von 
diesem  oder  dem  Empfänger  besorgt  wird,  die  Angabe  des  Gewichtes 
oder  der  Menge  des  Gutes  in  dem  Frachtbriefe  keinen  Beweis  gegen  die 
Eisenbahn,  sofern  nicht  die  Verwiegung  der  Wagenladung  oder  der  Güter, 
welche   dieselbe  bilden,   erfolgt  und   die  Stückzahl   oder   das  Gewichr, 
letzteres  durch  den  Wägestcmpcl  von  der  Abgangsstation,  auf  dem  Fracht- 
briefe bescheinigt  ist.  Den  Anträgen  auf  bahnseitige  Feststellung  der  Stückzahl 
oder  des  Gewichtes  der  Stückzahl  oder  des'Gewichtes  der  Güter  in  Wagen- 
ladungen muss  die  Eisenbahn  gegen   eine  von  der  Aufsichtsbehörde  fest- 
zusetzende Gebühr  nachkommen,  sofern  die  Güter  vermöge    Ihrer  Be- 
schaffenheit eine  derartige  Feststellung  ohne  erheblichen  Aufenthalt  ermög- 
lichen, beziehungsweise  sofern  die  auf  dem  Bahnhofe  vorhandenen  Wäge- 
vorrichtungen dazu  ausreichen. 

Hat  eine  bahnseitige  Feststellung  der  Stückzahl  oder  des  Gewichtes 
nicht  stattgefunden,  so  muss  der  Beweis  über  Gewicht  und  Menge  auf 
andere  Weise  als  durch   Berufung  auf  den  Frachtbrief  erbracht  werden. 

Auf  Verlangen  des  Absenders  ist  der  Stempel  der  Expedition  der 
Absendestation  (§  49),  welcher  für  das  Datum  der  Aufgabe  des  Gutes 
allein  massgebend  ist,  in  seiner  Gegenwart  dem  Frachtbriefe  aufzudrücken. 

Anmerkung:  Bei  der  Aufgabe  in  Oesterreich-Ungarn  ist 
der  Stempel  der  Expedition  der  Absendestation  (den  Fall  der 
Einlagerung  bis  zur  thunlichsten  Verladung  [§  55]  ausgenom- 
men), ohne  Verzug  nach  geschehener  vollständiger  Aufliefe- 
rung in  Gegenwart  des  Versenders  oder  dessen  Bestellten  und 
noch  vor  Ausfertigung  des  Aufgabsrecepisses  dem  Fracht- 
briefe aufzudrücken. 

Die  Annahme  von  Frachtbriefen,  welche  von  den  Bestimmungen 
dieses  Reglements  abweichende  Vorschriften  enthalten,  kann  verweigert 
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-werden,  Frachtbriefe,  mit  welchen  das  Gut  vor  der  Aufgabe  zur  Eisenbahn 
durch  andere  Frachtführer  befördert  worden,  werden  auch  als  Beilagen 
zu  den  Eisenbahnfrachtbriefen  nicht  angenommen. 

3.  In  dem  Frachtbriefe  sind  Ort  und  Datum  der  Ausstellung  anzu- 
geben und  die  üüter  nacii  Zeichen,  Nummern,  Anzahl,  N^erpackungsart,  Inhalt 
und  Bruttogewicht  der  Frachtstücke  (Colli),  die  Güter  aber,  welche  nach 
den  besonderen  Vorschritten  der  annehmenden  Eisenbahn  nicht  nach  Ge- 
wicht angenommen  werden,  nach  dem  Inhalte  dieser  Vorschriften  deutlich 
und  richtig  zu  bezeiclincn. 

Der  Frachtbrief  muss  die  Unterschrift  des  Absenders  oder  eine  ge- 
druckte, bcziciiuiii^sweise  gestempelte  Zeichnung  seines  Nauieus,  sowie 
die  deutliche  und  genaue  Bezeichnung  des  Empfängers  und  des  Bestim- 
mungsortes enthalten. 

Fohren  vom  Absendungs-  nach  dem  Bestimmungsorte  verschiedene 
Wege,  so  ist  im  Frachtbriefe  neben  der  Adresse  der  Transportweg  be- 
stimmt anzugeben  und  muss  dieser  von  Seiten  der  Bahn  eingehalten 
werden.  Fehlt  die  Angabe  des  Transportweges,  so  wfthlt  die  Versandt« 
expedition  auf  Gefahr  des  Absenders  denjenigen  Weg,  der  ihr  in  dessen 
Interesse  am  zweclcmftssigsten  erscheint. 

4.  Der  Versender  bflrgt  für  die  Richtigkeit  der  Angaben  des  Fracht- 
briefes und  trftgt  alle  Folgen,  welche  aus  unnchtigen,  undeutlichen  oder 
ungenauen  Angaben  im  Frachtbriefe  entspringen. 

Die  Eisenbahnexpedition  ist  befugt,  die  Uebereinstimmung  des  Fracht- 
briefes mit  den  betreffenden  GOtem  auch  nach  dem  Inhalte  in  Gegenwart 
des  Absenders  oder  Empfängers  oder  deren  Bevollmftchtigten,  oder  nöthigen« 
falls  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen  zu  prOfen  und  verificiren 
2u  lassen. 

Bei  unrichtiger  Angabe  des  Gewichtes  oder  Inhaltes  kann  eine  jede 
Eisenbahn  ausser  der  Nachzahlung  der  etwa  verkürzten  Fracht  vom  Ab- 
gangs- bis  zum  Bestimmungsorte  eine  Conventionalstrafe  nach  .Massgabe 
ihrer  besonderen  Vorschriften  von  dem  Versender  oder  Empfänger  er- 
heben. 

5.  Wünscht  der  Absender  eine  Bescheinigung  der  erfolgten  Ueber- 
gabe  von  Gütern  an  die  Eisenbahn,  so  hat  derselbe,  sofern  ihm  die  nach 
den  besonderen  Vorschrilten  einzelner  \'er\vakungen  etwa  gestattete  Aus- 
stellung eigener  „Aufnahmsschcinc"  mclm  genügt,  zwei  gleichlautende 
Exemplare  des  Frachtbriefes  einzureichen,  deren  eines  ihm  von  der  Eisen- 
bahnexpedition mit  der  Bezeichnung  „Duplicat**  vollzogen  zurückge- 
geben wird^ 

Dieses  DupÜcat  hat  nicht  die  Wirkung  des  das  Gut  begleitenden 
Fraditbriefes  oder  eines  Ladescheines. 


194 


Hetriebsregleineni. 


<).  Bei  Versendung  von  Gütern  nach  Orlen,  welche  an  einer  Eisen 
bahn  nicht  gelegen,  oder  nach  Eisenbahnstationen,  welche  fQr  den  Güter- 
verkehr nicht  eingerichtet  sind,  soll  der  Versender  wegen  des  Weitertrans- 
portes auf  dem  Frachtbriefe  die  Eisenbahnstation  bezeichnen,  von  "welcher 
der  Adressat  den  Weitertransport  zu  besorgen  hat  (cfr.  §§  61  und  65). 

7.  Das  Formular  zum  Frachtbriefe  ist  in  den  Anlagen  B  und  C  vor- 
i^eschrieben  und  auf  allen  Stationen  zu  den  in  den  Tarifen  angezeigten 
Freisen  käuflich  zu  haben. 

Frachtbriefe,  welche  nicht  für  Rechnung  von  Eisenbahnverwa/tungen 
gedruckt  sind,  unterliegen  behufs  Feststellung  ihrer  Uebereinstimmung  mit 
dem  vorgeschriebenen  Formulare  der  zuvorigen  Stempelung  seitens  einer 
der  Verwaltungen,  in  deren  Bereich  sie  in  Gebrauch  genommen  werden 
sollen,  gegen  eine  im  Tarife  festgesetzte  Gebühr.  Diese  Stempelung  kano 
verweige^^  werden,  sofern  nicht  gleichzeitig  mindestens  100  Frachtbriefe 
zu  diesem  Zwecke  vorgelegt  werden. 

Es  ist  gestattet,  auf  die  f<ückseite  des  Frachtbriefes  ohne  Beeinträch- 
tigung des  für  die  bahnseitige  Behandlung  desselben  bestimmten  Raumes 
die  Firma  des  Ausstellers  aufzudrücken. 

8.  An  Orten,  wo  mehrere  \'erwaltungcn  GOtercxpeditioncn  haben, 
sind  die  von  der  einen  Verwaltung  gestempelten  Frachtbriefe  auch  von 
der  andern  als  giltig  anzuerkennen. 

9.  Die  Ausstellung  anderer  Erklärungen  und  Urkunden  als  die  des 
Frachtbriefes  darf  nicht  gefordert  werden,  sofern  nicht  das  Handelsgesetz 
oder  dieses  Reglement  eine  Ausnahme  gestattet;  ebenso  dürfen  die  Fracht- 
briefe keine  Erklärungen  oder  Vereinbarungen  enthalten,  die  nicht  durch 
das  Handelsgesetz  oder  dieses  Reglement  für  statthaft  erklärt  worden  sind. 

§  51. 

Zoll-  und  Steuervorschriften. 

Der  Absender  ist  verpflichtet,  bei  Gütern,  welche  vor  der  Abliefe- 
rung  an    den  Empfänger  einer  zoll-   oder   steueramtlichen  Behandlung 
unterliegen,  die  Eisenbahn  in  den  Besitz  der  deshalb  erforderlichen  Be- 
gleitpapiere bei  Uebergabe  des  Frachtbriefes  zu   setzen.   Der  Eisenbahn 
liegt  eine  Prüfung  der  Nothwendigkeit  oder  Richtigkeit  oder  Zulänglich- 
keit  der  Begleitpapiere  nicht  ob,   und   sie,  beziehungsweise  ihre  Nach- 
folger im  Transporte,  sind  für  ein  bei  Annahme  von  Gut  ohne  Begleit- 
papiere oder   mit   unzulänglichen   Papieren   etwa  vorgekommenes  Ver- 
schulden nicht  verantwortlich.   Dagegen   haftet  der  Absender  der  Eisen- 
bahn für  alle  Strafen  und  Schäden,  welche  dieselbe  wegen  Unrichtigkeit 
und  Unzulänglichkeit  oder  mangels  der  Begleitpapiere  treffen. 

Würde  auf  ausdrücklichen,   im  Frachtbriefe   gestellten  Antrag  der 
Versender  die   Eisenbahn,  wenn  die    vorschriftsmässigen  Declarationen 
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vind    Legitimatioaspapiere  beigefOgt  sind,  die  zoll»  und  steueramtliche 

Behandlung  der  Güter  vermitteln  und  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durch- 
gangeabgabcn,  sowie  andere  öffentliche  Abgaben  und  GebOhren,  soweit 

sie  vorschriftsmässig  und  nicht  am  Abgangs-  oder  Bestimmungtorte  zu 
entrichten  sind,  vorschiessen,  so  Obernirnmt  sie  dadurch  keine  Verant- 
wortlichkeit. Die  P^isenbahn  ist  durch  einen  soicheri:estalt  gestellten  Antraj^ 
nicht  verptlichtet,  die  Vermittlung  zu  übernehmen  und  ist  befugt,  die- 
selbe einem  Spediteur  zu  übertragen,  wenn  keine  Mittelsperson  im  Fracht- 
briefe genannt  ist. 

Sollte  der  Abisender   eine  solche  Abfertigung   der  Güter  beantragt 
haben,  wie  sie  in  dem  gegebenen  Falle  gesetzlich  nicht  zulässig  ist,  so 
wird  angenommen,  dass  er  damit  einTerstandeii  sei,  wenn  die  Eisenbahn 
diejenige  Abfertigung   veranlasst,  welche  sie  nach  ihrem  Ermessen  für 
sein  Interesse  am  vortheilbaftesten  erachtet.  Wbrde  die  Eisenbahn  die 
mittelst  Frachtbriefes  an  den  Grenzen  des  betreffenden  Zollgebietes  ihr 
obergebenen  GQter  ohne  von  dem  Versender  exlrabirte  zollamtliche  Begleit- 
papiere  zur  Beförderung  an  den  Bestimmungsort  oder  an  die  fQr  die 
Abgabe  der  ZoUdeclaration  zulftssige  Zollstelle  übernehmen,  so  ist  bezie- 
hungsweise Absender  und  Empfänger  fOr  alle  Schäden  und  Nachtheile 
gegen   die   Eisenbahn  verantwortlich  und  regresspflichtig,  welche  aus 
Unrichtigkeiten,  Fciilem  und  Versäumnissen   der  Frachtbriefdeclaraiion 
des  Versenders  der  Eisenbahn  als  Frachtführerin  bei  der  ihr  obliegenden 
Abgabe  einer  nach  Misscabe  der  Declaration  im  Frachtbriefe  auszufertigen- 
uen  und  zu  vollziehenden  ZoUdeclaration  erwachsen  möchten. 

Der  Absender  hat  die  zur  zoll-  und  steucrau^tlichen  Behandlung  bei- 
«efüglen  Heglcitpapiere  auch  im  Frachtbriefe  zu  verzeichnen.  Für  Begleit- 
papiere, uelche  im  Frachtbriefe  nicht  verzeichnet  sind,  wird  von  der 
Eisenbahn  keine  Haftung  übernommen. 

§  6S. 

Berechnung  der  Frachtgelder. 

Solange  und  soweit  keine  gemeinschaftlichen  Frachttarife  publicirt 
sind,  wird  die  Fracht  nach  den  aus  den  publicirten  Tarifen  der  einzelnen 
Bahnen,  beziehungsweise  der  Verbände  zusammenzustossencVen  Beträgen 
berechnet.  Ausser  den  in  den  Tarifen  angegebenen  Sätzen  an  Frachtver- 
izfitiin?  und  an  VergCtung  für  besondere  im  Tarife  \orge5?ehene  Lei- 
stungen darf  nichts  erhoben  werden.  Haare  Auslagen  der  1-riscnbahnen  (z.  B. 
Tran.sit-,  Ein-  und  Auseangsabgaben,  Kosten  für  Ueberführung,  nöthig 
werdende  Reparaturskostcn  an  den  Gütern,  welche  diese  in  I'olgc  ihrer 
eigenen  äusseren  oder  inneren  Beschaffenheit  und  Natur  zur  ihrer  Er- 
lialiung  wahrend  des  Transportes  bedingen)  sind  zu  ersetzen. 
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Wenn  einzelne  Li»enbahnen  die  Güter  von  der  Behausung  des  Ab- 
senders abholen,  aus  Schiffen  löschen  lassen,  sowie  an  die  Behansoof 
des  Empfängers  oder  m  irgend  einen  enderen  Ort,  z.  B.  nach  Packhöles, 
1  .agerhittsern,  Revisionsschuppen,  in  ScbHFe  u.  s.  w.  bringen  lasseo,  so 
sind  auch  die  aus  den  Tarifen  zu  ersehenden  VergOtungen  hiefür  xa 
entrichten. 

Die  Fracht  wird  nach  Kilogramm,  bei  denjenigen  GOtern  aber,  welche 
ohne  Gewichtaermittlung  übernommen  werden,  nach  Maasgabe  der  darOber 
in  den  Tarifen  und  besonderen  Vorschriften  der  einzelnen  Eisenbahoec 
enthaltenen  Bestimmungen,  nach  Tragkraft  der  Wagen  oder  nach  Rauminhal: 
oder  Raummass  berechnet.  Die  Ermittlung  desGea^chtes  geschieht  entweder 
durch  wirkliche  Verwiegung  auf  den  Bahnhöfen  oder  durch  Berechnung 
nach  den  in  den  Tarifen  angegebenen  Normalsätzen.  Bei  Collogütern  bat 
dieselbe   stets  auf  der  Aufgabestalion    stattzufinden.    Sendancen  unter 
;?0  Kilogramm  werden  h(^ch«;tcns  für  30  Kilogramm,  Jas  darüber  hinaus- 
t;ehende  Gewiclit  wird  bei   Collogütern    mit  10  Kilogramm,   bei  Wagen- 
ladunesefitern   mit  100  Kilogramm,  stci;::cnd  so  berechnet,  dass  jede  an- 
gefangenen, rc»pecti\e  10  und  l«^»  Kilogramm   fQr   voll   gelten.  Durch 
diese  Gewichtsberechnuj.g  soll  jcdot;h  die  Erhebung  der  in  den  Tarifen 
einzelner  Eisenbahnen  vorgeschriebenen  Minimalbctrage  des  Frachtgeldes 
nicht  ausgeschlossen  werden. 

Dem  Aufgeber  wird  überlassen,  bei  der  Feststellung  des  Gewichte* 
gegenwärtig  zu  sein.  Varlangt  derselbe,  nachdem  diese  Feststellung  seitens 
der  Eisenbahn  Verwaltung  bereits  erfolgt  ist  und  vor  der  Verladung  der 
GCkter,  eine  anderweitige  Ermittlung  des  Gewichtes  in  seiner  oder  seines 
Beauftragten  Gegenwart,  so  ist  die  Eisenbahn  Verwaltung  berechtigt,  dafür 
ein  im  Tarife  bestimmtes  Wagegeld  zu  erheben.  Dies  Wägegeld  kann, 
jedoch  nur  von  gewöhnlichem  Frachtgute,  auch  dann  erhoben  werden, 
wenn  ausnahmsweise  der  Versender  das  Gewicht  im  Fracbtbriefe  anzu- 
setzen unterlassen  hat  und  die  Ergänzung  des  Frachtbriefes  in  dieser 
Beziehung  der  Eisenbahn  Verwaltung  Oberlasst. 

Alle  in  einem  Frachtbriefe  enthaltenen  Gegenstände  desselben  Fracht« 
Satzes  bilden  eine  Abfertigungsposilion  zur  Berechnung  des  Frachtgeldes. 

Die  zu  erhebende  Fracht  wird  mit  ganzen  Kreuzern  abgerundet,  so 
dass  Bruchkreuzer  fQr  volle  Kreuzer  gerechnet  werden. 

Wenn  nach  den  besonderen  Vorschriften  der  einzelnen  Eisenbahoen 
Güter  von  den  Versendern  selbst  zu  verladen  sind,  so  dürfen  die  Ver- 
sender die  Wagen  nur  bis  zu  der  an  denselben  vermerkten  Tragfthigkeit 

beladen.  FOr  L'eberladung  kann  die  Eisenbahn,  vorbehaltlich  sonstiger  Ent- 
schädigung, eine  in  den  besonderen  Vorschriften  festzustellende  Gonven- 
tionalstrafe  erheben. 
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^  5:1 

Zahlung  der  Fracht. 

Die  Frachtgelder  werden  bei  der  Aufgabe  des  Gutes  berichtigt  oder 
auf  den  Empfänger  zur  Zahlung  angewiesen.  Bei  Gütern,  welche  nach 
dem  Ermessen  der  annehmenden  Kisenbahn  dem  schnellen  Verderben 
unterliegen  oder  die  Fracht  nicht  sicher  decken,  kann  eine  sofortige 
Berichtigung  der  Frachtgebühren  gefordert  werden. 

Unrichtige  Anwendungen  des  Tanfes,  sowie  Fehler  bei  der  GebOhren- 
berechnung  sollen  weder  ucr  Eisenbahn,  noch  dem  zur  Zahlung  Ver- 
pflichteten zum  Nachtheile  gereichen.  Zu  viet  erhobene  Beträge  sind 
dem  Bezugsberechtigten  thunlichst  zu  avjsiren. 

§  64. 

Nachnahme  und  Provision. 

Die  auf  GQtern  bei  ihrer  Aufgabe  auf  die  Bahn  haftenden  Spesen, 
deren  Specificirung  verlangt  werden  darf,  kennen  nachgenommen  werden. 

Auch  Vorschösse  auf  den  Werth  des  Gutes  werden  bis  auf  die  Höhe 
von  160  Gulden  unter  denselben  Bedingungen  wie  Spesen  nach  nahmen 
zugelassen,  wenn  dieselben  nach  dem  Ermessen  des  expedtrenden  Be- 
amten durch  den  Werth  des  Gutes  sicher  gedeclit  werden. 

FOr  jede  aufgegebene  Nachnahme,  gleichviel  ob  dieselbe  verabfolgt 
oder  in  Folge  anderweitiger  Disposition  ganz  oder  theilweise  zurQck- 
gezogen  ist,  wird  die  durch  den  Tarif  der  Aufgabestation  bestimmte 
Provision  berechnet.  Von  den  Eisenbahnen  im  Falle  des  Weitertrans- 
portes von  einer  Bahn  auf  die  andere  nachgenommene  Frachtgelder  sind 
jedoch  provisionsfrei. 

Für  baare  Auslagen  (§  5'2),  welche  ebenfalls  nachgenommen  werden 
können,  darf  die  im  Tarife  der  die  haaren  Auslagen  vorschiessenden 
Eisenbahn  bestimmte  Provision  für  Nachnahme  erhoben  werden. 

Als  Bescheinigung  über  die  .\uflegung  vt»n  Nachnahmen  auf  Güter 
dient  in  der  Regel   der  abgestempelte  Frachtbrief  oder  die  anderweit 
gestattete  Form  der  Bescheinigung  ober  Aufgabe  von  Gittern  (cfr.  §  50, 
Nr.  5),  jedoch  werden  auf  Verlangen  noch  besondere  Nachnahmescheinei" 
und  zwar  gebtihrenfrei  ertheilt. 

Eingegangene  Nachnahmen  werden  dem  zum  Empfange  Berechtigten 
ohne  Verzug  avisirt  und  ausgezahlt. 

Annahme  der  QUter. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  GOter  zum  Transporte  eher 
anzunehmen,  als  bis  die  Beförderung  geschehen  kann,  namentlich  also 
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nicht,  insofern  die  regeimftssigen  Trensportmtttet  der  Bahn  zur  Ausföhrunj; 
des  nachgesuchten  Transportes  nicht  genügen.  Die  Eisenbahn  ist  jedoch 
gehalten,  die  zugefCihrten  Güter,  soweit  die  disponiblen  Kdumlichkeiten 
zureichen,  gegen  Empfangsbescheinigung  mit  Jem  Vorbehalte  depontrer 
zu  lassen,  dass  die  Annahme  zum  Transporte  und  die  Aufdrückung  des 
Expediti(>r.s<?tempe!s  auf  Jen  I  raclitlMief  fcfr.  §  49)  erst  iiann  erfols::, 
wenn  die  Verladung  des  Gutes  lu^plich  tzcnorden  ist.  Der  Aufgeber 
im  Frachtbriefe  sein  KinvLrstiindriiss  zu  erklären,  dass  die  Sendung  bi» 
zur  thunlichen  V  erladung  eingelagert  bleibe. 

Auflieferung  der  Qüter  und  Beförderung. 

Das  Gut  muss  in  den  festgesetzten  Expeditionszeiten  aufgeliefert, 

beziehungsweise  von  dem  Absender  verladen  werden,  und  wird,  je  nach 
der  Declaration  des  Absenders,  in  Eilfracht  oder  in  gewöhnlicher  Fracht 
befördert  (§  69). 

An  Sonn-  und  Festtagen  wird  gewöhnliches  Frachtgut  nicht  ange- 
nomiDen  und  am  Bestimmunes;nrtc  Jem  AJrcj^saten  nicht  \crnbfolgr. 

Ki!::ut  wird  auch  nn  Snn:i-  und  Festtagen,  aber  nur  in  Jer  ein-  für 
allemal  bestimmten,  durch  Ausliang  in  den  Fxpediiionslocakn  i?nd 
beziehungsweise  auch  in  einem  Localblatte  bekanntgeniachten  Tageszeit 
angenojumen  und  ausgeliefert. 

Eilgut  muss  mit  einem  aui  rothem  Hapier  gedruckten  Frachtbriefe 
(Anlage  C)  aufgegeben  werden  und  wird  vorzugsweise  und  schleunig 
befördert.  Gewöhnliches  Frachtgut  ist  mit  einem  Frachtbriefe  nach 
Anlage  B  aufzugeben. 

In  Ansehung  der  Zeit  der  Beförderung  der  Güter  bildet  die  Reiben- 
folge  der  Auflieferung  die  Regel  und  darf  kein  Absender  vor  dem  anderen 
ohne  einen  in  den  Einrichtungen  der  Bahn,  in  den  Transport  Verhältnissen 
oder  im  öfTentlichen  Interesse  liegenden  Grund  begünstigt  werden. 
Zuwiderhandlungen  begründen  den  Anspruch  auf  Ersatz  des  dadurch 
iintstandenen  Schadens. 

Die  Eisenbahnen  sind  verpflichtet,  solche  Einrichtungen  zu  treffen, 
dass  die  Reihenfolge  der  Güterverabfertisting  con<;tatirt  werden  kam. 

l>ie  Bcstelhini;  der  Wa^eti  für  solche  Güter,  deren  Verladung  der 
Absender  selbst  besorgt,  muss  für  einen  bestimmten  Tag  nachgesucht 
und  die  Verladung  in  der  von  der  Absendestation  zu  bestimmenden 
Frist  vollendet  werden. 

Diese  Frist  wird  durch  Anschlag  in  den  Güterexpcdiiionen  und  be- 
ziehungsweise auch  durch  Bekanntmachung  in  einem  Localblatte  7ur 
allgemeinen  Kenntniss  gebracht. 
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§  67. 

Lieferungszeit.  Berechnung  derseiben. 

Jude  Bahnverwaltuna   publicirt   durch   die  Tarife  für  den  Verkehr 
innerhalb  ihres   Bahngebietes  l.ieferungszeiten,  welche   sich  ans  Trans- 
port-   und   Expeditionsfristen    zusammensetzen    und  die  nachfolgenden 
Maximalansätze  nicht  überschreiten  dürfen: 

FOr  Eilgüter: 

1.  Expeditionsfrist  1  Tag, 

8«  Transporifirist  fOr  je  auch  nur  angefangene  300  Kilometer  1  Tag* 

.  b)  Für  Fraditgüter: 

t«  Expedittonafrist  2  Tage, 

8.  Traasporifrist  bei  einer  Entfernung  bis  zu  100  Kilometer  1  Tag, 

bei  grösseren  Entfernungen  für  je  auch  nur  angefangene 

weitere  SOO  Kilometer  1  Tag. 

Wenn  der  Transport  aus  dem  Bereiche  einer  Verwaltung  in  den 
Bereich  einer  anderen  anschliessenden  Verwaltung  Obergeht,  so  berechnen 
sich  die  TransportfHsten  aus  der  Gesammtentfernung  zwischen  der  Auf* 
gäbe-  und  Bestimmungsstation,  während  die  Expeditionsfristen  ohne 
ROclcsicht  auf  die  Zahl  der  durch  den  Transport  berührten Verwaitungs« 
gebiete  nur  einmal  zur  Berechnung  kommen. 

Anmerkung:  Im  internen  österreichisch  -  ungarischen 
Verkehre  kann  von  der  obersten  Aufsichtsbehörde  für  den 
Uebergang  von  einer  Bahn  auf  die  andere,  oder  selbst  auch 
für  den  ü ebergang  vort  einer  Linie  auf  eine  andere  Linie  der- 
selben Bahn  Verwaltung  ein  Züsch!  at^  an  der  Expeditions- 
frist  von  höchstens  sechs  Stunden  bei  Eilgütern  una 
von  höchstens  zwölf  Stunden  bei  Frachtgütern  für  jeden 
Uebergang  bewilligt  werden.  Für  UebergAnge  Ober  Verbin» 
dungsbahnen  in  grösseren  Orten  und  nicht  Oberbrückte 
Flüsse  (mittelst  Trajectes)  können  von  der  obersten  Auf- 
sichcsbehörde  noch  weitere  Zuschlagsfristen  der  betreffen- 
den Verwaltung  zugestanden  werden. 

Den  Eisenbabnverwaltungen  wird  vcn^halten,  für  aussergewöhnliche 
Verkehrsverhaltnisse  mit  oder  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Auf« 
stcbtsbehörde  Züsch lagafristen  festzusetzen  und  zu  publiciren. 

Aus  der  Bekanntmachung  muss  zu  ersehen  sein,  ob  und  durcii 
welche  Behörde  die  Genehmigung  ertheilr,  oder  nb  eine  solche  vorbe- 
halten ist.  Im  letzteren  Falle  muss  die  nachträglich  erfolgte  Gene!)iiiii:unii 
innerlialb  8  Tagen  durch  eine  besondere  Bekanntiuachunsj  verütfent licht 
werden.  Die  Festsetzung  von  Zuschlagsfristen  ist  wirkungslos,  wenn  die 
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nachträgliche  Genehmigung  von  der  Aufsichtsbehörde  versagt,  oder  die 
ertheilte  Genehmigung  nicht  rechtzeitig  puhlicirt  wird. 

Die  Lieferungszeit  beginnt  mit  der  auf  die  Abstempelung  des  Fracht- 
briefes (§§  49  und  50)  folgenden  Mitternacht  und  ist  gewahrt,  wenn 
innerhalb  derselben  das  Gut  dem  Empfänger  oder  lieijenigen  Person,  an 
welche  die  Ablieferung  giltig  geschehen  kann,  an  die  Behausung  oder  an 
das  Geschaftslocal  zugefahrt  ist,  oder,  felis  eine  solche  Zuffihrung  nicht 
zugesagt  oder  ausdrQcklich  verbeten  ist  (§  59),  wenn  innerhalb  der 
gedachten  Frist  schriftliche  Nachricht  von  der  erfolgten  Ankunft  ftt  den 
Empfänger  zw  Post  gegeben  oder  solche  ihm  auf  andere  Weise  wirklich 
zugestellt  ist. 

FOr  GQter,  welche  Bahnhof  restante  gestellt  sind,  ist  die  Lieferzeit 
gewahrt,  wenn  das  Gut  innerhalb  derselben  auf  der  Bestimmungsstation 

zur  Abnahme  bereitgestellt  ist. 

Der  Lauf  der  Lieferfristen  ruht  für  die  Dauer  steueramtlicher  Ab- 
fertigung, sowie  für  die  Dauer  einer  ohne  Verschulden  der  Bahnver- 
waltung eingetretenen  Betriebsstörung,  durch  welche  der  Antritt  oder 
die  Fortsetzung  des  Bahntransportes  zeitweilig  verhindert  wird. 

§  58. 

Zeitweilige  Verhinderung  des  Tramportet. 

Wird  der  Antritt  oder  die  Fortsetzung  des  Bahntransportes  durch 
Naturereignisse  oder  sonstige  Zufftlle  zeitweilig  verhindert,  so  ist  der  Ab- 
sender nicht  gehalten,  die  Aufhebung  des  Hindernisses  abzuwarten;  er 
kann  vielmehr  vom  Vertrage  zurOcktreten,  muss  alsdann  aber  die  Eisen- 
bahn, sofern  derselben  kein  Verschulden  zur  Last  filllt,  wegen  der  Kosten 
zur  Vorbereitung  des  Transportes  und  der  Kosten  der  Wiederausladung 
durch  eine  (in  den  besonderen  Vorschriften  festgesetzte)  Gebühr  ent- 
schädigen und  ausserdem  die  Fracht  für  die  von  dem  Gute  etwa  schon 
zurQckgelegte  Transportstrecke  berichtigen. 

Wenn  jedoch  wegen  einer  Betriebsstörung  die  Fortsetzung  des 
Transportes  auf  dem  vom  Versender  vorgeschriebenen  oder  von  der 
Eisenbahn  gewählten  Wege  nicht  möglich  ist,  wohl  aber  auf  einem 
anderen,  wenn  auch  längeren  Wege  stattfinden  kann,  so  bleibt  es,  unbe- 
schadet der  aus  Rücksichten  des  allgemeinen  Verkehres  ergehenden  An- 
ordnungen der  Aufsichtsbehörde,  der  Eniscneidung  der  iiiscnbahn  über- 
lassen, ob  es  dem  Interesse  der  Betheiligten  mehr  entspricht,  die  Be- 
seitigung der  Störung  .abzuwarten  oder  die  Sendung  auf  Kosten  der 
Versender,  respective  Empfänger  Ober  eine  Hilfsroute  dem  Bestimmungs- 
orte zuzuführen  oder  endlich  die  Absender  um  anderweitige  Disposition 
Ober  die  Goter  anzugehen. 
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%  69. 

Avisirung  und  Ablieferung  des  Qutes. 

Die  Eisenbahn  ist  verpflichtet,  am  Bestimmungsorte  dem  durch  den 
Frachtbrief  bezeichneten  Empfilnger  den  Frachtbrief  und  das  Gut  auszu-, 
liefern.  NachtrSglichen  Anweisungen  des  Absenders  wegen  Zurückgabe 

des  Gutes  oder  Auslieferung  desselben  an  einen  anderen,  als  den  im 
Frachtbriefe  bezeichneten  Empfänger  hat  die  Eisenbahn  so  lange  Folge 
zu  leisten,  als  sie  Letzterem  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte 
den  FVachtbrief  noch  nicht  Obergeben  hat.  Der  Absender  hat  in  diesem 
Falle  auf  Erfordern  das  ihm  etwa  ausgestellte  Frachtbriefduplicat  (§  50, 
Nr.  5)  oder  den  Aufnahmsschein  zurückzugeben. 

Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  andere  Anweisungen  als  die- 
jenigen, welche  auf  der  Aufgabsstaiion  erfolgt  sind,  zu  beachten. 

Ist  dem  Empfänger  nach  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungsorte 
der  Frachtbrief  bereits  übergeben,  so  hat  die  Eisenbahn  nur  die  An- 
V  eisiingen  des  bezeichneten  Empfängers  zu  beachten,  widrigenfalls  sie  dem- 
selben für  die  [.adung  verhaftet  ist. 

Bei  denjenigen  Gütern,  welche  die  Fisenbahn  nicht  selbst  dem 
Empfänger  an  seine  Behausung  oder  an  sein  Geschäfislocal  zuführen 
lässt,  wird  dem  Adressaten  spätestens  nach  Ankunft  und  Bereitstellung 
der  transportirten  Güter  schriftliche  Nacliricht  durcii  Boten,  per  Post 
oder  durch  sonst  übliche  Gelegenheit  zugesendet. 

Wo  die  Verwaltung  es  für  angemessen  erachtet,  werden  von  der- 
selben besondere  RoIIfuhrunternehmer  zum  An*  und  Abfahren  der  Gfiter 
innerhalb  des  Stationsortes  oder  von  und  nach  seitwtrts  belegenen  Ort- 
schaften bestellt,  auf  welche  der  §  63  des  Reglements  Anwendung  findet. 

Die  Taxe  fOr  die  dem  Rollfuhrunternehmer  zu  zahlende  GebOhr 
muss  in  den  betreffenden  GQterexpeditionen  zur  Einsicht  aushAngen  und 
auch  von  dem  Fuhrmann  auf  Verlangen  vorgezeigt  werden. 

Diejenigen  Empßinger,  welche  sich  ihre  Güter  selbst  abholen  oder 
sich  anderer  als  der  von  der  Bahnverwaltung  bestellten  Fuhrunternehmer 
bedienen  wollen,  haben  dies  der  betreffenden  Gfiterezpedition  rechtzeitig 
vorher,  jedenfalls  noch  vor  Ankunft  des  Gutes  und  auf  Erfordern  der 
G&terexpedition  unter  glaubhafter  Bescheinigung  der  Unterschrift  schrift- 
lich anzuzeigen. 

Die  Befügniss  der  Empfanger,  ihre  Güter  selbst  abzuholen  oder 
durch  andere  als  von  der  Bahnverwaltung  bestellte  Fuhrunternehmer 

abholen  zu  lassen,  kann  von  der  Eisenbahn  im  allgemeinen  Verkehrs« 
interesse  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  beschrankt  oder  auch 
ganz  aufgehoben  werden. 
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Ausgeschlossen  von  der  Selbstabholung  sind  diejenigen  GQter, 
welche  nach  steueramtlichen  Vorschriften  oder  aus  anderen  GrQnden 

nach  Packhöfen  oder  Niederlagen  der  Steuerverwaltung  gefahren  werden 
mOssen.  Güter,  welche  Bahnhof  restante  gestellt  sind  oder  den  Adressaten 
durch  die  Bahnverwaltung  zugeffjhrt  werden,  werden  nicht  avisirt. 

Nach  geschehetier  Zahlun*?  der  etwa  noch  nicht  bericluimen  Fracht 
und  der  auf  den  Gütern  haftenden  Auslaizen  und  Gebühren  erfolgt  peaen 
Einlieferung  der  Empfangsbescheinigung  —  welche  sich  einfach  auf  den 
Empfani;,  mit  Ausschluss  also  der  Forderung  tadellosen,  rechtzeitiizen  etc. 
Empfanges  m  beiichranken  imt  —  und  Vorzeigung  des  qultiirten  Fracht- 
briefes die  Auslieferung  des  Gutes  in  den  Expcditionslocalen  (auf  den 
GOterbOden)  und  die  Stellung  der  Wagen  zur  Entladung  auf  den  Ent- 
ladungsplätzen, und  swar  mit  folgenden  nftheren  Zeitbestimmungen: 

1.  Die  GQter  sind  vorbehaltlich  der  unter  8  nachfolgenden  Be* 
Stimmung  binnen  der  im  Tarife  festzustellenden  lagerzinafrelen  Zeit, 
welche  nicht  weniger  als  84  Stunden  nach  Absendung,  respectiye  Empfang 
(cfr.  §  67}  der  Benachrichtigung  betragen  darf,  wahrend  der  vorgeschrte» 
benen  Gescbaftsstunden  abzunehmen. 

FQr  Bahnhof  restante  gestellte  GOter,  sowie  für  Güter  derjenigen 
Empfänger,  welche  sich  die  Avisirung  schriftlich  ein-  für  allemal  ver- 
beten haben,  beginnt  diese  Zeit  mit  der  Ankunft  des  Gutes. 

2.  Die  Fristen,  binnen  welcher  die  von  dem  Versender  selbst  ver- 
ladenen Güter  durch  die  Empfanger  auszuladen  und  abzuholen  sin.i. 
werden  durch  die  besonderen  Vorschriften  jeder  Verwaltung  festgesetzt 
und  auf  jeder  Station  durch  Aushang  in  den  Expeditionslocalen,  be- 
ziehunizsw  eise  auch  durch  Bekanntmachung  in  einem  Localblatte  zur 
allgeuiciiien  Kenntr.iss  gebracht. 

Zwischcnfallcnde  Sonn-   und  Festtage  werden  überall  nicht  mit- 
gerechnet. 

4.  Wegen  nicht  erfolgter  Ankunft  eines  Theiles  der  in  demselben 
Prachtbriefe  verzeichneten  Sendung,  wovon  jeder  Theil  ohne  Zusammen- 
hang mit  dem  Ganzen  einen  gemeinen  Werth  hat,  kann  die  Annahme 
des  angekommenen  Theilea  und  die  Zahlung  des  verhflltnissmissigen  Fracht* 
betrages  vom  Adressaten  nicht  verweigert  werden,  unbeschadet  der  auf 
Grund  der  §§  62  ff.  von  ihm  zu  erhebenden  EntschfldigungsanaprOche. 

EilgOter  werden,  sofern  aussergewöhnliche  Verhaltnisse  nicht  eine 
längere  Frist  unvermeidlich  machen,  binnen  zwei  Stunden  nach  der  An- 
kunft avisirt,  respective  binnen  aecha  Stunden  dem  Adressaten  in  seine 
Behausung  zugeführt.  Die  Avisirung,  respective  Zuführung  der  später  als 
6  Uhr  Abends  angekommenen  Eilgüter  kann  erst  am  folgenden  Morgen 
verlangt  werden.  Die  im  §  57  getroffenen  Festsetzungen  werden  hier- 
durch nicht  berührt. 
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Der  Empfftnger  ist  berechtigt,  bei  der  Auslieferung  von  GOtern  an 
ihn«  deren  Nachwägung  in  seiner  Gegenwart  auf  dem  Bahnhofe  zu  ver- 
langen. Diesem  Verlangen  muss  die  Eisenbahnverwaliung  bei  Collogütern 
stets,  bei  Wagenladungsgütern  insoweit,  als  die  auf  dem  Bahnhofe  vor- 
handenen Wägevorrichtungen  dazu  ausreichen,  nachkommen.  Gestatten 
die  Wagevorrichtungen  der  Füsenbahn  eine  Verwiegung  von  Wauen- 
ladungsgütern  auf  dem  Bahnhofe  nicht,  so  bleibt  dem  Empfanger  uber- 
lassen, die  Verwiegung  da,  wo  derartige  Wägevorrichtungen  am  nächsten 
zur  Verfügung  stehen,  in  Gegenwart  eines  dazu  von  der  Eisenbahnver- 
waltung zu  bestellenden  Bevolhuächtigten  vornehmen  zu  lassen. 

Ergiebt  die  Nachwägung  kein  von  der  Eisenbahnverwaliung  zu  ver- 
tretende« Gewicfatsmanco,  so  hat  der  Empfänger  die  durch  die  Verwiegung 
entstandenen  Kosten,  beziehungsweise  tarifmftssigen  GebQhreni  sowie  die 
Entschädigung  für  den  etwa  abgeordneten  Bevollmächtigten  zu  tragen. 

Dagegen  hat  die  Eisenbahn  Verwaltung,  falls  ein  von  ihr  zu  ver« 
tretendes  und  nicht  bereits  anerkanntes  Gewichtsmanco  festgestellt  wird, 
dem  Empfanger  die  ihm  durch  die  NachwAgung  verursachten  Kosten  zu 
erstatten. 

§  60. 

Lagergeld  on<l  ConventionalstrafiB. 

1.  Wer  ohne  die  im  §  68  erwähnten  V^eranlassungen  die  von  ihm 
zur  Beförderung  aufgelieferten  Güter  aus  den  Lagerräumen  oder  den 
Wagen  der  Eisenbahn  vor  deren  Abfahrt  zurücknimmt,  hat  auf  Verlangen 
der  Eisenbahnverwallung  ausser  den  Auf-  und  Abladegebühreii  für  jeden 
Tag  vom  Augenblicke  der  Auflieferung,  der  Tag  sei  blos  angebrochen 
oder  verstrichen,  ein  Lagergeld  zu  entrichten. 

Wird  vom  Absender  die  Zurückgabe  eines  Gutes  auf  einer  Zwischen- 
station der  Transportstrecke  verlangt,  und  geht  die  Verwaltung  auf  dieses 
Verlangen  ein,  so  ist  neben  der  tarifmflssigen  Fracht  für  die  von  dem 
Gute  zurückgelegte  Bahnstrecke  das  tarifmassige  Reugeld  zu  zahlen. 

2.  Bei  einer  nach  und  nach  stattfindenden  Auflieferung  der  in.  dem> 
selben  Frachtbriefe  declarirten  Sendungen,  oder  wenn  Goter  mit  unvoll* 
standigen  oder  unrichtigen  Frachtbriefen  aufgeliefert  sind  und  deshalb 
bis  zum  Eingange  der  vervollständigten  oder  berichtigten  Frachtbriefe 
liegen  bleiben  müssen,  kann  die  Eisenbahn,  wenn  die  Auflieferung  nicht 
innerhalb  24  Stunden  vollbracht  und  eine  Verzögerung  des  Auflieferungs- 
geschäftes ersichtlich  ist,  beziehungsweise  wenn  innerhalb  jener  Zeit  die 
Vervollständigung  unti  Berichtigung  der  Frachtbriefe  nicht  erfolgt  ist, 
von  den  aufgelieferten  Gütern  nach  Ablauf  jener  24  Stunden  bis  /.ur 
vollständig  vollbrachten  Auflieferung  der  ganzen  Frachtbriefsendung,  be- 
ziehungsweise bis  zur  Vervolistandiguiig   und  Berichtigung  der  Fracht- 
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briefe,  ein  Lagergeld  erbeben  lassen.  Eine  Conventionalstrafe,  fQr  welche 
auf  Verlangen  bei  Bestellung  der  Wagen  eine  den  Betrag  der  Strafe  fQr 
eine  Tagesversflumniss  ausgleichende  Caution  zu  erlegen  ist,  kann  die 
Eisenbahn  ebenfalls  von  Demjenigen  einziehen,  welcher  Eisenbahnwagen 

zum  Transporte  von  Gütern,  deren  Verladung  der  Versender  zu  besorgen 
hat,  bestellt,  und  \\  einher  nicht  in  der  durch  die  besonderen  Vorschriften 
(cfr.  §  66  am  Schlüsse)  zu  bestimmenden  Frist  die  Beladung  ordnungs- 
mässig  bewirkt  und  die  Güter  zur  Abfertigung  bringt;  auch  ist  im 
letzteren  Falle  die  Eisenbahn  nach  Ablauf  jener  Frist  befugt,  das  Ge- 
ladene von  dem  Wagen  auf  Kosten  des  Bestellers  wieder  zu  entfernen, 
das  Kntladene  auf  Gefahr  desselben  und  gegen  ein  Lagergeld  lagern  zu 
lassen  und  den  Eisenbahnwagen  der  Verfügung  des  Bestellers  zu  ent- 
ziehen. 

Dagegen  ist  die  Eisenbahn  verpflichtet,  den  Besteller  von  Wagen 
durch  Zahlung  einer  gleich  hohen  Conventionalstrafe  zu  entschädigen, 
soferne  sie  fest  zugesagte  Wagen  nicht  rechtzeitig  stellt 

8.  Wer  GOter  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  nicht  abnimmt» 
hat  gleichfalls  Lagergeld  zu  bezahlen. 

Dagegen  ist  die  Eisenbahn  Verwaltung  zum  Ersätze  der  nachge- 
wiesenen Kosten  der  zwar  rechtzeitig,  aber  vergeblich  versuchten  Ab« 
holung  eines  Gutes  in  dem  Falle  verpflichtet,  wenn  ein  bereits  avisirtes 
Gut  im  Bahnhofe  nicht  spätestens  innerhalb  einer  Stunde  nach  dem 
Eintreffen  des  Abholers  zur  Entladung,  respective  Abgabe  bereit  ge> 
stellt  ist. 

4.  Wenn  aus  den  vom  Versender  beladenen  Wagen  die  verladenen 
Güter  nicht  innerhalb  der  im  §  59  Nr.  2  vorgeschriebenen  Zeit  ausge- 
laden und  abgeholt  sind,  so  ist  die  Eisenbahn  zu  tiieser  Ausladung  am 
Kosten  des  Empfängers,  respective  V'crsenders,  jedoch  ohne  üebernahme 
irgend  einer  Garantie,  ermächtigt  und  kann  durch  die  besonderen  Vor- 
schriften zugleich  eine  conventionelle  Entschädigung  als  Lagergeld  uder 
als  Wagenstrafmiethe  festsetzen. 

d.  Bei  Gütern,  deren  Empfänger  nicht  bat  benachrichtigt  werden 
können,  beginnt  die  Berechnung  des  Lagergeldes  und  der  Wagenstraf- 
miethe nach  Abtauf  der  in  den  besonderen  Vorschriften  bestimmten 
Fristen. 

6.  lieber  die  Höhe  und  Qber  die  Art  und  Weise  der  Berechnung 
dieser  Conventionellen  Lagergelder  und  Wagenstrafmiethen  enth&tt  der 
Tarif  fOr  die  GQterbeförderung  die  näheren  Bestimmungen. 

Wenn  der  geregelte  Verkehr  durch  grosse  Güteranhflufungen  ge- 
fährdet wird,  so  ist  die  Eisenbahn  zur  Erhöhung  der  Lagergelder  und 
der  Wagenstrafmiethe  und,  wenn  diese  Massregel  nicht  ausreichen  sollte, 
auch  zur  Verkürzung  der  Ladefrtsten  und  zur  Beschränkung  der  lager« 
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zinsfreien  Zeit  für  die  Dauer  der  Anhäufung  der  Goter,  und  zwar  Alles 
dieses  unter  Beachtung  der  für  die  Pestsetzung  von  Zuschlagslieferfristen 
im  §  57)  Alinea  3  und  4,  gegebenen  Vorschriflen  berechtigt. 

§  61. 

Verfahren  bei  Ablieferungshindernissen. 

Güter,  deren  Ab-  oder  Annahme  verweigert  oder  nicht  rcchizeitig 
bewirkt  wird,  und  Güter,  deren  Abgabe  nicht  thunlicli  geworden,  sowie 
solche,  welche  unter  der  Adresse  „Bahnhof  restante'*  länger  als  die  durch 
die  besonderen  Vorschriften  nachgelassene  Frist  nach  der  Ankunft  ohne 
geschehene  Meldung  des  Empfängers  daselbst  gelagert  haben,  lagern  auf 
Gefahr  und  Kosten  der  Versender,  welche  mit  thunlichster  Beschleunigung 
hiervon  zu  benachrichtigen  sind.  Auch  hat  die  Eisenbahn  das  Recht, 
solche  Goter  unter  Nachnahme  ihrer  darauf  haftenden  Kosten  und  Aus- 
lagen in  ein  öffentliches  Lagerhaus  oder  einem  ihr  als  bewahrt  belcannten 
Spediteur  für  Rechnung  und  Gefahr  dessen,  den  es  angeht,  auf  Lager 
zu  übergeben  und  sie  da  zur  Disposition  des  Versenders  unter  sofortiger 
Benachrichtigung  desselben  zu  stellen. 

Die  Eisenliahn  ist  berechtigt,  Güter,  deren  Bestimnnungsort  nicht 
an  der  Eisenbahn  gelegen  ist,  mittelst  eines  Spediteurs  oder  einer  anderen 
Gelci:enheit  nach  dem  Bestimmungsorte  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Ver- 
senders weiter  befördern  zu  lassen,  wenn  nicht  wegen  sofortiger  Weiter- 
beförderung der  Güter  vom  Absender  oder  Empfänger  Verfügung  ge- 
troffen ist.  Dasselbe  gilt  von  Gütern,  deren  Bestimmungsorl  eine  nicht 
für  den  Güterverkehr  eingerichtete  Eisenbahnstation  ist. 

Die  vorstehende  Bestimmung  findet  keine  Anwendung,  soweit  die 
Verwaltung  Rollfuhrunternehmer  zur  Beförderung  der  Güter  nach  Seit- 
wirts belegenen  Orten  bestellt  hat  (cfr.  §  69). 

Der  Versender  erklärt  sich  durch  die  Aufgabe  des  Gutes  auch  damit 
einverstanden,  dass  die  Eisenbahn  Güter,  deren  An-  und  Abnahme  ver- 
weigert oder  nicht  rechtseitig  bewirkt  wird»  oder  deren  Abgabe  nicht 
thunlich  ist,  wenn  sie  dem  schneiten  Verderben  ausgesetst  sind,  oder 
endlich  solche  Güter,  deren  angebotene  Zurücknahme  durch  den  Ver- 
sender bei  verweigerter  Abnahme  seitens  des  AdrcMaten,  oder  im  Falle, 
dass  der  Adressat  nicht  zu  ermitteln  ist,  unterbleibt,  ohne  weitere  Förm- 
lichkeit bestmöglich,  und  zwar  Güter,  die  dem  .schnellen  Verderben  aus- 
gesetzt sind,  ohne  Verzug,  alle  anderen  aber  frühestens  vier  Wochen 
nach  Ahlauf  der  lage^rzinsfreien  Zeit  verkauft. 

Das  Gleiche  gilt  für  den  Fall,  dass  der  Versender  nicht  zu  er- 
mitteln ist. 

Herrenlose  Güter,  welche  sich  im  ortlichen  Bezirke  der  Eisenbahn 
vorfinden,  unterliegen  den  Bestimmungen  des  §  33. 
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§  «2. 

Haftpflicht  im  Allgemeinen. 

Wenn  eine  Eisenbahn  das  Gut  mit  einem  Frachtbriefe  übernimmt, 
nach  welchem  der  Transport  durch  mehrere,  sich  aneinander  anschliessende 
Eisenbahnen  tu  bewirken  ist,  so  haften  als  Frachtführer  für  den  ganzen 
Transport  nicht  sämmtliche  Eisenbahnen,  welche  das  Gut  mit  dem  Fracht- 
briefe übernommen  haben,  sondern  nur  die  erste  und  diejenige  Bahn, 
welche  das  Gut  mit  dem  Frachtbriefe  zuletzt  übernommen  hat;  eine  der 
übrigen  in  der  Mitte  liegenden  Eisenbahnen  kann  nur  dann  als  Fracht- 
führer in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  ihr  nachgewiesen  wird, 
dass  der  Schaden,  dessen  Ersatz  gefordert  wird,  auf  ihrer  Bahn  sich  er- 
eignet hat. 

Der  den  Eisenbahnen  untereinander  zustehende  Rückgriff  wird 
dadurch  nicht  berührt. 

§  63. 

Haftpflicht  der  Eisenbahn  für  ihre  Leute. 

Die  Eisenbahn  haftet  für  ihre  Leute  und  für  andere  Personen,  deren 
sie  sich  bei  Ausführuug  des  von  ihr  übernommenen  Transportes  bedient. 

§  «4. 

Umfang  und  Zeitdauer  der  Haftpflicht. 

Die  Eisenbahn  haftet,  abgesehen  von  den  besonderen  Bestimmungen 
im  §  67,  für  den  Schaden,  welcher  durch  Verlust  oder  Beschädigung 
des  Gutes  seit  dem  Abschlüsse  des  Frachtvertrages  (§  49)  bis  zur  Ab- 
lieferung entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist,  dass  der  Verlust  oder 
die  Beschädigung  durch  höhere  Gewalt  (vis  major)  oder  durch  die  natür- 
liche Beschaffenheit  des  Gutes,  namentlich  durch  inneren  Verderb, 
Schwinden,  gewöhnliche  Leckage  u.  dgl.,  oder  durch  äusserlich  nicht  er- 
kennbare Mangel  der  Verpackung  entstanden  ist. 

Die  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  für  Verlust  oder  Beschädigung  des 
Gutes  während  der  Zeit  von  der  Auflieferung  desselben  bis  zur  Ab- 
stempelung des  Frachtbriefes,  soweit  sie  gesetzlich  begründet  ist,  wird 
hierdurch  nicht  berührt. 

Der  Ablieferung  an  den  Adressaten  steht  die  Ablieferung  an  ZoU- 
und  Revisionsschuppen  nach  Ankunft  des  Gutes  auf  der  Bestimmungs- 
station, sowie  die  nach  Massgabe  dieses  Reglements  stattfindende  Ab- 
lieferung des  Gutes  an  Lagerhäuser  oder  an  einen  Spediteur  gleich. 

Als  in  Verlust  gerathen  ist  das  Gut  erst  vier  Wochen  nach  Ablauf 
der  Lieferungszeit  zu  betrachten.  Durch  Annahme  des  Gutes  seitens  des 
im  Frachtbriefe  bezeichneten  Empfängers  oder  seiner  Leute  oder  der- 
jenigen Personen,  an  welche   die  Ablieferung  gillig  erfolgen  kann,  und 
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durch  Bezahlung  der  Fracht  erlischt  jeder  Anspruch  gegen  die  Eisen» 
bahn.  Nur  wegen  des  Verlustes  oder  Beschädigungen,  welche  bei  der 
Ablieferung  ftnsserllch  nicht  erkennbar  waren,  kann  die  Eisenbahn  auch 
nach  Annahme  und'  nach  Bezahlung  der  Fracht  in  Anspruch  genommen 
werden,  jedoch  nur,  wenn  die  Feststellung  des  Verlustes  oder  der  Be* 
Schädigung  ohne  Verzug  nach  der  Entdeckung  nachgesucht  und  der  An- 
spruch innerhalb  vier  Wochen  bei  der  Eisenbahn  Verwaltung  schriftlich 
angemeldet  worden  ist,  und  wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  oder 
die  Beschädf^uni;  ^väh^end  der  Zeit  seit  der  Empfangnahme  bis  zur  Ab- 
lieferung entstanden  ist. 

Ausserdem  veriähren  alle  Ansprüche  wegen  gänzlichen  Verlustes 
jes  Gutes  nach  einem  Jahre  von  dem  Ablaufe  des  Tages  an  gerechnet, 
an  welchem  die  Ablieferung  hätte  bewirkt  sein  müssen,  und,  sofern  das 
Gut  angenommen,  die  Fracht  aber  nicht  bezahlt  ist,  alle  Ansprüche 
wegen  Verminderung  oder  Beschädigung  des  Gutes  nach  einem  Jahre 
von  dem  Ablaufe  des  Tages  an,  an  welchem  die  Ablidcrung  geschehen  ist. 

In  allen  Verlust-  und  l^escha Jigungsfallen  haben  die  Kisenbahn- 
verwakungcn  die  eingehendste:;  Recherchen  anzusiclien  und  auf  Erfordern 
den  Berechtigten  actenmässige  und  genaue  Mittheilungen  über  das  Re- 
sultat der  Nachforschungen  zu  geben. 

Bei  Empfangnahme  der  Entschädigung  kann  ■  der  Entschadigungs- 
berechtigte  beanspruchen,  dass  er,  falls  das  in  Verlust  gerathene  Gut 
später  gefunden  wird,  hiervon  benachrichtigt  werde.  Ueber  den  erhobenen 
Anspruch  ist  ihm  eine  Bescheinigung  zu  ertheilen. 

Innerhalb  acht  Tagen  nach  erhaltener  Nachricht  kann  der  Berechtigte 
gegen  Rockerstattung  der  erhaltenen,  um  den  Betrag  der  ihm  fQr  ver- 
säumte Lieferfrist  gebQhrendeo  Entschädigung  zu  karzenden  Summe  ver- 
langen, dass  das  wiedergefundene  Gut  von  dem  Orte,  wo  dasselbe  ge- 
funden wurde,  bis  zu  dem  im  Frachtbriefe  angegebenen  ursprünglichen 
Bestimmungsorte  kostenfrei  geliefert  werde. 

Ist  an  einem  Gute  eine  Verminderung  oder  eine  Beschädigung  ein> 
getreten,  so  hat  die  Eisenbahn  in  Gegenwart  von  unparteiischen  Zeugen 
und  womöglich  in  Gegenwart  des  Reclamationsber«chligten  das  Gewicht 
und  den  sonstigen  Thatbestand  und  nach  Umständen  unter  Beiziehung 
von  Sachverständigen  den  an  dem  Gute  eingetretenen  Schaden  feststellen 
zu  lassen. 

Will  der  Reclamationsberechtigte  sich  mit  der  Eisenbahn  über  die 

von  letzterer   zu   leisten.te  Entschädigung   im   aussergerichtlichen  Wege 
ausgleichen,  so  hat  er  noch  vor  dem  blmpfange,  beziehungsweise  vor  der 
«     Zurücknahme   des  Gutes  den   Thatbestand  anzuerkennen   und  seinen 
Ersatzanspruch  anzumelden. 
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Stellt  er  sich  hierbei  mit  dem  Ausspruche  der  von  der  Eisenbahn 
beigezogenen  SachverstAndigen  nicht  zufrieden,  so  steht  es  ihm  frei,  den 
Schaden  durch  vom  Handelsgerichte  oder  in  dessen  Ermangelung  vom 
Richter  des  Ortes  ernannte  oder  durch  bei  dem  Gerichte  bereits  stfindig 
bestellte  Sachverständige  feststellen  zu  lassen. 

Eine  angemeldete  Reclamation  ist  mit  einem  den  Werth  des  Gutes 
nachweisenden  Documente,  und  wenn  das  Gut  in  Empfang  genomnsen 
wurde,  auch  mit  dem  Frachtbriefe  belegt,  binnen  der  gesetzlichen  Ver- 
jährungsfrist wirklich  einzubringen,  und  muss  solche  mit  thunlichster 
Beschleunigung  von  der  Eisenbahn  beantwortet  und  erledigt  werden, 

§  (55. 

Beschränkung  der  Haftpflicht  für  Güter,  welche  nicht  nach  Eisenbahn» 

Stationen  bestimmt  sind. 

Wird  ein  Gut  mit  einem  Frachtbriefe  zum  Transporte  Qbernommen, 
in  welchem  als  Ort  der  Abliefung  ein  nicht  an   einer  anschliessenden 

Eisenbahn  Hegender  Ort  bezeichnet  ist,  so  besteht  die  Haftpflicht  der 
Fisenbahnen  als  Frachtführer  nicht  für  den  ganzen  Transport,  srjr.jerr» 
nur  für  den  Transport  bis  zu  dem  Orte,  wo  der  Transport  mitielM 
Fisenbahn  enden  soll.  In  Bezug  auf  die  Weiterbeförderung  treten  nur 
die  VerpHichtungcn  des  Spediteurs  ein. 

In  Ansehung  der  von  der  Bahnverwaltung  eingericliteien  Rollfuhren 
nach  seitwärts  belegenen  Orten  (cfr.  §  59)  besieht  die  Haftpflicht  der 
Eisenbahn  als  Frachtführer  auch  für  den  Transport  bis  zu  dem  Bestim- 
mungsorte des  Gutes. 

§  66. 

Beschränkung  der  Haftpflicht  bei  Angabe  mehrerer  Bestimmungsorte. 

Ist  von  dem  Absender  auf  dem  Frachtbriefe  bestimmt,  dnss  das 
Gut  an  einem  an  einer  Eisenbahn,  für  welche  dieses  Reglement  gilt, 
liegenden  Orte  abgegeben  werden  oder  liegen  bleiben  soll,  so  gilt,  un- 
geachtet im  Frachtbriefe  ein  anderweiter  Bestimmungsort  angegeben  ist, 
der  Transport  als  nur  bis  zu  jenem  crsteren  an  der  Bahn  liegender! 
Orte  übernommen,  und  die  Eisenbahn  ist  nur  1>is  zur  Ablieferung  an 
diesen  Ort  verantwortlich. 

Besondere  Beschränkung  der  I4aftpflicht. 

1.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  der  Guter,  welche  vermöge 
ihrer  eigenthümlichen  natürlichen  Beschaficnheit  der  besonderen  Gefahr 
ausgesetzt  sind,  gänzlich  oder  theilweisen  Verlust  oder  Beschädigung,  ^ 
namentlich  Bruch,  Rost,  inneren  Verderb,  aussergewöhnliche  Leckage, 
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Selbstentzündung  u.  s.  w.  z\x  erleiden,  nicht  für  den  Schaden,  welcher 
aus  dieser  Gefahr  entstanden  ist,  insbesondere  also  nicht: 

a)  Oberhaupt  bei  gefährlichen  Substanzen,  als:  Schwefelsäure,  Scheide- 
wasser und    anderen   fitzenden,   sowie  bei  leicht  enizandlichen 

Gegenständen ; 

b)  für  den  Bruch  bei  leicht  zerbrechlichen  Sachen,  als:  leicht  zer- 
brechlichen Möbeln,  leicht  zerbrechlichem  Fisenguss,  Glas,  leeren 
oder  gefüllten  Krügen,  Flaschen  und  Glasballons,  Zucker  in  losen 
Broten  u.  s.  w,; 

Anmerkung:  Im  internen  ösierreichiscli -  ungarischen 
Verkehrewirdfür  denBruchbei  Eisenguss  nichtgehaftet, 
in  so  ferne  derselbe  durch  die  innere  Beschaffenheit  des 
Materials  u ssspa n n  u  u^,  grobe  Gussfchlcr)  entstehen 
kann. 

c)  für  das  Verderben:  bei  b  lüäsigkeiien  und  anderen  Gegenständen, 
welche  leicht  in  Othruiig  oder  FAulniss  Cibergehen  oder  durch  Frost 
oder  Hitze  leiden; 

d)  fDr  das  Einrosten:  bei  Metall  waren; 

ej  für  Gewichtsverluste;  bei  frischen  und  gesalzenen  Fischen,  Austern 
und  SAdfrüchten. 

2.  Die  Eisenbahn  haflet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche  in 
unbedeckten  Wagen  transportirt  werden,  nicht  fbr  den  Schaden,  welcher 
aus  der  mit  dieser  Transportart  verbundenen  Gefahr  entstanden  ist.  Welche 
Goter  die  Eisenbahn  bei  Anwendung  einer  errofisstgten  Tarifclasse  in 
unbedeckten  Wagen  zu  transportiren  belügt  ist,  bestimmt  der  Tarif,  und 
giebt  der  Absender  sein  Einverstftndniss  mit  dieser  Beförderungsart  zu 
erkennen,  fialls  er  nicht  bei  der  Aufgabe  durch  schriftlichen  Vermerk 
auf  dem  Frachtbriefe  die  Beförderung  des  betreffenden  Gutes  in  gedeckten 
oder  mit  Decken  versehenen  Wagen  ausdrücklich  verlangt.  Die  Eisenbahn 
ist  jedoch  in  diesem  Falle  berechtigt,  einen  Zuschlag  2u  der  tarifmässigen 
Fracht  zu  erheben. 

Wenn  in  Folge  besonderer  Vereinbarung  Güter,  die  sonst  in  ge- 
deckten Wagen  verladen  werden,  in  uni^edeckten  Wagen  befördert  werden, 
so  kann  unter  der  mit  dieser  Transportart  verbundenen  Gefahr  auffallen- 
der Gewichtsabgang  oder  Abgang  von  ganzen  Collis  nicht  verstanden 
werden. 

3.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  Güter,  welche, 
uiigeaclitet  ihre  Natur  eine  Verpackung  zum  Scimtze  gegen  Verlust  oder 
Beschädigung  auf  dem  Transporte  erfordert,  nach  Erklärung  des  Absenders 
auf  dem  Fradltbriefe  unverpackt  oder  mit  mangelhafter  Verpadtung  auf- 
gegeben sind,  nicht  fOr  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Mangel 
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der  Verpackung  oder  mit  der  mangelhaften  Besehe ffenbeif  der  Verpackung 
verbundenen  Gefahr  entstanden  ist. 

4.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  derjenigen  GQtefi  deren  Auf« 
und  Abladen  nach  Bestimmung  des  Tarlfes  oder  nach  Vereinbarung  mit 
dem  Absender  von  diesem,  beziehungsweise  dem  EmpfAnger  besorgt 
wird,  nicht  fOr  den  Schaden,  welcher  aus  der  mit  dem  Auf*  und  Abladen 
oder  mit  mangelhafter  Verladung  verbundenen  Gefahr  entstanden  ist. 
Dagegen  haften  der  Absender,  beziehungsweise  der  Empfänger  für  den 
Schaden,  welcher  durch  das  Auf«  oder  Abladen  oder  bei  Gelegenheit  des- 
selben den  Fahrzeugen  der  Eisenbahn  zugefügt  ist. 

6.  Die  Eisenbahn  haftet  in  Ansehung  begleiteter  Güter  nicht  für 
den  Schaden,  welcher  aus  der  Gefahr  entstanden  ist,  deren  Abwendung 
durch  die  Begleitung  bezweckt  wird. 

it.  In  allen  vorstehend  unter  1  bis  5  gedachten  FflUen  wird  bis 
zum  Nachweise  des  Gegentheiles  vermuthet,  das  ein  eingetretener  Schaden, 
wenn  er  aus  der  seitens  der  Eisenbahnen  nicht  übernommenen  Gefahr 
entstehen  konnte,  aus  derselben  wirklich  entstanden  ist. 

7.  Die  vorstehend  unter  1  bis  5  bedungenen  Befreiungen  treten 
rieht  ein,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Schaden  durch  Schuld  der 
Bahnvervvahung  oder  ihrer  Leute  entstanden  ist. 

8.  ( icw  ichtsmängel  werden  nicht  v  ergütet,  soweit  fOr  die  i;an2e 
durchlaufene  Strecke  das  Fehlende  bei  trockenen  (Jütern  nicht  mehr  als 
ein  Procent,  bei  nassen  Gütern,  denen  geraspelte  und  gemahlene  Farb- 
iiölzer,  Rinden,  Würzein,  SOssholz,  geschnittener  Tabak,  Fetiwaren, 
Seifen  und  harte  Oele,  frische  Früchte,  frische  Tabaksblätier,  Schafwolle, 
Häute,  Felle,  Leder,  getrocknetes  oder  gebackeaes  Obst,  Thicrtlächscn, 
Hdmer  und  Klauen,  Knochen  (ganz  und  gemahlen),  getrocknete  Fische, 
Hopfen  und  frische  Kitte  gleich  behandelt  werden  aollen,  nicht  mehr 
als  zwei  Procent  des  im  Frachtbriefe  angegebenen,  beziehungsweise  durch 
die  Absendestation  festgestellten  Gewichtes  betrSgt.  Dieser  Procentsatz 
wird,  im  Falle  mehrere  Stocke  zusammen  auf  einem  Frachtbrief  trans- 
portirt  worden  sind,  für  jedes  Stück  besonders  berechnet,  wenn  das 
Gewicht  oder  das  Mass  der  einzelnen  Stücke  im  Frachtbriefe  verzeichnet 
oder  sonst  erweislich  ist. 

Die  vorstehend  gedachte  Befreiung  von  der  Haftpflicht  tritt  nicht 
ein,  wenn  und  soweit  nachgewiesen  wird,  das  der  Verlust  nach  den 
Umstanden  des  Falles  nicht  in  Folge  der  natürlichen  Beschaffenheit  des 
Gutes  entstanden  ist,  oder  dass  der  angenommene  Procentsatz  dieser  Be- 
schaffenheit oder  den  sonstigen  Umständen  des  Falles  nicht  entspricht. 
Fs  bleibt  jedoch  den  einzelnen  Verwaltungen  vorbehalien,  bei  solchen 
Gütern,  welche  vom  Versender  selbst  verladen  oder   vom  Empfänger 
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abgeladen  werden,  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  höhere  Procent- 
sätze als  zwei  Procent  nach  Massgabe  der  Beschaffenheit  der  einzcineii 
Artikel  festzusetzen^  bis  zu  welchen  eine  VergQtung  für  Gewtchtsmangel 
nicht  stattfinden  soll. 

Bei  gänzlichem  Verluste  des  Gutes  ist  ein  Abzog  för  Gewichts- 
verlust Oberhaupt  unstatthaft. 

§  68. 

Qeldwerlh  der  Haffung. 

Eine  der  Eisenbahn  nach  den  Bestimmungen  der  vorstehenden 
Paragraphen  zur  Last  fallende  Entschädigung  ist  in  ihrem  Geldwerthe- 
nach  folgenden  Grundsätzen  zu  bemessen: 

1.  Im  Falle  des  gänzlichen  oder  theilweisen  Verlustes  wird  bei  der 
Schadenberechnung  der  von  dem  Beschädigten  nachzuweisende  gemeine 
Handelswerth,  und  in  Ermanglung  eines  solchen  der  gemeine  Werth, 
welchen  Güter  gleicher  Beschaffenheit  zur  Zeit  und  am  Orte  der  bedun- 
genen Ablieferung  gehabt  haben  würden,  nach  Abzug  der  in  Folge  des 
Verlustes  etwa  ersparten  Zölle  und  Unkosten  zum  Grunde  gelegt. 

2.  Zum  Zwecke  der  Entschädigungsberechnung  wird  jedoch  der 
gemeine  Handelswerth,  beziehung«?weise  der  gemeine  Werth  nicht  höher 
als  SÜ  Guiden  Silber  pro  50  Kilogramm  Brutto  angenommen,  insofern 
ein  höherer  Werth  nicht  ausdrücklich  auf  der  Adressseite  des  Fracht- 
brietes  an  der  dazu  bestimmten  Stelle  nüt  Buchstaben  declarirt  ist. 

3.  Im  Falle  einer  höheren  Werthdedaration  bildet  die  declarirte 
Summe  den  Mazimalsatz  der  zu  gewährenden  Entschädigung.  In  diesem 
Falle  hat  der  Versender  neben  der  tarifmässigen  Fracht  einen  Zuschlag 
zu  entrichten,  welcher  ein  Zehntel  pro  Mille  der  ganzen  declarirten 
Summe  f6r  jede  angefangenen  160  Kilometer,  welche  das  Gut  innerhalb 
der  einzelnen  Bahn,  respective  des  einzelnen  Verbandes  zu  durchlaufen 
hat,  mit  einem  Minimalbetrage  von  5  Kreuzer  und  unter  Abrundung  des 
zu  erbebenden  Betrages  auf  ganze  Kreuzer  nicht  übersteigen  darf. 

4.  Bei  Beschädigung  von  GOtern  wird  die  durch  die  Beschädigung 
entstandene  Werthverminderung  nach  Verbältniss  des  gemäss  der  Be- 
stimmung ad  1  zu  ermittelnden  Wertbes  zu  dem  ad  2  und  3  erwähnten 
MaximalsaTze  vergütet. 

Im  Falle  einer  böslichen  Handlungsweise  der  Kisenbahnverwaltung 
oder  ihrer  Leute  kann  die  Beschränkung  der  Haftpflicht  auf  den  Normal- 
satz oder  angegebenen  Werth  des  Gutes  nicht  geltend  gemacht  werden. 

§  69. 

Haftpflieht  für  Veradumung  der  Lieferutigtielt. 

Die  Eisenbahn  haftet  fQr  den  Schaden,  welcher  durch  Versäumung 
der  Lieferungszeit  (§  67)  entstanden  ist,  sofern  sie  nicht  beweist,  dass  sie 
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die  Verspätung  durch  Anwendung  der  SorgfaUt  eines  ordeotlichen  Fracht- 
lübrers  nicht  habe  abwenden  können. 

Durch  Annahme  des  Gutes  seitens  des  im  Frachtbriefe  bezeich- 
neten Empfängers  oder  seiner  l.eute,  und  durch  Bezahlung  der  Fracht 
erlöschen  alie  Ansprüche  aus  Versäumung  der  Licfcrungszeit,  insoferne 
solche  nicht  binnen  8  Tagen  nach  der  Alieferung,  beziehungsweise  nach 
Besabtung  der  Fr«dit  erhoben  worden  sind.  Ist  das  Gut  nicht  angenom» 
men,  oder  die  Fracht  nicht  bezahlt,  so  Terffthren  aie  nadi  einem  Jabre* 
Diese  Frist  beginnt  mit  dem  Ablaufe  des  Tages,  an  welchem  die  Abliefe- 
rung geschehen  ist,  und,  wenn  sie  Aberhaupt  nicht  erfolgt  ist,  mit  dein 
Ablaufe  der  Lieferungszeit. 

§  70. 

Qeldwerth  der  Haftung  für  Versäumung  der  Lieferungszeit. 

Für  Versäumung  der  Lieferfrist  vergütet  die  Eisenbahn,  ohne  den 
Beweis  zu  verlangen,  dass  durch  die  verspätete  Ablieferung  ein  Schaden 

entstanden  istt 

a)  bei  Frachtgütern;  wenn  die  Verspätung  mehr  als  1  Tag  beträi^l, 
bis  zu  3  Tagen  ein  Viertel,  bis  zu  8  Tacen  ein  Drittel  und  wenn 
die  Verspätung  mehr  als  8  läge  betragt,  die  Haine  der  Fracht; 
kj  bei  EilgQtern:  wenn  die  Verspätung  mehr  als  12  Stunden  beträgt, 
bis  zu  24  Stunden  ein  Viertel,  bis  zu  8  Tagen  ein  Drittel  und  wenn 
die  Verspätung  mehr  als  3  Tage  beträgt,  die  Hftlfte  der  Fracht. 
Wird  von  dem  EntschAd^ungsberechtigten  die  VergOtung  einer 

höheren  Summe  beansprucht,  so  liegt  demselben  ob,  den  durch  die  ver- 

spfttete  Ablieferung  wirklich  enstandenen  Schaden  auf  Verlangen  der 

Eisenbahnverwaltung  nachzuweisen. 

Die  Höhe  des  von  der  Eisenbahn  alsdann  zu  leistenden  Ersatzes 

bestimmt  sich  durch  die  Hohe  des  nachgewiesenen  Schadens  mit  der 

Massgabe,  dass 

1.  im  Falle  einer  Declaration  des  Interesses  an  der  rechtzeitige!» 

Lieferung  die  declarirte  Summe 

2.  in  Ermanglung  einer  solchen  Declaration: 

aj  falls  die  Versäumniss  nicht  mehr  als  24  Stunden  beträgt,  der  Be- 
trag der  halben  Fracht, 

bj  falls  die  Versäumniss  mehr  als  24  Stunden  beträgt,  der  Betrag  der 
ganzen  Fracht 

die  Ma^malsätze  der  zu  gewährenden  Entschädigung  bilden,  insofern 
nicht  die  VersAumntss  dtx  Lieferzeit  durch  eine  bösliche  Handlungsweise 
der  Eisenbahn  oder  ihrer  Leute  herbeigeführt  worden  ist. 

Die  Declaration  des  Interesses  an  der  rechtzeitigen  Lieferung  musa 
behufs  ihrer  Giltigkelt  auf  der  Adressseite  des  Frachtbriefes  an  der  daflDr 
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•vorgesehenen  Stelle  erfolgen  und  der  diesfallsige  Betrag  von  dem  Ver- 
sender mit  Buchstaben  eingetragen  werden. 

Die  Eisenbahn  ist  in  diesem  Falle  berechtigt,  neben  der  tarifmässigen 
Fracht  einen  Fraclit^uscnlag  zu  eriieben,  welcher  für  je  6  il.  der  dccla- 
rirten  Summe  —  angefangene  ö  fl.  für  voll  gerechnet  —  für  die  ersten 
160  Kilometer,  welche  dais  Gut  innerhalb  der  einzelnen  Bahn,  resp.  des 

einzelnen  Verbandes  zu  durchlaufen  hat  «...    Vi  ^- 

für  die  folgenden  286  Kilometer  Vi  •» 

fOr  jede  weiteren  folgenden  $76  Kilometer  .  •  V4  « 

nicht  Obersteigen  darf.  Angefangene  160,  resp.  886  und  876  Kilometer 
werden  flQr  voll  gerechnet. 

Ueberschiessende  Bruchtheile  sind  auf  ganze  Kreuzer  abzurunden. 
Der  geringste  Frachtzuscblag  beträgt  6  Kreuzer. 

IV.  SohlurabMtiminttng. 

Jede  Eisenbahnverwaltung  hat  Exemplare  des  Betriebsreglements 
fÖr  das  Publicum  bereit  zu  halten  und  demselben  gegen  Erstattung  der 
Kosten  zu  überlassen. 

Abänderungen  des  Reglements  werden  ausser  durdi  das  Rdchs- 
gesetzblatt  auch  von  den  EisenbahuTerwaltungen  in  den  betreffenden 
Landesblftttern  giltig  pubtidrt. 
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Erklärung. ') 


Die  GQter-Expedition  der   ^   Eisenbahr» 

zu  hit  auf   Ersuchen  folgende 

GOter,  welche  laut  Frachtbrief  vom  heutigen  Tage  in  nachttebender  Weise 
bezeichnet  sind,  zur  Eisenbahnbeförderung  nach  ,  ,,  • 

von  angenommen,  nftmlich: 


erkenne  hierbei  ausdrOdclich  an,  dass  diese' 

Güter  unverpackt,  mit  folgenden  Mftngeln  in  der  Verpackung,  nSmlicb 


aufgegeben  sind,  und  dass  dieses  auf  dem  Frachtbriefe  von 

anerkannt  ist. 

.   den  ten  la  


1)  Das  Anerkenntniss  ist  bei  Sendungen,  die  aus  mehreren  Colli 
bestehen,  auf  diejenigen  Stücke  zu  beschränken,  welche  unverpackt  sind, 
oder  MAngel  in  der  Verpackung  zeigen. 
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Anlag«  A. 


Bestimmungen 


über  bedingungsweise  zur  Beförderung  auf  Eisenbahnen 
zugelassene  Gegenstände.  (§  48,  B,  1.)  . 

I.  Schiess-  und  Sprengpulver  (Schwarzpulver)  und  ahnliche 
in  Oesterreich  und  Ungarn  speciell  zugelassene  Gemenge; 

Putvermunition,  einschliesslich  fertiger  Patronen; 

Feuerwerkskörper,  insoweit  sie  nicht  Stoffe  enthalten,  welche 
nach  §  48,  A,  3,  lit.  a — e  (einschliesslich)  von  der  Beförderung  ausge- 
schlossen sind  ; 

s  p  r  c  n  g  k  ra  1 1  i  ge  Zöndnngei;,  als:  Sprengkapseln  (Sprengzund- 
hotchen),  elektrische  Minenxüruiungen,  ferner  Zündschnüre,  mit  Aus- 
nahme der  Sicherheitszünder  (\erql.  unten  Nr.  Vi; 

Patronen  ausDynamit  und  ähnlichen  i  n  Oesterreich  und 
Ungarn  speciell  zugelassenen  Sprengmitteln; 

Nitrocellulose,  a)^:  Schiessbaum  wolle,  Collodium  wolle  (sofernc 
sie  mit  mindestens  50  Procent  Wasser  angefeuchtet  ist,  vergl.  unten 
Nr.  XXXVI)  und  Pyropapier  (sogenanntes  DOpplerschanzenpapier),  so- 
weit derlei  Präparate  in  Oesterreich  und  Ungarn  zugelassen 
sind,  werden  nur  unter  den  in  besonderen  Verordnungen 
festgesetzten^  beziehungsweise  festzusetzenden  Vorschriften 
zum  Transporte  zugelassen. 

II.  Petarden  for  Knallhaftesignale  auf  den  Eisenbahnen 
ffiOssen  fest  in  Papierschnttzeln,  Sägemehl  oder  Gyps  verpackt  oder  auf 
andere  Weise  so  fest  und  getrennt  gelegt  sein,  dass  die  Blechkapseln 
sich  weder  selbst  untereinander,  noch  einen  anderen  Körper  berOhren 
können.  Die  Kisten,  in  denen  die  Verpackung  geschieht,  müssen  von 
mindestens  2*6  Centimeter  starken  gespundeten  Brettern  angefertigt,  durch 
Holzschrauben  zusammengehalten,  vollständig  dicht  gemacht  und  mit 
einer  zweiten  dichten  Kiste  umgeben  sein,  dabei  darf  die  äussere  Kiste 
keinen  grösseren  Raum  als  006  Kubikmeter  haben. 

Die  Annahme  zur  Beförderung  erfolgt  nur  dann,  wenn  die  Fracht- 
briefe mit  einer  amtlichen  Bescheinigung  Ober  die  vorschriftsmassig  aus- 
geführte Verpackung  versehen  sind. 

III.  Zü  n  d  h  ü  t  c  h  e  n  f  ü  r  S  c  h  u  s  s  w  a  f  f  e  n  und  Cieschosse,  Zünd- 
.spiegel,  nicht  sprengkrS  ft  ige  ZüHii  LI  n  gen  und  Patronen  hülsen 
mit  Zündvorrichtungen  müssen  sorgfältig  in  festen  Kisten  oder 
Fässern  \erpackt,  und  jedes  Collo  muss  mit  einem  besonderen,  ie  nach 
dem  Inhalte,  die  Bezeichnung     Zündhütchen"  oder  ,,Zündspiegei"  etc. 
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tragenden  Zettel  beklebt  sein.  (Wegen  spre ogkräf  tiger  Z ündunge  n 
vergl.  Nr.  I.) 

IV.  Streich  hölzerund  andere  Reib  - und  StreichzOnder  (als: 
Zündlichtchen,  Zündschwämme  etc.)  müssen  in  Beh^Uoisseeo  von 
starkem  Eisenblech  oder  in  sehr  festen  hölzernen  Kisten,  beide  von  nicht 
über  i'2  Kubikmeter  Grösse,  sorgfältig  und  dergestalt  fest  verpackt  sein, 
dass  der  Raum  der  Kisten  völlig  ausgefüllt  ist.  Die  Kisten  sind  Ausserlich 
deutlich  mir  dem  Inhalte  zu  bezeichnen. 

V.  Sicherheiiszfinder,  d.  h.  solche  Zündschnüre,  welche  aus 
einem  dtknnen,  dichten  Schlauche  besteben,  in  dessen  Innerem  eine  ver- 
h&ltnissmfissig  geringe  Menge  Schiesspulver  enthalten  ist,  unterltegeo  den 
unter  Nr.  IV  gegebenen  Vorschriften.  Anstatt  der  hölzernen  Kisten  kdanen 
jedoch  auch  sehr  feste  hölzerne  Fftsser  verwendet  werden.  (Wegen 
anderer  ZündschnQre  vergl.  Nr.  I.) 

VI.  Bucher*sche  Feuerlöscbdpsea  in  blechernen  Holsen 
werden  nur  in  höchstens  10  Kilogramm  enthaltenden  Kisfchen,  welche 
inwendig  mit  Papier  verklebt  und  ausserdem  in  gleichfalls  ausgeklebten 

*  grösseren  Kisten  eingeschlossen  sind,  zum  Transporte  zugelassen. 

VII.  Gewöhnlicher  (weisser  oder  gelber)  Phosphor  muss 
mit  Wasser  umgeben,  in  Blechbüchsen,  welche  höchstens  30  Kilogramm 
fassen  und  verlöthet  sind,  in  starke  Kisten  fest  verpackt  sein.  Die  Kisten 
müssen  ausserdem  zwei  starke  Hfindhaben  besitzen,  dürfen  nicht  mehr 
als  100  Kilogramm  wiegen  und  müssen  äusserlich  als  gewöhnlichen 
gelben  (weissen)  Phosphor  enthaltend"  und  mit  „Oben"  bezeichnet  sein. 

Amorpher  (rother)  Phosphor  ist  in  gut  verlötheten  Blech- 
büchsen, welche  in  starke  Kisten  mit  Sagespänen  eingesetzt  sind,  zu 
verpacken.  Diese  Kisten  dürfen  nicht  mehr  als  90  Kilogramm  wiegen 
und  müssen  ausscriich  als  ,,rothen  Phosphor  enthaltend"  bezeichnet  sein. 

VIII.  Rohes,  u  n  krystall  isiries  Sc  h  we  f  el  n  a  tr  i  u  m  ,  sowie 
sogenannte  Natronkokes  (ein  bei  der  Bereitung  derTheerölc 
erhaltenes  N  ebc  n  p  rod  u  et)  werden  nur  in  dichten  Blechbehältern, 
raffinirtes,  krystallisirtes  Schwefelnatrium  nur  in  wasserdichten 
Fässern  oder  anderen  wasserdichten  Behältern  verpackt  zur  Beförderung 
Qbernommen. 

IX.  Die  durch  Vermischung  von  Petroleumrückstflnden, 
Harzen  u.  dgl.  Gegenständen  mit  lockeren  brennbaren  Körpern 
erzeugten  und  unter  der  Bezeichnung  „Pasta**  in  den  Handel  * 
kommenden  Feueranzünder  werden  nur  in  BehAltern  von  Blech 
oder  in  dichten  HolzgefUssen  verpackt  zur  Beförderung  Oberaommen. 

X.  ScbwefeUther,  sowie  Flüssigkeiten,  welche  Schwefel« 
Äther  in  grösseren  Quantitäten  enthalten  (Hofmannstropfen  und 
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Collodium),  dOrfeo  nur  in  vollkommen  dicht  verschlossenen  Geßlasen  aus 
Metall  oder  Glas  versendet  werden,  deren  Verpackung  nachstehende  Be- 
schaffenheit haben  muss: 

1.  Werden  mehrere  Geftsae  mit  diesen  Präparaten  in  einem 
Fracbtstftck  vereinigt,  ao  mQssen  dieselben  in  starken  Holzkisten  mit 
Strob|  Heu,  Kleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Sub- 
stanzen fest  verpackt  sein; 

S.  bei  Einzelverpackung  ist  die  Versendung  der  Gefflsse  in  soliden, 
mit  einer  gut  verfestigten  Schutzdecke  versehenen  und  mit  hinreichendem 
Verpackungsmaterial  eingefottcrten  Körben  oder  Kübeln  zulässig;  doch 
darf  das  Bruttogewicht  76  Kilogramm  nicht  Übersteigen. 

^^^  gcn  der  Zussmmenpackung  mit  anderen  Qegenstknden  vergl. 
•   Nr.  XXXIX. 

XI.  Schwefelkohlenstoff  (Schwefelalkohol)  wird  aus- 
acbliesslich  auf  offenen  Wagen  ohne  Decken  befördert  und  nur  entweder 

1.  in  dichten  GefSHssen  aus  starkem,  gehörig  vernietetem  Eisenblech 
bis  zu  600  Kilogramm  Inhalt,  oder 

2.  in  Blechgefässen  von  höchstens  76  Kilogramm  ßrutto,  welche 
oben  und  unten  durch  eiserne  Bänder  verstärkt  sind.  Derartige  Gefässe 
müssen  entweder  von  geflochtenen  Körben  oder  Kobeln  umschlossen, 
oder  in  Kisten  mit  Stroh,  Heu,  Kleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder 
anderen  lockeren  Substanzen  verpackt  sein,  oder  ' 

3.  in  Glasgefäs«?en,  die  in  starke  Holzkisten  mit  Stroh,  Heu,  Kleie, 
Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Substanzen  einge- 
fOtten  sind. 

Xn.  Holzgeist  in  rohem  und  rectificirtem  Zustande  und 
Aceton  werden  —  sofern  sie  nicht  in  besonders  dazu  construirten 
\\''agen  (Bassinwagen)  oder  in  Fässern  zur  Aufgabe  gelangen  —  nur  in 
Metall-  oder  Glasgefässen  zur  Beförderung  zugelassen.  Diese  Gefässe  • 
müssen  in  der  unter  Nr.  X  für  Schwefeläther  etc.  vorgeschriebenen 
Weise  verpackt  sein. 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  anderen  Gegenständen  vergl. 


XIII.  Grunl<alk  wird  nur  auf  offenen  Wagen  befördert. 

XIV.  ChlorsauresKaü  und  andere  chlorsaure'^^ilze  nuissen 
sorgfältig  in  dichte,  mit  Papier  ausgeklebte  Fasser  oder  Kisten  ver- 
packt sein. 

XV.  Pikrinsäure  wird  nur  gegen  eine  von  einem  Chemiker  auf 
dem  Frachtbriefe  auszustellen  Je  Bescheinigung  über  die  Ungefahrlichkeit 
der  aufgegebenen  Pikrinsäure  befördert  (§  48,  A,  ä,  c). 


Nr.  XXXIX. 
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XVI.  FlQftsige  Mineralstureo  alter  Art  (insbesondere 
Schwefelsaure,  VitrfolOl,  Salzsäure,  Salpetersiure,  Scheide» 
wasser)  unterliegen  nachstehenden  Vorschriften: 

1.  Falls  diese  Producte  in  Bations,  Flaschen  oder  Kruken  ver* 
schickt  werden,  so  mOssen  die  Behftiter  dicht  verschlossen,  woht  verpackt 
und  in  besondere,  mit  starken  Vorrichtungen  cum  bequemen  Handhaben 
versehene  Gefllsse  oder  geflochtene  Körbe  eingeschlossen  sein. 

Falls  dieselben  in  Metall-,  Holz-  oder  Gummtbehaltern  versendet 
werden,  so  mOssen  die  Behftiter  vollkommen  dicht  und  mit  guten  Ver- 
schlossen versehen  sein. 

2.  Vorbehahlich  der  Bestimmungen  unter  Nr.  XXXIX  mOssen 
Minerals&uren  stets  getrennt  verladen  und  dOrfen  namentlich  mit  anderen 
Chemikalien  nicht  in  einen  und  denselben  Wagen  gebracht  werden. 

3.  Die  Vorschriften  unter  Nr.  1  und  2  gelten  auch  fOr  die  Ge- 

fftsse.  in  welchen  die  genannten  Gegen  stünde  transportirt 
worden  sind.  Derartige  Gefasse  sind  stets  als  solche  zu  declariren. 

4.  Die  Mineralsäuren  werden,  wenn  die  einzelnen  Colli,  welche 
zu  einer  Fracbtbriefsendung  gehören,  nicht  über  75  Kilogramm  schwer 
sind,  zur  Frachtberechnung  nach  dem  wirklichen  Gewichte  angenommen. 
Hefinden  sich  bei  einer  Frachtbriefsen Jung  ein  0(ier  mehrere  Stücke  im 
Finzelsewichte  von  mehr  als  75  Kilogramm,  so  kann  die  Eisenbahn- 
•  erMaltung,  auch  wenn'  die  Gesammtmenpe  das  Gewicht  von  20<i()  Kilo- 
gramm nicht  erreicht,  die  Bezahlung  der  ['"rächt  für  2000  Kilogramm 
^erlangen.  Die«e  Berechiigung  tritt  iedoch  nicht  ein,  wenn  für  ein  im 
Gewichte  von  höchstens  7ö  Kilogranmi  angenommenes  Collo  erst  nach 
der  Annahme  ein  höheres  Gewicht  ermittelt  wird.  Das  Auf-  und  Ab- 
laden von  Sendungen,  bei  welchen  sich  auch  nur  ein  Collo  im  Gewichte 
von  mehr  als  76  Kilogramm  befindet,  ist  vom  Versender,  beziehungs- 
weise Empfänger  zu  besorgen.  Die  Eisenbahn  ist  nicht  verpflichtet,  hin« 
sichtlich  der  fraglichen  Colli  desfallsigen,  fOr  andere  Goter  zulässigen 
Requisitionen  Folge  zu  leisten. 

Anmerkung;  Im  internen  dsterreichisch-u n  ga rischen 
Verkehre  darf  die  Verpackung  flOssiger  Minerals&uren  aller 
Art  in  Kisten  mit  Krügen  und  Flaschen  das  Gewicht  einer 
Kiste  bis  zu  300  Kilogramm  betragen,  und  treten  obige  Be- 
stimmungen des  Punktes  4  erst  bei  Ueberschrettung  dieses 
Gewichtes  in  Wirksamkeit. 

Falls  das  Abladen  und  Abholen  solcher  Sendungen  seitens  der 
Empfönger  nicht  binnen  drei  Tagen  nach  der  Ankunft  auf  der  Empfangs- 
station, beziehungsweise  nach  der  Avisirung  der  Ankunft  erfolgt,  so  ist 
die  Eisenbahn  Verwaltung  berechtigt,  die  Sendungen  unter  Beachtung 
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der  Bestimmungen  im  §  61|  Alinea  1,  in  ein  Lagerbaus  zu  bringen  oder 
an  einen  Spediteur  2U  Obergeben.  Sofern  dies  nicht  thunlich  ist,  kann 
sie  die  Sendungen  ohne  weitere  Förmlichkeit  verkaufen. 

XVII.  Aetzlauge  (Aetznatronlauge,  Sodalauge,  Aettkali« 
lauge,  Pottaschenlauge),  ferner  Oelsats  (Rückstände  von  der 
Oelrafftnerie)  und  Brom  unterliegen  den  Vorschriften  unter  XVI 
Nr.  1,  8  (mit  Ausnahme  der  bei  8  angezogenen  Bestimmung  unter  Nr.  2) 
und  4  (mit  Ausnahme  der  Anmerkung). 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  anderen  Gegensiftnden  vergl. 
Nr.  XXXIX. 

XVIII.  Auf  den  Transport  von  rother  rauchender  Salpeter- 
saure finden  die  unter  Nr.  XVI  (mit  Ausnahme  der  Anmerkung 
zu  Nr.  4)  gegebenen  Vorschriften  mit  der  Massgabe  Anwendung,  dass 
die  Baitons  und  Flaschen  in  den  Gefässen  mit  einem  mindestens  ihrem 
Inhalte  gleichen  Volumen  getrockneter  Infusorienerde  oder  anderer  ge- 
eigneter trockenerdiger  Substanzen  umgeben  sein  müssen. 

XIX.  Wasserfreie  Schwefelsaure  (Anhydrit,  sogenanntes 
festes  Oleum)  darf  nur  befördert  werden:  entweder 

1.  in   cut  verlötheten,  starken,  verzinnten  Kiscnblechbüchsen,  oder 

2.  in  starken  Eisen-  oder  Kupfertlaschen,  deren  Ausgüsse  luftdicht 
verschlossen,  verkittet  und  überdies  mit  einer  Hölle  von  Thon  versehen  sind. 

Die  Büchsen  und  Flaschen  müssen  von  einer  fein  zertheilten  an- 
organischen Substanz,  wie  Schlackenwolle,  Infusorienerde,  Asche  oder 
dergleichen  umgeben  und  in  starke  Holzkisten  fest  verpackt  sein. 

Im  Uebrigen  finden  die  Bestimmungen  unter  Nr.  XVi,  2,  3  und  4 
(mit  Ausnahme  der  Anmerkung)  Anwendung. 

XX.  Für  Firnisse  und  mit  Firniss  versetzte  Farben,  ferner 
Ätherische  und  fette  Oele,-  sowie  fflr  simmtliche  Aetherarten 
mit  Ausnahme  von  Schwefel&ther  (vergl.  Nr.  X)  und  von  Petro- 
leumAther  (vergl.  Nr.  XXII),  für  absoluten  Alkohol,  Weingeist 
(Spiritus),  Sprit  und  andere  unter  Nr.  XII  nicht  genannte 
Spirituosen  sind,  soferne  sie  in  Ballons,  Flaschen  oder  Kruken 
zur  Beförderung  gelangen,  die  Vorschriften  unter  XVI  Nr.  1,  Absatz  1 
massgebend. 

Wegen  der  Zusammeopackung  mit  anderen  Gegenstflnden  vergl. 
Nr.  XXXIX. 

XXI.  Petroleum,  rohes  und  gereinigtes; 
Petroleumnaphtba  und  Destillat     nus   Petroleum  und 

Petroleumnaphtha,  sofern  die  hier  aufgeführten  Stoffe  ein 
specifisches  (}ewicht  von  mindestens  0*680  haben  (Benzin, 
Ligroin  und  Putzöl); 
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die  aus  Braunkohlentheer  bereiteten  Oele,  sofern  die- 
«elben  mindestens  das  vorgenannte^specifischeGewichi  haben 
<Solaröl,  Photogen  etc.); 

ferner  Sceinkohl  entheerö  le  (Benzol,  Toluol,  Xylol, 
Cumol  etc.),  sowie  Mirbanöl  (N itrobensol)  unterliegen  nach- 
stehenden Bestimmungen : 

1.  Diese  Gegenstände  dürfen,  sofern  nicht  besonders  dazu  con- 
struirte  Wagen  (Bassinwsgen)  zur  Verwendung  kommen,  nur  befördert 
werden :  entweder 

a)  in  besonders  guten,  dauerhaften  Fässern,  oder 

bj  in  dichten  GefAssen  aus  starkem,  gehörig  vernietetem  Eisenblech, 


c)  unter  Beobachtung  der  Verpackungsvorschriften  in  X,  1  und  2  in 

Gefässen  aus  Metall  oder  aus  Glas. 

2.  Während  des  Transportes  el\^■a  schadhaft  gewordene  Blechge- 
fässe  werden  sofort  ausgeladen  und  mit  dem  noch  vorhandenen  Inhalte 
für  Rechnung  des  Versenders  bestmöglichst  verkauft. 

8.  Die  Beförderung  geschieht  nur  auf  offenen  Wagen.  Auf  eine  Ab- 
fertigung im  Zollansageverfahren,  welche  eine  feste  Bedeckung  und 
Plombirung  der  Wagendecken  erforderlich  machen  wfirde,  wird  die  Be- 
förderung nicht  fibernommeo. 

4.  Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Nr.  S  gelten  auch  f&r  die 
Fasser  und  sonstigen  Gefflsse,  in  welchen  diese  Stoffe  be- 
fördert worden  sind.  Derartige  GeAsse  sind  stets  als  solche  zu 
declariren. 

5.  Wegen  der  Zusammenpackung  mit  and««n  Gegensiinden  vergU 
Nr.  XXXIX. 

6.  Aus  dem  Frachtbriefe  muss  zu  ersehen  sein,  dass  die  im  Absätze  % 
und  3  der  Nr.  XXI  aufgeführten  GegenstAnde  ein  specifisches  Gewicht 
von  mindestens  0*680  haben.  Fehlt  im  Frachtbriefe  eine  solche  Angabe, 
so  wird  angenommen,  dass  das  specifische  Gewicht  ein  geringeres  ist, 
und  finden  dann  die  Beförderungsbedingungen  unter  Nr.  XXII  An- 
wendung. 

XXI 1.  Petroleum-ither  (Gasolin,  Neolin  etc.)  und  ähnliche 
aus  Petroleumnaphtha  oder  Braunkohlentheer  bereitete  leicht 
entzündliche  Producte  von  einem  speci  fischen  Gewichte 
unter  0-680  dürfen  nur  befördert  werden:  entweder 

1.  in  dichten  Gefässen  aus  starkem,  gehörig  vernietetem  Eisen- 
blech, oder 

li^  2.  unter  Beachtung  der  Verpackungsvorschriften  in  X,  1  und  2  in 

istigen  Gefässen  aus  Metall  oder  aus  Glas. 


oder 
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In  jedem  Falle  finden  die  Bestimmungen  unter  XVI,  4  (mit  Aus- 
nahme der  Anmerkung)  und  unter  XXI,  2  bis  5  Anwendung. 

XXIII.  Die  Beförderung  von  Terpentinöl  und  sonstigen  übel- 
riechenden Oelen,  desgleichen  von  Salm iaiigeistf  tindet  nur 
in  offenen  Wagen  statt. 

niese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  Fässer  und  sonstigen 
Gelasse,  in  welchen  diese  Stoffe  befördert  worden  sind.  Der- 
artige Gefässe  sind  stets  als  solche  zu  dedariren. 

Wegen  der  Zusammenpackung  mit  anderen  Gegenständen  vergi. 
Nr.  XXXIX. 

XXIV.  Nicht  flüssige  A  r  s  e  n  i  k  a  1  ie  n ,  namentlich  arsenige 
Säu  r  e  (H  ü  tt  e  n  r  a  u  c  h),  gelbes  Arsenik  (Rauschgelb,  Auripig- 
ment),  rot  n  es  Arsenik  (Rcalgarj,  S  c  h  e  r  b  e  n  k  o  b  a  1 1  (Fiiegen- 
stein)  etc.  werden  nur  dann  zum  Transport  angenommen,  wenn 

1.  auf  jedem  Versandtstücke  in  leserlichen  Buchstaben  mit  schwarzer 
Oel£irbe  die  Worte  „Arsenik  (Gift)"  angebracht  sind,  und 

2.  die  Verpackung  in  nachstehender  Weise  bewirkt  worden  ist: 
entweder  ^ 

a)  in  doppelten  FAssern  oder  Kisten,  wobei  die  Bdden  der  Ffisser  mit 
Einlagereifen,  die  Deckel  der  Kisten  mit  Reifen  oder  dsernea 
Bflndern  gesichert  sein,  die  inneren  Plsser  oder  Kisten  von  starkem 
trockenen  Holze  gefertigt  und  inwebdig  mit  dichter  Leinwand  oder 
ihn  lieben  dichten  Geweben  verklebt  sein  müssen,  oder 

tj  in  Sftcken  von  getheerter  Leinwand,  welche  in  einfachen  Fässern 
von  starkem  trockenen  Holze  verpackt  sind,  oder 

cj  in  verlötheten  Blechcylindern,  welche  mit  festen  Holzm&nteln 
(Ueberfdssern)  bekleidet  sind,  deren  Böden  mit  Ginlagereifen  ge- 
sichert sind. 

XXV.  Flüssige  Arsenikalien,  insbesondere  Arsensäure,  unter- 
liegen den  Bestimmungen  unter  XXIV  Nr.  1  und  unter  XVI,  Nr.  1,  3 
(mit  Ausnahme  der  bei  3  angezogen  Bestimmungen  unter  Nr.  2)  und  4 
(mit  Ausnahme  der  Anmerkung). 

XXVI.  Andere  giftige  Metallpräparate  (giftige  Metall- 
farben, Metallsalze  etc.)  wohin  insbesondere  Q u e c k  s  i  1  b e r p r ä- 
parate,  als:  Sublimat,  Kalomel,  weisses  und  rothes  Präcipitat, 
Zinnober;  ferner  Kupfersalze  und  Kupferfarben,  als:  Kupfer- 
vitriol, Grünspan,  grüne  und  blaue  Kupferpigmente,  des- 
gleichen Bleipräparate,  als:  Bleiglätte  (Massikot),  Mennige, 
Bleizucker  und  andere  BleiaaUe,  Bleiweiss  und  andere  Blei- 
farben, auch  Zinkstaub,  sowie  Zinn-  und  Antimonasche,  ge- 
hören, dQrfen  nur  in  dichten,  von  festem  getrokneteo  Holze  gefertigten, 
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mit  Einlagereifen,  bexiehungsweise  Umfossungsbftndern  versehenen  Fässern 
oder  Kisten  zum  Transporte  aufgegeben  werden.  Die  Umschliessungen 
mOsaen  so  beschaffen  sein,  dass  durch  die  beim  Transporte  un vermeid» 
liehen  ErschQtterangen,  Stösse  etc.  ein  Verstauben  der  Stoffe  durch  die 
Fugen  nicht  eintritt. 

XXVII.  Hefe,  sowohl  flüssige  als  festet  wird  nur  in  Gefissen 
zugelassen,  die  nicht  luftdicht  geschlossen  sind. 

XXVIII.  Kienruss  wird  nur  in  kleinen»  in  dauerhaften  Körben 
verpackten  Tönnchen  oder  in  GefAssen  zugelassen,  welche  im  Innern 
mit  Papier,  Leinwand  oder  ahn  liehen  Stoffen  nicht  verklebt  sind. 

XXIX.  Gemahlene  oder  körnige  Holzkohle  wird  nur  ver- 
packt zur  Beförderung  zugelassen. 

Befindet  sie  sich  In  frisch  geglühtem  Zustande,  so  sind  zur 
Verpackung  zu  verwenden:  entweder 

aj  luftdicht  verschlossene  Behälter  aus  starkem  Eisenblech,  oder 
bj  luftdichte,  aus  mehrfachen  Lagen  sehr  starken  und  steifen,  gefir- 
nissten  Pappdeckels    gefertigte   Fässer   (sogenannte  amerikanische 
Fässer),  deren   beide  Enden    mit  eisernen  Reifen  versehen,  deren 
BodenstOcke  aus  startcem  abgedrehten   Holze  mittelst  eiserner  Holz- 
schrauben an  die  eisernen  Reife   geschraubt  und  deren  Fugen  mit 
Papier  oder  Leinwandstreifen  sorj^faltis  verklebt  sind. 
Wird  gemahlene  oder  körnige  Holzkohle  zum  Transporte  aufgegeben, 
so  muss  aus  dem  Frachtbriefe   zu   ersehen    sein,    ob   sie   sich    in  frisch 
geglühtem  Zustande  befindet  oder  nicht.  Fehlt  im  Frachtbriefe  eine  solche 
Angabe,  so  wird  Ersteres  angenommen  und  die  Beförderung  nur  in  der 
vorgeschriebenen  Verpackung  zugelassen. 

XXX.  Die  hochbeschwerten  Cordonn  et-,  Souple-,  Bourre 
de  soie-  und  Chappe-Seiden  in  Strengen  werden  nur  in  Kisten 
zum  Transporte  zugelassen.  Bei  Kisten  von  mehr  als  ISCenümeter  innerer 
Höhe  müssen  die  darin  befindlichen  einzelnen  Lagen  Seide  durch  2  Cent!« 
meter  hohe  Hohirflume  voneinander  getrennt  werden.  Diese  Hohtrfturoe 
werden  gebildet  durch  Holzroste,  welche  aus  quadratischen  Latten  von 
2  Centimeter  Seite  im  Abstände  von  2  Centimeter  bestehen  und  durch 
zwei  d&nne  Querleisten  an  den  Enden  verbunden  sind.  In  den  Seiten- 
wänden der  Kisten  sind  mindestens  1  Centimeter  breite  Löcher  anzu- 
bringen, welche  auf  die  Hohlräume  zwischen  den  Latten  gehen,  so  dass 
man  mit  einer  Stange  durch  die  Kiste  hindurchfahren  kann.  Damit  die 
Kistenlöcher  nicht  zugedeckt  und  dadurch  unwirksam  werden  können, 
sind  aussen  an  den  Rand  jeder  Seite  zwei  Leisten  anzunageln. 

Wird  Seide  zum  Transporte  aufgegeben,  «;o  mussaus  dem  Frachtbriefe 
zu  ersehen  sein,  ob  sie  zu  den  vorbezeichneten  Arten  gehört  oder  nicht. 
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Fehlt  im  Frachtbriefe  eine  solche  Angabe,  80  wird  ersteret  angenommen 
und  die  Beförderung  nur  in  der  vorgeschriebenen  Verpackung  zugelassen. 

XXXI.  Wolle,  insbesondere  Kunstwolle  (Mungo-  oder  Shoddy- 
Wolle)  und  Wollabffllle,  Tuchtrfimmer,  Spinnerei«,  Baum- 
wollen* und  BaumwollgarnBbfftlle,  Weber-  und  Harnischlitzen 
sowie  Geschirrlitzen,  femer  Seide  und  Seiden.abfAlle,  Flachs, 
Hanf,  Werg,  Lumpen  und  andere  derartige  GegenstAnde 
werden,  wenn  sie  gefettet  sind,  nur  auf  offenen  Wageu  unter  Decken- 
verschluss  befördert,  sofern  sich  nicht  der  Versender  mit  der  Eisenbahn 
Ober  Versendung  in  bedeckt  gebauten  Wagen  verständigt. 

Aus  denn  Frachtbriefe  luuss  ersichtUch  sein,  ob  die  genannten  Gegen- 
stände gefettet  sind  oder  nicht,  andernfalls  sie  als  gefettet  betrachtet  und 
behandelt  werden. 

XXXII.  Fäulnissfähige    thierische  Abfälle,    wie:  unge- 
'salzene,  oder  nicht  im  Sinne  der  V'erordnungder  Ministerien 

des  Innern  und  des  Handels  vom  1.  Februar  1S73,  R.  G.  BI. 
Nr.  20,  mit  einer  Lösung  von  (Karbolsäure  (iMi  e  n  i  1  s  a  u  r  c)  be- 
feuchtete frische  Haute,  Fette,  Flechsen,  Knochen,  Hörn  er, 
Klauen,  so  wieandere  in  besonderem  Grade  übelriechende  und 
ekelerregende  Gegenstände,  jedoch  mit  Ausschluss  der  unter 
Nr.  XXXni  aufgeführten,  werden  nur  unter  nachstehenden  Bedin- 
gungen angenommen  und  befördert: 

1.  Die  Transporte  mQssen  der  betreffenden  EisenbahngOterezpei^tton 
von  dem  Versender  angemeldet  und  zu  der  von  derselben  zu  bestimmen- 
den Zeit  zur  Verladung  gestellt  werden. 

2.  Einzelsendungen  werden  nur  in  festen,  dicht  verschlossenen 
FAssern,  Kobeln  oder  Kisten  verpackt  zugelassen. 

S.  Frische  Flechsen,  nicht  gekalktes  frisches  Leimleder,  sowie  die 
Abfillle  von  beiden,  desgleichen  ungesalzene^  oder  nicht  im  Sinne 
der  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und  des  Handels 
vom  1.  Februar  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  80,  mit  einer  Lösung  von 
CarbolsAure  (PhenilsAure)  befeuchtete  frische  Haute,  werden  auch 
bei  der  Aufgabe  in  Wagenladungen  nur  in  der  unter  8  vorgeschriebenen 
Verpackung  angenommen. 

4.  Die  Beförderung  aller  übrigen  Gegenstande  dieser  Kategorie 
in  Wagenladungen  findet  in  offenen  Wagen  unter  Deckenverschluss  statt. 
Die  erforderlichen  Decken  sind  von  den  Versendern  zu  stellen. 

5.  Die  Eisenbahn  kann  die  Vorausbezahlung  der  Fracht  bei  der 
.  Aufgabe  verlangen. 

6.  Die  Kosten  etwa  nöthi^er  Desinfection  fallen  dem  Versender, 
beziehungsweise  dem  Empfanger  zur  Last. 
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A  u  iii  c  r  k  u  ti  g :  Im  in  lernen  ö  s  t  c  r  r  c  i  c  Ii  t  sc  h  -  Ungar  i  sc  h  e  n 
Verkehre  müssen  gesalzene,  oder  im  Sinne  der  Verordnung 
der  Ministerien  des  Innern  und  des  Handels  Tom  1.  Februar 
1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  20,  mit  einer  LOsang  Ton  Carbolsfture 
fPfaenilafture)  befeuchtete  HAute  je  in  ein  Kissen  zusanomen» 
f;efaltet  und  dieses  gut  xusammengebunden  sein. 

XXXIII.  Stalldünger,  sowie  andere  Fflcalien  und  Latrinen» 
Stoffe  werden  nur  in  Wagenladungen  und  unter  nachstehenden  weiteren 
Bedingungen  zur  Beförderung  angenommen: 

1.  Die  Be<  und  Entladung  haben  Versender  und  Empftnger  zu  be- 
wirken, welchen  auch  die  jedesmalige  Reinigung  der  Be-  und  Entlade- 
stelle nach  Massgabe  der  von  der  Verwaltung  getroffenen  Anordnung 
obliegt. 

8.  Die  Bestimmung  Ober  die  Zeit  und  Frist  der  Be-  und  Entladung^  ^ 
wie  der  An-  und  Abfuhr,  ingleichen  die  Bestimmung  des  Zuges,  mit 
weichem  die  Beförderung  zu  erfolgen  hat,  steht  der  Verwaltung  zu« 

3.  Trockener  Stalldanger  wird  in  unverpacktem  (losem)  Zustande 
in  offenen  Wagen  mit  Deckenverschluss  befördert,  welchen  der  Versender 
zu  beschaffen  hat. 

4.  Andere  Fäcalien  und  LatrinenstofTe  dürfen  —  sofern  nicht  bC" 
sondere  Einrichtungen  für  deren  Transport  bestehen,  nur  in  ganz  festen^ 
dicht  verschlossenen  Gefässen  und  auf  offenen  Wagen  befördert  werden. 
In  jedem  Falle  sind  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  das  Herausdringen 
der  Masse  und  der  Flri';<;jgkeit  verhindern  und  die  Verbreitung  des  Ge- 
ruches ihunlichst  verliuicn.  Auf  letzteres  ist  auch  für  die  Art  der  Be- 
und  Entladung  Bedacht  zu  nehmen. 

5.  Das  Zusammenladen  mit  anderen  Gütern  ist  unstatthaft. 

6.  Die  Kisenbahn  kann  die  Vorausbezahlung  der  Fracht  bei  der 
Aufgabe  verlangen. 

7.  Die  Kosten  etwa  nöthiger  Desinfection  fallen  dem  Versender^ 
beziehungsweise  dem  Empfänger  zur  Last. 

XXXIV.  Schwefel  in  unverpacktem  Zustande  wird  nur  in 
bedeckt  gebauten  Wagen  befördert. 

XXXV.  Gegenstände,  welche  durch  Funken  der  Loco- 
motive  leicht  entzflndet  werden  können,  wie  Heu,  Stroh  (auch 
Reis- und  Flachsstroh),Rohr  (ausschliesslich  spanisches  Rohr)^ 
Borke,  Torf  (mit  Ausnahme  von  sogenanntem  Maschinen- 
oder Presstorf),  ganze  (unzerkleinerte)  Holzkohlen  (vergleicbe 
Nr.  XXIX),  vegetabilische  Spinnstoffe  und  deren  Abfftlle, 
Papiersp&ne,  Holzmehl,  Holzzeugmasse,  Holzspane  etc.,  des« 
gleichen  Gyps,  Kalkftscher  und  Trass  werden  in  unverpacktem 
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Zustande  nur  vollständig  bedeckt  und  unter  der  weiteren  Bedingung 
zum  Transporte  zugelassen,  dass  der  Versender  und  der  Empfftnger  das 
Auf-  und  Abladen  selbst  besorge.  Auch  hat  der  V^ersender  auf  Verlangen 
der  Verwaltung  die  Bedeckung  dieser  Gegenstände  selbst  zu  beschämen. 

XXXVI.  Collodium wolle  wird,  sofern  sie  mit  mindestens 
50%  Wasser  angefeuchtet  ist,  in  dichtver<:chlossenen  Blechgefässen, 
welche  in  dauerhaften  Holzkisten  fest  verpackt  sind,  zum  Versandt  an- 
genommen. 

Aut  dem  Frachtbriefe  muss  vom  Versender  und  von  einem  Chemiker 
unter  amtlicher  Beglaubigung  der  Unterschriften  bescheinigt  sein,  dass 
die  Besch afienheh  der  Waare  und  die  Verpacliung  obigen  Vorschriften 
entspricht. 

Enthalt  die Coilodiumwoile  einen  niedrigeren  Procentsatz  von  Wasser, 
so  finden  die  bezQglichen  Vorschriften  unter  I  Anwendung. 

XXXVIL  Chlormethyl  wird  nur  in  luftdicht  verschlossenen  starken 
Metatlgefüssen  und  auf  offenen  Wagen  befördert. 

In  den  Monaten  April  bis  October  einschliesslich  sind  derartige 
Sendungen  auf  Kosten  des  Versenders  mit  Decken  zu  versehen. 

XXXVIII,  PlflssigeKohtensfture  undflAssiges  Stickoxrdul 
dürfen  nur  in  Bebftltern  aus  Schweisseiseo,  Flusseisen  oder  Gussstahl, 
weldie  bei  amtlicher  Prüfung  einen  Druck  von  S60  Atmosphären  ohne 
bleibende  Veränderung  der  Form  ausgehalten  haben,  zur  Beförderung 
aufgeliefert  werden.  Ein  amtlicher  Vermerk  auf  den  Bebaltern  muss 
deutlich  erkennen  lassen,  dass  die  Prfifung  hierauf,  und  zwar  innerhalb 
Jahresfrist  vor  der  Aufgabe,  stattgefunden  hat.  Die  Behälter  sind  fest  in 
Kisten  derart  zu  verpacken,  dass  der  vorgedachte  Vermerk  bei  der  bahn- 
seitigen  Annahme  ohne  Schwierigkeit  sichtbar  gemacht  werden  kann. 

Gasförmige  Kohlensäure  wird  zur  Beförderung  nur  dann  an- 
genommen, wenn  ihr  Druck  den  von  20  Atmiospharen  nicht  übersteigt^ 
und  wenn  sie  in  Behältern  aus  Schweisseisen,  Flusseisen  oder  Gussstahl 
aufgeliefert  wird,  welche  bei  einer  innerhalb  Jahresfrist  vor  der  Aufgabe 
stattgehabten  amtlichen  Prüfung  ohne  bleibende  VerinJerung  der  Form 
mindestens  das  Anderthalbfache  desjenigen  Druckes  ausgehallen  haben, 
unter  welchem  die  Kohlensäure  bei  iiirer  Auflieferung  steht.  Jeder  Behälter 
muss  mit  einer  Oeffnung,  welche  die  Besichtigung  sei ner  Innenwandungen 
gestaltet,  einem  Sicherheitsventil,  einem  Wasserablasshahn,  einem  Föll-, 
beziehungsweise  Ablassventil,  sowie  mit  einem  Manometer  versehen  sein 
und  muss  alljährlich  auf  seine  gute  Beschaffenheit  amtlich  geprüft  werden. 
Ein  an  leicht  sichtbarer  Stelle  angebrachter  amtlicher  Vermerk  auf  dem 
Behälter  muss  deutlich  erkennen  lassen,  wann  und  auf  welchen  Druck 
die  Prfifung  desselben  stattgefunden  hat.   In  dem  Frachtbriefe  ist  anzu* 
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geben,  dies  der  Druck  der  aufgelieferten  Koblensiure  euch  bei  einer 
Temperatursteigerung  bis  zu  40  Grad  Celsius  den  Druck  von  20  Atmo- 
spbAren  nicht  Obersteigen  kann.  Die  Versandtstation  hat  sich  von  der 
Beachtung  vorstehender  Vorsehriften  und  insbesondere  durch  Vergleichung 

des  Manometerstandes  mit  dem  PrOfungsvermerk.  davon  zu  überzeugen, 
dass  die  Prüfung  der  Behälter  auf  Druck  in  ausreichendem  Masse  statt- 
gefunden  hat. 

XXXIX.  Falls  die  unter  X,  XII,  XVI,  XVII,  XX  bis  XXIII  ein- 
schliesslich aufgeführten  Chemikalien  in  Mengen  von  nicht  mehr  als  je 
10  Kilogramm  zum  Versandt  kommen,  ist  es  gestattet,  die  unter  X,  XII, 
XVII  (mit  Ausnahme  von  Brom),  XX  bis  XXIII  einschliesslich  aufge- 
führten Körper  einerseits  und  die  unter  XVI  (mit  Einschluss  von  Rroni 
bis  zum  Gewichte  von  100  Gramm)  andererseits,  sowohl  miteinander,  als 
mit  andern  bedingungslos  zum  Eisenbahntransporte  zugelassenen  Gegen- 
ständen in  ein  FracbtstQck  zu  vereinigen.  Jene  Körper  müssen  in  dicht 
verschlossenen  Glas-  oder  Blechflaschen  mit  Stroh,  Heu,  Kleie,  Sägemehl, 
Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Substanzen  in  surke  Kisten  fest 
eingebettet  und  im  Frachtbriefe  namentlich  aufgeführt  aein. 


Beilage  XV. 

Statut,  0 

betreffend  die  Errichtung  von  Schiedsgerichten  fUr  Sireitiglteiten  aus  dem 
Fraohtgeachäfle  der  Eisenbahn-  und  OampfsehifRiBhrts-Qesellschaften.^; 

Errichtung  und  Competenz  der  Schiedsgerichte. 

§ 

Zur  Austragung  der  aus  dem  Frachtgeschäfte  der  Eisenbahn-  und 
Dampfschifffahrts-Gesellschafen  entstehenden  Rechtssireltigketten  werden 
Schiedsgerichte  unter  nachfolgenden  Bestimmungen  errichtet. 

§  2. 

Der  Entscheidung  dieser  Schiedsgerichte  sind  im  Allgemeinen  vor» 
behalten:  alle  aus  derartigen  Frachtgeschäften  entstehenden  Reehtsstreltig- 

»)  Vereinbart  im  Jahre  187ö. 

^)  Die  Entscheidungen  des  „Wiener  Eisenbahn -Schiedsgerichtes*' 

siehe  Sammlung  Epstein,  Band  II,  pag.  155  u.  fF. 

3)  Zu  den  mit  einem  *  bezeichneten  Paragraphen  sind  Erläuterungen 
vereinbart  worden.  (S.  Anhang.) 
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ketten  ober  bestimmte  Geldsummen,  welche  ohne  Zinsen  und  andere 
NebengebOhren  den  Betrag  von  500  fl.  Ö.  W,  nicht  Qbersteigeni  sowie 
such  Ober  andere  Gegenstände  und  Leistungen,  wenn  der  KUger  anstatt 
derselben  eine  Geldsumme,  welche  nach  obiger  Berechnung  500  ü.  0.  W. 
nicht  Obersteigtj  ansunehmen  sich  ausdrOcklich  erbietet. 


Ausserdeni  können  durch  iiciwiliiges  schriftliches  oder  beiderseitig 
im  Bureau  des  Schiedsgerichtes  zu  Protokoll  gegebenes  Einverständniss 
auch  derartige  Streitigkeiten  Über  höhere  Geldsummen,  Ober  andere 
Gegenstände  oder  Leistungen,  sowie  auch  Streitigkeiten,  welche  aus 
Anlass  des  Transportes  von  Personen  oder  Ton  nicht  zum  Transporte 
aufgegebenem  Reisegepäcke  -entstehen,  der  Entscheidung  dieser  Schieds- 
gerichte zugewiesen  werden. 


Es  bleibt  Denjenigen,  welche  derlei  Ansprüche  (§§  2  und  8)  er- 
heben, anheimgestellt,  dieselben  vor  den  ordentlichen  Civilgerichten  oder 
vor  den  auf  Grund  dieses  Statuts  constitutrten  Schiedsgerichten  geltend 
zu  machen. 

In  letzterem  Falle  hat  die  Partei  in  ihrem  schriftlichen  Klage- 
anbringen oder  durch  Unterfertigong  eines  mit  ihr  aufzunehmenden  Pro- 
tokolls zu  erklAren,  dass  sie  sich  dem  Ausspruche  dieses  Schiedsgerichtes 
unterwerfe  und  sich  aller  Besch werdefobrong  (mit  Ausnahme  der  Nullitftt 

%  47  u.  ff.)  gegen  denselben  begebe. 

Die  Eisenbahn-  und  DampfschifTr'ahrts-GescIlschaften  verpflichten 
«ich  durch  Unterfertigung  dieses  Statuts,  dass  sie  sich  in  allen  jenen 
Fällen,  in  welchen  wegen  eines  gegen  sie  erhobenen  Anspruches  die 
schiedsrichterliche  Entscheidung  auf  Grund  des  §  2  dieses  Statuts  ge- 
\^ünscht  wird,  derselben  unterwerfen,  sich  alier  Beschwerdeführung  gegen 
den  Schiedsspruch  (mit  Ausnahme  der  Nullität  §  47  u.  ff.)  becebeu  und 
Oberhaupt  fOr  sich  die  sflmmtlichen  Bestimmungen  dieses  Statuts  und 
die  Aussprüche  der  m  Getnässheit  desselben  zu  constituirenden  und  ver- 
handelnden Schiedsgerichte  als  vollkommen  bindend  anerkennen,  ohne 
dass  eine  derartige  nochmalige  und  specielle  Anerkennung  auch  fOr  die 
einzelnen  FftUe  erforderlich  sein  sott. 


Ohne  beiderseitiges  Einverständniss  kann  eine  vor  dem  ordentlichen 

Civilgerichte  anhängig  gemachte  oder  entschiedene  oder  verglichene 
Rechtssache  niclit  vor  das  Schiedsgericht  und  ebenso  eine  vor  Acm 
Schiedsgerichte  anhängig  gemachte  oder  entschiedene,  oder  verglichene 
Rechtssache  nicht  vor  das  ordentliche  Civilgericbt  gebracht  werden. 


§  3. 


§  ^ 


§  6. 
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Statut  des  Eisenbahnschiedsgerichtes. 


§  6. 

Auf  Grund  dieses  Statuts  sollen  Schiedsgerichte  an  den  Orten,  wo 
sich  der  Sitz  einer  Eisenbahn-  oder  Dampfschifffahrts-Gesellschaft  be- 
findet, constituirt  werden.  Ausnahmsweise  soll  mit  Rücksicht  auf  die 
mercantile  Bedeutung  Triests  auch  daselbst  ein  Schiedsgericht  bestehen. 

Sollte  sich  auch  noch  an  anderen  Orten  das  ßedCirfniss  nach  der- 
artigen Schiedsgerichten  herausstellen,  so  können  solche  auf  Grund  dieses 
Statuts  über  Antrag  der  Handels-  und  Gewerbekammer  mit  Zustimmung 
der  betreffenden  Transportunternehmungen  errichtet  werden. 

§  7. 

Das  an  dem  Sitze  einer  Transportunternehmung  befindliche  Schieds- 
gericht ist  nach  Massgabe  seiner  statutarischen  Wirksamkeit  (§§  1 — 4) 
zur  Austragung  und  Entscheidung  über  alle  diese  Transportunternehmung 
betreffenden  Streitigkeiten  competent.  Dagegen  kann  ein  an  einem  anderen 
Orte  befindliches  Schiedsgericht  nur  dann  angerufen  werden,  wenn  die 
Competenz  dieses  Schiedsgerichtes  vereinbart  worden  ist. 

§  8.» 

Für  die  Amtslocalitälen,  die  Schreibgeschäfte,  die  Bestellung  eines 
Secretärs,  des  Beamten-  und  Dienerpersonales  und  die  sonstigen  mit  der 
Geschäftsführung  des  Schiedsgerichtes  verbundenen  Vorbereitungen  und 
Kosten  wird  von  Seite  der  betreffenden  Handels-  und  Gewerbekammer 
Sorge  getragen. 

Constituirung  der  Schiedsgerichte. 

•  §  9.* 

Zur  Constituirung  der  Schiedsgerichte  wählen  zu  Anfang  jedes 
Jahres : 

1.  Die  Handelskammer,  in  deren  Bezirk  das  Schiedsgericht  seinen 
Sitz  hat,  eine  Anzahl  von  mindestens  6  und  höchstens  24  Schiedsrichtern; 

2.  diejenigen  Transportunternehmungen,  welche  sich  dem  betref- 
fenden Schiedsgerichte  unterwerfen,  gemeinschaftlich  die  gleiche  Anzahl 
von  Schiedsrichtern. 

§  10.» 

Wenn  eine  der  in  §  9  bezeichneten  beiden  Gruppen  die  zu  Anfang 
jedes  Jahres  zu  erfolgende  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  vornimmt  und 
auch  einer  dahin  gerichteten  Mahnung  der  anderen  Gruppe  innerhalb  vier 
Wochen  nach  Erhalt  nicht  Folge  leistet,  so  ist  diese  letztere  Gruppe  be- 
rechtigt, die  Schiedsrichter  auch  für  die  nicht  wählende  Gruppe  zu 
wählen. 

§  11. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  zum  Schiedsrichteramte,  sowie  auch 
dessen  Beibehaltung,  sind  im  Allgemeinen: 

9 

s 


Statut  des  £iseobabnscbie4sgericht«s. 


229 


1.  Diejenigen,  gegen  welche  eine  solche  strafgerichtliche  Verurtbei- 
lung  ergangen  ist,  die  nach  den  Gesetzen  den  Verlust  der  Mitglieder- 
Schaft  bei  Gemeinderertretungen  nach  sich  zieht,  solange  diese  Rechtsfolge 
dauert;  dann  diejenigen,  welche  sich  wegen  einer  derartigen  strafbaren 
Handlung  in  gerichtlicher  Untersuchung,  und  fiberhaupt  diejenigen,  welche 
sich  in  Untersuchungs-  und  Strafbaft  befinden. 

S.  Diejenigen,  Ober  deren  Vermögen  der  Concurs  eröffnet  worden 
wtf  solange  die  Concursverhandlung  dauert. 

8.  Diejenigen»  welche  das  24,  Lebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt 
haben,  oder  son<;t  nus  was  immer  fOr  einem  Grunde  unter  Vormundschaft 
oder  Curatei  stehen. 

4.  Diejenigen,  welche  in  dem  Orte,  wo  das  Schiedsgericht  seinen 
Sitz  hat,  oder  in  dessen  Vororten  nicht  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
haben. 

§  18* 

Legt  ein  Schiedsrichter  das  Schiedsrichteramt  zurück,  stirbt  er  oder 
wird  er  aus  einem  der  im  vorhergehenden  Paragraphen  bezeichneten 
Grunde  oder  sonst  aus  was  immer  fOr  einer  Ursache  unfähig,  das 
Schiedsrichteramt  beizubehalten,  so  kann  von  der  betreffenden  Gruppe 
ein  neuer  Schiedsrichter  gewfthlt  werden. 

§  13. 

Die  ZI»  Schiedsrichtern  desi^nincn  Personen  weriieti  der  betrefFcndcn 
Handels-  und  Gewerbekammer  und  den  beiheiligteii  Transporiunter- 
nehmungen  bekanntgegeben  und  obliegt  es  der  Handelsksmmer,  sofort 
die  Reihenfolge  der  Berufung  der  Schiedsrichter  zum  Schiedsgerichte  zu 
bestimmen  und  die  hiernach  anzufertigende  Liste  zu  veröffentlichen. 

§  14- 

Die  Obmänner  des  Schiedspcrichies  werden  aus  den  in  dessen  Stand- 
orte wohnhaften  Advocaten  gewählt.  Die  Bestimmung  ihrer  Anzahl  und 
die  Wahl  erfolgen  in  einer  zu  diesem  Bchufe  von  der  Handels»  und  Ge- 
werbekammer snzuberaumenden '  gemeinschaftlichen  Versammlung  der 
Schiedsrichter  des  Handelsstandes  und  der  Schiedsrichter  der  Transport- 
unternehmungen. Die  Wahl  erfolgt  mittelst  Stimmzettel  durch  absolute 
Ms|oritat.  Ist  nach  dem  dritten  Wablgange  eine  absolute  Majoritftt  nicht 
SU  erzielen,  so  wird  je  ein  Obmann  aus  zwei  derjenigen,  welche  beim 
dritten  Wahlgange  die  höchste  Anzshl  von  Stimmen  in  sich  vereinigten, 
durch  das  Los  bestimmt.  Die  fibrigen  Normen  der  §§  9  bis  inclusive  18 
gelten  auch  für  die  Wahl,  fOr  die  Bestimmung  der  Anzahl  und  Reihen- 
folge der  Obmänner.  Tritt  bei  einem  der  gewählten  Obmänner  einer  der 
in  den  §^  ll  und  12  bezeichneten  Falle  ein,  so  ist  an  dessen  Stelle  eine 
Neuwahl  vorzunehmen. 
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§  16. 

Das  Schiedsgericht,  welches  zur  Entscheidung  Ober  einen  Anspruch 
zusammentritt,  besteht  aus  fünf  Mitgliedern,  und  zwar  dem  rechtsgelehrten 
Vorsitzenden,  zwei  aus  den  von  der  Handelskammer  und  zwei  aus  den 
von  den  Transportunternehmungen  gewählten  Schiedsrichtern. 

Sollte  es  aber  in  ein  und  derselben  Angelegenheit  zum  drittenmale 
vorkommen,  dass  ein  oder  mehrere  Schiedsrichter  wegbleiben,  so  sind, 
wenn  mindestens  der  Obmann  und  noch  zwei  Schiedsrichter  (ohne  Rück- 
sicht auf  die  Gruppe,  der  sie  angehören)  anwesend  sind,  dieselben  über 
Antrag  einer  Partei  verpflichtet,  mit  der  Verhandlung  und  Urtheilsfällun^ 
vorzugehen. 

Einbringung  der  Klage. 
§  16» 

Die  Ansprüche  können  vor  dem  Schiedsgerichte  entweder  schriftlich 
oder  mündlich,  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  angebracht  werden. 
Letztere  haben  sich  durch  schriftliche  Vollmacht  zu  legitimiren. 

Ansprüche,  welche  aus  einem  und  demselben  Rechtsgeschäfte  ent- 
springen oder  in  derselben  Ereignung  ihren  Grund  haben,  können  auch 
von  mehreren  Klägern  in  derselben  Klagschrift  geltend  gemacht  werden. 
Auch  können  nach  dem  Ermessen  des  Schiedsgerichtes  mehrere  An- 
sprüche eines  Klägers,  welche  in  verschiedenen  Ereignungen  oder  Rechts- 
geschäften ihren  Grund  haben  und  zusammen  den  Betrag  von  500  ä. 
nicht  überschreiten  (§  2),  cumulativ  in  Verhandlung  genommen  werden. 

§  17. 

Die  Klage  hat  eine  kurze  Darstellung  des  Streitfalles,  die  Anführung 
der  Beweismittel,  Namen  und  Wohnort  der  Parteien  und  Zeugen  zu  ent- 
halten. Sie  ist  in  zweifacher  Ausfertigung  zu  überreichen  und  es  sind  ihr 
diejenigen  Urkunden,  worauf  der  Kläger  sein  Recht  stützt,  wie  Fracht- 
briefe etc.,  in  zweifacher  Abschrift  oder  im  Originale  und  in  Abschrift 
beizuschliessen. 

Das  mit  dem  Originale  instruirte  Klagspare  bleibt  in  Händen  des 
Schiedsgerichtes. 

Ablehnung  und  Ausschliessung  von  Schiedsrichtern. 

§  18.* 

Dem  Kläger  wird  bei  Einbringung  der  Klage,  dem  Geklagten  bei 
Zufertigung  derselben  die  Gesammtliste  der  Schiedsrichter  und  der  Ob- 
manner bekanntgegeben,  und  hat  jede  Partei  längstens  innerhalb  drei 
Tagen  nach  Erhalt  der  Liste  ihr  Ablehnungsrecht  geltend  zu  machen, 
V  Iis  dasselbe  erloschen  ist. 

in  diese  Erist  werden  die  Tage  des  Postenlaufes  nicht  eingerechnet. 
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8  19. 

Es  steht  jeder  Partei  des  Recht  <u,  aus  der  Liste  der  Schieds- 
richter drei  aus  jeder  Gruppe  ohne  Angabe  von  Gründen  abzulehnen. 

§  20  * 

Ausserdem  kann  ein  Schiedsrichter  oder  Obmann  abgelehnt  werden: 

1.  in  seinen  eigenen  und  in  allen  jenen  Geschäften,  bei  welchen  er 
unmittelbar  oder  mittelbar  Schaden  oder  Vorthell  zu  erwarten  hat; 

2.  in  Geschäften  seiner  Gattin,  seiner  Blutsanverwandten  in  auf- 
und  absteigender  Linie  und  seiner  Geschwister  oder  Jenefi  die  mit  ihm 
im  selben  Grade  verschwägert  sind; 

3.  in  Geschäften  seiner  Mündel  oder  Curanden  ; 

4.  in  Geschäften,  bei  welchen  er  früher  als  Zeuge,  Sachwalter  oder 
Mittelsmann  eingeschritten  ist; 

6.  wenn  er  im  Dienstverhaltnisse  zu  einer  der  beiden  Par- 
teien steht. 

Aus  diesen  Gründen  steht  auch  dem  betreffenden  Schiedsrichter, 
sowie  dem  Obmanne  das  Recht  zu,  sich  selbst  von  der  Verhandlung  aus- 
zuscbliessen ;  doch  muss  er  dies  innerhalb  zweier  Tage,  nachdem  ihm 
von  der  Anberaumung  der  Verhandlung  und  dem  Gegenstande  derselben 
Kenntniss  geworden  ist,  geltend  mschen,  widrigens  dieses  Recht  für 
denselben  erloschen  ist. 

§  2l.» 

Die  Entscheidung  Ober  die  geltend  geroachte  Ablehnung  oder  Aus- 
schliessung eines  Schiedsrichters-  steht  dem  Schiedsgerichtsobmanne  zu. 
Trifft  die  Ablehnung  oder  Ausschliessung  den  Obmann,  so  entscheiden 
hierober  die  Schiedsrichter,  und  ist  derselbe  bei  gleichgetheilten  Stimmen 
als  abgelehnt  anzusehen. 

§  ^* 

In  allen  den  im  $  20  aufgezählten  Pftllen  muss  dem  Ablehnungs- 
begehren der  Partei  rOcksichtlich  dem  Ausschliessungsbegehren  des 
Schiedsrichters  oder  Obmannes  stattgegeben  werden. 

Sollten  noch  andere  AblebnungsgrOnde  gegen  Schiedsrichter  oder 
gegen  den  Obmann  geltend  gemacht  werden,  so  ist  die  Beurtheilung  dem 
fireien  Ermessen  des  Obmannes  rOcIcsichtlich  der  Schiedsrichter  anheim- 
gestellt. 

§  23. 

Wird  einem  Ablehnungs-  und  Ausschliessungsbegebren  aus  was 

immer  für  Gründen  stattgegeben  oder  tritt  eine  Verhinderung  eines 
Schiedsrichters  ein,  so  hat  der  in  der  Reihenfolge  derselben  Gruppe 
Nächstfolgende  als  Schiedsrichter  einzutreten. 
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§  24. 

Wird  eine  bereits  begonnene  Verhandlung  vor  Schöpfung  des 
Scliiedsspruches  vertagt,  so  sollen  bei  der  neuerlichen  Verhandlung  in 
der  Hegel  derselbe  Obmann  und  dieselben  Schiedsrichter  fungiren. 

Anberaumung  der  Verhandlung. 
§  2ö  • 

Der  Obmann  de»  Schiedsgerichtes  hat  sofort  ein  Exemplar  der  Klage 
oder  eine  Abschrift  des  diesfillligen  Protokoll  es,  sowie  auch  Abschriften 
der  Urlcunden  dem  Gegner  zustellen  su  lassen,  die  Parteien  zur  mOnd- 
licheo  Verhandlung  auf  einen  angemessenen  kurzen  Termin  vorzuladen 
und  die  Schiedsrichter  einzuberufen. 

Verhandlung. 
§  26. 

Die  Verhandlungen  des  Schiedsgerichtes  sind  mit  Ausnahme  der 
Berathung  des  Spruches  öffentlich. 

$  27. 

Bei  Beginn  der  Verhandlung  leisten  der  Obmann  und  die  Mitglieder 
des  Schiedsgerichtes  einander  gegenseitig  die  Angelobung  auf  gewissen- 
hafte Erfüllung  ihrer  Pflichten. 

§  28.* 

Die  Parteien  können  vor  dem  Schiedsgerichte  persönlich  oder  mit 
ihren  Vertretern  erscheinen,  oder  sich  durch  Bevollmftchtigte  vertreten 
lassen. 

§  29. 

Bleibt  ein  Streittheil  ungeachtet  der  an  ihn  erfolgten  und  nachge- 
wiesenen Verständigung  bei  der  Verhandlung  aus,  so  ist  mit  der  Ver- 
handlung und  nach  Schluss  derselben  mit  der  Schöpfung  des  Spruches 
vorzugehen. 

§  30.* 

her  Vorsitzende  hat  bei  der  Verhandlung  die  Disciplin  aufrecht  zu 
erhallen  und  kann,  u  ena  einer  der  Anwesenden  sich  unanständig  benimmt, 
dessen  Entfernung  anordnen.  Sollte  eine  derartige  Verfügung  gegen  eine 
der  Parteier.  gctroirea  werden,  so  kann  ungeaclitet  ihrer  Entfernung  mit 
der  Fortführung  der  Verhandlung  und  der  Schöpfung  des  Spruches 
vorgegangen,  oder  die  Verhandlung  vertagt  und  die  Partei  angewiesen 
werden,  bei  der  neuerlichen  Verhandlung  durch  einen  Vertreter  zu  er- 
scheinen, widrtgens  sie  als  nicht  erschienen  angesehen  würde.  JedenAille 
bat  die  weggewiesene  Partei  die  Kosten  der  frustrirten  Verhandlung  zu 
zen. 
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§  31.* 

Die  Parteien  haben  ihre  Behelfe,  Originalurkunden  etc.,  soweit  sie 
nicht  der  Klage  beigelegt  wurden,  zur  Verhandlung  mitzubringen.  Es 
steht  ihnen  auch  frei,  die  Zeugen  mitzubringen  oder  deren  Vorladung 
durch  das  Schiedsgericht  zu  veranlassen.  Findet  das  Schiedsgericht 
ausserdem  die  Einvernehmung  von  Zeugen,  die  Erhebung  eines  Sach- 
verständigenbefundes oder  die  Abnahme  eines  Handsclilages  für  noth- 
wendig,  so  kann  es  dies  nach  seinem  Ermessen  sogleich  selbst  vornehmen 
oder  sich  wegen  Vornahme  an  das  ordentliche  Gericht  wenden. 

Letzteres  hat  auch  im  Falle  einer  Eidesabnahtne  und  dann  statt» 
zufinden,  wenn  die  Zeugen  oder  Sachverstfindigen  der  an  sie  ergangenen 
Vorladung  des  Scbiedsgericbtes  nicht  Folge  leisten.  Nach  Einlangen  der 
Beweiserhebung  ist,  falls  es  noth wendig  erscheinen  sollte,  eine  neuerliche 
Verhandlung  auszuschreiben  und  den  Parteien  bekanntzugeben,  deren 
ErmoMen  es  tiberlassen  bleibt,  hierbei  zu  erscheinen  oder  nicht. 

Bei  der  neuerlichen  Verhandlung  wird,  auch  wenn  beide  Theile 
wegbleiben,  der  Schiedsspruch  geschöpft« 

§  32. 

Das  Schiedsgericht  ist  in  der  Wahl  der  Sachverständigen  an  den 
Vorschlag  der  Parteien  nicht  gebunden. 

Schiedsspruch. 
§  83. 

Der  Schiedsspruch  wird  durch  absolute  Stimmenmehrheit  geschöpft. 
Nur  bei  gteichgetheilten  Stimmen  hat  der  Vorsitzende  mitzustimmen  und 
wird  diejenige  Meinung,  welcher  er  beitritt,  zum  Beschlüsse  erhoben. 

§  84.» 

ßei  Schöptung  des  Spruches  ist  das  Schiedsgericht  zwar  an  die 
Bestimmungen  des  Civilrechtes  und  des  jeweilig  geltenden  Betriebsregle- 
ments, sowie  an  die  gewissenhafte  Erwflgung  und  Würdigung  de^  vor> 
gekommenen  Beweise,  aber  an  keine  gerichtsordnungsmässigen  Formen 
und  Bewetsregeln  gebunden. 

§  85. 

Der  Schiedsspruch  darf  das  Begehren  der  Parteien  nicht  über- 
schreiten und  muss,  wenn  eine  Zahlung  oder  sonstige  Leistung  aufgetragen 
wird,  immer  auch  die  Frist  zur  ErfOllung  bestimmen.  Die  Ausmessung 
dieser  Frist  bleibt  dem  Schiedsgerichte  oberlassen.  Doch  soll  die  Frist 
in  der  Regel  nicht  länger  als  14  Tage  und  nicht  kOrzer  als  3  Tage  sein. 

§  36. 

Jeder  Schiedsspruch  muss  mit  Gründen  versehen  sein. 
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$  87. 

Der  Schiedsspruch  ist  sogleich  nach  Schluss  der  Verhandlung  zu 
schöpfen,  zu  protokolliren,  den  Parteien  stmrot  GrQnden  mQndlicb  be« 
kanntzugeben  und  Ober  Verlangen  ao  bald  ata  möglich  scbrtfttich  aus- 
zufertigen. 

Aus  wichtigen  GrQnden  kann  das  Schiedsgericht  die  Schöpfung  des 
Spruches  auf  angemessene  Zeit,  Jedoch  auf  nicht  Ungar  als  14  Tage, 
vertagen,  in  welchem  Falle  nach  dem  Ermessen  des  Schiedsgerichtes 
der  Spruch  entweder  den  zu  diesem  Behufe  yorzuladendeo  Parteien 

mOndlich  zu  verkOndigen,  oder  schriftlich  zu  intimiren  und  die  an  den 
Sachfälligea  erfolgte  Zustellung  auf  dem  för  den  Obsiegenden  bestimmten 
Urtheilspare  anzumerken  ist. 

Die  Zustellung  kann  auch  an  den  Bevollmächtigten,  an  die  Haus- 
genossen oder  mittelst  Post  gegen  Retourrecepisse  oder  allenfalls  durch 
das  ordentliche  Gericht  erfolgen. 

§  38. 

Die  Frist  zur  Erfüllung  der  in  dem  Schiedssprüche  aufgetragenen 
Leistung  beginnt  mit  dem  der  mOndltchen  Verkündigung  ($  87,  1.  und 
S.  Abs.)  nadifolgenden  Tage. 

Nur  dann,  wenn  eine  mündliche  Verkündigung  gar  nicht  geschehen 
ist,  fängt  diese  Frist  mit  demjenigen  Tage  an,  welcher  der  Zustellung  an 
den  SachfAlligen  zunAchst  folgt. 

I  89. 

Wegen  des  Schiedsspruches  kann  kein  Mitglied  des  Schiedsgerichtes 
zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

§  40. 

Vor  dem  Schiedsgerichte  können  auch  exeeutionsfAhige  Vergleiche 
geschlossen  werden. 

Proiokoiiführung. 
§  41. 

Das  Protokoll  der  Verhandlung  hat  in  Kürze  die  hauptsAchlichsten 
Momente,  die  Beweismittel,  den  Erfolg  der  Beweisführung,  die  Verkündi- 
gung des  Urtheiis  und  die  etwa  hierüber  abgegebenen  Erklärungen  der 

Parteien  zu  enthalten. 

Das  Verhandlungs*  und  BerathungsprotokoU,  der  Schiedsspruch, 
sowie  Oberhaupt  alle  Erlässe  des  Schiedsgerichtes  müssen  von  dem  Ob- 
manne  und  dem  Schriftführer  unterfertigt  sein.  Den  Schiedsrichtern  steht 
das  Recht  zu,  diese  simmtlicben  Urkunden  mitzufertigen. 


Google 
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Kosten« 

§  42. 

Im  Spruche  sind  die  Kosten  ues  schiedgerichtlichen  Verfahrens  ent- 
weder dem  Sachfälligen  ganz  aufzuerlegen  oder  entsprechend  zu  theilen. 

Ein  Ersatz  von  Vcrtrctuugskosten  kann  vom  Schiedsgerichte  nicht 
zuerkanot  werden. 

I  43.* 

Von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  werden  von  Zeit  xu  Zeit 
die  Talen  bestimmt^  welche  als  Vergütung  fOr  die  durch  das  Schieds- 
.  gencht  erwachsenden  Aualagen  au  leisten  sind. 

§  44.* 

Das  Schiedsrichteramt  ist  ein  Ehrenamt.  Nach  Massgabe  vorhandener 
Ueberschüsse  aus  den  Taxen  und  eventueller  Zuschüsse  der  Handels- 
und Gewerbekamaier  können  mit  Jahresschluss  den  Obmännern  und 
Seil  cd  trichtern  Diäten  verabfolgt  werden.  Baarauslagen  werden  sofort 
aus  der  Casse  der  Handels-  und  Gewerbekammer  vergAtet. 

§  46.* 

Das  anfällige  Protokoll,  womit  die  erfolgte  Einigung  der  Parteien 

auf  den  schiedsrichterlichen  Ausspruch  und  seitens  der  Schiedsrichter 
die  Uebernahme  des  SchicJsricht"r:in:tes  in  dem  bestimmten  Falle  con- 
statirt  wird,  sowie  schiedsrichterliche  Urtheile  und  vor  dem  Schiedsge- 
richte abgeschlossene  Vergleiche  unterliegen  den  in  dem  Gebührengesetze 
(T.  P.  33,  92  und  105)  vorgeschriebenen  Stempeln  und  Gebühren. 

§  46.» 

Die  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  leistende  Taxe  (§  43), 
sowie  ein  die  Protokolle-  und  Urtheilsstempel  und  Gebühren  deckender 
Betrag  ist  von  dem  Kl&ger  sogleich  bei  Einbringung  der  Klage  bei  der 
Casse  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  erlegen. 

Die  Kosten  eines  Sachbefundes  oder  einer  Beweiserhebung  überhaupt 
sind  von  jeoer  Partei  vorzuschiessen,  welche  dieselben  veranlasst. 

Werden  die  nöthigen  Vorschösse  nicht  sofort  geleistet,  so  wird 
angenommen,  dass  die  Partei  auf  ihre  diesfälligen  Anträge  verzichte. 
Ausser  diesen  Erlägen  kann  dem  Kläi^er  eine  Sicherstellung  der  Kosten 
(actorischü  Caution)  nicht  aufydiragcn  werden. 

Rech  tsmittel. 
§  47. 

Der  Spruch  des  Schiedsgerichtes  ist  inappellabel,  indem  sich  beide 
Theiie  jeder  Beschwerdeföhrung  gegen  denselben  begeben.  Eine  Nullitftt 
kann  nur  dann  geltend  gemacht  werden,  wenn  dargetbao  wird: 
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1.  dau  der  Spruch  ober  die  Grenzen  der  schiedsrichterlichen  Com- 
petens  (§§  1  bis  inclusive  8  und  §  7)  oder  Aber  die  AntrAge  der  Parteien 
hinausreicht,  oder  dass 

2.  einem  gemftss  der  §§  19  und  SO  des  Statuts  gestellten  Antrage 
suf  Ablehnung  eines  Schiedricbters  oder  Obmannes  unbegrflndeterweise 
nicht  stattgegeben  wurde,  oder  dass 

3.  im  Falle  einer  Contumacirung  die  Klage,  beziehungsweise  die 
Vorladung  2ur  Verhandlung,  dem  Coniumecirten  nicht  zugestellt  wurde. 

§  48. 

Die  Nullitfit  ist  in  Gemflssheit  der  Civitprocessordnung  bei  dem  • 
hierzu  competenten  Gerichte  innerhalb  acht  Tagen  vom  Tage  der  mOndUehen 
Verkündigung  des  Endspruches  (§  37,  Absatz  1  und  2)  oder  der  die  Stelle 

der  mündlichen  Verkündigung  vertretenden  Zustellung  der  schriftlichen 
Urthellsausfertjgung  geltend  zu  machen,  widrigens  das  Recht  erloschen  ist. 

§  49. 

An  und  für  sich  ist  der  Schiedsspruch  null  und  nichtig  und  kann 
gegen  denselben  die  Nullität  jederzeit  geltend  gemacht  werden,  wenn 
da^  Schiedsgericht  bei  der  Verhandlung  und  Entscheidung  nicht  gehfirig 
besetzt  war. 

§  50. 

Gegen  den  Spruch  des  competenten  Gerichtes  über  die  vorgebrachte 
Nullität  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  nicht  zulässig,  indem  sich  beide 
Theiie  dessen  begeben. 

Neuerliche  Verhandlung,  Ausbteibensrechtfertigung  und 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens. 

§  öl. 

Wird  nuf  Nullität  desi  Schiedsspruches  erkannt,  so  findet  eine  neuer- 
liche Verhandlung  vor  dem  Scliiedsi^erichte  statt,  und  darf  ohne  aus- 
drückliches lLin\ erstanJiiiss  der  Strciiihcile  bei  dieser  neuerlichen  Ver- 
handlung weder  der  Obmann  noch  ein  Schiedsrichter  der  früheren  Ver- 
handlung fungiren. 

§  62. 

Diejenige  Partei,  welche  ohne  alles  eigene  Verschulden  den  zur 
Verhandlung  anberaumten  Termin  versäumt  hat,  kann  mittelst  eines  an 
das  Schiedsgericht  zu  richtenden  Gesuches  ihr  Ausbleiben  rechtfertigen, 
die  Aufhebung  des  Urtheils  und  eine  neue  Verhandlung  über  die  Klage 
begehren.  Ein  solches  Gesuch  kann  mündlich  oder  schriftlich,  jedoch  nur 
binnen  einer  Frist  von  8  Tf^P'-n  anpebracht  werden,  welche  von  dem 
Tage  zu  berechnen  ist,  an  w  elchem  das  Hiaderniss,  bei  dem  Verhandlungs- 
termine zu  erscheinen,  aufgehört  bat. 
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In  dieser  Frist  von  acht  Tageb  werden  die  Tage  des  Posteolaufes 
nicht  eingerechnet. 

Bei  der  Ober  das  Gesuch   angeordneten  Tagsatzung  ist  im  Falle 

der  Bewilligung  desselben  sogleich  die  Hauptsache  zu  verhandeln. 

Eine  offenbar  zu  spät  angebrachte  Rechtfertigung  des  Ausbleibens 
kann  von  dem  Schiedsgerichte  sofort  ohne  Vernehmung  des  Gegners 
und  ohne  Anberaumung  eines  Verhandlungstcrmines  verworfen  werden. 

Die  Verkündigung,  Ausfertigung  und  Zustellung  des  Unheiles  und 
die  Execvition  werden  durch  ein  Ausbleibensrechtfertigungsgesuch,  SO 
lange  üeni:»ciuea  niclit  stattgegeben  ist,  nicht  gehemmt. 

§  53. 

Tm  Uebrigen  findet  die  Wiederaufnahme  einer  schiedsrichterlichen 
Veihaiidlung  nur  wegen  neu  aufgefundener  Beweise  insolange  statt, 
als  nicht  die  Geltendmachung  des  Anspruches  durch  Verjährung  er- 
loschen ist.  * 

Das  Scbtedsgericbt  hat  Ober  die  ZuUssigkeit  der  neu  aufgefundenen 
Beweise  au  entscheiden  und  ordnet  im  bejahenden  Falle  die  neue  Ver- 
handlung an. 

§  54. 

Wird  eine  aogesuchte  Ausbleibensrechtfertigung  oder  Wiederauf- 
nahme abgewiesen,  so  kann  auch  dagegen  nur  die  Nullität  aus  den  in 
den  §§  47  und  49  bezeichneten  Gründen  geltend  gemacht  werden. 

S  55. 

Ingleichen  kann  in  den  Fällen,  wenn  einer  Ausbleibensrechtfertigung 
oder  Wiederaufnahme  stattgegeben  wird,  sowie  wegen  aller  sonstigen 
im  Laufe  des  Verfahrens  vom  Schiedsgerichte  geschöpften  Bescheide 
eine  Nullität  nur  aus  den  in  den  §§  47  und  49  bezeichneten  Gründen 
geltend  gemacht  werden.  Auch  kann  in  allen  Füllen  dieses  Paragraphen 
die  Geltendmachung  der  Nullität  nicht  im  Laufe  des  Verfahrens,  sondern 
erst  nach  geschöpftem  schiedsrichterlichen  Endsprucbe  erfolgen. 

§  öG. 

Derjenige,  der  um  die  Ausbleibensrechtfertigung  oder  Wiederauf- 
nahme ansucht,  hat  jedenfalls  alle  Kosten  des  diesfäHigen  Verfahrens, 
und  wenn  seinem  F^egehren  stattgegeben  wird,  auci»  die  Kosten  des 
irulicicn  Verfahrens  in  der  Hauptsache  zu  tragen  und  insoweit  solche 
Kosten  von  dem  Gegner  bestritten  wurden,  diesem  zu  ersetzen. 

Execution. 
§  57. 

Die  Vollstreckung  der  schiedsrichterlichen  Sprüche  oder  Vergleiche 
kann  ijach  der  Wahl  des  Executionsffihrers  entweder  bei  dem  Schieds- 
gerichte oderfbei  dem  ordentlichen  Genclite  angesucht  werden. 
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§  68. 

Die  Entscheidung  Ober  das  bei  dem  Schiedsgerichte  eingebrachte 
Executionsgesuch  steht  dem  Obmanne  des  Schiedsgerichtes,  welches  den 
Spruch  schöpfte,  zu  und  ist  auch  gegen  diese  Entscheidung  eine  Be- 
schwerdeführung —  mit  Ausnahme  der  Nullität  (§  47  u.  ff.)  —  nicht 
zulässig. 

§  69. 

Findet  der  Obmann  des  Schiedsgerichtes  dieExecution  zu  bewilligen, 
so  hat  er  sich  wegen  Vollzuges  derselben  an  das  ordentliche  Gericht  zu 
wenden  und  diesem  das  Statut,  die  sämmtlichen  Protokolle,  dann  den 
Vergleich  oder  das  Urtheil  sammt  Gründen  —  und  zwar  alles  dies  im 
Original  oder  in  beglaubigter  Abschrift  —  vorzulegen. 

§  60. 

Will  der  Obsiegende  um  die  Execution  bei  dem  ordentlichen  Ge- 
richte ansuchen,  so  ist  vorher  die  Bestätigung  der  Rechtskraft  —  Bei- 
setzung der  Vollstreckungsklausel  —  auf  dem  Schiedssprüche  zu  erwirken. 

§  61. 

Wenn  die  geschehene  Geltendmachung  einer  Nullität  gegen  den 
Schiedsrichterspruch  bei  dem  Schiedsgerichte  ausgewiesen  und  von  dem 
zufolge  dieses  Spruches  Sachfälligen  eine  nach  dem  Ermessen  des  Schieds- 
gerichtes hinlängliche  Sicherstellung  geleistet  wurde,  so  kann  die  Execution 
insolange  nicht  bewilligt,  beziehungsweise  die  Bestätigung  der  Rechtskraft 
(Vollstreckungsklausel)  insolange  nicht  beigesetzt  werden,  bis  di?  Ent- 
scheidung über  die  Nullität  erfolgt  ist. 

Schlussbestimmungen. 
§  62. 

Das  Schiedsgericht  hat  über  die  Vergleiche  und  geschöpften  Sprüche 
ein  Buch  zu  führen,  welches  in  Verwahrung  des  Präsidenten  der  Handels^ 
und  Gewerbekammer  bleibt. 

§  63. 

Sollte  ein  Schiedsgericht  für  den  internen  Verkehr  noch  einer  be- 
sonderen Geschäftsordnung  bedürfen,  so  steht  es  ihm  frei,  eine  solche 
ganz  nach  seinem  Ermessen  zu  erlassen. 

§  64. 

Die  Geltungsdauer  dieses  Statutes  und  der  auf  Grund  desselben  zu 
constituirenden  Schiedsgerichte  wird  vorläufig  dahin  bestimmt,  dass  die- 
selbe mit  1.  Januar  1876,  oder  wenn  vor  dieser  Zeit  ein  Specialgesetz 
für  Schiedsgerichte  in  Transportangelegenheiien  erlassen  werden  sollte, 
mit  dem  Inslebentrelcn  diesem  Gesetzes  aufzuhören  hat.  • 
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Anhang. 

Erläuterungen 

XU  dem 

Statut  über  die  Schiedsgerichte  für  Streitigkeiten  aus 
dem  Frachtgeschäfte  der  Kisenbahn-  und  Dampf schiff- 

fahrts-  Gesellschaften. 

Zwischen  den  Transportunternehmuncen,  welche  dem  im  Titel  be- 
zeichneten Statute  beigetreten  sinü,  und  dci  uiedei österreichischen  Handels- 
und Gewerbekammer  wurden  zur  näheren  Erläuterung  und  Ausführung 
dieses  Statutes  die  nschsteheoden  Grundsätze  vereinbart. 

Zu  §  1. 

Diesea  Statut  bat,  wie  sich  schon  aus  dem  altgenteinen  Rechtsgrund- 
satze (§  270  a.  G.  O.)  und  aus  §  4,  Alinea  8  des  Statuts  ergibt,  nur  für 
jene  Eisenbahn-  und  Dampfschiffifahrtsunternehmungen,  welche  demselben 
beitreten  und  auch  für  diese  nur  nach  Massgabe  der  erfolgten  Beitritts- 
erkUrung,  verbindliche  Kraft. 

Zu  $  & 

Die  mit  der  GeschftftsAhning  der  Schiedsgericht«  verbundenen 
Kosten  werden  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  getragen  und  hat 
dieselbe  die  Bedeckung  dafür  in  den  nach  $  4S  festzustellenden  Taxen 
zu  suchen. 

Zu  §  9. 

Die  Art  der  Wahlvornahroe  ist  jeder  Gruppe  überlassen. 
Das  Resultat  der  vollzogenen  Wahl  und  die  Erklärung  der  ge- 
wählten Schiedsrichter  über  die  Annahme  der  Wahl  ist  sogleich  der 

anderen  Gruppe  bekanntzugeben. 

Diese  Erklärung  hätte  dahin  zu  lauten,  das  Schiedsrichteramt  in 
allen  Fällen,  die  in  der  Periode,  für  welche  der  Schiedsrichter  gewählt 
wurde,  vor  den  durch  das  Statut  normirtcn  Schiedsgerichten  anhängig 
gemacht  werden  und  bei  welchen  ihn  die  Reihe  der  Function  trifft,  aus- 
üben zu  wollen. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  das 
Secretariat  der  Schiedsgerichte  von  der  Wahl  und  Wahlannabme  schleunigst 
Kenntniss  erhalte. 

Zur  Regelung  des  Verkehres  mit  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
wird  die  Gruppe  der  Transportunternehmungen  eine  Vorsitzende  Direction 
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wfthlen,  welche  die  von  jener  eusgehendeo  SchriftttOcke  zu  fertigen  und 
die  Gruppe  Oberhaupt  nach  lusten  xa  vertreten  hat. 

Im  Uebrigen  besorgen  beide  Gruppen  ihre  Schreib-  und  sonttigea 
durch  die  Institutton  dieser  Scbiedsgericbie  hervorgenifeoea  Geachflfte 
selbst  und  auf  eigene  Kosten. 

Das  nach  §  8  zu  bestellende  Secretariat  besorgt  lediglich  die  von 
den  Schiedsgerichten  ausgehenden  Amtshandlungen  und  damit  verbun- 
denen Geschäfte. 

Alle  Aiisfcrttpungen  über  \'erfiicunccn,  Erkenntnisse,  Amtshand- 
lungen etc.  der  Schiedsgerichte  werden,  soferne  nicht  die  Bestimmung 
des  §41  platzgreift,  von  dem  jeweilig  fungirenden  Obmanne  gefertigt  und 
vom  SecretÄr  gcgcnyczciciinet. 

Zu  §  10. 

Bei  der  Wahlvornahme  für  die  säumige  Gruppe  ist  die  wählende 
Gruppe  keinen  anderen  Beschränkunj^en,  als  denen  des  §  11  Stat.  unter- 
worfen; sie  kann  daher  alle  Schiedsrichter  nach  eigenem  Ermessen  audl 
ausschliesslich  aus  Mit£;liedern  ihrer  eigenen  Gruppe  wählen. 

Die  Art  der  Veranlassung  und  Wahhornahrae  bleibt  der  wählenden 
nicht  in  ni«ira  befjr.dlichen  Gruppe  anhciingestellt. 

Die  Wahl  niuss  jedoch  innerhalb  weiterer  vier  W'uchen  erfolgen, 
widrigcns  uas  Recht,  die  Wahl  für  die  säumige  Gruppe  vorzunehmen, 
erlischt. 

Die  Namen  der  gewählten  Schiedsrichter  und  ihre  Annahme-ErklA- 
rungen  (§  9)  sind  sogleich  der  anderen,  sflumigen  Gruppe  bekanntzugd>en; 
ein  Einspruchsrecht  dagegen  steht  ihr  nicht  zu. 

Zu  §  12. 

Sobald  der  Vorsitzende  einer  der  beiden  Gruppen  von  einem  solchen 
Falle  Kenntniss  erlangt,  hat  er  die  Entscheidung  der  betreffenden  Gruppe, 
ob  eine  Ncuwaiil  stallzufinden  hat,  einzuholen,  und  eveutueii  die  Wahl 
sofort  zu  veranlassen. 

An  die  Stelle  eines  entfallenen  Schiedsrichters  ist  ein  anderer  aus 
der  Reihe  der  bereits  Gewählten  2u  berufen. 

Zu  §§  13  und  14. 

Bei  Bestin>mung  der  Reihenfolge  der  Berufung  der  Schiedsrichter 
und  Obnianner  zum  Schiedsgerichte  wird  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer im  Einvernehmen  mit  der  geschäftsführendcn  Direction  der 
Gruppe  der  Transportunternchmungcn  vorgehen. 

Die  anzufertigende  Liste  wird  eine  doppelte  sein:  eine  för  die  von 
der  Handelskammer,  und  eine  für  die  von  den  Transportunternehmungen 
gewählten  Schiedsncnter. 
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Die  Berufung  der  einxelnen  Schiederichter  zur  AusObung  des 
Schiedsrichteramtes  wird  in  der  OrdnuDg  stattfinden,  in  welcher  sie  auf 
der  verÖfiTentlichien  Liste  verzeichnet  sind,  so  dass  fQr  jeden  neuen 
Streitfall  die  nächsten  in  der  Liste  folgenden  Schiedsrichter  in  Function 
treten.  Dabei  ist  zu  beobachten,  dass  ffir  einen  wegen  Ablehnung,  Aus- 
tritt tt.  s.  f.  entfallenden  Richter  der  nächst  Verzeichnete  an  seine  Stelle 
tritt;  auf  den  Letztgenannten  folgt  der  Erstgenannte  (vergl.  §  23). 

Eine  gleiche  Liste  wird  über  die  Reihenfolge  der  Obmänner  ange- 
fertigt, welche  sich  in  ihrer  Function  in  gleicher  Weise  zu  succediren 
haben. 

Zu  §  15. 

Wenn  durch  solche  frustririe  Tagsatzungen  Kosten  auflaufen,  so 
sind  dieselben  aus  den  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer  ein- 
laufenden Taxen  zu  berichtigen,  und  in  die  Jahresrechnung  einzustellen 
(vergl.  Erläuterung  zu  §  43). 

Zu      16  und  18. 

Die  Klagen  sind,  ob  schriftlich  oder  mündlich,  bei  dem  Secretariate 
der  Schiedsgerichte  einzubringen. 

Schriftliche  Klagen  und  sonstige  Eingaben  sind  an  „das  Schieds- 
gericht in  Streitigkeiten  aus  dem  Frachtgeschäfte"  zu  stylisiren  und  beim 
Secretariate  zu  überreichen,  welches  sich  bei  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer befinden  wird. 

Bei  diesem  ist  auch  das  Ablehnungsrecfat  des  §  18  schriftlich  oder 
mOndlich  geltend  zu  machen. 

Zu  §  20. 

Als  im  Dienstverhältnisse  stehend  (Punkt  6)  wird  nur  angesehen, 
ver  bei  einer  der  beiden  streitenden  Parteien  als -Beamter,  Buchfahrer, 
Diurnist,  Schreiber,  Comptoirist,  Factor  u.  dgl.  gegen  im  voraus  bestimmten 

forriaufenden  Lohn,  wenn  auch  nur  zeitlich,  Dienste  verrichtet,  also  in 
diesem  Sinne  in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  zu  derselben  steht. 

Advocaten,  Notare,  welche  die  Rechtsangelegenheiten  der  einen 
oder  anderen  Partei  besorgen,  Aerzte  u.  dgl.  sind  nicht  hierher  zu 
rechnen. 

Zu  s  21. 

Diese  Entscheidung  hat  jener  Obmann  zu  fällen,  welcher  dem  zur 
Entscheidung  des  Rechtsstreites  berufenen  Schiedsgerichte  präsidirt. 

(Siehe  Erläuterung  zu  §§  13  und  14.)  Dieses  Schied«!Erericht  ist  es 
auch,  welchem  die  Entscheidung  Ober  die  Ablehnung  eines  Obmannes 
zusteht. 

^  .    Uaber  or,  O&i  Citerr.  Kitenbahnrecfat.  Q 
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Wenn  aber  die  Ablehnung  oder  die  Ausschliessung  gerade  diesen 
gedachten  Obmann  und  zugleich  auch  die  Schiedsrichter  betrifft,  welche 
nach  §1  13  und  14  in  dem  «peciellen  Falle  aur  Ausübung  des  Schieds  * 
richteramtes  berufen  erscheinen,  dann,  steht  die  Entscheidung  dem  Inder 
Retbenfolge  nftclisten,  nicht  abgelehnten  oder  ausgeschlossenen  ObnDanne, 
respective  dem  durch  die  in  der  Reihenfolge  nächsten  nicht  abgelehnten 
Schiedsrichter  sich  ergänzenden  Schiedsgerichte  zu. 

Die  Entscheidung  dieses  sich  so  ergänzenden  Schiedsgerichtes  über 
die  von  der  Partei  geltend  i^emachte  Ablclinung  oJer  Atisschltessune 
des  Obmannes  hat  der  Kntscheiuung  des  Obmannes  über  die  Ablehnung 
oder  Ausscheidung  der  Schiedsrichter  vorauszugeheo. 

Zu  §  25. 

Hie  Zustellung  hat  auf  die  im  §  37  Stat.  bezeichnete  Weise  zu 
erfolgen. 

Zu  §  2». 

Die  Parteien  können  sich  sowohl  durch  rechtskundige  als  durch 
nichtrechtskundsge  Bevollmftchtigte  vertreten  lassen* 

Der  Vollmachtsträger  einer  Partei  muss  aber,  sofern  er  nicht  an 
deren  Seite  vor  dem  Schiedsgerichte  erscheint,  sich  mit  einer  ausreichen- 
den \'oI] macht,  welche  von  dem  Obmanne  geprüft  und  beurtheilt  wird» 
legitimiren. 

Die  Kosten  der  Vertretung  hat  stets  und  ohne  Rücksicht  auf  den 
Ausgang  des  Processes  die  betreffende  Partei,  welche  sich  vertreten  lasst, 
zu.  tragen. 

Zu  §  30. 

Die  im  Falle  des  §  SO  von  der  Partei»  welche  die  Vertagung  der 
Verhandlung  verschufdet  bat,  zu  tragenden  Kosten  werden  vom  Schieds- 
gerichte bei  FflUung  des  Erkenntnisses  oder  nach  Abschluss  des  all- 
ftlligen  Vergleiches  bestimmt. 

Zu  §§  31  und  34. 

Das  Schiedsgericht  ist  nicht  verpflichtet,  alle  Zeugen  einzuvernehmen, 
es  braucht  nur  jene  zu  hören,  deren  angebotene  Aussage  es  für  relevant 
erkennt;  es  kann  sich  ferner  auch  mit  der  einfachen,  unbeschwornen 
Aussage  begnügen,  wenn  dieselbe  nur  durch  Handschlag  bekräftigt  wird. 

Wie  viel  Glauben  es  einem  Zeugen  beimessen  will,  hängt  von  dem 
Ermessen  des  Schiedsgerichtes  ab.  Auch  bei  dem  Beweise  durch  Kunst- 
verstänJige  ist  es,  wie  überhaupt  im  ganzen  Verfahren,  an  die  Regeln 
des  Gerichtsordnung  nicht  gebunden* 
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Die  Reihenfolge  und  Zahl  der  Reden  und  Gegenreden  bestimmt 
der  Obmann  des  Schiedsgerichtes.  Im  steht,  sowie  auch  den  Schieds- 
richtern, das  Recht  der  jederzeitigen  Fragestellung  an  die  Parteien  und 
deren  Vertreter,  an  die  Zeugen  und  Sachverständigen  su. 

Ueber  alle  im  Verlauf  des  Processes  zur  Entscheidung  gelangenden 
Fragen  isr,  sofern  es  sich  nicht  lediglich  um  die  Handhabung  der  Dis- 
ciplin  handelt  (§  30),  in  der  durch  §  33  vorgezeichneten  Art  ein  Beschluss 
■zu  fassen. 


Unter  „die  Auslagen",  für  welche  nach  §  43  die  Taxen  als  Vergütung 
anzusehen  sind,  werden  alle  dem  Schiedsgerichte  als  solchem  und  den 
einzelnen  Mitgliedern  erwachsenden  Kosten  verstanden  (§§  8,  44). 

Als  Grundsalz  für  die  Bestimmung  der  Taxe  wird  aufgestellt,  dass 
sie  sich  nach  der  Höhe  des  eingeklagten  Betrages,  respective  dem  Werthe 
der  eingeklagten  Forderunq'  (§  2)  zu  richten  hat,  und  zwar  dass  der 
Satz  bei  Beträgen  bis  zu  100  fl.,  dann  über  100  bis  3(>0  d.,  über  300 
bis  r,00  fl,,  öber  600  bis  1000  fl.  im  Verhältnisse  von  1  zu  2,  zu  3,  zu  4 
und  über  1000  fl.  för  je  weitere  500  fl.  um  die  einfache  (geringste)  Taxe 
steigt,  wobei  ein  Rest  unter  600  fl.  für  voll  zu  rechnen  ist. 

öeber  die  einlaufenden  Taxen  wird  abgesonderte  Verrechnung 
geführt  werden  und  die  Jahresrechnung  der  Gruppe  der  Tran  Sportunter- 
nehmungen niitgetheilt. 


Bei  der  Verabfolgun-fr  von  Diäten  soll  die  Zahl  der  Verhandlunt^en, 
bei  welchen  ein  Schiedsrichter  intervenirte,  als  Cynosur  angenommen 
werden. 

Der  Obmann  erhalt  in  der  Regel  das  Doppelte  des  einfachen,  dem 
Schiedsrichter  zuerkannten  Betrages. 

Unter  baaren  Auslagen  werden  nur  die  Geböhren  für  solche  Fahrten 
der  Mitglieder  des  Schiedsgerichtes  verstanden,  welche  im  Interesse 
einer  der  streitbaren  Parteien  uniernommen  weiden  müssen,  z,  B.  behufs 
Vornahme  eines  Augenscheines.  Zehrgelder  oder  Diäten  im  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes  werden  nicht  verabfolgt. 

Ueberhaupt  werden  den  Schiedsrichtern  andere  Kosten  als  die  hier 
bezeichneten,  nicht  vergütet. 


Zu  §  43. 


Zu  %  44. 


Zu  §  46. 


Vergleiche  Eriftuterung  zu  §  9. 


Q* 
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Zu  §  46. 

Die  einmal  erlegte  Taxe  wird  in  keinem  Italic  zurückgestellt  and 
piebt  selbst  die  Zurückziehung  der  Klage  vor  Beginn  der  Verhandlung 
keinen  Atispruch  auf  Rückerstattung  der  Taxe, 

Zu  den  Kosten  der  Beweiserhebung  .sind  auch  die  von  den  beugen 
angesprochenen  und  vom  Schiedsgerichte  liquidirten  Kosten  zu  reebnen. 

Die  Höbe  des  im  Sinne  des  Absatz  3  dieses  Paragraphen  von  der  Partei 
zu  leistenden  Vorschusses  wird  von  Fall  zu  Fall  vom  Schiedsgerichte  durch 
Beschluss  festgestellt. 


Beilaocn-Inhalt. 

(Weisser  Schnitt.) 


L  K  isenbahnbetriebsordnung     (kaiscrl.    Verordnung    vom  s*'*« 
liL  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  de  1852)   3 

II.  Haftpflichtgesetz  (Gesetz  vom  März  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  27^  betreffend  die  Haftung  der  Eisenbahnunternehmungen 
für  die  durch  Ereignungen  auf  Eisenbahnen  herbeigeführten 
körperlichen  Verletzungen  oder  Tödtungen  von  Menschen)  .    .  M 

III.  Eisenbahnconcessionsgesetz  (Verordnung  des  Ministe- 
riums für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten,  vom 
LL  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238^  betreffend  die  Ertheilung 

von  Concessionen  für  Privateisenbahnbauten)  äfi 

IV.  Localbahngesetz  (Gesetz  vom  2^  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr. 66, 
betreffend  die  Zugeständnisse  und  Begünstigungen  für  Local- 
bahnen) «)  42 

V.  Oesterr.  Enteignungsgesetz  (Gesetz  vom  18*  Febr.  1878, 
R.  G.  Bl.  Nr.  30,  betreffend  die  Enteignung  zum  Zwecke  der 
Herstellung  und  des  Betriebes  von  Eisenbahnen)  4fi 

VI.  Ungar.  Expropriationsgesetz  (LV.  Gesetzartikel  de  18()8)  G2 
VII.  Oesterr.  Eisenbahnbüchergesetz  (Gesetz  vom  LS»  Mai 

l!?74,  R.  G.  Bl.  Nr.  70^  betreffend  die  Anlegung  von  Eisen- 
bahnbüchern, die  Wirkung  der  an  einer  Eisenbahn  eingeräumten 
Hypothekarrechte  und  die  bücherliche  Sicherung  der  Pfand- 
rechte der  Besitzer  von  Eisenbahn-Prloritälsobligationen)     .    .  84 

Vlll.  Ungar.  Eisenbahnbüchergesetz  (I.  Gesetzartikel  de  1868, 
über  die  abgesonderte,  centralisirte,  grundbücherliche  Ein- 
tragung der  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  befindlichen 
Eisenbahnen  und  Canäle)  IM 

•   -f 


1)  Veränderung  während  des  Druckes:  Die  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  wurde  zufolge  Gesetzes  vom  2iL  Decembcr  1884,  R.  G.  Bl. 
Nr.  20J,  bis  zum  L  lull  188(1  verlängert. 
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IX.  Projectsverfassungsverordnung  (Verordnung  des  Han-  ^"'^ 
delsministeriums  vom      Januar  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  li)^  betreffend 

die  Verfassung  der  auf  Eisenbahnen  bezüglichen  Projecie  und 

die  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen)  l_Ld 

X.  I-ocalbahnverordnung  (Verordnung  des  Handelsministe- 
riums vom  25L  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  57^  womit  in  theilweiser 
Abänderung  der  Verordnung  vom  2iL  Januar  1879,  R.  G.  Bl. 
Nr.  19^  Erleichterungen  hinsichtlich  der  Verfassung  und  com- 
missionellen  Behandlung  der  Projecte  für  Localbahnen  und 
•Schleppbahnen  eingeführt  werden)  läii 

XI.  Organisationsstatut  der  Staatsbahnen  (Verordnung  des 
Handelsministers  vom  2iL  Juni  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  103.  betreffend 
die  Organisation  der  Staaiseisenbahnverwaltung  in  den  im  Reichs- 
rathe  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  sowie  die  Stand- 
orte der  in  Gemässheit  dieser  Organisation  zu  errichtenden 
Eisenbahnbetriebsdirectionen)  1  ^.'> 

XII.  Organisation  der  k.  k.  General-I  nspection  der  österr. 
Eisenbahnen  (Verordnung  des  Handelsministeriums  vom  2fi* 
August  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  IIG)  IßÄ 

XIII.  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  der  k.  k.  Ge- 
neraldirection  der  österr.  Staatsbahnen  und  der  k.  k. 
Genera  I  - Inspection  der  österr.  Eisenbahnen  (Ver- 
ordnung des  Handelsministers  vom  15.  Juli  1884,  R.  G.  Bl. 

Nr.  122)  IM 

XIV.  Betriebsreglement  (Verordnung  des  Handelsministers  vom 

liL  Juni  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  75)  IHÜ 

XV.  Statut,  betreffend  die  Errichtung  von  Schiedsgerichten  für 
Streitigkeiten  aus  dem  Frachtgeschäfte  der  Eisen- 
bahn- und  Dampfschifffahrtsgesellschaften   ....  '220. 


Bibliothek  des  Eisenbahnwesens. 


In  zwanglosen  Banden.  Jeder  Band  einzeln  käuflich. 

Wer  gegenwärtig  im  sechzigsten  Lebensjahre  steht,  ist  so  alt  wie  die 
erste  Locoinotiv>£isenbahn  der  Welt,  und  kann  sagen,  dass  das  Eisenbahnwesen 
wenigstens  eine  Zeitlang  als  Zeitgenosse  mit  ihm  gewachsen  ist.  Des  Sechzig« 
jährigen  Wachsthum  ist  freilich  ISnj^st  vorüber,  war  auf  eine  kurze  Reihe  von 
Jahren  durch  die  Natur  begrenzt.  Das  Eisenbahnwesen  iiatte  dagegen  bis  jetzt 
keine  zeitliche  Grenze  im  Wachstbume,  blieb  nicht  stille  stehen,  sondern  wuchs 
und  wuchs  und  entwicicehe  sich  auf  eigene  Faust  in  einer  Weise,  wie  es  wohl 
von  keiner  Seite  geahnt  wurde. 

Heute  beherrscht  die  Eisenbahn  das  gesammte  moderne  Leben,  tief 
eingreifend  in  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Staates,  der  Handels»  und 
N'erkehrswelt,  der  Familie  und  des  Einzelnen.  Ein  Segenspender  für  alle  Kreise, 
bai  die  Eisenbahn  den  Unterschied  zwischen  Hoch  und  Niedrig,  Vornehm  und 
Gering,  Reich  und  Arm,  ausgeglichen;  wer  sich  der  Eisenbahn  bedient,  fährt 
in  demselben  Zuge  gleich  weit,  gleich  schneit,  ob  er  nun  ein  FQrst  Ist  oder 
dem  Arbeiterstande  angehört;  das  aufgegebene  Gut  wird  ebenso  gut  gefahren, 
ob  es  die  .\rbeit  fleissiger  Menschenhände  oder  titanenhafter  r>amptlu*aft,  oder 
ob  es  Frucht  des  Erdbodens  oder  menschlicher  Gedankenarbeit  ist. 

Aber  nicht  nur  die  frohere  Gestaltung  der  Dinge  auf  unwiderstehliche 
Weise  verändernd,  hat  die  Eisenbahn  sich  Bahn  gebrochen;  sie  hat  vielmehr 
sich  selbst  ein  eigenes  individuelles  Dasein  geschaffen,  das  von  dem  Fach- 
mann mit  Bewusstsein  erkannt,  von  dem  Laien  gefühlt  wird,  und  da»  mit 
dem  Massstabe,  der  an  andere  gewöhnliche  Dinge  gelegt  werden  kann,  gar 
nicht  messbar  ist.  So  hat  sie  gegenwartig  ihre  eigene  Technik,  ihr  eigenes 
Recht,  ihren  eigenen  Verkehr,  ihre  eigenen  commerciellen  Beziehungen,  ihre 
eigene  Verwaltung,  ihre  eigene  Uucbtührung  u.  s.  w. 

Der  complicine  Mechanismus  einer  Eisenbahn  erheischt  zu  dessen  Ver 
ständnissein  eingehendes  Studium  der  einzelnen  Functionen  des  Apparates,  wenn 
man  den  ganzen  Mechanismus  wOrdlgen  und  richtig  beurtheilen  will. 

Man  begreift  daher  auch,  dass  der  Ruf  nach  der  Möghcbkeit,  aus  der 
Kenntniss  und  der  Erfahrung  Anderer  sein  eigenes  Wissen  ergänzen  zu  können, 
bei  der  immer  wachsenden  Theilong  der  Arbeit  und  Individualisirung  der  Dienst- 
zweige in  Eisenbahnfachkreisen  immer  dringender  wird :  und  man  findet  es  ferner 
sehr  begreitlich,  das  Jeder,  der  mit  der  Eisenbahn  irgendwie  in  Berührung  kommt, 
nicht  vor  Räthseln  stehen,  sondern  das  Fühlen  in  Erkennen  verwandeln  und 
mit  eigenen  Augen  sehen  will,  wie  die  Dinge  gestaltet  sind,  um  den  grossen 
\'erkehrsfactor  auch  zu  verstehen,  wenn  es  sich  um  die  eigensten  Inter- 
essen handelt. 

Wir  sehen  uns  demnach  veranlasst,  diesem  wahrhaft  grossen  und  in 
der  Natur  der  Sache  begründeten  ßedarfnisse  Rechnung  zu  tragen,  und  haben 

uns  entschlossen,  dem  Eisenbahnwesen  und  der  PuMicistik  auf  diesem 
Gebiete  eine  eigene  Statte  zu  gründen.  Wir  beabsichtigen  in  der  „Bibliothek 
des  Eisenbahnwesens'*  dem  Fachmanne,  sowie  Allen,  die  an  dem  Leben 
und  Treiben  der  Eisenbahnen  ein  Interesse  haben,  die  Mittel  zu  bieten,  Rath 
und  Belehrung  zu  holen,  sobald  und  wo  sie  gebraucht  werden. 

Die  verschiedensten  Gebiete  des  Eisenbahnwesens,  seien  es  ökonomische 
oder  politische  Fragen,  oder  Probleme  der  Wissenschaft  und  Technik,  sollen 
aus  der  Feder  berufener  Fachmänner  Erläuterung  finden,  welche  für  Jeder- 
mann, der  mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  steht,  Iv'ützliches  wie 
Lehrreiches  bringen  soll.  Die  Ausgabe  der 

Bibliothek  des  Eisenbahnwesens  **' 

wird  in  zwanglosen,  selbstständigen  Bänden  Obereinstimmender  Ausstattung  er- 
folgen. Möge  das  Unternehmen  jeneAufnahme  finden,  die  seinem  Zwecke  entspricht. 

A.  Hartleben's  Verlag  in  Wien,  Pest  and  Leipzig« 
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GESCHICHTE  DtsllSENBAHNWESENS 

VOIl 

Dr.  Theodor  Haberer. 

10  Bogen.  Octav.  Eleg.  gebdn.  1  fl.  10  kr.  =  2  ht=2  Fr.  70  Cts.^^l  R.  20  Kop. 

B  a  XX  d  ZI. 
Das 

TARIFWESEN  DER  EISENBAHNEN 

bclricbsükünt)mische  Aul_;ahcn  r.nd  SlcUuDg 

im  wirthschaftlichen  u.  socialen  Staatsieben  der  Gegenwart 

von 

J.  F.  Sclireiber 

El«ttiibahii«CeBtraliiiap«etor. 
17  Bogen.  Octav.  Eleg.  gebdn.  2  fl.  20  kr.ass4  M.s5  Fr.  35  Cts. »2  R.  40  Kop. 

B  a  n  «1  TIT. 

HANDBUCH 

TELEGRAPHENDIENSTES  DER  EISENBAHNEN 

von 

A.  Prascii 

iDgeoieur. 
Mit  117  Abbildungen. 

11  Bogen.  Octav.  Eleg.  gebdn.  1  A.  65  kr.  «=3  M.s4  Fr.^l  R.  80  Kop. 

JB  a  n  cl  IV. 

REPETITORIÜM 

MATHEMATIK  UND  ELEKTRICITATS-LEHRE. 

Für  die  Bedürfnisse  der  Eisenbahn-Praxis  elementar  behandelt 

▼on 

J.  Krämer 

Xnfenteur,  Docentfllr  Elektrotedinlk  am  höheren  Cnrae  darForibildniigielinle  fttrBUenbaiiii- 

TieamtP. 

Mit  127  Abbildungen. 

12  Bogen.  Ociav.  Eleg.  gebdn.  1  fl.  65  kr.=3  M.=4  Fr.=l  R.  8Ü  Kop. 


A.  Hattlebea'a  Verlag  in  Wien«  Pest  und  Leipzig. 


A.  Hartleben's  Elektro-technische  Bibliothek. 


Alt  über  300O  Illustrationen.    I»  Bänden,  geheftet  ä  i  fl.  6$  I  -  Mark  —  4  Francs  ^ 

I  R.  80  iCop.;  eleg.  geb.  ä  a  fl.  ao  ■  s  Mark  -  5  "Fr.  35  Cis.  -  a  R.  40  Kop.  —  Jeder 

Uand  ist  fiir  sich  vollkoiuiitcii  abgeschlossen  und  einzeln  käuflich. 

Inhalt  der  Sammlung: 

l.Bancl.  Die  magnetelektrischen  und  dynamoelektrischen  Maschinen 
und  die  sogenannten  Secundär-Batterien,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  ihre  Con- 
struction.  Von  Gustav  Glaser-De  Gew.  Vierte  Auflage.  —  II.  Band.  Die 
elektrische  Kraftübertragung  und  ihre  Anwendung  in  der  Praxis,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  Fortleitung  und  Vertheilung  des  elektrischen  Stromes. 
Von  Eduard  Japing.  Zweite  Auflage.  —  III.  Band.  Das  elektrische  Licht. 
Von  Dr.  A.  V.  Urbanitzky.  Zweite  Auflage.  —  IV.  Band.  Die  galvanischen 
Batterien,  Accumulatoren  und  Thermosäulen.  Eine  Beschreibung  der  hydro- 
und  thermoelektrischen  Stromquellen,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse 
der  Praxis.  VonW.  Ph.  Hauck.  Zweite  Auflage.  —  V.  Band.  Die  Verkehrs- 
Telegraphic,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis.  Von 
J.  Sack.  —  VI.  Band.  Telephon,  Mikrophon  und  Radiophon,  mit  beson- 
derer Rücksicht  auf  ihre  Anwendungen  in  der  Praxis.  Von  Theodor  Schwartzc. 
Zweite  Auflage.  —  VII.  Band.  Die  Elektrolyse,  Galvanoplastik  und  Rein- 
metallgewinnung, mit  besonderer  Rücksicht  auf  ihre  Anwendung  in  der  Praxis. 
Von  Eduard  Japing.  Zweite  Auflage. —  VIII.  Bd.  Die  elektrischen  Mess- 
und  Präcisions -Instrumente.  Ein  Leitfaden  der  elektrischen  Messkunde.  Von 
A.  Wilke.  Zweite  Auflage. —  IX.  Band.  Die  Grundlehren  der  Elektricität, 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  ihre  Anwendungen  in  der  Praxis.  Von  W.  Ph.  Hauck. 
—  X.  Band.  Elektrisches  Formelbuch  mit  einem  Anhange,  enthaltend  die 
elektrische  Terminologie  in  deutscher,  französischer  und  englischer  Sprache. 
Von  Prof.  Dr.  P.  Zech.  —  XI.  Band.  Die  elektrischen  Beleuchtungs- 
Anlagen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  praktischen  Ausführung.  Von 
Dr.  A.  V.  Urbanitzky.  Zweite  Auflage.  —  XLI.  Band.  Die  elektrischen 
Einrichtungen  der  Eisenbahnen  und  das  Signalwesen.  Von  L.  Kohl- 
fürst. —  Xm.  Band.  Die  elektrischen  Uhren  und  die  Feucrwehr- 
Telegraphie.  Von  Dr.  A.  Tobler.  —  XIV.  Band.  Die  Haus-  und  Ilotel- 
Telegraphie.  V^on  O.  Ganter.  —  XV.  Band.  Die  Anwendung  der  Elek- 
tricität für  militärische  Zwecke.  Von  Dr.  Fr.  Wa  echt  er.  —  XVI.  Band.  Die 
elektrischen  Leitungen  und  ihre  Anlage  für  alle  Zwecke  der  Praxis. 
Von  J.  Zacharias.  —  XVII.  Band.  Die  elektrische  Eisenbahn  bezüglich 
ihres  Baues  und  Betriebes.  Von  Josef  Krämer.  —  XVIII.  Band.  Die  Elektro- 
Technik  in  der  praktischen  Heilkunde.  Von  Prof.  Dr.  Rudolf  Lewan- 
dowski.  —  XIX.  Band.  Die  Spannungs-Elektricität,  ihre  Gesetze, 
Wirkungen  und  technischen  Anwendungen.  Von  I'rof.  K.  \V.  Zenger.  — 
XX.  Band.  Die  Weltliteratur  der  Elektricität  und  des  Magnetismus, 
1860  bis  1883.  Von  Gustav  May.  —  XXL  Band.  Die  Motoren  der  elektri- 
schen Maschinen  mit  Bezug  auf  Theorie,  Construction  und  Betrieb.  Von 
Theodor  Schwartzc.  —  XXIL  Band.  Die  Generatoren  hochgespannter 
Elektricität.  Von  Prof.  Dr.  J.  G.  Wallentin.  —  XXIIL  Band.  Das  Poten- 
tial und  seine  Anwendung  zur  Erklärung  elektrischer  Erscheinungen.  Von 
Dr.  O.  Tumlirz.  —  XXIV.  Band.  Die  Unterhaltung  und  Reparatur  der 
elektrischen  Leitungen.  Von  J.  Zacharias.  —  XXV.  Band,  Die  Mehr fach- 
Telegraphie  auf  Einem  Drahte.  Von  A.  E.  Granfeld.  —  XXVI.  Band. 

Die  Kabelte legrap hie.  Von  M.  JüUig.  —  u.  s.  w.  u.  s.  w. 
Die  Sammlung  ist  auch  in  Lieferungen  ä  30  Kr.  —  60  Pf.  1    80  Cts.       36  Kop.  nui... 
nach  zu  bezichen.  —  iilinbanddccken  pro  Band  40  Kr.       75  Pf.       1  Fr.  —  4';  Kop. 
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Durch  alle  Buchhandlungen  de»  In-  und  Aualandes  ni  be<teben: 

A.  Hartleben's 

Chemisch-technische  Bibliothek. 

Mit  vielen  Illusinilionen.  Jeder  Band  einzeln  ru  haben. 

l)tc  luer  angegebenen  Preise  v  -i  sich  fiir  gehcfiete  Kxcmr  '.cbuiiJen  pto  llmvi 

■H  Kr.    rf.  /iisclil.T  '  ftir  'Ich  I'-iiibnii 

fl,  M. 

1,  Band.  Mai  er,  Die  Ausbrüche,  Seele  und  Südweinc  1.  .  .  .  '  ^"        '  ' 

2.  Band.  Schonbcrg,  Spiritus-  und  Presshefe-Fabric: .         ^  Aufl. 
a.  Hand.  Gaber,  Die  Liqueur-Fabrication.  1^  Axit\.  ... 

^  Band.  Askinson,  Die  Parfumerie-Fabrication.      A  ifV 

Band.  Wiltner.  Die  Seifen-Fabrication.  A-  Aufl.    .  >  - 

iL  Band.  Rüdinger,  Die  Bierbrauerei   

L  Band.  Freijag,  Die  ZUndwaaren-Fabrication 

iL  Band.  Perl,  Die  Beleuchtungsstoffe    .  •  1 

IL  Band.  Andres.  DieFabrication  d.  Lacke.Fimisseu.  d. Siegellackes. 3  Aufl.  _ 

iSL  Band   Bersch,  Die  Easig-Fabrication.  2.  Aufl.  .  . 

LL  Band.  Ks  c  henhachcr,  Die  Feuerwerkerei.  L  A.ui\  

LL  Band.  Raufer,  Die  Meerschaum-  und  Bernsteinwaaren-Fabrication  .  -  - 

13.  Band.  Askinson,  Die  Fabrication  der  ätherischen  Oele 

LL  Band.  Krüger,  Die  Photographie  

ÜL  Band.  Dawidowsky,  Die  Leim-  und  Gelatine-Fabrication.  ^  Au 

Iii  Band.  Rehwald,  Die  StSrke-Fabrication.  i  Aufl  

iL.  Band.  Lehn  er,  Die  Tinten-Fabrication.  .\ufl  

lÄ.  Band.  Brunner,  Die  Fabrication  der  Schmiermittel.  'Ä.  Atifl. 

liL  Band.  Wiener,  Die  Lohgürberei  .  . 

2iL  Band.  Wiener,  Die  Weiasgärberei   

21,  Band.  Jodet,  Die  chemische  Bearbeitung  der  Schafwolle 
Band.  Husnik,  Das  Gesammtgebiet  des  Lichtdrucks.  iL  .  . 
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